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Das Verbot der Doppelbesteuerung. 
Von Dr. PatL SPEISER. 


ira) 


Die Berathungen der Bundesbehürden über die Behand- 
lung der Aktiengesellschatten in dem Gesetze betreffend Dop- 
pelbesteuerung haben eine bunte Mannigfaltigkeit von Vor- 
schlägen zu Tage gefördert, die sich zum Theile sehr scharf 
gegenüber stehen. Während der eine Vorschlag die Besteue- 
rung der Aktiengesellschaft, der andre die Besteuerung der 
Aktionäre allein gestatten will, schlägt der Bundesrath in 
vermittelnder Weise eine Theilung vor, indem der Aktionär 
den einbezahlten Betrag der Aktie als Vermögen und die 
Dividende bis auf 5 °/ als Einkommen versteuern, die Aktien- 
gesellschaft dagegen für das Vermögen, soweit es das ein- 
bezahlte Aktienkapital übersteigt, und für die Dividende, soweit 
sie 5 °/o übersteigt, der Vermögens- bezw. der Einkommens- 
steuer unterliegen soll. Es fehlt aber auch nicht an Stimmen, 
welche das Vorhandensein einer bundeswidrigen Doppelbe- 
steuerung bei gleichzeitiger Besteuerung von Aktiengesell- 
schaft und Aktionär überhaupt in Abrede stellen. 

Angesichts dieser Meinungsverschiedenheiten liegt die 
Frage nahe, ob die Schwierigkeit einer allgemein befriedigen- 
den Lösung dieser Aufgabe darin bestehe, dass die Natur der Ak- 
tiengesellschaft sich dem an sich klaren Begriffe der Doppel- 
besteuerung nicht leicht unterordnen lasse, oder eher darin, 
dass der Begriff der Doppelbesteuerung selber, wie er sich 
in der bundesrechtlichen Praxis entwickelt hat, kein klarer, 


sondern ein sehr anfechtbarer sei. 
Zeitschr. für schweizerisches Recht. Neue Folge VI. 1 


2 P. Speiser: 


Im Nachfolgenden soll die Frage der Doppelbesteuerung 
noch einmal geprüft und insbesondere der Nachweis versucht 
werden, dass die bisherige Auffassung der Doppelbesteuerung 
erheblicher Berichtigung bedarf, bevor die Frage ihrer An- 
wendung auf Aktiengesellschaften entschieden werden kann. 

Es scheint mir, dass die Lösung dieser Frage bisher viel 
zu einseitig mit Hilfe juristischer, speziell privatrechtlicher 
und bundesrechtlicher Begriffe versucht worden ist, während 
doch in einer Steuerfrage nur eine Kombination finanzwissen- 
schaftlicher und juristischer Begriffe zum Ziele führen kann. 

Freilich habe ich bei der vorliegenden Arbeit als grossen 
Mangel empfunden, dass das Steuerwesen unserer Kantone 
der wissenschaftlichen Betrachtung bisher wenig gewürdigt 
worden ist und dass die Mannigfaltigkeit der Entwicklung 
die Aufstellung allgemeiner Gesichtspunkte erschwert. Eine 
eingehende Darstellung des Steuerwesens der einzelnen Kan- 
tone konnte hier nicht gegeben werden; wenn desshalb im 
Nachfolgenden von kantonalen Steuervorschriften gesprochen 
wird, so sind darunter nur Durchschnittsgrundsätze verstan- 
den, die «in einer grössern Zahl von Kantonen gelten. 


I 
Der Begriff des Steuerobjektes. - 


Nach dem Entwurfe des Bundesgesetzes soll Doppel- 
besteuerung vorliegen, wenn dasselbe Steuerobjekt von zwei 
oder mehr Kantonen einer direkten Steuer unterworfen wird. 
Direkte Steuern sind nach dem Entwurfe die Vermögenssteuer, 
die Einkommens- oder Erwerbssteuer und die Erbsteuer. 

Zu einer richtigen Auffassung der Frage ist es also noth- 
wendig, sich über den Begriff des Steuerobjektes einerseits 
und über den Begriff der genannten drei direkten Steuern 
andererseits klar zu werden. 

Untersuchen wir zuerst an der Hand der Finanzwissen- 
schaft den Begriff Steuerobjekt. 

Was ist Steuerobjekt, was ist Objekt der Steuer? 

Man wäre geneigt zu antworten, Steuerobjekt sei bei 
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jeder Steuer das Vermügen des Steuersubjektes, denn es ist 
zweifellos, dass das Steuersubjekt durch jede Steuerzahlung 
sein Vermigen vermindert, entweder direkt, indem es durch 
die Zahlung sein Vermögen vermindert, oder indirekt, indem 
durch die Zahlung sein Vermögen wenigstens um den Betrag 
der Steuer nicht vermehrt wird. 

Allein in dieser Bedeutung hätte der Ausdruck Steuer- 
objekt gar keinen Werth; er könnte durch den Ausdruck 
Vermögen ersetzt werden, ja es wäre genügend, von Steuer- 
subjekten zu sprechen, da abgesehen von herrenlosem Gute 
jedes Vermögen durch ein Steuersubjekt vertreten ist. 

Der Ausdruck Steuerobjekt hat aber eine viel schärfere 
Bedeutung. Wir wissen, dass jedes Steuersystem aus der Kom- 
bination einer Mehrzahl von Steuern besteht, die sich da- 
durch von einander unterscheiden, dass sie das Vermögen 
der Steuerzahler je von einem besondern Gesichtspunkte 
treffen und für das öffentliche Wesen in Mitleidenschaft ziehen. 
Allerdings trifft jede Steuer in letzter Wirkung Vermögen, 
aber nur bei der reinen Vermögenssteuer ist das Vermögen 
selber Steuerobjekt, bei allen andern Steuern ist Steuerobjekt 
ein anderer Faktor. Der Ausdruck Steuerobjekt bezeichnet 
eben den Faktor, den Gesichtspunkt, von welchem aus ein 
Steuersubjekt zu einer bestimmten Steuer herangezogen wird; 
wir suchen also, wenn wir das Charakteristische einer Steuer 
zu erkennen wünschen, das Objekt der betreffenden Steuer, 
das Steuerobjekt möglichst scharf festzustellen.') 

Bei der Aktivbürgersteuer ist Steuerobjekt die Eigen- 
schaft, Aktivbürger zu sein; bei der Vermögenssteuer ist 
Steuerobjekt der Vermögensbesitz, bei der Einkommenssteuer 
das Einkommen; Steuerobjekte können auch sein einzelne 
Bestandtheile des Vermögens, wie Grund und Boden, Werth- 
papiere, Pferde, Hunde, Kutschen u. s. w.; ebenso einzelne 


1) Adolf Wagner (Finanzwissenschaft II. S. 154, Handbuch, von 
Schönberg IL 8. 156) definirt „Steuerobjekt ist der Umstand, dessentwegen, 
und insbesondre die Sache, für welche (wegen des Besitzes, Verbrauches 
derselben u, s. w.) die Steuer zu zahlen ist.“ 
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Bestandtheile des Einkommens, wie Miethzinse, Dividenden, 
Besoldungen u. s. w. | 

Es wird sich zeigen, dass die Entwicklung der bundes- 
rechtlichen Praxis in der Frage der Doppelbesteuerung bei 
diesem Punkte in eine falsche Bahn gekommen ist, 


II. 
Der Charakter der Vermögens-, Einkommens- und Erbschaftssteuer. 


Nachdem wir den Begriff des Steuerobjektes festgestellt, 
ist der Charakter der drei Steuern, mit denen sich der Ent- 
wurf beschäftigt, näher zu betrachten. 

Die Vermögens-, die Einkommens- und die Erbschafts- 
steuer sind in der Gestalt, wie sie die schweizerischen Steuer- 
gesetze ausgebildet haben, moderne Schöpfungen; einzelne 
Kantone haben sie erst in der letzten Zeit eingeführt, und 
man betrachtet ihre Einführung als Errungenschaften auf dem. 
Gebiete socialen Fortschrittes. 

Was ist das Charakteristische dieser Steuern’? 

Wir können in der Entwicklung des Steuerwesens meh- 
rere Stadien unterscheiden.!) 

In der ersten Epoche wird der öffentliche Bedarf auf alle 
Personen gleichmässig vertheilt, jeder Kopf zahlt, das ist die 
Kopf- oder Personalsteuer, Steuersubjekt und Steuerobjekt. 
sind hier identisch. 

Später wird die Steuer auf die Güter vertheilt, Steuer- 
objekt wird zunächst Grund und Boden, sei es als landwirth- 
schaftliches Grundstück, sei es als städtische Liegenschaft; 
sodann werden auch die Mobilien durch Konsumsteuern, Zölle, 
Luxussteuern getroffen; aber immer ist das einzelne Ver- 
mögensobjekt, das einzelne Gut Steuerobjekt. 

Sodann entwickelt sich der Gedanke, der Steuer den 
Ertrag des Gutes zu unterwerfen; nicht die Grösse des Gutes. 
soll für die Steuer massgebend sein, sondern die Grösse des 
Ertrages desselben. 


1) Vgl. L. v. Stein, Finanzwissenschaft. 3. Auflage. S. 338. 
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Die weitere Entwicklung führt zur Besteuerung des Rein- 
ertrages, nur was dem Steuerpflichtigen nach Abzug der 
Kosten der Gewinnung bleibt, soll der Steuer unterworfen sein. 

Damit ist aber die Entwicklung noch nicht abgeschlossen. 

Die bisher festgestellten Stadien zeigen zwar schon die 
Richtung nach dem Ziele; wir sehen, wie allmälich an die 
Stelle des Grundsatzes gleicher Steuerpflicht aller Staatsan- 
gehörigen der Grundsatz der nach der Leistungsfähigkeit ab- 
gestuften Steuerpflicht tritt. Zuerst gleiche Steuer für jeden 
Kopf, dann Steuer im Verhältniss zum Besitze an Gütern, 
dann im Verhältniss zum Ertrage der Güter und im Verhält- 
niss zum Reinertrage. 

Aber diese Entwicklung ist doch erst dann vollendet, 
wenn an der Stelle der einzelnen Bestandtheile des Ver- 
mögens, und an Stelle der einzelnen Faktoren des Einkom- 
mens die abstrakten Begriffe des Vermögens und des Ein- 
kommens zu Steuerobjekten gemacht werden; erst durch die 
Verwendung dieser Begriffe als Steuerobjekte wird es mög- 
lich, die Steuer genau der wirthschaftlichen Leistungsfähig- 
keit der Steuerzahler anzupassen, denn nicht nach dem Be- 
sitze von Immobilien, Mobilien und Forderungsrechten be- 
misst sich die wirthschaftliche Stärke des Steuerzahlers, das 
sind ja nur seine Aktiva, sondern die Aktiva nach Abzug 
der Passiva, d. h, eben das Vermögen bestimmt die Steuer- 
kraft des Individuums. Ebenso beruht die Leistungsfähigkeit 
des Einzelnen nicht auf dem Ertrage seiner einzelnen Güter 
oder seiner Arbeitskraft, wenn jede dieser Ertragsquellen iso- 
dirt betrachtet wird, sondern nur die Zusammenfassung aller 
dieser Quellen zu dem abstrakten Begriffe des reinen Ein- 
kommens ermöglicht eine richtige Beurtheilung der wirth- 
schaftlichen Stärke des Individuums. Die individualisirende 
Richtung des modernen Steuerwesens bedarf also dieser neuen 
Steuerobjekte, des Einkommens bei der Einkommenssteuer, 
des Vermögens bei der Vermögens- und bei der Erbsteuer. 
Ein Hauptgrundsatz der modernen Steuerpolitik, die Progres- 
sion, kann überhaupt nur bei diesen modernen Steuerobjekten 
zichtig durchgeführt werden; die Progression ist die Ver- 





6 | P. Speiser: 


schärfung des individualisirenden Grundsatzes im Steuerwesen ; 
der wirthschaftlich Stärkere und Leistungsfihigere soll nicht 
nur mehr, er soll ein Mehrfaches an Steuer auf demselben 
Steuerobjekte entrichten. . 

Diese Steuern nun, die sich unmittelbar an ein Subjekt. 
anschliessen und die Steuer nach der wirthschaftlichen Ge- 
sammtkraft des Individuums bemessen, wie sie sich in seinem 
Gesammteinkommen oder in seinem Gesammtvermögen oder 
in einer Kombination von Beidem äussert, nennt die Wissen- 
schaft Subjektsteuern und stellt sie gegenüber den Objekt- 
steuern, welche sich unmittelbar an ein Vermögensobjekt. 
(Grund und Boden, Waaren, Werthpapiere u. s. w.) an- 
schliessen, oder an einen Einkommensfaktor (Naturalertrag, 
Lohn, Kapitalzins, Miethzins u. s. w.); denselben Unterschied 
drückt die Bezeichnung Personal- und Realsteuern aus. Man 
könnte die Subjekt- oder Personalsteuern auch abstrakte 
Steuern nennen, denn sie beruhen auf den abstrakten Be- 
griffen des Vermögens und des Einkommens; sie abstrahieren: 
von den konkreten Objekten, aus welchen sich das Ein- 
kommen und das Vermögen zusammensetzt, während bei den 
Objekt- oder Realsteuern die Steuer auf konkrete Objekte 
basiert wird; die Grundsteuer ruht auf der konkreten 
Liegenschaft, die Gewerbesteuer auf dem konkreten Umfange 
des Gewerbes oder auf dem konkreten Ertrage. Indessen 
dürften unsere schweizerischen Steuerzahler kaum geneigt 
sein, die progressive Einkommenssteuer als „abstrakte“ Steuer 
anzuerkennen. | 

Das Steuerwesen der meisten schweizerischen Kantone 
ist in das Stadium der Subjektsteuern gelangt, allerdings in 
langsamer Entwicklung. Während Baselstadt z. B. schon im 
Jahre 1840 die unter dem Namen „Handels-, Gewerbs-, Kapita- 
listen- und Beamtenabgabe“ bestehenden Objektsteuern!) durch 


1) Die Verwandlung der Handels-, Gewerbs-, Kapitalisten- und Be- 
amtenabgabe in eine Einkommens- und Erwerbssteuer mit Progression ist 
ein typisches Beispiel für den Uebergang von der Objektbesteuerung zur 
Subjektbesteuerang. Nach den Gesetzen von 1805 und 1823 zahlten , Waaren- 
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eine progressive Einkommenssteuer ersetzte, hat der Kanton 
Waadt erst im Jahre 1885 das System der Subjektsteuern 
in seiner Verfassung anerkannt, und der Kanton Genf steht 
mit seinen Droits d’enregistrement, seinen Taxes mobilières 
und immobilières noch heute wesentlich auf dem Boden der 
Objektbesteuerung, die das Steuersystem Frankreichs ist. 


händler und Fabrikanten von allen ihren Verkäufen nach dem Verkaufs- 
preis !/s°/, auf dem Verkaufspreis; Speditoren, Kommissionärs, Banquiers 
zahlen vom Ertrage ihrer Operationen ohne Abzug für allfallsigen Verlust 
an Debitoren, weil auch die Waarenhändler dafür nichts abziehen sollen, 
von 100 Fr. 3 Fr. Die handelnden Handwerker zahlen von den Waaren 
ihres Berufs anderthalb Batzen von 100 Fr., von fremden Waaren zwei- 
undeinhalb Batzen. Kapitalisten, das will sagen, die, so Geld am Zins 
haben, und Beamte, so wie jeder andre, von was Kunst, Profession oder 
Handwerk er seyn mag, zahlen von ihren Einkünften, Verdienst oder Be- 
soldung bis auf die Summe von 3000 Fr., von jedem hundert Franken 
Einen Franken; gleiche Abgabe ist von Mieth- und Lehenzinsen, von Liegen- 
schaften im In- und Auslande zu entrichten. Alle diejenigen, so über 
3000 Fr. Einkünfte, Verdienst oder Besoldung haben, zahlen von jedem 
hundert Franken ein Franken fünf Batzen. Wenn auch Kaufleute, oder 
Gewerbtreibende neben dem Handel Kapitalzinse oder andere Einkünfte 
von Aktien, Kommanditen, oder irgend ein Einkommen anderer Art haben, 
so haben dieselben auch davon die oben bestimmte Abgabe zu zahlen.“ 

Die Ungerechtigkeit dieses Systems schildert der Rathschlag zum Ge- 
setze von 1840 folgender Massen: 

n1) der Handelsstand wird hier ausschliesslich einer besondern und so 
bedeutenden Abgabe unterworfen, während alle andern Berufsklassen davon 
befreit sind. | 

„2) Es ist diese Abgabe unseres Erachtens ungerecht, weil sie keine 
Rücksicht darauf nimmt, ob der Handelsmann bei seinem Geschäfte ge- 
winnt oder verliert. Es wird somit nicht der Ertrag der Geschäfte, sondern 
die Thätigkeit des Kaufmanns versteuert, eine Besteuerung, die wohl sonst 
nirgends in der Welt stattfindet, als bei uns. Je thätiger der Kaufmann 
ist, je mehr muss er bezahlen, selbst wenn er nichts dabei verdient hat. 

n3) Die Abgabe führt dann zugleich wieder die grössten Ungleichheiten 
unter dem Handelsstande selbst mit sich. Denn der, welcher mit fremden 
Fonds arbeitet, muss ebenso viel zahlen, als der, welcher mit eignem Gelde 
sein Geschäft betreibt. Dadurch wird zugleich das Betriebskapital doppelt 
verabgabt, einmal vom Handelsgeschäft, gleich als wäre das Betriebskapital 
des Handelsmanns Eigenthum, und dann durch die Kapitalistenabgabe für 
die dem Kreditoren zu bezahlenden Zinsen. 

„4) Da ferner das Gesetz keinen Unterschied macht, ob Jemand sein 
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III. 
Verhältniss von Subjekt- und Objekisteuern. 


Es sind eben die verschiedenen Systeme des Steuerwesens 
in allgemeinen Zügen dargestellt worden. Die Entwicklung 
ging nun aber nicht in der Weise vor sich, dass eines der 
dargestellten Systeme das andere ganz verdringt hätte und 
an dessen Stelle getreten wire. Vielmehr zeigt sich, dass das 
neue Prinzip allerdings als tonangebendes bei der Schaffung 
neuer Steuern verwendet wird, aber gleichwohl die auf Grund 
früherer Prinzipien geschaffenen Steuern wenigstens theilweise 
beibehalten werden; es bestehen also jeweilen Steuern, die 
auf verschiedenen Systemen beruhen, neben einander. 

Es erklärt sich diess zunächst daraus, dass das Leben 
überhaupt nicht die blosse praktische Verwirklichung theore- 
tischer Wahrheiten ist; im Steuerwesen speziell zeigt sich, 
dass die Finanznoth einerseits zwar die Auffindung ncuer 
Steuerquellen bewirkt, aber anderseits die Zuschüttung der 
alten Quellen nicht immer zulässt. Der Hauptgrund der 
Erscheinung ist aber wohl der, dass sich die Ansicht Bahn 
gebrochen hat, ein richtiges Steuersystem beruhe nicht auf 
der einseitigen Durchführung eines Steuerprinzipes, sondern 
auf der zweckmässigen Kombination einer Mehrheit von Prin- 
zipien. 

Es ist allerdings schon wiederholt der „impöt unique“ 
als Ideal der Steuergesetzgebung aufgestellt worden, aber die 
Praxis der Gegenwart und der nächsten Zukunft kann dieses 
Ideal nicht als erstrebenswerth anselen. 

In den Steuergesetzen werden also bisweilen Objekt- und 
Subjektsteuern neben einander bestehen, die scheinbar den 
Steuerpflichtigen von demselben Gesichtspunkte aus belasten ; 


Geld drei und mehrere Male umsetzen muss, um zu dem gleichen Resultate 
zu gelangen, wie der, der es nur einmal umsetzt, so kann der Uebelstand 
eintreten, dass, wer ein Geschäft besitzt, das dreimaligen Umsatz bedarf, 
um einen Gewinn von Fr. 10,000 abzuwerfen, von diesem Gewinn dreimal 
mehr zahlen muss, als derjenige, der mit den gleichen Fonds durch ein 
Geschäft, das lange Termine zur Ausführung braucht, mittelst eines ein- 
zigen Umsatzes ebenfalls Fr. 10,000 gewinnt.“ 
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ja eine oberflächliche Betrachtung möchte sogar hier den 
ächten Thatbestand der Doppelbesteuerang gefunden haben. 
Ist es nicht ungerecht, ist es nicht Doppelbesteuerung, wenn 
gleichzeitig das Vermögen, als Gesammtheit, und ein Objekt 
des Vermögens, z. B. die Liegenschaft, besteuert wird, oder 
wenn eine Einkommenssteuer und gleichzeitig eine Miethzins- 
steuer oder eine Kouponssteuer besteht, oder wenn neben 
einer allgemeinen Erbschaftssteuer eine Handänderungssteuer 
erhoben wird, welcher auch die Liegenschaften beim Ueber- 
gange vom Erblasser an den Erben unterliegen ? 

Allein es ist leicht nachzuweisen, dass die Definition 
der Doppelbesteuerung, als der Konkurrenz einer Subjekt- 
steuer und einer Objektsteuer, ebensowohl von allgemein 
wissenschaftlichen Gesichtspunkten, als vom Standpunkte 
unseres Bundesrechtes aus unrichtig wäre. 

Sobald nämlich auf den Charakter einer Steuer Rück- 
sicht genommen wird — und eine wissenschaftliche Betrach- 
tung des Steusrwesens wird hiezu verpflichtet sein — so kann 
eine Bubjektsteuer niemals mit einer Objektsteuer zusammen- 
gezählt und eine Doppelbesteuerung gefunden werden; denn 
Ungleichartiges eignet sich nicht zur Addition. Nur Gleiches, 
nicht Aehnliches kann zusammengezählt werden. 

Jedes Falls aber hätten wir mit der Formel, dass gleich- 
zeitige Erhebung von Subjekt- und Objektsteuern Doppel- 
besteuerung sei, nicht die Forinel für die bundesrechtlich 
unzulässige Doppelbesteuerung gefunden. Denn da der Bund 
keinerlei Kompetenz gegenüber dem kantonalen Steuerrechte 
hat, so weit sich dasselbe innert den Schranken des eignen 
Kantons geltend macht, so würde uns eine Definition des 
Begriffs der Doppelbesteuerung, welche auf den materiellen 
Charakter der Steuern basiert, nichts nützen. Bundesrechtlich 
unzulässige Doppelbesteuerung muss eine solche Besteuerung 
sein, welche einem Gedanken der Bundesverfassung wider- 
spricht; da aber die Bundesverfassung keinen Satz über ma- 
terielles Steuerrecht enthält, so kann die bundeswidrige Doppel- 
besteuerung nicht auf dem Gebiete des materiellen Steuer- 
rechtes liegen, 
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Wir glauben auch nicht, dass die Bundespraxis und der 
Bundesgesotzgeber unter Doppelbesteuerung die Konkurrenz 
ähnlicher Subjekt- und Objektsteuern verstehe, denn die 
bundesrechtliche Definition hat jeweilen als Erforderniss der 
Doppelbesteuerung die Identität des Steuerobjektes aufge- 
stellt. Es wird sich aber allerdings zeigen, dass die Bundes- 
praxis in Folge einer zu wenig scharfen Auffassung des Be- 
griffs Steuerobjekt dazu gelangt ist, in einzelnen Verhält- 
nissen die Konkurrenz von Subjekt- und Objektsteuern im 
interkantonalen Verkehre als Doppelbesteuerung anzusehen, 

Betrachten wir daher noch etwas genauer die Hauptfälle 
der Konkurrenz von ähnlichen Subjekt- und Objektsteuern, 
also von scheinbarer Doppelbesteuerung. 


IV. 
Scheinbare Doppelbesteuerung. 


Eine scheinbare Doppelbesteuerung ist die gleichzeitige 
Erhebung einer Vermögenssteuer und einer Grundsteuer. In 
der That kann einen Liegenschaftsbesitzer hier die doppelte 
Steuerlast treffen, denn in beiden Steuern kommt die That- 
sache zum Ausdrucke, dass er eine Liegenschaft sein eigen 
nennt; allein das Steuerobjekt ist bei beiden Steuern ein ganz 
verschiedenes; denn Liegenschaft, Grund und Boden ist etwas 
ganz anderes, als Vermögen. Ist der Grundeigenthümer über- 
schuldet, so hat er kein Vermögen, auch wenn er die aus- 
gedehntesten Ländereien besitzt; er wird also der Vermögens- 
steuer nicht unterliegen; denn bei ihr ist nicht der Grund 
und Boden, sondern die wirthschaftliche Gesammtkraft des 
Individuums Steuerobjekt. 

Eben so wenig liegt Doppelbesteuerung vor, wenn neben 
der Einkommens- oder Erwerbssteuer eine Gewerbesteuer er- 
hoben wird, der die Gewerbe oder Geschäfte nach dem Um- 
fange ihres Betriebes oder ihrer Einrichtungen oder nach ihrem 
Umsatze, nach der Zahl ihrer Angestellten unterworfen sind, 
auch hier fehlt die Identität des Steuerobjektes. Bei der 
Einkommenssteuer ist Steuerobjekt das Gesammteinkommen, 
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die Vermehrung der wirthschaftlichen Leistungsfähigkeit des 
Individuums innerhalb der Steuerperiode; bei der Gewerbe- 
steuer ist Steuerobjekt der Umfang des Geschäftes oder der 
Ertrag des Geschäftes, zwei Verhältnisse, welche von dem 
Einkommen ganz verschieden sind; es kann Jemand einer 
grossen Gewerbesteuer unterliegen, ohne Einkommenssteuer 
zahlen zu müssen, weil das Geschäft keinen Gewinn ergeben 
hat oder weil der Geschäftsgewinn durch Privatverluste ab- 
sorbiert worden ist. 

Ferner liegt keine Doppelbesteuerung vor, wenn, wie 
diess in Baselstadt der Fall ist, der Eigenthümer von Ver- 
mögen der Vermögenssteuer unterliegt, aber die Zinsen seines. 
Vermögens auch als Einkommen versteuern muss; beide 
Steuern lasten auf dem Vermögen, insofern sie das Ver- 
mögen des Steuerzahlers verkürzen, aber das Steuerobjekt ist 
eben nicht dasselbe. 

Dass die gleichzeitige Erhebung einer Einkommenssteuer 
und einer Patenttaxe für Wirthschaften den Wirth nicht einer 
Doppelbesteuerung unterwerfe, ist wohl allgemein anerkannt. 

Endlich wird auch die gleichzeitige Erhebung einer Erb- 
steuer auf der reinen Hinterlassenschaft und einer Handände- 
rungssteuer auf den in der Hinterlassenschaft befindlichen 
Liegenschaften keine Doppelbesteuerung sein; denn im ersten 
Falle ist Steuerobjekt der Uebergang reinen Vermögens in 
eine neue Vermögenssphäre, im zweiten Falle der Uebergang 
von Grund und Boden an einen neuen Eigenthümer. 

Dass ein Steuersystem, das ähnliche Subjekt- und Objekt- 
steuern in hohem Betrage konkurrieren lässt, drückend wird,. 
und überhaupt nicht empfehlenswerth ist, darf wohl zuge- 
geben werden, aber die Waffe des Begriffs der Doppelbe- 
steuerung ist gegen dasselbe unwirksam. Hier entscheidet. 
die Steuerpolitik, nicht das Steuerrecht. 


V. 
Wirkliche Doppelbesteuerung. 


Wenden wir die Ergebnisse dieser Erörterungen zur Fest- 
stellung der Fälle an, wo der Bund die Doppelbesteuerung kraft. 





12 P. Speiser : 


Bundesrechtes zu verbieten befugt ist, so ergiebt sich, dass 
der Bund einzuschreiten hat, wenn das nämliche Steuersubjekt 
von zwei oder mehr Kantonen für das nämliche Steuerobjekt 
besteuert wird. 

Theoretisch liesse sich eine solche Doppelbesteuerung in 
weitem Umfange denken; es wäre ja denkbar, dass ein Kanton 
seine Vermögenssteuer oder seine Einkommenssteuer auf jeden 
ausdehnen wollte, der in einem bestimmten Momente auf 
seinem Gebiete sich befindet, wie auch denkbar wäre, dass 
ein Kanton gewisse Objektsteuern (z. B. Luxussteuern) 
von seinen Angehörigen erheben wollte, auch wenn das be- 
treffende Steuerobjekt nicht auf ihrem Gebiete sich befände. 
Allein im Allgemeinen ist die Steuerkompetenz der Kantone 
eine unbestrittene; für die Subjektsteuern gilt die Steuerhoheit 
des Kantons, wo das Steuersubjekt seinen Wohnsitz hat, für 
die Objektsteuern ist der Kanton kompetent, wo die, die 
Steuer begründende Thatsache eintrifft. 

In Folge der Anerkennung dieser Grundsätze sind die 
Fälle von Kollision verhältnissmässig selten, und wären noch 
seltener gewesen, wenn sich die Bundespraxis richtiger ent- 
wickelt hätte. 

Die Kollisionen, die zu Doppelbesteuerung führen, knüpfen 
sich meistens an die Subjektsteuern, weil der hier entscheidende 
Faktor des Wohnsitzes in gewissen Ausnahmsverhältnissen 
zu Zweifeln Anlass bietet, im Steuerrecht so gut wie im 
Civilrechte. 

Solche besondere Verhältnisse sind z. B.: 

Das Steuersubjekt ist bevormundet, hat aber seinen Wohn- 
sitz nicht in dem Kantone, der die Vormundschaft ausübt; 
Steuerobjekt ist das Vermögen oder das Einkommen des 
Mündels; auf dasselbe Steuerobjekt erhebt der Wohnsitz- 
kanton und der Kanton, der die Vormundschaft ausübt, den 
Steueranspruch. Die Bundesbehörden haben zu entscheiden. 

Das Steuersubjekt verlegt während der Steuerperiode 
den Wohnsitz aus einem Kanton in den andern; beide Kantone 
erheben in Bezug auf dasselbe Steuerobjekt Steueransprüche 
für die ganze Steuerperiode; die Bundesbehörden werden zu 
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entscheiden haben; denn es widerspricht dem Rechte der 
freien Niederlassung, dass seine Ausübung zu doppelter Steuer: 
last führe. 


VI. 


Die Vermögenssteuer gegenüber auswärtigen Liegenschaftsbesitzern ; 
der Schuldenabzug. 


Dass die Bundesbehörden in den oben angeführten Fällen 
eingreifen dürfen und müssen, ist zweifellos. 

Allein die Praxis der Bundesbehörden und der Gesetzes- 
entwurf zieht in den Kreis der unzulässigen Doppelbesteuerung 
noch ganz andere und praktisch viel bedeutsamere Verhält- 
nisse, nämlich die Besteuerung von Liegenschaften ausserhalb 
des Kantons wohnender Eigenthümer und die Besteuerung 
der Aktiengesellschaften. 

Der bezüglich der Besteuerung von Liegenschaften auf- 
gestellte Grundsatz ist bis jetzt kaum je in seinem Haupt- 
inhalte angefochten worden, wohl aber hat seine Anwendung 
auf Nebenfragen (Schuldenabzug) zu Schwierigkeiten geführt, 
welche die Richtigkeit des Prinzips in Zweifel zu ziehen 
erlauben. 

Ich werde versuchen, zu zeigen, dass der Grundsatz, 
wonach „Liegenschaften und die aus ihnen fliessenden Ein- 
künfte nur in dem Kantone mit (direkter) Steuer belegt 
werden dürfen, in dessen Gebiete das betreffende Grundstück 
liegt,“ unrichtig ist, und dass durch seine Anerkennung die 
Frage der Doppelbesteuerung in die falsche Bahn gekommen ist.) 

Die Bundespraxis verbietet den Kantonen die Besteuerung 
ihrer Angehörigen für Vermögen, das in ausserkantonalen 
Liegenschaften angelegt ist; dagegen gestattet sie ihnen die 
Besteuerung von Angehörigen anderer Kantone (resp. von 
Ausländern), welche im Kantone Liegenschaften besitzen, für 
das Liegenschaftsvermögen; der entsprechende Grundsatz gilt 
für die Einkommenssteuer; beide Grundsätze werden gerecht- 


1) Ich will nicht verschweigen, dass das deutsche Gesetz wegen Be- 
seitigung der Doppelbesteuerung v. 1. Mai 1870 denselben Grundsatz aufstellt. 
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fertigt mit der Nothwendigkeit, Doppelbesteuerung zu ver- 
hindern. | 

Allein die Prüfung der Verhältnisse an der Hand der 
oben aufgestellten Grundsätze ergiebt, dass der Gesichtspunkt 
der Doppelbesteuerung hier gar nicht zutrifft. 

Die Kantone unterwerfen in ihren Gesetzen über Ver- 
mögenssteuer dieser Steuer zunächst die Kantonsangehörigen 
für ihr sämmtliches bewegliches und unbewegliches, in und 
ausser dem Kanton befindliches Vermögen. Hier handelt es 
sich um eine Subjektsteuer; Steuerobjekt ist der abstrakte 
Begriff des Vermögens, die ganze wirthschaftliche Kraft, 
welche mit dem Besitze von Geld und Geldeswerth nach 
Abzug aller Verpflichtungen verbunden ist. 

Der Vermögenssteuer wird sodann ferner unterworfen 
alles unbewegliche Vermögen auswärts Wohnender. Was ist 
aber hier Steuerobjekt? Nicht der abstrakte Begriff des Ver- 
mögens, denn das Vermögen kann nicht aus der Schätzung 
eines Bestandtheils des Gesammtvermögens ermittelt werden, 
sondern Steuerobjekt ist die betreffende Liegenschaft, also 
eine konkrete Sache. Mithin ist die sog. Vermögenssteuer, 
angewandt auf Liegenschaften auswärts Wohnender eine ganz 
andere Steuer, als die wirkliche Vermögenssteuer der Kan- 
tonsangehörigen; diese ist eine Subjektsteuer, jene eine Ob- 
jektsteuer; diese richtet sich nach der wirthschaftlichen Ge- 
sammtlage des Individuums, jene nach einem Faktor, der für 
die subjektive Steuerkraft des Individuums nicht massgebend 
ist; denn es kann jemand eine Liegenschaft besitzen, und doch 
vermögenslos sein, ebenso gut, wie jemand viel Vermögen 
besitzen kann, aber keine Liegenschaft. 

Die meisten Steuergesetze geben nun zwar der richtigen 
Erwägung, dass Liegenschaft nicht nothwendig Vermögen 
bedeute, selber Ausdruck, indem sie den Fall ins Auge fassen, 
dass auf der Liegenschaft des auswärtigen Eigenthümers 
Schulden haften; allein die bezüglichen Bestimmungen dienen 
nur zur Verdeutlichung der Unrichtigkeit des Standpunktes.!) 

Vorerst ist darauf hinzuweisen, dass alle Gesetze nur 


1) Vgl. Zürcher, Verbot der Doppelbesteuerung, Seite 23 flgde. 
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von den Hypothekarschulden sprechen, während doch denk- 
bar ist, dass anch der Eigenthümer einer hypothekenfreien 
Liegenschaft so viele unversicherte Schulden hat, dass er als 
vermögenslos bezeichnet werden muss; nun, dieser Fall mag 
selten sein und keine Riicksicht des Gesetzgebers verdienen. 
Aber wie ist es bei den Hypothekarschulden? 

Einige Kantone gestatten den Abzug der ganzen Hypo- 
thekarschuld bei der Berechnung der Steuer; andere gestatten 
den Abzug nicht; beide Bestimmungen sind gleich unrichtig, 
denn die Thatsache, dass auf einer Liegenschaft Hypotheken 
haften, spricht weder für, noch gegen die Thatsache, dass 
der Eigenthümer Vermögen habe, und gewährt für die Höhe 
des Vermögens wohl einen Anhalt, ist aber nicht massgebend, 
sobald das Gesetz die Berücksichtigung des übrigen Ver- 
mögens nicht gestattet, 

Wieder andere Kantone gestatten zwar den Schulden- 
abzug, aber nur, sofern der Kreditor der Vurmögenssteuer 
im Kantone unterliegt; es ist aber für die Steuerkraft des 
Liegenschaftsbesitzers — und diese kommt ja bei der Ver- 
mögenssteuer in Betracht — völlig gleichgiltig, ob und wo 
der Kreditor sein Kapital versteuert. 

Zürich allein tritt dem Gesichtspunkte der Vermögens- 
steuer wirklich nahe, indem es bestimmt, dass die Schulden 
nur abgezogen werden dürfen, wenn der Pflichtige sich dar- 
über ausweist, dass die Liegenschaft im Verhältniss zum 
übrigen Vermögen nicht mit Hypotheken überlastet ist. Da- 
mit ist die Möglichkeit einer Berücksichtigung der allgemeinen 
Vermögenslage des Eigenthümers gegeben; allein es fragt 
eich, woher der Kanton Zürich das Recht nehme, ein Stück 
der vermögensrechtlichen Existenz eines Kantonsfremden auf 
sein Gebiet zu bannen, da doch für Subjektsteuern bundes- 
rechtlich das Princip des Wohnorts gilt und Auswärtige nicht 
einer Besteuerung nach dem Vermögen unterliegen können. 

Es zeigt sich also, dass in allen Kantonen ausser Zürich 
die sogen. Vermögenssteuer auf Liegenschaften Auswärtiger 
keine Vermögenssteuer, sondern eine Grundsteuer oder Liegen- 
schaftssteuer ist. 
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Was ergibt sich hieraus für die Frage der Doppel- 
besteuerung ? 

Wir nehmen an, ein Einwohner des Kantons Solothurn 
besitze im Kanton Basel eine Liegenschaft, und der Kanton 
Solothurn unterwerfe ihn nun für sein ganzes Vermögen ohne 
Abzug des Werthes des in Basel gelegenen Grundstückes 
der Vermögenssteuer, anderseits spreche aber Basel die Ver- 
mögenssteuer für den Werth der Liegenschaft an, 

Doppelbesteuerung liegt hier nicht vor, denn nur dem 
Namen nach unterliegt der Betreffende doppelter Vermögens- 
steuer, thatsächlich fordert nur Solothurn Vermögenssteuer, 
Basel aber Grundsteuer. 

Die Bundesbehörde sollte den Rekurrenten also nicht 
wegen Doppelbesteuerung schützen dürfen. 

Kann sie ihn aber gar nicht schützen ? Gewiss kann sie 
es, und zwar auf einem viel besseren Wege, 

Wenn es richtig ist, dass die Vermögenssteuer auf den 
Liegenschaften Auswärtiger eine Grundsteuer ist, so verletzen. 
alle kantonalen Steuergesetze, welche diese Bestimmung haben, 
gegenüber den Auswärtigen die bundesrechtlich geschützte 
Gleichheit vor dem Gesetze, sie unterwerfen die auswärtigen 
Liegenschaftsbesitzer einer Grundsteuer, während sie für die 
Kantonsangehörigen das System der objektiven Grundsteuer 
mit dem System der subjektiven Vermögenssteuer vertauscht 
haben. Es ist aber bundesrechtlich nicht zulässig, auf die 
blosse Thatsache auswärtigen Wohnsitzes ein besonderes 
Steuerrecht aufzubauen, Grundsteuer bei Auswärtigen, Ver- 
mögenssteuer bei Einheimischen zu erheben. Wollen die 
Kantone auf die Steuerquelle, welche in Grund und Boden 
liegt, nicht verzichten, so mögen sie eine allgemeine Grund- 
steuer festsetzen; eine solche ist neben der Vermögenssteuer 
wohl denkbar, ihr sind dann einheimische und auswärtige 
Liegenschaftsbesitzer unterworfen; wenn sie aber die Grund- 
steuer abschaffen, so muss dieselbe auch für die auswärtigen 
Grundbesitzer abgeschafft sein. 

Die Bundesbehörden hätten also den rekurrierenden Solo- 
thurner schützen können, aber nicht gegenüber dem Kanton 


Mm 
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Solothurn, sondern gegenüber dem Kanton Basel. Sie haben 
es nicht gethan; bei den ersten Rekursen wird der Gesichts- 
punkt der Verletzung der Rechtsgleichheit nicht berührt; er 
findet sich erst in Entscheiden des Bundesgerichts erwihnt 
und auch hier nicht in Bezug auf die Hauptfrage, ob ein 
Kanton überhaupt Auswärtige für ihre Liegenschaften der 
Vermögenssteuer unterwerfen dürfe, sondern nur in Bezug 
auf die Nebenfrage, ob der Kanton den Auswärtigen den 
Abzug der Hypothekarschulden verweigern dürfe, wenn er 
ihn den Einheimischen gestatte. Das Bundesgericht (Fall - 
Curti 1881. VII. 476, Baumann, 1881. VII. 204, Rüdlinger, 
1881, VII. 235) hat aber aus dem formellen Grunde, dass 
es nicht befugt sei, vor Erlass des Bundesgesetzes die Praxis 
ım Doppelbesteuerungsrechte weiter zu bilden, auf diesen Ge- 
sichtspunkt einzutreten verweigert, der Gesetzesentwurf er- 
kennt den Gesichtspunkt auch in Bezug auf den Schulden- 
abzug nicht an, sondern lässt den Kantonen die Freiheit, die 
sie auch ohne Gesetz bisher hatten, die Frage des Schulden- 
abzuges zu lösen, wie sie wollen. 

Dass die Bundesbehörden in der Frage der Besteuerung 
der Liegenschaften Auswärtiger nicht die oben als richtig 
dargestellte Entscheidung getroffen haben, lässt sich wohl 
begreifen; dieser Entscheid hätte die kantonale Steuergesetz- 
gebung empfindlich getroffen, die Kantone hätten entweder 
einen gewissen Theil ihres Gebietes für ihr Steuerwesen ein- 
gebüsst oder sie hätten wieder eine allgemeine Grundsteuer 
einführen müssen; die Bundesbehörden wagten nicht, die 
Kantone auf diesen Weg zu weisen. 

Es scheint auch jetzt nicht möglich zu sein, dass der 
grundsätzlich richtige Standpunkt anerkannt werde. Aber 
es liesse sich doch fragen, ob nicht ein einheitliches Gesetz 
wenigstens einheitliches Recht aufstellen sollte, wenn auch 
prinzipiell anfechtbares. 

Wie bereits gesagt, bietet der Entwurf keine Einheit, 
weil er in der wichtigen Frage des Schuldenabzugs das kan- 
tonale Recht ohne jede Einschränkung vorbehält, das ist doch 


ein gar zu dürftiges Ergebniss eines Bundesgesetzes. Will 
Zeitschr. für schweizerisches Recht. Neue Folge VI. 2 
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man die bisherige Praxis nicht aufgeben und die Besteuerung 
der Liegenschaften nach Territorialrecht ordnen, so sollte 
doch der oben dargestellte Gedanke des Zürcher Steuerrechtes 
zum Bundesrecht erhoben werden, dass beim Schuldenabzug 
die übrigen Vermögensverhältnisse des Eigenthümers zu be- 
rücksichtigen seien; Zürich nähert sich dem richtigen Ge- 
sichtspunkte, dass die Besteuerung der Liegenschaft auch 
für die Auswärtigen nicht Grundsteuer, sondern Vermögens- 
steuer sein soll, sofern der Kanton nicht eine allgemeine 
-Grundsteuer hat. 

Freilich bliebe auch diese Lösung dem bundesstaatlichen 
Gedanken noch ferne; wirkliches Bundesrecht wäre es, die 
wirthschaftliche Einheit einer Person anzuerkennen und deren 
Besteuerung dem Wohnsitzkantone zuzusprechen, auch wenn 
ein Stück des Vermögens jenseits der Kantonsgrenze liegt; 
alle Vorschriften, welche erlauben, einen Steuerpflichtigen in 
eine Mehrzahl kantonaler Steuersubjekte zu spalten, sind 
bundesrechtlich anfechtbar, sind Konzessionen des Bundes- 
rechts an das Partikularrecht und bieten doch nur ungenügen- 
den Schutz. 


} 


VII. 
Die Konkurrenz von Vermügenssteuer und Grundsteuer. 


Im Vorhergehenden ist der Konflikt betrachtet worden, 
der zwischen zwei Kantonen mit gleichem System der Sub- 
jektbesteuerung entsteht, wenn einer derselben die Liegen- 
schaften auswärtiger Eigenthümer unter die Vermögenssteuer 
ziehen will. Es ist gezeigt worden, dass es sich hier zwar 
nicht um Doppelbesteuerung handle, dass aber die Bundes- 
behörden vom Gesichtspunkte der Rechtsgleichheit aus einer 
Belastung des Auswärtigen vorbeugen könnten. Zugleich ist 
indessen zugegeben worden, dass, nachdem die Bundespraxis 
die Besteuerung von Grund und Boden von Anfang an nach 
Territorialrecht geordnet, im künftigen Gesetze der Konflikt 
nur dadurch gelöst werden könne, dass Liegenschaften ausser- 
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halb des Kantons der Vermögenssteuer des Kantons, wo der 
Eigenthümer wohnt, entzogen werden. 

Nimmt man diesen Satz an, so hat die Frage der Kon- 
kurrenz von Vermögenssteuer und Grundsteuer im interkan- 
tonalen Verkehre nur noch theoretische Bedeutung; sobald 
die auswärtige Liegenschaft der inländischen Vermögenssteuer 
entzogen ist, hört auch die Konkurrenz mit der auswärtigen 
Grundsteuer auf. 

Für die allseitige Beleuchtung unserer Frage dürfte aber 
auch eine bloss theoretische Erörterung des Verhältnisses von 
inländischer Vermögenssteuer und auswärtiger Grundsteuer 
von Nutzen sein. 

Die Bundespraxis und der Gesetzesentwurf machen keinen 
Unterschied, ob mit der Vermögenssteuer des Wohnsitzkantons 
eine Vermögenssteuer oder eine Grundsteuer im Kanton der 
gelegenen Sache kollidiren, und doch ist der Unterschied ein 
bedeutender‘). Denn die eigentliche Grundsteuer ist eine 
allgemeine Steuer, der aller Grund und Boden, der Eigen- 
thümer wohne in oder ausser dem Kantone, unterliegt und 
deren Erhebung keinem Kantone verboten werden kann, da 
jeder Kanton befugt ist, allgemeine Objektsteuern einzu- 
führen. 

Wenn also der Gesetzgeber der Ansicht ist, die gleich- 
zeitige Erhebung einer Grundsteuer und einer Vermögenssteuer 
müsse vermieden werden, sofern die Konkurrenz das Ergebniss 
eines interkantonalen Verhältnisses wäre, so muss er die Cor- 
rectur bei der Vermögenssteuer finden, die Grundsteuer darf er 
nicht antasten. | 

Die vorliegende Steuerkonkurrenz — denn um eine Dop- 
pelbesteuerung handelt es sich -nach wiederholt Gesagtem 
hier nicht — ist das Ergebniss der Thatsache, dass der eine 
Kanton auf dem Standpunkte der Objektbesteuerung steht, 


1) Vgl. auch den Bericht der ständeräthlichen Recurskommission im 
Falle Dür v. 19 Juli 1862 (Ulmer, staatsrechtliche Praxis IL. 8. 13), wo 
der Unterschied von Personalsteuern und Grundsteuern mit Nachdruck her- 
vorgehoben wird, 





29) P. Spener: 
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ter sca xa for Vera zimisr sec dor Rancicai:n Steuersysteme 
"erst 

“ui avi darf der Bosiser«etzre er bei einer solchen 
Srenerinamrienz auci vernitTen? 

Auf den ersten BK scheint es der B_ligkeit zu wider- 
prs:zeno dass der Wolrsitziianion «re Räcksicht auf die 
'riadstereriast der auswirtoen Li:zcrs taf das Gesammt- 
“arm. gen Nestezirn dire. ja es s«£eint aus dem Gedanken 
tes Bundesstaates sich nottwerdig dessen Recht zu ergeben, 
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i.e aaswärtigen Liegenschaften. sofern sie schen mit Grund- 
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Die Bundespraxis hat diess gethan und damit von mate- 
rieilen (sesichtspunkten aus, aus Biligkeitsrücksichten die 
Stenerkoheit der Kantone beschränkt. allerdings die Doppel- 
bestenerung vorschützend. 

Allein es erhebt sich gegen dieses Vorgehen nicht nur 
das Bedenken, dass kein Artikel der Verfassung den Bund 
errnächtigt, die Kantone in der consequenten Durchführung des 
modernen Steuergedankens der Besteuerung nach der wirth- 
schaftlichen (resamintstärke zu hindern, sondern es fragt sich 
auch, ob die Berücksichtigung der Billigkeit auf dem Gebiete 
der staatlichen Steuerrechte statthaft sei, wenn sich diese 
Billigkeit nicht auch auf das Gebiet der staatlichen Leistun- 
gen erstrecken könne. Nun entspricht dem Steuerrecht der 
Kantone ihre Pflicht, alle Einwohner ihres Gebietes in 
allen staatlichen Leistungen gleich zu behandeln; kein 
Kanton ist befugt, gewisse staatliche Leistungen gegenüber 
seinen Einwohnern davon abhängig zu machen, ob sie ihm 
Stenern zahlen, oder wie grosse. Nehmen wir nun an, ein 
Finwohner des Kantons sei von der Vermögenssteuer kraft 
Bundesrecht befreit, weil sein Vermögen in ausserkantonalen 
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Liegenschaften besteht, die einer Grundsteuer im andern Kan- 
tone unterliegen, so fragt sich sofort, ob es nun billig sei, 
dass dieser Einwohner alle Leistungen des Kantons, wo er 
freiwillig seinen Wohnort gewählt, geniessen dürfe, ohne diesem 
Kantone Steuern zu zahlen; und da der Bund den Kantonen 
verbietet, in dieser Richtung mit dem Begriffe der Billigkeit 
zu operieren, ergiebt sich, dass auch der Bund besser gethan 
hätte, im Steuerwesen den Begriff der Billigkeit den Kantonen 
gegenüber nicht zu verwerthen; denn das Ergebniss leidet an 
Einseitigkeit. 

Theoretisch ergiebt sich also, dass der Bund nicht befugt 
ist, die Konkurrenz der Vermögenssteuer und der Grundsteuer 
zu verhindern, weil Doppelbesteuerung nicht vorliegt und weil 
der Gesichtspunkt der Billigkeit zur Verwerthung in dieser 
Frage weder formell noch materiell geeignet ist. 

Da aber in der Bundespraxis sich der Satz entwickelt 
hat, der Liegenschaftsbesitz könne nur von dem Kantone, wo 
die Liegenschaft ist, für Steuern in Anspruch genommen wer- 
den, so ist diese Frage praktisch erledigt, und es bedarf nur 
der Vorschrift, dass auswärtige Liegenschaftsbesitzer bei der 
Grundsteuer nicht anders behandelt werden sollen, als die 
Kantonsangehörigen. Es bezieht sich diess namentlich auf 
allfällige Bestimmungen, wonach den Grundsteuerpflichtigen 
der Schuldenabzug gestattet ist; die Beschränkung dieser Be- 
günstigung auf die Kantonsangehörigen widerstreitet der bun- 
desrechtlichen Rechtsgleichheit. 


VII. 


Die Einkommenssteuer gegenüber auswärtigen Geschäftsinhabern 
und Liegenschaftsbesitzern. 


Wir gehen nun zur Betrachtung der Einkommenssteuer 
im Verhältniss zum Verbote der Doppelbesteuerung über. 

Die Gesetzgebung der Kantone, welche das Einkommen 
oder den Erwerb als ideelle Einheit besteuern, geht analog 
vor wie bei der Vermögenssteuer. 
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Das Gesetz des Kantons Baselstadt z. B. unterwirft der 
Einkommenssteuer: 

na) Die Bürger und Niedergelassenen, welche im Kanton 
ihren Wohnsitz haben, von ihrem sämmtlichen jährlichen Ein- 
kommen und Erwerb — 

b) Die auswärts wohnenden Inhaber, sowie Antheilhaber 
und Kommanditäre von Geschäften, welche im hiesigen Kan- 
ton betrieben werden, von dem Einkommen, welches ihnen 
aus solchen Geschäften zufliesst — | 

c) Die auswärts wohnenden Eigenthümer von Liegen- 
schaften auf hiesigem Gebiet, von dem Einkommen, welches 
ibnen aus solchen Liegenschaften zufliesst.“ 

Der St. Galler Steuergesetzentwurf von 1884 bestimmt: 

„Der Einkommenssteuer ist unterworfen ..... das Ein- 
kommen auswärts domizilirter individueller und juristischer 
Personen, welches denselben aus Geschäften zufliesst, die im 
Kanton betrieben werden.“ 

Auch hier zeigt sich, dass die Steuer durch ihre An- 
wendung auf auswärts wohnende, aber mit dem Kanton 
durch ein wirthschaftliches Objekt (Liegenschaft oder Ge- 
schäft) in Beziehung stehende Personen ihren Charakter voll- 
ständig verliert. 

Für die Kantonsangehörigen ist die Einkommenssteuer 
eine Subjektsteuer; Steuerobjekt ist das Gesammteinkommen ; 
die Steuer wird nach der wirthschaftlichen Leistungsfähigkeit 
des Individuums bemessen, und dieser Gesichtspunkt erhält 
durch die Progression des Steüersatzes mit steigendem Ein- 
kommen noch einen besonders scharfen Ausdruck. 

Für die auswärtigen Liegenschaftsbesitzer oder Geschäfts- 
inhaber ist die Einkommenssteuer in ihrer Anwendung auf 
Erwerb aus Liegenschaft oder Geschäft keine Subjektsteuer, 
weil sie nicht die Gesammtkraft, sondern ein Element des 
Einkommens, einen Faktor desselben trifft; es wird nicht. 
„Einkommen“, sondern „Einnahme“ besteuert. Es kann je- 
mand aus einer Liegenschaft in der Stadt Basel eine grosse 
Einnahme ziehen; wenn er aber auf seinem übrigen Ver- 
mögen Verluste erleidet, so hat er kein Einkommen, und es 
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ist unrichtig, ihn einer Einkommenssteuer, gar noch einer 
progressiven, zu unterwerfen. Wenn ein Kaufmann Wohnsitz 
und Hauptgeschäft in Basel, eine Zweigniederlassung in 
Zürich hat und die Zweigniederlassung gute Geschäfte macht, 
das Hauptgeschäft aber mit Verlust arbeitet, so geschieht 
dem Kaufmann Unrecht, wenn er in Zürich Einkommenssteuer 
zahlen muss. 

Was dem auswärtigen Liegenschaftsbesitzer oder Ge- 
schäftsmanne gegenüber Einkommenssteuer genannt wird, ist 
eben keine Subjektsteuer, sondern eine Objektsteuer, nicht eine 
Einkommenssteuer, sondern eine Erwerbs- oder Gewerbesteuer. 

Die Kantone haben den Gedanken, welcher der Gewerbe- 
steuer zu Grunde liegt, dass ein jeder in dem Umfange in 
welchem er die öffentlichen Einrichtungen zur Ausübung seines / 
Berufes benützt, Steuern zahlen müsse, den auswärtigen Ge- 
schäftsinhabern gegenüber festgehalten, während sie für 
ihre Kantonseinwohner auf den modernen Gedanken der Be- 
steuerung nach der allgemeinen Leistungsfähigkeit überge- 
gangen sind.') 


1) Die Besteuerung auswärtiger im Kantone domicilierter Geschäfts- 
inhaber für das Einkommen aus dem Gewerbebetrieb im Kantone wird da- 
mit gerechtfertigt, dass solche Geschäftsleute die kantonalen Einrichtungen 
nicht unentgeltlich zu ihrem Vortheile in Anspruch nehmen sollen. Dieser 
an sich nicht unberechtigte Gedanke hat in den letzten Jahren sogar zu 
einer Besteuerung des Gewerbebetriebs auswärtiger, im Kantone nicht 
domicilierter Geschäftsleute geführt, welche für die Aufnahme von Bestel- 
lungen, für die Ausführung bestellter Arbeit mit Patentgebühren, Hausier- 
taxen u, 8, w. in einer Weise belegt wurden, die stark an die alten Zunft- 
einrichtungen erinnert. 

Der Gedanke ist an sich berechtigt, nur ist er nicht der Gedanke 
des modernen Steuersystems, das eben den Staatsangehörigen nicht besteuert 
nach dem Maasse, in welchem er die öffentlichen Einrichtungen in Anspruch 
nimmt — dieser Gesichtspunkt kam bei dem Systeme der Grundsteuern, 
Gewerbesteuern u. s. w. zum Ausdruck — sondern nach dem Maasse der 
allgemeinen Leistungsfähigkeit. 

Die Schwäche dieser Argumentation liegt also darin, dass man die 
Einseitigkeit des modernen Steuerprinzips in Bezug auf die fremden Kon- 
kurrenten anerkennt, während man im eignen Kantone an seiner absoluten 
Richtigkeit nicht zu zweifeln wagt. 
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Auch hier hat nun die Bundespraxis den Konflikt der 
kantonalen Steuerhoheiten nicht in erwünschter Weise gelöst. 

Sie hat den Grundsatz aufgestellt, dass der Kanton des 
Wohnsitzes das Einkommen, das aus auswärtigen Liegen- 
schaften oder Geschäften fliesst, nicht besteuern dürfe, sondern 
dass zur Einkommenssteuer der Kanton berechtigt sei, wo 
Liegenschaft oder Geschäft sich befindet. 

Die richtige und wirklich bundesmässige Lösung wäre 
die gewesen, unter dem Gesichtspunkte der Rechtsgleichheit 
den Kantonen zu verbieten, dass sie ihre Einwohner einer 
Subjektsteuer, der wirklichen Einkommenssteuer, die Ein- 
wohner andrer Kantone, die im Kantone Liegenschaften be- 
sitzen oder ein Gewerbe betreiben, einer Objektsteuer unter- 
werfen, einerscheinbaren Einkommenssteuer. Die Rechtsun- 
gleichheit springt in die Augen. Der Kaufmann, der in einer 
Stadt des Kantons Wohnsitz und Hauptniederlassung, in einem 
andern Orte desselben Kantons eine Zweigniederlassung hat, 
darf bei Feststellung seiner Einkommenssteuer Gewinn, den 
er im Hauptgeschäfte gehabt, mit Verlust, den er in der 
Filiale gehabt hat, verrechnen und damit vielleicht von der 
Einkommenssteuer eines Jahres sich ganz befreien. Hat er 
aber das gewinnbringende Geschäft in einem andern Kantone, 
so muss er dort ohne Rücksicht auf die Verluste im andern 
Geschäfte die volle Einnahme versteuern. Dass in der Praxis 
die Steuerbehörde bisweilen ein Einsehen hat, ändert an der 
Unrichtigkeit des Grundsatzes nichts. Andererseits wird durch 
die Theilung des Gesammteinkommens in eine Mehrzahl von 
Specialeinkommen auch die richtige Berechnung der Progres- 
sion verhindert; denn ein Gesammteinkommen von Fr. 20,000 
fällt unter einen höhern Progressionssatz, als zwei getheilte 
Einkommen von z. B. Fr. 15,000 + Fr. 5000. Es wird also 
die Anwendung des Progressivprincips durch die jetzige Praxis 
in Frage gestellt. 

Es wird nicht möglich sein, in dem Bundesgesetze die 
bisherige Praxis fallen zu lassen und die Einheit der Ein- 
kommensteuer als Grundsatz aufzustellen. Aber es gäbe ein 
Mittel, die Mängel des jetzigen Zustandes zu mildern, indem 
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eine Bestimmung aufgenommen wiirde, die dem entspricht, was 
das Zürcher Steuergesetz bezüglich der Frage des Schulden- 
abzuges bei der Liegenschaftsvermigensstener vorschreibt. 
Es sollte nämlich bestimmt werden, dass die kantonale Steuer- 
behörde bei der Festsetzung der Einkommenssteuer auswärts 
wohnender Liegenschaftsbesitzer oder Gewerbetreibender auf 
deren Gesammteinkommensverhältnisse Rücksicht zu nehmen 
habe; die Einheit des Steuersubjektes wäre allerdings der 
Kantonsgrenze geopfert, aber es bliebe doch der Steuer beider 
Kantone der Charakter einer wirklichen Einkommenssteuer 
gewahrt. 


IX 
Die Erbschaftssteuer gegenüber auswärtigen Erblassern. 


In Bezug auf die Erbschaftssteuer stellt der Entwurf 
ebenfalls den Grundsatz der Trennung zwischen Liegen- 
schaften und Mobiliarvermögen auf. Letzteres soll am Wohn- 
orte des Erblassers versteuert werden, die Liegenschaften 
unterliegen der Erbstener des Kantons, wo sie sich befinden; 
wie die Schulden zu behandeln seien, sagt der Entwurf nicht. 

Die Lösung wäre richtig, wenn die kantonalen Erb- 
steuergesetze die Hinterlassenschaft in ibre Bestandtheile 
spalten, nicht das Vermögen, sondern die Immobilien, die 
Mobilien, die Werthpapiere u. s. w. besteuern würden; allein 
die meisten Kantone sind von diesem Standpunkte der Objekt- 
steuer zu dem der Subjektsteuer übergegangen, nicht die Ver- 
mögensobjekte unterliegen der Erbsteuer, sondern das Ver- 
mögen als Gesammtheit. Auch hier wäre also die richtige 
Lösung die, die Einheit des Steuerdomizils anzuerkennen und 
die ganze Besteuerung dem Kantone zuzusprechen, wo der 
Verstorbene wohnte. 

Wenn auch hier den Kantonen die Besteuerung der 
Liegenschaften nicht ganz entrissen werden kann, so sollte 
wenigstens die Frage des Schuldenabzugs im Gesetze geregelt 
werden, und das um so eher, als in dieser Frage das Bundes- 


ES 
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gericht vor kurzer Zeit einen kräftigen Schritt zur Weiter- 
entwicklung unseres Bundesrechtes gethan hat. Im Falle 
Dölli (Entscheid vom 5. Dezember 1884, Band X, S. 443) 
handelte es sich um die Frage, ob Baselstadt den ganzen 
Werth der Liegenschaft eines in Zürich verstorbenen Eigen- 
thümers ohne Rücksicht auf die Hypothekarschulden und 
ohne Rücksicht auf den Stand der Verlassenschaft überhaupt 
mit der Erbsteuer belegen dürfe. Das Bundesgericht ent- 
schied: „Es liegt in der Natur der Sache und ist übrigens 
grundsätzlich sowohl durch die Gesetzgebung von Zürich als 
von Basel anerkannt, dass die Erbschaftssteuer nur vom 
reinen Vermögen des Erblassers nach Abrechnung der Schulden 
zu erheben ist. Gegenstand der Erbsteuer sind nicht die 
einzelnen zum Nachlass gehörigen Sashen als solche, das 
heisst als einzelne, sondern als Nachlassbestandtheile. Dem- 
nach kann aber bei Erbsteuerkonflikten jeder Kanton eine 
Erbsteuer nur soweit erheben, als die seiner Steuerhoheit 
unterstehenden Erbschaftsgegenstände mit Rücksicht auf den 
Stand des gesammten Nachlasses reines Vermögen des Erb- 
lassers repräsentieren. Der Rekurs ist also in dem Sinne 
begründet, dass die Berechtigung der Kantone Zürich und 
Basel zur Erhebung der Erbschaftssteuer vom Dölli’schen 
Nachlasse sich aut diejenigen Aktiven beschränkt, welche 
nach verhältnissmässiger Vertheilung aller Erbschaftsschulden 
auf das vorhandene Aktivvermögen für jede Steuerhoheit sich 
ergeben.“ 

Die Spaltung des Steuersubjektes gefällt mir nicht; will 
man sie aber anerkennen, so ist der Entscheid richtig und 
namentlich wird er den Interessen der Steuerpflichtigen ge- 
recht. Aber der Entscheid ist für die Vermögenssteuer und 
für die Einkommenssteuer gerade ebenso zutreffend. Ersetzt 
man in den angeführten Erwägungen das Wort „Erbschaft“ 
durch „Vermögen“ oder „Einkommen“, so haben wir die- 
jenigen Gesichtspunkte in bundesgerichtlicher Fassung, die 
bei der Entwicklung, welche die Frage der Doppelbesteuerung 
einmal genommen hat, eine annehmbare Lösung bieten würden, 
nämlich Spaltung des Steuersubjektes, wenn es in einem 
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andern Kantone als seinem Wohnsitzkantone Liegenschaften 
oder ein Geschäft besitzt, aber Festsetzung der Vermögens-, 
Einkommens-, Erbsteuer in beiden Kantonen unter Berück- 
sichtigung des Gesammtvermögens, des Gesammteinkommens 
und der Gesammtverlassenschaft. 

Ein Bundesgesetz, welches nicht wenigstens diese Ge- 
sichtspunkte zu gesetzlichem Ausdrucke bringt, kann nicht 
als ein Fortschritt des Bundesrechtes bezeichnet werden. 


X. 


Die gleichzeitige Besieuerung von Aktiengesellschaft und Aktionär 
ist nicht Doppelbesteuerung. 


Wenden wir die bisherigen Ergebnisse auf die Frage 
der Doppelbesteuerung bei Aktiengesellschaften an. 

Der Entwurf des Bundesgesetzes betreffend Doppel- 
besteuerung sieht in der gleichzeitigen Unterwerfung der 
Aktiengesellschaft und der Aktionäre unter die Vermögens- 
oder Einkommenssteuer eine bundesrechtlich unzulässige 
Doppelbesteuerung, die entweder ganz zu verbieten oder 
doch zu beschränken sei. Das ist die Aufgabe, die der 
Gesetzgeber sich gestellt, die er aber noch nicht gelöst hat. 

Nach den frühern Ausführungen liegt aber auch hier 
keine Doppelbesteuerung vor. 

Würde zum Begriffe der Doppelbesteuerung die That- 
sache genügen, dass in Folge der Erhebung von zwei Steuern 
eine Person aus ihrem Vermögen dem Fiskus mehr leisten 
muss, als ohne die Erhebung von zwei Steuern, so läge freilich 
Doppelbesteuerung hier zweifellos vor, denn Niemand kann 
bestreiten, dass bei gleichzeitiger Besteuerung von Aktionär 
und Aktiengesellschaft der Aktionär (in der Regel) mehr 
leisten muss, als wenn Gesellschaft oder Aktionär frei ist; 
nach der juristischen Gestaltung der Aktiengesellschaft trifft 
jede Vermögenseinbusse der Gesellschaft sehr direkt die 
Aktionäre, denen eben das Vermögen gehört. Und die oft 
vorgebrachte Argumentation, dass die Aktiengesellschaft eine 
juristische Person sei, mithin bei gleichzeitiger Besteuerung 
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die Identität des Steuersubjektes, also das Hauptrequisit der 
Doppelbesteuerung fehle, vermöchte wenig, weil die Bezeich- 
nung als juristische Person wohl im reinen Civilrechte eine 
gewisse (übrigens sehr bestrittene und nur für das äussere 
Auftreten der Gesellschaft bezeichnende) Bedeutung hat, im 
öffentlichen Rechte aber ohne Wirkung ist. 

Allein es ist bereits gezeigt worden, dass der Begriff 
der Doppelbesteuerung, wenn er überhaupt verwerthbar sein 
soll, viel enger gefasst werden muss ; Doppelbesteuerung ver- 
langt Identität des Steuerobjektes, und diese fehlt durchaus 
bei gleichzeitiger Besteuerung von Gesellschaft und Aktionär. 

Geben wir auch zu, dass die Besteuerung der (resell- 
schaft die Aktionäre belastet, so zahlen diese desshalb weder 
doppelte Vermögenssteuer, noch doppelte Einkommenssteuer ; 
denn während bei ihrer Vermögenssteuer das Gesammtergeb- 
niss ihrer wirthschaftlichen Lage in Betracht kommt, trifft 
sie in der Vermögenssteuer der Aktiengesellschaft eine Steuer 
auf ihrem Aktienbesitze. Dieser Aktienbesitz ist aber ein 
ganz anderes Steuerobjekt, als ihr Vermögen. Die Aktien 
sind ein Bestandtheil der Aktiva des Aktionärs, aber sie 
sind nicht identisch mit seinem Vermögen. Es kann ein 
vermögensloser, gänzlich überschuldeter Mann Aktionär, 
Eigenthümer vieler Aktien sein und dadurch von der Ver- 
mögenssteuer der Aktiengesellschaft betroffen werden, wäh- 
rend er persönlich von der Vermögenssteuer gänzlich frei ist. 
Wo bleibt die Doppelbesteuerung? Ganz gleich verhält es 
sich mit der Besteuerung des Einkommens der Aktiengesell- 
schaft. Die Dividende, die der Aktionär zieht, kann einen 
Faktor seines Einkommens bilden, aber sie ist nicht Ein- 
kommen in dem Sinne, wie das Einkommenssteuergesetz 
diesen Begriff auffasst, sondern sie ist Ertrag. Es kann ein 
vermögensloser Spekulant die Dividende von hunderten von 
Aktien einziehen, und dadurch von der Einkommenssteuer der 
Aktiengesellschaft betroffen werden, ohne dass er selber der 
Einkommenssteuer unterliegt, sei es, dass die Spekulation für 
ihn ungünstig abgelaufen ist, sei es, dass er mit fremdem Gelde 
spekuliert hat. Auch hier ist eben das Steuerobjekt ein anderes. 
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Die Aktiengesellschaft hat weder Vermögen noch Ein- 
kommen, sie hat Kapital und sie hat Einnahmen; aber wenn 
wir die vielbedeutenden Worte Vermögen und Einkommen 
in der Bedeutung nehmen, welche sie im Steuerrechte haben, 
so ergiebt sich sofort, dass es ungenau ist, von steuerbarem 
Vermögen und Einkommen einer Aktiengesellschaft zu 
sprechen. Nur die Uebertragung der nachlässigen Ausdrucks- 
weise des gewöhnlichen Verkehrs in die Gesetzgebung konnte 
zu dieser Unrichtigkeit führen. 

Bei der gleichzeitigen Besteuerung von Aktionär und 
Gesellschaft handelt es sich nicht um Doppelbesteuerung, 
sondern um eine Konkurrenz zwischen Subjekt- und Objekt- 
steuer. Gleichzeitig mit dem Vermögen der Aktionäre wird 
ein Faktor desselben, die Aktie, gleichzeitig mit dem Ein- 
kommen ein Faktor desselben, die Dividende, der Coupon, 
durch eine Steuer betroffen. Ob diess zulässig sei, ist nicht 
eine Frage des Steuerrechtes, sondern der Steuerpolitik, gerade 
wie die Frage, ob neben der Vermögenssteuer noch eine 
Grundsteuer zulässig sei. Die Wirkung gleichzeitiger Be- 
steuerung ist die stärkere Belastung des in Aktien angelegten 
Kapitals, als des in andern Werthobjekten angelegten; aber 
für eine solche lassen sich genug Gründe anführen, und da 
die Kantone im Steuerwesen volle Souveränität geniessen, ist 
der Bund gar nicht befugt, sie in der Besteuerung der Aktien- 
gesellschaften zu hindern oder zu beschränken, es sei denn, 
dass durch ein solches Vorgehen der Kantone eine Bestimmung 
der Bundesverfassung verletzt werde. Dies ist nicht der Fall. 

Es könnten in Betracht kommen die freie Nieder- 
lassung, die Gewerbefreiheit und die Rechtsgleichheit; aber 
weder der Aktionär noch die Aktiengesellschaft sind in 
ihrer Niederlassungsfreiheit oder in ihrer Gewerbefreiheit be- 
schränkt (sofern die Steuer nicht übermässig ist und den 
Gewerbebetrieb unmöglich macht), und die Rechtsgleichheit 
wäre nur dann verletzt, wenn die Besteuerung der Aktionäre 
nur die auswärtigen Aktionäre treffen würde, diess ist aber 
nicht der Fall; durch die Besteuerung der Aktiengesellschaft 
werden inländische wie ausländische Aktionäre gleich betroffen. 
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während der andre bereits zum System der Subjektbesteuerung 
übergegangen ist; es handelt sich hier um einen Konflikt, 
der sich aus der Verschiedenheit der kantonalen Steuersysteme 


ergiebt. 


Steuerkonkurrenz auch vermitteln ? 

Auf den ersten Blick scheint es der Billigkeit zu wider- 
sprechen, dass der Wohnsitzkanton ohne Rücksicht auf die 
Grundsteuerlast der auswärtigen Liegenschaft das Gesammt- 
vermögen besteuern dürfe, ja es scheint aus dem Gedanken 
des Bundesstaates sich nothwendig dessen Recht zu ergeben, 
auch hier den Einzelnen vor Nachtheil zu schützen, der ihm aus. 
dem Mangel der Uebereinstimmung der Gesetze der Bundes- 
glieder erwächst. Warum also nicht den Kantonen verbieten, 
die auswärtigen Liegenschaften, sofern sie schon mit Grund- 
steuer belastet sind, in die Berechnung der Vermügensstener 
einzubeziehen ? 

Die Bundespraxis hat diess gethan und damit von mate- 
riellen Gesichtspunkten aus, aus Billigkeitsrücksichten die 
Steuerhoheit der Kantone beschränkt, allerdings die Doppel- 
besteuerung vorschützend. 

Allein es erhebt sich gegen dieses Vorgehen nicht nur 
das Bedenken, dass kein Artikel der Verfassung den Bund 
ermächtigt, die Kantone in der consequenten Durchführung des. 
modernen Steuergedankens der Besteuerung nach der wirth- 
schaftlichen Gesammtstärke zu hindern, sondern es fragt sich 
auch, ob die Berücksichtigung der Billigkeit auf dem Gebiete 
der staatlichen Steuerrechte statthaft sei, wenn sich diese. 
Billigkeit nicht auch auf das Gebiet der staatlichen Leistun- 
gen erstrecken könne. Nun entspricht dem Steuerrecht der 
Kantone ihre Pflicht, alle Einwohner ihres Gebietes in 
allen staatlichen Leistungen gleich zu behandeln; kein 
Kanton ist befugt, gewisse staatliche Leistungen gegenüber 
seinen Einwohnern davon abhängig zu machen, ob sie ihm 
Steuern zahlen, oder wie grosse. Nehmen wir nun an, ein 
Einwohner des Kantons sei von der Vermögenssteuer kraft 
Bundesrecht befreit, weil sein Vermögen in ausserkantonalen 


Soll und darf der Bundesgesetzgeber bei einer solchen. 
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Liegenschaften besteht, die einer Grundsteuer im andern Kan- 
tone unterliegen, so fragt sich sofort, ob es nun billig sei, 
dass dieser Einwohner alle Leistungen des Kantons, wo er 
freiwillig seinen Wohnort gewählt, geniessen dürfe, ohne diesem 
Kantone Steuern zu zahlen; und da der Bund den Kantonen 
verbietet, in dieser Richtung mit dem Begriffe der Billigkeit 
zu operieren, ergiebt sich, dass auch der Bund besser gethan 
hätte, im Steuerwesen den Begriff der Billigkeit den Kantonen 
gegenüber nicht zu verwerthen; denn das Ergebniss leidet an 
Einseitigkeit. 

Theoretisch ergiebt sich also, dass der Bund nicht befugt 
ist, die Konkurrenz der Vermögenssteuer und der Grundsteuer 
zu verhindern, weil Doppelbesteuerung nicht vorliegt und weil 
der Gesichtspunkt der Billigkeit zur Verwerthung in dieser 
Frage weder formell noch materiell geeignet ist. 

Da aber in der Bundespraxis sich der Satz entwickelt 
hat, der Liegenschaftsbesitz könne nur von dem Kantone, wo 
die Liegenschaft ist, für Steuern in Anspruch genommen wer- 
den, so ist diese Frage praktisch erledigt, und es bedarf nur 
der Vorschrift, dass auswärtige Liegenschaftsbesitzer bei der 
Grundsteuer nicht anders behandelt werden sollen, als die 
Kantonsangehörigen. Es bezieht sich diess namentlich auf 
allfällige Bestimmungen, wonach den Grundsteuerpflichtigen 
der Schuldenabzug gestattet ist; die Beschränkung dieser Be- 
günstigung auf die Kantonsangehörigen widerstreitet der bun- 
desrechtlichen Rechtsgleichheit. 


VII. 


Die Einkommenssteuer gegenüber auswärligen Geschäftsinhabern 
und Liegenschaftsbesitsern. 


Wir gehen nun zur Betrachtung der Einkommenssteuer 
im Verhältniss zum Verbote der Doppelbesteuerung über. 

Die Gesetzgebung der Kantone, welche das Einkommen 
oder den Erwerb als ideelle Einheit besteuern, geht analog 
vor wie bei der Vermögenssteuer. 
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Das Gesetz des Kantons Baselstadt z. B. unterwirft der 
Einkommenssteuer: 

na) Die Bürger und Niedergelassenen, welche im Kanton 
ihren Wohnsitz haben, von ihrem sämmtlichen jährlichen Ein- 
kommen und Erwerb — 

b) Die auswärts wohnenden Inhaber, sowie Antheilhaber 
und Kommanditäre von Geschäften, welche im hiesigen Kan- 
ton betrieben werden, von dem Einkommen, welches ihnen 
aus solchen Geschäften zufliesst — | 

c) Die auswärts wohnenden Eigenthümer von Liegen- 
schaften auf hiesigem Gebiet, von dem Einkommen, welches 
ibnen aus solchen Liegenschaften zufliesst.“ 

Der St. Galler Steuergesetzentwurf von 1884 bestimmt: 

„Der Einkommenssteuer ist unterworfen ..... das Ein- 
kommen auswärts domizilirter individueller und juristischer 
Personen, welches denselben aus Geschäften zufliesst, die im 
Kanton betrieben werden.“ 

Auch bier zeigt sich, dass die Steuer durch ihre An- 
wendung auf auswärts wohnende, aber mit dem Kanton 
durch ein wirthschaftliches Objekt (Liegenschaft oder Ge- 
schäft) in Beziehung stehende Personen ihren Charakter voll- 
ständig verliert. 

Für die Kantonsangehörigen ist die Einkommenssteuer 
eine Subjektsteuer; Steuerobjekt ist das Gesammteinkommen ; 
die Steuer wird nach der wirthschaftlichen Leistungsfähigkeit 
des Individuums bemessen, und dieser Gesichtspunkt erhält 
durch die Progression des Steüersatzes mit steigendem Ein- 
kommen noch einen besonders scharfen Ausdruck. 

Für die auswärtigen Liegenschaftsbesitzer oder Geschäfts- 
inhaber ist die Einkommenssteuer in ihrer Anwendung auf 
Erwerb aus Liegenschaft oder Geschäft keine Subjektsteuer, 
weil sie nicht die Gesammtkraft, sondern ein Element des 
Einkommens, einen Faktor desselben trifft; es wird nicht 
„Einkommen“, sondern „Einnahme“ besteuert. Es kann je- 
mand aus einer Liegenschaft in der Stadt Basel eine grosse 
Einnahme ziehen; wenn er aber auf seinem übrigen Ver- 
mögen Verluste erleidet, so hat er kein Einkommen, und es 
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ist unrichtig, ihn einer Einkommenssteuer, gar noch einer 
progressiven, zu unterwerfen. Wenn ein Kaufmann Wohnsitz 
und Hauptgeschäft in Basel, eine Zweigniederlassung in 
Zürich hat und die Zweigniederlassung gute Geschäfte macht, 
das Hauptgeschäft aber mit Verlust arbeitet, so geschieht 
dem Kaufmann Unrecht, wenn er in Zürich Einkommenssteuer 
zahlen muss. 

Was dem auswärtigen Liegenschaftsbesitzer oder Ge- 
schäftsmanne gegenüber Einkommenssteuer genannt wird, ist 
eben keine Subjektsteuer, sondern eine Objektsteuer, nicht eine 
Einkommenssteuer, sondern eine Erwerbs- oder Gewerbesteuer. 

Die Kantone haben den Gedanken, welcher der Gewerbe- 
steuer zu Grunde liegt, dass ein jeder in dem Umfange in 
welchem er die öffentlichen Einrichtungen zur Ausübung seines / 
Berufes benützt, Steuern zahlen müsse, den auswärtigen Ge- 
schäftsinhabern gegenüber festgehalten, während sie für 
ihre Kantonseinwohner auf den modernen Gedanken der Be- 
steuerung nach der allgemeinen Leistungsfähigkeit überge- 
gangen sind.') 


1) Die Besteuerung auswärtiger im Kantone domicilierter Geschäfts- 
inhaber für das Einkommen aus dem Gewerbebetrieb im Kantone wird da- 
mit gerechtfertigt, dass solche Geschäftsleute die kantonalen Einrichtungen 
nicht unentgeltlich zu ihrem Vortheile in Anspruch nehmen sollen. Dieser 
an sich nicht unberechtigte Gedanke hat in den letzten Jahren sogar zu 
einer Besteuerung des Gewerbebetriebs auswärtiger, im Kantone nicht 
domieilierter Geschäftslente geführt, welche für die Aufnahme von Bestel- 
lungen, für die Ausführung bestellter Arbeit mit Patentgebühren, Hausier- 
taxen u. 3. w. in einer Weise belegt wurden, die stark an die alten Zunft- 
einrichtungen erinnert. 

Der Gedanke ist an sich berechtigt, nur ist er nicht der Gedanke 
des modernen Steuersystems, das eben den Staatsangehörigen nicht besteuert 
nach dem Maasse, in welchem er die öffentlichen Einrichtungen in Anspruch 
nimmt — dieser Gesichtspunkt kam bei dem Systeme der Grundsteuern, 
Gewerbesteuern u. s. w. zum Ausdruck — sondern nach dem Maasse der 
allgemeinen Leistungsfähigkeit, 

Die Schwäche dieser Argumentation liegt also darin, dass man die 
Einseitigkeit des modernen Steuerprinzips in Bezug auf die fremden Kon- 
kurrenten anerkennt, während man im eignen Kantone an seiner absoluten 
Richtigkeit nicht zu zweifeln wagt. 


P. Speiser: 


| Gesetz des Kantons Baselstadt z. B. unterwirft der 
nenssteuer: 
Die Bürger und Niedergelassenen, welche im Kanton 
ohnsitz haben, von ihrem sämmtlichen jährlichen Ein- 
und Erwerb — 
Die auswärts wohnenden Inhaber, sowie Antheilhaber 
amanditäre von Geschäften, welche im hiesigen Kan- 
ieben werden, von dem Einkommen, welches ihnen 
hen Geschäften zufliesst — . 
Die auswärts wohnenden Eigenthümer von Liegen- 
auf hiesigem Gebiet, von dem Einkommen, welches 
18 solchen Liegenschaften zufliesst.“ 
* St. Galler Steuergesetzentwurf von 1884 bestimmt: 
ır Einkommenssteuer ist unterworfen ..... das Ein- 
auswärts domizilirter individueller und juristischer 
1, welches denselben aus Geschäften zufliesst, die im 
betrieben werden.“ 
sh hier zeigt sich, dass die Steuer durch ihre An- 
s auf answärts wohnende, aber mit dem Kanton 
in wirthschaftliches Objekt (Liegenschaft oder Ge- 
n Beziehung stehende Personen ihren Charakter voll- 
verliert. 
‘ die Kantonsangehörigen ist die Einkommenssteuer 
jektsteuer; Steuerobjekt ist das Gesammteinkommen ; 
er wird nach der wirthschaftlichen Leistungsfähigkeit 
viduums bemessen, und dieser Gesichtspunkt erhält 
ie Progression des Steüersatzes mit steigendem Ein- 
noch einen besonders scharfen Ausdruck. 
* die auswärtigen Liegenschaftsbesitzer oder Geschäfts- 
ist die Einkommenssteuer in ihrer Anwendung auf 
aus Liegenschaft oder Geschäft keine Subjektsteuer, 
nicht die Gesammtkraft, sondern ein Element des 
mens, einen Faktor desselben trifft; es wird nicht 
amen“, sondern „Einnahme“ besteuert. Es kann je- 
us einer Liegenschaft in der Stadt Basel eine grosse 
ıe ziehen; wenn er aber auf seinem übrigen Ver- 
Terluste erleidet, so hat er kein Einkommen, und es 
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ist unrichtig, ihn einer Einkommenssteuer, gar noch einer 
progressiven, zu unterwerfen. Wenn ein Kaufmann Wohnsitz 
und Hauptgeschäft in Basel, eine Zweigniederlassung in 
Zürich hat und die Zweigniederlassung gute Geschäfte macht, 
das Hauptgeschäft aber mit Verlust arbeitet, so geschieht 
dem Kaufmann Unrecht, wenn er in Zürich Einkommenssteuer 
zahlen muss. 

Was dem auswärtigen Liegenschaftsbesitzer oder Ge- 
schäftsmanne gegenüber Einkommenssteuer genannt wird, ist 
eben keine Subjektsteuer, sondern eine Objektsteuer, nicht eine 
Einkommenssteuer, sondern eine Erwerbs- oder Gewerbesteuer. 

Die Kantone haben den Gedanken, welcher der Gewerbe- 
steuer zu Grunde liegt, dass ein jeder in dem Umfange in 
welchem er die öffentlichen Einrichtungen zur Ausübung seines 
Berufes benützt, Steuern zahlen müsse, den auswärtigen Ge- 
schäftsinhabern gegenüber festgehalten, während sie für 
ihre Kantonseinwohner auf den modernen Gedanken der Be- 
steuerung nach der allgemeinen Leistungsfähigkeit überge- 
gangen sind.') 


1) Die Besteuerung auswärtiger im Kantone domicilierter Geschäfts- 
inhaber für das Einkommen aus dem Gewerbebetrieb im Kantone wird da- 
mit gerechtfertigt, dass solche Geschäftsleute die kantonalen Einrichtungen 
nicht unentgeltlich zu ihrem Vortheile in Anspruch nehmen sollen. Dieser 
an sich nicht unberechtigte Gedanke hat in den letzten Jahren sogar zu 
einer Besteuerung des Gewerbebetriebs auswärtiger, im Kantone nicht 
domicilierter Geschäftsleute geführt, welche für die Aufnahme von Bestel- 
langen, für die Ausführung bestellter Arbeit mit Patentgebühren, Hausier- 
taxen u. 8, w. in einer Weise belegt wurden, die stark an die alten Zunft- 
einrichtungen erinnert. 

Der Gedanke ist an sich berechtigt, nur ist er nicht der Gedanke 
des modernen Steuersystems, das eben den Staatsangehörigen nicht besteuert 
nach dem Maasse, in welchem er die öffentlichen Einrichtungen in Anspruch 
nimmt — dieser Gesichtspunkt kam bei dem Systeme der Grundsteuern, 
Gewerbesteuern u. 8 w. zum Ausdruck — sondern nach dem Maasse der 
allgemeinen Leistungsfähigkeit, 

Die Schwäche dieser Argumentation liegt also darin, dass man die 
Einseitigkeit des modernen Steuerprinzips in Bezug anf die fremden Kon- 
kurrenten anerkennt, während man im eignen Kantone an seiner absoluten 
Richtigkeit nicht zu zweifeln wagt. 


Sa 
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1 Gesetz des Kantons Baselstadt z. B. unterwirft der 
nenssteuer: 
Die Bürger und Niedergelassenen, welche im Kanton 
ohnsitz haben, von ihrem sämmtlichen jährlichen Ein- 
ı und Erwerb — 
Die auswärts wohnenden Inhaber, sowie Antheilhaber 
nmanditàre von Geschäften, welche im hiesigen Kan- 
ieben werden, von dem Einkommen, welches ihnen 
hen Geschäften zufliesst — . 
Die auswärts wohnenden Eigenthümer von Liegen- 
auf hiesigem Gebiet, von dem Einkommen, welches 
us solchen Liegenschaften zufliesst.“ 
: St. Galler Steuergesetzentwurf von 1884 bestimmt: 
ar Einkommenssteuer ist unterworfen ..... das Ein- 
: auswärts domizilirter individueller und juristischer 
a, welches denselben aus Geschäften zufliesst, die im 
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ch hier zeigt sich, dass die Steuer durch ihre An- 
3 auf answärts wohnende, aber mit dem Kanton 
‚in wirthschaftliches Objekt (Liegenschaft oder Ge- 
in Beziehung stehende Personen ihren Charakter voll- 
verliert. 
: die Kantonsangehörigen ist die Einkommenssteuer 
rjektsteuer; Steuerobjekt ist das Gesammteinkommen ; 
er wird nach der wirthschaftlichen Leistungsfähigkeit 
ividuums bemessen, und dieser Gesichtspunkt erhält 
ie Progression des Steüersatzes mit steigendem Ein- 
ı noch einen besonders scharfen Ausdruck. 
: die auswärtigen Liegenschaftsbesitzer oder Geschäfts- 
ist die Einkommenssteuer in ihrer Anwendung auf 
aus Liegenschaft oder Geschäft keine Subjektsteuer, 
nicht die Gesammtkraft, sondern ein Element des 
mens, einen Faktor desselben trifft; es wird nicht 
omen“, sondern „Einnahme“ besteuert. Es kann je- 
us einer Liegenschaft in der Stadt Basel eine grosse 
ae ziehen; wenn er aber auf seinem übrigen Ver- 
Verluste erleidet, so hat er kein Einkommen, und es 
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ist unrichtig, ihn einer Einkommenssteuer, - gar noch einer 
progressiven, zu unterwerfen. Wenn ein Kaufmann Wohnsitz 
und Hauptgeschäft in Basel, eine Zweigniederlassung in 
Zürich hat und die Zweigniederlassung gute Geschäfte macht, 
das Hauptgeschäft aber mit Verlust arbeitet, so geschieht 
dem Kaufmann Unrecht, wenn er in Zürich Einkommenssteuer 
zahlen muss, 

Was dem auswärtigen Liegenschaftsbesitzer oder Ge- 
schäftsmanne gegenüber Einkommenssteuer genannt wird, ist 
eben keine Subjektsteuer, sondern eine Objektsteuer, nicht eine 
Einkommenssteuer, sondern eine Erwerbs- oder Gewerbesteuer. 

Die Kantone haben den Gedanken, welcher der Gewerbe- 
steuer zu Grunde liegt, dass ein jeder in dem Umfange in 
welchem er die öffentlichen Einrichtungen zur Ausübung seines . 
Berufes benützt, Steuern zahlen müsse, den auswärtigen Ge- 
schäftsinhabern gegenüber festgehalten, während sie für 
ihre Kantonseinwohner auf den modernen Gedanken der Be- 
steuerung nach der allgemeinen Leistungsfähigkeit überge- 
gangen sind.') 


1) Die Besteuerung auswärtiger im Kantone domicilierter Geschäfts- 
inhaber für das Einkommen aus dem Gewerbebetrieb im Kantone wird da- 
mit gerechtfertigt, dass solche Geschäftsleute die kantonalen Einrichtungen 
nicht unentgeltlich zu ihrem Vortheile in Anspruch nehmen sollen. Dieser 
an sich nicht unberechtigte Gedanke hat in den letzten Jahren sogar zu 
einer Besteuerung des Gewerbebetriebs auswärtiger, im Kantone nicht 
domieilierter Geschäftsleute geführt, welche für die Aufnahme von Bestel- 
lungen, für die Ausführung bestellter Arbeit mit Patentgebühren, Hausier- 
taxen u, 8. w. in einer Weise belegt wurden, die stark an die alten Zunft- 
einrichtungen erinnert. 

Der Gedanke ist an sich berechtigt, nur ist er nicht der Gedanke 
des modernen Steuersystems, das eben den Staatsangehörigen nicht besteuert 
nach dem Maasse, in welchem er die öffentlichen Einrichtungen in Anspruch 
nimmt — dieser Gesichtspunkt kam bei dem Systeme der Grundsteuern, 
Gewerbesteuern u. s. w. zum Ausdruck — sondern nach dem Maasse der 
allgemeinen Leistungsfähigkeit. 

Die Schwäche dieser Argumentation liegt also darin, dass man die 
Einseitigkeit des modernen Steuerprinzips in Bezug auf die fremden Kon- 
kurrenten anerkennt, während man im eignen Kantone an seiner absoluten 
Richtigkeit nicht zu zweifeln wagt. 
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Art. 4bie 

Für Grundeigenthum ist der Eigenthümernur derVermögens- 
steuer des Kantons unterworfen, in dessen Gebiet es gelegen 
ist. Für die Ermittelung des steuerbaren Werthes der Liegen- 
schaft sind aber die Schulden des Eigenthümers, gleichviel, ob sie 
auf die Liegenschaft gelegt sind oder nicht, im Verhältniss 
zum gesammten Aktivvermigen vom Werthe der Liegenschaft 
abzuziehen, 


Art. 4ter 
Für Einkommen aus Grundeigenthum ist der Eigenthümer 
nur der Einkommenssteuer des Kantons unterworfen, in dessen 
Gebiet es gelegen ist; bei der Feststellung des steuerbaren 
Einkommens sind aber die Gesammteinkommensverhältnisse 
des Steuerpflichtigen zu berücksichtigen, 


Art. 5. 

Die Vorschriften der Art. 4° und 4t* gelten auch für 
die Besteuerung von Vermögen, das in kaufmännischen und 
gewerblichen Unternehmungen angelegt ist, und für die Be- 
steuerung von Einkummen, das aus solchen Unternehmungen 
fliesst. 


Art. 6. 
Die Vorschriften des Artikel 4% gelten auch für die 
Erhebung der Erbschaftssteuer und der Steuer auf Schenkungen 
auf den Todesfall. 


Art. 6b, 

Die gleichzeitige Besteuerung einer Aktiengesellschaft 
und der Aktionäre derselben gilt nicht als Doppelbesteuerung. 
Dagegen gelten für die Besteuerung einer Aktiengesellschaft, 
welche ausserhalb des Kantons, in dessen Gebiet ihr Gesell- 
schaftssitz ist, Liegenschaften oder geschäftliche Niederlas- 
sungen hat, die Vorschriften dieses Gesetzes. 


Art. 7—11 


wie Entwurf. 
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Rechtsquellen des Cantons Graubiinden. 


Die Rechtsquellen des Gotteshausbundes. . 
Von Dr. L. R. von Salis, Privatdocent in Basel. 





A. Satzungen der Stadt Chur. 


I. Ordnung der Vertröstung 1465, 
(nach A fol.132d. bis 135 d., nebst den Nachträgen im Stadtrecht von 1740 [C].) 


1. Da man hört in der statt gericht und gebieten, in den 
garten, uf den stuben, uf den gassen ald wa das wäre daz 
ainer mit dem andern zürnen wölt, dz sol jederman wär das 
hört gütlichen zertragen und helfen zertragen vor schaden ob 
man mag bim aid, und an welchen oder welche trostung 
ervordret wird, die sol man geben one widerred zum ersten 
mal, wär das nüt tut bus ain pfund pfennig on gnad, versait 
ainer trostung zum andern mal bus zway pfund pfennig on 
gnad, versait ainer trostung zum dritten mal bus on gnad 
tünff pfund pfennig und umb all sin ere; sich erkenne denn 
ain burgermaister und rat ains bessern uf ir aid, und ist denn 
ain redliche ursach do, so haben si wol gewalt ainen der so 
gebrochen hette by den eren zu beliben lassen und in am 
gut dester treffenlicher zu straffen. 

2. Item für des mals hin daz man an ainen trostung zu 
recht anervordret hat als obgemelt ist, er gebe die oder nit, 
tut er darüber schaden, so sol man zu im richten nach recht, 
glich als hoch als ob er trostung gegeben gehept hette. 

3. Bricht ainer oder mehr trostung mit schlechten worten, 
bus ainem jeglichen fünf pfund pfenig on gnad. Brichet ainer 
oder mer trostung mit scheltworten ald dz ainer dem andern 
an sin ere redt, bus ainem jeden zechen pfund pfenig on gnad 
und darzu umb all sin ere, wird es mit recht uf ainen oder 
mer kuntlich gemacht; es möchte ouch der frevel so gros im 
selbs sin, ain burgermaister und rät oder ds gericht mugen 
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in wyter strafen an lib, ere und gut; verwundet ainer den 
andern in ainer trostung, bus on gnad sin hopt; erschlecht- 
ainer den andern in ainer trostung, so sol man zu im rich- 
ten als zu ainem morder nach recht on gnad. 

4. Item wenn ain vertröste sach bericht wird vor rat 
oder gricht ald sust durch frund ald ander fromm lut durch 
essen oder trinken, und darnach die selbig sach widerumb 
gebrochen wurde mit worten oder mit werken und solches 
mit zweien frommen mannen kuntlichen wurde, dieselb ge- 
brochne sach sol im rechten als hoch gestrafft werden als ob 
die allwend vertröst beliben und nie verricht worden wäre, 
wann die gevärd und das ubeltun sol niemand betriegen. 

5. Es sol ouch jedermann in unser statt, gericht und ge- 
bieten trostung gegen dem andern nemmen und geben umb 
all sachen on all widerred und die halten zu recht und sich 
recht beniigen lassen umb all sachen nach unser stattrecht, 
und sol dariiber niemand selbs rechen; wir aber mit sinem 
selbs gewalt und on recht rechet, der sol ouch selbs liden 
und biitzen nach unser stattrecht; usgenommen ob ainer 
den andern an sinen schaden fundte und mit frischer getat 
etwas schadenz tätte, darumb söllen sich ain burgermaister 
und baid rätt oder das gericht uf ir aid erkennen, was dar- 
umb zu liden sye; und wie das von inen uf ir aid erkennt 
wird nach der statt herkomen, nuz und ere, daby sol es 
denn beliben ungewaigert von jedermann und sol si ain ganz 
gemaind daby schirmen bim aid one all widerred. 

6. Die trostung so da gegeben wurdet nach unser statt- 
recht, haftet zu recht allenthalben umb ain jeglich sach für 
sächer, frund, gesellen und für menglich, und als lang untz 
die mit recht oder mit tädung ledig gelassen wirdet. 

7.5) Und welcher ouch fur den andern zu recht vertrost 


1) In C lautet Art. 7: Wann man aber auch öfters ersehen müssen, 
dz zwischen eint und andern die trostung allzulang zu allgemeiner ärgernis 
unausgemacht geblieben und fortgedauret, all ihr feindschaft nicht gelegt 
und ihr versöhnung in kein weg hergestellt worden, so sind zwei monat 
zeit anberaumt, innert welcher, so zwei gegen einander in vertrostung 
stehen, solchen ihren span und irrung ausmachen sollen, widrigenfalls sie 
weder auf dem rathhaus noch auf den zünften bei andern bürgern sollen 
sizen, stimmen und mehren können, vorbehalten gottesgewalt oder andre 
billiche ursachen, hindernissen oder entschuldigungen, und welcher auch 
für den andern zu recht vertröstet nach unserem stadtrecht, der soll auch 
den sächer selbst mit seinem selbs leibe zu recht hier stellen, dann eher 

vor ist er der trostung nicht ledig. 
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nach unser stattrecht, der sol ouch den sächer mit sin selbs 
libe zu recht hie stellen und e ist er der trostung nit ledig. 

8. Es sol ouch jedermann in unser statt bim aid, wa das 
nott tut, den andern in trostung setzen und helfen setzen vor 
schaden wa man mag, und wer das nit tätte und das sparte 
ainem andern und also zulugete, wird das uf ainem oder mer 
kuntlich und geschicht darüber schad, so ist der oder die als 
vil sich dero spert und dortzu nach irem besten vermugen 
nit getan heten umb all ir ere komen und darzu on gnad 
umb zechen pfund pfenig. Bediichte ouch ainen burgermaister 
und rätt oder gericht der frävel wäre grösser und man hette 
nit rediich darzu getan als sich geburt, so mugend sie dar- 
umb ainen jeglichen der also gebrochen hefte wytter strafen 
nach sinem verdienen, baides an lib und an gut und sol sy 
ain gemain daby menglich hanthaben und schirmen bim aid 
one alle widerred. 

9. Item wan ain geschray ald ufloff — da got vor sin 
wolle — allwend in unser statt oder gebiet wurde, so sol 
jederman loffen bim aid zu dem der sich der sach unterstanden 
hat zu stellen zur trostung als zu recht; gieng aber das ge- 
schray oder der ufloff gemain statt an, so sol jederman in 
siner ordnung belieben und stan zu ain burgermaister und 
ratt bim aid und den gehorsam sin, als wir dann zusamment 
järlichen uf den tag als man ainen burgermaister setzet 
swären sind, und wär das nit tätte und sich mit recht funde, 
der oder die all, diehain usgenommen, wärint und sind alle 
manaidig worden und darzu strafwürdig an lib und gut 
nach aines burgermaisters und des ratts erkanntnusse oder 
des gerichts wie denn da von altem herkomen ist. 

10. Item wird ainer oder mer in unser statt gericht und 
gebietten von jemand verwundet, so sol jederman bim aid zu 

em oder denen so den schaden getan hetten griffen als ver 
man mag, und dem oder die, so die den schaden getan hetten, 
dem stattvogt, dem burgermaister und ratt antworten, und 
bedunckt dann die, nachdem und sy die wunden und schaden 
besechen hant, das die wund nit surgsam sye und da trostung 
nit brochen, so mugend sy wol trostung zu recht nach unser 
stattrecht nemen; wire aber die wund sorgsam oder der schad, 
oder das ainer den andern in ainer trostung verwundet gehept 
hette, umb die stuk alle, als vil dero sind, sol man von nie- 
mand er sye burger oder gast, dehain trostung nemen, sonder 
die so gefrävelt gehept hetten bim aid in fangnus behalten 
und darzu tun als vil unser stattrecht ist und obgeschriben. 

11. Wann ein burger zu dem andern spin und stös ge- 
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wunne, darumb sol er allhie recht geben und nemen, nemen 
und geben, und sonst die sach nirgents hinziechen dann 
nach ordnung der statt Chur recht, und welcher aber sömlichs 
nit thette, den will man für einen ehrlosen man halten, dem 
weder treu ehr noch eid zu vertrauen ist. 

12. So jemand friedbrüchig mit der tat oder sonst mit 
scheltworten erfunden wurde, dem und denselbigen sol das 
stattbuch ufgethon und sie nach demselbigen gestraft werden, 
und was demnach einem für eine bus mit urtel ufgelegt wird, 
darbei sol es gänzlich bliben und ein gricht kein gwalt haben 
die bussen ze mindern oder etwas nachzelassen. 

13. So dann einer die bussen uf das zyl so ime bestimmt 
und angesetzet wird nit usrichtete, soll er us miner herren 
zwing und bännen bim eid gewiesen werden und nit mer 
darin komen bis das er die bus geben hat; doch ist einer 
oberkeit vorbehalten, das si ein sömlichen mögend lassen in 
der kirchen abdienen oder von der statt wisen welches si 
wöllend allwegen nach glegenheit und gstalt der sach. 

14. Welcher oder welche es seyent burger oder hindersäs, 
dienstgsellen, wyb oder mann dem andern an sin er redt und 
fräventlicher wis an sinen eren schmächt und solches uf einen 
oder eine nit, wie recht ist, bringen und erwisen mag, der 
oder dieselben söllend an iren eren allwegen nach grüsse 
und schwere des frävels und irem verdienen nach gestraft 
werden: namlichen söllend die manspersonen in dieselben 
fusstapfen gstellt und die wiber mit dem lasterstein gestraft 
werden; darnach wisse sich jederman ze richten und für 
schmach und schand zu bewahren. j 

15. Unsere herren lassen ouch menneklichen warnen, es 
seyent burger, hindersäs, dienstgsellen oder fremdling, dass 
welcher fürohin dem andern zu schlahen anlass geben hettend 
gleich als wol als den der geschlagen hette allwegen nach 
gstalt der sachen und erkanntnus unserer herren strafen.*) 

16. Gleichfals lassen meine herren ouch männicklich 
warnen und höchlich verbieten, dz welcher gegen dem andern 
mit einem biel, schlegel, hammer, dolchen, rind messer, küefer 


1) Art. 11 ff. sind nicht von der gleichen Hand geschrieben wie Art. 1-10. 

3) In C folgt folgende Bestimmung: Und wann es sich zutragen wurde, 
dz einer angegriffen und darüber der ursächer von dem andern, so ange- 
griffen worden, auch geschlagen wurde, so solle nach beschaffenheit der 
anfänger mehr gestraft werden, dann man nicht billich zu seyn erachtet, 
dass um zufallende nothwehr jemand gleich dem anfänger gestraft werden 
sollte, welche abgedrungene nothwehr aber in gebühr beschechen solle. 
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und hauwmesser frefelte, der sol zur bus verfallen seyn 20 
lib. d.; es michte ouch einer den andern mit solchen wafen 
dermassen schädigen, meine herren behalten sich inen vor, 
je nach gstaltsame des schadens ine weiter zu strafen. 


il. Einzelne Ordnungen aus Redaktion A. 


(A fol. 149 d. bis 150 d.; auch enthalten in den, in der Einleitung $2 II 
1. Klasse genannten Handschriften, theilweise in B.) 


1. Ordnung von wegen der gehorsame. Unsere 
herren habend von wegen der ghorsame angesächen und be- 
schlossen : wann ein burgermeister oder stattvogt einem 
ratsfründ es sige des kleinen rats oder des grichts us gwalt 
und befelch eines herren burgermeister und rats etwas büt 
oder bevilcht, es sige bystand zethun oder anderes, sige 
welcherley ds wölle, und er sich sölches zethun wideret old 
spricht er wölle solchs nit thuon, der old dieselben söllend 
10 8 d. one gnod verfallen sein und nüt destominder sölichem 
gebott gehorsamme zethun schuldig sein; er werde dann uff 
seine fürwortt von burgermeister und rath ledig gelassen. 
So möchte ouch einer so freffenliche oder ungeschickte wort 
bruchen, unsere herren wellend inen vorbehalten haben one 
weiter seinem verdienen nach zestrafen. 

Weiter habend sy ouch angesächen und beschlossen und 
lassend menklichen warnen: welchem burger oder hindersessen 
etwas von gemeiner statt wegen durch ein herren burger- 
meister, stattvogt, richter, zunftmeister oder andere gemeiner 
statt amptlüth gebotten wird und er demselben bott nit ghor- 
sam sein und statt thun will, der old dieselben söllend 1 # d. 
buss one gnad verfallen sein. So und aber einem sölichs 
bin eid gebotten und er denselben übersechen und nit ghor- 
sam sein wurde, dem old denselben soll man das recht ergon 
lassen und zu inen rechten, als die ehr und eid übersechen 
und nit gehalten habend: es habe dann einer redliche ur- 
sachen und fürwortt, die in schirmen mögend. 

2. Ordnung des fürbiettens für rat. Es lassen 
unsere herren menklichem verkünden, wann einer ab dem 
anderen etwas beschwerden hette und derhalben sich vor 
unsere herren zu erklagen begerte, so soll derselbig schuldig 
sein, seinem gegentheil durch den stattknecht oder selbs 
kund ze thun; wo aber einer das nit thette, den will man 
nach erkantnus unser herren strafen wo fer aber einer darzu 
verkündt und vermanet were und nit erschinen thette, so 
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will man es bey dem ratschlag so über söliche beschwerden 
beschicht blieben lassen und darnach kein enderung mehr 
darin machen. | 

_ 3. Ordnung fürbiettens für gricht. Sy lassend 
ouch menklichen warnen das welchem burger, hindersess oder 
dienstgsellen hinfür zum anderen mal zum rechten für- 
botten und durch ein stattknecht, das im fürbotten seige oder 
das er zur selbigen zeit anheimsch gwesen seige, kundbar 
gemacht wird, und aber derselbig nit ghorsamklich für 
gricht erschinet, so wellend sy denselbigen on weitere gnad 
desselben tags uf gfallen unser herren in gfäncknus legen 
lassen. 

4. Ordnung der stattknechten. Wenn ein frömbder 
man einem stattknecht den lon gibt, ein haft oder gepott 
zethun, und es der stattknecht darüber nit usricht, so soll 
er demselbigen schuldig sein den kosten abzutragen. 

5. Ordnung der verarrestierten gütteren. Wel- 
chem etwas uf recht verbotten wird, seige welcherlei das 
welle, der soll mit demselben so im also verbotten wird nit 
weiter faren, sonder darmit still sein bis zu ustrag des rechten 
bey buss 1 # d. so oft einer das thätte. Und wann es zu 
fällen keme, das sömliche verhaffte pfand welcherlei die 
sigend verstinden werend, also das man sy möchte schetzen 
lassen, so söllend dieselbigen geschetzt werden nach lut 
dem ganntbuch ye nachdem die schuld von ursachen heıfliesst. 

6. Ordnung der berechteten Zinsen. Wenn 
einer den anderen vor dem stattgricht um verfallen zins 
rechtlich ersucht, soll dem antwurter old dem der den zins 
schuldig ist, nit mer dann 4 wuchen zyl geschafft und zu- 
glassen werden, und so dann das zyl us und verschinen 
ist, und einer umb sein usständen zins lut der ergangen 
urtheil nit usgricht ist, so dann mag der so er nit mitleid 
tragen will, für burgermeister und ratt keren und sy anrüffen : 
ime ergangne urtheil zu fertigen, welche ime dann fürderlich 
und onverzogenlich darumb ein gantbrieff uffrichten und gäben 
söllend. 

7. Uskouff der erbfällen.!) Wann ein erb in der 
statt Chur fallt, soll kein burger noch hindersäss dasselbig erb 
nit kouffen von den erben bis ds soliches erb nit getheilt ist, 
bey buoss 30 4 d; welcher solches übersicht, soll bei angezeigt 
buss gestrafft werden und nüt destominder soll es an herren 
burgermeister und rath stan, ob sy den kouff bliben lassend, 


1) B fol. 162, vgl. Schluss-Art. in C, Erbfall. 














Rechtsquellen des Gotteshausbundes. 45 


oder nit; wan aber ds erb zertheilt ist, mag ein jeder kauffen, 
was man im gibt. 

8. Ordnung in usfällen. Wann es sich zutragen 
thette in unser statt, (das Gott wenden wolle,) das ein usfall 
zeitlichen guts halben über einen gienge und man die schulden 
zu bezalen nit bei einem funde, so sol ein jeder frömbder 
bezalt werden vor, nach oder mit den burgeren, je nachdem 
und es in eines jedem gmeind oder gricht gegen den frömbden 
ouch gebrucht wird. 


Ill. Famillengüterrecht. 
1. Erbfall vom 19. Juli 1543.') 


1. Erstlichen ist gesetzt und geordnet, dass vater und 
muter ire kinder und änigli erben sollend und mögen. 

2. Zum anderen sollend und mögen ouch die kinder und 
änigli ir vater und muter, desglichen ouch den äni und ana 
erben, doch mögen die änigli anstatt iren vater und muter 


1) Vgl. hiezu: Abschrift aus des herrn Gregoris Gugelbergers von 
Moos als damaligen statschribers eigner hand und fäderen der erbesserung 
des erbfalls, so also von wort zu wort lutet, 25. febr. 1598: 

Erstlichen ist gesetzt und geordnet, dz vater und muter ire kinder, 
änigli erben sollen und mögent, dargegen die kinder ire väter und muter, 
äni und ana, doch die äniglin anstatt irer vater und muter allein für ein 
stamma; demnach wann es sich begebe, dz der kinder mer als eins were 
und derselben kinderen eins oder mer absturbe, sol der vater oder die 
muter oder beide so sie im leben weren, allwegen nebent den geschwü- 
strigen erben mögen doch jedes kind für ein stollen, und wann aber dz 
letzte kind abstirbt, so soll dem vater die zwentheil des guts für eigen- 
tümlich zugefallen sein und der abgestorbnen muter nechsten fründen der 
dritte theil gehören und dienen; so aber die muter dz letzte kind überlebet, 
so soll iren der dritte theil des ganzen gut gehören und bliben und des 
manns nechst fründen die zwentheil, doch sollend und mögent vater und 
muter dz ganze gut ir lebenlang dem hauptgut one entgeltung geniesen 
und sol der widerfall erst nach irem’absterben beschechen. Es sol ouch 
dise erlüterung sein: so der vater oder die muter sich weiter verhüratet 
hettent und andre kinder überkommend, so mögen dieselben kinder nit 
mehr erben, dan was von irem vater oder muter harfitist, und sol all- 
wegen was der widerfall belangt ordenlich inventirt werden; so aber dz über- 
bliben vater oder muter ein not bescheche, dz sie sich des einkommens nit 
allein betreffen möchten, so sol es allwegen an der oberkeit stehen, was ime 
am hauptgut anzegriffen vergunt werde. 
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allein für ein stammen erben, obglich der änigli mer als 
eins ist. . 

3. Ouch ist gesetzt, dz muter und vater beide für ein 
stamma ire eheliche kinder glich als die geschwüstrete erben 
und mit den geschwüstrigen in glicher linien sein sollent, 
und ob eins under inen der vater oder die muter mit tod 
abgangen, soll und mag nichts destoweniger das so im leben 
blibe für ein stammen erben. 

4. Item ist gesetzt und geordnet, dass schwöster und 
brüder kinder, so nit vater und muter haben, anstatt vater 
und muter erben sollend, doch nur für ain stamma wie viel 
der kinderen sind. 

5. Wan aber keine geschwüstrigen mehr vorhanden und 
im leben sind, sodann sollend und mögend schwösters und 
bruders kinder ein jedes für ein stamma erben. 

6. Was dann weiter ist dann geschwüstriget, soll und 
mag jedes der nechsten linien des bluts nach bis in usgang 
der fründschaft erben. 


2. Ordnung der unehelichen kinderen des erbfalls 
halber, 27. Januar 1566.') 


Item?) ist gesetzt, das die -unehelichen kinder wie dann 
der bruch, ire muter erben mögend; ob sich aber füegend, 
dass ein unehelich kind tods abgon, uneheliche und eheliche 
geschwüstrigete hinder ime lassen wurde, so dann mögent 
desselbigen ehelichen geschwüstrigete, so auch von der un- 
ehelichen kinder muter geboren, ds unehelich geschwüstriget 
gleich als wol als die unehelichen geschwüstriget erben. 
Und so dann die unehelichen geschwüsterte alle mit tod ab- 
gangen, sollen sie die ehelichen erben. Item wann ein 
vater eheliche und uneheliche kinder hat, söllend und mögend 
die ehelichen die unehelichen erben als wol als die unehe- 
lichen geschwüsterte. Und so die unehelichen alle tods ab- 
gangen, soll derselbigen unehelichen kinderen gut den ehe- 
lichen oder der nechsten einen ®) des bluts nach heimfallen 
und werden; dargegen mögen die unehelichen ire ehelichen 


1) Ist auch in Red. C 1740 enthalten. 

3) C: Auf den 27. tag januarii anno 1566 ist von wegen des unehlichen 
erbfalls die nachgeschribne sazung von klein und grossen räten bestätet 
worden. 

8) C: der nächsten linie. 
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geschwiisterte nit erben. Item ist gesetzt dass die ehelichen 
kinder, so aber von unehelichen vater old muter geboren, ir 
eni und ana wie auch und was von denselbigen har descen- 
diert, nit erben mögen. Wan aber dieselben ehelichen kinder, 
so von unehelichen vater und muter wie gemelt geboren, ehe- 
liche kinder überkommen, dieselben mögend als dan wol wie 
andere eheliche kinder erben. 


3. Erbrecht zwischen ehelüten.!) 


1. Wann ein frau vor irem eemann one leibeserben tods 
abgeht, mag der man und seine erben die zweitheil oder 
sin zugebrachtes dannen nemen welches er will; also hat 
auch die frau die wahl und ire erben, wan der mann vor 
iren abstirbt one eheliche kinder, in den dritten theil zu stehen 
oder ir zugebracht gut nemen. Und wenn siein drittem stehen 
will, soll die morgengab aus gmeinera gut genoinmen werden. 
So sie aber ir zugebracht gut nemen will, ist man iro für 
die morgengab nit schuldig. 

2. Ob aber der man vor seinem eheweib tods abgieng 
und eheliche kinder hinder im gelassen, sollen die kinder die 
zwen theil und die muter den dritten theil erben, und mag 
die frau nebsdem die morgengab us gemeinem gut nach stat- 
recht nemen. 

3. Item wan die frau vor dem man mit tod abgienge, 
soll die morgengab tod und ab sein. 

4. Dann was sie mit und bei einanderen überkommen 
und gewonnen habend, soll der man zwei theil desselben gutes, 
der dritte theil dem weib oder iren erben dienen. 

5. Item was sie nach bezogener ee, es seie der man oder 
das weib mit einanderen ererbt habend, ds soll sich nit für 
gwonnen gut sonder für zugebracht gut erkennt sein. 

6. So sie aber darvon verthun und ds gut gebössert haben, 
sodann soll der mann oder seine erben die zwei theil 
und die frau und ire erben den dritten theil abgeben und ver- 
lieren. 

7. Und so nun wie obsteht der mann und die frau ir 
zugebracht gut dannen nemen wollent, sollen sie die schul- 
den helfen einanderen bezalen nach stattrecht, usgenommen 
was der man verspillt, verhuret, verkrieget, verbürget und ver- 


1) Diese Bestimmungen reihen sich in den Handschriften an die Ord- 
nung der Unehelichen an; eine Entstehungszeit findet sich nicht angegeben. 
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schlaget hete, dasselbig ist die frauw dem man us irem gut 
nit schuldig helfen zu bezalen. Doch möchte einer zu 
schlahen so redlich ursach gehabt haben, ein burgermeister 
und rat möchte hierinnen erkennen was sie billich sein be- 
dunkte allwegen nach gstaltsame der sachen. 


4. Satzung wegen der söhnen und töchteren, so 
sich ohne des vaters, muter, vögten oder oberkeit 
gunst und willen vermählent.') 


1.2) Erstlichen ist gesetzt, dz fründ und vögt söhn und 
töchteren, so nit vater und muter habend ohne gunst vor- 
wüssen und bewilligung einer oberkeit zu vermählen nit 
gwalt haben sollend. 

2. So aber ein sohn oder tochter ohne des vaters, muter, 
friinden, vögten oder der oberkeit rat, gunst, wüssen und 
willen verhüraten, mögen dan desselben ehemenschen vater, 
muter, fründ oder vögt für burgermeister und rat kehren; 
welche dan zwüschen solchen ehemenschen ein hürat machen 
oder beschliessen, sollend nach ihrem gutbedunken bestraft 
werden, in diser satzung sollen gleichfalls die witfrauen auch 
begriffen sein. 

3. Wollten aber solchen ehelüten vater, muter, fründ 
oder vögt nit darzu thun und für ein oberkeit kehren, soll 
und mag nichts destoweniger burgermeister und rat darzu 
thun und darinnen handlen was sie gut bedunkt. 

4. Weiter ist geordnet, wann sich ein sohn oder tochter 
ohne gunst, wüssen und willen als obsteht vater, muter, fründen, 
vögt und der oberkeit verhürate, soll der und dieselbigen dem 
anderen sein gut anzugriffen, zu versetzen oder zu verkaufen 
kein macht haben; so aber einer oder eine dem anderen 
sein gut angriffen, verkaufen und versetzen wurde wie 
obsteht, soll dasselbig nichts gelten, sonder kraftlos heissen 
und sein. 

5. Item von wegen der kinderen im muterlib lasst man 
dieselbigen glich so wohl als andere geschwüstrige erben, sofern 
es lebendig an die welt kombt, sofern es aber an die welt 
todt kombt, so sol es nichts erben mögen. 


5) Undatirte Verordnung, geht in den Handschriften obiger Erläuterung 
1598 s. III. 1. An. voran. 
2) Vgl. v. Salis Eherecht p. 44, 47. 


Rechtsquellen des Gotteshausbundes, 49 


5. Gesetze des Erbfalls des XVII. und XVIII. Jahr- 
hunderts.') 


1. Ehliche kinder, so die allein vorhanden sind, 
die erbend ir vater und muter vor allermenig- 
lichen; dann die erste und fürnembste ursach ist in erb- 
filen dz die kinder ihre elteren erbend, und erbt jedes kind 
fir sein haubt; wann dann die kinder wie jetz erstlich ver- 
melt ire elteren erben und die elteren iren kinderen zuvor in 
die ee ein heuratgut hinausgegeben hettend, so sol alsdann 
wenn es zum erbfall kombt dieselbige person das empfangne 
heuratgut widerumb inwerfen, oder so fer aber sie das em- 
pfangen heuratgut nit widerumb zu dem gemeinen gut dar- 
schiessen wurdent, sollend sy in dem erb so lang still gestelt 
werden, bis einem jeden kind auch so vil als das heuratgut 
gewesen ervolget sein wiirt, und dannothin sol die erbschaft 
des guotes zugleich beschechen, also dass dem einen nit mer 
als dem andern zu teilt werde und ervolgen möge, es were 
dan sach, dz ein vater oder muter iren sohn in den schulen 
und dem studieren ausgesandt oder sonst gute kunst, artliche 
übungen und handtierungen leren lassend und dardurch kosten 
ufgewendt hetten, sol derselbige sohn was also für ine usgeben 
worden by der theilung nit zu entgelten haben, noch einiche 
erstattung bey der theilung darumb zethuon nit schuldig sein, 
verbehaltende dass wenn es sich kuntlich offenbar erscheinte, 
dass ein solcher sohn unnützen, überflüssigen unkosten mit 
verschwenden, geuden, zehren, verschenkungen, spilen, über- 
flüssigen kleidungen oder in andere weg unzimlich ausgetriben 
und vater und muter dasselbige bezahlt hettend, dergleichen 
alles sol der sohn in der erbteillung seinen miterben guot 
zethuon und ime solches abziechen zelassen schuldig sein, 
und wann nebend den erwachsenen und erzogenen kinderen 
auch junge und unerzogene vorhanden werend, (sol es allwegen 
bey einer ersamen oberkeit: stohn den jungen zue irer uf- 
erziechung ein billiches zeschöpffen, es seigend gleich söhn 
oder töchteren).?) Ä 


1) Zu Grunde legen wir die Redaktion des Erbfalls aus dem Jahr 
1631, und verbinden damit diejenigen von 1652 und 1740 (C). 

*) 1652, 1740: so soll denjenigen zu ihrer auferziehung nach be- 
schaffenheit des vermögens und der jahre ein billiches geschöpft werden, 
es seyen gleich söhne oder töchtern, und falls die erben oder vögt sich 
dessentwegen unter ihnen selbsten nicht vereinbahren könten, so soll den- 
selbigen frei gestellt sein, ihre zuflucht für eine ehrsame obrigkeit zu 
nehmen und zu haben. 

Zeitschr. für schweizerisches Recht. Neue Folge VI. 4 
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2. Es ist den elteren wol zuogelassen, dass sy 
den gehorsamen kinderen wann sie ungehorsame nebent den- 
selbigen hettend einen vortheil ze schöpffen und zu vermachen, 
allwegen (nach glegenheit des vermögens und nach erkanntnus 
einer ersamen oberkeit).!) 

3. Item sol der jüngste sohn befüegt sein, in der 
theillung seines vaters haus in gebührendem preis und wärt 
so fer ers begert für anderen an sich*) zueziechen und nemen. 

4. Item wann ein vater tod vergangen®*) und mer 
als einen sohn verlasst,‘) soll demjenigen sohn welcher des 
vaters namen tragt onentgelten an übriger seiner erbsportion ' 
des vaters petschaft (und insigel\’) für eigentümbliches 
dienen,°) was aber des vaters kleinot,’) wehr und kleider be- 
trifft, sol dsselbig alles under den söhnen allein zuogleich 
getheilt werden, gleichfalls söllend der muter kleider und 
kleinoten auch under den töchteren allein zuogleich (genossen 
und)°) zertheilt werden, jedoch allwegen mit dem vorbehalt 
dass wann sich ein namhafter underscheid entzwüschend des 
vaters oder muter dergleichen verlassenschaft befunde, so soll 
in solchem fall (es jederzeit einer ersamen oberkeit heim- 
gesetzt sein die gebür darinnen zue erkennen).?) 

5. Kindskind erbend mit den kinderen. So vater 
oder muter kind und kindskinder nach irem tod verlassend, 
so werden die kindskind anstatt irer elteren mit und nebent 
den kinderen zue erben zuegelassen, und erbend die kinder 
allwegen jedes nach seinem haubt, aber die kindskinder alle 
miteinanderen sollent nit mer nemen als allein sovil ire 
elteren so si den fall erlebt hettend (da dannen hettend nemen 
mögen),!°) dergestalten als hette einer under des vaters kin- 
deren drey, vier oder mehr kinder verlassen, dieselbigen alle 

1) 1652, 1740: nach beschaffenheit der ungehorsamkeit und dem ver- 
mögen: so aber einer sich dessen beschweren wurde, soll er für eine ehr- 
same obrigkeit erscheinen und sich erklagen möge, wobei die billigkeit 
soll beobachtet werden. 

n C: für und an sich. 

* C: todes varblichen und abgestorben. 

#4 C: hinterliesse. 

* Fehlt in C. 

#\ C: hinweg nehmen mögen. 

N 1040 fügt bei: bücher. 

® Fehlt in C. 

® 1602, 1740: die gebühr und billichkeit beobachtet werden. 

1 C: beziehen und nehmen mögen. 
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nemend des orts nit mebr hinweg dann allein denjenigen 
theil was vater oder die muter, so si im leben gsin werend, 
(dannen)!) zenemmen befüegt gsin werend, das heisst eins 
stammens theil. 

6. Die kindskind sind für und für zerechnen. 
Und were: dass vater und muter nache und?) auch weite 
kindskind, die man enkhelin und urenkhelin nambset, nach 
irem tod verliessend, dieselbigen erbend alle gleich, also das 
zu beiderseits die nächeren an ir abgestorbenen vater oder 
elteren statt und die ferneren auch an irer elteren?) statt zue- 
gelassen werdend; doch sollend sy nit nach vile der personen, 
sonderen nach dem stammen irer elteren an deren statt sie 
stand (erben‘) und ieren und fählend hierbey in dem fahl nit, 
dass ein grad ferer ist als der ander). 

7. Gleiche kindskind erbend in die stammen. 
Werend aber zue allen theilen gleiche kindskind, also dass 
ein theil nit ferner oder nächer were als der andere, so söl- 
lend als dann dieselbigen kindskind in die stammen und nicht 
auf die hòupter erben, als namblich so die abgestorbne per- 
son keine kind im ersten grad sonder allein Kindskind aus 
zweien oder mer seiner kinderen ehelich erboren nach ime 
verliesse, obgleich wol von einem kind mer dann von dem an- 
deren derselben kindskind vorhanden wärend, als von dem einen 
kind zwey und von dem anderen viere, so söllend in solchem 
fall die kindskind nit zuegleich in die höupter, sonderen in 
die stammen zue erben zugelassen werden, also das die zwey 
kindskind von dem einen kind erboren den halben theil erb- 
lich empfachen und die vier vom anderen kind erzeuget den 
anderen halben theil erblich nemen und empfachen söllend, 
und ist also fürtan in anderen weiteren fällen in absteigen- 
der linea zuo rechnen und zuohalten. 

8. Die absteigend linien schleust aus die 
aufsteigend und zwerchlinien. Aldieweil eheliche kind 
oder kindskind, sie seigend wie weit sie wöllend, im leben 
sind, so soll das verlassen erbguet allein uf dieselben kind 
und kindskind für und für zerechnen und nit an die auf- 
steigend und zwerchlinien geerbt werden. 


1) C: von dem erb. 
3) C: zugleich. 
5) C: grossvater, -muter oder grosseltern. 


# C: zu erben zugelassen werden, folglich irret und fehlt man in 
diesem fall nicht, wann schon ein theil ein grad nächer als der andre wäre, 
wann das erbtheil auf die stämmen und nicht auf die häupter getheilt wird. 
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9. Beschaffenheit der aufsteigenden Linien 
in welcher die aelteren gerechnet werden. So es 
sich zuetrüge, das die kinder vor den elteren absturbent und 
die abgestorbne person nebent vater und muter oder einem 
derselbigen auch eheliche geschwüstrige von vater und muter, 
eins oder mer im leben verliesse, so söllend vater und muter 
ire kinder so one leibserben abgestorben werend, der vater 
und die muter oder welches under inen im leben were, nebent 
des abgestorbnen geschwüsterten, jedoch beide elteren nur 
für ein stammen oder das einzige so im leben were gleich- 
sam für ein stammen, ire kind erben mögen, aber jedes ge- 
schwüstriget so vil deren werend soll für ein stammen zue 
erben befüegt sein.) Was aber vater und muter also von 
iren kinderen ererben wurdent, daselbige söllend sy allein 
ir lebenlang unverschmälert des hauptguts geniesen?) (und 
brauchen mögen; und nach derselbigen tödtlichen abgang sol 
sölches ererbtes guet widerumb hindersich uff des abgestorbnen 
geschwüsterte so von vater und muter vorhanden sein wur- 
dent oder deren kinderen fallen; jedoch sol allwegen bey 
einer ersamen oberkeit stohn wann es zue fälen kommen 
wurde, das die elteren notwendig wurdend sölch ererbt capi- 
tal anzegriffen, dass alsdann und in solchem fall ein ersame 
oberkeit wol befüegt sein soll, sölches zu gestatten und die 
gebür allwegen nach beschaffenheit der sach hierinnen zue 
erkennen; jedoch das dergleichen houptguets angreifung nit 
beschechen sölle one vorwüssen, bevelch und willen einer er- 
samen oberkeit.) 


10. Wann es sich aber begebe, dass die kinder vor den 
elteren absturben, also dass die abgestorbne person kein ehe- 
liche kinder, auch keine geschwüstrige, noch derselbigen kin- 
der nach iren verliesse und aber wol eheliche vater und 
muter noch im leben vorhanden werend, soll die verlassen- 
schaft, so fer das abgeleibte etwas eignen guts gehabt hette, 
sölches irem vater und muter zuegleich mit einanderen oder 
welches under inen im leben vorhanden were allein erblich 


. 


1) 1652 schliesst: vnd solches für eigenthumblich ohne ferneren ruck- 
fall. Das weitere fehlt. 

*) 1740: mögen, nach absterben dessen aber soll solches ererbte guth 
allwegen wieder auf diejenige linien zuruckfallen, wannhero es geflossen 
ist. Das folgende eingeklammerte fehlt. 
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zufallen’) und dienen, jedoch?) (nur ir lebenlang, und dannethin 
soll es wider zueruck fallen uf diejenigen, welche es geerbt 
bettend wann keines der elteren im leben gsin were.) 

11. Da aber das abgestorbne in diesem fall nit vater 
oder muter, sonder grossvater und grossmuter vater und muter 
halb verliesse, sollend solche vier grossväter und grossmüter 
auch zuegleich in die hoüpter erben; sover aber grossväter 
und grossmüter in ungleicher zahl, als von der einen seiten 
der grossvater und die grossmuter aber von der anderen 
seiten der grossvater oder die grossmuter allein vorhanden 
werend, in diesem und dergleichen fällen soll die erbschaft 
in zwen gleiche theil fallen, und dem grossvater und der gross- 
muter der eine theil und der ander halb theil dem einigen 
grossvater oder grossmuter von der andern seiten zuogetheilt 
werden; also söllend ouch öhi und bäsenen von beiden seiten 
nebent inen erben mögen, dann sie irer elteren tod nit ent- 
gelten söllent, welches auch weiter hinauf gleicher gestalt 
gerechnet und gehalten sol werden, jedoch das allwegen das 
näher im grad die weitere gar ausschliesse als namlich: wann 
vater oder muter vorhanden, dass alsdann der grossvater und 
die grossmuter zue erben nit gelassen werde, oder wann der 
grossvater und die grossmuter vorhanden sind, dass alsdann 
der ureni oder urana in gleicher gestalt nit erben?) mögend.*) 

11a.) Wo der abgestorbne geschwüstri- 
gete an einem ort oder deren kinder und 
am anderen ort grossvater oder uranen ver- 
liesse. Wo auch der abgestorbne hinder ime nit vater 
oder muter, besonder allein grossvater oder urani, man oder 
weib mitsambt den geschwüstrigeten oder deren kinderen 
verliesse, so söllent dieselbigen grossvater, uräni allwegen der 
nechst grad hinufzerechnen mit den geschwüstrigeten und 
iren kinderen zuegleich erben nach den hoüpteren, doch söllent 
die brüeder und schwöster kinder nit nach den hoüpteren 
sonder nach dem stammen irer elteren erben; und sölle dies 
auch auf die geschwüstrigeten kindskind verstanden werden; 


1) 1652 schliesst: und ohne ferneren ruckfall jedem eigenthümlich sein 
und verbleiben. | 

3) 1740: nach dero absterben aber wiederum zurückfallen wonachen 
es herkommen ist. 1 

*) 1652 schliesst: und soll solch ererbt gut gleichfals keinen ruckfall 
haben sonder jedem eigenthümlich zuhören und dienen. 

#) 1740: nach dero absterben aber soll solches ererbte gut wieder 
seinen rückfall haben. 

5) 11a. fehlt in 1652, 1740. 
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dann dieselben diesfals weil sie mit dem ureni in gleichem 
grad nit usgeschlossen und da sölcher grossvater und uräni 
us anderen ehen auch kinder hettend, so sölle nach irem tödt- 
lichen abgang was sie von ires encklin wie obstaht geerbt 
hettend widerumb hindersich an derselben enckelin 
schwüstrigeten so von vater und muter sind oder derselben 
nechsten erben fallen. 

12. Erbschaft in der zwerch oder beiseits linien; 
so es sich nun begebe dass die abgestorbne person keine 
erben in der absteigenden linien, sonder allein sipp- oder 
blutsfründ, die iro in der zwerch oder seiten verwand werend, 
verliesse, soll es gehalten werden wie hiernach volgt: 

Gleich gesippt brüder und schwöster wie die 
erben söllend. Were sach: dass die abgestorben person 
hinder iren verlasst allein brueder und schwöster, die ir von 
beiden elteren gesippt oder geblüt sind, so erben sie ein an- 
deren vor meniglichen. 

13. Von brüder und schwöster kinder und kinds- 
kinder wie sie von brüderen oderschwösteren erbent. 
Weilen unbillich sich befunden, dass brüder und schwöster 
kinder und kindskinder nit allein irer elteren entrathen und 
manglen, sonderen auch durch dero tödtlichen abgang der erb- 
schaft, so auf iro verstorbne elteren, wan sie leben thettend, 
gefallen wer entgelten müssten, so söllend die brüder und 
schwöster, deren kinder und kindskinder in sölchen wie auch 
in anderen fällen nebend den anderen zue erben zugelassen 
werden, doch das die erbschaft in die stammen und nit in 
die hoüpter abgetheilt werden. 

14. Wann allein brüder oder schwöster kind oder 
mit inen kindskind vorhanden sind. Wo der abgestorbne 
kein bruder oder schwöster, sonder zue allen theilen bruder 
und schwöster kinder und kindskinder, die ime vater oder!) 
muter halb verwandt werend, verliesse, so söllend dieselben 
bruder oder schwester kinder und kindskinder es seyent deren 
wenig oder vil an sölcher verlassenschaft in die stämmen 
anstohn?) und erben wie im vorgechenden Artikel stat, also 
dass die brüder oder schwöster kinder anstatt irer vater. 
und muter, brüder und schwöster kindeskinder aber anstatt 
ires grossvaters und grossmuter, und so vil dieselbigen geerbt 
hetten wann sie bei dem leben gewesen wären, erben söllenz 
eben gleichmessig werdend brüder und schwöster kindskinder 
zuogelassen, damit sy nit der elteren tod entgelten, und was 

3) C: und. 

3) C: theilen. 
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aber weiter als obstat were, soll danethin je das nechste 
bluot erben. 

15. Wan die abgestorbne person nebent seinen 
geschwüstrigeten oder derselben kind vater und mu- 
ter ein halbe geschwüstrige verliesse. Begebe sich 
dann, dass die abgestorbne person nebent iren von vater und 
muter geschwüstrigete auch ein halbe geschwüsterte verliesse, 
soll es also gehalten werden: dass obgeschribne brüder und 
schwöster oder derselben kind da nur eine halbe geschwüsterte 
sind, den abgestorbnen mögen mit seinen rechten geschwü- 
sterten oder derselben kind auch erben, doch allein in dem 
guot das von dem vater oder der muter daruf der fall kom- 
men were vorhanden ist;!) (die kinder aber söllend allein 
uff die stammen erben). 

16. Ob des vaters oder muter bruder und schwö- 
ster mit des abgestorbnen geschwüsterte, dessen 
kinder oder kindskinder erben mögen. — So sach were, 
dass die abgestorbne person seines vaters oder ınuter bruder 
oder schwöster verliesse, darzuo bruder oder schwöster kind 
oder kindskind, so habend des bruders oder schwöster kind 
und kindskinder den vorgang und werden des vaters oder 
muter bruder und schwester gänzlich ausgeschlossen. 

17. Von ein halben geschwüsterten und derselben 
kind, auch kindskinder.”) So es sich begibt, dass die 


1) 1652, 1740: im fall aber etwas gewunnen gut sich erscheinte, so 
soll solches zugleich abgetheilt werden und jedem eigenthümlich verbleiben, 
jedoch soll hiebei verstanden werden, dass die kinder auf die stämmen und 
nicht auf die häupter erben. 

2), Statt 17 und 18 enthält C: Die einhalben geschwisterten erben 
neben einander nur in demjenigen gut, welches von denen eltern, es 
seye vater oder muter, herkomt, danachen sie entsprossen und recht ge- 
schwisterte sind, und folgsam solches gut kinds oder erbsweis mit und neben 
einander ererbt haben, angesechen wie in andern punkten mehr also auch 
in diesem gesetzt ist und das ererbt und zugebrachte gut zurückfalle wo- 
nachen es kommen ist. — Dasjenige aber, so ein bruder oder schwester 
selbst vorgeschlagen hätten, erben ihre ein und zweibändige geschwisterte 
oder ihre kinder und kindskinder und so weiter zu gleichen theilen also 
und dergestalten, dz wenn keine zweibändige geschwisterte oder dero kinder 
und kindskinder mehr im leben wären wie allbereit obgemeldt, so erben 
alsdann die einhalben geschwisterten oder auch ihre kinder und kindskinder 
den ganzen vorschlag allein; falls aber des verstorbenen vater oder muter 
noch bei leben wären, erben sie beide insgesammt oder ein jedes von ihnen 
insbesondere für ein stollen oder soviel als eines von des erblassers ge- 


5A Rerhraueica es C SGoziisà 


altgentorben persin alcin ein babe gesksüserte oder ein 
fase pratcre ir schwöxer kinder oder kmdskinder ver- 
icasen ri Terne geserwistere vom der linea woher das 
got na7 gri.asen, wie acch kein vater und muter)!) so 
».ieni diesciden on urterscieii, sie seigend vater oder 
MAAF aus. den orbnen an aliem gut zue gleichem 
“ans. eten. jei,k dass die briier „ler schwöster kinder 
sier L.:daz:LAÂ ein stammen oder sien theil empfangen 
‘sad nat in die bazbter erben ssiilen: wan aber die- 
jen.gen e.» Ka ben geschwüsterten so der gestalt ererbt heten 
an «cre le.bserben absterben thetten, so soll dasjenige 
gut wsrer s vil noch dero ableiben vorhanden widerumb 
zwr..x fassen auf diejenigen so es ererbt hetten wan kein 
en Las geschwüsterte gsin were. 

Ira Ob ein halbe geschwüsterte nebend vater 
and mutter auch sollen erben mögen oder nicht. 
fr, es n; begibt, dass die abgestorbne person recht vater 
GA 101247 „der eines derselbigen und nur ein halbe geschwü- 
# rte nebend ihnen verliessen, so sollend die ein halben ge- 
e.hwrsterten nebend vater und muter zuo erben auch zuoge- 
lassen werden und jedem das ererbte guot ohne ruckfahl eigen- 
tr.tunlich gehörig sein und verbleiben).?) 

1%. Item ist gesetzt, wann die abgestorben person keine 
erben weder in ab noch ufsteigender linien noch auch ge- 
s“hwüstriget von beiden elteren oder einem allein noch der- 
s-iven kinder noch kindskinder hinder ime verlasst, so sollend 
alsdan diejenige, so dem abgestorbnen von vater und muter 
Lar rechte blutsverwantnus oder sippschaft nach im grad 
und linien zum nechsten gefreundt, für sein recht erb zue- 





“hwisterten, und was solcher gestalten von dergleichen vorgeschlagenem 
gut ererbt worden ist. soll einem jeden eigenthümlich zugehören und kein 
riiekfall haben. — Wann aber erbschaften fallen wurden, zu welchen von 
olgrdarhten erben keine vorhanden wären, so erben in solchem fall die 
nächsten blutsfreund des einten oder des andern und zwaren in diesem 
verstand, dz allezeit weder das einte noch das andre von solchen bluts- 
freunden ihrer ältern tod zu entgelten haben sollen; wie auch das ererbte 
oder zugebrachte gut je und in allweg wiederum dahin zurückfalle woher 
es kommen ist. Des erblassers errungene und erworbene gut aber erben 
die nächsten blutsfreund sowohlen vater- als muterseits in obbemeldter 
form eigenthümlich. 

1) 1631: kein vater und muter, bruder oder schwöster deren kinder 
oder kindskinder verliesse. . 

*) Das Eingeklammerte bloss in Red. 1652. 
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gelassen werden, also das in diesem fall allenthalben die 
nechsten im grad die ferneren ausschliessend und in die hoüp- 
ter zue gleichem theil kommend. !) 

19. Erbfall zwischen eheleuten.?) Ist zu ver- 


1) 1652 fährt fort: aber vorbehalten hiebei die geschwiistert kinder, 
welche auch nebend öhnen und besenen in disem fahl zu erben zu- 
gelassen sein sollend, jedoch in die stammen und nit in die häupter; gleicher 
gestalt, so kein öhne oder besenen wären und das guot uff geschwüstert 
kinder fallt, so sollend nebend ihnen auch geschwüsterte kindskinder zu- 
gelassen sein. 

*) Statt Art. 19—22. — C: Erbfäll in Ehen mit Exempel: Wann zwei 
personen sich ehelich verbinden, so sollen die eheleut oder ihre anverwandten 
bei eintritt der ehe eine ordentliche verzeichnus oder sogenanntes inventarium 
des liegenden und fahrenden guts, so das einte oder das andere von ihnen in 
die ehe bringet, darunter verstanden: zinsen, gülten, capitalien, das vieche 
und hausrath errichten, welcher verzeichnus alles dasjenige, was von ihnen 
während dem ehestand ererbt wurde, solle einverleibt und beigefügt werden ; 
und so gott das einte dieser eheleuten zu seinen gnaden berufte, so solle 
angehends das völlige vermögen oder gesamte haushab neuerdingen aufge- 
schrieben oder verzeichnet werden, es seyen gleich kinder vorhanden oder 
nicht, da dann das überlebende folgende wahl haben soll namlichen: so 
es der mann wäre, vom völligen vermögen zwei dritten theil, und so es 
das weib wäre, ein dritten theil, oder aber ein jedes nur allein sein eigen 
zugebrachtes und ererbtes gut samt seinem antheil vorschlag hinweg zu 
nemmen; falls aber das überlebende ehemensch das erstere erwählte, so 
solle die ausrichtung für solche zwei dritten theil oder ein dritten tbeil 
folgender massen geschehen, namlichen dass ein jedes zuerst sein eigen 
zugebrachtes und ererbtes gut, so weit es gelangen mag, hernach das 
weitere von dem vorgeschlagenen gut, sofern solches vorhanden und zu- 
länglich wäre, falls aber von dem vorgeschlagenen gut keines oder nicht 
genugsam vorhanden sein wurde, alsdann zuletzt auch von des abgestor- 
benen ehemenschen zugebracht und ererbtem gut das nothwendige zur 
völligen ausrichtung hinwegnehmen solle; jedoch aber mit dieser erläuterung, 
dass dasjenige gut, so zu solcher entrichtung der mehr berührten zwei 
dritten theil oder ein dritten theil über des im leben bleibenden ehe- 
menschen eigen zugebracht oder ererbten guts samt seinem antheil vorschlag 
hinweggenommen wurde, nur zum lebenlänglichen genuss dienen und her- 
nach wiederum unverbösert auf des abgestorbenen ehemenschen kinder oder 
rechtmässige erben zurückfallen solle, in form und gestalt wie folgende 
exempel ausweisen. ” 

Exempel wie zutheilen wann der mann sich entschlossen hätte, die 
erste wahl als zwei dritten theil des ganzen vermögens zu nehmen: ein 
mann bringt in die ehe oder ererbt während derselbigen R. 1000; das 
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merken, wann ein frauw vor irem eemann one eheliche leib- 
erben aus disem leben scheidet, mag der man und seine erben 
die zwen theil oder aber sein zuegebracht guet dannen nemen, 
welches er will; und so er die zwen theil nimbt, soll er zue 
vorderst von seinem zuegebrachten guet nemen so weit es 
sich erstrecken mag. 

20. Item so hat auch die frauw und ire erben die wahl 
wann der mann vor iro abstirbt one eheliche leibserben, in 
den dritten theil ze stohn oder ir zuegebracht guet dannen 
ze nemen, und so sy in den drytten tbeil stat, soll sy ouch 


weib hat zugebracht oder ererbt R. 3000; vorschlag belauft sich auf R. 2000; 
summa beider eheleuthen zugebrachten, ererbten und vorschlags R. 6000. 
Erwählt nun der mann die zwei dritten theil des vermögens, so trift ihme 
von dieser summa R. 4000 — und nimbt in bezahlung sein zugebrachtes 
oder ererbtes R. 1000, den ganzen vorschlag R. 2000 und von des weibs 
eigenthum R. 1000. — Hiemit wurde er ausgerichtet und geniesst selbige 
lebenslänglich, nach seinem tod aber können seine erben allein behalten 
des manns zugebrachtes R. 1000 und zwei drittentheil von dem vorschlag, 
als von R. 2000: R. 1333. 20. — des weibs erben muss man genau also er- 
statten namlich vom vorschlag ein drittel theil R. 666. 40 und so viel der 
mann von ihrem zugebrachten bezogen R. 1000. 

Ein ander Exempel: der mann hat zugebracht oder ererbt R. 4000 
— das weib aber R. 900, vorschlag während der ehe R. 800 — Summa 
R. 5700. — von diesen nimmt das überlebende weib den dritten theil als 
R. 1900. — Sie wird ausgerichtet als mit ihrem zugebrachtem R. 900, dem 
ganzen vorschlag R. 800, von des manns zugebrachtem R. 200; bei ab- 
sterben des weibs behalten ihre erben: das zugebrachte als R. 900, vom 
vorschlag R. 266. 40 und zurück geben sie die zweidrittel theil vorschlag 
als R. 533. 20 und des mannes eigen gut 200. — Des mannes erben bei 
dessen theilung von dem weib haben zwei drittel von obiger summa der 
R. 5700 als 3800 — dazu nach des weibs tod R. 200 und zwei drittel 
vorschlag R. 533. 20. 

Wird aber das letztere erwählt und das im leben bleibende ehemensch 
nur sein zugebrachtes und ererbtes gut samt seinem antheil vorschlag 
hinweg nemmen wurde, so hat es dabei sein bewenden. 

Gleichwie aber von dem vorgeschlagnen gut der mann zwei drittel 
und das weib nur ein drittel, wie obsteht zu beziehen hat, also im gegen- 
theil falls sich hinterschlag ereigte, der mann auch zweidrittel theil und 
das weib nur eindrittel theil wegen solchem hinterschlag zu entgelten und 
zu leiden haben soll oder an dero statt eines jeden seine erben. — Was 
dann an hausrath vorhanden wäre, solle der mann oder seine erben die 
zwei drittel und das weib oder ihre erben ein drittel hinwegnehmen mögen, 
welcher hausrath kein rückfall haben soll. 

Und so das weib vor ihrem ehemann abstirbt, so soll auch die morgen- 
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von irem zuegebrachten guet nemen so weit es langen mag, 
und so sy allein ir zuebracht guet nemen will ist man iro 
für die morgengab niit schuldig. 


21. Wegen zuerucksfallen. Damit und aber das guet uf 
den nechsten stammen dannen es kommen widerumb zueruck- 
falle, soll der man und das weib so one leibserben von ein- 
anderen scheident, wan sy nach stattrecht der man in die 
zweytheil und das weib in den dritten theil instond, was sy 
mer als ir zuebracht guet ist dannen nemend, nun ir lebenlang 
one verbössert geniessen und brauchen und nach irem tod 
widerumb zeruck uf die natürlichen erben fallen, gleich so wol 


gab tod und ab sin. — Und soll hiemit dies gesetz allen und jeden heura- 
then, so laut dem alten und zuvor beschehenen vorbehalt gemacht worden, 
zu keinem nachtheil dienen, sondern dieselbigen sollen sich zur zeit des 
falls dem alten stadtrecht nach richten und demselben gemäss einandern 
erben mögen, diejenigen heurathen aber, so sich diesem neu errichteten 
stadtrecht beschehen werden, sollen sich fürohin zur zeit des falls auch 
diesem erbrecht unterwerfen und solchem nach die theilung verrichten. 

1652 hat folgende Fassung: Ist gesetzt, so ein ehemensch vor dem an- 
deren aus disem leben scheidet, so soll dasjenige, so im leben verbleibt, 
sie haben gleich eheliche kinder oder nicht, die wahl haben, sein zuoge- 
bracht guot dannen zenemmen oder aber der mann in die zwen theil und 
ds weib in den drytten theil ganzes vermögens einzuostehen, da dan jedes 
von seinem zuobrachten guot nemmen soll so weit es sich erstrecken mag, 
und was dann solchermassen in ein oder ander gestalt, es seige der 
mann oder das weib genommen und empfangen hat, soll jedem eigen- 
thumblich ohne ferneren ruckfall dienen und gehören; und so die frauw 
ihr zuobracht guot nemmen will, ist man ihr für die morgengab nichts 
schuldig. Was dan an hausraht vorhanden were, soll der mann und seine erben 
die zwen theil und die frau und ihre erben ein dritten theil nemmen mögen, 
welcher hausraht aber kein ruckfall haben soll. Und so die frau vor ihrem 
ehemann abstirbt, so soll auch die morgengab tod und absein. — Und soll hiemit 
das gsetz allen und jeden heurahten, so laut dem zuovorbeschechnen vorbehalt 
vor anno 1630 den 9. juli gemachet gsin sind nüt vernachtheilen, sonder die- 
selben sollend sich zuo zeit des fahles dem alten stattrecht nachrichten, und 
demselben nach einander erben mögen. Die heurahten aber so seiter anno 1630 
beschechen, söllend sich fürohin zur zeit des fahls dem jez new gemachten 
erbrecht underwerffen und selbigem nach die teilung verrichten, was aber 
zuovor in dem lesten erbreeht bis dato gefallen, soll bey selbigem zuo ver- 
bleiben haben. (Obschon die Daten nicht mehr zur neuen Redaktion des 
Gesetzes vom 27. Juli 1652 passten, so nahm man diese letzte Bestimmung 
trotzdem unverändert in dieselbe auf: vgl. Art. 22.) 
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als wann sie es da der erbfall gfallen ererbt und empfangen 
hettend, jedoch soll allwegen an erkantnus der oberkeit stan 
ob das im leben manglete weiter als das seinig anzegreiffen, 
welches ganz nit geschechen soll ohne consens der oberkeit, 
und soll hierbei den klaren verstand haben, dass dieser punkt 
alle seine kraft und vigor solle empfangen haben und ge- 
winnen von der zeit an, da solches gsatz von den ersamen 
zünften ist bestätet und zehalten angenommen worden, so be- 
schechen ist im Juni anno 1630, und soll diese satzung allen 
und jeden heuraten sovor dieser zeit und bis dato alleweil 
gemachet gsin werend nüt vernachteilen sonder dieselbigen 
söllend sich zur zeit desfals dem alten stattrecht nach richten 
und einandren erben mögen. 

22. Wann eheliche kinder vorhanden. Ob aber der 
mann vor seinem eheweib aus diesem leben beruofft wurde und 
eheliche kinder hinter ime verliesse, so söllend die kinder die 
zwei theil und die frauw den dritten theil erben, welchen 
iren dritten theil sie von irem zuegebrachten guet, so weit 
es langen mag nemen soll; und was aber an hausrat vor- 
handen were, dsselbige soll der man und seine erben die zwen 
theil und die frauw und ire erben den dritten theil darvon 
nemen mögen, welcher hausrat aber kein widerfall haben 
soll. So und aber die frauw vor irem ehemann dieses zeit- 
lich leben verliesse und eheliche kinder hinder iro verbliebend, 
so söllend die kinder den dritten theil und der man die zwey 
theil erben und soll alsdann die morgengab tod und absein; 
und soll der man auch seine zwen theil von seinem zuege- 
brachten guet nemen so weit es langen mag. 

23. Zugebracht guet. Es sol für zugebracht guet 
alles gerechnet werden so in werender ehe von dem einen 
oder dem anderen ehemenschen ererbt würt, es seige dass es 
allbereit ererbt were oder noch in werendem ehestand geerbt 
wurde. 

24. Item so oft dieser fall zuogetrogen, das Gott der Herr 
durch den zeitlichen tod das eheband uflöst und eheliche 
kinder vorhanden oder nit, so soll das ehemensch so im leben 
ist, unverzogenlich und gleich derjenigen stund, wan man 
von der begrebnus kumbt, von unparteischen und von der 
oberkeit genambseten theilherren lassen ein ordenlich inven- 
tarium ufrichten der ganzen verlassenschaft und alles zuu 
guoten truwen precieren und werten; (ouch') alsdann wie ob- 
vermelt teilen. 


1) 1652/1740 fahren fort statt des Eingeklammerten: und sollen auch 
angehends die kinder um ihr ererbtes gut bevogtet werden, da dann dem- 
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25. Bevogten. Es sol ouch angends der kinderen er- 
erbtes guet ordenlich bevogtet und dem ehemenschen so im 
läben ein billiches tischgelt geschöpft werden, so den kin- 
deren sovil erbsweiss zuefallen thette; wo fer aber das erb 
zue ring were soll der vogt allwegen nach gstaltsame der 
sach und mit rat einer ersamen oberkeit handlen und wann 
gar nichts vorhanden were, so soll das ehemensch so im leben, 
schuldig sein) sein fleisch und bluet besten vermögens als 
ehrlichen elteren gebiirt aufzue erziechen zue ehrlichen hand- 
werken oder anderen ehrlichen sachen und in der forcht Gottes 
befürderen. ! 

26.*) Die kinder im muoterleib so sie lebendig an die welt 
kommend, lasst man sie gleich so wol als andere geschwüsterte 
erben. 

27. Von gewunnen guet, So ein ehevolk in wären- 
der ehe mit und bei einanderen etwas überkomen und ge- 
wunen habend, sol der zwen theil®) dem mann oder seinen 
erben und der dritte theil‘) der frauwen oder iren erben 
dienen und volgen; welcher fürschlag kein widerfahl soll 
haben, sonderen soll einem jeden für sich und seinen erben 
jederzeit dasselbig fiir eigentümlich bleiben; so si aber dar- 
ron verton oder das guot verböseret hettend, dann sol dem 
man oder seinen erben die zwen theil und der frauwen oder 
iren erben der dritte theil abgon.*) (Und sofer wie vorstat, 


jenigen ehemenschen, so im leben alles gut, gänzlicher haushab samt den 
kinderen, so lang selbige oder die kinder unverheurathet verbleiben, samt- 
lichen soll zukommen und gelassen werden und selbiges ohne schmälerung 
des hauptguts geniessen mögen. Nachdeme aber das ehemensch oder die 
kinder sich verheurathen wurden, so soll als dann die theilung des guts, 
wie oben gesagt, erfolgen und beschehen, und wann die kinder von ihrem 
abgestorbenen vater oder muter gar nichts ererbt hätten, so soll das ehe- 
mensch, so im leben ist, schuldig sein. 

1) 1652/1740 fahren fort: hingegen sollen die kinder und kindskinder 
gegen ihre eltern gleiche schuldigkeit haben und beobachten, selbige in 
ihrer nothurft nach bester möglichkeit zu erhalten, es wäre dann sach, dass 
die eltern liederlicherweis das ihrige verschwendet hätten. — Diese Be- 
stimmungen kehren in C noch einmal unter der besondern Aufschrift: 
„Ordnung wie die æltern ihre kinder und hingegen die kinder ihre eltern 
verpflegen sollen.‘ 

7) Vgl. oben 4 $ 5. 

9 C: so sollen zwei dritten theil. 

* C: ein dritten theil. 

#) 1652/1740 fahren fort statt des Eingeklammerten: damit man aber 
wissen könne, was ein ehemensch an hab und guth oder an schulden zu 


DCR 
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der man und die frauw ir zuegebracht guet dannen nemen 
wellend, söllend sy die schulden einanderen helfen zahlen nach 
statrecht, ausgenommen was der man) verhuret, verkrieget, 
verspielt, verbürget oder verschlagen hete, ist die frauw aus 
irem guet nüt schuldig helfen ze bezahlen; doch möchte einer 
so redliche ursach zeschlagen gehabt haben ein burgermaister 
und rat möchte hierin erkennen, was sie disfalls billich sein 
bedunkte (alwegen nach gstaltsame der sachen); !) wie auch 
sol ebenmessig vorbehalten sein, dass immer *) ein man in 
kriegswesen °) etwas fürschlüge, soll einer oberkeit heimge- 
stellt sein, was oder wie die frau des erkriegten guets sölle 
theilhaftig werden oder nit. 

28.4) Ob die elteren so kinder haben testamen- 
tieren mögen oder nit. Wann es sich, das nit sein soll, 
begebe, das die kinder gegen iren elteren einem oder beiden 
angebürlich oder ungehorsam, es sige mit heimlich verheuraten, 
oder in was weg solches were, erzeigetend und den elteren 
hierdurch vil jamer und kümernus one unterlass anrichten 


dem andern in die ehe gebracht habe, so ist gesetzt: dass bei anfang einer 
jeden ehe ein ordentlich inventarium beiderseits ganzes vermögens aufge- 
gerichtet werde, da dann nach ableben des einten oder andern ehemenschen 
‚jedes seine zugebrachten schulden aus dem seinigen bezahlen soll. Was 
aber in währender ehe an schulden gemacht oder aufgeloffen sein möchte, 
soll der mann die zwei dritten theil und die frau den ein dritten theil be- 
zahlen. So aber dieser gestalt das einte mit seinem gut solche in währen- 
der ehe gemachte und aufgeloffne schulden nicht zu bezahlen hätte, so soll 
alsdann das einte für das andre zu bezahlen schuldig sein, damit solche 
schuldgläubiger nicht zu verlieren haben; was aber der man 

1) C: fehlt. 

3) C: soferne. 

3) C: kriegsdiensten. 

#) 1652/1740 haben die Ueberschrift: des testamentierens halber; hieran 
schliesst sich die Bestimmung (statt des Art. 28): ist gesetzt, dass ein 
jeder eigenen willens und gewalts nur den zehnten theil seines ver- 
mögens, es seye gegen söhnen, gehorsamen kindern, nächsten anverwandten, 
oder auch andern, nach seinem belieben zu vermachen und zu testamentiren 
befugt sein solle, jedoch dass ein jedes aufgemächt und testament durch 
einisten selbst eigene hand, bei gueter vernunft, mit keinen listen hinter- 
gangen, sondern freien willens, ungezwungen und ungedrungen verschrieben, 
eigenhändig unterschrieben und mit seinem pettschaft verwahrt werde; im 
fall aber einer nicht selbst schreiben kônte, dass solches testament durch 
einen geschwornen schreiber verschrieben oder dreien unpartheischen kund- 
schaften angezeigt und durch sie könne erwiesen werden. 
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thetten, deme nun zuebegegnen und die kinder zuegebürender 
gehorsame zebringen, séllend die elteren gwalt und macht 
haben, sélche ungehorsame und widerspenige kinder oder gar 
zue enterben oder sonst nit alles ervolgen zelassen ; doch dz 
das testament mit consens, verwilligung und mit rechtlicher 
oberkeitlicher form zuegange, wo fer nit, soll dasselbig testa- 
ment sovil gelten als wenn es nie aufgericht were worden. 

29.!) Es ist auch gsezt und geordnet, dass sover kinder 
wärend, welche one consens, rat, wissen und willen der el- 
teren, freunden oder vögten als einer ersamen oberkeit sich 
verheuraten thettend, es sige dz die elteren, beide oder 
aber nur das eine allein im leben und also ererbt guet vor- 
handen were, so soll jedoch das oder dieselbigen hinderrucks 
verheuratet kind (ganz und gar von seiner elteren haushab so lang 
eines von den elteren vorhanden keines haabs und guets nit 
fähig noch gewertig sein, sonder man soll denselbigen aus diser 
haushab bis zue absterben beider elteren nit zegeben schuldig 
sein und noch ableben beider elteren sol demselbigen seine 
portion jedoch one einichen zins oder recompenz seines aus- 
stands ervolgen).? 

29a.5) Item ist auch zuogelassen, dz die elteren wol 
söllend befuegt sein den söhnen einen gebürlichen manns- 
vorteil zeschöpffen, jedoch allwegen nach beschaffenheit des 
vermigens und mit consens, vorwüssen und guet bedunken 
einer ersamen oberkeit. 

30. Ordnung der unehelichen kindesen des erb- 
falls halber‘) 

31.9) Ordnung in ausländischen Erbfällen. 
Als dann gmeiner statt und burgeren aus dem erbfahl der 


1) Vgl. oben sub 4 p. 45. 

* 1652/1740: nur des halben theil ires ererbten gutes fähig sein, und 
den andern halben theil sollen die ælteren ihr lebenlang, jedoch ohne verböse- 
rung des hauptguts einhalten und geniesen mögen und nach ableben beider 
æltern, so soll alsdann demselbigen kind dieser halbe theil, jedoch ohne zins 
und reeompens seines ausstands erfolgen und gelassen werden; es wäre dann 
sach, dass die ælteren ihre kinder ohne rechtmässige ursachen am heurathen 
verhindern wollten, in solchem fall soll es bei einer ehrsamen obrigkeit 
stehen, die billigkeit zu erkennen. 

#) 29a fehlt in 1652/1740. 

* Siehe oben sub 2 p. 43. 

5) 1740 hat noch als Schlussbestimmung: Ordnung wegen dem 
auskauf der erbfäll oder unzertheilten erbschaften: Es soll keine 
in unserer stadt zwing und gebiet gefallene und unzertheilte erbschaft 








64 Rechtsquellen des Cantons Graubünden, 


frömbden ausländischen burgeren bishar ein merklicher ab- 
bruch und nachteil entstanden, also dass die frömbden gross 
guot erbsweiss hinweg gezogen und inen dasselbige one in- 
trag und alles entgelten ervolgt worden, hargegen aber den 
unseren in frömbden landen nutzit mit keinem lieb werden 
mögen, sölchem nun fürzuokommen ist gsezt und geordnet: 
wann ein burger todts abgaht und sein guot aus den dryen 
Pünten in frömbde land falt oder aber in Pünten, soll söllich 
guot den erben nit vergunt werden bis man erfahren hat 
was brauchs und erbsrecht in derselben statt oder land da 
si gesessen sigend; und nachdem solches erfahren ist, mag 
ein burgermeister und rath darin erkennen was sie recht 
sein bedunckt. Wegen des wörtlins gegenrecht ist dise er- 





mögen verkauft noch erkauft werden bei 10 pr. ent. der erkauften facul- 
tet unablöslicher buos und gänzlicher ungültigkeit sothanen kaufs, mit 
welcher ebenbesagter buos sowohlen der käufer als verkäufer sollen belegt 
werden. 

Als Ergänzung findet sich in dem Bd. V p. 387 beschriebenen Codex die 
Bestimmung: Demnach etwelche puncten unsers Stattrechts theils in ungleichen 
verstand haben wollen gezogen werden, theils etwas moderation und er- 
neuwerung erfordert, als sind durch eine sonderbare deputation von klein 
und gross räthen und hiernach auf dem primo Jenner 1691 auf den 5 lob- 
lichen zünfften etwelche puncten erklärt und fürohin steif zu halten gesert 
worden wie folget: 

1. Dz gesez wegen des gegenrechts lasst man bey dem verschribenen 
buchstaben verbleiben mit erklärung: sol es disen verstand haben, dass 
wo ein person gemeiner drei Pündten landen des ein oder anderen gerichts 
oder gemeind in unserer stadt etwas erblich zuefiele und in gleichem fall 
laut selbigem ortserbrecht den unsrigen nichts gelassen oder abfolgen 
könnte, so soll man solches gleichhalten wie seine gmeind oder landssatzung 
ausweisend und mehreres nit geniesen mögen. 

2. Ist auch gesezt und geordnet, dass so ein burger eıne frömbde 
heurathet, soll selbiges nicht ehender verkündt und copuliert werden, wann 
er nicht effective bescheinen kan oder genuegsam bürgschaft leistet, dass 
sein gespous 200 kronen eigenthümblich habe oder heut oder morgen se 
vil deroselben erbsweis zue stehen thüe, und so über kurz oder lang sich 
erscheinen thäte, dass hier ein fahls betrug wäre gebucht worden, in sol- 
chem fahl, wie dann auch so ein burger eine in der frömbde geheurahtet 
so obedeutes eigenthumb der 200 kronen nicht hette, sollen dergleichen 
burger und burgerinnen sampt ihren kinderen des burgerrechts verlustig 
sein und eine ersamme oberkeit hierinfahls wägen des burgerrechtes 
genzlichen nichts dispensieren mögen; indessen aber soll wegen einzug 
gelt der weiberen es bey den R. 20 sein bewenden haben. 
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klärung darüber gegeben worden: es solle disen verstand 
haben, dass man frömbde und heimbsche als sich selbsten 
gleich halten wolle, ja gegen denjenigen wo man die unserigen 
auch gleich als sich selbsten halten thuot; wo aber die 
unserigen nicht obermelter gestalt gehalten wurden, soll einer 
ersamen oberkeit vorbehalten sein, darin alwegen zue er- 
kennen was sie billich bedunken wurd. 


IV, Vogtsordnungen. 


1. Ordnung rechnung zu empfachen von wegen der 
vogteyen (nach A fol. 149). 

Diewil von wegen der vogteyen uf den ziintten zu zyten 
vil saumnus und irrungen fürfallend, die aber nit mehr leiden- 
lich noch vil weniger dieser oberkheit verantwortlich sind, 
derhalben habend unsere herren fürohin diese ordnung hier- 
innen ze halten fürgenommen und beschlossen, dz von einer 
jeden zunft ein mann verordnet werde, welche 5 mann sampt 
einem stattschryber järlich nach beschechenem kilchen ruof 
von einer zunft zu der anderen von allen vogteien einande- 
ren nach rechnung ufnemmen und von den vögten empfachen 
söllend, welche rechnungen uf jeder zunft durch ein statt- 
schriber in das zunftbuch söllend verschriben werden; es soll 
ouch ein jeder vogt wann der kilchen ruof beschechen ist, 
bey seinem eid schuldig sein rechnung ze gäben. 


2. Ordnung von wegen der bevogteten kinderen') 
(nach A fol. 149 d. auch B fol. 162). 

Alsdann leider augenscheinlich am tag ist dz etliche be- 
vogtete kinder durch hinlässikheit umb ds ire kommen und 
zum theil zu armut graten seind, habend unsere herren zu- 
fürkommung sömliches übels in künftigem ewiklich dise ord- 
nung und satzung ze halten und deren vestenklich nachze- 
kommen veranlasset, derhalben wellend si menniklichen ge- 
warnet haben, es sigen burger hindersäss oder frömbdling, 
gwerbslüth, hantwerkslüth, würth oder andere wie die immer 
namen haben möchten, welche bevogteten kinderen etwas 
gäbind oder anhankind, mit conditionen und vorbehalt ds were, 


1) Am Schluss steht von jüngerer Hand: „am 27. october anno 1611 
ist dise satzung von den fünf zünften allerdingen confirmirt und bestätet ' 
worden und sollen sich verston alle diejenigen die bevogtet seind, sie sigent 
verhüratet oder nit.“ 

Zeitschr. für schweizerisches Recht. Neue Folge VI. 5 
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und sômlichs bescheche one der vögten vorwüssen und be- 
willigung, so soll man dem und denselbigen weder gricht 
noch recht darumb halten und soll ime niemand keine ant- 
wort niememer darumb schuldig sein. Glichergestalt söllend 
auch die gehalten werden, we.che denen kinderen, so noch 
vater oder‘) muter habend, etwas welcherlei es doch were 
one der elteren vorwüssen und bewilligung gebenden oder 
anhanktend; darumb mag sich ein jeder vor schaden be- 
waren. 


3. Ordnung der vögt und vormünder (nach C). 


1. Es soll kein bürger unserer stadt sich weigern können 
drei vogteien anzunemmen, wenn ihme vom burgermeister und 
rath hierzu geboten wird, es wäre dann sach, dass ein solcher 
im rath oder gricht sich befände; in welchem fall es ihme 
freistehen soll selbige anzunehmen oder nicht. Wann aber 
einer eine vogtei angenommen hat, so soll er einem burger- 
meister und rath eidlich anloben: dass er selbige getreulich 
zum nutzen scines vogtkinds und zu abwendung dessen scha- 
dens best seines vermögens verwalten wolle, und daraufhin 
ungesaumt ein ordenliche verzeichnis oder inventur aller 
güthern, es seie hausrath liegendes oder fahrendes, einnehmen- 
der oder ausgebender schulden errichten, von welcher ver- 
zeichnis oder inventur er eine gleichlautende abschrift einem 
bargermeister oder rath behändigen solle und denen selben 
alle jahr ordenliche rechnung seiner verwaltung halber geben; 
da dann ihme von ihnen seine belohnung oder vogtschilling 
nach gestaltsame des vermögens und der verrichtungen oder 
der mühewalt solle geschäzt und eidlich bestimmt werden; 
zu welchem ende obwohlvermelte burgermeister und rath 
sich alljährlich in der wochen vor carwochen vor und nach- 
mittag’ zusammen verfügen und solche rechnungen abnehmen 
sollen. Hierbei ist auch gut befunden worden zu verordnen, 
ds wann aeltern oder männer absterben, so solle der ober- 
zunftmeister von deren zunft, als gleich die vorgesetzten solcher 
zunft zusammen halten und sich dieser waisen oder witwe 
mit einander um einen vogt berathen und sodann vor rath 
um dieses abgerathnen vogts confirmation anhalten. 

2. Ordnung der bevogteten leuten und kinder. 
Es soll niemand weder wirth, handelsleuth noch andere per- 
sonen, was stands dieselbigen immer wären, denen knaben oder 
töchtern, so bei ihrem vater oder muter wohnen, auch unter 


1) Einzelne Handschriften: und. 
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dero gewalt stehen, und für sich selbsten ôffentlich nichts 
handeln noch ihr vermögen, es seye ererbt oder nicht, nicht 
selbsten verwalten, desgleichen auch denen bevogteten leuten, 
nicht weniger denen eheweibern, wie auch verpfründeten 
leuten noch denen personen, so ihr vermügen oder facultaet 
ahren erben gegen versprochener lebenslänglicher unterhaltung 
oder alimentation heraus gegeben und nicht mehr in ihrem 
gewalt oder besitz haben, wer die immer wären, ohne vor- 
wissen und willen ihres vaters, ehemanns oder vogts geld 
oder geldswerth, keinerlei sachen ausgenommen, fürsetzen, 
lehnen noch vertrauen; wer aber dawieder handelte, soll nicht 
allein seiner ansprach zu allen zeiten durchaus verlürstig sein, 
sondern ihme auch dessentwegen kein gericht noch recht ge- 
geben oder gehalten werden, und bleibt weiteres einer ehr- 
samen obrigkeit vorbehalten, einen solchen tibertretter nach 
gestaltsame des fehlers gebührend abzustrafen. Und weilen 
man vielfältig wahrgenommen, ds weiber und kinder, so unter 
ihrer aeltern, ehemännern oder vögten gwalt stehen, eint und 
andere sachen, ihnen unwissend, aus der haushaltung theils 
selbsten theils durch feiltragern oder andere personen ver- 
kaufen, versetzen und entfremden, wodurch dieselbigen ge- 
schädigt und geschwächt werden: so ist gesetzt, wer der- 
gleichen sachen kaufen oder pfandsweis annehmen wurde, der 
oder diejenigen alle und jede schuldig und pflichtig sein 
sollen ohne einigen ersatz dessen, so sie hieran oder darauf 
gegeben oder bezahlt hätten, selbige wiederum zurück zu 
geben, und anbei sowohlen sie als diejenigen so hierzu ge- 
holfen nach dem werk und beschaffenheit des fehlers von einer 
ehrsamen obrigkeit weiter abgestraft werden sollen. 


V. Gantordnungen. 


1. Aufsatz von wegen der gant der statt Chur auf 

den 17. novembris 1579 vom burgermeister etc. er- 

besseret und beschlossen und von den zünften ange- 
nommen. 

Am sambstag nechst noch der heiligen drei kö- 
nig tag anno 1535 habend meine herren burgermeister, 
klein und gross rhät der statt Chur mit guoter vorbetrach- 
tung und gründlich bedacht, für not und guot angesechen 
ein gant in ihrer statt zu machen und auf zuorichten wie die 
fürohin gehalten und gebrucht werden soll, es sig umb neuw 
oder alt schulden wie hernoch verschriben stat." 


1) In wie weit der folgende Text auf der Redaktion des Gesetzes von 
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1. Von lidlohn, glichen und gesprochen gelt, oder 
brechtet gelt.!) Anfenglich und zum ersten, wann einer oder 
eine, die in unser statt gesessen und wonhaft sind, es sigend 
burger, hindersäss, dienstvolk, einem oder einer schuldig werend, 
es sige lidlon, glichen gelt, gesprochen oder berechtet gelt und 
zehrung, so soll ein jetlichs dem andern, wann die statt- 
knecht einem pfand anforderend, 6 d. oder aber 6 d. wert, 
ohne für wort von stundan zum ersten mahl hinaus zuo 
geben schuldig sein, und als dann so mag einer oder eine, 
die selben pfand am anderen tag nechst, dannnoch dem 
stadtvogt verdingen, und am dritten tag so ist und soll ein 
jetlicher schuldig sein, prend heraus zuo geben, namlich 
farende haab, so vil und einer hette, und hat der dem die 


1535 und in wie weit auf derjenigen von 1579 beruht, habe ich nicht fest- 
zustellen vermocht. Die folgenden Gantordnungen (ausgenommen diejenige 
von 1740) beruhen auf den in der Einleitung V p. 389, 390 genannten 
privaten Abschriften; ein officielles Exemplar konnte ich nicht auffinden. 
5 Die Fassung der Gantordnung in den Stadtrechtsbüchern des XVII. 
Jahrhunderts: erstlich umb lidlohn, gelichen gelt, zering, gespro- 
chen oder brechtet gelt soll die gant nach volgender gestalten 
gebraucht werden: namblichen alle diejenigen, so in unserer statt zwing 
und gebiet gesessen, es seien burger, einwohner oder fremde, welche gegen 
einen in unsrer stadt und botmässigkeit gesessenen hintersäs oder fremden umb 
gelehntes geld ohne handschrift, lidlohn, zerig oder in ander weg rechtmässige 
ansprach hetten und sich die summa nit über 25 gulden belaufen wurde, 
schuldig sein auf fahrende hab als viech, hausrath, korn, heu, embt, stroh 
und andere bewegliche sachen schäzen, wan nemblichen soviel fahrendes 
vorhanden ist, in welchem fall die gant folgender gestalten gebraucht wer- 
den soll als namblich: dass der ansprächer den schuldner durch den stattknecht 
solches lassen verpfänden, den anderen tag heissen daheimb stehen und dann 
auf den dritten tag den herrn stattamman sambt seinen zugeordneten schäzer 
führen und schäzen lassen, so ihme am gefälligsten ist. Und sollen als- 
dann die schäzer zwiefache pfand schäzen und dieselbig anganz auf ein 
ort stellen; und alsdann mag der schuldner zu demselben pfand acht tag 
die losung haben; so ers aber in gemelt acht tagen nit loste, mag der- 
jenige so er es ausschäzen hat lassen, fürohin zue seinen handen nemmen 
als sein eigen gfallen und verfallen guet ohne alle weitere hindernus. 
Von anderen schulden so auch auf fahrendes gantet 
würd. Zum anderen was sonst schulden betrifft und sich R. 20 und darunder 
anlauft, dz soll auch auf fahrend gantet werden, so vil fahrendes vor- 
handen ist, wo nit, auf ligendes, und soll auf fahrendes die gant nach vol- 
gender gestalt gebraucht werden: namblieh der ansprecher den schuldner 
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schuld gehört, die wahl dass er mag nemmen was er will 
und im geliebt und darauf er zeiget, und dasselbig das soll 
von zweyen geschwornen schezern vom gericht oder rhat, die 
dann meine herren darzuo verordnet geschezt werden, und 
nammlich zweyfache pfand, und wann dieselbigen geschezt 
sind, so mag ein jetliches die selben ptand hinweg nemmen, 
und damit handlen thuon und lassen als mit anderm seinem 
eignen guot; und ob man aber nit so vil farende haab hinder 
einem de, dass einer umb sein schuld bezahlt werden 
möchte, so ist und soll ein jetliches schuldig sein liegende 


durch den stattknecht an einem tag lassen verpfänden und dann aber 8 tag 
lassen daheimet stohn und mondriges tages die schäzer führen und zeigen 
auf fahrendes, worauf ihme am gefälligsten ist; als dan sollen die schäzer 
den driten pfennig schäzen, welches pfand der ansprächer angenz mag zu 
seinen handen nemen, damit schalten und walten als mit seinem eignen 
guet ohne weitere verhindernus. 

Umb lidlohn, gelichen gelts, zering oder gesprochen 
gelt, auch brechtet gelt so auf ligends geschäzt würd. Zum 
dritten: lidlohn, gelichen gelt, zering, gesprochen oder brechtet gelt, so sich 
ob 25 R. anlauft, dz soll auf ligendes geschäzt.werden und die gant nach 
volgender gestalt gebraucht werden, als am ersten tag den schuldner durch 
den stattknecht verpfänden, am andern lassen daheimet stohn und am driten 
tag die schäzer führen, welche zwiefache pfandschaft schäzen sollen, und als 
dan sollen dieselben pfand 14 tag anstehen der gestalt, so der schuldner 
in vermelten 14 tagen die pfand nit losste, so sollend alsdann die schäzer 
sambt dem herrn stattvogt so im ambt ist auf des ansprechers begehren 
gohn und die pfand ausmarkten und ihme zuestellen, derselbig mag als- 
dan darmit schalten und walten als mit seinem eignen guet und meine 
herren sollen ihm darüber einen gantbrief aufrichten als ein ausgantet und 
verfallen guet. 

Von anderen schulden so auf ligendes geschäzt soll wer- 
den: Zum vierten was sonsten schulden belangt und ob sich ob 20 R. 
anlauft, dz soll auf ligendes geschäzt werden und die gant brucht werden 
wie volgt: namblich soll der schuldner durch ein stattknecht verpfändet 
werden und alsdan nach dem verpfandt 8 tagen anstohn, und dan mager 
den schuldner heissen daheimet stohn und mondriges tages die schäzer 
führen, welche den dritten pfennig schäzen sollen und die zeit nicht lenger 
dan nach 14 tag anstohn, und so der schuldner alsdan die pfand in er- 
melten 14 tagen nit losste, so mag der ansprächer die schäzer sambt dem 
herrn stattvogt führen, die ihme die pfand ausmarchen und zuestellen 
sollen, das alsdan sein eigen guet gfallen und verfallen sein soll, und 
meine herren sollen ihme ein gantbrief darüber geben als verfallen guet. 
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güeter zu nemmen, die selbigen söllend ouch durch die ver- 
ordnete schezer zweyfach geschezt werden, und dar noch 
ein mahl verrüeft und vergantet; und darnach so hat ein 
jetliches noch 14 tag lösung dar zuo, und löste aber eins 
in den 14 tagen sölch vergantet pfand nit, als dann so mag 
einer oder eine ein gantbrief von meinen herren begeren; 
und ist es dann vergantet, mit den rechten, wie ob ge- 
schriben ist, so soll man im den gantbrief geben und auf- 
richten, und dann so soll und mag ein jetlicher mit dem 
selben guot handlen, thuon und lassen, als mit seinem eigen 
uot. 

i Und!) ob aber einem oder einer die pfand abgeschlagen 
wurde, so soll und mag ein jetliches das, so im pfand ab- 
geschlagen hette, mit recht ersuochen und fürnemmen, und 
erfindt sich darnach mit recht, dass eins dem andern schuldig 
were, so soll ein jetliches gestraft werden umb 1 # d., 
das ghört halb meinen herren und das andere halb theil 
dem gricht. Und ob aber einer oder eine dem andern pfand 
einmal erloubt hette und die selb darnach wieder abschliige, 
so soll derselb oder dieselbig von minen (herren umb 2 % d. 
gestraft werden on alle gnad.)?) 

2. Von haus und stallzins.?) Item von haus und stallzins 
da ist verordnet und angesechen: Wann einer oder eine einem 
ein haus oder stall licht und ihm die zins, darumb es verlichen 
ist, gütlich nit geben noch erfolgen mag, so soll und mag eins‘), 
des das haus oder stall ist, dem selbigen sein blunder oder haus- 
rhat mit dem stattknecht im haus oder stall verhafften und 
verbeüten; und dann so mag einer oder eine dem der zins 
ghört, die besten pfand, so man hinder einem find, nemen 
und darauf zeigen, dieselben söllend als dann, durch die 
(zwey verordneten und)*) gschwornen schezer, umb den 
dritten pfennig mit sampt kosten und schaden geschezt 
werden. Und soll und mag ein jeder die selben pfand an 
ein ort legen und thuon, und soll als dann (der die pfand 
geben hette)®) 147) tag lösung (zuo sölchen pfanden)°) haben; 
so fer aber einer in den 14°) tagen sölche nit lösste, so mag 
einer darnoch damit handlen, thuon und lassen, als mit seinem 
eignen guot (wie dann obstaht)°); und ob man aber nit so 


1) Red. des XVII. Jahrh. Art. 15. 

2) Der Schluss fehlt in der Vorlage, ich habe ihn ergänzt nach cit. Art. 15. 
* Art. 5, darnach die folgenden Abweichungen. 

4) ein jedes. d) fehlt. 

6) der schuldner. 7) acht. 
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vil fahrende haab hinder einem funde, so ist ein jetliches 
schuldig ligende güeter zuo nemmen, die söllend ouch dann 
durch die obangezeigten !) schezer umb den dritten pfennig 
geschezt werden,*) wie obstaht, und ob aber einer über 
sölche verbott, den hausrhat oder blunder, so dann verbotten 
were, aus dem haus trüge oder tragen liesse, es were 
wenig®) oder vil, der selbig soll gestraft werden, unabläss- 
lich umb 5 8 d. 


3. Volgt von anderer schulden wegen.*) Item 
von den andern schulden wegen, es sig welcherley das 
welle, da mag einer oder eine da man schuldig ist, die 
selbigen verpfenden lassen, da soll und ist ein jetlicher 
schuldig, von stundan dem stattknecht pfand heraus zue 
geben 6 d. oder 6 d. wert, dann so soll dasselbig pfand an- 
stohn 14 tag, und als dann so mag eins an einem abend 
dem selben durch den stattknecht zuo haus und zuo hot 
verkünden, und dem stattvogt die pfand verdingen, und dann 
morgen das pfand nammlich am ersten farende hab durch 
die gschwornen und verordneten schezer die besten pfand 
so im gefallend, und darauf eins zeiget, umb den dritten 
pfennig ausgeschezt werden, die soll und mag ein jetliches 
zuo seinen handen nemmen, damit handlen, thuon und lassen 
als mit seinem eignen guot; und so fer aber eins nit so 
vil farende haab hette, dz der schuldner bezalt werden möchte, 
als dann so soll und ist ein jetliches schuldig, ligende güeter 
zuo nemmen, und die wahl haben auf die selbigen zuo zeigen, 
die söllend ouch durch die geschwornen schezer umb den 
dritten pfennig geschezt werden; doch so sige hiemit menk- - 
lichen zuo wüssen, so die schuld umb 20 R. were, so soll 
und mag man auf fahrende hab, als obstaht schezen lassen, 
so fer und aber die schuld 20 R. und darob were, so soll 
auf ligend guot wie allhie verschriben stat geschezt werden. 
Und dann so süllend dieselbige ligende güeter und pfand 
noch 4 wuchen still stohn, und wann die vier wuchen ver- 
schinen sind, dann so mag er ein-gantbrief von meinen herren 
begeren, der soll ime geben und aufgericht werden, und nach 
demselben söllend die pfand 14 tag stohn, dann soll dem der 


1) genannten. 
*) in form und gstalt. 
$) lizel. 
. 4) Vgl. Red. des XVII. Jahrh. Art. 2 und 4. 
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das pfand geben hat verkünd werden, ob er die pfand 
lösen will oder nit, und ob ers nit löst, dann so mag ein 
jeder mit denselben pfanden oder güeter handlen, thuon und 
lassen als mit seinem eignen guot, ohn alle widerred; und 
welchem an einem abend kund thon würd zuo haus und 
zuo hof, wann einer anheimsch ist, er blybe daheim odef nit, 
so würd man nüt desto minder mit pfand fürfahren. 


4. Von denen so koufend, und nit zuo zahlen 
habeud. !) Item welcher oder welche, es sigend burger, hinder- 
säss, man oder wyb, so in unser statt gesessen und wonhaft 
sind, einem oder einer etwas abkoufend, es were von frömb- 
den oder heimbschen, mehr dann eins zuo zahlen (oder pfand 
zuo geben) hette, und einer sich desselben gegen meinen 
herren erklagte, die selbig wellend meine herren in gefenknus 
legen, und dann für recht stellen, und das recht ergon 
lassen, so weit und einer nit ab ston welte, und dass?) 
dann ein recht erkannt werde, darbei soll es blyben und dem 
gstatt gethon werden. 


5. Ordnung von wegen der schezern. ?) Item so 
söllend von meinen herren zwei man verordnet werden, als 
obgemelt ist, bei iren eiden schezend, und ist darbei ver- 
anlasset worden, ob die selben zwei schezer ein sach vor han- 
den hettend, dz inen zuo schwer were, oder ob eins dem 
wie obstaht nit globen und stat thuon welte, so mögend die 
selbigen den herrn stattvogt zuo inen nemmen und züchen, 
der selbig soll alssdann inen hülflich und rätlich sein da- 
mit die sach ein fürgang habe.*) 

6. Der schezern belohnung.®) Und ist den verord- 


1) Red. des XVII. Jahrh. Art. 6. 

Art. 7: Von wegen der schuldsumme so zins ausweiset. Item 
von wegen der briefen so zins ausweisen, soll die gant denjenigen zinsen 
kein abbruch mögen thun, sonder sollen die brief in ihrem inhalt ver- 
bleiben und zins tragen bis zue austrag der bezahlung. 

7) was. 

®, Art. 10. 

4 Art. 10 fährt fort: So aber ein stattvogt fründschaft halber par- 
theysch oder nit einheimisch, so soll ein anderer von dem herren burger- 
meister verordnet werden. 

5 Art. 11: Schäzer belohnung. Wan die schäzer miessen 
schäzen, so ist ihnen zue einem lohn gemacht in der statt oder auf dem 
feld 3 bazen von einer schäzung und in Aroschga, Masans oder Lürlebad 
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neten schezern wann sie schezen miissend zuo einem lohn 
gemacht in der statt 10 kr., und ob sie aber auf dz feld 
gon miisstend, so ist der lohn 20 kr., und ob sie den statt- 
vogt zuo inen nemmen müsstend, so ist der lohn in der 
statt 15 kr. 

7.1) Item wan einer dem andern schezte oder geschezt 
hette, der soll seine pfand heraus zuo seinen handen nemmen, 
was farende hab were; ob er?) es nit thuot, will man im 
kein recht ergon lassen; was aber ligende pfand werend, 
mit den selbigen soll gehandlet werden, wie der gantzedel 
vermag. 

8.5) Vom ptanden essiger spies Was aber für 
essige spies pfand were, als küe geis oder anders, die 
söllend 8 tag ston und nit lenger; ob es einer lösste darvor, 
so dann soll der, des die pfand sind, dem andern abtragen 
den kosten so er mit gehabt hat nach billichkeit. 

Mit andern pfanden, die söllend nit lenger dann 14 tag 
stohn, wie der gant zedel vermag. 

9. ‘) Item wann einer dem andern schezen wolt, und 
sich die partheyen noch am abend, ehe man geschezt hat, 
mit ein andern betriigen, und sie es den schezern noch am 
abend kund thettend, so ist man inen nit schuldig, für ibr 
lohn zuo geben; ob sich aber zuo triig, wann die schezer 
einem für das haus kämend, und schezen woltend, und aber 
die partheyen vertragen werend, oder noch mit einandern 
vereiniget wirdend, ist man den schezern nit mehr dann 
halben lohn schuldig zuo geben. 

10. 5) Letstlich habend ouch meine herren geordnet und 
beschlossen, damit ein jeder besser verfasst sige, und nit über 
zeit darauf warten müsst, dass wann die schezer schezen 
wellend, dass sie allweg umb die zwölff nach mittag zuo 
sammen kommen und schezen söllend. ®) 


doppleten lohn; und so der stattvogt mit ihnen goht, so soll so vil be- 
zahlung desto mehr gegeben werden, dz er auch so vil als der schäzer 
einer habe, demnach den stattknechten zu lohnung bestimbt von einem bott 
in der statt 3 d. und in Aroschga, Masans oder Lürlebad doppleter lohn. 

2) Red. des XVII. Jahrh. Art. 8. 

* ob aber einer. | 

9) Art. 9. +) Art. 12. 

5) Art. 13. 
| *) Endlich folgt in der Red. des XVII. Jahrh. als Schlussbestimmung 
Art. 15 (vgl. Schluss von Art. 1 im Text): . 

Von pfandabschlachung: Ob aber einem oder einer die pfand 


> 
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2. Ordnung und gesetz wegen ganten und 
schezen (nach C).') 


1. Sollen alle diejenigen, sie seyen bürger, einwohner 
oder fremde, welche gegen einen oder den andern in unserer 
stadt und bothmässigkeit gesessene bürger oder hintersäs 
oder auch gegen einen fremden, so allhier mittel oder liegends 
gut hätte, um gelehntes geld ohne handschrift, oder lidlohn, 
zehrung und in ander weg rechtmässig ansprach hätten, und 
aber die summa nit über R. 20 belaufen wurde, schuldig 
seyn, auf fahrende haab als vieh, hausrath, korn, heü, emd, 
stroh und andere bewegliche sachen zu schezen, ja so fern 
fahrendes vorhanden seyn wird; in welchem fall die gant 
folgender gestalten gebraucht werden soll, als namlich: 
Gall ein ein jeweiliger herr stattamman und dessen statt- 


abgeschlagen. wurden, so soll und mag ein jegliches ds so ihme pfand ab- 
geschlagen hete mit dem rechten ersuchen, und erfindt es sich darnach 
mit recht, dz eins dem andern schuldig were, so soll ein jegliches gestraft 
werden umb 1 & d., dz gehört halb meinen herren und halb dem gericht; 
und ob auch einer oder eine dem anderen ein mahl pfand erlobt hete und 
dieselbige darnach widerumb abschluge, so soll der selbig oder die selbige 
von meinen herren umb 2 8 d. gestraft werden ohne alle gnad. Item wan 
der stattknecht einen oder eine am abend verpfendte oder heusse daheimet 
stohn, und aber der schuldner oder die schuldnerin mondrigens tages sich 
absentire und die schazung abweichen wolte, so sollen diejenigen so der 
schäzig abgewichen von meinen herren gestraft werden umb 5 & d., dann 
sollen die schäzer nüt destominder mit ihrer schazung fortfahren und solche 
leut, so die schazig abgewichen, meinen herren anzuezeigen schuldig sein, 
und welche also werden gheissen daheimet stohn, die seind schuldig zu 
warten bis drei nachmittag, und darvor seind sie der schazig nit ledig, 
Item was der schuldner vor der schazig für baargelt geben will, dz ist 
der ansprächer seinen rechten ohne schaden schuldig zu empfangen und 
mag allein was dannach restiert mit der schazig umb denselben erst 
fürfahren. 

1) Im folgenden verglichen die Abweichungen nach dem: ,Gantbuch 
der statt Chur so anno 1702 den 29. decembris vor rath und gricht auch 
den loblichen zünften approbiert worden.“ 

7) Statt des Eingeklammerten: dass der ansprächer den schuldner auf den 
einen tag durch den stattknecht solches lasse verpfänden und den anderen tag 
heissen daheimb stehen und dann auf den dritten tag den herrn stattamman 
sambt seinen zugeordneten schezer führen und schezen lassen wo ihm am gefäl- 
ligsten.ist, und falls innert dieser zeit etwas von den gepfänten der schuldner 
solte verschlichen, verkaufen oder vertragen, sol ein solches als ein dieb- 
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halter schuldig und pflichtig seyn, so bald und so oft ein 
oder der andere schuldgläubige bei ihme um die schazung 
anbalten wurde, dem schuldner durch den stadtdiener solches 
alsobald ankünden zu lassen und zugleich alles fahrende zu 
verpfänden, und wann auf solches ankünden dann und zwaren 
auf mordrigen tag der schuldner dem schuldgläubigen nicht 
gütlich entsprechen und bezahlen oder sonsten sich mit ihme 
vergleichen thäte, so solle wohlermelter her stattamman 
oder dessen statthalter durch einen stadtdiener dem schuldner 
ansagen lassen, dass selbiger auf den dritten tag zu haus ver- 
bleiben soll, damit selbiger samt seinen verordneten beische- 
zern nebst dem schuldgläubigen dorthin kommen, und sothane 
schazung vollführen können, auch alsdann, wann solches be- 
schehen, dem schuldgläubigen freistehen solle, denen schaz- 
herren anzuzeigen, auf was für gattung von obbedetiteten 
fahrenden sachen selbige ihme ausschezen sollen, und nach- 
deme ihnen von den schuldgläubigen solches angezeigt wor- 
den, so sollen sie herren schezer die schazung bei ihren eiden 
verrichten und anbei sowohlen alle ergehende rechtmässige 
unkosten als den dritten pfennig, für R. 2 drei gulden, darzu- 
schezen, auch alsdann das ausgeschezte von denen herren 
schezern in sichere verwahrung genommen werden, bis 14 
tag verflossen,) nach welcher zeit aber, falls!) der schuldner 
dem schuldgläubigen bis dahin mit gebührender bezahlung 
nicht begegnete und das ausgeschezte nicht lösete, so mag 
(alsdann der schuldgläubige dasjenige, so er)?) hat ausschezen 
lassen, zu seinen handen nehmen und darmit schalten und 
walten als wie mit) (anderm seinem eigenthümlichen haab 
und gut, und falls der schuldner innert dieser obbedeüten 
zeit etwas von den vorhin verpfändeten oder ausgeschezten 





stahl gerechnet und darumb gestraft werden. Anbei sollen die herren 
schezer nebent den ergehenden rechtmässigen unkosten den dritten pfennig 
als R. 2 vor R. 3 darzuschlagen oder schezen, auch alsdan das erstge- 
schäzte von den herren schezern in sichere verwahrung genommen werden 
bis 14 tag verflossen. 

1) dann so. 

7) derjenige so es. 

*) Statt des folgenden Eingeklammerten 1702: seinem gefallen und ver- 
fallnen gut ohne alle weitere hindernus. Solte einer derglichen usgeschezte 
pfand an dem ort, da es von den herren schezeren in verwahrung gelegt 
worden, hinweg nemmen und anderswo vertragen und verfiihren, soll er 
gestraft werden als einer der dem andern ds seınige entwehrt hette. 
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sachen vertragt oder auf ein oder andre art entziechen wurde, 
so soll solches als ein diebstahl geachtet, und selbiger darum 
ebührendermassen gestraft werden. 

Sollte sich aber ereignen, dass laut erstem artikel nicht so 
viel fahrendes vorhanden wäre, ihme dem schuldgläubigen 
seine rechtmäsige und gebührende bezahlung zu geben, und 
aber sich bescheinen wurde, dass der schuldner sonsten an- 
noch andre mittel hätte, so soll in solchem fall ihme sein 
recht für dasjenige, so das fahrende nicht austragen möchte, 
auf sothane andre mittel schezen zu lassen nicht benommen, 
sondern vorbehalten seyn, jedoch auf form und weiss, wie 
hernach folgender artikel ausweiset). 

2. Boll auf ligendes gut folgender gestalten ge- 
schezt werden. Wann einer (um gelehnt geld)'!) oder in 
ander weg rechtmäsig zu fordern hätte, (und hierun eine 
handschrift vorhanden wäre), die summe aber über (oder unter)?} 
R. 20 sich belaufte, (ihme schuldgläubigen freistehen solle),®) 
auf liegend- oder fahrendes schezen zu lassen, und sofern aber 
selbiger nicht auf fahrendes (laut obigem ersten artikel,)‘) son- 
dern auf liegendes achezen lassen wollte, (so solle er am 
ersten tag von dem herrn stadtamman und seinen zugegeb- 
nen beischezern einen schazzettul ausnehmen und solchen 
durch den stadtdiener dem schuldner zusenden,)") in welchem 
schazzettul dem schuldner 14 tag zeit gegeben werden sollen, ®) 
dem schuldgläubigen bezahlung zu leisten, (und?) so fern aber 


1) 1702: glichen geld, es seye mit oder ohne handschrift, lidlon, zehrung. 

3) fehlt. 

*) soll er die wahl haben. 

4) fehlt. 

5) soll die gant folgender gestalt gebrucht werden als namlich am 
ersten tag einen schazzettul durch den stattknecht unterschriben. 

8) statt sollen wirdt. 

7) Statt des Eingeklammerten: und solches in solcher zeit nit erfolgte, 
soll der ereditor den schuldner durch den stattknecht heissen daheimbstehen, 
und morgen dass der herr stadtamman sambt seinen zugeordneten sich an 
dn ort verfüegen, wo der schuldgläubiger schäzen wil, und alsdan umb ca- 
pital und zins und rechtmässigen unkosten sambt dem dritten pfennig wie 
im ersten punkten verschriben us schäzen; welche pfand wann sie nit höcher 
als R. 100 wochen sechs, wann sie R. 100 oder bis R. 500 erstreckten 
wochen zwölf, und so sie über diese summa belauffen wurde andere zwölf 
anstehen solle; und so dann diese terminen verflossen und solches pfand 
nit ausgelöst, sollen die gemeldten herren schäzer auf des ansprechers be- 
gehren das bemeldte pfand ausmachen und ihme zustellen, da, 
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solches innert dieser zeit der 14 tagen nicht erfolgen wurde, 
so mag alsdann der schuldgläubige bei dem herrn stadtam- 
man um die andre schazung anhalten, worauf dann der herr 
stadtamman nebst dem herrn stadtvogt und seinen zugeord- 
neten beischezern zusammen kommen, vorhin aber dem schuld- 
ner durch den stadtdiener sothane andre schazung ankünden 
und selbigen auf die von ihnen angesezte zeit und stund 
vor sie zu erscheinen fordern lassen sollen, und nachdeme sie 
bei einandern versammelt seyn werden, es erscheine vor sie 
der schuldner oder nicht, sollen selbige gleichwohlen von dem 
schuldgläubigen den conto empfangen und auf sein angeben, 
worauf er schezen wolle, den andern schazzettul darauf er- 
richten und pfendbar machen um capital, zinsen und recht- 
mäsige unkosten samt dem dritten pfennig, wie oben im ersten 
punkten verschrieben, welcher schazzettul alsdann unver- 
zogenlich dem schuldner zugesandt, und selbiger anbefragt 
werden solle: ob er des conto kantlich seye oder solcLen 
auf gricht und recht abschlage; schlagt er ihne aber nicht 
alsobald anf gricht und recht ab, so soll es dann dabei sein 
bewenden haben, und zu allen zeiten als kantlich angesehen 
und dawider zu keinen zeiten mehr das recht vorgeschlagen 
werden können, welches pfand alsdann, wo die summe nicht 
höcher als R. 100 wochen sechs, wo aber solche von R. 100 
bis auf R. 500 sich erstreken thäte, wochen zwölf, und so 
sie über die summa der R. 500 belaufen wurde, noch andre 
zwölf zeit zur zahlung haben und anstehen solle, damit der 
schuldner besagtes pfand innert dieser zeit mit baarem geld, 
und zwar ohne den dritten pfennig, auslösen möge; nachdeme 
aber diese zeit verflossen und sothanes pfand nicht mit geld 
ausgelöst wurde, so sollen alsdann die gemeldten herren 
schezer auf des schuldgläubigen begehren das bemeldte pfand 
und darauf geschezte gut bei dem eid schezen, ausmarchen 
und ihme schuldgläubigen zustellen, womit) er dann schalten 
und walten mag gleich wie mit anderm seinem eigenthüm- 
lichen haab und gut;') auch soll darüberhin ein wohlweiser 
rath ibme hierum ein ordentlichen gantbrief, als über ein 
ausgescheztes?) und verfallenes gut aufrichten und (ihme 
schuldgläubigen zu handen stellen, also und dergestalten, da- 
mit er)°) dannethin dessentwegen von niemand angefochten 


1) als wie mit seinem eignen gut. 
?) usgemarchet. 
3) fehlt. 
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werden möge; (jedoch mit diesem hinzuthun, dass)') eher und 
bevor der gantbrief besiegelt wird, durch ein offentlichen 
kirchenruf auf dem St. Martinsplaz?) und einem an dem kauf- 
haus angeschlagenen gantzettul®) männiglich solche schazung 
kundgethan‘) (und sowohl denen bürgern als denen fremden 
14 tag zeit gegeben werden solle), damit falls einer oder der 
andre hierwider einige rechtmäsige einwendung oder wider- 
red hätte, sich innert dieser (obbedeüten)’) zeit bei einer 
wohlweisen obrigkeit anmelden (und folglich niemand mit 
der unwissenheit sich entschuldigen könne)°); dannethin aber 
soll keinem mehr einige red noch bescheid gegeben, sondern 
der gantbrief unter gemeiner stadt insiegel ertheilt werden. 

8. Wegen haus- und stallzins so ist geordnet: 
dass wann einer einem andern ein haus oder stall verlehnt 
und er die zinsen darum nicht gütlich erhalten kan,°) so 
soll (und mag)’) ein jeder, dem das haus oder stall ist, den 
hausrath, heü, emd, stroh, vieh oder was er in seinem haus 
oder stall findet,®) (mit erlaubnis eines jeweiligen herrn stadt- 
ammans)?) durch den stadtknecht lassen verhaften, verbieten 
und hernach mit der gant fortsezen!®), wie oben wegen dem 
fahrenden verschrieben steht. 

4. Wann derjenige abwesend, deme soll ge- 
schezt werden: so einem obverschriebnermassen die scha- 
zung angekündt und er geheissen wird zu haus zu verbleiben, 
und aber sich absentieren und nicht einfinden wurde, sollen 
die herren schezer nichts desto weniger mit der schazung 
fortsezen, (wie oben verschrieben steht). 

5.11) Wegen gemeiner stadt steüren ist geordnet: 
dass die gant oder schazung beobachtet werden solle in form 
und gestalt wie der erste artikel ausweist, jedoch mit dem 
hinzuthun, dass obschon die summe über R. 20 sich belaufen 
wurde, dannoch diese schazung nicht mehrere zeit haben soll, 
als wie in obgesagtem artikel enthalten ist. 

6. Ist die ordnung oder tax der herren scheze- 
ren folgendergestalten, namlichen: es sollen die herren sche- 
zer alles bei ihren eiden und wie sie es gegen baarem geld- 








1) 1702: damit aber sich der unyrissenheit halber niemand zu be- 
klagen habe, solle acht tag. 


2) auf dem plaz. >) publiciert und 

*) werde; das Eingeklammerte fehlt. 

5) fehlt. 9) mag. 

7) fehlt. 8) ist. 9) fehlt. 


19) continuieren. 11) Art. 5 fehlt. 
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werth achten schezen und hingegen für ihre belohnung be- 
ziehen: für den ersten schazzettul der herr stadtamman 12 kr., 
die zugeordneten und stadtdiener!) kr. 8. 

Item für den andern schazzettul ein jeglicher schezer, 
schreiber und stadtdiener kr. 24, wann sie aber das pfand 
wirklichen ausschezen, ausmarchen und dem sohuldgläubigen?) 
zu handen stellen, soll einem jeden kr. 40 bezalt und ge- 
geben werden. 

7.2) Nachdeme man leider in erfahrung gebracht, dass 
die jeweiligen steürherren aus gütigkeit die von jahr zu jahr 
fliessenden steüren saumselig eingezogen und dardurch lob- 
licher gemeiner stadt aerario ein grosser nachtheil erwachsen, 
als ist gesezt und geordnet und zu allgemeinem bestem für 
nothwendig befunden: dass wann die steürherren durch hin- 
lässigkeit mit der kurzen gant von dem eint oder andern 
bürger oder einwohner die ausstehenden steüren nicht ein- 
ziechen wurden, sollen sie anstatt des schuldners solchen ab- 
gang dem aerario zu ersezen und zu bezahlen schuldig und 
pflichtig seyn; hingegen wird ihnen wider diejenigen, so solche 
steüren schuldig, der regress gelassen. 


VI. Zugsordnung. 


1. Zugsordnung (nach Red. A fol. 151). 

1. Ordnung des zugs umb erbgüeter zwischen 
burgeren. Die gueter so erbweis geteilt werdend, söllend 
ein zug han, also das die so mit einanderen erbend, dieselben 
ererbten güter verkoufen werdend, söllend einanderen schul- 
dig sein vor menniglichen anzebieten und zekoufen zegäben 
allwegen nach werdung und erkantnus biderber lüten; so und 
aber einer dieselbigen gueter anderswo verkoufte und seinen 
miterben nit wie obstat angeboten hete, sol derselbig kouf 
kraftlos sein und nüt gelten, und mögend die miterben die- 
selben an sich ziechen und koufen wie obstat. Wann aber 
die miterben in sächs wochen und dry tagen nach dem an- 
bieten nit darzuthun und koufen wellend, alsdann mag ers 
weiter verkoufen wo in gut bedunkt. 

2. Ordnung des zugs gegen den frömbden. Wann 
ein frömbder güter in der statt oder derselbigen gebieten 
koufte, mag ein jeder burger, der gern will, den zug zu söm- 
lichen kouften güteren haben, welcher zug anston soll und 


1) stattknecht. ?) anforderer. 
#) Art. 7 fehlt. 
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mag ein jar und ein tag, man bhalt ouch jedem, der sich der 
frundschatt beruemen wolte, seine recht vor; wenn aber söm- 
liche zeit als obstat verschinen ist, so soll der zug nit mehr 
kraft haben. 

3. Ordnung des abzugs.’) Wann etwas guets erbs- 
weis us der stat Chur falt, so solle gmeiner stat von jedem 
einhundert guldin es seige ligends oder farendes funf guldin 
abzug zugehören und angends verfallen sein; so aber sön- 
liche gueter eins oder mehr verkouft wurdend, soll der ab- 
zug in der ersten bezalung erlegt werden; wann aber ein 
frimbder etwas in der stat Chur erben thite, und er begerte 
burger oder hindersis zu werden und entweders erlangen 
thäte und darmit sein ererbt guet selbs welte besitzen und 
er ouch ander sein guet, so er usserhalb der statt zwing und 
gebieten hette, herzubrichte, als dan ime der abzug nachze- 
lassen oder irem guten bedunken nach dann zu handlen. 
Wann aber ein frömbder sömlich sein ererbt guet einem an- 
deren verkoufte und an ein zins schluege oder das gut in anders 
weg verliche, der sol den abzug angends zu erlegen schuldig 
sein; so söllend ouch jeder zit die theilherren, so zu den thei- 
lungen verordnet werdend, ein abzugmeister bschicken im fall 
so etwas guts in frömbde handen fiele, damit er dasselbe in- 
schriben und den abzug inziechen mög. 

Es soll ouch ein jeder burger oder hindersäs, welcher 
etwas in erfarnus käme, das gmeiner statt etwas abzug zu- 
gehörte, der soll simlichs einem abzugmeister bey seinem eide 
anzuzeigen schuldig sein. 


2) Zugsordnung.’) 
1. Die gueter so erbsweis getheilt werdend, söllend ein 
zug haben, (also das die so mit einanderen erbend dieselben 


1) Vgl. hiezu fol. 285 d: uf samstag nächst nach St. Flurintag anno 
domini tusend vierhundert sechzig und acht jar (1468) haben burgermaister 
und baid räth einhellentlich durch gemain statt nuz und bessrung willen 
ufgesezt, welcher oder welche ain erb von unser statt ziechen wöllen, die 
söllen der statt von ye zwanzig pfennigen einen pfennig zu abzug geben 
one allen intrag von allem dem guot so ainr oder mer hinziechend es sie 
liegents oder varents nichts usgenommen, were allain gelegne güter aldie 
wil ainr oder mer die nizend und bruchend, so sind sy des abzugs ledig; 
wenn sie aber verkouft werden, so sol man der statt iren abzug geben 
wie vorgeschriben stat. 

3) Zwischen die sub 1 und sub 3 abgedruckten Zugsordnungen ge- 
hören noch zwei Redaktionen dieser Ordnung, die wir zusammenfassen 
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ererbten gueter), wann sy über kurze oder lange zeit ver- 
kaufen werdend, söllend einanderen schuldig sein vor menig- 
lichen anzuebieten. So und aber einer dieselben gueter an- 
derswo ze koufen gebe, so söllend seine miterben vor menig- 
lichen den zug darzue haben umb das gelt wie es verkauft 
worden ist sambt dem kostung der erbesserung so beschicht. 
Und sover aber die miterben nit ziechen wollend, alsdann hat 
des verkoufers nechster blutsfrund bis in den dritten grad 
hinns den zug darzu; wann aber der zug in 6 monaten nit 
beschicht, so hat er danethin kein zug mer, sonder soll dem 
köufer bliben; doch so derjenig der den zug thun will, ver- 
meinte, es were ein trug beschechen also dass das guet nit in 
so hochem gelt verkouft, so soll der verköufer von der ober- 
keit beeidiget werden, und so des weinkoufs halben beschwärnus 
were, soll die oberkeit ouch gwalt haben darin zue erkennen. 
Aber farende haab hat kein zug, sy seige dann in der thei- 
lung feil, so soll dieselbe in der theilung den miterben vor- 
aus angebotten werden. | 

2. Diewiel aber vil trugs beschicht, dergestalt dass es 
einer von wegen rechnung und nit dass er es selbs behalten 
will, zeuht, so ist gesetzt, dass welcher einen zug thuon will, 
soll ihn von einem ersamen rat begeren und soll es ouch jar 
und tag behalten, ehe dann er es wider verkoufe, damit dem 
trügen vorkommen werde; und wer die ordnung übertritt, soll 
meinen gnedigen herren 50 lib. d. buos verfallen sein.) 

3.2) Item ist gesetzt, dass so fer einer einen zug thuon 
wolle umb was sachen dann dasselbig were, und aber im kauf 
oder tausch etwas andres als gelt an der bezalung bedingt 
oder ertauscht were, so soll der so ziehen wolte schuldig sein, 


sub 2; die ältere davon fällt zeitlich in Redaktion A des Stadtrechts, findet 
sich auch fol. 152 und kam hierauf in Redaktion B fol. 162; fol. 162 d. 
steht die Randbemerkung: „wird alhier nit gelesen sonder folgt hernach 
wieder, solches ernewert und etwas verendert fol. 165“; fol. 165 folgt 
diese modifieirte Zugsordnung: „erklärt und erneuerte saz und ordnung lobl. 
statt Chur und von den ehrs. zünften dem mehren nach bestätet auf und 
angenommen worden den 2. novembris anno 1662“. Diese Redaktion findet 
sich auch im Codex des Erbrechts fol. 16. 

1) Fol. 165 fährt fort: Mit solchem anhang im fall der köufer ver- 
meinte, dz derjenige, so den zug thut, mit betrug umbginge, soll selbiger 
auf anhalten des köufers von einer ehrsamen oberkeit beeidiget werden, 
ob er solchen zug für sich oder im namen eines andern gethan habe, und 
so er den eid nit leisten könnte, soll er des zugs nit fähig sein. 

3) Fol. 152 enthält Art. 3 und 4 nicht. 

Zeitschr. für schweizerisches Recht. Neue Folge VI. 6 
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dem köufer das seinig für das seinig angenz, so lang und 
vil er solches thun kann, wider zuruekgeben, und umb 
den überrest aber soll er gelt darzeschiessen pflichtig sein 
uf diejenigen im kauf angedingten termin; hierbei söllend 
auch alle fürsetzliche betrug genzlich verboten und abge- 
schaffet sein; welche man allwegen nach guet bedunken einer 
ersamen oberkeit ernstlich abstrafen wurde, wo man derselbig 
in was gestalt es beschechen möchte in erfarnus bringen 
wurde; und sover derjenige, welcher etwas anders als gelt 
im kauf oder tausch angedinget hette, es nit welte bei dem 
zug widerumb zuruck nemmen, oder aber dass derjenige so 
den zug thete selbiges nienit könte erstatten und sich des- 
wegen die parthey nicht selbst fründlich vereinbaren köntend, 
sg soll ein burgermeister, stattrichter und obrister zunft- 
meister so zun zeiten dergleich begebenden fählen im ämb- 
tern sein werdent, verordnet sein zue erkennen, was einem 
käufer allwegen für solche eingedingte effecten an gelt be- 
zahlt sölle werden, darbei es dann unverenderlich bleiben soll.!) 


4. Ordnung des zugs gegen frömbden. Wann 
ein frömbder güeter in der statt oder derselbigen gepieten 
oder territorio koufte oder an sich touschte, mag ein jeder 
burger, der gern will, den zug zu solchen kouften güeteren 
haben, welcher zug anston soll und mag ein jar und ein 
tag; man behalt auch jedem, der sich der fründschaft be- 
rüemen wolte, sein recht vor; wann aber solche zeit wie ob- 
staht verflossen ist, so soll der zug nicht m:hr kraft haben 


1) Statt Art. 3 befindet sich fol. 165 folgender Art.: Item ein tausch 
ligendes mit ligendem, sofer einer gegen den andern auf den halben theil 
und darüber sich erstreckt, soll keinen zug haben; wan aber des einen 
gegen des andern nit auf den halben theil gelangen thete, sollend die 
nechsten verwandten den zug haben als obsteht, jedoch dz ein jeder ds 
seinige, so er vertauscht, befugt sige widerumb an sich zu nemen und hie- 
mit in siner wahl stehen, solches selbsten zu behalten oder dem ziecher 
folgen zu lassen. So aber in einem kauf oder tausch fahrende haab einge- 
dinget were und solche derjenige, so ziehen thut, nit könnte zurückgeben 
oder ds ein sach, es sige ligends oder farends, zu hoch angeschlagen sich 
erscheinte, gestalten die parten sich nit vergleichen, könnten, so soll ein 
herr burgermaister, stadtamman und obristzunftmeister so zu zeiten der- 
gleichen begebenden fällen in æmpteren sein werden, verordnet sein zu er- 
kennen, was für solche eingedingte effekten an gelt solle bezalt werden, 
dabei es “dan unverenderlich verbleiben solle. 
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und soll mit den eingedingten eftecten gehalten werden ala 
der erste punkten ausweist.!) 

4. Zug um verlichne sachen. Wann einer einem 
burger heusser, still oder sonst ligend gueter umb ein zins 
uf ein beschrinkte zal jar verlent, so soll niemand weder 
blutsverwandte noch andere den zug darzue haben. Wann aber 
einem hindersässen etwas verlichen wurde, so mag ein burger ?) 
den zug wol darzu haben”); jedoch soll es demjenigen frei 
stehen, dessen ds gut, haus oder stal ist, so gezogen wurde, 
es demjenigen burger zu lassen der es zue ziechen begere 
oder es selbsten zue behalten. 

3. Zugs-ordnung (nach C). 

Alle und jede in allhiesiger stadt und bothmässigkeit 
liegende güter, heuser und bestallungen, welche zu ein oder 
anderer zeit verkauft werden, sollen den zug in form und 
gestalt haben, wie hernach folget: 

1. Soll jeder nächste blutsverwandte bis in den dritten 
grad den zug haben. Wenn aber zwei oder mehrere mit 
dem verkäufer in gleichem grad der verwandtschaft stunden, 
sich um den zug anmeldeten, sollen solche schuldig sein auf 
den ersten rathstag einem wolweisen rath diesen angekündeten 


1) Fol. 166 hat noch folgende Bestimmung: jedoch so bei einem 
tausch ein zug beschechen thete, soll auch einem frömbden frei stehen, 
dsjenig guot so er in tausch hingeben hat, solches selbsten zubehalten 
oder es dem zöger folgen zu lassen. — Hiebei wird verwiesen auf fol. 170; 
fol. 170: 1705 den 4. novembris ist vorstehender punkten den zug gegen 
frömbde betreffend von den löblichen zünften folgender gestalten erlütert 
worden, das selbiger den verstand haben solle, wenn einicher tausch von 
liegenden güetern beschicht, dass jeweilen den frömbden freistehen solle, 
das vertauscht gut zu überlassen, als dem züger zu bhess anzunemen, also 
dass keintwederer hiezu könne gezwungen werden, und so sich begeben 
sollte, dass ein frömbder mit einem burger ein tausch treffen und kein 
preis ausmachen thäte, solle in solchem fall ein burger nichtsdestoweniger 
den zug darzu haben und auf anhalten des zügers ein jeweiliger herr amts- 
bürgermeister, stattamman und oberstzunftmeister ein solchergestalten ver- 
tauschtes gut oder güter bei ihren eiden schäzen und erkennen, wievil 
der züger davon zue bezahlen habe, und solle solcher tausch von den contra- 
henten nit aufgehebt noch zurückgezogen werden können mögen; und falls 
an einem oder dem andern ort die zugsrechte länger wehren sollte als ein 
jahr und ein tag, behalt man sich gegen denselben das gegenrecht vor. 

3) Fol. 166 fügt bei: nebend barer bezalung des zins oder stellung 
genugsamer bürgschaft zu des verleichers gnugsamen benügen. 

5) Das folgende fehlt fol. 152. 


LL 


zug zu eröfnen und nachdem sie sich hierüber mit einandern 
selbsten nicht vereinbaren könnten, sollen sie das loos ziechen, 
wer unter ihnen das vorrecht zum zug geniessen möge. 

Wann es sich aber zutragen thäte, dass väterlich gut 
verkauft wurde und sich zwei oder mehr geschwüsterte 
kinder um den zug anmeldeten und der eine väterlicher und 
der andere aber müterlicherseits als obsteht und folglich in 
gleichem grad verwandt wären, als in solchem fall der ge- 
schwüsterte kind anverwandter von der väterlichen seiten vor 
dem andern den zug haben, hingegen auch wann von der 
muter seiten ein solches erfolgte, gleiches recht die anver- 
wandten in gleichem grad haben sollen, und soll also weiter 
und bis in den dritten grad in gleichem verstand gehalten 
werden. Wann aber zwei geschwüsterte kinder von gleicher 
linien den zug begehren, sollen sie das loos werfen. 

2. Güter aber, die erbsweis vertheilt werden, zu den- 
selbigen sollen die miterben, sofere sie bürger sind, vor allen 
anderen aus den zug haben, falls aber keiner von solchen 
miterben zieohen wollte, alsdann haben des verkäufers nächste 
blutsfreunde in form und gestalt, wie oben verschrieben, den 
zug darzu. 

8. Und wann der züger vermeinte, dass zwischen dem. 
käufer und verkäufer einiger betrug, heimliche unterredung 
oder aber zwei ungleiche spanzettul errichtet wären, so soll 
der züger macht haben, den käufer oder verkäufer, welchen 
er will, vor einen wohlweisen bürgermeister und rath vorzu- 
fordern und ihn beeidigen lassen, in was form und gestalt 
der markt eigentlich getreulich und aufrichtig zwischen ihnen 
erfolgt seye. 

4. Ein tausch liegendes mit liegendem, sofern einer 
gegen den andern auf den halben theil und darüber sich er- 
streckt, soll kein zug haben; wann aber das eingetauschte 
sich nicht auf den halben theil erstreckte, so soll der zug 
haften, jedoch beiden, so also getauscht hätten, freistehen, 
ihre güter zurückzunehmen und zu behalten; wollte aber der 
einte oder der andere das vertauschte fahren lassen und mit 
dem züger des preises sich nicht vereinbaren könnte, so wird 
ein bürgermeister, stadtammann und obristzunftmeister, welche 
danzumalen im amt verordnet, solches gut eidlich zu schezen, 
wobei es sein bewenden haben soll. 

5. Fahrende hab, so verkauft wird, hat kein zug, wann 
sie aber in einem kauf oder tausch gegen liegendem ge- 
tauscht wäre, so soll von dem bürgermeister, stadtammann 
und obristzunftmeister nach sattsam eingenommenem bericht 
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oder wann sie es nôthig befänden, eidlicher verhörung der- 
jenigen personen, so das beste wissen von der sach haben 
möchten, geschätzt und erkennt werden, wie viel der ziiger 
an baarem geld dafür zahlen soll; was aber von derlei fah- 
render hab währender theilung feil ist, soll den miterben 
zuerst angeboten werden. 

6. Und sintemalen leider am tag dass viele gewinnsüchtige 
gemiither öfters den zug begehren und ankümmen auf be- 
gehren anderer wegen mehrerem kaufschilling, verehrungen 
oder andern versprechungen, trinkgeld eto. und dz sie sich 
einbilden, wann sie das ziehende gut ein jahr und ein tag 
behalten, dem schuldigen gelübd ein geniigen geleistet zu 
haben, als ist gesetzt: dass der ziger auf begehren des 
käufers vor einem wohlweisen bürgermeister und rath eid- 
lichen anzuloben schuldig und pflichtig sein solle, dz er 
solchen zug nicht thue wegen obbesagten geldern, verehrungen 
oder andern versprechungen, auch dass er in keiner heim- 
lichen verstindnis mit jemandem, sondern dermalen in der 
aufrichtigen meinung, absicht und gedanken stehe das ge- 
zogene gut für sich selbsten zu ziehen und zu behalten. 

7. Wegen trinkgeld und kaufwein ist gesetzt, dass 
wegen dem erstern die summe ehrlich und ohne einigen be- 
trug in einem jeden spanzettul, gleich dem kaufschilling 
angesetzt, wie nicht weniger wegen dem andern als kaufwein 
soll selbiger auch ausgeworfen und specificirt werden und 
zwaren soll nicht mehr als ein gulden von R. 100 mögen 
ausgesetzt und von dem züger auch nicht mehr bezalt 
werden dürfen. 

8. Und falls in einem kauf mehr dann ein stück gut 
begriffen were, so soll ein jeder züger nur ein stück gut 
allein nicht ziechen mögen, sonder in den völligen kauf 
einzutreten oder den zug für alles fahren zu lassen schul- 
dig sein. 

9. Damit aber sich keiner in seinem zugrecht versäume, 
so ist jeder männiglichen zum verhalt gesetzt und geordnet: 
dass ein jeder bürger, welcher einen zug thun will, solchen 
innerthalb sechs monaten frist von dem tag als gewöhnlichen 
rufs anzurechnen wie vorsteht ankünden solle, falls aber 
solches in obverschriebner zeit nicht beschehte, dannethin 
kein zug mehr gestattet werden, sonder dem käufer das 
verkaufte verbleiben soll. 

10. Ein jeder käufer kann auch bis obstehende zugszeit 
des halben jahrs nicht verflossen kein andre unkosten von 
den züger fordern als diejenigen, so er das gut in baulichen 


lai 
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ehren zu erhalten angewandt und tolglichen solche zu des 
zügers nutzen gereichen, wurde aber dessentwegen annoch 
sich einiger streit wegen solcher verbesserung oder unter- 
haltungsunkosten ereignen, so soll ermelter biirgermelater, 
stadtammann und obristzunftmeister dessentwegen das billiche 
eidlich erkennt und deme ohne weiters ziehen nachgelebt 
werden. 

= 11. Und damit kein verkäufer noch käufer wegen dem 
recht des zugs geschidigt werde, wird hiemit klar geordnet, 
dass der züger sowohl in ansehung der zeiten oder des ziels 
der bezahlung als auch der gattung der bezahlung an und 
für sich selbst und sonsten in allweg die stelle des käufers 
vertreten und dessen pflichten erfüllen solle, gleich wie dem 
züger im gegentheil auch alle und jede in dem kauf und 
spanzettul enthaltene oder bedingte rechtsamen, nutzbarkeiten 
und vortheile auch unwidersprechlich angedeihen sollen. 

12. Wann ein bürger einem beisäss oder fremden oder 
auch ein beisäss einem andern beisäss oder fremden ein in 
allhiesiger stadtbothmässigkeit liegendes gut, haus oder stall 
verkaufen wurde, so haben des verkäufers nächste bluts- 
verwandten in sofern sie bürger sind in vorbeschriebener 
weis und form den zug dazu; woilten selbige aber sich ihrer 
geblütsrechte nicht bedienen, so kann ein jeder bürger ein 
solch verkauftes gut ziehen und dies zugrecht soll dauren 
ein jahr und ein tag von erfolgtem ruf anzurechnen. 

13. Begebte es sich aber, dz ein beisäss oder fremd- 
ling ein oder mehr stück gut, haus oder stall von einem 
bürger an sich tauschweis erbandelte, so mag ein bürger und 
zwaren erstlich des verkäufers blutsfreund bis in den dritten 
grad und nach diesem alle andere bürger ein solch von 
einem beisäss oder fremden an sich erhandeltes gut in dem 
preis, wie es in dem tausch angeschlagen, ziehen; wäre es 
aber zu hoch oder gar nicht angeschlagen, so soll auf des 
zügers begehren dieses gut oder güter, haus oder stall von 
einem bürgermeister, stadtammann und obristzunftmeister 
eidlich geschätzt werden, welchem naclı der züger dem bei- 
säss oder fremden das baare geld dafür ohne anstand erlegen 
und bezahlen solle. 

14. Tauschten aber beisäss oder fremde mit andern 
beisäss oder fremden ein oder andere güter, so in allhiesiger 
bothmässigkeit gelegen, so sollen gleicher gestalten wie oben 
bedeutet, die nächsten blutsverwandten, so sie bürger sind, 
das erste zugrecht darzu haben, und wann diese nicht ziehen 
wollten, allen übrigen bürgern der zug angedeihen, auch sie 
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sich, falls einiger streit oder misverständnis sich der schatzung 
solcher güter, haus oder stall halber hervorthun wurde, zu 
verhalten haben, wie obverschrieben ist. 

15. So ein bürger einem andern bürger güter, häuser 
oder still auf ein oder mehr jahr um den zins verlehnen 
wurde, so ist kein zug, verlehnt aber ein bürger oder beisäss 
und fremder einem beisäss oder fremden, so hat der bürger 
den zug, jedoch aber dass er dem verlehner den gedingten 
zins also baar zu bezahlen oder hiefür einen genugsamen 
und sichern bürgen und zahler zu stellen schuldig sein solle. 
Wann der verlehner aber sein gut nach angekündetem zug 
lieber selbsten behalten und geniesen wolle, so steht es ihme frei, 

16. Wann ein kauf oder tausch, es seye unter bürgern, 
beisässen und fremden und in allhiesiger bothmässigkeit ge- 
legene güter oder häuser oder bestallungen beschlossen wird, 
so soll ein jeder kauf oder tausch längstens in zwei monats- 
frist von der zeit an, dz der markt oder tausch beschlossen 
und verschrieben ist, vor St. Martinskirchen auf dem platz 
öffentlich gerufen und kund gemacht, auch hernach der ruf- 
zettul an das rathhaus angeschlagen werden, damit sowohlen 
die anverwandten als andere sich ihres zugs und bürgerrechts 
bedienen können wie auch die creditoren zu rechter zeit ein- 
legen, widrigenfalls solle der markt ungiltig sein. 

17. Ist auch gesetzt und geordnet, dass wofern ein oder 
der andere im kaufen, tauschen oder ziehen nicht ehrlich, 
aufrichtig und getreulich handele, sondern unerlaubte heim- 
liche verständnis oder verabredung pflegen und folglich den 
errichteten und dem züger aufgewiesenen spanzettul allen- 
falls mit dem eid nicht bestätigen wurde oder könnte, so 
soll er wegen diesfalls gehabtem bösen vorsatz 20 # bus 
verfallen sein. Wann aber einer oder mehr den eid als ob- 
verschrieben prästirt oder leistet und hernach über kurz oder 
lang erweislich vorkommen sollte, dz er andere beding- 
nisse, heimliche verständnis oder unterredung gepflogen oder 
einige verehrung, trinkgeld oder anders empfangen hätte, so 
soll ein solch übel besonnener und boshafter mensch an leib, 
ehr und gut exemplarisch abgestraft werden. 


VII. Satzungen über Schuldverhältnisse. 


1. Ordnung der Priorität von Forderungen 
(im Anschluss an den Erbfall, Codex des Erbrechts fol. 15). 
1. Erstlichen das allwegen des bezimbenden oberkeit- 
lichen respects wegen das oberkeitlich insigel allen anderen 
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‘besonderbaren, mit pitschier verwahrten briefen sowol auch 
anderen kantlichen versprechungen ftirgohn also und derge- 
. stalt, das wofer ein debitor mehr als ein oberkeitlich sigel 

‘von sich geben hette, so söllend dieselbigen samptlich ja all- 
wegen nach irer anterioritet einanderen nach allen anderen 
obligationen fiirgezogen werden. 

2. Item mit anderen obligationen die nit under oberkeit- 
lichem sigel wärend, soll es auch ein gleichen verstand haben 
und dieselbigen allwegen der anterioritet geniessen zwaren 
.wie gemelt ist nach dem oberkeitlichen sigel es sige gleich 
genambset underpfand oder hab und gut im gmein verobli- 
giert, so soll doch gedachter massen die anterioritet iren vor- 
gang haben. 

3. Item ist auch gesetzt, es sölle mit allen bishar usten- 
digen und verfallenen zinsen ‘in gleicher form der anterioritet 
und posterioritet halben gehalten werden als wie von den 
capitalien geredt ist. 

4. Was aber zinsen betreffe die inskünftig nach publi- 
cirung dises, fallen wurdent und lenger als 3 jar angestanden 
werend oder noch inskiinftig lenger als 3 jar anston wurdend, 
die söllend zu jeder zeit zue anderen laufenden schulden ge- 
stelt werden und niemand an seiner anterioritet in dem capital 
nit hindern. | 

5. Die laufenden schulden söllend ohn angesechen einicher 
anterioritet pro rata gleich abgetheilt werden, so weit 
es sich jederzeit erstrecken mag und sich also niemand hier- 
bei der anterioritet prevaliren mögen, jedoch bei disem puncten 
allwegen das alte gsatz vorbehaltend so lautet: das lidlon 
und zerung anderen laufenden schulden söllent fürgesetzt 
werden und soll nıan sich jederzeit damit disen reservirten 
stucken verhalten mit der anterioritet wie obgedeuter massen 
von den obligationen geredt ist. 

6. Item ist gesetzt, dz wo einer ein underpfand uf einem 
haus oder anderen liegenden gueteren hette und daselbig ver- 
handlet oder verkouft werde, so soll jedoch soliches verhandlen 
jederzeit dem creditoren ohne schaden also beschechen in 
massen dz daselbige guet jederzeit des creditoren underpfand 
bis zue ustrag seiner bezalung sein und verbleiben sol. 


2. Geld umb zins ausleichen (ibid. fol. 17). 


Item ist auch gesetzt, dz fürohin keiner kann gelt höcher 
als umb 8 pro cento zinsen ausleichen soll, es seige gleich das 
ers uf ganze jar oder nur von monat zue ınonat darleichen 
wolte, und welcher etwas entleichen wurde und mehrer zins 
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‚versprechen mueste oder verobligiren thete, so soll doch der 
debitor, sofern er es der oberkeit anzeigen wurde dem creditor 
keinen zins zegeben schuldig sein und ds capital der oberkeit 
verfallen sein und gehören. 


3. Ordnung und satzung wegen alter lang ange- 
standner ansprachen und schuldforderungen, so von 
einem ersamen rath und gricht fürohin gehalten ufgesetzt und 
stabiliert worden ist vom 30. december 1636 (ibid. fol. 17—18). 


Allderweilen täglichen verspürt würt, was grosser un- 
füegligkeiten missverstendnusse gezänk und weitläufigerrechts- 
‚handel wegen. gegen einanderen verüebenden veralten und 
verwirten ansprachen oder schuldforderungen zue sonderlichem 
schaden der parten wie auch molestatien einer ersamen 
oberkeit mithin begeben thuend, so ist derhalben ein ersame 
oberkeit diser lobl. statt aus väterlicher fürsechung und 
guetem eifer ins künftige derglichen unfüegligkeiten fürze- 
kommen und zesteuren dahin bewegt worden deswegen zue 
ordinieren und für ein welt ewiges gsatz für alle ire burger 
und einwohner ufzuesetzen und verschaffen: namlichen dz wo 
fer einer wider den anderen umb geltschulden oder anders 
derglichen wie dann dasselbige immer namen haben oder be- 
kommen mechte, ohne einichen vorbehalt forderung und an- 
sprach rechtmessig haben oder sonsten dergleichen ze haben 
vermeinen thete und darumben nit guetiglichen von der an- 
gesprochnen partei befriedigt werden ınöchte, der soll angends 
gricht und recht darumb nemmen und brauchen, und also 
sein ansprach ohne lange verschiebligkeit zue geburlicher 
rechtigkeit bringen; und wo einer dergleichen verüebende 
forderung nit innerhalb zwölf jaren frist allwegen von der 
zeit anzerechnen dz der ansprecher vermeinte dz dergleichen 
forderung auf ihne kommen sein möchte gegen der ange- 
sprochnen parthei nit ersuechen und jedlichen mit gricht 
und recht usfindigen und erörteren wurde, der und diesel- 
bigen sollent die ansprach wegen on fürsorglichen verschie- 
bung genzlichen verwürckt und verloren haben, und soll die 
angesprochen partei nach verfliessung solcher zeit als obstaht 
dem ansprecher umb seine forderung nimmermebr keine red 
noch bescheid noch vil weniger bezalung oder einiche ant- 
wort in ds recht zegeben noch zeleisten keineswegs nit pflich- 
tig noch schuldig sein, sonder es soll je einer dem andern 
umb dergleichen zwölf järige unersuechte forderungen und 
ansprach genzlichen geantwortet haben und desswegen er 
und alle diejenigen unbekümmeret und unersuecht auch ganz 


90 Rechtsquellen des Cantons Graubünden. 


unbeschädiget sein und verbleiben, jedoch hirbei allwegen 
gottes und herren gwalt vorbehaltende, da dann ein ehrsame 
oberkeit iro reserviert haben will bei dergleichen rechtmes- 
sigen hinderstelligen fällen die rechte billigkeit zue jeder zeit 
zu verschaffen und zu erkennen. 


4. Ordnung der obligationen halber.') 


Aldieweilen durch aufrichtung newer schuldverschreibungen 
under oberkeitlichern insigel anderen elteren obligationen so 
allein mit dem privat petschaft verfertiget, grosser nachtheil den 
interressierten creditoren beigefüegt wurt, derowegen ist geord- 
net und gesetzt, dass ein jeder so hinfüro ein obligation under 
oberkeitlichem insigel aufrichten wolte, soll pflichtig sein bei 
seinem eid einer ersamen oberkeit anzugeben was oder wie 
vil er anderwerts durch obligationen oder sonst zu thuon 
schuldig seye, da alsdann solche seine creditoren dessen sollen 
avisiert werden, ob sie solche besiglung wollend zuogeben 
oder nit und im fall sie es nicht zuogeben wollten, soll der 
schuldner den tiberigen seinen schuldtgläubigen zuvor auch 
gleiche obligationen under oberkeitlichem insigel aufzuorichten 
schuldig sein. 


5. Ordnung wegen alten lang angestandnen schuld- 
forderungen oder verjährung derselbigen (nach der Red. C). 


1. Demnach auch dass ein allgemeines klagen ist, dass 
öfters bei absterben eines hausvaters oder erblassers viele 
nach verfliessung geraumer zeit sich als schuldgläubiger her- 
vorthun und an den verstorbenen schuldforderungen einlegen, 
oder gar boshaft und vorsezlicher weise derselben tod er- 
warten und sodann nachdeme solche den bericht mit ihnen 
in das grab getragen erst dero kinder und nachkommen an- 
fallen, wodurch vielen nicht nur gross unrecht geschiehet, 
sondern öfters gar wider treu und glauben gehandelt wird, 
als ist gesezt: dz wann ein hausvater, hausmuter, erblasser 
oder erblasserin absturben, so soll ein amtsoberzunftmeister 
von der zunft, auf welcher die abgestorbene person zünftig 
oder eingetheilt gewesen mit bewilligung eines jeweiligen 
amtsburgermeisters den ersten oder zweiten sontag nach 
dem todesfall mit vorwissen der erben durch einen kirchen- 
ruf solchen verkünden lassen, den rufzettul nächsten tag 


!) Nach der Red. C, diese Ordnung kommt jedoch auch schon in 
Handschriften vor 1740 vor. 
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darauf an das rathhaus angeschlagen und solang der termin 
währet dort angeschlagen gelassen werden, und so wohlen 
durch den ruf als in dem rufzettul selbsten denen allhiesigen 
bürgern und einwohnern unserer stadt von dem tage des 
kirchenrufs an zu rechnen zwei monat, denen abwesenden 
bürgern, fremden bündnern, ausländischen, wie auch kirchen, 
schulen, pflegschaften, gem. stadt zünften, ober und unter 
thorergemeind, oder andern gemeinen wesen vier monat ihre 
anforderungen sie seien von was art sie immer wollen schrift- 
lich an einen in dem ruf benannten unparteischen herrn ein: 
zugeben anberaumt sein. Allenfalls solche anforderungen von 
denen erben ganz oder zum theil widersprochen wurden, sollen 
sie solche längstens 14 tag nach der bestimmten zeit zur 
einlage durch einen unpartheischen mann auf recht abschlagen 
und alsdann der creditor seine ansprache gütiglich oder recht- 
lich von dem tag, da sie ihme auf recht abgeschlagen worden, 
anzurechnen betreiben und ausmachen in zeit von zwei monat. 
Wer aber in vorbemelter zeit eine widersprochene anforde- 
rung nicht auf recht abschlagt, soll dannethin als gültig an- 
nehmen müssen und wer eine auf recht abgeschlagene an- 
forderung nicht in vorbestimmte zeit gütiglich oder rechtlich 
ausmachete, so viel an ihme lieget, oder seine anforderung 
in der dazu gesetzten zeit gar nicht eingiebet, soll solche 
gänzlich verschlafen und verwirkt haben, vorbehalten gottes 
gewalt und unwissenheit des todesfalles, welche beide redlich 
und rechtsbeständig zu erweisen sind. Auch solle keine thei- 
lung gemacht werden können, die creditoren seyen dann zuvor 
alle bezahlt oder sonst zufrieden gestellt. 

Nach inhalt dieses artikels soll es auch gehalten werden, 
wann mit bewilligung einer wohlw. obrigkeit einer lebenden 
person wegen übler haushaltung oder anderer ursachen auf be- 
gehren ihrer ältern, männer, vogts oder verwandten ein kirchen- 
rufgeschiehet, ihre schulden aufzunehmen und richtig zu machen 
oder nach inhalt der excussions-ordnung, wann es der fall er- 
forderte je nach erkanntnus einer wohlw. oberkeit. 

2. Wo aber unter lebendigen eine anforderung je einer 
gegen den andern zu haben vermeinte und solche wider- 
sprochen wurde und unkentlich wäre, soll selbige gleichfalls 
unverzogenlich kantlich und richtig gemacht und in ein förm- 
liche obligation schriftlich gebracht werden; wer aber solches 
nit thäte und keine schriftliche kantlichkeit durch obligation 
vorweisen könnte, der soll nach verfliessung sieben jahren 
von der zeit an zu rechnen, da die anforderung ihr ursprung 
genommen, dieselbe alliglichen verwirkt und verloren haben. 





La 
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3. Alle kauf-, handels-, handwerks- und andere leut, welche 
an jemanden, wer das auch wire, wegen verkauften waaren, 
früchten, wein, lebensmitteln oder gemachter arbeit zu for- 
‚dern haben möchte, sollen diese ihre anforderung innert zwei 
jahren zeit eingeben und solche rechtfertigen; wer aber dies 
orts saumselig sein wurde, soll dannethin nach verfliessung 


‚solcher zeit sein ansprach verwirkt und soviel als mit gutem 


willen nachgesehen haben. 

4. Hinterlegt und gelehnte sachen oder auch geld, wofür 
keine handschrift gemacht worden, soll ebenfalls in zwei 
jahren zeit zurückgefordert oder hiefür eine schriftliche be- 
kanntnis eingenommen werden; wann dann auch ein solches 


versaumt wurde, der soll derowegen zur gedult gewiesen 


werden und ihme geantwortet sein, es wäre dann sach dz 
hierin falls gottes gewalt oder augenscheinliche unwissenheit 
könnte bescheiniget werden oder derjenige dem es hinterlegt 
oder gelehnt worden, solches freiwillig erstatten wurde, wie 
hiermit die gute treu männiglich anbefohlen wird. 

5. Wann einer an den andern ein ordenlich zinsbare 
schuld oder sogenanntes capital zu fordern hätte und aber die 
verfallenen zinsen hievon zehen jahr lang nicht forderte, ein 
solcher schuldgläubiger soll selbige zinsen verloren und ver- 
wirkt haben, hingegen auch das haubtgut oder capital selb- 
sten, falls solches innert zwanzig jahren niemals angefordert 
worden wäre und solche anforderung nicht bescheint werden 
könnte; dieses aber ist zu verstehen, wo derjenige so die 
schuld selbsten entlehnt oder gemacht oder verzinset hätte 
annoch im leben, falls er aber gestorben, so soll die anforde- 
rung für hauptsumma und zinsen beschehen, wie in dem 
ersten artikel enthalten ist. 


VIII. Satzung des Schuldenrufes, 


1) Ordnung in austheilung oder scussionen. 
(B. fol. 171 d.)) 


Wann einer, er seye burger oder einwohner, in solch üblen 


1) Hiezu gehört noch das Gesetz vom 5. November 1727 (fol. 179) 
Zugsrecht in scussionen. Ist vor rath und gericht nachfolgendes ge- 
setz ufgesezt von den lob. fünf zünften einhelliglich bestätet und vestiglich 
zu halten angenommen worden: Alle und jede ligenden effecten, es seien 
häuser, ställ, äcker, wiesen, baum, wein- und krautgärten oder was gat- 
tung liegende güter es immer sein möchten, welche bei ein oder andren 
scussionen den creditoribus an die bezahlung gegeben werden, solang solche 
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stand geraten wurde, dass er seinen creditoren nit gebührende 
satisfaction geben könnte und dessetwegen sich eine ehr- 
samme oberkeit benôthiget befunde des schuldners hab und 
gut zu handen zu nehmen, so sollte bevorderst auf dem platz 
offentlich ausgerufen werden an diejenigen gemeinden und 
rit, wo man weiss und vermeint, dz dessen creditoren sich 
befinden môchten, der termin notificiert und sie zu der 
ustheilung eingeladen werden mit der intimation, dz welche 
auf die bestimmte zeit sich nit anmelden und ihr anforderung 
einlegen wurden, soll nichts destoweniger mit der schazung 
fortgefahren werden. 

2. Sollen die von einer ehrsamen oberkeit verordnete 
schuldig sein alle und jede des usgetretenen güter und 
effecten, was namen sie haben méchten, zu ihren handen ze- 
nemen, ordentlich zu punctieren by ihren eiden wie sie 
umb bar gelt werth anzuschlagen und einem jeglichen nach 
seiner anterioritet und unserem stattrecht so weit sie zuläng- 
lich bezahlung verschaffen. 

3. So einer seine ansprach, es seye capital oder läufiges 
bei der vertheilung nit einlegen thete oder keine bezalung 
empfangen wolte, solle er seine rechte gegen dem debitoren 
ohnverbössert behalten mögen; wann aber einer an eine 
summa, so er kraft obligation oder laufends zu forderen hete, 
wenig nder vil an bezalung anemmen thete, soll er umb ds 
übrige dieser ansprach verlustig sein, es were dann sach 
dz einer mehrere obligationen hette und nur an theils der- 
selben die bezalung nemme oder bekommen wurde, so soll er in 


in ihrer der creditoren händen und possess verbleiben, (sollen) keinen zug 
haben, jedoch mit disem hinzuthun, dass wofern obangezogen creditoren 
frömbde personen oder hindersäs wären, welchen dergleich allhier liegende 
effecten zufallen wurden und ein oder der ander burger solche verlangte, so 
sollen solche frömbde creditoren oder beisäs schuldig sein, denen burgeren 
sotane liegende güter gegen baarer bezahlung umb denjenigen preis oder valor, 
wie solche von der scussion an selbige gekommen harzugeben und käuflich 
zu überlassen; wan aber von dergleichen scussions-effecten an andere, die in 
der scussion directe nit als rechtmässige creditoren anzesächen wären, kom- 
men wurden, es seie durch errichtete scussionen, nachdeme die scussion 
wirklich kundbar oder durch kauf oder auch andere weis wie solches immer 
namen haben möchte, so soll ein jeder burger oder jeder nächste im geblüt 
laut unserem stattrecht den zug dazu haben, zu welchem ende man dann 
jederzeit schuldig sein solle, von solchen verkauft oder cessionirten effecten 
ein öffentlichen kirchenruf thun zu lassen, damit darumb ein jeder burger 
seines zugsrechte bedienen könne. 
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solchem fall derjenig obligationen halber an die er keine 
bezalung vermessen, nit prejudiciret sein. 

4. Der auterioritet halben soll es laut stadtbuch ge- 
halten und geübt werden. !) 

5. Wann einer oberkeitliche brief und sigel oder kauf- 
schillingsrechte auf einem hus oder stall oder gut hat und 
einer oder mehr andere auf selbige angewisen wurden, so 
soll der erst daruf folgende creditor schuldig und pflichtig sein, 
demselben und capital und dreier jahren zins innert einem 
halben jahr frist es zu lösen, falls aber derselbige das gut und 
effect in bestimmter zeit nit erlösete, soll der zweite daruf fol- 
gende solches innert den daruf folgenden drei monaten und der 
dritte, vierte oder mehrere solches in andern drei monaten 
thun mögen und zwaren allezeit in disem verstand: wann 
je der erste der anterioritet noch brief noch sigel nit uslösen 
thete, so solle derjenige, so solches thun wurde, anders nichts 
als brief und sigel ausweisen sambt dreier jahren zins zu 
bezahlen schuldig und den übrigen dessetwegen geantwortet 
haben; jedoch solle der zins des briefs und sigels bis zur 
bezahlung continuiren; wann aber keiner in bestimmter zeit 
solche uslösen wurde, soll der inhaber (von) brief und sigel ds 
verpfänte effect zu seinen handen nemmen und dessetwegen 
von niemand mögen angefochten werden. 

6. Haben mehrere obligationen die auf ein hus, stall 
oder gut angewisen wurden so solle je die erste die beste 
rechte haben und ds laut stattrecht und hiemit dem ante- 
rioren freistehen ein halb wan es hüser und ställ betrifft oder 
ein viertel auf güteren an seiner ansprach nochzulassen, oder 
aber die posterioren ihren rang noch mit obigem verlust uszu- 
lösen, welche auslösung so beschehen vom anterioren oder 
posterioren innert sechs monaten vom tag der theilung, jedoch 
ohne zins mit barem geld beschehen solle. 

7. Glichen verstand soll es haben wann obligationen, 
lidlohn, zerung und laufends zuglich auf ein hus, stall oder 
gut angewisen wurden, also dz luth stattrecht obligationen, 
lidlohn und zerung gegen den laufenden den vorzug haben 
sollen. 

8. Wann aber nur laufends allein auf ein effect ange- 
wisen wurde, sollen die zur vertheilung verordnete herren 
selbiges auf die gant bestmöglichkeit verkaufen und so dann 
ds erlöste gut einem jeden nach proportion seiner ansprech- 
ung abfolgen. 


1) Siehe oben p. 88. 
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9. Was boden und grund zinsen betrifft, soll man alle- 
zeit sich ab demjenigen effect, woruf man versichert ist, umb 
alle ausstehende zinsen bezahlt machen mögen und hiemit 
derjenige so daruf angewisen würt schuldig sein, solche mit 
barem gelt in obermeltem termin der sechs monaten auszu- 
lösen; die erlegne stüren sollen oberkeitlichen brief und sigel 
kaufschilling und grundzinsen noch aber allen obligationen 
vorziechen. 

10. Belangend hus oder stall verlegene zinsen soll man 
sich mit all dem was im hus oder stall befindt als für drei 
jahr bezahlt machen mögen wie in vorgehendem hus und 
stall artikel zuversehen ist. 


2) Ordnung, wie man sich in austheilungen 
oder excussionen sowohl die hiezu verordneten 
als auch in ansehung eint als anderer gattung 
schuldverschreibungen oder sonsten anforde- 
rungen zu verhalten, und was für ein recht ein 

jedes dabei zu geniessen haben solle, 

(nach Red. C.) 


1. Wann einer, er seye bürger, einwohner oder beisäss, 
in einen solchen üblen stand gerathen wurde, dz er seinen 
schuldgläubigen nicht gebührende satisfaction oder bezahlung 
leisten könnte, und dessentwegen eine ehrsame obrigkeit auf 
anhalten und begehren der schuldgläubigen sich genöthigt 
befände, des schuldners vermögen oder hab und gut zu handen 
zu nehmen, so soll alsobald durch zwei oder drei von obrig- 
keitswegen hiezu verordnete unpartheische herren des schul 
ners völliges vermögen oder ganze facultaet in sicherheit 
gesezt und ein vollständiges inventarium oder verzeichnis 
darüber gemacht, auch alles bei dem eid nach dem werth 
angeschlagen werden, und nachdem solches beschehen, 80 
soll nicht allein durch ein öffentlichen ruf auf dem St. Martins- 
plaz, sondern auch durch circular-schreiben allen denjenigen 
gemeinden und örter, wo man vermeinte, dass dessen schuld- 
gläubige sich befänden, die zeit und den tag zu der aus- 
theilung kund gemacht, und selbige hiezu eingeladen und 
gefordert werden, und das mit diesem beifügen, dass alle 
diejenigen, welche auf sothane bestimmte zeit und tag sich 
nicht anınelden und ihre anforderungen nicht legitimiren 
wurden oder kantlich machten, selbige nicht allein ihrer 
ansprach verlustig seyn, sondern gleichwohlen mit der aus- 
theilung auf den bestimmten tag fortgesezet werden solle; 
und nachdeme solches geschehen und die austheilung auf den 
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bestimmten tag vorgenommen und einem jeden schuldgläubi- 
gen seiner ansprach älte oder anteriorität nach, soweit es 
gelangen mag, die bezahlung angeschafft und gegeben werden 
solle. Wofern aber einer oder der andre schuldgläubige seine 
ansprach, es seye capital oder läufiges, bei der austheilung, 
nachdem sie das inventarium oder verzeichnis des vélligen 
vermögens gesehen, nicht einlegen wurden oder, wann sie 
schon eingelegt hätten, und aber selbige, ehe und bevor die 
austheilung vollendet, wiederum zurück nehmen und keine 
bezahlung empfangen wollte, so solle ihnen gestattet seyn, 
dass sie ihre rechte gegen den schuldner.unverbösert behalten 
mögen; wenn aber einer eingelegt hätte, wenig oder viel 
bezahlung annehmen thäte, soll er um das übrige dieser an- 
sprach verlürstig seyn, es wäre dann sach, dass einer mehrere 
obligationen hätte und nur für die einten derselben bezah- 
lung annehmen oder bekommen wurde, so soll es in solchem 
fall derjenigen obligationen halber, an welche er keine be- 
zahlung empfangen noch annehmen wollen, im geringsten 
nicht nachtheilig oder präjudicirlich seyn. 

2. Sollen erstlich die funeralia und hernach alle und 
jede unter obrigkeitlichem insiegel verwahrte obligationen das 
erste recht haben und den andern obligationen, so nicht mit 
obrigkeitlichem insiegel verwahrt, vorgehen und zwaren der- 
gestalten, dass, wofern mehr als ein obrigkeitlich besiegelter 
brief vorhanden wäre, je der ältere den vorzug haben solle. 

3. Was boden und grundzinsen anbetrifft, soll man 
sich für selbige ob demjenigen effect, auf welchem man um 
solche versichert ist und zwar um alle und jede zinsen be- 
zahlt machen mögen, und hiermit derjenige, so in einer aus- 
theilung darauf angewiesen wurde, solche zinsen in sechs mo- 
nat frist mit baarem geld auszulösen schuldig seyn solle. 

4. Die verlegnen steüren sollen obrigkeitlichen briet 
und siegel, kaufschilling und grundzinsen nach, aber allen 
andern obligationen vorgehen. 

5. Diejenigen schuldverschreibungen oder obligationen, 
sie seyen von dem schuldner mit eigener hand unterschrift 
und pettschaft oder nur mit der unterschrift allein verwahrt, 
sollen gleich angesehen und einer jeden nach der älte und 
sogenannten anteriorität die bezahlung angewiesen und ge- 
geben werden. 

6. Was aber läufige anforderungen anbetrifft, sollen 
selbige gleiche rechte und keine vor der andern einigen vor- 
zug oder anterioritäts rechte geniessen mögen, sondern anstatt 
der anteriorität das loos gebrauchen, welche vor dem andern 
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zeigen könne, vorbehalten lidlohn und zehrung, welche allem 
laufenden vorgehen und bezahlt werden sollen. 

7. Und falls es sich zutragen wurde, dass in der aus- 
theilung nicht nur einer, sondern mehrere, welche obligationen 
oder schuldverschreibungen, sie seyen mit obrigkeitlichen 
siegeln oder nur sonsten mit der unterschrift verwahrt, hätten, 
auf ein stück gut, haus oder stall angewiesen wurden, soll 
je der älteste auch das erste recht darzu haben und zwaren fol- 
gender gestalten: dass ihme freistehen solle, entweders mit 
einem dritten theil verlust, wann es häuser oder ställ anbe- 
trifft, oder aber einem vierten theil auf liegenden gütern an 
seiner ansprach nachzulassen und die hezahlung von dem 
nachgehenden schuldgläubigen zu empfangen oder aber die 
nachfolgenden oder posterioren ihrem rang nach mit obigem 
verlust auszulösen; welche auslösung dann, sie geschehe von 
demältesten odervon dem nachfolgenden, innerthalb sechs monat 
frist von dem tag der austheilung an, jedoch ohne zins mit 
baarem geld bsschehen solle; falls sich aber zutragen wurde, 
dass ein oder der andere von denen schuldgläubigen sich 
hervorthun wurden, die diessfalls keinen verlust leiden wollten, 
sondern sich anerböten, dem andern für seine hierauf an- 
gewiesene ansprach die völlige bezahlung zu leisten, so sollen 
selbige schuldig seyn, solche anzunehmen oder aber ein 
gleiches gegen solchen offerirenden oder anerbietenden zu 
thun verpflichtet seyn; und wann es sich zutragen thäte: 
dass ein schuldgläubiger mehr denn eine obligation hätte, so 
soll ein solcher, soweit ihme seiner obligationen anteriorität 
es zulasst oder um so viel er anterior ist und anderer schuld- 
gläubiger anteriorität ihn hieran nicht verhindert, nur auf 
ein stück gut, soweit solches gut zulänglich ist, und nicht 
auf andere oder mehrere güter zu zeigen und sich bezahlt 
zu machen schuldig und pflichtig seyn. 

8. Sollte sich auch begeben: dass nur theils obligatio- 
nen oder schuldverschreibungen und zugleich lidlohn, zehrung 
und läufiges oder aber nur lidlohn, zehrung und laufendes 
ohne obligationen auf ein haus, stall oder gut angewiesen 
wurden, so soll es gleichen verstand haben und in allweg 
beobachtet werden, wie in obstehendem 7. artikel enthalten. 

9. Wann aber nur laufendes allein auf ein liegendes 
gut, haus oder stall angewiesen wurde, so soll vorbemeltes 
loos gezogen werden und hernach die obverschriebene weis 
und form auch beobachtet werden, es wäre dann sach, dass 
die schuldgläubigen sich sonsten eines andern verstehen und 
vereinbaren wurden. 

Zeitschr. für schweizerisches Recht. Neue Folge VI. 7 
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10. Belangend haus oder stall verlegene zinsen solle 
man von demjenigen, was sich im haus oder stall befindet 
und um mehreres nicht als für drei jahr zinsen mögen bezalt 
machen. 

11. Von kaufschillingsrechten: Und sintemalen in 
ansehung der kaufschillingsrechten auch öfters einiger streit 
sich erzeigt, sowol in ansehung der austheilungen als auch 
wie solche verstanden werden oder was für ein recht selbige 
geniesen können, als ist gesetzt und geordnet: dz weder gut, 
haus oder stall, worauf sich ein rechtmässiger kaufschilling 
befände, fürohin in einige austheilung nicht solle noch möge 
gelegt oder ausgetheilt werden, ehe und bevor demjenigen, 
welcher einen solchen kaufschilling darauf haben möchte, die 
gebührende bezahlung oder satisfaction für das capital und 
alle zu fordern habende zinsen gegeben und ausbezahlt worden 
ist; ein gleichen verstand soll es auch haben, wann bei eint 
ader andrer erbschaft ein oder ander stuck gut, haus oder 
stall dem einten oder andern erben durch das luos oder sonsten 
in seinen theil boden zugestellt und aber dabei bedingt und 
die beschwerd daraut gelegt wurde, dagegen einem andern 
weiters eine gewisse summe heraus zu geben und solches 
nicht geschehen wäre, selbigem miterben ein gleiches recht 
gedeihen solle, wie oben wegen dem kaufschilling verschrie- 
ben ist, jedoch aber diesfalls nur in ansehung des capitals 
und nicht der zinsen halber. — Anbelangend wie die kauf- 
schillingsrechte verstanden werden sollen, so wird hiemit die 
erklärung gegeben, dass wann einer einem andern ein stück 
gut, haus oder stall zu kaufen giebt, und in dem errichteten 
spanzettul klar einbedingt wird, dass bis und solang der 
käufer den völligen kautschilling samt hievon ausstehenden 
zinsen nicht bezahlt oder ausgerichtet habe, solches gut oder 
haus oder stall noch nicht dem käufer eigenthümlich sonder 
ihme verkäufer allezeit pfandbar sein solle, so ist alsdann 
eine solche verschreibung für ein rechtmässiges kaufschillings- 
recht anzusehen. 

12. Ist auch gesetzt, dass fürohin keiner befugt sein 
solle, gelder auszulehnen um ein höhern zins als von ein- 
hundert gulden fünf gulden jährlichen, es sei dann, dass 
solche gelder nur von monat zu monat ausgelehnt werden. 
— Ein gleichen verstand soll es auch haben und nicht 
mehrerer zins bezahlt werden wegen versezten sachen oder 
sogenannten faustpfändern und das alles mit dieser erklärung, 
dz wann schon einer mehreren zins versprochen oder ver- 
schrieben wurde, ein solcher schuldner oder seine erben gleich- 
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wohlen dem schuldgläubigen ein mehrers als R. 5 von 
R. 100 wie oben verdeutet, zu bezahlen nicht schuldig seyn 
sollen und also ein jeder der gelder auslehnt oder pfänder 
und versetzungen annehmen thäte, darnach sich zu verhalten 
wissen wird. 

13. Ist auch wegen denjenigen schulden, so vor an- 
tretung der ehe gemacht worden wären und mithin sich zu- 
tragen wurden, dass desjenigen mittel, welches die schulden 
geinacht und in die ehe gebracht, nicht mehr zulänglich 
wären die schulden zu bezahlen und folgsam zu einer aus- 
theilung kommen thäte, so ist gesetzt und geordnet: dz 
künftighin in dergleichen fällen ein jeder schuldgläubiger 
nur allein auf desjenigen mittel und vermögen, so die schuld 
gemacht, zeigen und sich davon bezahlt machen möge; das- 
jenige theil aber, so die schuld nicht gemacht und in die 
ehe gebracht, solle weder für das capital noch für die wäh- 
rend der elıe aufgeloffene zinsen etwas zu bezahlen nicht 
schuldig sein noch angehalten werden können, es wäre denn 
sach, dass solches ehemensch sich selbsten freiwillig etwas 
zu bezahlen gegen den schuldgläubigen einlassen und also 
aush als ein schuldnerin oder schuldner dargeben wurde. 
Damit aber ein jeder schuldgläubiger daher weniger geschä- 
digt werde, so soll ihm obgelegen sein, sobald er weiss oder 
vermeint, dass sein schuldner oder schuldnerin in eine ehe 
getreten, sich wegen seiner schuldforderung bei den ehe- 
genossen anzumelden und zu vernehmen ob beide ehegenossen 
dessen kantlich sein und zumalen solche zu bezahlen schrift- 
lich versprechen wollen, widrigenfalls er sich desto ehender 
auf desjenigen mittel, so die schuld gemacht und zugebracht, 
bezahlt machen könne. 


IX. Raths- und Gerlchtsordaung 1595. (7) 


(nach den in der Einleitung p. 389 genannten Handschriften.) 


1. Rathsordnung. 


1. Zum ersten wann je zu zeiten einem rathsfründ an einem 
abend oder under tagen so es die noth erforderet zu hus, zu 
hof oder under augen in rath zu kommen gebotten wird, dann 
soll er nachkommen und gehorsamen, vor und ehe die raths- 
gloggen uf dem tag und zue der zeit, so ihme das gebott 
bestimmt, verlütet hat und die erste umfrag beschehen; wel- 
cher solches übersicht, der soll für jedes mal 4 kr. ver- 
fallen sein. 

2. Zum anderen wann ein rathsfründ usbliben dan zwei 
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umfragen beschechen und man in der dritten umfrag ist, der 
soll 6 kr. buos verfallen sein. 

3. Welchem bei der buos in rath gebotten wird und 
ohne erlaubnus des herrn burgermeisters usblibt, der soll fiir 
jedesmal zu buos verfallen sein 2 bz., welche buos der un- 
gehorsam in nachfolgendem rath erlegen soll; und so er sich 
aber solche buos zu bezahlen weigerte, so soll er aus dem 
rath gethan werden, er habe denn redliche ursach, die ihm 
schienen mögen. 

4. Welchem bei eid in rath gebotten wirt und ohne er- 
laubnus des herrn burgermeisters usblibt ist zu buos ver- 
fallen zum ersten mahl 1 ® d. und zum andern mal 2 & d., 
so aber einer zum dritten mal ausblibe der soll aus dem rath 
usgeschlossen sein; gleichfals derjenig so gemelter buosen 
eine oder zwei schuldig und nit bezalte, soll glicher gestalt- 
aus dem rath gethan werden und ein ander von seiner zunft. 
in rath gezogen werden, er habe denn rechtmässige ursach 
die ihm schienen mögent, wann aber die stattknecht saum- 
tent und ds bott nit verrichtetent, so sollen sie die buos ab- 
tragen. 

5. Welcher in rath kombt, der soll ouch den rath us- 
warten, so einer aber hinweg gienge ohne erlaubnus des herrn 
burgermeisters, ehe dann der rath vollendet ist, der soll zu. 
buos verfallen sein 2 bz., glich so wohl als wann er nie im 
rath were. 

6. Soll keine rathsfründ im rath aus der stuben gehen 
uf den estrich oder anderst wo ohne erlaubnus des herrn 
burgermeisters, es seye dan sach das einem in einer sach 
fründschaft tallen oder in andere weg abzestechen gebiete, 
sonst soll er für jedes mal 2 kr. buoss verfallen sein. 

7. Were in der rathsfrag dem anderen in sein red redt, 
ehe dann einer ausgeredt hat, ist zu buos verfallen 3 kr. 

8. Begebe es sich dz zwei rathsfründ under den raths- 
fragen mit einanderen redent und schweztent, welcherlei ds 
were, die ein burgermeister hette heissen schweigen, so sollend 
zu buos verfallen sein 1 bz. 

9. Wann in der statt vom kleinen rath oder zunftmeister 
an einem abent seinen élfern in den rath zekommen gebotten 
wirt, die sollen bei obgemelter ordnung zu rechten zeiten ge- 
horsamlich in rath erscheinen bei 2 bz. buos. 

10. Welche in rath oder stattvogtgricht, es seyen raths 
oder grichtspersonen ohne seiten gwehr erschinent, deren jeder 
ist zu buos verfallen für jedes mal 3 kr. 

11. Soll ein burgermeister die obgemelte buosen von 
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stund an einziehen und keinem schenken und dasselbige geth 
in die rathbüx wie andere buosen, 80 in dem rath aufgelegt 
werden. 

2. Vogt- und stattgrichtsordnung. 

1. Zum ersten: welchen tag man ein rechtstag halten 
will, so soll der richter am abent darvor dem stattknecht be- 
fehlen, den rechtsprecheren zum gricht zebieten und darbei 
zu verkiinden auf welche zeit und stund er more das gricht 
halten will und desselben tags soll er zwei zeichen lüten 
lassen, damit die rechtsprecher desto bewerter seient zu gricht 
zekommen; und welcher aber nit käme ehe dann ds letzte 
zeichen verlütet und ds gricht verbanet ist, der ist dem gricht 
zu buos verfallen 1 8., und wann ein rechtsprecher ein ganzen 
tag usblibe und ungehorsam sein wurde, der soll dem gricht 
zu buos verfallen sein 5 B. d. 

2.1) Zum anderen welche parteien einanderen zum rechten 
fürbieten lassen, so soll ein kläger und ein antworter auch 
zum letsten verlüten zeichen gehorsamlich vor gricht erschi- 
nen und auf dem rathhause warten, alsdann mag der kläger 
seine klag thun und die gegenpart die antwort geben; sofern 
aber der antworter nit under augen were wann der kläger 
seine klag gethan hatte, so ist der antworter dem gricht zu 
buos verfallen 1 ß. d.*) und nichts destominder soll der kläger 
warten so lang der richter sitzt und dan sein klag wider- 
umb eröffnen; und wann der beklagte nit vorhanden were ant- 
wort in ds gricht zu geben, so soll der kläger sein erste klag 
behalten haben und soll der beklagte von wegen seiner un- 
gehorsame umb zwei bazen®) gestraft werden; wann aber der 
kläger ungehorsam were und nit zum rechten käme und der 
antworter gehorsam erschine, so soll der kläger dem antworter 
an sein versaumnus zu bezahlen schuldig sein 2 8. d.°) 

3. Welcher kläger und antworter kundschaft gegen den 
anderen notdürftig ist und dan kuntschaft am abent fürbieten 
lassent und die kundschafter denen fürgebotten ist nit erschi- 
nent, wann ds letzte zeichen verlütet und ds gricht verbannet 
ist und derjenig, so hat lassen tiirbieten dardurch am recht 


1) Mit folgender Einleitung sind Art. 2, 3 und theilweise 4 auf fol. 168 
(Red. B) verzeichnet: Alldieweilen sich gross unordnungen in nachfolgenden 
puncten erscheinen thuend, so ist derohalben abgeraten, es sollend solche alt 
gesatz zu jedermenniglicher kiinftiger besserer nachrichtung auf den ehr- 
samen zünften järlichen nachvermelter gestalt publiciert und verlesen werden. 

3) Fol. 168: 12 kr. 

+) Fol. 168: 24 kr. 
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gehindert und gesaumbt wirt, so soll der ungehorsame kund- 
schafter demjenigen so ihm hat fürbieten lassen, seine grichts- 
schaden und schaden abtragen und dem gricht 5 8. d. ver- 
tallen sein, dargegen ist jedem kundschafter (der zu Chur säss- 
haft ist),') so er erschint und wartet, für ein halben tag 6 kr.*) 
und für ein ganzen tag 3 bz.?) bestimmt, wann aber aussert- 
halb von anderen und frömbden orten hierzu kundschaften 
brucht werden, so soll derselben bezahlung in des grichts er- 
kanntnus bestehen im fall sie sich mit den parteien nit güt- 
lich vereinbarent, und soll derjenig, so die kundschafteren für- 
bieten lasset, solche belohnung den kundschafteren bar zu 
geben schuldig sein ehe dann der richter mit ihnen verschaft. 
zu reden. 

4. So vil einer in seiner sachen in rechten zu kundschaf- 
ten stellen will, dis mag er thun, doch soll er die kundschaft. 
namsen. Ob aber einer gegen seinen widersächer gefährlich 
mehr kundschaften stellen welte dann nach gestalt einer jeden 
sach von nöthen were, ds soll am gricht stohn zu erkennen 
wie vil kundschaftlohn der die kundschaft gestellt hat oder 
der wider den sie gestellt worden zu bezahlen und abze- 
tragen schuldig seye*) und nachdem die kundschaften gestellt 
und jedem erkennt worden, so mögen beide parteien auf 
zügen und interrogationes fürhalten was sie im rechten trauent 
zu geniesen. — Es soll aber wenn der kundschafter mehr 
dann ein gestellt wurde, nur ein kundschafter und zügen zu 
mal alleinig in abwesen der anderen kundschaften verhört 
werden, darmit die kundschaften nit aufeinanderen losent und 
volgen, sonder dz jeder kundschafter und züg sein best wüssens 
selbst anzeige. 

5. Welchem vor den nideren grichten als statt- und pro- 
fektengricht, und nit vor des stattvogtsgricht, ein urtel ergeht, 
deren er sich beschwert, der mag für den herrn burgermeister 
und klein rath, aber für keine frömbde gricht usserthalb appel- 
lieren; jedoch soll er von stund an, so ersich vor dem stattgricht- 
die appellation beruft 10 8. d. lohn in ds gricht legen, die 
gehörend halb den richteren und fürsprecheren und halb dem 
rath an ihre arbeit und so einer sich vor dem profektengricht. 
der appellation beruft, so soll er 1 # d. also bar erlegen, ds 
gehört auch halb dem rath und halb dem gricht, es sollend 


1) Fol. 168: der in der statt alhie oder dero zwing und gebiet ge- 
sessen. 

*) Fol. 168: kr. 10. *) Fol. 168: kr. 20. 

*) Bis hieher reicht der Text auf fol. 168; das weitere fehlt. 
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auch beid parteien nach dem es appelliert ist, angenz bei dem 
herrn burgermeister umb die appellaz anrufen. 

6. Welcher appelliert der soll die appellaz in 14 tagen 
besuochen oder drumb vor rath anhalten dann, wo ds nit in 
bemelter zeit beschiht, so soll die sach dann fürohin bei der 
urtel verbliben, es seye dann sach dz es von einem ehrsamen 
rath hinter sich gestellt wurde, wann aber ein burger gegen 
einen frömbden oder ein frömbder gegen einen burger 
appellierte, so sollen sie die appellaz auf den nechsten raths- 
tag besuochen und antwort in ds gericht geben, es seye dann 
sach, dass die parteien mit einanderen eines bestimmten raths- 
tages verglichent. 

7. Welche vor das stattvogtsgerickt umb frefel, buosen, 
kostung und schaden zu schriften und zu rechten haben und 
kundschaften darzu gebruchen nötig, die sollend den sächeren 
und kundschafteren am dritten tag vor dem gesetzten rechts- 
tag verkünden und fürbieten lassen und soll der rechtstag 
dem stattknechte befehlen, allen parteien so kundschaften zu 
gebruchen notdürttig sind, solches am dritten tage vor dem 
rechtstag zu verkünden, damit alle parteien verfasst für ge- 
richt kommen und ds recht unverlängt sein ustrag umb ein 
jede sach holen möge. 

8. Welcher umb frefel und buosen redlich vor dem 
stattgricht fürgenommen wird und sich vor dem urtel auf 
gnad einem herrn richter und ds gericht ergibt, so steth es 
an meinen herren ihne mit gnad aufzenmen oder mit dem 
richter zu produciren. 

9. Diejenigen, so umb frefel und buosen rechten lassen 
und mit urtel fällig strafwürdig erkennt, denen soll kein gnad 
beschehen, sonder sollen dieselbigen, so vil ihnen mit urtel 
zu buos oder straf uferlegt wird, gedulden und geben. Es 
soll keincr so des raths oder grichts ist für die so also gestraft 
werden, die red thun umb nachlass der buos zu bitten, es seye 
dann durch den herrn burgermeister oder stattvogt, deine so 
gestraft worden ist erlaubt und vergunt. Dann welcher solches 
übersehe der ist zu buos verfallen 5 ß. d., aber der gestraft 
worden ist, mag wohl selbst persönlich oder durch einen so 
nit des grichts oder raths ist, umb nachlass und gnad bitten 
oder bitten lassen. 

10. Soll ein jeder rechtsprecher, so zu dem gricht er- 
scheint, ein seitengwebr tragen, dann welcher ohne ein 
gwehr zu gericht gienge, ist zu buos 2 kr. verfallen. 
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B. Statuten der Herrschaft Haldenstein 1520. 
(mit Nachträgen und Bestätigung 1540, 1549Q.)') 


I. Gerichtsordnung. 


1. Des ersten sol und mag ein herr einen vogt und das 
gericht besetzen und entsetzen, wie ime bedungk das, dz 
jederman wer rechts zu Haldenstein begern ist, aller gemeinest 
sige und wie das von alter här komen ist. 

2. Und sol ein herr sy heissen schweren: jederman zu 
richten nach ir besten verstantnus, umb ein jedliche sach, so 
für sy komen wird ungevarlich. 

3. Und aber welcher vermeinte mit der merer urteil be- 
schwert, hat er dan ein urteil am gericht mit dreyen manen, 
die selben urteil, beid, die minder und die merer, mag der 
theyl, so also maint beschwert sin für ein herren ziehen, und 
welche urteil er dann für die gerechten gibt, der soll von 
beiden teilen nachgange werden. 

4. Und ob der teyl, der also die urteil zogen hat, mit 
siner urteil nidergelegen und by der meren belibe, so ist der 
selb teyl verfallen einem herren III 8. und dem gericht II 8. 
d., jedoch der so die merer urteil am rechten gewunnen und 
behalten hat, sy werd vor eim herrn für die minder oder 
merer erkennd, ist nütz zegeben schuldig. 

5. Item das grichtgelt gehört dem vogt und rechtsprechern 
umb und fir ir arbeit und dem weibel seine recht, wie von 
alter här komen ist. 

6. Es sol auch ein jeklicher so im gricht Haldenstein ge- 
sessen ist, und etwas mit einem andern daselbs ze rechtfer- 
tigen hat, sich rechts zu Haldenstein benuegen lassen, und 


1) Anhang zur Einleitung $ 2 IV: In den Regesten der Herr- 
schaft Haldenstein (Katalog der Kantonsbibl. Chur p. 206 Nr. 87) findet 
sich für das Jahr 1626 eine Statutenrevision verzeichnet. Im Jahr 1671 
fand eine Erneuerung des Erbfalles statt: „Erbfall von dem hoch- 
wolgebornen gnädigen Herren Herr Georg Philipp von Schauenstein, Frei- 
herr von Ehrenfels, jetz regierender Herr zu Haldenstein endselbiger ge- 
samter ehrsamer gemeind anno 1671 in dem junio ernewert und fürohin 
steif und vest zehalten angenommen und bestätet.“ Dieser Erbfall wurde 
endlich den 21. November 1684 bestätigt. Inhaltlich stellt sich diese Er- 
neuerung dar als eine Reception des Churer Erbfalles; obschon die Be- 
stimmungen hie und da in eine kürzere Formulirung gebracht wurden, so 
können wir hier von einer Wiedergabe derselben absehen. (Eine Abschrift 
in dem cit. Band p. 186—200.) 
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den handel nit uf frembde gericht ziehen: bus X pfd. d., es 
were dann villicht umb gueter so enenthalb ryns legend, mag 
einer dem andern was marchen oder undergang antrifft, vor 
dem profeide und seinen eidschwerern von Chur rechtfertigen 
und usrichten und sonst nit wyter. 

7. Die rechtsprecher sollen auch zum rechten ghorsam 
sein by dem eid, so sy irem herren oder junckhern, und dem 
rechten geschworen hand getreuwlig und ungevarlich. 


II. Erbfall 


8. Anfenklich so erbt ein jeklich eelich kind, wie dann 
das die natur und die billicheit erfordert, sin vater und muter; 
darby so sollend und mögend auch enikly oder kindskinder, 
wie man das nennen wil, ir aini und ana an ir vater und 
muter stat erben. 

9. Item geschwistergit kind und öhen oder shin sollend 
im erbfall glychlich geachtet und zugelassen werden, die frund- 
schaft lannge von vater oder muter har. 

10. Desglych so zwey eemenschen on eelich lyberben 
von einandren absterbend und nebent eelichen geschwister- 
giten ouch eelich bruder, oder schwesterkind verlassend, so 
erbend dieselbigen an ir vater und muter stat und darnach 
je das nechst blut für und für.!) 

11. Item so zwey eemenschen, es sig man oder wyb, 
von einandren absterbend so nymbt, das so in leben plybt, 
desglych des abgestorbnen erben jeder teil sin zubracht guet, 
es sig in ligendem oder varendem; darby die morgengab, 
welchem teil die versprochen wär, die sol dem selbigen oder 
sinen erben verlangen und zugeteilt und aber in zimlicher 
gstalt bestimbt werden. 

12. Und ob sy sich aber villycht etwas by einandren, 
es were wenig oder vil verbessert hettind, alda sol einem 
man oder sinen erben die zwen teil und einem wyb oder 
iren erben der drytteil zugehören; es were dann, das ir aines, 
das sin unnutzlich verhueret, verspilt oder sonst unerlich ver- 
wurkt hett, so sol es dem andern on schaden sin. 

13. Dargegen ob sich zwey eemenschen by einandren 
an irem gut geschwechert und schulden gemacht hettend, die 
sol ir jedes dem andren helfen zalen und abtragen. 

14. Doch ouch mit dem vorbehalt, ob ains das sin 
unutzlich verhueret, verspilt oder unerlich verwircht hett, dem 
andern teil on entgeltnus. 


1) Hiezu vgl. noch Art. 61. 
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15. Sodan von den uneelichen kind wegen; 
sige menklichem zewissen, das kein ledig kind oder banckhart 
erbt und nit allein solliche, sonder ouch was von inen kombt, 
ob die selbigen ioch eelich geboren werind und nach dem 
blut und grad dem abgestorbnen gar vil näher zuge- 
hortend etc. 

16. Dann allein so mag ein jeklich ledig kind oder 
banckhart sin muter erben, und ob schon eelich kind vor- 
handen werind, so erbend die unelichen nebent inen der muter 
gut. Desglychen, so mer dann ein ledig kind oder banckhart 
vorhanden wärind und ir eines on lyberben [abstirbt, so mag 
je ein ledigs kind das andere mit sambt den eelichen ge- 
schwistergiten erben.') 


II. Vom zug.!) j 


17. Item des zugs halben, haben je die nächsten frund 
den zug, zu eim jeden verkauften gut jar und tag, das ist 
nämlich: ein jar sechs wuchen und dry tag, jedoch allein zu 
sin selbs, und keines andren handen an alle geferd. 

18. Und sover einer den zug thuet innert den ersten 
sechs wuchen, so mag er desselben jars nutzung darvon 
innemen; ob aber einer den zug nach den ersten sechs wuchen 
thete oder thun wolte, so mags der koufer das künftig jar 
niessen. Des gelych mit verlychen hiiser oder giiter, alda hat 
auch der nechst fründ den zug und sol im vor andren gelühen 
werden, souer davon thun wil, wie ander. 

19. Welcher auch eim ein gut, es syg acker, wysen, 
hüser oder anders gelihen hett, und wider zu sinen handen 
nemen wil, oder villicht der, so es also ingehabt nit me han 
wolte oder nayswo einer friindschaft halb vermeinte, das ers 
villicht billicher dann ein ander inhaben solte, der sol sollichs 
vor irgendem mertzen ersuchen, oder einer dem andern ab- 
kiinden. 


j IV. Fryd und trostung. 

20. Wo sich stos oder uneinikeit erheben welten, da 
sollend alle die das sehend oder horend trüwlichen helfen 
stillen, friden und scheiden nach irem besten vermögen, und 
by ere und eid sich niemant partyen, allewyl niemants lyb- 
los thun ist. 

21. Item an welchen oder welliche man frid oder trostung 
begert, der sol si geben on alle fürwort und wenn sy also 


1) Hiezu vgl. noch Art. 62. 
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gegeben ist, so sol sy hafft sin, für den oder die so sy gen 
hand, für sich und die iren frund und frundsfründ ungevarlichen. 

22. Möcht aber einer der seinen nit mechtig sin, so sol 
er doch by gueter zyt und redlichen den andern vor scha- 
den warnen. 

23. Welcher zum drytten mal trostung anerfordert wurd 
und die nit geb, so dik er darüber gemant wurde, ist er 
jetlichs mals verfallen X 8. d.; und luff er darüber hinweg, 
ist bus V pf. d. und thet er darüber schaden, den sol er 
buetzen nach eines gerichts erkanntnus. 

24. Bricht einer trostung mit schlechten worten, der ist 
vervallen X pfd., mit scheltworten XX pfd., und welcher si bricht 
mit werchen, der ist dem herren lib und gut verfallen. 

25. Es ist auch ufgesetzt und verordnet, welcher ein 
stos anfacht, es syg mit worten oder werken sovil das sich 
ein gericht erkennen mag, das er ein unpillichen anfang ge- 
thon hat, wz dardurch schuld oder bussen verfallend, sol der 
oder die den anfang gethan hand, abtragen. 


V. Frevel. 


26. Welcher die fuwest iiber einen zukt, desglych messer 
oder gwaafneti hand und doch nit gschlagen oder trofen hat, 
und sich dz mit recht erfindet: bus X £. i 

27. Welcher aber einen schlecht oder wundet, es sig 
mit der fuust, messer oder andern geweer, ist vervallen 1 pfd. d., 
der schad mocht auch so gros sein, so sol der so also gfravlt 
hat füro oder wyter gestraft werden nach des gerichts er- 
kanntnus, es sig dem herren, oder dem der schad zugfuegt wär. 


VI. Bussen. 


28. Welcher einen fravenlichen suchte in sinem hus 
old hof old under sinen tächern, ist die bus X pfd. 

29. Und ob er darzu fravelte mit worten oder werchen, 
so sol er wyter gestraft werden nach eins gerichts erkanntnus. 

30. Wer dem andern an sin er redt und das nit uf 
in bringen mag wie recht, ist verfallen V pfd. 

31. Und was sich ein gericht wyter erkennt, das dem 
kleger oder klegerin siner erenhalb beschehen söl, dz sol der 
so jemand zugredt hat, volstreken und darzu gehalten werden. 

32. Welcher einen heist lüegen der gibt V £. d. zu 
bus; er bringe dann us als recht ist, das der ander gelogen 
hab, so ist er der bus ledig, und sol der so gelogen hat die 
bus abtragen. 

33. Item wellicher einem andren gefarlichen einen mark- 
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stein usgrebt oder verendert, und sich das kentlich erfindt, 
der ist verfallen XX pfd. d. und sol darzu wyter der erent- 
halb gestraft werden nach des gerichts erkanntnus. 

34. Welcher den andern überbuwet, übereett, überzünt, 
überschnytt oder übermäyt, und das zu klag kompt, ist ver- 
fallen XV 8. d., der angriff oder fräwel mocht auch so gros 
und gevarlich sin, so sol es an eim gricht ston wie sy in 
wyter strafend etc. 

35. Was einer an stab gelobt, das sol gehalten werden 
by triiwen in eidswys. | 

36. Welcher sin triiw in eidswys bricht oder gebrochen 
hat, und sich dz nit recht erfindt, ist die bus X pfd. d. und 
darby zu allen erlichen dingen unniitz. 

37. Welcher meineidig mit warheit erfunden wurd, sol 
gestraft werden nach seinem verdienen. 


VII. Gant. 


38. Welcher einem ein schuld gichtig ist, die sol er im 
zalen, oder wil der kleger nit enberen, so sol er im pfand 
gen, des ersten varends pfand ob er die hat, und nach-pfand 
bis er das sin drus gelöst und die farenden pfand hand zil 
oder frist XIII tag. 

39. Hat aber einer varende pfand, und wil die nit sonder 
ligende pfand furschlahen oder geben, so sollen die liegende 
als für farende pfand verkouft werden, und auch in XIII 
tagen gejaret han. 

40. Sover aber einer nit varende pfand hat, sol sich der 
kleger ligender pfander benuegen lassen, die selben hand in 
VI wuchen und III tagen gejaret. 

41. Gesprochen gelt, gelichen gelt, zins und lydlon ha- 
bend dis recht, man gebe ligende oder varende pfand: heut 
pfenden, morn verkoufen. 

42. Welcher einem vor- oder nach-pfand versait umb gich- 
tig schulden, ist verfallen V 8. d. 

43. Umb ungichtig schulden sol beschehn was rechts ist. 

44. Ob aber einer nit pfand hett weder ligends noch 
varends, so mag der kleger den schuldner usm gericht Hal- 
denstein klagen und wann einer also verklagt ist, so sol in 
darnach in dem gricht niemant dariiber husen noch behofen; 
dann wer das thet, der wer und ist in den pflichten und 
schulden, darum der schuldner verklagt oder vertriben ist. 

45. So etwas mit recht, in haft erkennt oder sust zu 
rechi verheft wird, der sol vor angriff mit recht entschlagen 
werden. 
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46. Der das bricht und nit halt, ist verfallen 1 pfd. d. 

47. Welcher mit unrecht verheft wurd, sol im der oder 
die das gethon hettend, sin schaden abtragen und ist darzu 
1 pfd. d. zu straf oder zu bus verfallen. 


VII. Ernewerung der gant 1540. 


Uf den XIII" tag rebmonats im funfzehen hundert 
und vierzigisten jare haben der edel und vest Hans Jakob 
von Reitnouw burger zu Chur, und der zyt der herschaft Halden- 
stein vogt, anwalt und gwalthaber, und mit ime die ersamen 
Gerson Tungi, vogte und ein ganzes gericht und ganze ge- 
meind zu Haldenstein mit gueter vorbetrachtung, eigentlich 
ermessen, für not und guet angesehen, ein gant in der her- 
schaft und gemeind Haldenstein wider ufzerichten, ze erneu- 
weren, und wie die her nach gebrucht werden sol, gestellt und 
verschriben lassen etc. 

48. Antenklich, wann einer oder eine, so in der herschatt 
gesessen oder wonhaft ist, einem oder einer es sig fremb 
oder heimisch, schuldig ist oder wärind, es sige lidlon, gelühn 
oder gesprochen gelt, zerung und unverbrieft zins, und der 
dem man schuldig ist sinen schuldner der schuld anervordert 
hat, und im nit bezalt wurd, mag er demnach dem schuldner, 
den weibel, ze hus und ze hof schiken, und pfand erfordern 
und pfenden lassen, als dan sol und ist die person, so da 
gelten sol und nit zu zalen hat, schuldig dem weibel pfand 
zegeben VI d. oder sechs pfennig werd one furwort von stund 
an; die pfand sol der weibel zu seinen handen |nemen] und 
dann am dritten tag, so mag der gülter sinem schuldner 
schetzen, sol der schuldner pfand herusgeben und fürschlahen 
varende hab, diewyl einer hat, so er nit sovil hat, das die 
schuld sovil gros were, mag einer dann ligend guet für- 
schlahen. 

49. Es sollend auch zwen der geschwornen zu schetzern 
gesetzt werden, die selben uf farend hab und guet schetzen 
sollend, was und waruf sy gut bedunkt, die wyl varend hab 
da ist alles by iren eiden, nach billicheit und umb solliche 
ob gemelte stucke, sollend zwifache pfand geschetzt werden. 

50. Ob dan die beid schetzer nit eins mochten werden, 
mögens ein weibel zu inen nemen, der mags helfen ent- 
scheiden. 

51. Und diewyl ander pfand von varender hab vorhand 
sind, so sol man ligend beth und anlege hess!) nit schatzen. 


1) Uebersetzt mit: lectisternia vestes usuales. 
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52. Ouch wan also pfand geschetzt sind was von essiger 
spis ist, das sol der weibel zu seinen handen nemen, aber die 
andre pfand sollent hinder dem richter gelegt werden. 

53. Die selbige pfand von varender hab sollend dann dry 
tag ston, ob die in dem nit gelöst, mag dann der gülter 
mit den geschetzten pfanden hinfaren, damit thun als mit sim 
eigen gut. 

54. Ob aber einer ligends fur farend fürschlahen welt, 
und farends hett, so sollen dan mit furgeschlagnen ligenden 
pfanden als ob es varends wer gehandlet werden. 

55. Item mit ligendem: so einer nit sovil varends hat 
als der schuld wer, so sollend die ligende geschetzte pfand 
einen monat lang ston, wo dan die zyt nit gelüst wurde, mag 
der giilter darmit thun als mit sein eigen gut. 

56. Wyter umb ander geltschulden so einer dem andern 
zethund were es sige wellicherlei es wölle und der schuld kannt- 
lich ist, und wan die schuld ervordert und daby nit bezalt 
wirt, mag der giilter sim schuldner den weibel ze hus und ze 
hof schiken und pfand ervordren lassen, so dan ist die per- 
son so da gelten sol und nit zu bezalen hat schuldig dem 
weibel pfand zu geben, oder sechs pfennig werd on furwort 
von stund an, die selbigen ptand sol der weibel zu sinen han- 
den nemen und wan dan acht tag verschinen sind, mag man 
im schetzen umb den dritten pfennig. 

57. Was ässigs ist, sol der weibel zu sinen handen ne- 
men, und dry tag ston; was von varender hab ist, sol hinder 
eim richter gelegt werden und acht tag ston, und die ligen- 
den pfand so geschetzt sind, und nit sovil varends gehebt 
hat, die sollent ein monat lang ston, und wo die geschetzten 
pfand uf bestimbt tag jeder wie obstat nit gelöst wurde mag 
der gülter mit hinfaren damit thun als mit sim eigen gut. 

58. Ob auch hierin einer ligends für varends (und varends 
hat) fürschlahen welt, sol damit gehandlet werden wie mit 
varendem als obstat. 

59. Die schetzer sollend sin und schatzen wie obstat, 
und uf ligends sol nit die wyl varends da ist geschetzt wer- 
den, desglychen uf ligbeth und anlegend hessen alles wie vor 
geschriben ist. 

60. Des lons halben der schetzer, da sol eim jeden so 
sy am berg schetzen XVIII d., und sonst anderstwo VIII d. 
ze lon geben werden. 


IX. Bestätigung der statuten 1549. 


Zu wissen als dann die herschaft Haldenstein zu handen 
des edlen hochgeachten herren Johann Jakob von Kastion 
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Königlicher Majestät us Frankrych botschafter by den herren 
der dreyen pünten- in Koufwys ankomen, hat gedachter 
herr die obgeschriben statuten übersehen, verlesen und die 
mit rath, wissen und willen des vogts, gerichts und ganzer 
gemeind zu Haldenstein alles inhalts wie obgeschriben stat 
in kreften belyben lassen und also hinfürohin zehalten ange- 
nomen und wyter dise hiernach geschriben zwen artikul aber- 
mals mit rath und verwilligung des vogts gerichts und ganzer 
gemeind zu nutz und gelegenheit derselben hinzugethon, hin- 
füro ze halten und zu gebruchen, wie ander obgeschriben 
statuten angenomen uf den XXVI tag jenners anno fünf- 
zehundert vierzig und neun jar. 

61. Erbfal. Item so ein kind on lybs erben mit tod 
abgat, sol als dan vater und muter dasselb kind nebent an- 
deren geschwistergiten glychlich erben; so aber kein ander 
geschwistergit vorhanden weren, so sol vater und muter, oder 
welches alda in leben ist, allein erben; doch ist hinzu thon, 
das nach absterben des kinds der vater das ligent sin leben- 
lang besitzen und nuessen mag, und nach vaters absterben 
sol dasselbig gut wz ligends ist, hinfallen, da es sonst hin- 
giallen wer, so der vater nit geerbt hett, das varend blybt 

em vater oder der muter; es sol ouch stan an der gerichts 
erkantnus ob dasselbig ererbt gut wüstlich verbrucht wurdi, 
welches gut dan vor an gryfen werden solt zu erkennen. 

62. Vom zug. Item mit dem zug, sollen die usserthalb 
der herschaft Haldenstein und in ander gerichten gesessen sind 
in aller massen, by uns gehalten werden, wy sy uns von 
Haldenstein by inen halten. 





Miscelle. 


Urtheil des Stadtgerichts Basel betr. Spedition, v. J. 1397. 
(Im Archiv der Schlüsselzunft.) 


Ich Johans von Senhein schultheis ze Basel an miner herren stat des 
burgermeisters vnd des rates der stat Basel tuon kunt allen den die disen 
brief sehent oder hörent lesen, das für mich kament in gericht Virich am 
Holwig ein fuorman vnd burger ze Strassburg ze eim teil vnd Elsin 
Bartenheimin ein burgerin ze Basel zem andern teil; der vorgenant Virich 
am Holwig offenete in gericht mit klegde durch sinen fürsprechen vnd 
sprach also: als er der egenanten Elsin ein gewandballen von Frangken- 
furt gen Strassburg gefürt hette mit andren kouflüten, do wurde er von 
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Johannes Jeger dem zoller in dem zolkeler ze Strassburg geirret also dz er 
im kein wortzeichen wolte geben, dz man in fürer liesse varen, sid da selbs 
gewonlich were, dz alle kouflüte die ir guot im zolkeler mit ir selbs libe 
wortzeichen da nemen vnd vorderen söltent, vnd dauber die egenante Elsi 
der das guot zuogehorte, in gegenwirtikeit nit enwere, darumb ime kein wort- 
zeichen nit werden möchte, vnd also von iren wegen gesumet vnd geirret 
wurde, der irrunge er ze grossem schaden vnd kosten komen were; darumb 
bat er zu ir gerichtes, dz si ime den schaden ablegen wolte. 

Zu der klegde die egenante Elsi Bartenheimin ime antwurte durch 
iren fürsprechen vnd sprach: si hette ime ir guot ze Frangkenfurt ver- 
dinget für alle zülle vnd recht ze fürende vntz gen Basel in dz kouffhus 
fürderlich vnd ane alles sumunge, des er nit getan hette vnd si also swar- 
lich hette gesumet, des si ze grossem schaden komen were. Darumb si den 
rechten getruwete, dz si ime nützit ablegen sölte vnd er ir iren schaden 
widerkeren sölte, in den si komen were von siner sumenisse wegen, dz er 
ir ir guot ze rechten ziten nit gen Basel bracht hette. 

Vnd also nach klegde vnd antwurt beder teilen batent mich die selben 
bede teil inen ze fragende an einer vrteil, was daumb recht were. Do 
fragte ich vmb, vnd wart nach miner frage offenlich in gericht von dem 
merren teil dirre nachgeschriben gesworn vrteilsprechern vnd gezügen des 
gerichtes erkent vnd erteilt vff den eid also: 

Swüre der egenant Vlrich Holwig in gericht einen eid zu den heilgen, 
dz alle die kouflüte die ir guot in dem zolkeler hattent by sinem guot dz 
er fuorte, alle selber von dem zolkeler ir wortzeichen hettent geforderet 
vnd genomen, so sölte ime die egenante Elsi Bartenheimin sinen kosten, 
den er von ir sumenisse wegen hette gehebt, ablegen nach bescheidenheit. 
Vnd also wolte nach erteilten vrteilen der egenant Vlrich Holwig den eid 
nit entuon, darumb aber offenlich in gericht von vorderunge wegen der 
egenanten Elsinen erteilt wart, dz si von dem vorgenanten Virich Holwig vnd 
von siner vorderunge klegde vnd ansprach lidig vnd empunden sel sin nu 
vnd harnach, sid er den egenanten eid nit welte tuon. 

Dirre dingen sint gezügen vnd warent hie by die erbern wisen Heinrich 
Murer der jünger, Claus Hüller, Heinrich Scheidenmacher, Peter Stempfer, 
Heintzman Zscheggabürli der wechsler vnd Heintzman von Zelle burgere, 
Johans Brugger vogt, Cuonrat von Buchs, Cuonrat Taurugk, Johans 
Scherrer vnd Claus Bilgeri die amptmanne ze Basel vnd ander erber lüte 
genug. Vnd ze einem stäten waren vrkünde aller vorgeschriben dingen 
han ich Johans von Senhein der vorgen. schultheis disen brief vom gericht 
besigelt geben mit miner obgen. herren des rates ze Basel ingesigel von 
des gerichtes wegen vnd offenlich geheissen hengken an disen brief, der in 
gericht ze Basel der egen. Elsin Bartenheimin geben vnd ir von ir vor- 
derunge vnd bott wegen erteilt wart ze gebende in dem jare do man von 
vnsers herren Jesu Cristi geburte zalte thusent drühundert nüntzig vnd siben 
Jare, an der nechsten mitwuchen vor sant Martins tag des heilgen bischoffes. 





Correal- und Solidar-Obligationen nach dem schweiz. 
Obligationenrecht. 


Von Professor Dr. G. HARTMANN in Tübingen. 


I. 


In stärkerem Mass und Umfange, als man es glauben 
sollte bei der Gebundenheit des Rechts durch die realen 
praktischen Bedürfnisse des Lebens, erscheint doch der Zu- 
stand und Fortschritt der Rechtswissenschaft und ihrer Me- 
thode als abhängig von dem Geist und Charakter der jewei- 
ligen herrschenden Zeitphilosophie. Wenn das irgendwo an- 
schaulich hervortritt, so ist das gerade der Fall bei der viel- 
umstrittenen Lehre von den Correal- und Solidar-Obligationen. 
Es war die Blüthezeit der Hegel’schen Philosophie, als man 
es in dieser Lehre zuerst unternahın, die einzelnen praktischen 
Rechtssätze abzuleiten aus einer Art von dialektischen Selbst- 
bewegung des Begriffs, vermittelst einer ganz abstrakten, 
formal logischen Methode. Bei den Correalobligationen war es 
die angenommene Einheit in der Vielheit oder das Mysterium, 
dass die vorhandenen zwei, drei und mehr Obligationen hin- 
wieder nur eine Obligation sein sollten, woraus man es fol- 
gerte: dass auch ohne wirklich erfolgte Befriedigung des 
Gläubigers doch für alle Parteien der Untergang des Schuld- 
verhältnisses eintrete kraft gewisser Vorgänge mit einer ein- 
zelnen Partei, wie im klassischen römischen Recht schon 
kraft der Litiscontestation mit einem Einzelnen und im neueren 
Recht kraft rechtskräftiger Aberkennung des Schuldgrundes 


in einem Einzelrechtsstreit. Hingegen bei den blossen Soli- 
Zeitschr. für schweizerisches Recht. Neue Folge VI. 8 
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darobligationen, z. B. der Verpflichtung mehrerer Deliktsge- 
nossen zum Schadensersatz, sollte den Tilgungsgründen, welche 
nicht eine wirkliche Befriedigung des Gläubigers enthalten, 
solche allseitig wirkende Aufhebungskraft desshalb nicht inne- 
wohnen, weil hier eine wirkliche Einheit in der Vielheit 
fehle, vielmehr eine Mehrheit selbständiger Obligativnen 
vorliege. 

Gegen diese ganze formal logische Begründungsweise, 
welche aut der Grundlage von Keller’s und Ribbentrop's Aus- 
führungen lange Zeit die herrschende war, konnte auf die 
Dauer der Widerspruch nicht ausbleiben. In dem gleichen 
einmal eingeschlagenen Gange dialektischer Begriffsentwicke- 
lung liess sich von zwei verschiedenen Standpunkten aus die 
Fähigkeit und Tauglichkeit jenes Raisonnements, eine Verschie- 
denheit in den anzuwendenden Rechtssätzen innerlich zu be- 
gründen, mit Aussicht auf Erfolg anfechten. 

Einerseits ist hinsichtlich der sogenannten bloss solidari- 
schen Obligationen sehr wohl der folgende Zweifel aufzuwerfen : 
Können die einzelnen Obligationen z. B. der Deliktsgenossen, 
wirklich als selbständige, schlechthin von einander unab- 
hängige bezeichnet werden, während doch anerkanntermassen 
jede Befriedigung des Gläubigers seitens eines einzelnen 
Schuldners ihm die Möglichkeit einer Klagerhebung auch 
gegen die übrigen Genossen raubt? Bewährt sich denn nicht 
auch hierin eine gewisse Einheit und Zusammengehörigkeit 
zwischen den verschiedenen betreffenden Rechtsverhältnissen ? 
Und andererseits hinsichtlich der Correalobligationen musste 
wohl das folgende Bedenken durchschlagen. Wenn das Wesen 
der Obligation darin gesetzt worden ist, ein Band zwischen 
Gläubiger und Schuldner, eine rechtliche Beziehung zwischen 
den beiden Subjekten und ihren Vermögen zu sein, — wie 
lässt sich dann ein rein objektiver Bestand der Obligation 
entgegen den bloss subjektiven Beziehungen überhaupt den- 
ken? Wie eine wirkliche vollendete Einheit der Obligation 
angesichts des Daseins mehrerer rechtlicher Bänder, oder sub- 


jektiver Beziehungen von Gläubiger und Schuldner, d.h. von 
Obligationen ? 
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Durch solche Zweifel und Bedenken, wie sie bei unseren 
scharfsinnigsten Juristen, insbesondere z. B. bei Brinz wirk- 
lich auftauchten, musste die von Keller, Ribbentrop u. s. w. 
angenommene scharfe Kluft von Correal- und blosser Solidar- 
Obligation dialektisch nothwendig überbrückt werden. Im Zu- 
sammenhang damit musste man vielfach irre werden an der 
innern Vernünftigkeit und Richtigkeit einer abweichenden 
praktischen Behandlung der beiden Klassen von Fällen, so- 
fern man die Verschiedenheit der Rechtssätze als abhängig 
dachte von rein dialektischen Gründen. 

Jeder denkende Kopt von einfachem, gesundem, prak- 
tischem Blick und Urtheil musste ohnehin durch jene ganze 
scholastische Behandlungsweise, durch den ewigen Schulstreit 
über Einheit und Vielheit zurückgeschreckt werden. So be- 
greift es sich leicht, dass neuere Gesetze hier überhaupt den 
Streit im Keim zu zerstören versucht, den Unterschied von 
Correal- und blossen Solidar-Obligationen vollständig ignorirt 
und eine völlige Gleichförmigkeit in der rechtlichen Behand- 
lung derselben vorgeschrieben haben.!) 

Aber wie begreiflich ein solcher gesetzlicher Versuch 
auch erscheinen mag, so schiesst er dennoch über das Ziel 
hinaus und wird auf die Dauer den wirklichen inneren Ver- 
schiedenheiten, die hier im Rechtsleben und in der juristischen 
Praxis sich geltend machen, nicht Widerstand leisten können. 
Eine Verschiedenheit in den anzuwendenden Rechtssätzen, 
soweit sie überhaupt anzuerkennen ist, wird nur unmittelbar 

1) Auch die neueste vorwiegend dialektische Darstellung der Lehre 
{bei Mitteis die Individualisirang der Obligation, 1886 S. 113) läuft auf 
die Forderung einer völligen Ausgleichung hinaus. Hingegen verkündet 
Jhering in seiner gleichzeitig erschienenen Darstellung der activen Solidar- 
obligation (Jahrbücher für die Dogmatik Bd. XXIV. 1886 S. 186) mit ge- 
sundem praktischem Blick: keine neuere Gesetzgebung dürfe den Versuch 
einer völligen Beseitigung des römischen Gegensatzes zwischen der Correal- 
obligation und der blossen Solidarobligation im engern Sinne wagen, ohne 
gewärtigen zu müssen, dass er durch die zwingende Macht des Rechtslebens 
wieder in sein Recht eingesetzt werde. In ähnlichem Sinne spricht sich 
auch Unger aus (Jherings Jahrb. XXII. 1884 namentl. S. 21044). Ferner 
auch Waldner, Correale Solidarität, Wien 1885. Vgl. jüngst noch Kuntze, 
die Obligation 1886, namentl. S. 184 bei Anm. 39. 
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aus der praktischen Lebensauffassung und aus den Bedürf- 
nissen des praktischen Rechtslebens heraus abzuleiten und zu 
begründen sein, anstatt aus dialektischen Gegensätzen von 
Einheit und Mehrheit. 


Il. 


Das schweizerische Bundesgesetz über das Obligationen- 
recht hat im Ganzen mit weiser Selbstbeschrinkung bei dieser 
Materie der juristischen Theorie und Praxis freie Bahn ge- 
lassen, den innern Unterschieden, wie sie das Leben mit sich 
bringt, nachzugehen und nach praktischen Motiven die rich- 
tige rechtliche Behandlung zu einem guten Theile selbständig 
zu gestalten und für die verschiedenen Klassen von Fällen 
individuell auszubilden. 

Gleich an der Spitze des Abschnittes über die „Boli- 
darität“ werden in äusserer Klassifizirung zwei Gebiete von 
Fällen auseinander gehalten. 

Erstens. Solidarität unter mehreren Schuldnern entsteht, 
wenn sie erklären, dass dem Gläubiger gegenüber jeder ein- 
zelne für die Erfüllung der ganzen Schuld haften werde 
(Art. 162). Dem entspricht für Solidarforderungen der Satz: 

„Solidarität unter mehreren Gläubigern entsteht, wenn der 
Schuldner erklärt, jeden Einzelnen auf die ganze Forderung 
berechtigen zu wollen“ (Art. 169). 

Zweitens. Eine fernere Kategorie wird für Solidars ch ul- 
den wie Solidarforderungen mit den gleichen Worten 
bezeichnet: „Ohne solche Willenserklärung entsteht Solidarität 
nur in den vom Gesetze bestimmten Fällen.“ 

Als unzweifelhatte Fälle dieser zweiten Kategorie kom- 
men'im schweizerischen Gesetz nament:ich die folgenden vor. 
Ist einem Anderen widerrechtlich Schaden zugefiigt und 
haben Mehrere den Schaden verschuldet, so haften sie soli- 
darisch für den Ersatz, ohne Unterschied, ob sie als Anstifter, 
Urheber oder Gehülfen gehandelt haben (Art. 60). Der Be- 
günstiger haftet nur mit, wenn und insoweit er einen Antheil 
am Gewinn empfangen oder durch seine Betheiligung Schaden 
verursacht hat. , 
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Wer rechtlich verpflichtet ist, die häusliche Aufsicht über 
eine Person zu führen, haftet für den von ihr verursachten 
Schaden, falls er nicht die Beobachtung aller, nach Lage der 
Dinge zur Verhinderung des Schadens gebotenen, Sorgfalt von 
seiner Seite her darzuthun vermag. Unter ähnlicher Beschrän- 
kung haftet auch der Geschäftsherr für den Schaden, welchen 
seine Angestellten oder Arbeiter in Ausübung ihrer geschäft- 
lichen Verrichtungen verursacht haben (Art. 61 und 62). So- 
fern auch der Thäter selbst für seine Handlungen verantwort- 
lich erklärt werden kann, kommt also auch hier eine soli- 
darische Haftung heraus. Eine unbedingte Solidarhaftung trifft 
die Gastwirthe, welche Fremde zur Beherbergung aufnehmen, 
nnd die Stallwirthe, wenn durch Verschulden ihrer eigenen 
Dienstleute die eingebrachten und übernommenen Gepäck- 
sachen, Thiere und Wagen beschädigt, vernichtet oder ent- 
wendet sind. Schädigte ein Dritter die eingebrachten Dinge, 
so kann auch neben diesem der Wirth doch dann haften, 
wenn er nicht höhere Gewalt oder Verschulden und Unvor- 
sichtigkeit auf Seiten des Gastes zu erweisen verinag (Art. 
486—488). 

Ferner, wenn Mehrere eine Sache gemeinschaftlich ent- 
lehnt oder gemeinschaftlich zur Aufbewahrung erhalten haben, 
80 „haften sie solidarisch“ (Art. 324 und 481). 

Bei der Collektivgesellschaft haften die Gesellschafter für 
alle Verbindlichkeiten der Gesellschaft solidarisch und mit ihrem 
ganzen Vermögen, aktuell freilich erst dann, wenn die Gesell- 
schaft aufgelöst oder erfolglos betrieben worden ist. Eine ent- 
gegengesetzte Verabredung hat gegenüber Dritten keine recht- 
liche Wirkung (Art. 564). Auch bei Genossenschaften besteht 
eine ähnliche subsidiäre Solidarhaftung sämmtlicher Mitglie- 
der mit ihrem gesammten Vermögen, falls sie nicht mit ge- 
höriger öffentlicher Bekanntmachung ausgeschlossen ist (Art. 
689). Bei der Aktiengesellschaft haften die mit der Verwal- 
tung und Controle betrauten Personen solidarisch, theils der 
Aktiengesellschaft selber für allen durch Pflichtvernachlässi- 
gung verschuldeten Schaden, theils den einzelnen Aktionären 
und don Gesellschaftsgläubigern für allen Schaden, welchen 
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sie durch absichtliche Verletzung der ihnen obliegenden 
Verwaltungs- und Aufsichtspflichten verursacht haben (673 
und 674). Ferner kann der Inhaber eines Mangels Zahlung 
protestirten Wechsels die Wechselforderung, ohne an die 
Reihenfolge der Indossamente gebunden zu sein, gegen alle 
Wechselverpflichtete rechtlich geltend machen (Art. 767). 
Andere verwandte Fälle, die in andern Rechtstheilen, na- 
mentlich im Vormundschaftsrechte, vorkommen können, sind 
in dem Bundesgesetze von 1881 wegen der ihm eigenthüm- 
lichen Begrenzung (Art. 76) nicht berührt worden. Es ge- 
nügen aber auch durchaus die vorhin erwähnten Rechtser- 
scheinungen, um die Kategorie der Fälle hinlänglich darzu- 
stellen und zu veranschaulichen, welche in der gemeinrecht- 
lichen Theorie unter dem Namen der bloss solidarischen 
Obligationen zusammengefasst zu werden pflegen. 

Im Bundesgesetz über das Obligationenrecht sind hier, 
unter Vermeidung aller schulmässigen Konstruktion, nur die 
praktischen Hauptpunkte positiv festgestellt. Für sämmtliche 
Fälle beider Kategorien, der gewillkürten wie der gesetzlichen 
Solidarität, ist die, auf einer blossen schwächlichen Billigkeit 
beruhende Einrede der Theilung dem Schuldner nicht ein- 
geräumt, sondern die Solidarität consequent durchgeführt. So- 
weit ferner Befriedigung des Gläubigers durch Zahlung oder 
auf andere Weise seitens eines Schuldners bewirkt ist, wird 
naturgemäss auch die Befreiung der übrigen Schuldner be- 
ziehentlich auch der Fortfall des Forderungsrechtes der übrigen 
Gläubiger in den sämmtlichen Fällen gesetzlich anerkannt. 
Es liegt dies ja zwingend im Begriffe selbst. 

„Wird aber, so erkennt Art. 166 es an, ein Solidar- 
schuldner ohne Befriedigung des Gläubigers befreit, so wirkt 
die Befreiung zu Gunsten der Anderen nur so weit, als die 
Umstände oder die Natur der Verbindlichkeit es rechtfertigen.“ 
Ausdrücklich ist es also die, von Theorie und Praxis zu er- 
fassende, Natur der Verbindlichkeit, auf welche das Gesetz 
hier abstellt. Und ähnlich wird auch bei der wichtigen Frage 
nach dem Regress ausdrücklich hingewiesen auf das, was sich 
aus dem concreten Rechtsverhältniss unter denSolidarschuldnern 
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ergebe, und nur in reinem Zweifel wird die Uebernahme zu 
gleichen Theilen als das Anzunehmende hingestellt (Art. 168). 
Wo bei einem Delicte neben dem zurechnungsfähigen Thäter 
ein Anderer wegen unterlassener Aufsicht solidarisch haftet, : 
da wird natürlich diesem Anderen, wenn er wirklich zahlen 
musste, unbeschränktes Rückgriffsrecht auf den verantwort- 
lichen Thäter zugestanden (Art. 63). Hingegen über den 
Regress unter wirklichen Delictsgenossen wird jede eigene 
positive Entscheidung ganz unterlassen. „Ob und in welchem 
Umfange demjenigen, welcher bezahlt hat, ein Regress gegen 
die Mitschuldigen zustehe, wird durch richterliches Er- 
messen bestimmt“ (Art. 60). Auch hier also ist es als Sache 
freiester Ueberlegung anerkannt, die in der Natur der Sache 
gelegenen Anhaltspunkte herauszufinden und an das Licht 
zu stellen. 


IH. 


Untersuchen wir nun die Frage, ob und inwieweit ein 
innerer Unterschied von wirklich praktischer Bedeutung und 
Tragweite innerhalb des gesammten Gebietes der Solidar- 
obligationen weiteren Sinnes hervortritt. Bei einem Gegen- 
stande, über welchen die juristische Kunst der classischen 
Juristen Roms ihr Licht verbreitet hat, kann solche Unter- 
suchung nicht anders mit wissenschaftlichem Geist unter- 
nommen werden, als im Wege eines Eingehens auf jene clas- 
sische Jurisprudenz. 

Der praktische Rechtssatz des classischen römischen 
Rechts, an welchem die Unterscheidung der Correalobligationen 
von den blossen Solidarobligationen besonders greifbar her- 
vortrat, war der Satz, dass schon die blosse Litiscontestation 
mit einem Correus auch für die sämmtlichen anderen Correi 
consumirende Wirkung hatte. Wie erklärt es sich, dass die 
alten Juristen nur hier an die eingetretene Anhängigkeit 
des Rechtsstreites vor dem Geschworenen die Aufhebung auch 
der übrigen Klagerechte anknüpften, und nicht auch bei den 
Solidarobligationen z. B. mehrerer Delictsgenossen ? Ganz ge- 
wiss nicht, wie gesagt, aus der blossen Schulidee unserer 
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Modernen, dass lediglich dort und nicht hier Einheit, oder 
objective Identität der Obligation vorlige. Für welchen Kopt 
von dem sicheren praktischen Blick des Alterthums hätte 
solche doctrinäre Vorstellung entscheidend sein können ? Selbst 
die wirkliche Annahme einer objectiven Identität oder von 
eadem res hätte ja für sich allein noch nicht genügt, da 
der regelmässige Eintritt der Prozessconsumtion auch noch an 
die Voraussetzung der subjectiven Identität oder der eadem 
persona geknüpft ist. 

Ausschlaggebend für die trotzdem erfolgte Zulassung 
muss also ein praktisches Motiv gewesen sein. Am besten 
ist darauf zuerst von Dernburg (Preuss. Privatrecht Bd. II, 
$ 47) hingewiesen worden; ohne dass indess solche realistische 
Erklärungsweise vor der üblichen scholastischen Behandlungsart 
bisher irgend hätte durchdringen können. Die Ausbildung der 
Correalität erfolgte in einer Zeit, wo der römische Civilprozess 
noch den Principien einer starren Formenstrenge unterworfen 
war. Danach galt insbesondere auch der Grundsatz, dass der 
Augenblick der Litiscontestation schlechthin entscheidend war 
hinsichtlich des Daseins der rechtlichen Voraussetzungen der 
Verurtheilung. Wenn auch im ferneren Verlauf des Processes 
eine juristische Thatsache eintrat, welche an und für sich zur 
Tilgung des eingeklagten Forderungsrechts geeignet gewesen 
wäre: so musste dennoch Verurtheilung erfolgen, weil der 
Geschworene eine solche der Litiscontestation nachfolgende 
Thatsache nicht berücksichtigen durfte; ein Grundsatz, welchen 
man erst bei den bonae fidei judicia zu verlassen anfing. 

Sollte es also bei jener strengen processualischen Maxime 
überhaupt ermöglicht werden, dass eine Mehrheit von Haf- 
tungen und Obligationen geschaffen werde und doch ent- 
sprechend der Parteiabsicht nur eine einmalige Leistung 
rechtlich exequirbar sei: so musste mit zwingender Nothwen- 
digkeit der einmal erfolgten Litiscontestation eine schlechthin 
consumirende Wirkung beigelegt werden. Hätte man dies 
nicht gethan und die Litiscontestation mit mehreren Correi 
überhaupt zugelassen, so würde ja auch ein zweiter und dritter 
Process erfolgreich sein Ziel haben erreichen können, unbe- 
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rührt davon, ob auch während ihres schon begonnenen Laufes 
der zuvor erhobene erste Process zu wirksamer Befriedigung 
des Klägers gediehen sei. Man hätte also unvermeidlich 
auch die Möglichkeit einer mehrfachen Verurtheilung in den 
Kauf genommen und, da aus jeder Verurtheilung eine ganz 
selbständig behandelte obligatio judicati sich ergab, in der 
That auch die Consequenz einer mehrfachen Beitreibung. 

Ganz anders verhält es sich mit der Entwickelung der 
gesetzlichen Solidarobligationen des römischen Rechts. In all 
den Fällen, wo mehrere ihres Dolus oder ihrer Fahrlässigkeit 
wegen dem Verletzten solidarisch haften, war es anfangs all- 
gemeine Regel, dass auch wirklich von Jedem der volle Be- 
trag ganz eingezogen werden konnte. Zu denjenigen Zeiten 
der Republik, wo die lex Aquilia über widerrechtliche Sach- 
beschädigungen erging, war jene Behandlung noch selbstver- 
° ständlich. Und in der Praxis der actio legis Aquiliae einmal 
verkörpert, hat sich auch hier jener alte Rechtsgedanke der, 
von jedem einzelnen Verletzer voll zu tragenden, reinen Poena 
bis in Justinians Recht hinein erhalten. 

Schon an einem ganz anderen Orte (die Obligation S. 56) 
ist von uns darauf aufmerksam gemacht worden, dass erst 
einer neueren Schicht der Rechtsbildung der Gedanke ange- 
hört, nach welchem selbst Delictsklagen wegen Dolus, uner- 
achtet einer Mehrheit von Delinquenten, dem Verletzten nur 
einmaligen Ersatz des Schadens einbringen. So trat es nach- 
weislich bei der, erst zu Ciceros Zeit eingeführten, actio de 
dolo zu Tage. Auch die Fälle gehören erst einer neueren 
Rechtsbildung an, in welchen bei den freien Verträgen des 
jus gentium mehrere Contrahenten, z. B. Depositare und Ent- 
leiher, ein jeder wegen eigener nachweislicher Rechtswidrig- 
keit, auf einmaligen Ersatz des angerichteten Schadens soli- 
darisch haften können. 

Diese neueren Rechtsgebilde aber, welche den Kreis der 
sogenannten bloss solidarischen Obligationen ausmachen, fallen 
sämmtlich in eine Zeit, in welcher man sich von der oben 
geschilderten Processstrenge loszumachen anfıng. Hier ergab 
sich denn somit die Möglichkeit, der blossen Litiscontestation 
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die schlechthin consumirende Wirkung zu versagen. Hatte 
doch nun der Geschworene die Macht, auch dann noch frei- 
zusprechen, wenn erst nach seiner eigenen Berufung und In- 
struction gegen einen anderen Delictsgenossen die Beitreibung 
processualisch durchgefiibrt war. Und wenn etwa einmal 
gleichzeitig zwei Delictsgenossen durch verschiedene Judices 
verurtheilt waren: so lag nunmehr schon der Gedanke am 
Horizont, dass die beiden Obligationen aus dem Judicat doch 
sachlich nur neue Erscheinungsformen der alten Entschädi- 
gungspflicht seien, ohne die alte formale Selbständigkeit. 
Danach würde auch der Prätor kein Bedenken getragen 
haben, nach Durchführung der einen actio judicati die andere 
von sich aus zu versagen. 

Auf dieser neueren Stufe der Rechtsbildung hätte man 
ohne Zweifel auch die passiven Correalobligationen sofort in 
dieser Hinsicht der gleichen Behandlung zu unterwerfen, die 
Möglichkeit gehabt. Dass aber der einmal angenommene 
Rechtssatz von der schlechthin consumirenden Kraft der Li- 
tiscontestation sich bei ihnen noch die ganze Zeit des clas- 
sischen Rechts hindurch erhielt, begreift sich leicht. Es ist 
nicht bloss die Macht der Trägheit und des Beharrungstriebes, 
welche dafür sprach. Auch das liess sich ja wohl hören, 
dass der Gläubiger, welcher freiwillig mehrere Schuldner an- 
genommen, auch die Folgen tragen möge, wenn er durch 
unvorsichtige Wahl des Processgegners und unvorsichtiges 
Handeln an den Unrechten komme. Sind doch mehrere Pro- 
cesse über den nämlichen Streitgegenstand, wenn sich bei 
gchôüriger Umsicht mit einem Processe auskommen liesse, 
immer ein Uebel. 

Erst im justinianischen Rechte finden wir danach den 
Schritt gethan, dass der Gläubiger auch noch die zweiten 
und dritten Correalschuldner belangen darf, wenn die erfolgte 
Belangung und Verurtheilung der ersten Schuldner nicht zur 
wirklichen Befriedigung führte, weil etwa die Belangten schon 
damals zahlungsunfähig waren oder im Laufe des Processes 
erst bankerott wurden. 
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Ist nun so auch der hervortretendste praktische Unter- 
schied zwischen den Correalobligationen und den blossen 
Solidarobligationen, kraft des Fortschritts der Rechtsbildung 
von Strenge zur Milde, hinweggefallen: so fragt es sich doch 
sehr, ob mit diesem Einen fortgerissenen Steine auch das 
ganze Gebäude der Correalobligationen als eines praktischen 
Sondergebildes hinfillig geworden ist. Ganz zweifellos sind 
im neueren römischen Recht noch anderweite praktische 
Besonderheiten stehen geblieben. Unter Vermeidung aller 
Quellenexegese, die hier fast bis zur Ermüdung abgehetzt 
ist, wollen wir diese Besonderheiten nur nach der bisher 
nur dürftig berührten Seite ihrer praktischen Motivirung hin 
betrachten. 

Am zweckmässigsten werden wir anheben mit einem 
Rechtssatz, welcher auch noch den Einfluss des Processes 
auf das gesammte streitige Rechtsverhältniss betrifft und 
dessen Betrachtung sich mithin am nächsten an die obigen 
Ausführungen über die Litiscontestation anschliesst. Immer 
stehen geblieben ist der Satz, dass doch die erfolgte rechts- 
kräftige Abweisung in dem von einem Correus geführten 
Process auch auf die übrigen Correi hinüberwirkt. Freilich 
wenn z. B. ein als Correalschuldner in Anspruch Genommener 
nur deshalb frei gesprochen ist, weil er persönlich zur Con- 
tractszeit verpflichtungsunfähig gewesen sei, oder aus einem 
anderen nur persönlichen Grunde, so können sich die übrigen 
Correalschuldner natürlich nicht darauf berufen. Ganz anders 
aber verhält sich dies, sobald die rechtskräftige Abweisung 
auf einen solchen Grund hin erfolgte, der als richtig ange- 
nommen, auch die Nichthaftung der übrigen Correi ergiebt, 
Es kann hier sein, dass die ursprüngliche Entstehung einer 
rechtsverbindlichen Schuld richterlich völlig verneint wird, 
oder auch, dass die entstandene Schuld als durch Zweck- 
erfüllung untergegangen angesehen wird, z. B. kraft einer 
als erwiesen erachteten Zahlung oder einer zugelassenen 
Compensation. Dass nun in solchen Fällen, wo nach dem 
classischen Ausdruck nicht bloss de persona debitoris, sondern 
de ipsa re entschieden ist, das rechtskräftige Urtheil über 
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die Einzelpartei noch im neuesten römischen Recht hinaus- 
wirkt, das ist schon anderwärts von uns belegt worden. Es 
genügt hier einfach, auf diesen anderen Ort (Archiv für civil. 
Praxis, Bd. 50, nam. S. 133 ff.) zurückzuweisen, ohne dass 
eine besondere Widerlegung der allerjüngst erfolgten aus- 
führlichen überspitzfindigen Bekämpfung des Satzes nöthig 
erschiene. Gerade neuerdings wieder hat auch Ihering 
(Jahrb. Bd. XXIV S, 186) vor Allem die exceptio rei judi- 
catae betont, als an welcher die legislative Unabwend- 
barkeit des römischen Gegensatzes zwischen der Correal- 
obligation und der Solidarobligation engeren Sinnes hänge. 
Worin aber liegt der innere Grund der Sache, welcher auch 
für ein der positiven Autorität des römischen Rechts nicht 
unterworfenes Rechtsgebiet noch entscheidend sein muss? 
Nebmen wir zur Anknüpfung der Frage ein ganz con- 
cretes Beispiel aus dem modernen, insbesondere dem schwei- 
zerischen Recht. Wir wollen setzen, dass Mehrere sich ver- 
einigt haben, um mit einer gegenüber stehenden Einzelpartei 
ein Differenzgeschäft über Börsenpapiere zu schliessen, wobei 
sie ausdrücklich Einer für Alle, Alle für Einen contrahiren. 
Da die Speculation zu ihrem Nachtheil ausschlägt, so wird 
nun Einer von ihnen auf die volle Zahlung der Differenz be- 
langt. Der Richter findet aber nach Art. 512 des Bundes- 
gesetzes, dass das ganze concrete Differenzgeschäft „den Cha- 
rakter eines Spieles oder einer Wette habe“, und es erfolgt 
desshalb eine rechtskräftige Abweisung. Dürfte der abge- 
wiesene Gläubiger hier der Reihe nach die sämmtlichen an- 
deren Speculanten auch noch belangen, so wäre bei der 
Zweifelhaftigkeit solcher Frage und der Freiheit des richter- 
lichen Ermessens die Aussicht ‘sehr gross, dass der Kläger 
zuletzt doch noch zu einem gerichtlichen Siege gelangte. 
Gewiss befiehlt es nun, ganz abgesehen von aller posi- 
tiven Satzung, die Natur der Sache, dass eine solche Aus- 
sicht dem Gläubiger abzuschneiden ist. Entscheidend dar- 
über kann freilich nicht sein der wirkliche Wille der belie- 
bigen Contrahenten im rohen Einzelfall. Ohnehin werden sie 
nur sehr selten an solche Fragen überhaupt denken und wenn 
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sie es je thun und etwas darüber wollen, so könnte es leicht 
Widersprechendes und Verwerfliches sein. Selbst wo die 
Parteien einen zusammenstimmenden unverwerflichen Willen 
innerlich gehegt haben sollten, da ist er doch für das Recht 
nicht vorhanden, sofern er nicht auch im Rechtsgeschäft selber 
irgendwie ausdrücklich oder concludent erklärt wurde. 

Wohl aber muss entscheidend sein der vernünftige Wille 
einer Musterpartei, m. a. W. ein solcher Willensinhalt, wel- 
chen besonnene Contrahenten würden hegen müssen, wenn 
sie die Gesammtheit aller Fälle, die ganze Zweckbestimmung 
des Institutes für das allgemeine Rechtsleben und die Conse- 
quenzen der zu treffenden Entscheidung für eine harmonische 
gerechte Regelung der einschlagenden Verhältnisse richtig 
würdigen. Nur nach dieser Maxime kann die Rechtsordnung, 
speziell im Gebiete der Obligationen den Inhalt ihrer Nor- 
men ausbilden, die dann aber zur Anwendung gelangen, ganz 
einerlei, wie die concreten Parteien sie sich vorstellten, und 
unabhängig von dem wirklichen rohen inneren Parteiwillen. 

Den wahren Sinn und die wahre Absicht bei Begrün- 
dung speziell von Correalschulden hat lichtvoll und schön 
vor Allen v. Savigny (Obl. Recht I, S. 217 ff.) entwickelt. 
Dem Gläubiger soll nach einer zweifachen Richtung hin eine 
grössere Macht gewährt werden. Erstlich, indem er unter 
mehreren Schuldnern den Einzelnen auswählen kann, dessen 
Vermögen ihm die grösste Sicherheit für die Erfüllung dar- 
bietet. Zweitens, indem er seinen Zweck durch eine einzige 
Klage soll erreichen können, anstatt in mühsamerer Weise 
mehrere Schuldner belangen zu müssen, die vielleicht an ganz 
zerstreuten Orten zu verfolgen wären 

Ganz gewiss ist der Gedanke ein unnatürlicher, dass 
sich mit der Schaffung der Correalschuld auch noch die dritte 
Absicht verknüpfe, dem Gläubiger eine Assecuranz zu ge- 
währen gegen die mögliche Unsicherheit rechtskräftiger Ur- 
theile. Ganz gewiss kann es nicht die Idee sein, dem Pro- 
missar für den Fall, dass er wegen Grundlosigkeit der ver- 
folgten Forderung abgewiesen werden sollte, immer neue 
Wege zu eröffnen, um durch etwa abweichende Urtheile an- 
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derer Richter zuletzt doch noch zu seinem Ziele zu gelangen, 
Vielmehr, indem ausdrücklich und ganz geflissentlich „Einer 
für Alle und Alle für J£inen“ in die Obligation eintreten, so 
liegt es in der Consequenz der normalen Parteiabsicht und 
der Gerechtigkeit selbst: dass jeder Einzelne nicht bloss die 
Last und Haftung für Alle zu tragen hat, sondern dass auch 
seine befreiende Thätigkeit den Anderen zu Gute kommt. 
Dies in gleicher Weise, mag er zahlen oder mag er einen 
vielleicht mühevollen Rechtsstreit siegreich durchführen, falls 
dieser nur wirklich den Grund der Haftung für Alle ver- 
neint und nicht lediglich ihn persönlich von der Haftung 
ausnimmt. Und wollte man darüber anders urtheilen, was 
wären die Consequenzen? Fast ausnahmslos besteht ja, wie 
auch Art. 168 anerkennt, unter solchen Correalschuldnern 
im Zahlungsfalle ein Recht des Rückgriffes auf die Uebrigen, 
welche in gültigem Gesellschaftsverhältniss zu stehen pflegen. 
Dürften nun hier, nach einmal erfolgter rechtskräftiger Ver- 
neinung des ganzen Schuldgrundes, der Reihe nach auch die 
sämmtlichen anderen Correi belangt werden, so könnte es 
sich ereignen, dass der Kläger, nachdem er fünfmal vergeb- 
lich geklagt, gegen den sechsten Correus noch zum Siege 
gelangte. Dann wären jene fünf ersten Processe für die 
Welt und für die siegreichen Correi eitel verlorene Mühe, 
da der Rückgriff des Einen Besiegten sie hinterber doch in 
die gleiche Mitleidenschaft zöge. Schon aus diesem zweiten 
Grunde müsste regelmässig die Einrede der rechtskräftig ab- 
geurtheilten Sache auch den anderen Betheiligten gegeben 
werden, weil sonst der Sieger die Früchte seines Sieges doch 
verlieren würde und nur unnützes Processiren dadurch ge- 
schaffen erschiene. Sollte aber einmal ausnahmsweise auf 
jedes Riickgriffsrecht unter den Correi verzichtet sein, welchen 
rationellen Grund hätte es, hier die für die Summe aller 
Fälle nothwendige Regel zu durchbrechen und dem abge- 
wiesenen Gläubiger das Geschenk, leicht möglich das Da- 
naergeschenk einer Zulassung von neuen Klagen zu gewähren ? 
Vielmehr muss er es sich von vornherein gesagt sein lassen, 
dass hier eine wiederholte Klagerhebung aussichtslos und 
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eine neue richterliche Nachprüfung mit möglichem günstigem 
Resultate von vornherein abgeschnitten ist. 

Ebenso einleuchtend ist die Nothwendigkeit einer gleichen 
Behandlung im Falle einer Mehrheit von Correalgläubigern. 
Wenn Jemand einer Reihe von Anderen erklärt hat, jeden 
Einzelnen auf die ganze Forderung berechtigen zu wollen, 
und sie in diesem Sinne die Erklärung acceptirt haben: so 
kann es unmöglich in vernünftiger Parteiabsicht liegen, dass 
sich der Schuldner der Reihe nach von sämmtlichen Gegnern 
belangen und mit Processen, durch immer zu wiederholendes 
Eintreten auf die Sache selbst, völlig ermüden lassen müsse, 
nachdem er einmal rechtskräftig freigesprochen worden wegen 
richterlich angenommener Untauglichkeit des Vertragsinhalts 
oder aus einem anderen, die Sache selbst treffenden Grunde. 
Einer sollte, nach vereinbartem Inhalt des Rechtsgeschäfts 
für Alle forderungsberechtigt sein. Er hat gerichtlich für 
sich wie für Alle gefordert und die vermeintlich entstandene 
Obligation ist gerichtlich für eine Null erkannt worden. So 
ist sie denn auch eine Null für Alle. 

Stellen wir nun, behufs der Erörterung der Frage über 
die Wirkung des rechtskräftigen Urtheils, unserem obigen 
Falle gegenüber einen Fall unzweifelhafter blosser Solidar- 
obligation. Als anschauliches Beispiel mag dienen, dass sich, 
etwa in der Fastnachtszeit, eine Anzahl von Personen über 
die Strasse bewegt unter Erregung eines nervenerschüttern- 
den Lärmens und dass ein des Weges daher kommender 
Reiter Angesichts der Lärmenden verunglückt durch Scheu- 
werden seines Pferdes. Der Verletzte erhebt gegen einen 
der Betheiligten Klage auf Schadensersatz. Es erfolgt aber 
eine rechtskräftige Abweisung und zwar nicht desshalb, weil 
Beklagter persönlich der Theilnahme am Lärme nicht über- 
führt wäre, sondern weil der Richter etwa die Causalver- 
bindung zwischen dem Strassenunfug und dem eingetretenen 
Schaden läugnete und er ihn z. B. auf eigene Unvorsichtig- 
keit des Verletzten oder auf reinen Zufall zurückführte. Wie 
nun, wenn der Kläger jetzt einen ganz anderen Betheiligten 
belangt, nachdem er vielleicht neue Zeugen ausfindig gemacht 
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hat, durch deren Aussage er den Beweis der Causalverbin- 
dung zwischen dem Unfug und dem Eintritt des Schadens 
nunmehr darthun zu können hoffen darf? 

Es ist bei etwas näherer Betrachtung einleuchtend, dass 
die inneren Gründe für die Statthaftigkeit des Einwandes 
der abgeurtheilten Sache hier nicht so wie dort zutreffen. 
Nicht der freie Wille des Gläubigers ist es, der hier geflis- 
sentlich eine Gesammtheit von Haftenden geschaffen und zu- 
gelassen hat. Vielmehr unmittelbar von Rechtswegen haften 
die Einzelnen auf das Ganze, jeder aus dem völlig selbstän- 
digen Rechtsgrunde seiner eigenen besonderen Culpa. Auch 
fehlt hier von Haus aus ein zwingender Rechtsgrund zur Zu- 
lassung eines Rückgriffes, da keine Rechtsordnung der Welt 
eine gültige societas delicti anerkennen kann. Sollte hier 
ein Regress innerlich begründet werden, so wäre es über- 
haupt nur so möglich, dass man, wenn Einer den Gläubiger 
befriedigt, dafür die Rechte des Gläubigers gegen den An- 
deren zu entsprechendem Theile auf den Zahlenden übergehen 
lässt. Das ist ja nun aber hier gerade dadurch ausgeschlos- 
sen, dass der Andere voraussetzungsgemäss schon eine ge- 
richtliche Absprechung jener Rechte gegen den Gläubiger 
erfochten hat. Auch gebietet ja das schweizerische Gesetz 
keinen Regress gegen die Mitschuldigen, sondern stellt seine 
Gewährung verständiger Weise überhaupt auf richterliches 
Ermessen ab. 

Nach Allem steht also bei den bloss solidarischen Obli- 
gationen kein allgemein zutreflender innerer Grund der Neu- 
belangung eines anderen Solidarschuldners nach erfolgter Frei- 
sprechung des einen entgegen. 

Jedoch ist darauf hinzuweisen und daran festzuhalten, 
dass die Erscheinungen gesetzlicher Solidarobligationen sehr 
verschiedenartige sind und dass es auch unter ihnen solche 
giebt, bei denen ein Hinüberwirken des rechtskräftigen Ur- 
theils von Einem Schuldner auf den anderen al& geboten er- 
scheinen kann. Wenn nämlich die von Einem vollzogene 
verbotene Handlung, z. B. ein vom Kellner begangener Dieb- 
stahl, nebenbei auch einen Anderen, direct Unbetheiligten 
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wie den Wirth in den Kreis solidarischer Haftung gesatzlich 
mit hineinziehen würde, so ist mit gutem Grunde schon von 
den Römern angenpmmen worden, dass die einmal erfolgte | 
rechtskräftige Aburtheilung ebenfalls den weiteren Kreis zieht 
und eine wiederholte gerichtliche Untersuchung der völlig 
identischen Delictsthat ausgeschlossen ist. Es genügt dafür 
auf unsre eigene, an einem anderen Orte (Archiv für civil. 
Praxis, Bd. 50 8. 129 ff.) gegebene Ausführung zu verweisen. 
Wie die oben gegebene Zusammenstellung zeigt, sind eben 
derartige Fälle im schweizerischen Gesetz besonders zahl- 
reich anerkannt. Auch diejenigen Fälle werden ebenso zu 
beurtheilen sein, wo bei Collectivgesellschatten und Genossen- 
schaften aus dem Einen identischen Vertrage gesetzlich die 
sämmtlichen Gesellschafter und Genossen, auch obwohl sie 
nicht an dem Vertrage Theil nahmen, solidarisch haften 
würden, 

Ist hier einmal von der Gesellschaft oder Genossenschaft 
die Freisprechung z. B. wegen Ungültigkeit des Vertrages 
erstritten, so müssen sich darauf auch ohne Weiteres alle 
die Einzelnen berufen dürfen, welche bei Gültigkeit des Ver- 
trags der gesetzlichen Solidarhaftung unterliegen würden, 
Umgekehrt aber werden sie auch die rechtskräftige Verur- 
theilung der Gesellschaft oder Genossenschaft consequent 
gegen sich gelten lassen müssen, wenn sie wegen Insolvenz 
des Gesellschaftsvermögens nun selber in Anspruch genommen 
werden. In dieser Hinsicht nähern sich also diese Fälle den 
Correalobligationen, der praktischen Behandlung nach, an. 


Die innere Verschiedenheit zwischen der Natur der echten 
Correalobligationen und der Natur des angrenzenden Gebietes 
einer blossen Solidarhaftung muss aber auch noch hinsicht- 
lich anderer Befreiungsgründe, welche nicht eine wirkliche 
Befriedigung der Forderung herbeiführen, einen Unterschied 
in der praktisahen Behandlung der beiden Klassen von Fällen 
mit sich bringen. 

Dem Judicat am nächsten steht hinsichtlich seiner Zweck- 
bestimmung der Vergleich. Nehmen wir nun wieder 
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unser Beispiel des Differenzgeschäftes und setzen wir, dass 

Angesichts der Unsicherheit richterlicher Entscheidung, der 
_ Gläubiger zu einem Vergleich mit deme zuerst belangten 
Correus gelangt. Bekam er kraft dieses Vergleichs z. B. die 
Hälfte der geforderten Summe wirklich bezahlt, so wären ja 
insoweit, schon der Befriedigung wegen, die Uebrigen eben- 
falls befreit. Aber sie müssen sich auch schlechthin und für 
das Ganze auf den Vergleich berufen dürfen. Wären freilich 
umgekehrt auf der Seite der Forderung mehrere Correi vor- 
handen und hätte Einer der Correalgläubiger ganz für sich 
allein einen mageren Vergleich geschlossen, so kann gewiss 
der einseitige willkürliche Verzicht den übrigen Correal- 
gläubigern keinen Schaden bringen. Sie werden, insoweit 
der Schuldner noch nicht leistete, nach wie vor Zahlung 
fordern können. Ganz anders hingegen bei dem Vergleich, 
welchen einer von mehreren Correalschuldnern auch zum 
Vortheil der Uebrigen schloss. Dass ein solcher Vergleich 
lediglich eine höchst persönliche Beziehung haben solle, kann 
schon Angesichts der hier nahe liegenden Möglichkeit eines 
Regresses im Zweifel unmöglich angenommen werden. Und 
da nach der ausdrücklichen Vertragsabrede geflissentlich zur 
Sicherung des identischen Obligationszweckes eine Haftung 
Eines für Alle und Aller für Einen begründet ist, so sind 
sie damit auch legitimirt, Einer für Alle vergleichsweise 
Entlastung auszumachen. 

Stellen wir nun dem entgegen den Fall der Solidar- 
haftung z. B. aus einem Delicte. Läge die Sache hier so, 
dass neben dem wirklichen Thäter ein Anderer nur nebenbei 
wegen unterlassener Verhinderung haftet und dass der Ver- 
letzte mit dem Thäter einen Vergleich schlösse, so muss 
allerdings die Berufung auf diesen Vergleich auch dem 
Andern z.B. dem Geschäftsherrn (Art. 62) freistehen, welcher 
nur indirekt und accessorisch in die gesetzliche Haftung mit 
hineingezogen wird. Sind aber Mehrere, ein Jeder aus völlig 
selbständigern Rechtsgrunde, gesetzlich auf das Ganze ver- 
pflichtet, so fehlt eben wegen jener völligen Selbständigkeit 
des Obligirungsgrundes die Rechtfertigung für ein Hinüber- 
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wirken des Vergleiches auf die Uebrigen. In den simmt- 
lichen einschlagenden Fällen kommt es auch der Rechtsord- 
nung wesentlich darauf an, wirkliche Schadloshaltung dem 
Erleider des Schadens zu sichern seitens derer, welche den 
Schaden verursachten. Insoweit also der Vergleich nicht 
wirkliche Befriedigung dem Gläubiger verschaffte, haften die 
Andren fort. 

Nachdem wir so selbstindig aus inneren Griinden die 
Entscheidung gefunden, werden wir gut thun, noch einen 
kurzen Blick auf das classische römische Recht zu richten 
zum Behuf der Motivirung seiner theilweis abweichenden 
Entscheidung und um dadurch zur Betrachtung der Wirkungen 
des reinen Erlassvertrages hinübergeführt zu werden. Scharf 
und richtig hatten es die Römer im Gefühl, dass die causa 
transactionis ihr Charakteristisches hat in dem Zweck, einen 
Streit oder eine Ungewissheit in Rechtsverhältnissen durch 
beiderseitiges Nashgeben ausgleichend aufzuheben, und dass 
dieser allgemeine materielle Geschäftscharakter an den ver- 
schiedensten Rechtsverhältnissen in den verschiedensten Ge- 
schäftsformen zur Erscheinung kommen kann. Beziehen sich 
Streit und Vergleich auf ein Forderungsrecht, so kann es ja 
auch sein, dass dieses voll und ganz anerkannt, bestärkt, 
erfüllt wird gegen ein anderweitiges Aequivalent seitens des 
Gläubigers. Sollte aber vergleichsweise ein Erlass am 
Forderungsrecht hergestellt werden, so geschah dies bei den 
Römern fast durchgängig in Form der acceptilatio, jedoch 
statt dessen zuweilen auch durch das einfache Versprechen, 
nicht weiter klagen zu wollen. : 

Da die acceptilatio in dem formellen mündlichen 
Empfangsbekenntniss des Gläubigers gegenüber dem 
Schuldner bestand und da bei den echten Correalobligationen 
ganz ausdrücklich die identische Leistung den sämmt- 
lichen Schuldverhältnissen gemäss der Erklärung des Geschäfts- 
willens zu Grunde gelegt war, so kam man nach der 
Consequenz des jus strictum nothwendig zu dem folgenden 
Resultate. Mochte die acceptilatio gegenüber Einem von 
mehreren Correalschuldnern vorgenommen sein oder auch 
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seitens Eines von mehreren Correalgläubigern, in beiden 
Fällen konnte das einmal durch formelle Erklärung zum 
„empfangen“ gemachte „idem“ schlechthin und überhaupt 
nicht mehr gefordert werden. Es galt dies auch in ganz 
gleicher Weise, wenn schenkungshalber oder aus irgend 
einem anderen Rechtsgrunde acceptoferirt war, wie wenn die 
causa des Vergleichs zu Grunde lag. 

War hingegen das Versprechen ertheilt, nicht klagen zu 
wollen, sei es nur nicht innerhalb bestimmter Frist, sei es 
überhaupt nicht, so unterscheiden auch die Römer zwischen 
dem Fall der Correalgläubiger und der Correalschuldner. 
Hatte Einer von mehrcren Correalgläubigern jenes Versprechen 
ertheilt, so nahın man an, dass die übrigen Correalgläubiger 
durch das fremde Versprechen nicht gebunden und belästigt 
seien. Nahm umgekehrt Einer von mehreren Correalschuld- 
nern das Versprechen entgegen und zwar nicht als eine 
erkennbar höchst persönliche Wohlthat, sondern schlechthin 
für das ganze sachliche Rechtsverhältniss, so entstand auch 
zu Gunsten der Anderen die Einrede aus jenem Vertrage, 
jedenfalls wenn sie Gesellschafter waren und ein Rückgriffs- 
recht gehabt hätten, 

Da bei uns Verträge zu Gunsten Dritter noch freier und 
in weiterem Umfange als wirksam anerkannt sind (vergl. 
Art. 128), so kann jetzt kein Zweifel sein, dass das Erlass- 
versprechen schlechthin allen Correalschuldnern zu Gute 
kommen muss, sobald nur die Erlassabsicht als auf das ganze 
Schuldverhältniss gerichtet anzusehen ist. Diese letztere 
Absicht wird aber im Zweifel da anzunehmen sein, wo 
aus einem gemeinschaftlichen Rechtsgeschäft Einer für Alle 
und Alle für Einen haften. 

Wie steht es nun dem gegenüber mit der Behandlung 
der blossen Solidarobligationen zunächst nach römischem 
Recht? Hier mussten selbst hinsichtlich der, nach voraus- 
gehender Novation erfolgten, acceptilatio die Römer noth- 
wendig zu einer ganz anderen Behandlung geführt werden. 
Ist auch in Ermangelung einer ganz ausdrücklichen Einzel- 
entscheidung der Quellen darüber Streit in unserer Litteratur, 
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so bleibt doch uns nicht der mindeste Rest eines Zweifels. 
Es war ja in jenen Fällen nicht durch ausdrücklichen Ge- 
schäftswillen „idem“ versprochen und die von Jedem für Alle 
zu beschaffende Leistung geflissentlich für eine identische 
erklärt. Vielmehr haftete Jeder aus völlig selbständigem 
Rechtsgrunde auf volle Schadloshaltung. Nur die Rechts- 
ordnung nimmt von sich aus an, dass, mit wirklicher Be- 
friedigung durch den Einen und mit Fortschaffung des 
Schadens auch die Obligationen der Uebrigen gegenstandslos 
geworden sind, als durch Erfüllung des allen stillschweigend 
innewohnenden gemeinschaftlichen Zweckes. Da bleibt also 
kein Raum für eine ohne Weiteres allseitig zerstörende Kraft 
blossen Erlassvertrages, sei es acceptilatio oder pactum de 
non petendo. 

Bei uns kann dies wieder nur insofern abweichend zu 
beurtheilen sein, als den Verträgen zu Gunsten Dritter ein 
weiterer Spielraum eingeräumt ist. Jedoch darf, wenn der 
Gläubiger gegenüber Einem von Mehreren verzichtet, welche 
aus ganz selbständigem Rechtsgrunde gesetzlich auf Schad- 
loskaltung haften, der Verzichtswille nur bei ausdrücklicher 
Erklärung und nie im Zweifel als auch auf die Uebrigen 
sich beziehend ausgelegt werden. 

Kommt nun danach der Verzicht gegenüber Einem ge- 
setzlichen Solidarschuldner der Regel nach direct nur ihm 
selber zu Gute, so kann es doch nach dem schweizerischen 
Bundesgesetz (Art. 168) herauskommen, dass er indirect 
auch für den anderen Solidarschuldner rechtserheblich wird. 
„Der Gläubiger ist“, wie das Gesetz sagt, „dafür verant- 
wortlich, dass er die rechtliche Lage des einen Solidar- 
schuldners nicht zum Schaden der übrigen besser stelle“. 
Gewährt nun der Gläubiger z. B. Einem von zwei Mit- 
delinquenten vertragsmässig völlige Befreiung, so wird ein 
verständiges richterliches Ermessen zunächst zu der Erwägung 
kommen müssen, dass für den anderen, falls er Alles zahlen 
müsste, kein Rückgriffsrecht mehr zu begründen wäre. Weder 
sind Mitdelinquenten im Rechtssinne Socii, noch können 
Rechte des Gläubigers gegen den Mitschuldner, weil als 
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vertragsmässig erloschen, auf den Zahlenden übergehen; noch 
liesse sich endlich die Zahlung als „Geschäftsführung ohne 
Auftrag“ für den Andern auffassen, der ja durch den Erlass- 
vertrag jedes Interesse daran verlor. Mithin würde ein Klag- 
fundament für den Regress hier auf keine Weise juristisch 
zu rechtfertigen sein. Ist dies richtig, so folgt daraus, dass 
auch der andere Solidarschuldner dem Gläubiger gegenüber 
für denjenigen Antheil Entlastung von seiner Schuld ver- 
langen kann, um den er sonst durch jene Vereitelung des 
Regresses verkürzt werden würde. Nur in dieser Weise und 
Begrenzung kann ja der Gläubiger dafür verantwortlich ge- 
macht werden, dass er die rechtliche Lage des einen Solidar- 
schuldners zum Schaden des anderen besser zu stellen 
unternahın. 


Unter den übrigen Aufhebungsgründen der Obligation 
mag hinsichtlich der Frage, ob eine Verschiedenheit des 
Einflusses auf Correalschulden und auf blosse Solidarschulden 
sich denken lasse, zuerst noch die Novation den Blick auf 
sich ziehen. 

In der That liessen die Römer, wenn einer von mehre- 
ren Correalgliubigern oder einer von mehreren Correal- 
schuldnern es zu einer Novation hatte kommen lassen, da- 
durch stets für alle das Schuldverhältniss untergehen. Hatte 
hingegen z. B. einer von mehreren Delictsgenossen seine 
Schuld norirt, etwa einen beliebigen Dritten an seiner Statt 
als Schuldner wirksam delegirt, so konnte hier nach dem 
freieren Geist des neueren Rechtes, für die übrigen Solidar- 
schuldner consequent nur so weit Befreiung eintreten, ale 
jene Novation zu einer wirklichen Befriedigung des Gläubigers 
geführt hatte. 

Schon v. Savigny hat nun in seiner lichtvollen Dar- 
stellung (Obl.-R.I $ 18 S. 167) mit Recht die heutige An- 
wendbarkeit eines derartigen Unterschiedes in der Behand- 
lungsweise beider Klassen von Fällen bezweifelt. Dass die 
römischen Juristen bei den Correalobligationen eine unbe- 
dingt aufhebende Kraft der Novation annahmen, so bemerkt 
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er, „das ist eine Folge der uns unbekannten streng for- 
mellen Natur der Novation, ebenso wie bei der Accepti- 
lation“. Man kann hinzufügen, dass, im Fall des angenom- 
menen Fortbestandes der übrigen Obligationen, die Gefahr 
eines mehrtachen Judicats, aus der neuen umgewandelten 
Obligation einerseits und einer fortbestehenden alten Obli- 
gation andererseits, bei der Strenge des älteren Process- 
mechanismus schwer vermeidlich gewesen wäre. Diese Grund- 
lagen sind denn inzwischen wesentlich andere geworden. 
Aus diesem Grunde ist es gewiss nicht zu billigen, wenn 
das französische Recht, welchem darin das sächsische Gesetz- 
buch gefolgt ist, vielmehr schlechthin durch die zwischen 
dem Gläubiger und einem der Solidarschuldner erfolgte 
Novation die Mitschuldner frei werden lässt. Man kann sich 
nicht wundern, dass die französische Doctrin und Praxis 
eine ganze Anzahl von Fällen dieser Bestimmung zu ent- 
ziehen versucht hat und so dem Wortlaut des Gesetzes zum 
Trotz in Unterscheidungen hineingerathen ist, ganz analog 
der römischen und gemeinrechtlichen. Wir kommen darauf 
zum Schluss noch zurück. Da das schweizerische Gesetz 
so weise gewesen ist, über diesen Punkt eine positive Ent- 
scheidung nicht zu treffen, so wird der schweizerischen Praxis 
kein Hinderniss im Wege stehen, die Einwirkung der Novation 
auf die Solidarschulden überhaupt von dem Mass der beschafften 
Befriedigung hinsichtlich der übrigen Solidarparteien abhängen 
zu lassen. 

Von den übrigen Erlöschungsgründen der Obligationen 
wird wohl für unseren Gesichtspunkt nur noch erheblich und 
einer eigenen Erörterung werth sein die Befreiung des Schuld- 
ners durch „Unmöglichkeit der Erfüllung“ (Art. 145). Für 
die wirklich typischen Fälle der blossen Solidarobligationen 
wird von einer solchen Befreiung überhaupt gar nicht die 
Rede sein können. Sie sind gerichtet aut Schadloshaltung 
des Gläubigers in Gelde, und auf solche Schulden bezieht 
sich der ganze Rechtssatz überhaupt nicht, ihrer Natur nach. 
Stellt es sich im Concurse des Schuldners etwa heraus, dass 
Nichts für diesen Gläubiger übrig bleibt, so ist das ja eine 
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reine brutale Thatsache und keine von Rechtswegen erfolgende 
Vernichtung der Schuld, 

Bei den Correalobligationen aber, wenn sie auf Leistung 
individuell bestimmter Dinge gehen, ist freilich eine Ver- 
‘hinderung der Erfüllung durch besondere Umstände möglich, 
welche der Schuldentstehung nachfolgen. Ist nun solchen 
Falls der Schuldner für das Unterlassen einer Beseitigung 
und Ueberwindung des Hindernisses nicht verantwortlich 
nach dem Masse der ihm rechtlich obliegenden Anstrengung 
und Sorgfalt, so kann er desshalb von Rechtswegen sich als 
befreit ansehen. Sind sämmtliche Correi, welche z. B. zur 
Lieferung der identischen Waare sich verpflichteten, an dem 
späteren Untergange oder Abhandenkommen derselben un- 
schuldig und rechtlich unverantwortlich, so sind sie natürlich 
Alle befreit. 

Wie aber, wenn nur Einen der Correi die Schuld daran 
traf, dass z. B. die zu liefernde individuell bestimmte Ma- 
schine kurz vor dem Lieferungstermin noch entwendet oder 
vernichtet wird? Sind die Anderen, welche das schädigende 
Ereigniss nach Lage des Falles bei aller schuldigen Sorgfalt 
zu verhindern ausser Stande waren, desshalb von jeglicher 
Haftung loszusprechen ? 

Urtheilen wir rein nach dem inneren Zweck und der 
praktischen Verkehrsbestimmung der Correalobligatiun, 80 
werden wir zu dem Resultat kommen müssen, dass sämmt- 
liche Correi auch für die Vereitelung der Leistung durch 
Culpa Eines von ihnen einzustehen haben. Zur Erhöhung 
der Sicherheit des Gläubigers haben sie sich hinsichtlich der 
identischen Leistung Einer für Alle und Alle für Einen ver- 
bindlich gemacht. Könnte nun ein Einzelner, welcher viel- 
leicht selber zahlungsunfäbig ist, durch seine schuldhafte 
Handlung. die Obligationen der Uebrigen, welche an der 
Culpa unbetheiligt sind, zur Aufhebung bringen und die 
ganze Haftung auf seinen einzigen Kupf concentriren, 80 
ginge ja der wesentliche Nutzen der Correalobligation ver- 
Joren und ihre Hauptbestimmung wäre vereitelt. 

Daher ist der Satz der römischen Juristen (fr. 18 d. 
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ducb. reis 45,2), wonach bei Obligationen auf Leistung einer 
speziell bestimmten Waare das Factum des Einen Correus 
auch dem Anderen schadet, so nothwendig und selbstver- 
ständlich, dass es nur Wunder nehmen muss, wie er je als 
singulär angezweifelt werden konnte. Es erklärt sich dies 
Anzweifeln wohl nur aus der vielfach herrschenden rein 
formalistischen Behandlungsweise, die von dem inneren 
praktischen Zweck der Rechtsinstitute ganz absah. Wenn 
Pomponius seinen Satz so ausdrückte ,alterius factum alteri 
quoque nocet“, so erklärt sich das einfach daraus, dass er 
von der streng rechtlichen Obligation aus der Stipulation 
redet, bei welcher freilich die Regel nur eine Haftung für 
schädliches positives Thun mit sich brachte. Wo aber, wie 
bei den freieren Obligationen, auch für schädliche Unter- 
lassung gehaftet wird, da macht sich natürlich das gleiche 
Princip geltend und bringt ebenfalls die Haftung der Uebrigen 
mit sich. 

Es ist kein Widerspruch hiergegen, wenn von dem wider- 
rechtlichen Erfüllungsverzuge des einen Correus gesagt wird, 
dass er dem andern nicht schade (fr. 32, $ 4 d. usur. 22, 1). 
Der Grund ist nicht, wie v.Savigny annimmt (Obl.-R. I. S.160), 
“dass die Mora ein blosses Unterlassen enthält, welches an- 
geblich „den übrigen Schuldnern nicht zum Nachtheile ge- 
reichen“ könne. Vielmehr beruht der richtige und entschei- 
‚dende Grund darauf, dass durch die Mora eine Steigerung der 
ursprünglichen Obligation bewirkt werden soll oder eine stär- 
kere Anspannung über das anfängliche Mass hinaus (Schweiz. 
Bundesg. Art. 118-121) und dass hierzu nach der Regel des 
Rechts erst eine besondere Mahnung des Schuldners seitens 
des Gläubigers (Art. 117) erforderlich ist. Unterlässt nun 
der Gläubiger diese ihm obliegende Handlung gegenüber ein- 
zelnen Correalschuldnern: so hat er es ja lediglich sich selber 
zuzuschreiben, wenn er dieselben nur in den ursprünglichen 
Grenzen haftbar machen kann und nicht auch wie den Ge- 
mahnten mit für Zufall, Verzugszinsen u. s. w. 

Es fragt sich aber, ob nicht das besondere schweizerische 
Gesetz Bestimmungen enthält, welche die Anwendung obiger 
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Sätze, wie sie aus dem praktischen Zweck des Institutes zu 
folgern sind, ausschliessen oder doch modificiren. In Betracht 
kommen kann hier nur der Art. 165: „Ein Solidarschuldner 
kann durch seine persönliche Handlung die Lage der Anderen 
nicht erschweren.“ Der Sinn dieses Satzes, welcher fast 
wörtlich dem Allg. Preuss. Landrechte (I., 5 8 438 vgl. dazu 
Dernburg, Preuss. Privatrecht Bd. II. $ 49 unter 2) entspricht, 
kann zunächst der sein, dass den übrigen Schuldnern solche 
Rechtsgeschäfte und Zusagen nicht entgegengehalten werden 
dürfen, durch welche der eine Correus dem Gläubiger gegen- 
über die Leistungszeit, den Lieferungsort u. dgl. nach dessen 
Wünschen näher fixirt. 

Aber die Fassung des Rechtssatzes ist freilich so allge- 
mein, dass er auch auf rechtswidrige Handlungen des Solidar- 
schuldners mit bezogen werden kann. Und da die Einschrän- 
kung des Sinnes auf erschwerende Rechtsgeschäfte fast auf 
ein zu selbstverständliches, ja triviales Resultat führen würde, 
so wird der Satz wohl eher und vorwiegend auf die spezielle 
Frage bezogen werden müssen, ınit der wir uns hier beschäftigen. 

Also „erschwert“ werden scll die Lage des anderen Cor- 
realschuldners durchaus nicht dadurch, dass der eine z. B. das 
zu leistende Reitpferd schuldhaft tödtet. Was heisst aber hier 
im Sinne des Gesetzes „erschweren“? In einem anderen Ar- 
tikel (155 vgl. 154) bestimmt das Gesetz: wenn ein Solidar- 
schuldner, vielleicht gerade vor Ablauf der Verjährungszeit, 
noch freiwillig dem Gläubiger gegenüber den Anspruch an- 
erkennt, eine Zinszahlung macht oder dgl., so soll die dadurch 
bewirkte Unterbrechung der Verjährung auch gegen die übrigen 
Mitschuldner wirken. Ohne Zweifel wird hier also durch 
jene persönliche Handlung des Anerkennenden auch die Lage 
der Uebrigen im vulgären Sinne des Wortes insofern „er- 
schwert“, als ihnen die vielleicht ganz nahe liegende Aussicht 
auf völlige Befreiung gerade dadurch abgeschnitten ist. Im 
Sinne unsres Gesetzes aber gilt dies als eine „Erschwerung“ 
dennoch nicht; offenbar weil jene anderen Correi nur in dem 
von Haus aus bestimmten Umfange weiter haften. Im gleichen 
Sinne würde mithin auch der angeführte Artikel 165 zu 
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deuten sein. Legen wir als Beispiel zu Grunde, dass die 
solidarische Verpflichtung übernommen worden ist zur Lei- 
stung eines bestimmten Reitpferdes oder eines seltenen Edel- 
steines, welcher seiner individuellen Beschaffenheit wegen 
gerade besonders geeignet ist, die Sammlung des Promissars 
zu ergänzen. Nun verschuldet nachher einer der Correi den 
Tod jenes Pferdes oder er wandert heimlich nach Australien 
aus, nimmt den genau bestimmten Edelstein mit und ver- 
bringt ihn so. 

Lebte das Pferd noch oder wäre der Edelstein noch hie- 
selbst käuflich, so wäre ja doch von den übrigen Correi jeder 
Einzelne verpflichtet, für die Anschaffung desselben aus seinem 
Vermögen einzustehen. Mithin wird im Sinne des.Gesetzes 
seine Lage dem Gläubiger gegenüber gar nicht erschwert, 
wenn er nach wie vor wenigstens zur Leistung des Markt- 
werthes gehalten ist. 

Die richtige Auslegung des Art. 165 wird also consequent 
zu dem nämlichen Resultate führen, welches der Code Napoléon 
im Artikel 1205 ausdrücklich hinstellt. Ist die schuldige Sache 
durch Versehen eines Solidarschuldners zu Grunde gegangen, 
so sind dadurch die übrigen Mitschuldner „point déchargés 
de l'obligation de payer le prix de la chose.“ Sie sind aber 
nicht zugleich verpflichtet zur Leistung auch des höheren und 
gesteigerten Vermögensinteresses, welches gerade dieser Gläu- 
biger an der Naturalerfüllung erweislich hatte; ganz wie der 
Code Napoléon weiter sagt „mais ceux-ci ne sont point tenus 
des dommages et intérêts. 

Der nämliche gesetzliche Grundgedanke würde sich dann 
zugleich auch noch bewähren in dem schon oben festgestellten 
Satze, wonach für das besondere gesteigerte Verzugsintercsse 
immer nur die einzelnen Correi haften, welche gerade in 
Mora versetzt sind, nicht auch die übrigen. 

Kein Zweifel wird endlich daran bestehen können, dass 
die gleichen Grundsätze über das Mass und die Grenzen der 
Haftung bei Culpa des anderen Schuldners im Sinne unseres 
Gesetzes, nicht ganz ausschliesslich bei den echten Correal- 
obligationen zu gelten haben, wo geflissentlich und ausdrück- 
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lich seitens der Parteien die Haftung Eines für Alle geschaffen 
ist. Vielmehr trifft jener Sinn ebenmässig auch diejenigen 
Fälle, wo nach directer gesetzlicher Vorschrift Mehrere z. B. 
als Collectivgesellschafter für die von Einem zugesagte Leistung 
einer individuell bestimmten Sache verantwortlich sind. 

Stellen wir uns freilich nicht auf den Standpunkt des 
gegebenen Gesetzes, sondern auf den der praktischen Ange- 
messenheit, so scheint uns bier die ganze und volle Haftung 
auch für die Culpa der übrigen Solidarschuldner den Vorzug 
zu verdienen und besser den Anforderungen zu entsprechen, 
welche die Sicherheit des Verkehrs und die gute Treue mit 
sich bringen. 


Unter den Aufhebungsgründen der Obligation wird end- 
lich auch noch der Fall der Beerbung des Schuldners durch 
den Gläubiger oder umgekehrt des Gläubigers durch den 
Schuldner einen kurzen Blick verdienen. Man lehrt hier all- 
gemein, dass es in dieser Hinsicht gar keinen Unterschied 
mache, ob z. B. Einer von mehreren haftenden Mitdelinquenten 
durch den Gläubiger beerbt werde oder Einer von mehreren 
echten Correalschuldnern. Diese Eine Person werde hier aller- 
dings aus der Obligation herausgenommen, weil Niemand sein 
eigner Gläubiger oder Schuldner sein kann (z B. Windscheid 
Pand. $ 295 Anm. 9); für alle Uebrigen aber bestehe stets 
die ganze Obligation zunächst unmittelbar fort. Nur sofern 
im Zahlungsfall der belangte Schuldner Rückgriff haben würde 
gegen den Kläger, würde er einredeweise den Betrag gleich 
zur Abrechnung bringen können. 

Bei der Correalobligation kann indess in der That auch 
der Fall sich ereignen, dass in Folge der Beerbung des einen 
Correus durch den Gläubiger auch sämmtliche anderen Correi 
direct und unmittelbar total befreit werden. Man braucht 
nur vorauszusetzen, dass die Leistung einer individuell be- 
stimmten Sache aus einem rein lucratiren Rechtsgrunde ins- 
besondere schenkungshalber zum Gegenstande einer solida- 
rischen Verpflichtung gemacht worden ist. Befand sich dann 
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die zu leistende Sache gerade in dem Vermögen desjenigen 
Promittenten, welchen nunmehr der Gläubiger beerbt hat, 
so würden dann auch die Mitschuldner befreit sein. Und 
zwar nothwendig, insofern jene Erbschaft wirklich zahlungs- 
tähig war, mithin der identische Zweck aller jener Verpflich- 
tungen wirklich erfüllt ist, dem Gläubiger durch den Eigen- 
thumserwerb jener individuell bestimmten Sache eine reine 
Bereicherung zu verschaffen. 

Wie indess, wenn eine solche Correalobligation sich be- 
zöge auf die Leistung ein und der nämlichen Geldsumme, 
z. B. des identischen Betrages von tausend Franken seitens 
mehrerer Promittenten, und wenn nun der Gläubiger bei der 
Beerbung eines derselben eine Anzahl Goldrollen von tausend 
Franken in der Erbschaft als reinen Gewinn fände und da- 
vontrüge? Auch in solchem Falle ist nach dem Ausdruck 
des Paulus (fr. 71, pr. 46, 1, d. fidej.) allerdings ein gerechtes 
Bedenken möglich, ob nicht gleichfalls die übrigen Correi 
für befreit anzusehen seien. Wenn Paulus dies gerechte Be- 
denken niederschlägt und die Uebrigen von Rechtswegen fort- 
haften lässt, so ist er hierbei natürlich nicht in der Weise 
der Modernen geleitet durch blosse scholastische Erwägungen 
und dialektisches Gedankenspiel über angebliche Einheit 
des objectiven Bestandes und Mehrheit der subjectiren Be- 
ziehungen. 

Vielmehr war und ist einfach der folgende sachliche 
Grund durchschlagend. Es fehlt hier, wo es nicht zu einer 
Individualisirung des Gegenstandes durch Erfüllungsact ge- 
kommen ist, an jedem Anhaltspunkte dafür, ob und welche 
der in der Erbschaft vorgefundenen Goldrollen gerade die- 
jenige sein oder als Repräsentant derjenigen erscheinen sollte, 
welche rein der Gattung nach im Vertrage zugesagt war. 
Von welchem der mehreren Correi er die einmal zu leistende 
Summe einklagen wollte, das war ja geflissentlich dem freien 
Entschluss des Gläubigers anheimgestellt. Warum ihm jetzt, 
nach der Beerbung des einen Correus, diese Freiheit der 
Wahl entziehen? Man hat ja wahrlich keinerlei Ursache an- 
zunehmen, dass der Gläubiger gerade nur diesen Schuldner 
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herausgegriffen haben würde, den er inzwischen beerbt hat. 
(So ganz treffend auch Weibel, die Correalobl. 1873 S. 48 ff.) 

Diese letzteren Erwägungen treffen dann mindestens in 
völlig gleicher Kraft zu in dem Falle, wo einer von mehre- 
ren Mitdelinquenten, welche solidarisch auf Schadensersatz 
haften, vom Gläubiger beerbt wird. Nach römischem Recht 
kommt gegenüber der Correalobligation hier nur insofern eine 
Differenz heraus, als unter wirklichen Delictsgenossen keiner- 
lei Rückgriffsrecht gestattet wird, mithin der klagende Ver- 
letzte sich hier als Erbe des einen Mitdelinquenten keinen- 
falls einen einredeweisen Abzug gefallen zu lassen braucht. 
Nach dem schweizerischen Bundesgesetz ist hingegen auch 
hier ein solcher Abzug, eine Entlastung für einen Kopftheil 
denkbar, da ja der Regress gegen die Mitschuldigen durch 
richterliches Ermessen bestimmt werden soll. Es wäre aber 
sicherlich höchst hedenklich, wenn hier die Praxis dem Bei- 
spiel des französischen Rechtes folgen sollte, wonach selbst 
bei dolosen Delicten unter den Mitthätern ein Rückgriff 
zugelassen wird und folgeweise auch ein theilweises Erlöschen 
der Schuld (Code N. Art. 1209), falls der Verletzte den einen 
der Thäter beerbt. Eine solche Behandlung beruht auf einer 
ganz schwachherzigen, verwerflichen Billigkeit. Wenn ein 
gesundes und kräftiges Rechtsgefühl herrscht, so muss hier 
jeder Betheiligte wissen, dass auch auf seinem einzigen Haupte 
sich die ganze und volle vermögensrechtliche Verantwortlich- 
keit für den zu begehenden Dolus concentriren kann, ohne 
dass er sie theilweise überwälzen dürfte. 

Sollte umgekehrt einer der an einem dolosen Delict Be- 
theiligten den Beschädigten berrben, so wird das gesunde 
Rechtsgefühl hier jeden Klaganspruch fortan abschneiden 
müssen. Mit welcher Stirne könnte hier einer der dolosen 
Mitschuldigen auf Erfolg des durch seine eigne verbrecherische 
That angerichteten Schadens gegen die Genossen klagen, 
weil nachher zufällig das beschädigte Vermögen auf ihn 
überging! Er ist von Rechtswegen in die Grube gefallen, die 
er einem Anderen arglistig graben wollte und die er ohne 
es zu wissen für sich selber gegraben lat. 
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IV. 

Ziehen wir aus all’ den Einzelausführungen kurz die 
Summe und sehen wir uns zuletzt dann noch nach äusserer 
Bestätigung für das gefundene Hauptresultat um. 

Jene Ausführungen haben ergeben, dass auf der Grund- 
lage der Merkmale und Eigenschaften, welche für sämmtliche 
Solidarobligationen weiteren Sinnes gemeinschaftlich sind, 
sich doch noch wieder specifische Besonderheiten geltend 
machen, welche mit dem Anspruch auf eigenthümliche Rechts- 
behandlung hervortreten. 

Die gemeinschaftlichen Merkmale sämmtlicher Solidar- 
obligationen sind folgende. Einerseits liegt hinsichtlich des 
Zweckmomentes eine Einheit vor, d. h. es ist nur auf eine 
einmal zu bewirkende Leistung, auf die zu sichernde Her- 
stellung des bestimmten als identisch vorgestellten Erfolges 
rechtlich abgesehen. Andererseits liegt eine Mehrheit von 
Schuldnern beziehentlich von Gläubigern vor und eine ent- 
sprechende Mehrheit von rechtlichen Haftungen beziehentlich 
von Klagrechten. Ob man nun wegen jener Einheit des 
Zweckmomentes hier von einer einzigen Obligation sprechen 
will mit mehrfacher subjectiver Beziehung, oder ob ınan viel- 
mehr wegen der mit der Mehrheit der Parteien zusammen- 
hängenden Mehrheit der rechtlichen Mittel und Bänder eine 
Vielheit von Obligationen statuiren soll, das kann in Wahr- 
heit nur als eine scholastische Frage, als eine Frage der 
zweckmässigen Formulirung angesehen werden. Es lässt sich 
nicht als Gegenstand eines irgendwie fruchtbringenden juri- 
stischen Streites denken. Man kann mit einem Anderen 
über sämmtliche anzuwendende Rechtssätze und ihren Sinn 
vollkommen einverstanden sein, während man doch in jener 
Beziehung den entgegengesetzten Sprachgebrauch befolgt. 
Und umgekehrt mögen recht gut über die anzuwendenden 
Rechtssätze in offenem Streit liegen auch solche, welche darin 
übereinstimmen, sei es von Einheit, sei es von Vielheit der 
Obligationen zu reden. 

Nach dem Allen ist es vollends auch juristisch gleich- 
gültig, wenn man etwa scinen Sprachgebrauch abweichend 
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einrichten wollte für die Unterarten, welche wieder zu unter- 
scheiden sind, wenn man z. B. von Einheit der Obligation 
nur in den Fällen zu reden unternähme, wo die Römer von 
correi sprechen. Man täuscht sich selber, wenn man so ge- 
wöhnlich in dieser Formel ein Arcanum zu haben glaubt, 
das auch nur den allergeringsten besonderen Rechtssatz wirk- 
lich zu erklären vermöchte. Die herrschende Lehre verdeckt 
nur durch diese täuschende Formel das wahre Problem und 
die schwierige Aufgabe, Realkritik zu üben, nach dem wirk- 
lichen inneren Grunde der naturgemässen Rechtssätze zu 
forschen. 

Etwas anderes wäre es natürlich, wenn man sich zuvor 
ganz selbständig über den inneren Charakter des hier anzu- 
nehmenden Unterschiedes und über die praktischen Motive 
für die Verschiedenheit in den Rechtssätzen möglichste Klar- 
heit verschafft hat und wenn man dann nur hinterher auf 
das so charakterisirte Rechtsgebilde die knappe zusammen- 
fassende: Schulformel „Einheit der Obligation bei Mehrheit 
der subjectiven Beziehungen“ oder „Einheit der Schuld bei 
Mehrheit der Haftungen“ einschränkend anwendet. Gegen 
den, welcher es nur weiss und anerkennt, dass jene Schul- 
formel selber Nichts auch gar Nichts erklärt, sondern nur 
andere erklärende Gründe kurz zusammenfassen soll, lohnt 
es sich nicht der Mühe, darübcr irgend zu streiten. Ebenso 
ist nicht zu streiten gegen den, welcher den Ausdruck „Cor- 
realobligationen“ für den heutigen juristischen Sprachgebrauch 
etwa nicht mehr geschmackvoll findet und desshalb lieber 
vermeidet. Wir wollen überhaupt nicht, wie es in juristischen 
Schriften nur allzuviel geschieht, streiten über Worte und 
Ausdrücke, sondern nur über die Sachen selber. 

Sachlich möchten wir die specifische Differenz kurz dahin 
zusammenfassen. Bei derjenigen Klasse von Fällen, welche 
wir die Correalobligationen nennen, kommt noch das Aus- 
zeichnende hinzu, dass geflissentlich kraft erklärten 
Parteiwillens eine Mehrheit von Subjecten in den Dienst 
des identischen Obligationszweckes hineingezogen wird. Es 
handelt sich um eine bestimmte, einmal zu bewirkende 
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Leistung, zu deren Sicherung nach dem Sinn der Partei- 
erklärung Einer für Alle und Alle für Einen haften sollen, be- 
ziehentlich zu deren Forderung erklärtermassen einer für alle 
befugt sein soll. 

Gerade mit dieser geflissentlichen Gleichstellung der 
mehreren Parteien und Parteibeziehungen, wonach Einer für 
Alle innerhalb des Gesammtbandes einzutreten berufen ist; 
gerade hiemit hängt es zusammen, dass gewisse Rechtsacte 
der einen Partei auch aut die anderen hinüberwirken müssen, 
selbst abgesehen von wirklich herbeigeführter Befriedigung. 
Ein derartiges Hinüberwirken ist, wie wir sahen, namentlich 
anzunehmen für die Erzielung eines rechtskräftigen Urtheils 
über das gemeinschattliche Band selber; ferner für einen über 
dasselbe geschlossenen Vergleich und einen Erlassvertrag, 
welcher nicht erkennbar auf eine blosse höchstpersönliche 
Verschonung, von zweifelhaftem Werthe, gerichtet ist. Auch 
muss danach die Verschuldung, welche der eine hinsichtlich 
des individuell bestimmten Leistungsgegenstandes beging, von 
den Uebrigen mit vertreten werden, wenigstens insoweit nicht 
durch jene Verschuldung eine Steigerung des ursprünglichen 
Leistungsinhaltes bewirkt wird (Art. 165). 

Die nämlichen Rechtssätze sind dann analog auch da 
anzuwenden, wo unmittelbar die Rechtsvorschrift in den von 
dem einen z. B. Collectivgesellschafter geschlossenen Vertrag 
den Sinn hineinlegt und mit ihm die Wirkung verknüpft, dass 
auch gewisse andere Personen solidarisch daraus haften. 

Handelt es sich hingegen um ein und die nämliche rechts- 
verletzende Handlung, z. B. Diebstahl, welche nach Rechts- 
vorschrift ausser dem wirklichen Thäter noch eine andere 
Person, ganz abgesehen von eigenem individuellen Verschulden, 
solidarisch verpflichtet, so wird das Hinüberwirken des rechts- 
kräftigen Urtheils, Vergleiches u. s. w. nur dann voll motivirt 
sein, wenn jene Thatsachen sich der Hauptpartei gegenüber 
ereignet haben, nicht auch wenn es gegenüber dem Neben- 
haftenden geschah. 

Ganz und völlig endlich ist jenen Thatsachen eine über- 


greifende Kraft zu versagen, wenn aus völlig selbständigen 
Zeitschr. für schweizerisches Recht. Neue Folge VI. 10 
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Rechtsgrunde Mehrere von Rechtswegen solidarisch verhaftet 
werden, z. B. ein Jeder aus seiner eigenen individuellen Culpa. 
Hier ist es nur die wirklich erfolgte Befriedigung des Gläubi- 
gers, insbesondere das Fortschaffen des angerichteten Schadens 
durch völligen Ersatz mittelst Zahlung oder irgend welcher 
Verrechnung, wodurch auch die Uebrigen befreit werden. 


V. 


Der bisher entwickelte innere Unterschied in der recht- 
lichen Natur der Solidarobligationen wird um so probehaltiger 
und gemeingültiger erscheinen, wenn er sich auch anderwärts 
als im rômischen Rechtsleben und ganz unabhängig von der 
ömischen Doctrin Anerkennung verschafft und Bahn ge- 
brochen hat. 

Selbst vom älteren germanischen Recht ist es freilich 
wahr, dass es in seinen meisten erhaltenen Aufzeichnungen 
den Unterschied allerdings nicht beachtet und erwähnt 
(vergl. Andr. Heusler, Instit. d. deutsch. Privatrechts $ 128 II. 
S. 258—261); keineswegs jedoch, dass es ihn mit Bewusst- 
sein verwerfe und seinem Geist nach ihm feindlich gegenüber 
stehe. 

Vielmehr wo sich, tiefer in unsern Gegenstand ein- 
dringende, Rechtsaufzeichnungen über das mittelalterliche 
Obligationenrecht finden, wie auf dem nordgermanischen Ge- 
bite, da fehlt es auch nicht an Rechtssätzen, welche voll- 
kommen unabhängig von allem römischen Ursprung doch der 
Behandlung der Correalobligationen durchaus entsprechend 
sind. Belege dafür finden sich bei K. v. Amira (Nordgerm. 
Obligationenrecht Bd. I Altschwedisches Obl.-R. 1882. $ 25, 
S. 177—182 und $ 91, nam. 8. 702-704) hinsichtlich des 
altschwedischen Obligationenrechts. Der Bürge, welcher ja 
auch von den Römern insoweit wie ein Correus des Haupt- 
schuldners behandelt wird, befreit durch seinen Beweis der 
erfolgten Schuldtilgung insbesondere durch seinen Eid ebenso 
gut den Schuldner wie sich selbst. Und umgekehrt macht 
auch der Schuldner oder Bürgensteller, nicht bloss wenn er 
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erfüllt, sondern z. B. wenn er sich das Erfüllen erlassen lässt, 
auch den Biirgen frei. 

Hingegen für andere Falle der Ganzhaftung Mehrerer, 
namentlich aus Todschlag und anderen Vergehen, ist roma- 
nistisch gesprochen „blosse“ Solidarität im Sinne jener Quellen 
anzunehmen. 

Mehr aber noch als diese ältere Rechtserscheinung ist 
eine praktische Entwickelung aus unserer modernen Zeit ge- 
eignet, es weiter plausibel zu machen, dass es sich hier nicht 
um einen specifisch römischen Unterschied handelt, sondern 
um einen naturgemässen Unterschied, den nur die Römer 
zuerst richtig erkannten. 

Wir denken hier an ein eigenthümliches Produkt der 
französischen Jurisprudence und müssen desshalb zuvor einen 
kurzen zusammenfassenden Blick auf die Haltung richten, 
welche der Code Napoléon unserer Lehre gegenüber einnimmt. 

Das französische Gesetzbuch redet schlechthin von „obli- 
gations solidaires“, ohne irgend welche Andeutung eines Unter- 
schiedes für die anzuwendenden Rechtssätze. Mag durch ein 
begründendes Rechtsgeschäft ausdrücklich die Obligation für 
eine solidarische erklärt sein, oder mag unmittelbar von 
Rechtswegen ein Solidarverhältniss eintreten („en vertu d’une 
disposition de la loi“, Arf. 1202), so steht der nämliche 
Grundstamm gesetzlicher Normen zu ihrer Beurtheilung bereit. 
Da Pothier für sämmtliche Solidarobligationen in seinem 
ntraité des obligations“ wiederholt die Einheit betont hatte, 
so sind hauptsächlich durch seine Autorität mehrere wichtige 
Rechtssätze von den Correalobligationen her für jenes einheit- 
liche System der „obligations solidaires“ entlehnt worden. 
Namentlich wird der Novation (Art. 1281), dem Erlass 
(Art. 1285) und dem Schiedseid (Art. 1365) ausdrücklich 
eine allseitig aufhebende Kraft beigelegt. Bei einer erfolgten 
confusio soll allgemein die Solidarschuld nur für den An- 
theil des ausgefallenen Schuldners oder Gläubigers er- 
löschen (Art. 1209). Ueber die Tragweite des rechtskräftigen 
Urtheils und des Vergleichs fehlt eine besondere Entscheidung. 

Hier liess nun in der That das Gesetz selbst der Juris- 
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prudenz einen gewissen Spielraum für die Vornahme einer 
näheren Unterscheidung. Es ist aber sehr interessant zu 
sehen, wie die Jurisprudenz anstatt des gebotenen Fingers 
sich womöglich die ganze Hand zu nehmen suchte. 

Noch längst bevor Ribbentrop durch sein grundlegendes 
Buch die reine römische Lehre von den Correal- und den 
bloss solidarischen Obligationen wieder herzustellen begonnen 
hatte, entwickelte sich in der französischen Praxis vollkommen 
unabhängig von der deutschen Wissenschaft und rein aus 
praktischen Motiven eine durchaus verwandte Unterscheidung. 
Durch Toullier (droit civil tome VI n. 723 ed 3, 1821) sind 
dafür die technischen Ausdrücke solidarité parfaite und im- 
parfaite in Aufnahme gebracht worden. Die unvollkommene 
Solidarität wird von ihm insbesondere da angenommen, wo 
eine bloss nachträgliche Mitverpflichtung ganz spontan, 
d. h. ohne Zusammenhang mit dem Willen der ursprünglich 
Obligirten begründet wird. | 

Marcadé (explication du C. N. Bd. IV n. 593 ff, ed. 5, 
1855) charakterisirt die ,solidarité parfaite ou proprement 
dite“ näher dahin, dass sie die Parteien „rend associés et 
mandataires les uns des autres ad conservandam obligatio- 
nem“; während die unvollkommene Solidarität die Schuldner 
zwar auch auf die Totalität der Leistung verpflichtet, „mais 
sans qu'ils soient pour cela représentants les uns des autres.“ 
Es ist bemerkenswerth, wie nahe diese in der französischen 
Jurisprudenz spontan entstandene Auffassung sich berührt 
mit der durchaus unabhängig davon entwickelten Idee von 
Brinz, wonach in der befugten „gegenseitigen Vertre- 
tung“ der Correi das auszeichnende Moment der Correal- 
obligationen gegenüber anderen Solidarobligationen gelegen 
sein soll. Für völlig „abwegig“ konnte diese Idee jüngst 
nur erklärt werden vom Standpunkte der entschiedensten 
Ueberschätzung der blossen äusseren Rechtsform gegenüber 
der inneren materiellen Natur und Zweckbestimmung der 
ganzen Sache, 

Der gleiche Grundgedanke wie von Toullier u. A, ist 
dann in der französischen Hauptmonographie über unsere 
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Lehre, nämlich der von Rodière (de la solidarité et de l’in- 
divisibilité 1852, 422 Seiten) noch viel eingehender begründet 
worden. Als Fälle der unvollkommenen Solidarität werden 
hier namentlich solche anerkannt, wo sich bei einer anzu- 
nehmenden Entschädigungspflicht die Jurisprudenz für Soli- 
darität ausspricht, ohne dass im Gesetzbuch selber eine Be- 
stimmung darüber vorkommt. Ja das Streben geht dahin, 
sogar in manchen Fällen, wo der Code ausdrücklich Solida- 
rität verordnet, doch nur eine unvollkommene Solidarität an- 
zunehmen (Rodière 191. 206. 312.). Die praktische Tendenz 
bei der letzteren richtet sich aber dahin, Ereignisse wie Ur- 
theil, Vergleich, Novation, Erlass in der Regel nur in Bezug 
auf den unmittelbar betheiligten Schuldner wirken zu lassen, 
nicht über ihn hinaus auch auf die übrigen Solidarschuldner. 
In neuester Zeit hat hier die französische Jurisprudenz, um 
die durchgreifenden Bestimmungen des Code Napoléon über 
die ,obligations solidaires“ in einem weiten Kreise von Fällen 
ausser Anwendung zu stellen, den Kunstausdruck von obli- 
gationes in solidum aufgebracht, welche noch etwas ganz 
anderes seien, als jene obligations solidaires Und Laurent 
(principes de droit civil frangais tom. XVII 1875 p. 325), 
indem er die ganze Unterscheidung als gesetz widrig be- 
kämpft, muss doch kummervoll hinzufügen, dass diese seine 
Bekämpfung freilich der Praxis und jurisprudence gegenüber 
ohnmächtig sei „car elle est plus solidement assise que la 
loi, elle est inébranlable.“ 

Gerade der Umstand aber, dass nicht bloss praeter legem, 
sondern sogar contra legem eine solche Bewegung sich er- 
heben und so viel Beifall finden konnte, ist so besonders 
lehrreich und legt es so besonders nahe, dass es sich hier 
wirklich um zwingende praktische Bedürfnisse und Anforde- 
rungen der Gerechtigkeit handelt. Das Hinüberwirken ge- 
wisser juristischen Thatsachen, welches in der einen Klasse 
von Fällen, nämlich bei den sogenannten Correalobligationen 
ganz motivirt ist und desshalb auch im Code Napoléon, nur 
in falscher Generalisirung, Aufnahme gefunden hat; dies 
Hinüberwirken zeigt sich in einer anderen Klasse von Fällen 
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als unmotivirt hart und unerträglich. Nur dadurch begreift 
sich die Aufstellung einer Unterscheidung wie der von soli- 
darité imparfaite gegentiber der parfaite, beziehentlich von 
obligations solidaires gegenüber den obligationes in solidum, 
in einer Jurisprudenz, welche stets auf praktische Tendenzen 
gerichtet war, nicht wie zuweilen die deutsche Rechtswissen- 
schaft — auf dialektische Schuldoctrinen. 

Ganz gewiss ist es nun freilich richtig, dass zwischen 
dem Begriff ,solidarité imparfaite“ und den bloss „solida- 
rischen Obligationen“, wie sie auf Grund der classischen rö- 
mischen Jurisprudenz zur richtigen Erkenntniss gelangt sind, 
keineswegs eine völlige Identität besteht. Die französische 
Jurisprudenz war eben bei jener ihrer Schöpfung doch immer 
beherrscht und gebunden durch die positiven Satzungen des 
Code Napoléon, denen sie nicht gar zu direct und gewaltsam 
entgegen zu treten wagen durfte. Desshalb kann weder das 
Verzeichniss der Fälle von „solidarite imparfaite“ völlig über- 
einstimmen mit unserem Katalog der blossen Solidarobliga- 
tionen; noch können die angenommenen praktischen Rechts- 
sätze durchaus einander decken. 

Aber die ganze Grundidee und das treibende praktische 
Motiv des Unterschiedes ist doch, vollkommen unabhängig 
von einander, durchaus das gleiche, ja identische. So mag 
eben dies unwillkürliche Zusammentreffen noch eine solide 
schliessliche Bürgschaft dafür sein, dass die von uns ent- 
wickelten inneren praktischen Unterschiede nicht auf eine 
willkürliche römische Erfindung sich gründen, dass sie viel- 
mehr wirklich beruhen auf einer abweichenden Natur der 
einschlagenden Fälle. Diese Natur aber, mit ihrer artbilden- 
den Kraft, zuerst von den Römern instinctiv deutlich erfasst, 
wird in Rechtswissenschaft und Rechtsleben sich da Geltung 
zu verschaffen wissen, wo und so lange nicht die willkürlich 
aufgestellte Schablone eines positiven Gesetzes ihr gar zu 
gewaltsam den Weg verbaut. 
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C. Landbuch von Obervaz. 


(nach der Redaktion 1584 [A], beigefügt sind die Abweichungen der Redak- 
tion 1707 [B].) 


1. Der erste punkt wie das gricht gesetzt soll wer- 
den. In unser gmaind zu Obervaz soll von der gmaind nach 
alter und loblicher bruch ein landamman jäbrlich erwôhlet 
sambt elf ehrbar verständige und angesechne männer zue ge- 
schwornen rechtsprecher gesezt werden, die sollen ein aid zue 
gott und den heiligen schweren dem loblichen und uralten stift 
zu Chur und einer ehrsamen gmaind ehr und nuzen betrach- 
ten, guet gricht den armen wie den reichen, den reichen wie 
den armen, haimbschen und frembden nach ihrem besten ver- 
stand zu halten und zu sprechen, sich weder muet, gab, forcht, 
freindschaft noch feindschaft noch kcinerlei sach ds ein gricht 
iren môcht, verhindern lassen, all ratschläg oder secret zue 
verschweigen und dise landsordnung in allen punkten zue 
halten. Und die weil nit möglich ist alles so einem gricht 
fürkombt fürzuschreiben, so soll ein jeder thun, ds ein from- 
ber gerechter rechtsprecher zue thun schuldig.ist bei gueten 
treuwen ohne böse gefärde, 

2. Wan die rechtsprecher denen parteien verwandt 
seind. Wan die parteien die geschwornen entsprechen wollen 
nach unser landsbruch oder ordnung, so sollen all die recht- 
sprecher die den parteien näheter in der frindschaft oder 
schwagerschaft sind dan im driten grad miesig gon, wan sie 
aber die geschworne nit entsprechen, so sollen nüt destowe- 
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niger in ein grichtshandel nit sizen weder vater, bruder, 
sohn, schwager, schweher, stifvater noch stifsohn. 

3. Wie die rechtsprecher sollen ingezogen wer- 
den. In einem grichtshandel dz nur zwei rechtsprecher miis- 
sen gon, solle kein ander ingezogen werden, wan aber mehr 
müssen gon, so habend beid parteien die wahl ds gricht für- 
zuelassen gon oder nit; wan aber die parteien content seind, 
so soll ein grichtshandel fiirgon, die geschworne seind wenig 
oder vil; ein grichtshandel soll vollendet werden in mass und 
gstalt wie er angefangen ist. 

4. Ein amman soll in denen rathschläg sizen. 
Es ist verordnet, dass ein landamman in allen rathschläg 
sizen soll und helfen rathen, dz die gerechtigkeit eher für- 
gang habe. 

5. So ein gricht uf ein differenz muss. Wan einer 
oder mehr ein stos und span wurden han ihrer güeter halb, 
es were daheimet oder im berg, und sie ein obrigkeit wur- 
den begehren, solch ihr stöss und diflerenz zue besichtigen, 
so ist der landamman sambt ds gricht schuldig uf den stoss 
zue zuechen und denselbigen absechen; werden die parteien 
eins an ein gegebne urtel, so ist des grichts besoldung dahei- 
met zue der zeit da gricht und gant offen ist, 26 plapert!); 
müssen sie aber urtel sprechen, so ist ihr lohn 34 plapert; 
wan aber gant beschlossen ist, so ist ihr lohn zweifach; im 
berg aber wan gant offen ist, ist ihr lohn 68 plapert*) und 
wan gant zue ist zweifach. 

6. Vonfrömbden rechtsprecheren. In schweren hand- 
lungen sollen die verordnete geschworne von der oberen 
gmaind oder underen die den aid empfangen haben so die- 
selbigen miesen gehen, herab beschickt werden und die hie- 
sigen sollen auch hinauf wo die noth erforderet wie von alter- 
her; und ihr lohn uf beide seiten soll sein einen jeden tag 
6 kr. und der weibel soll auch einen solchen lohnig haben, 
doch dz die geschworne sambt den parteien sollen uf be- 
stimbte zeit früe genug erscheinen, damit vil kostung werden 
ersparet.®) 

7. Des schreibers aid und lohn. Ein erwöhlter 
gricht- oder landschreiber ist schuldig bei seinem gethonen 
aid zu verschreiben recht und treulich was ihme von einem 


1) B: 1 lib. d. 3) B: 2 lib. d. 

s) B fügt noch bei: Strafe der Versäumnis ist Tragung der deshalb 
ergehenden Kosten, vorbehalten „rechtmässige entschuldigung der unmög- 
lichkeit.* 
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amman und gricht zue schreisen gebotten würd und alles zue 
verlesen was für ihn kombt dem buchstaben nach, und als 
oft er von einem weibel gebotten würd so ist es schuldig für 
ds gricht gehorsamblich zue erscheinen. — In grichtsgeschäf- 
ten soll ihm sein lohn von einem ehrsamen gricht gemacht 
werden; was aber andere gmaindspersonen oder frömbde lüth 
bederfend zue verschreiben lassen, so ist er umb seinen lohn 
schuldig zue schreiben. 

8. Des landweibels aid und lohn. Ein landweibel 
ist bei seinem gethonen aid schuldig der gmaind, amman und 
gricht treuw, warheit und gehorsambe zue leisten und zue 
halten und heimbischen und frömbden seinem ambt nach und 
umb seinen lohn wie von alterher, ihre geschäft fleissig aus- 
zuerichten. — Des weibels lohn ist umb ein fürbott für ein 
frömbden 3 d., zue Sollasts und im berg ist sein lohn 1 8., 
(für ein fürbott us dem gricht aber soll ihm sein lohn von 
einem gricht gemacht werden).') 

9. In ehelichen sachen mag man gütlich abkom- 
men. Damit vil kostung und schaden werden ersparet, so ist 
verordnet, dz was die parteien in ehelichen sachen verträgen 
mag, 80 soll es darbei verbleiben, es sei vor oder unter weh- 
rendem grichtshandel, doch dem gricht seine rechtsame vor- 
behalten. 

10. Von beiständen. Wer ein beistand bedarf, der 
ınag ein erwöhlen und nemen, wo er gern will, dan allein 
aus dem gricht nit, es were dan, dz etlich müessig giengen, 
so ist ein rechtsprecher der müessig gehet, schuldig ein bei- 
stand zu sein; es ist auch verordnet, dz wider seinen nächsten 
ist niemand schuldig beistand zu sein. 

11. Von kundschaften. So die parteien nit mögen 
in der güte vereint werden, so mögen sie kundschatten ein- 
ziechen, wie sie vermeint die selbigen zu gentiesen, und die 
ein partei mag an seiner widerpartei nächsten fründen umb 
kundschaft (entsprechen), keiner ausgenommen an vater, 
muter, bruder, schwestern, weib, ana, stiefvater und stief- 
muter es seye in der frindschaft oder schwagerschaft; wan 
man aber die kundschaft nit entspricht, so sind nicht desto- 
weniger die obgeschribne personen nit schuldig kundschaft 
zue geben. — Ein kundschaft soll 15 jahr vollkommenlich 
haben; weiber die gefählet haben, sollen zue keiner kund- 
schaft guet sein; manspersonen aber die von ehren gesezt 
seind, so ihnen glimpf und ehr erkent ist, so mögen sie kund- 


1) Das Eingeklammerte fehlt in B. 
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schaft geben. — Ein kundschaft die den parteien zutreit'} 
und sie lasset mit ihnen von der sach merken, die soll kein 
kundschaft geben. Wer aber ohn böses gefärde sich gegen 
anderleuth lasset merken, der solle kundschaft geben. Nach 
anderleuth sag oder red soll niemand kundschatt geben, es 
were dan, dz der so geredt soll haben, were mit tod abgangen, 
so hat ein gricht zue erkennen, ob der gleichen einer soll 
kundschaft geben oder nit. Weilnun an der kundschaft vil 
gelegen, so ist verordnet, dz ein jeder mans oder weibsbild 
solle sein kundschaft offentlich vor dem gricht geben.?) 

12. Von der kundschaften aid. Die geschworne oder 
die den aid empfangen haben, sollen kundschaft geben bei 
dem aid so sie gethan haben, andere personen aber nach 
dem sie von dem richter bei ihrem aid so ermahnt seind ihr 
kundschaft zue erouffnen, so sollen sie nit auf vermainen 
reden sonder und bei irem besten wüssen reden; dan wo es 
zue schulden käme dz die ein partei begeren wurde, so miessi 
sie ihr kundschaft mit dem aid bestätigen. 

13. Den zeugen soll niemand inreden. Welcher 
einer kundschaft einreden oder widersagen wurde, der solle 
nach erkantnus des grichts gestraft werden; wann ihrer mehr 
kundschaft seind, so mögen sie sich kundreden je von einer 
sach, so sie mit einanderen gesechen oder gehört haben (wan 
die parteien content seind).*) Ein kundschaft, die bei dem 
gricht nicht zue schaffen hat, soll 3 bz.*) für ihr lohn holen, 
(sonst ist ihr lohn nüt).°) 


1) B: zuträgt. - 

3) B fügt noch bei: aber nit vor die parten, sonder sollen die parthen 
schuldig sein underdessen abzutreten wilen der kundschaften seugen sollen. 

*) B: sonder sol ein jede kundschaft besonderbar reden oder zeugen 
wie er gesehen oder gehört hat. 

4) B: 12 krz. 

5) B: so aber die kundachaften selbst bei dem gricht zu thun hete, 
das er kundschaft geben miste ehe und vor dz er mit seinen gescheften 
fertig were, so ist sein kundschaft lohn nichts; wan aber er sein sach ver- 
rioht bat, so msg er einer oberkeit anzeigen, und wurde einer ermanet zu 
bleiben, so sol in der gleichen fällen der lobn sein 8 kr, Es ist auch 
ordinirt so ein handel im recht schwebte, dass man einer kundschaft be- 
dürfte, und am abend zuvor nit botten were, so mag man am grichtstag 
ohne aufschub nebmung amb die kundschaft schicken und ist der woibel, 
so wolen die kundschaft schuldig gehorsam zu leisten, so sie im land sind 
ausgenommen gottes gewalt. 
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14. Vom fürbott zum rechten. Dieweil nun ein für- 
bott ein fundament ist in grichtshandel, so sull ein fürbott 
geschechen wie hiernach volget. — Einer der seinen nächsten 
mit recht will suechen, der solle zue dem landamman oder 
seinem statthalter gehen und umb ein rechtstag anhalten, und 
so ihm ein rechtstag würd gegeben, soll er umb die kostung 
vertrösten und dem landweibel besuechen, ihme seinen be- 
stimbten lohn geben, auch mit fleiss dem weibel seinen rechts- 
tag, die widerpartei und seine kundschaften eröffnen, welches 
der weibel mit fleiss uszuerichten schuldig ist; dan so der 
kläger oder weibel wurde etwas versaumen, so sollen sie die 
köstung abtragen. 

15. Die rechtsprecher, parteien und zeugen sol- 
len bei zeiten da sein. Wan ein landweibel die geschworne 
zum gricht zue rechter stund und friie tageszeit gebotten 
hat und sie nit zue der stund, da sie gebotten seind er- 
scheinen, so sollen dieselbigen ohn gnad umb 5 plapert ge- 
straft werden und witer all kostung abtragen, so dio parteien 
von irretwegen zil und tag wurden nemen, usgenommen got- 
tes gewalt und so sie von hochwichtige sachen wegen nit 
hetten mögen erscheinen. Welche partei zur bestimbten zeit 
nit erscheint, soll all kostung abtragen, dergleichen ein kund- 
schaft so ordentlich gebotten ist und nit erscheint soll all 
kostung abtragen. — Item wan man den weibel noch ein 
gebotten person muess schicken, so ist sein lohn 4 kz., die 
der ungehorsamb soll abtragen. Item so einer durch ein 
ehrsamb gricht wurde beschickt werden ein beistand zu thun 
oder us was ursache er berueft wurde und er nit vor stun- 
den mit dem weibel erscheint, der ist ohn gnad 3 bz. ver- 
fallen. Gleichfalls ist einer 3 bz. verfallen, der so er ge- 
botten würd vor der gmaind nit erscheinet, der welcher vor 
der zeit heimweg gehet: 

16. Von zil und tag. Zil und tag soll von einem 
gricht einem, der es begehrt kurz oder lang wie ihme guet 
bedunkt erkennt werden. So ist auch verordnet, dz nach 
gegebner rechtstag niemand zil und tag haben mag, mehr 
dan zweimahlen. 

17. Von appellationen. Item es ist verordnet, dass 
umb lesterliche wort, malefiz und umb grichtskosten und 
umb ein frevel dz einer gestraft wurde so er wider ein lands- 
ordnung gehandlet hette, were die straf oder frevel gross oder 
klein, solle niemand kein appellationen nit erkennt werden. 
Ein landskind mag appellieren, doch dz die summa über 20 R. 
seie, Ein frömbder der mag appellieren, doch dz die summa 
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über 20 R. seie.!) Ein appellation soll erkennt werden in 
ds nigste gricht uf dem minsten theil nach erkantnus des 
grichts. Welche person sich widerret wider ein landsordnung 
oder wider das ds ein ehrsame gmaind ordnet und sezt, der 
solle ohn alle gnad umb 10 pfd. d, gestratt werden. 

18. Von der gant. Es sollen allwegen gricht und gant 
ufgehebt und nit gehalten werden 8 tag (vor wienacht bis dz 
ds gricht in beiden gmainden den aid empfangen hat und von 
mitten merzen bis auf mitten maien und von halben brachent 
hin bis an St. Michelstag, zue ander zeit soll gricht und gant 


— 


1) B fährt fort: Welcher so appeliert sol die ergangene griohtskosten 
umb einmahl verfallen sein und innerhalb 8 tagen erscheinen und von dem 
Landamman umb ein appellaz gricht und recht anhalten und nocher von dem 
appellaz gricht erkant werden wer zahlen so), und so einer appelliert und 
nicht inerthalb 8 tagen um ein appellaz gricht anhalten thut so verliert 
er seine rechte, Es ist auch verordnet und einhelliglich ange- 
nommen, dass all die weilen niemand frömbde zu uns an unser 
gricht mit appellationen komt dass wir auch nit ausgehen 
wollen sonder fürohin in unserer gmaind ein appellaz gricht 
einzurichten namblich 8 tangliche mäner deren 6 in den unteren drei 
squadren von jedem zwei aus der zahl der zwelfen und demnach 2 von 
der oberen squadra von jedem ort einer am tag der besatzung und was 
immer möglich und unpartheiisch sein durch diejenigen so ds gricht und 
andere ämbter erwelen, auch die appelaz gsschwornen elegieren sollen und 
am tag der grichtsbefridigung selbige auch nebent vorher geschehner er- 
innerung ihre schuldigkeit zu haltung guter justitia beeidiget werden sollen ; 
aber die so der parthen zum dritten und näher in der verwandtschaft sind 
sollen nicht im appellaz gricht sitzen mögen. Und sol allzeit der regirende 
landamman in dem appellaz präsidieren und umbfragen, allein kein votum 
oder stimm haben; und so sich zutragen wurde das ein gleiobheit im sen- 
tentieren gebte, so sol es mit dem loos dividirt werden, welche vier stimmen 
den andern cedieren sollen oder so dem appellaz gricht gefellig sein wurde 
die decision mit rath des beiwonenden landamman zu beschliesen und als 
dan bei dem zu verbleiben haben sol, 

Schreiber und weibel sollend die so im ambt sind zum appellaz recht 
berueft und gebraucht werden, aber weil man die urtel fasset abzutreten 
schuldig sein. 

Wan sich begebte, dass einer oder mehr vorwands halber oder sonsten 
dem appelaz gricht nicht beiwohnen möchten, so soll man andere wie es 
bei uns üblich ist einziechen und soll dieser artikel bei R. 50 straf, der gmeind 
gehörend, observiert und nachgelebt werden, zwaren der gmaind alzeit in 
ihrer libertet stehen zu moderiren mögen. 
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offen stehen. Umb auflaufende schaden soll gricht gehalten 
werden zu jeder zeit).') 

19. Von verbieten oder arrestieren. Kein punds- 
man soll verlegt oder verarrestiert werden dan umb die nach- 
geschribne punkten namblich umb zehrung und lästerliche 
wört umb gethane pakten und umb zins; dan in unseren 
pündten ist man schuldig an einander zue besuechen alwo 
einer haushäbig ist; wan aber einer nit ein pundsman were, 
so mag er ordentlich und gebührlich arrestiert werden. Des- 
gleichen auch einer, der in seinem land nit haushäbig were 
oder sonst nit leichtlich zue überkommen, ob er schon ein 
pundsman were. 

20. Ein verbott soll drei täg?) weren. Welcher ein 
verbott nit drei tag?) uswartete der ist der gmaind 1 pfd. d. 
verfallen es were ihme verboten an ein guet, stross oder sonst 
an ein ander sach; so die drei tag?) verflossen seind, so ist 
der verbieter schuldig den verbottnen mit recht zu suechen, 
suecht er aber ihn nit, so hat er seine gerechtigkeit verloren. 
— Der dem verbotten ist der mag innerthalb den drei tagen‘) 
oder von stund an umb recht anrüefen. 

21. Von grichtskosten. Item wan beide parteien mit 
fürsprecher verfasset seind, so seind sie des grichts kostung 
verfallen, wan aber nur der ein theil sein fürsprecher confir- 
miert hat, so ist grichts kostung halber theil verfallen. Einer 
der sein grichtstag will abkünden der soll es thun ein tag 
ehe ds gricht zuesammen kombt.®) 

22. Von zahl der zuständer. In ein grichtshandel 
da grosse uneinigkeit zue besorgen ist, mögen die geschworne 
von einer jeden partei so vil personen für gricht lassen kom- 
men wie ihnen guet gedunket. 


1) B statt des Eingeklammerten: den heiligen festen so dan von allen 
sant Johannes Baptiste tag bis sant Michaels tag, sonsten zur anderen zeiten 
sol gricht und gant offen sein, und für laufenden oder wachsenden schaden 
soll gricht gehalten werden zu jeder zeit. Vgl. den Schlussartikel. 

7, B: vierzechen tag. 

*) B: und so er es nit thut so sol er den halben theil der grichtscosten 
verfallen sein wie schon gesaget, ferneres ist noch verordnet, dz so einer 
bieten lasset und nit abgesagt hette oder nit erschinen wurde zu treiben 
oder aber dz der antworter nit erscheinte zu antworten so er geboten ist, 
so) welcher schuldig were in der sach desselben tags costig abtragen vor- 
bebalten so einer oder der ander rechtmäseige scüsa haben wurden fals 
einer einen anderen zum rechten bieten liess vor er um recht ermanet hette, 
so sol derselbe desselbigen mals grichtscosten zalen. 
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23. Von pfand geben und nehmen. Dieweil die ge- 
rechtigkeit erforderet, dz einem jeden werden soll, was ihme 
billich zugehörte, so ist es verordnet, dz welcher pfand gibt, 
mag herfürtragen lassen schäzen und pfand geben von nach- 
geschriebenen sechserlei waren, welches er will namblich: 
kupfer, erz, lederne strick, molchen, korn, jäbrlig vieh on 
presten, ross und küe die über 6 kälber seind sollen wider 
des creditoren willen nit geschäzt werden, (kupfer und erz 
guet oder bös soll geschäzt werden was es werth ist)!), lederne 
strick die nur an zwei orthen gebuezet oder gebrochen seind 
sollen auch geschäzt werden, so sie aber an mehren orthen 
gebrochen oder gebüezt seind, so sollen sie nit wider des in- 
ziechers oder creditoren willen geschäzt werden mögen. Wan 
aber der debitor oder pfandgeber von solchen sechserlei war 
nit hette, so mag er ehender liegende giieter pfand geben, 
ströu und heu lassen schäzen; so aber der creditor nit gern 
liegende güeter lasset schäzen, so hat er die wahl von aller- 
lei war so er dem debitoren in seinem haus findt, usgenom- 
mem betthäs für sin volk, ein kleid für ein jede person, ein 
hafen, ein pfannen und speis für ihn und sein volk auf 8 
tagen. Wer liegent güeter lasset schäzen der sol blumen und 
boden lassen schäzen; item welcher liegent güeter oder her- 
brigen pfand gibt, der mag es oder seine frind in monats 
oder jahr und tags frist wieder ziechen, doch dass dem cre- 
ditor für sein hauptsumma das bar gelt und kein ander war 
werde gegeben.?) 

24. Von pfand umb lidlohn, gelichen geld an 
zins, jährlich zins um gueter und herbrigen zins. 
Umb die obgeschribne punkten ist der schuldner schuldig 
pfand zu geben umb zweifach dass die wahl zu geben an 
all seinem guet; umb andere schulden ist der creditor schul- 
dig sich zue benügen pfand zu nehmen umb den dritten 
pfennig; der creditor hat gewalt so er gern will an des debi- 
toren geld summa zue kommen so der debitor inzuziechen 
hett, doch an des baren geld statt und der dem debitor schul- 
dig ist, ist schuldig die summa dem creditor zu geben. Es 
ist auch verordnet dz keiner möge sein, sein creditor ufziechen 


1) fehlt in B. 

3) B fügt noch bei: wann einer liegende gueter schätzen lasst, so ist 
es verordnet, dass der oreditor die wahl nehmen möge wo ihm gefällig ist 
aber an einem ort anfahen und nachgehen an dem stück; wer sonst nichts 
hat als schlechte fahrende sachen namlich trög, wägen, holz, gesohieren oder 
dergleichen, das soll umb dobleten pfenig geschätzt werden. 
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sagente ein anderer miisse ihn vor schaden halten, sonder er 
soll ihn bezahlen und seine schuldner selbsten suechen wie 
er vermeint die zu geniessen. 

25. Von unbekannte summa. Wan einer ein unbe- 
kannte summa hat inzuziechen, so mag er sie nit einziechen 
bis im austrag des rechtens, wan aber ein theil der summa 
kanntlich ist, so mag er ds kanntlich inziechen so er gern 
will. 

26. Von einem verbott umb ein schuld. Welcher 
von einem ein schuld inzeziechen hat der solle dem schuldner 
an einem tag vor er inziechen wolle und vor Ave Marie zeit 
mit dem landweibel lassen bueten, (daheimet zu sein);') so nun 
der schuldner ordentlich geboten ist oder freiwillig content 
ist gsin, daheimet zu sein on den weibel, (so mag der credi- 
tor morgendes mit zwei geschworne für seines schuldners 
haus kommen und ihme lassen schäzen nach unserem lands 
bruch. Im frieling ist der creditor schuldig, wil man zur 
selbigen zeit gemainiglich im berg ist, uf seines oder seinen 
debitoren zuewarten bis uf mitten tag, nach mittag aber mag 
er einziechen ohn widerred, zue ander zeit mag der creditor 
frue oder spat inziechen wie er will).?) 

27. Der schezeren aid. Nach unserem landsbruch ist 
ein jeder geschworner schuldig umb seinen lohn zue schäzen, 
usgenommen, so er den parteien in der frindschaft oder kemet- 
schaft so nachet were dz er nit rechtsprechen möcht, so ist 
er auch nit schuldig pfand zue schäzen. Was aber den ge- 
schwornen für würd tragen nach unserem landsbruch ds seind 
sie bei ihren gethonen aiden schuldig zue schezen, was 
werth ist und demnach den driten theil abziechen oder halb 
theil umb punkten wie obgeschrieben stehet dg der da pfand 
gibt verliere den driten pfennig oder den halb theil. 

28. Der schezeren lohn. So die parteien eins werden 
nachdem die schäzer für des schuldners haus geführt seind 
dz sie nit: dürfen schäzen, so ist ihr lohn einem 3 d., miesen 


1) B: morgendis daheimet zu verbleiben, 

2) B: so msg der creditor morgenderen in aller zeit so weil gant offen 
ist, am tag frühe oder spat, zwei geschworne, die an des sohuldners haus 
zunächst sein, aber unparteisch wie mit dem urthelfallen dahin führen und 
ibme lassen schätzen nach unserem lands brauch, ist auch zu keiner zeit, 
auf seinen debitoren zu warten, dann allein, so einer schätzer führte in ein 
dorf, und der debitor, in ein ander dorf hier im land wäre, so ist der oreditor 
ein stund schuldig seinem debitor auszuwarten, so das volk will ihme 
hollen, sonst ist er nit schuldig, 
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sie aber schizen so ist lohn derselben 3 kz. einem; wer 
pfand gibt muess des weibels und der schezer lohn abtragen. 

29. Wer pfand abschlaht. Wer pfand abschlabt es 
seie mit etwas verwörfen, sich verbörgen, nit erscheinen oder 
wie dsselbig mag genambset werden, so mag der creditor zu 
dem landamman oder zu dem statthalter gehen und umb ein 
pfd. d. vertrösten, so ist der landamman schuldig uf der statt 
das gricht dem schuldner für sein haus zu führen, and nach 
gegebener urthel so der schuldner unrecht hat, so hat der 
creditor die wahl in all seinem hab und guet, mag auch pfand 
nehmen umb zweifach pfennig und all köstig soll der schuld- 
ner abtragen an des creditoren sohaden; der creditor ist aber 
schuldig dem debitor in seim haus sein nothwendige narung 
zue lassen, | 

30. Wer umb biirgschaft schuldig ist. Item ein 
biirgschaft soll ohn widerred pfand geben fiir die summa so 
er verheissen hat, doch soll ihme zil und tag von den schä- 
zeren erkennt werden, dass er den für welchen er (verheissen 
hat, besueche und ihm sein schaden wurde).) Wan zil und 
tag vergangen ist ds sein bürgschaft nit darzu hat gethan, 
so mag der creditor seine geschäzte pfand ustragen. Wan 
aber die bürgschaft innerhalb zil und tag pfand treiben oder 
bringen würde, so ist der creditor schuldig das vorige pfand 
ledig zu lassen und das pfand so die bürgschaft bracht hat 
schäzen lassen und sich daraus zue bezahlen. 

81. Von güeteren verkaufen und schäzen. Die- 
weil ein missverstand oftermahls in gueteren kaufen und ver- 
kaufen erwaxen, so ordnen wir, dz wo zwei, drei oder mehr 
personen, die guetes verstands und nit gevögtet seind, mit 
einanderen märkend umb ligende güeter, herbrigen, äcker, 
wisen oder wie sie genant werden, dz sie sollend eines wer- 
den umb so vil summa, so soll es darbei bleiben; sezend sie 
ihr märk in erkantnus bider leut so soll es auch gelten und 
darbei bleiben; wollen sie aber der landsordnung geleben, so 
sollen sie die schezeren nehmen von den geschwornen oder 
zwelfen die dem gut am nächsten seind.*) 

32. Derselben schezeren aid. Die schezer so zue 
solchem kauf erwölet werden, sollen die güeter bei ihren 
geschwornen aid schäzen, sich von der billichkeit weder 
müeth, gab, freindschaft noch findschaft nit lassen wenden, 


1} B: versprochen hat, besuechen wolle ihme vor schaden zu sein. 
3) B fügt noch bei: aber nit nôthen in der freundschaft den einer der 
artheilen mag und auch den zug nit habe. 
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sonder bei ihren besten wüssen und ohn all bös gefärde, 
und was die schezer händlen so solle es darbei verbleiben 
und kraft haben. Wan sich aber ein oder bed parteien der 
schezung wurden beschwären, so mögen sie innerhalb acht 
tag und auf ds lengst innerhalb jahr und tag!) die ersten 
schezer beruefen und der güeter lohn übersechen, die schezer 
aber seind schuldig ein schidmann wo ihnen gut gedunkt zu 
ihnen nemen und die güeter zum anderen mahl schezen, und 
bei demselbigen soll es bleiben. Wan aber die ein partei 
die güeter nit wolt lassen übersechen, so mag die ander par- 
tei ihme zue wissen thun, dz er darzue stohn solle, und nach 
geschecbner ermanung mag er die güeter lassen übersechen, 
sein partei sei darbei oder nit. Wer die güeter zum andern 
mahl will lassen schezen, der soll es thun innerhalb jahr und 
tag!) oder er verlieret seine gerechtigkeiten. 7 

33. Von giieteren ziechen. Item einer der ein ligend 
guet recht und redlich verkauft, der solle den zug nit ab- 
sagen, dan zur zeit der lösung mag er seine güeter wieder 
ziechen, er habe den zug abgesagt oder nit, der verkäufer 
hat den zug zu seinem verkauften guet in ein monat frist 
oder innerhalb jahr und tag; dergleichen seine frind haben 
den zug zu dem verkauften guet so der verkäufer nit darzu 
thut, doch mit pakt und condition dz der frembd mag noch 
monats frist solle den zug drei tag darnach haben und nach 
jahr und tag noch 15 tag zu vermeidung viler list so ge- 
schechen möchte. — Item wer ein guet ziechen will, derselb 
der solle bei seinem aid ds guet ime selber ziechen in seinem 
namen mit seinem guet ohn bös gefärde. Wo aber der käufer 
inne würt dz der zug mit list geschechen were, so mag er 
ds gut zu seinen handen nemen, dem verkäufer oder seinen 
freinden das ihrige wider erstatten und ds guet wie ers er- 
kauft hat geniesen, und dieselbigen ziecher sollen gestraft 
werden nach erkantnus des grichts. Der verkäufer oder seine 
freind so sie ein guet ziechen, mögen dem käufer wider ge- 
ben wie es der verkäufer von dem käufer empfangen hat, es 
sei wert, gelt, vech oder summen. Wan ihre vil ds guet 
wollen ziechen, so mag der negst in der frindschaft von denen 
ds guet ist kommen die ander usschliessen, und so der negste 
frind nit darzue thuet, so mögen je die negsten darnach ds 
guet ziechen, der und die negsten werden je gehalten mit 
dem ziechen wie mit dem erben wie im 40. punkten gesezt 
wird. Gleiche in der frindschaft mögen ds guet mit einan- 


1) B: ein monat frist, 
Zeitschr. für schweizerisches Recht. Neue Folge VI. 11 
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deren ziechen; zinsbriefe mögen auch gezogen werden wie 
andere ligende güeter, dz dem käufer werde erlegt wie oder 
was er dem verkäufer geben hat, gelt, wert oder summen 
wie obstat.!) — Dieweil oft in solchen käufen grosse zerung 
ufgetrieben sind, damit so der negste freind hat wöllen ziechen 
dz der bezahlen soll was verzehrt ist, so ordnen wir dz vort- 
hin so ligent giieter verkauft werden, dz der negste freind 
nit anderst zue bezahlen schuldig sei dan für beid parteien 
zwei mass wein für den weinkauf und den schezeren und 
parteien kostung so sie verzehrt haben die güeter zu schezen?), 
wan aber die parteien mehr kostung wurden uftreiben für 
sich selbert oder für andere zue bezahlen so ist der ziecher 
nit schuldig abzuetragen. 

34. Güeter umb ein zins verleichen. Wer verleicht 
umb zins der solle offentlich verleichen; der die giieter ver- 
leichet, hat drei tig nach geschechner mirkt den zug, sonst 
hat er kein zug bis die zeit der lösung aus ist; die negsten 
haben den zug innerhalb acht tagen oder wenn ihnen zue 
wüssen würd, so die güeter weren heimlich verlassen; doch 
dz der freind der die güeter ziecht dem verleicher umb den 
zins vertröste. Der die güeter umb den zins empfachet, solle 
nüt darauf bauwen bis die acht tagen vergangen seind. Güeter 
einem frembden umb ein zins verlichen mögen von einem 
nachburen zogen werden. Die negste frind haben den zug 
mit den güeteren als mit verkauften güetern.?) 

35. Versezen güeter. Heimische versezte güeter umb 
ein summa mögen jährlich gelöset werden in dem ingehenden 
merz, güeter im berg sollen zogen werden jährlich in ein- 
gehendem maien; wan aber ein gut versezt würd so hat der 
versezer ein monat frist den zug, aber der frind ein monat 
und drei tag.*) Wan aber der versezer jährlich ds gut nit 
ziechen will oder mag, so mag der frind jährlich den zug 
drei tag darnach haben. Wer aber ein gut versezt umb ein 

1) B fügt noch bei: und ein gleichen verstand soll es auch haben umb 
herbrigen also wie mit dem gut oder zinsbriefen ziechen. Was aber fah- 
rende sachen anlangt als 8. h. vich, hausrat und dergleichen ausser wie 
obengemelt ist, de sol kein zug haben. 

3) B: namblich 20 bz. 

*) B: gleichfals so ein frembder hier ligende gueter oder herbrig kauft, 
soll auch der zug sein allweg der nechste freund danen hero ds guet kombt. 

4) B: oder sobald er der sach gewahr wird und fals derjenige dem 
ds guet versetzt worden obwas daran häte gebauwen, so soll der ziecher 
widerumb erstatten. 
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summa gelt ein jahr oder mehr, sagende, wo er ds guet nit 
löset uf bestimbte zeit, dz ds gut solte kauft und bezalt sein, 
so ist es verordnet, dz wan dem käufer uf zil und tag sein 
geld erlegt wird, so muss er es empfangen, wo aber nit, so 
mag er umb sein summa von dem gut uslassen schezen nach 
rath der schezeren, wo und an welchen orten den schezeren gut 
gedunkt, und witer') haben der versezer und seine freind den 
zug wie obgemelt ist.?) 

36. Von gütern tauschen. Es ist verordnet dass wer 
güter oder herbergung vertauschet, wan ein tausch recht ge- 
schicht ohn bös gefärde, so soll es kraft haben, es seie dan 
sie werden selber eins oder dz sie die giiter wollen lassen 
schezen. Vertauschte güter in gleichem gelt haben kein zug, | 
wan aber ds ein guet besser oder mehr werth ist, dan ds 
ander, so hat der tauscher oder seine frind den zug für die 
summa dz ds guet besser ist; baben sie abgeredt, an welchem 
ort des guts der zug geschechen soll, so soll es darbei ver- 
bleiban, wo nit so mag der ziecher an ein ort ziechen nach 
rath der schezeren gut für gut und bös für bös. 

37. Wer theil an ein herbrig hat. Wer theil an ein 
herbrig hat, so er nit eins werden kan mit seiner partei, so 
mögen sie die gemächer abtheilen, wan aber die ein partei 
die stuben und kuch nit theilen wollte, so sollen dieselbige 
zwei gemächer nit theilt werden; es ist auch verordnet, da 
welcher den meisten theil an die zwei gemächer hette, ob 
er gleich vil volk hete, so sol er sich leiden und zu guten 
treuwen sin gebührenden theil bruchen und dem anderen nit 
zu überlegen sin.) 

38. Kein frauw soll von ihrem man weichen. 
Wan ein frauw von einem man geth, so ist ein amman sambt 
ein gricht schuldig darzu zu thun, dz sie bei einanderen woh- 
nen wie ein ehevolk zu thun schuldig, wurde sie aber us der 
gmaind ziechen dz ein ehrsames gricht über sie nit zue bieten 
hete, so mag ihr man ihr gut geniesen und ist ihr kein auf- 
enthaltung nit schuldig bis sie wieder mit ihm hausen wiird.*) 


1) B: aber an einem ort die wahl anzefachen wo er will und noch 
gehen und soll umb den dritten pfenig mehr geschezt werden, 

%) B: wegen versetztes gut 12 jahr nacheinanderen und so abgeredt 
wurde bei verfliessang der 12 jahren noch länger gesetzte gut zu sein, 80 
soll es sein in denen rechten; aber ohne weiteres reden wenn die 12 jabren 
aucgeloffen so sol der zug ein end haben. 

*) B: die anderen gemächer aber sollen getheilt werden. 

+) B: gleichförmig soll es sein so der man von seinem weib weichet. 
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39. Von erbschaft und erben. Eliche kinder sv die 
vorhanden seind erben vater und muter vor meniglich, und ein 
jedes kind erbet für sein haubt ein gleichen theil. 

40. Bruder und bruders kind. Es ist verordnet, 
dass bruder und bruders kind oder schwesters kind sollen 
gleichlich erben, aber nit nach anzal der personen sonder im 
stammen, des bruders kinder wenig oder vil nit mer erben sol- 
len als ihr vater oder muter, ob sie gelebt geerbt heten. 
Ein exempel: wan zwei briider oder geschwistrigte erben 
der ein ist bei leben, und der ander gott dem herrn befolchen, 
aber der abgestorbne hat zwei, drei oder mer kinder ver- 
lassen, so erbet der bruder so bei leben ist ds gut halb theil 
und die verlassen kinder ihres vaters theil und nit je mer. — 
Geschwistrigte kinder erben in stammen und nit nach anzal 
der personen, der geschwistrigte kind (seind) wenig auf ein 
seiten und vil aut ein andere seiten, so erben die wenig so 
vil gut als die so vil seind. Geschwistrigte kinder und ge- 
schwistrigte kindskinder erben in’ stammen und nit nach an- 
zal der personen wie von bruder und bruders kind gemelt. 
ist. — Zum dritten kinder erben im stammen und nit nach 
anzal der personen, dan zum driten kinder wenig uf ein sei- 
ten und vil auf ein ander seiten so erben die wenig so vil 
gut als die so vil seind. — Zum dritten kinder und zum drit- 
ten kindskinder erben im stamnıen und nit nach anzal der 
personen wie oben von bruder und bruders kind gemelt ist. — 
Wan aber der abgestorbne keine freind zum dritten nit hette, 
so falt ds gut uf ds negste blut, ds gut es komme von wan- 
nen es wolle. Die im vierten grad allein mögen nit erben 
so die zum dritten sie in ds erb nit halten; dan wo keine 
erben zum dritten nit sin, so mögen die zum vierten nit erben, 
sonder das guet falt auf ds negst blut wie gemelt ist. 

41. Erklärung der erbfall. Es ist verordnet und 
auch zue wüssen dass in einem erbfall soll ein jedes guet 
fallen uf den stammen daher ds guet kommen ist, denn bruder 
ein halb oder schwester!) mögen nit erben noch geerbt werden 
dan alleinig was von ihrem stammen ist da und dergleichen 
andere in der frindschaft (sind) wie gemelt ist. — (Es ist auch 
verordnet dz ein jeder erb privata schulden zahle nachdem 
er gut erbt.)*) 

42, Erben die nit verhanden seind. Wan ein erb 
in frömbde landen falt, wer das dz man ihn nicht erfragen 
möcht, so soll ihme sein theil zuerkennt werden, welches erb 


1) B: dan ein halb geschwistrigen. 3) fehlt B. 








Rechtsquellen des Gotteshausbundes. 165 


seine negste frind wögen geniesen und bruchen mit pakt 
und condition, dz sie nüt darvon vertüechend, dz wan der 
in der frembde ist über kurz oder lange zeit käme, er oder 
seine leibes erben mit klarer kundschaft dz ihme sein erbtheil 
geben werde und ein ziemlich zins nach erkantnus bider- 
leuten. 

43. Ein erbschaft soll inventirt werden. Item 
wan ein erbschaft falt, so seind die nechste frind on ver 
ziechung schuldig den landamman zue beruefen und ds erb 
inventiren lassen und ein gemain rechnung ufzenemmen; so 
fer aber dz die erben oder frind nit darzue thäten, so ist 
der landamman sarubt dem gricht schuldig darzue zu thun, 
dz ds erb inventirt werde. Grleichfalls ist der landamman 
sambt zwei vom gricht schuldig in ein jede theilung zue 
sein und gut ufsechen thun dz einem jeden erb sin gebühren- 
der theil werde. 

44. Ein schwangere frauw mag fiir ihr frucht erb- 
fal begehren. Es soll einer schwangeren frauw nach tod 
ihres mans für ibr frucht der gebührende theil des erbfales 
geben werden. 

45, Wan mehr erben vorhanden seind. Item wan 
die erben nit eins seind umb ds erb dz einer den anderen 
wolt ausschliessen, vermeinend er seie‘der nehere frind, so 
solle ds gut inventirt werden und keinem zuerkennt bis auf 
ustrag des rechten; wan aber die erben kosten und schaden 
wurden auftreiben von wegen des erbfalles, so ist es ver- 
ordnet dz welcher sich für ein erb wollte indringen und mit 
recht usgeschlossen wurde, der solle schuldig sein alle ko- 
stung abzutragen so von dessentwegen usgangen weren von 
anfang bis an ds end one schaden des erbfalles. 

46. Entrichtung der witfrauwen. Wan ein man 
mit tod abgehet, so soll die frauw bei guten treuwen alles 
ihres mans hab und gut anzeigen und wan man theilt auch 
herfür tragen.!) Sie soll auch zu gewin und verlurst stehen, 
den dritten theil haben an hab und gut. Wan der man aber 
hette verthon mit bürgschaften, spilen und hurerei, so soll die 
frauw dardurch kein schaden haben. 

47. Der man soll die erst frauw usrichten. 
Der man soll auch gleiches fals nach absterben seiner frauwen 
bei guten treuwen seinen kinderen geben und inventiren las- 
sen was ihnen billich gehört oder seiner frauwen frinden ob 
sie bei einanderen keine leibserben nit hetten. Item wan 


1) B: und inventiren lassen. 
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ein witling wiben will, so soll er die erste frauw zuvor aus- 
richten.!) 


Von vögten und gevögte personen. 


48. Der vögten aid und pflicht. Wan einer zu einem 
vogt wird begehrt und confirmirt so ist er schuldig bei seinem 
geschwornen aid seine vogtkinder und ihr guet zu bevögten 
recht treulich und fleissig als wan es sein eigen guet were, 
dz er wüsse bei seinem aid sich gegen gott und der welt zu 
verantworten. 

49. Ein vogt soll inventiren lassen. Keiner soll 
kein vogtei nit aufnemen, es werde inventirt und fleissig ge- 
 schriben alles was vorhanden ist, ligente und fahrende güter 
bargelt und zinsschulden oder was vorhanden ist, und wan 
ein vogt rechnung gibt, so soll er ds inventar dem gricht 
präsentiren und daraus rechnung geben. Ein vogt mag sich 
nit jährlich von seiner vogtei entsprechen, er werde dan von 
seinen vogtkinder oder ihre negste frind vor dem gricht noch. 
geschechner rechnung entsprochen. 

50. Von unfleissigen vogten. Ein unfleissiger vogt 
der solle gestrafet werden nach erkanntnus des grichts nach 
dem er unfleissig were gesin. 

51. Von der vogten belohnungen. Ihr lohn soll 
sein 10 plapert, wan aber einer us dem land reisen miesste oder 
vil mühe und arbeit hete, so soll ihm in der rechnung sein 
lohn von dem gricht gemacht werden. 

52. Von der vogten rechnungen. Alle die so vog- 
teien habend, sollen die jährlich wan ein obrigkeit gesetzet 
und confirmirt ist für ein gricht erscheinen und ein gemeine 
rechnung geben, und wer nit erscheint, der ist dem gricht 
1 pfd. d. verfallen. 

53. Wer gevogtet werden soll. Kinder die unter 
15 jahren seind, wittwen, waisen, sinlose lüt, kärlose alte 
unvermögliche leute, unnütze verthüeren und weibsbilder, die 
nit gemannet, die alle sollen von einem amman und gricht- 
bevögtet werden, die ein vogt begehren, so soll der begehrt 
vogt confirmirt werden; wo aber die noth erfordret und etwan 
einer von gemelten personen keinen vogt nit begehren noch 
haben will, so ist ein amman schuldig dieselbigen zue be- 
vögten nach rath des grichts. Item wer bevögtet oder in 
gwalt seines vaters ist, die sollen ohn rath wissen und willen 
ihrer väteren oder vögten nüt handlen weder im land noch 


1) B: zugleich ds weib des mans sachen so er vor ihr mit tod abgieng. 
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us dem land, dan was sie märkten oder hantiren ds ihre 
gwalthaber nit kuntlich sein, ds soll nüt kraft haben. 

54. Von verlassne waisen. Wan ein vater oder 
muter mit tod abgehet, so ist der ander der bei dem leben 
ist es seie der vater oder die muter schuldig, seine kinder 
haben gut oder nicht, die kinder in ehren zu erziechen. Ist 
vil gut vorhanden, so mag er oder sie ds gut nuzen und 
bruchen und den genuss darvon haben, doch dz ds gut ligend 
und fahrends nit verthon werde sonder bleiben wie es in- 
ventirt ist. Wan aber die kinder in krankheiten fallen, der 
schul nach ziechend oder ein handwerk lehren, so mag ds gut 
angriffen werden doch mit rath des grichts. 

55. Die waisen sollen nit verlassen werden. 
Item wan ein witling oder witfrauw us dem land weibete 
oder mannete oder sonst ziechen wolte, so seind sie schuldig 
ihre kinder mit ihnen zue nemen und sie in ehren zue er- 
ziechen. Item, so die kinder wenig gut heten und wolten 
von den elteren verlassen werden, so soll der amman und 
gricht gut acht haben dz die kinder nit verlassen werden, 
oder vater und muter dahin wisen, dz sie von ihrem hab und 
guet so vil da lassen dz die kinder wol erzogen werden. 
Wan aber die kinder wolhäblich weren, so mögen vater 
oder muter ds gut weder fahrends noch ligends nit verrucken 
sonder hie im land geniesen und bruchen nach ihrem guten 
vermögen. Vech aber und essende speis mögen sie nach 
rath der freinden oder gricht zusammen schlagen und in der 
gmaind vertrösten, wo zu schulden käme, dsselbig zue wider 
erstatten. 

56. Von allem gwicht und mass. Item es ist ver- 
ordnet, dass der landamman solle gut aufsechen haben dz in 
unser gmaind Churer-gwicht!) und mass gebrucht werde, und 
wer kaufen oder verkaufen will dz er gepfächt gwicht!) und 
mass bruche. Und wer bei ungepfächet ell kauft oder ver- 
kauft, der soll umb ein jedes mal umb ein pfund heller?) ge- 
straft werden. Wer aber bei ungerecht oder ungepfächt mass 
oder gwicht kauft oder verkaufet, der soll ohn gnad für ein 
jedesmal umb 1 pfd. d. verfallen sein. Item wer ermahnet 
würd und der aber fälet, der solle weiter nach erkantnus ge- 
straft werden. (Ein klafter lang sollen 3 ellen sein lang.)°) 

57. Von ungerecht waar. Wer specerei und der- 


1) B: El 3) B: 1 pfd. d. 
*) B: Das klafter es scie zu ligendem gut wie auch gleichfals zum 
heu messen soll sein 12 quart lang. 
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gleichen waar hat,!) dass dardurch der gmain man oftermals 
betrogen würd, in ds land bringt, der soll es nit verkaufen 
ohn des landamman erlaubnus;?) wer aber solches übersicht 
der solle (im gricht vertrösten und nach erkantnus des grichts 
gestraft werden).®) 

58. Von würten. Wer würten will der (solle offent- 
lich würtschaft haben jahr und tag halten und alle pakten 
und gedingnussen so von einer ehrsamen gmaind verordnet, 
soll er halten und nachkommen. Item so ein gast wolte 
haben mehr als sein nothurft forderet, so soll der würt nit 
geben, wer aber wider den würt wolt reden und ihme nit 
volgen, der ist ohn gnad 1 pfd. heller verfallen).*) Item es ist 
verordnet dz wer den kinderen, bevogten personen und un- 
verständigen leuten ds ihre wolt abnemen mit wissbrot, öpfel, 
bieren, nüss, obs, wein, krämerei und dergleichen der solle 
für ein jedes mal ohn gnad 1 pfd. d. verfallen sein. 

59. Von korn und molchen verkaufen. Einer der 
korn und molchen verkaufen will, der soll es an des baaren 
gelt stat verkaufen wie es von der gmaind geschezt ist. Uf 
börg aber mag einer verkaufen (wie er mit dem käufer eins 
wiird),") doch solle er einem geben, dass es wärschaft seie. 
Wan aber einer ds gut besicht und kauft, so soll er da gut 
bezalen ohn widerred.*) 

60. Von dienstknechten und mägden. Ein dienst- 
knecht oder magd der vor der zeit aus dem dienst gehet 

1) B: oder obs und solcher gattung. 

3) B: dz seine waar von zwei unserer landsmänner die darumb ver- 
ordnet werden, gewerthet werde was werth seige. 

#) B: das erstmal 1 pfd. d. verfallen sin und das zweite mal 2 pfd. d. 
so er übersicht. — Einer der die herbriget, will sie umbtragen und ver- 
kaufend ehe es gewerthet seye wie vor gemelt, der ist ein gleiche buos verfallen. 

+) B: solle ein tròster geben, er wolle da ganze jahr wirthechaft haben, 
wolle einem jeden der zu bezahlen hat seiner nothurft nach geben und umb 
die bezalung wie es von einer ehreamen gemaind aufgelegt und verordnet 
ist; und wan einer deren eins übersechen wurde, sol derselbig tröster im 
namen seiner tröstung 9 pfd. d. verfallen sein, und eoll offenlich wirthsohaft 
haben zu gleichen pacten und gedingen, so eine ehrsame gmaind verordnet 
sol er halten und nachkomen, soll auch den wein nit teurer mögen geben 
dan wie es von einer ehrsamen gmaind taxirt oder mit dem wirth paotirt 
wirt und kein schlechten wein ausschenken mögen, und wan er solches über- 
sechen wurde, soll er von einer ieden legela 1 pfd. d. verfallen sein. 

5) B: um so viel auf ein jedes viertel als 6 kz. aufschlagen und mehr nit. 

*) B: sei es gut oder schlecht. 











Rechtsquellen des Gotteshausbundes. 169 


ohn redlich und genuegsame ursach und ohn willen seines 
herrens und frauwen, dem soll kein lohn erfolgen. Dagegen 
wan ein knecht oder magd ohn redlich ursach geurlaubet 
wird, dem soll sein voller lohn erfolgen. — Wer aber ein 
gedingten knecht oder magd oder halb knechten dinget der 
ist ohn gnad umb 1 pfd. d. verfallen oder gestraft worden. 

61. Volget wer gelt auf maihen nimbt. Item es 
ist verordnet, dass wer gelt auf maihen oder werken nimbt 
und nit hält, der solle ds gelt wider erwenden und den drit- 
ten pfennig darzue; miest er aber pfand geben zu jeder zeit, 
so mues er zweifach pfand geben und jedwederen schezeren 
2 bz. für sein lohn und dem inziecher auch 2 bz. für ver- 
saumbte zeit. Item!) welcher essent speis oder wärth uf 
maihen nimbt der solle pfand geben umb den dritten pfennig, 
doch solle er den schezeren und inziecheren den lohn geben 
wie obstat. Wan aber einer gelt uf maihen oder uf werken 
verhaisset und nit haltet, der solle den werkern pfand geben 
wie obstat. 

62. Wer gelt auf schaf nimbt. Wan einer gelt auf 
schaf nimbt und nit halten mag, der solle zue jeder zeit da 
er die schaf hette sollen geben, das gelt dem schafman wider 
erlegen und für ein jedes haubt ein bazen darzu, (mueste er 
aber pfand geben, so mag er pfand geben wie umb ein andere 
schuld doch dass der bazen werde darzue gesezt).?) 


Hienach volgen von frevlen. 


63 Und erstlich wie die feirtäg sollen gehalten 
werden. Dieweil die ehr Gottes billich solle beförderet werden, 
dz der mensch am hlg. sontag und andere väst von allen leiblichen 
werken solle miessig gehen und Gottesehr ufwarten mit kilchen 
gehen, die hl. mess und Gottes wort hören und sich ganz 
und gar in Gottes dienst ergeben, ds ist es verordnet und 
gesezt: dz die nachgeschribne foirtäg västiglich gehalten 
und gefüret sollen werden.*) Erstlich alle sontag des gan- 
zen jahrs, die fest Christi des Herrn zu weinachten zu 
ostern zu pfingsten und nach des väst die negsten zwei tag,‘) 


1) B: gleichförmig sol es gehandlet werden mit denen weibs personen 
die gelt auf werken nehmend thuont und nit haltend. 

3) B: muste er aber pfand geben, so mag der schatzman die wahl 
haben unter allen seinem hab und gut zu lassen schetzen und zweifach 
pfand umb sein gelt, so er darauf gegeben hat. 

®) Der Eingang in B ist ausführlicher. 

4) B. item uffart. 
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alle unser lieben frauwentäg, alle zwölf bottentäg, St. Pauli 
bekerung, den charfreitag vormittag, St. Johann des täufers, 
St. Maria Magdalenatag, ') St. Laurentiitag, St. Michelstag, 
St. Lucitag im christmonat, allerheiligentag, allerseelentag 
vormittag, St. Catharinatag.*) Es ist auch verordnet, dz 
an einem heiligen sontag nach feiertag keine oxen noch ross 
sollen eingespannet werden. Item kein milirad solle an dem 
heiligen sontag umbgehen. Welcher sich übersicht und den 
feirtag nit hält wie oberzelt, der ist für ein jedes mal ohne 
gnad 1 pfd. d.") verfallen.) Item welcher an einem sontag 
oder hochen väst us der gemaind ohn ein hochwichtige ursach 
gienge oder sonst mit der büx gejagete, fischerei oder andere 
verwerken umbgehen wurde, vor und ehe der gottesdienst 
us were, der solle für ein jedesmal umb 1 pfd. d. gestraft 
werden. 5) 

64. Von gotteslesterei. Welcher mans oder weibs- 
person bei den eigenschaften Gottes allmächtigen, bei dem 
leichname, marter, leiden, bluet, wunden Christi Jesu, bei 
der reinen jungfrauwen Maria oder den lieben heiligen schweren 
oder verschmächlich darvon reden wurde, derselbigen frömbden 
oder heimbschen sollen witer dan umb gut gestraft werden 
nach erkantnus des grichts. 

65. Welche rechtsprecher oder die zwölf oder 
weibel oder sonst einer us der gmaind, der ein 
todschlag oder secret eröffnet wie er gestraft soll 
werden. Alle diejenige, die ein secret eröffnet, die selbigen 
sollen nach erkantnus des grichts gestraft werden, es sei 
an guet, ehr oder leib, nachdem sie gefehlet haben. 

66. Wer vater, muter, schwecher oderschwiger 
schlägt oder dieselbigen lästerte oder sich selbert 
fluecht. Item welcher sohn, tochter, eidem, schnur, enekli 
die obgemelten personen fluechen oder schlagen wurden, die 
sollen nach erkantnus des gerichts gestraft werden es sei an 


1) B: St. Donatus im summer, 

3) B: St. Florintag, St. Brigidatag, St. Blasiustag, St. Carolustag, 
St. Sebastiantag, St. Antoni de Paduatag, St. Abbatetag. 

°®) B: 2 pfd. d. 

*) B: und wer die feir und sontag antrifft sollen weiter gestraft werden 
bei erkantnus des gerichts aueh kein werk und nit wetten (?) ehe es tunkeln 
nacht seige. 

5) B: und wer sich am sambstag abens finden Jasset der nach Ave 
Maria geleutet ist mit oxen fahrte oder anderwerts tete der soll 1 pfd. d. 
umb ein jedes mal verfallen sein, 
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guet, ehr oder leben, demnach sie gefehlet heten, desgleichen 
wer sich selber fluecht. 

67. Von kilchgang der ehevölker. Es ist verord- 
net, dass welcher ehemann, nachdem er sein eheweib heim- 
getührt hat und (dz er sie innerthalb acht tag nit zu kilchen 
führet und sich lasst insegnen nach ordnung der heiligen 
katholischen kilchen),') der solle ohne gnad umb 1 pfd. d. ge- 
straft werden und nit desto weniger schuldig sein, sein frauw 
zu kilchen führen wie gemelt ist.?) 

68. Von stössen, uneinigkeiten und frid ufne- 
men. Item es ist verordnet, dz wan sich begeben würd dz 
ihrer zwei oder drei oder mehr personen stössig wurden, 80 
sollen die umbständigen oder die darzue kommen dieweil 
der stoss wehret tapfer und manlich wehren. Die stössige 
personen sollen sie auch bei ihrem aid ermanen dz sie ordent- 
lich rechten vertrösten. Wan aber einer zum dritten mal 
ermahnet ist und nit trösten will, so ist er ohne gnad 1 pfd. 
d. verfallen und dem durch sein ungehorsamb schaden ge- 
schechen wurde soll er nach erkantnus des grichts gestraft 
werden. Wan aber einer in seiner thoben wis?) verharren 
wurde, so soll er gefänglich angenommen werden, und wan 
er von denen, die da wehrend wo er zum dritten mal er- 
mahnet ist und noch nit vertrösten will, geschlagen wurde, so 
soll ers für guet nemen und darnebet alle tröstung abtra- 
gen so von ihrem ungehorsambe entstechen wurden. Seind 
aber die umbständigen nit stark genug, so sollen sie die negste 
nachburen bei ihrem aid ermahnen und umb hilf anrueten, 
und welcher sein besten fleiss nit von stund an darzue thut 
nach geschechner ermahnung, der ist ohne gnad verfallen 15 
pfd. d. und nach gestalt der sach soll er an glimpf und ehr 
gestraft werden nach erkantnus des grichts. — Wan aber die 
parteien zum gricht vertröst haben, so sollen sie schweigen, 
und wan gleich die ein partei die ander heissen liegen, so 
soll man schweigen; würd aber solches übersechen so sol- 
len die nach dem sie frid gebrochen oder gehandlet, gestraft 
werden. | 

69. Von frid brechen. Wer frid bricht, es seie mit 
worten oder mit werken, der solle umb 9 pfd. d. gestrafet 





1) und nicht alsobald in der kirchen lasset einsegnen nach altem löbl, 
katholischen Gebraucb. 
3) B: verfallen sein und dannoch verbunden ze kirchen ze führen wie 
obgedeutet. 
*) B: ungestimigkeit und taublicher weis. 
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werden, und welcher bluet über frid machet der solle von 
glimpf und ehr gesezet werden und witer an gut gestraft 
werden nach erkantnus des grichts. 

70. Von bluet frewelen. Item wan einer dem anderen 
bluet machet!) der solle umb 5 pfd. d. gestraft werden. 

71. Von wunden. Welcher dem anderen bluet machet 
und verwundet, nach dem er schaden gethon, so solle er nach 
erkantnus des grichts gestraft werden. 

72. Von waffenzucken. Der ein waffen zucket, 
welcherlei es sei der ist 10 8. verfallen; gleicher buos ist 
einer verfallen umb ein moultaschen oder umb ein fuesten- 
streich. 

73. Von steinen werfen. Welcher in einer differenz 
ein stein ufhebt ohn schaden der ist 10 8. verfallen; wan er 
aber den stein us der hand wiirft, thue er schaden oder nit, 
so soll er nach erkantnus des grichts getraft werden. 

74. Wan einer der da wehret geschädiget würd. 
Item im selbigen ist verordnet, wan einer treuwlich nach 
seinem besten vermögen wehret und geschädiget, verwundt 
oder verlezet wiird, so sollen die schuldigen alle kostung 
abtragen und weiter nach erkantnus des grichts gestraft 
werden.) 

75. Welcher parteisch ist in einem stoss. 
Der sich in einem stoss parteisch erzeigt, ehe er an seinem 
bluetsverwanten bluet sichet, der ist 1 pfd. d. verfallen 
und weiter nach dem er schidlich were gesin, so soll er nach 
erkantnus gestraft werden. 

76. Von ungehorsame vor dem gricht. Die uuge- 
horsame vor dem gricht sollen nach erkantnus des grichts 
gestraft werden und die selbigen frewel gehören dem. gricht. 
Wurde aber einer der massen ungestuin sein, dz der amman 
und gricht ıniesten ufstechen, so ist derselbig frewel der gmaind 
5 pfd. d. verfallen. 


1) B: der solle umb zwei gulden gestraft werden und diese buos sol 
halh dem landamnıan und balb der gemaind gehören; sol aber ein bluotfrefel 
inert anderthalb jahr getriben und ausgemacht werden, wo nit sol der land- 
amman seine rechte verloren haben; gleichfals sollen die wald freflen von 
der gemainds leuten auch halbs dem landamman und halbs der gemaind ge- 
hören. Was aber von frömbden veruebte wald frefien geschehen mochte, 
soll der gmaind alleinig gehören und dann noch soll der landamman schuldig 
sein bei seinem eid solche freflen von den frembden so wol ais vom heimi- 
schen zu ziechen. 

3) B: auch die schmerzen abzutragen. 
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77. Volget welcher weichet und nit trösten will. 
Item wan einer nach geschechner ermanung dz er vertrösten 
soll, wurde weichen, derselbig ist ohne gnad dem landamman 
und commun umb 5 pfd. d. verfallen. 

18. Von waffen vor einem gricht zue tragen. 
Wer vor einem gricht mit ungebührlichen waffen erscheinet 
als mit ein exs, biechel und dergleichen oder zwei waffen 
truge, der ist dem landamman und commun 1 pfd d. verfallen. 
Gleiche bues ist verfallen der ein wehr oder waffen in der 
kilchen tragen wurd. Wer in der gmaind ein dolchen tragt, 
der ist auch umb 1 pfd. d. verfallen. 

49. Von verborgnen waffen zue tragen. Wer 
ein verborgen waffen tragen thuet oder ein füsi, büxen oder 
ein biemesser heimblicher weis ufbehalten oder in einem stoss 
bruchen und wer ein harnisch oder banzer heimblich und 
offentlich trägt und wer auch spiessen, hellenbarten, büxen 
und dergleichen waffen in einem stoss brauchen wolt, der ist 
5 pfd. d. verfallen und weiter soll er nach erkantnus gestraft 
werden. 

80. Von worten wider die ehr geredt. Derweil 
nun der allmächtig Gott den menschen sinn und verstand ver- 
lichen dz er sein werk und wort zue Gottes ehr bruchen soll 
und dem negsten zue guetem, dieweil aber der bös freund 
oder find in unverständigen und listigen lüten ds widerspil 
zuerichtet, dz durch böse und strafwürdige wort oftermals 
einem frommen und unschuldigen menschen sein ehr‘ würd 
verlezt und abgeschnitten, damit aber sulche böse, neidige 
und schnöde wort vermiten bleiben verordnen wir: dz welche 
person seinem negsten übelredt dz er mieste ein widerruef 
thun oder den stab anrieren, so soll der oder dieselbig nach 
erkantnus des grichts gestraft werden. Mieste aber einer 
oder die eine ein widerruf thun mit einem offnen aid, so ist 
der oder dieselbig 2 pfd. d. verfallen und weiter nach dem 
er geredt so soll er nach erkantnus des grichts gestraft 
werden. Wan aber einer oder eine zum ander mal ein wider- 
ruf mit dem aid seinem negsten, dem vorigen oder einem 
andern, mieste thun, so ist er der frewel wie obgemeldet 
zweifach verfallen und weiter soll er nach erkantnus des 
rechten gestraft werden; wurde er aber zum dritten mal über- 
sechen dz er seinem negsten mieste mit dem aid entschul- 
digen, die ersten oder die anderen, so soll er an guet und 
ehr gestraft werden nach erkantnus des rechten, soll auch 
nimmer zue keiner kundschaft guet sein und in kein ambt 
noch ehrliche sachen gebraucht werden. Es ist auch ver- 
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ordnet dz wer seinem negsten übel nachredet es seie man 
oder frauw dz dieselbige person solle von anfang des grichts- 
handel da sein bis zue ustrag des rechten.!) 

81. Wan der kliger schuldig were. Item wan ein 
person wolt umb wort so wider ihn geredt weren klagen und 
dz die wort wahr weren, so wider den kläger geredt, so soll 
der kläger alle kostung abtragen; der kläger soll auch ge- 
straft werden nach gestalt der worten so mit der warheit ut 
ihn gezogen weren. 

82. Von heissen liegen. Welcher den anderen 
heisset liegen, allein sagend: du liegst, der solle umb 10 8. 
gestraft werden; wurde aber der kliger gelogen han, so soll 
er selbert alle köstung abtragen und obgeschribne bues ver- 
fallen sein. Wurde aber einer seinen negsten heissen liegen 
mit schweren worten, so soll er nach erkantnus des rechten 
gestraft werden. Item es ist auch verordnet, dz wan einer 
für gricht kombt und umb wort klagt, sagend, dz die wort 
weren geredt zwiischen den parteien allein und er möge die 
wort mit kundschaften nit darthun, so soll ein gricht klag 
und* antwort verhören und handlen nach gelegenheit der per- 
sonen was einem recht und gut gedunkt. | 

83. Von junkfrauwen schwächungen. Wer ein 
junkfrauw oder ein wittrauwen schwecht der ist ihr frind- 
schaft 15 pfd. d. verfallen, er ist auch?) schuldig sie zu un- 
derhalten von der zeit dz die that ist an tag kommen, bis 
die kindbett us ist; kan er eins mit der freindschaft werden, 
dz er ihr ihre narung gibt etwan in einem haus, wol und 
guet, wo nit, so muss er sie erhalten an ort und end, dz sie 
von einem gricht verordnet wiird. Item welcher ein ehe- 
frauw verführt dz sie von derowegen von ihrem man mieste, 
(der soll ihrem man 20 pfd. d. schuldig sein).8) Wer eine 
schwängeret die sich vorhin nit wol gehalten hat, der solle 
ihro ibr aufenthaltung geben wo ihm gut gedunket von der 
zeit dz solche that an den tag kommen bis ds kindbett für 
ist, und ist kein ander frewel nit schuldig. — Item wan einer 
eine schwängeret, wie obgemelt ist, der ist schuldig wan die 
kindbett für ist, ds kind zu erziechen als ein vater thun soll. 
Es ist auch verordnet dz wan eine einem ein kind bei dem 
aid gibt und er nit content ist und die that uf andere brin- 





1) B: sol auch seine contrapart schuldig sein die köstig abzutragen 
für die partes, dero beistand oder vogt, verstehet sich für zwen männer, 
3) B fehlt. 


*) B: so soll sie gehalten werden wie oben meldet mit der jungfrauen. 





Rechtsquellen des Gotteshausbundes. 175 


gen wolt, so soll ein ehrsam gricht in der sachen handlen, 
was ihme gut gedunkt nach gestalt der sachen und dem- 
nach einer darthuet mit genuegsamber warheit, so soll er es 
gnüesen. 

84. Wer ein wald anzündet. Item welcher ein wald 
anzündet wenig oder vil, dz ein ehrsambe gmaind dardurch 
schaden wurde haben, der ist ohne gnad 10 pfd. d. verfallen 
und nachdem er schaden thäte, so soll er weiter nach erkant- 
nus des rechten getrafet werden. 

85. Wer ein frewel anfanget. Werein stoss an- 
fanget mit worten oder mit werken, der oder dieselbigen 
seind schuldig all kostung abzuetragen von anfang bis in 
mans tod nach erkantnus des rechten. 

86. Wer seine frewel nit zu zalen hat. Item 
wer ein frewel begehn wurde und an guet nit zu zahlen hete 
oder keine bürgen nit funde, der solle an glimpf und ehr nach 
erkantnus des rechten gestrafet werden. Und vorthin solle 
einer weder treuw noch aid erkent werden. 

87. Wer fälet und sich nit underwürfen. 
Es ist verordnet, dz wer ein frewel begehet und sich nit 
underwerfen will, und er mit recht verlüert, so ist er für 
ein jeden fürsprecher 4 plapert verfallen ohne den frewel und 
grichtskostung, welche plapert dem gricht gehören. Wan 
aber der landamman und weibel wurden klagen und verlieren, 
so miesen sie die kostung des grichts abtragen. 

88. Wereinaid umb gutthun muss. Item es 
ist verordnet, dz wan einer ein aid umb gut thun muss, 80 
soll demselhig zil geben dz er recht sich erinnere bis am 
dritten tag, an welchem tag er den aid thun muss so er sich 
nüt anderst besonnen hat.') 

89. Wie man sich vor der gmaind halten soll. 
Wan der landamman und statthalter oder sonst ein nachbur 
oder ein frembder etwas für eine ehrsame gmaind bringen 
würde, so ist ein jeder der da gefragt würd bei seinem aid 
schuldig zur selbigen sach zu rathen, was ihn gut dunket 


1) B: So aber einem aid erkent würt, so er ihun wolle, möge er thun, 
wo nit, möge er den eid der widerpart überlassen dz er thun könne, und 
hat der, dem der eid anfänglich ist zu erkent worden, die wahl. So er 
leisten will mag er ds zil haben bis am dritten tag wie obmeldet, so er 
aber der widerpart will übergeben, so soll er die wahl auf der statt noch 
gofelter urtheil nehmen, ob er selbsten den aid thun welle oder der gegen- 
part überlassen, und welches den aid thun sol, der mag zil haben wie eb- 
gemelt zu fortsetzen oder einstellen. 
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und vorthin schwigen und die so befragt werden lassent ra- 
then, und was ds mehr würd bei demselbigen soll man 
bleiben und fleissig nachkommen. Wer aber nachdem er er- 
mabnt ist von der gmaind, nit schweigen und nit losen oder 
nit nachkommen will, derselbig soll von stund an on gnad 
umb 1 pfd. d. gestraft werden, weiter noch sein ungehorsambe 
soll er gestraft werden, und wer vor der gmaind nit befragt 
würd, der mag auch sein meinung bescheidenlich sagen. Es 
ist auch verordnet, dz wan man mehren muss es seie die 
händ ufheben oder die stim abzelen, so soll ein jeder bei 
seinem aid schuldig sein, sein stim zu geben, wo ihn gut dunket. 
Item es ist verordnet, dz vorthin alle in unser gmaind ein 
mansperson für ein jedes behausung sein stimb geben und nit 
mehr. — Item wo ein hochwichtige sach vor der gmaind were 
zu bringen, so soll jeder man wer 'nit stim geben mag auch 
frembde lüt ob sie gleich hie dienen abtreten. Item welcher 
eröffnet was vor der gmaind gehandlet würd wan ein land- 
amman begehrt dz solches verschwiget werde, der soll nach 
erkantnus des rechten gestraft werden. 

90. Von einem gewer. Ein gewer ist und soll sein 
12 jahr 6 wuchen und 3 tag, wan aber einer us dem land 
gezogen wer und aber kurz oder lange zeit käme und ge- 
nugsamlichen darthete mit brief und sigel klare warzeichen 
oder mit biderleuten, so soll ihme seine gerechtigkeiten vor- 
behalten sein an allem so er ein anspruch hete, allzeit nach 
erkantnus des rechten. 

91. Wan ein frembder hier hüratete. Einer der ein 
frauwen in unser gmaind nimbt, der mag was für wehende 
hab vorhanden ist, mit ihr hinwegführen. Liegende güeter 
darf er von jahr und tag nit berucken. Item ob gleich jahr 
und tag vergangen ist dz er bei seiner frauwen keine kinder 
nit hat, so mag er seiner frauwen liegende güeter nit verrucken 
ohne ihren oder der negsten frinden wüssen und willen. Haben 
sie aber kinder bei einander so mag er die güter verrucken 
es seie die frauw oder ihre frind content oder nit; doch dz 
er sie um die ihre genugsamb versichere. 

92. Vom Zins. Wer bargelt umb zins usleichet der 
mag von 10 R. ein gulden zins nemen!), wan aber (er wert 
oder vech einem gibt dz er die summe verzinsen soll, so 
soll ds gut an des bargelt statt geschäzet werden. Und wer 
mehr zins nimbt dan von 10 R. ein gulden, der soll ohn 
gnad für jeden 10 R. umb 1 pfd. d. gestraft werden. Wer 


1) B: von jedem gulden 3 kr. 
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aber sein summa will lassen verzinsen mit heu, korn, molchen, 
vech oder sonst mit ander wert, so soll der wert geschäzt 
werden, damit der arme man nit unterdruckt werde, und die 
summa soll von 10 R. mit einem gulden verzinset werden. 
Wan aber heimlicherweis) ') mehr zins wird genommen oder 
geben, so soll der debitor und creditor bei obbeschribener bues 
gestraft werden.*) 

93. Von Zinsbrieten. Zinsbrief sollen gemacht werden 
von 20 R. 1 gulden zins und kein brief solle darunter ver- 
siglet werden. Wan ds unterpfand zins vällig wird, so sind 
die schizer schuldig, dem zinsherrn umb sein summa und 
verfallen zins umb den dritten pfennig sein unterpfand zu 
schizen. Wan aber ds unterpfand zu der zeit da der zins 
gemacht ist ordentlich durch verordnete schäzer geschäzt ist, 
und also brief und sigel ufgericht, so soll es darbei bleiben. 
Item wer ein zinsbrief mit vech will machen, der solle das 
vech und unterpfand durch verordnete schäzer lassen schäzen, 
oder ander wert soll gelten wie der käufer und verkäufer 
eins werden. 

94. Von pacten und wetten. Es ist verordnet und 
für nothwendig angesehen, dieweil durch böse pacten ofter- 
mahls der arme man unterdruckt ist worden: dz welcher 
märktet oder pactiert usserthalb der landsordnung der ist nit 
schuldig weder pfand noch zins zu geben dan nach ausweisung 
unser landsordnung. Item es ist auch verordnet, dz wer märkten 


1) B statt des Eingeklammerten : der schuldner nicht auf den tag den 
zins an basrem gelt bringt und erlegt da der zins verfallen thut; ist aber 
dz der schuldner nicht den zins an baarem gelt auf zil und tag wie obstat 
erlegen wurde, so möge der oreditor als dan danethin ein baz per gulden 
berechnen und mehr nicht, Was aber zins umb empfangener güter oder 
erblechen zinsbriefen lasset man in seinen kräften verbleiben und unpre- 
judiciert, und wer mehr zins nimbt dan wie obgeschrieben stehet, der soll 
ohne gnad per jede 20 R. umb 1 pfd. d. gestraft werden. Wer aber sein 
schuld will verzinsen lassen mit heuw, koren, molchen, vich oder sonsten 
mit anderen wert ro soll der werth geschäzt werden anstait des baaren 
geltes. Wan aber heimlicher weis, 

3) B: und wan einer ein summa abkünden würde, sagende gelt möge 
er nit überkommen zu bezahlen, sonder er wolle derley ds er hat, geben 
laut landsazes oder pakten, wie sie mit einanderen gethon hätend, und so der 
oreditor nit einziechen wolte dz er liesse die summa länger ausstehen als der 
sil vermag, so ist der debitor nit schuldig ze zinsen so er nit gehren thuot. 
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wurde, dz biderleut ds ihre miesen verlieren, der solle nach 
erkantnus des grichts gestraft werden. ?) 

95. Vom spilen. Welcher in unserm gricht spilt, der 
ist ohn alle gnad für ein jedesmal 1 pfd. d. verfallen. Ein 
frembder spiler soll zum rechten vertrösten und für ein jedes- 
mal, dz er gespilt hat für 2 pfd. d. gestraft werden. Der in 
seinem haus lasst spilen der ist ohn gnad 2 pfd. d. verfallen, 
und welcher ist heimischer oder frömbder der liecht, rath 
oder hilf gebe dz in unserem gricht gespilt wurde, der auch 
karten oder würfel trage, der ist ohn gnad 1 pfd. d. ver- 
fallen. In ein jedes dorf soll einer verordnet werden, der 
der spiler frewel einzieche, welche frewel sollen. halben theil 
der gmaind und ds ander theil dem inziecher gehören. — Item 
es ist auch verordnet, dz umb spilen und wetten oder umb 
differenz so daraus erwaxen wurden, kein gricht soll gehalten 
werden. Wurde aber einer sich dessen beschweren und sein 
partei underston zum gricht laden, so soll er unverzogent- 
lich umb 1 pfd. d. gestraft werden, welcher frewel der gmaind 
zuegehöret. Item wan einer einem gelt uf spilen leihet, dz 
er wüeste, dz er damit spilen wurde oder wolt, so ist ihm 
der ander ds gelt nit schuldig zu erwenden, so er nit gern 
will. Item einer der ermahnet würd, dz er von spilen lassen 
und er ds nit thut, so ist er zur obgeschribner buos 15 $. 


1) B: Es ist verordnet, was der man verspricbt und red, so sol er halten, 
ausgenommen ds wetten ist nichts und ist einer nit schuldig zu gelten lassen, 
wen er es nit gebren thut. — Ferner enthält B noch folgende zwei Be- 
stimmungen: Vom übel baushalten, Es ist auch verordnet, dass wer 
märkten wurde, dz biderleuten das ihrige miesten verlieren, derselbe soll 
nach erkantnus des gerichts gestraft werden. Und soll ein oberkeit schuldig 
sein betragende eid ein guetes aufsehen zu haben, 80 einer mehr märkten wolle 
denn sein gut leiden mag, einen solchen vor gricht zu bieten lassen und 
von ibme sein rechnig auf zu nehmen, damit biderleuten ds ihrige nit ver- 
lieren müssen und nit mehr gemarktet werde als eina jeden vermögen 
erıragen mag. Wer ein erb renuntieren will. Auch ist es statuiert 
worden, wan sich begebt, dz einer mit tod abgehet der nit darnach gebauset 
häte, dz seine erben in zweifel wärent in ds erb zu geben oder nit, 89 ist 
es geordiniert, dz die erben mögen 15 tag zil haben sich zu besinnen in ds 
erb zu gehen oder nit, sagend sie aber nit innerthalb 15 tagen dem land- 
amman oder einem gricht, sie wollen ds erb renuntieren und nit einstehen, 
so müssend sie dannethin in das erb stehen und biderleuten in namen der 
erbschaft red und antwort geben; so einer aber, der erben thuet, nit im 
land were zu der zeit wie obgemelt, so soll demselben seine rechten vor- 
behalten, bis so bald er heim komt, false er kein vogt hat. 
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verfallen, und weiter soll er nach erkantnus gestraft werden; 
die spiler sollen von einer obrigkeit unverzogentlich und ohne 
gnad gestraft werden.') 

96. Alle differenz und übelthät sollen dem 
amman und gricht eröffnet werden. Wer den aid em- 
pfangen hat, der ist schuldig bei seinem aid dem gricht alle 
differenz und stos anzuzaigen ; wer aber den aid nit empfangen, 
der solle auch alle spän und stöss einer obrigkeit anzaigen, 
was er gesehen oder gehört hat, so er darumben von dem 
amman und gricht gefragt würd, usgenommen in sachen, so 
ihm selbert antrifft. Item wer ein übelthat selbs persönlich 
sicht oder höret, er habe den aid empfangen oder nit es seie 
man oder frauw der über 15 jahre alt ist, der ist schuldig 
solches dem landamman und gricht zu eröffnen und nit zue 
verschweigen. 

97. Von den bluomen wegen. Es ist verordnet, dz 
zu der zeit dz das korn reif ist, so soll der rocken der gersten- 
korn 12 tag uswarten und ein gersten die ander 6 tag; 
wan aber einer gerechtigkeit durch ein guet zu fahren hete 
und des guetes herr wolt ihn nit lassen fahren, sagent sein 
korn were nit reif, so sollen sie zwei schätzer beruefen und 
ihre differenz lassen besichtigen, und der verrecht hat, der soll 
der schäzeren lohn abtragen. Item wan ein weg muss durch 
ein guet gemacht werden, (der solle den weg nach seiner 
gerechtigkeit nach machen, kombt er aber nicht nach),*) so 
mag ein weg gemacht werden, wo am minsten schaden; wan 
aber die bluomen reif sind, so ist man schuldig einen andern 
weg zue geben durch korn, ackeren, heu, emt und anderen 
bluomen doch dass man 12 und 6 tag auswarte.?) 

98. Von übermayen. Wan einer den anderen über- 
mayet dahaimet oder im berg, so kein differenz umb zill 
und marckstein nit ist, so sollen beide parteien zwei schizer 
nehmen, die den schaden bei dem aid usmachen, dergleichen 
auch vom. bauwen. 

99. Von bauwen oder ackeren. Item cs ist verordnet, 
dz man bauwen und ackeren soll wie von alters her zu gueten 
treuwen; wer aber oberthalb seines ackers ein stuz oder gemain 
weg hat, der mag je im driten jahr ein ziemlichen graben 





1) B: doch allerlei spiel umb gelt ist bei obgeschribner buos verboten, 

3) B: soll der gutsherrn ermahnet werden, dass er soll den weg machen 
seiner gerechtigkeit nach, macht ihn er aber nit. 

®) B: und soll der ein weg gemacht diesselbe bluomen dürr machen 
and auch schochen. 
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erdrich ufwerfen oder ufziechen wie der brauch ist. Wer. 
bauwet, der solle forthin umb die markstein umb ein schuo 
lang wasen lassen bleiben und nit underbauwen, und welcher 
solches übersicht, der solle der gmaind alle mal 1 pfd. d. 
verfallen sein. 

100. Vom einwägen zue ein guet. Es ist verordnet, 
dz wer zue seinem guet fahren will, der solle den gemainen 
weg brauchen als weit er denselbigen bruchen mag; wan 
aber er daraus fahren muss, so soll er uf seinem guet fahren, 
muss er aber uf ander leut gut fahren, so soll er am minsten 
schaden seiner gerechtigkeiten nach uf guten treuwen heim 
werts zu; und wer solches wurde übersechen, dz einem ein 
schaden dardurch geschechen wurde daheimet oder im berg, 
so muss derselbig den schaden bezahlen und all kostung ab- 
tragen. — Item wer bauw uf ein guet führen will, der solle 
den bauw darauf führen zue zeit da schne ist oder dz die 
güeter truchen seind am minsten schaden. — Es ist auch 
verordnet, dz niemand soll zwüschen den marksteinen uf keine 
güeter kein steinhaufen anfahen, sonder welcher ein stein- 
haufen anfahen will, der solle vorthin da uf seinem gut an- 
fachen ungefährlich ein werk klafter weit innerhalb der mark- 
steinen. 

101. Von wässeren. Wan man wasser in unser 
gmaind in dem dorf bedarf durch ein gut in tüchlen zu füh- 
ren, so ist es des guts herr schuldig ds wasser durch sein 
gut zu führen lassen, doch dz die graben mit fleiss inge- 
worfen werden. Durch ein acker sollen die teuchel so tief 
undergraben werden, dass ds bineisen denselbigen nit träfe. 
Durch herbrigen aber oder bei herbrigen soll ds wasser ge- 
führet werden nach erkantnus des rechten; wo aber die not 
erforderet, dz man ds wasser durch ein gut, ds noch der 
bluem darauf were, führen muste, so ist dsselbig dorf dem 
selbigen gutsherrn schuldig sein schaden abzutragen nach rath 
biderleuten. — Item wan ein wasser einem uf sein guot ent- 
springt, kan er eins werden mit denjenigen die anstössende 
gueter umb sein gut haben und mit anderen ab und ob bis 
auf die allmain, so mögen sie ds wasser undergraben, wo nit, 
so mag ein jeder ds wasser richten mit einem graben in ein 
anderes guet am minsten schaden; so wasser aber seind die 
in einer herbrig entspringen, so mag ein jeder ds wasser 
undergraben am minsten schaden; kan er aber mit seiner 
partei nit eins werden, so sollen sie zwei schäzer beruefen, 
und wo die selbigen ds wasser richten, so soll es darbei blei- 
ben. Item es ist auch verordnet, dz wer gerechtigkeit za 
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wässeren hat, im berg oder dahaimet, und dz er mit seinen 
mitgnossen nit eins kan werden, so mag er ds wasser ab- 
theilen lassen nach erkantnus biderleuten; die wassergräben 
sollen dahaimet nit breiter sein dan ein schuo lang und im 
berg nach gelegenheit des wassers am minsten schaden. 

102. Vom pfänden. Es ist verordnet, dz zu welcher 
zeit die güter ledig seind, dass s. h. ds vech darauf weiden 
mag, daheimet und im berg, so soll ein jeder das vech allein 
us dem stall oder us dem dorf treiben und witer nit. — Es 
soll zur selbigen zeit niemand kein vech in seinem gut nit 
treiben sonder weiden lassen, (und welcher solches übersicht, 
der soll umb ein jedes mal 1 pfd. heller gestraft werden. 
Item von der pfender)') so schmal vech pfendet, so mag er 
für ein jedes haubt 1 d. und für rindervech für ein haubt 
3 d. und für ein ross 1 8. und über nacht für ein ross 2 B. 
— Wan aber der gutsherr pfenden will, so mag er gleichfalls 
pfenden; will er nit daran kommen, so mag er sein schaden 
lassen schäzen wie von alter hero der brauch ist gsin, und 
wan der pfender pfendet, so seind dem so der schaden be- 
schicht umb sein schaden seine gerechtigkeiten vorbehalten. 
Item wan ein frembdes vech gepfendet wird, so mag man 
von dem schmal vech ftir ein jedes paar 1 kz. nehmen, 
gross vech für ein jedes haubt 6 d. und für ein ross 1 8. 
und über nacht 2 8.) 

103. Vom vech verkaufen. Item es ist verordnet, 
dass wer vech kauft und dz ihme ds vech on bresten geben 
würd und bald darnach ds vech bresthaft gefunden würd, so 
soll der käufer dem verkäufer zu wüssen thun, dz der ds gut 
oder vech wider neme; so aber der verkäufer ds nit thun 
wolt, so soll der schaden hie im land nach rath biderleuten 


usgemacht werden. — Küe aber die nit kälberet haben zu 
zeit, wie sie verkauft seind, so soll der schaden usgemacht 
werden wie obstat. — Wer pfinnig vech kauft im land oder 


us dem land, der mag ein ansprach haben zu dem verkäufer 
bis auf zil und tag der bezahlung. — Wan aber ds vech ge- 
mezget würd, so soll der käufer zwei männer beruefen und 
den schaden lassen besichtigen, und nachdem er schaden muss 
haben, so stat es in erkantnus frommer leuten. 
| 104. Von einem testament. Kein testament soll 
I 1) B: votbehalten an eingehenden meyen hin solle keinerlei vech auf 
die acker fahren noch weiden mögen und soll der pfender. 

2) B: ist dabei aber zu merken mit dem pfenden, dz wir die fremden 
balten sollen wie sie uns halten thuend. 
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kraft haben ohn wissen und willen der nechsten freind; was 
aber mit ihrem rath und willen gemacht würd, bei demselbigen 
soll es bleiben. — Ein ehevolk ds mit einanderen gehauset- 
hat und keine leibserben nit haben, die mögen einanderen 
etwas aufmachen bei gueter gesundheit und nach rath des 
grichts, 

105. Von brief versiglen. Item es ist verordnet dz 
kein brief soll gesiglet werden mit des ammans insigel dan. 
allein vor einem ehrsamen gricht oder vor dem landamman 
und zwei geschwornen, und dz der brief vorgelesen werde vor 
und mit erwilligung beider parteien. 

106. Wer aus oder in unserem gricht oder gmaind 
ziechet. Item wer in unserem gricht hat gehauset und 
daraus ziechet, der muss ein ganzes jahr in unserem gricht 
darnach gewerschaft halten. — Wan aber ein frömbder der 
in unser gmaind etwas handthüren wolt und sich da nider- 
lassen, der solle vor der gmaind, amman und gricht erschei- 
nen und so ihme vergunnt würd da zu hausen, so soll er der 
gmaind bei seinem aid treuw und warheit halten. Es soll 
auch in unser gmaind niemand beherbriget werden, der sich 
da will niderlassen ohn wüssen und willen der gmaind oder 
gricht; wer aber ds wurde übersechen, der solle umb 1 pfd. 
heller gestraft werden; und solte der gmaind oder besonde- 
ren personen ein schaden dardurch beschechen, so soll er es 
abtragen. 

107. Von marksteinen einsezen. Item est ist auch 
verordnet, dass ein jeder schuldig sei in beisein seiner par- 
teien umb seine gueter dahaimet und auch gleich des im 
berg markstein inzuesezen,') 

108. Wer etwas kauft das umb getragen wiird. 
Es ist verordnet, dz wer welcherlei waar umgetragen wiird 
kauft, so mag ers kaufen wie er mit dem feilträger eins 
wird, doch wan ein bös argwon were, so ist er schuldig dem 
landamman anzuzeigen und seinen nachburen zu eröffnen. 
Wan aber einer darnach komme und genugsambe zeichen 
gebe, dz ds guet sein were, so ist der käufer ihme solches 
guet schuldig zuestellen, doch aber dz ihme das seinige so er 
darumb geben hat erlegt werde. — Item es ist auch ver- 
ordnet, dz im fridhof soll niemand nüt feil haben, und wer 


1) B: und zil geben in dem heurigen jahr bis auf St, Johanes Bap- 
tista tag zu volführen, und wer dan nit markte wie obgemelt in allen gü- 
tern daheimet und in dem berg, der solle dan für ein jedes stuck gut ds 
nit vermarksteinet were der gmaind 1 pfd. d. verfallen sein, 
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ermahnet würd, dz er sein waar us dem fridhof trage und 
nachdem er ermahnet ist solches nit thut, der ist ohn gnad 
1 pfd. d. verfallen. 

109.) Item den mitten merzen anno domini 1588 
jahr, so ist ein ehrlich gmaind eins worden, dz sie von dem 
zil so von mitten merzen bis uf mitten maien, dass zu gant 
bishero gesin ist, wollen sie fiirthin jezen gant offen lassen 
ds ganze jahr, vorbehalten acht tag vor und nach der vesten 
als namblich: weinacht und ostern; es ist auch vorbehalten 
vom ingehenden maien bis uf St. Michels tag, so will man 
die gant beschlossen haben von der gmaind, usgenommen was 
zinsbrief zins seind sollen offen sein und lidlohn, auch hier 
ingedinget was trembden leuten die us unser gmaind antrifft, 
oder dz man ihme verheisst uf mitten maien zu bezahlen. 
Wüsse man aber nit, (ihme mit gelt zu erlegen) wie obstat, 
und so man ihme pfand will geben oder muess, so ist man 
ihm schuldig umb zweifach pfand zu geben. Item es ist 
auch verordnet, dass zinsbriefen umb gut geben soll tausch 
sein und wechsel.?) 


1) fehlt in B, vgl. oben Art. 18. 

?) Von den weitern Bestimmungen der Red. 1707 führen wir an: 

1. Wer einem andern ein summ abkauft: es ist ver- 
ordnet, dz so einer einem andern ein summ abkauft er seie ein heimbscher 
oder frömbder, so mag der schuldner dem koufer ds seinige wider geben 
was er umb die summ aurgeben hätte welcherlei wert oder gelt es gewesen 
were; hat er aber ds vermögen nit, und dass er lieber den ersten oredi- 
toren zalen wolte, so ist er nit sohuldig dem letzten der die summ abkauft 
zu zalen, so er nit will; fals aber der schuldner den kauf wolte gut lassen 
so ein frömbder were der die summ an sich erhandlet hete, mag ein jeder 
nachpaur den zug haben und ihme koufer ds seinig wider geben und er 
die summ nehmen, 

2, In einem rechts tag sol niemand in die siuben vor mine herren 
kommen, ausgenommen allzeit die parten die im rechten sind, und wer über- 
sicht, sol jedes mal für 1 pfd.d. verfallen sein, 

8. Wegen capitalien einzuziechen, Ist auch verordnet 
und angenommen, dz wer capital zu fordern und einzuziechen hat, es were 
heimisch oder fremde die ihre capitalien und summen liessent ausstehen 
ohne in zins stellen und zins thun zu versprechen mit schriftlichen obliga- 
tion oder sonsten gnugrame versprechungen, und solche summen und capi- 
talien wurden ausstehen kurz oder lange zeit in solcher gestalt, so sol in 
solchem fall deswegen selbigen capitals halber niemand in unserm halben 
hochgericht kein zins schuldig sein zu geben. Zugleich ist verordnet, was 
capital summen sambt zins so etwer im künftigen zn forderen gemeinen 


184 Rechtsquellen des Cantons Graubünden. 


D. Landbuch von Fùrstenau-Ortenstein. 


(Nach der Redaction 1615 [A], beigefügt sind die Abweichungen der Re- 
daktion 1702 [B].) 

1. Besatzung. Erstlich ist angesechen worden, dass ein 
ersame gmaind zu Fürstenauw allwegen auf den ersten sonntag 
nach altem St. Jörgen ungefahrlich ihren landvogt, und die 
ersame gmaind Ortenstein auf den ersten sonntag nach altem 
pfingsttag ihren landamman, grichtageschworne, (seckelmeister, 
grichtschreiber,)!) weibel und andere ämter und ordnungen 
der gmainden besetzen sollen, und fürohin dz ein landvogt 
und landamman also gsetzt und erwehlt sind, alsdan solle der 
alte landvogt und landamman oder ein anderer von der 
gmaind dazue erwehlt dem neuerwehlten landvogt zu Für- 
stenauw oder landamman zu Ortenstein den aid mit folgenden 
oder gleichen worten geben.*) 


möchte, es were an ligenden güter, herbrigen, fahrende sachen und anders, 
wie ee immer namen haben möchte, und sein ansprach innerhalb 12 jahren 
nit forderen und pretendiren wurde, so soll selbiger creditor es were gleich 
ein frömbder oder heimischer deswegen sein gerechtigkeit und ansprach 
verwürkt und verloren haben. 

4. Wegen versezung. Wo jemand sich unterfangen thete ein 
stuck oder mehr ligend gut oder herbrig mehr als einem creditoren zu 
underpfand zu nambsen, so sol derselbige 10 pfd. d. verfallen sein und 
weiter nach gerichtlicher erkantnus gestraft werden. Sodann wann auch 
einer die wahl eines vermögens zu unterpfand gibt, so mag er kein stuck 
alieniren oder versezen bis die generalcaution los gemacht ist, und wer in 
diesem fahl übertreten wurde, sol 5 A, buss verfallen sein und die general- 
versezung alzeit giltig sein bis und so lang dz die post unbezalt anstehet, 

5. Alle zehen jahren sol der regierende landamman, der dorfmeister 
und 8 bis 18 jungen oder kerlis die marksteinen unserer gmaind oonfinen 
und visitiren und sollen die zerig der gmaind haben aber ohne lobn. 

6. Er soll auch jedermann bei seinem eid und gewüssen schuldig 
sein und verbunden alle busswürdige und einem weltlichen foro zugehörige 
sachen und fähler in geheimbt bei 2 pfd. d. straf einem regierenden land- 
amman anzuzeigen und zu eröffnen, damit das übel gestraft werden möge, 

7. Wegen ein morgengab. Es ist verordnet, dz ein witlig 
alwo keine kinder seind, schuldig seie seiner frauen erben oder verwanten 
ein morgengab zu geben, vil oder wenig nach erkantnus dreier unparteiisch 
männer, nachdeme das vermögen ist. — Ausser diesen Bestimmungen finden 
sich noch Normen über Annalıme von Nachbaren, Protocollirung der Urteile, 
Gegenrecht, Atzungsrechte etc. — 

1) Das Eingeklammerte fehlt in der Redaktion 1615. 

3) Folgt die Eidesformel für den Landvogt (Landamman). 
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2. Der rechtsprecher-aid. Und wan das gricht als 
gesetzt ist, alsdan auf ds erst gricht, so gesamlet wird, soll 
ein vogt, landamman den geschwornen den aid geben, des- 
gleichen einem weibel, so von der gmaind erwelt ist, allen 
wie recht ist.') 

+ 3. Der weibel soll schweren einem landvogt, land- 
amman gehorsam zu sein, unsers grichts und gmaind nutz 
und ehr zu fördern und schaden wenden.*) 

4. Grichtsordnung. Item was für einen landvogt, land- 
amman und gricht kombt von wegen unserer gmaind?) frey und 
gerechtigkeiten oder interessen, sollen sy vollen gewalt haben 
zu handlen in namen der gmaind, und was ihnen zu schwär 
ist, mögen sy es auf die ganze gmaind schieben, doch witer 
rechnungen zum empfachen und anderes, was der gmaind nöthi 
sachen sind, mögend sie handlen ohne weiter der gmaind 
rat und bevelch, und welcher wider des grichts ordnung fehlte 
und nit gehorsamen wolte, der solle gestraft werden nach 
grichtserkantnus. — Item die zeit und stund wan die ge- 
schwornen in ds grichtshaus, oder wo sie hingeboten werdent, 
erschienen sollend, ist gesetzt von St. Jörgentag bis St. Mi- 
chelstag umb 10 uhr, von St. Michelstag bis Jörgentag umb 
9 uhr vormittags, und welcher alsdann nit erschienen, ist dem 
gricht 3 bz. verfallen, und welcher ohne rechtmässige ursach 

ar usblibt, ist 5 bz. dem gricht verfallen. Item wan einer 
de gricht versamlet, so gehört einem jeden geschwornen umb 
die samblung 1 bz.; und so einer schon versprochen würt, 
soll er sein lohn haben bis nit zusatz inzogen ist, sonsten soll 
ds gricht wie auch der weibel umb eine jede urtel 1 bz. zu 
lohn haben, und wan allein die ein parthei sich verfürsprechet 
und nit rath hat, gehört jedem geschwornen und dem weibel 
1 bz., so aber einer rath hat und die ander parthei gleichwol 
sich nit verfürsprechet, so gehört einem jeden geschwornen 
1 bz. — Was aber umb ehesachen oder appellazen gerecht 
würd, lasst mans bleiben bei nachgeschribnen artiklen, doch 
nachdem sich sach erzügt, stat es allwegen nach grichts- 
erkantnus. — Wan ein gricht verruckt würd uf die heimische 
güeter, so gehört dem gricht 2 pfd. d. und einem jeden 1 bz. 
— Wo aber ein gricht usserthalb der heimischen güeter ver- 


1) Folgt die Eidesformel für die Rerhtsprecher und den Gerichtsschreiber 
(s. ähnlich in Obervaz). 

*) Die Eidesformel zählt hierauf noch verschiedene Obliegenheiten 
der Weibel auf. 
| 3) B: und gemainer landen. 
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ruckt würd, stat es an grichtserkantnus, nachdem es wit oder 
nahe ist. — Und wan ein schuldner nach ergangner urtel nit 
zalen will und man mit dem stab gahn muos und schezen, 
so soll man nit ds halbe gricht, sondern das ganze gricht 
dazu brauchen. Und wan das gricht mit dem stab einem 
zu haus und hof zeucht, sollend sie thuon pfand hergeben, 
und so der schuldner saumig wolte sein und nit gehorsamen 
oder witer verhefften und verbieten, und soll und mag ein 
landvogt, landamman und gricht gewaltiglich darzu halten 
und selber angriffen pfand usnehmen und schezen, und welcher 
pfand abschliege und nit gehorsamen wollte, der soll umb 
5 pfd. d. gestraft werden und nit destoweniger umb zweifache 
summa usgeschezt werden, wegen seiner ungehorsame.!) 


1) B fährt fort: Item welcher rechten will, soll vertrösten umb die 
grichtskosten oder pfand legen, sonst ist man ihme nicht schuldig recht 
zu halton; so aber ein armer zu rechten hätte und nit vertrösten möchte, solle 
es an gerichtserkantnus stan, ihm recht zu halten oder nicht. Item wan einer 
zum rechten beten würd und nit komt, auch niemand in reinem namen ant- 
wort gibt und er kläger sein klag genugsamlich darthut, so hat er sein klag 
erlanget, doch dem antworter vorbehalten gottsgewalt und rechtemässige 
verantwortung. — So aber der antworter erscheinen wurde, und der kleger 
nit klagte, so.er klagen möchte, als dan und fürohin ist der autworter dem 
kläger nit schuldig antwort zu geben, und der antworter umb den vorigen 
kosten nit vernügt ist namlich ein mahlzeit dem heimbschen, aber dem 
frömbden nach gerichtserkantnus, doch allwegen billiche scüsa vorbehalten. 
Weiteres int gesetzt und geordnet, dz wan ein urtel in contumaciam ergangen, 
solle jederzeit dem abwesenden ein gebührlichen termin von dem tagen an- 
zufangen, an welohem ihm selbsten oder in seiner abwesenheit zu haus und 
hof solohe contumacirt urtel angekünd worden, gegeben und gestattet werden, 
innerthalb welcher zeit er umb gricht und recht anhalten und die sontuma- 
ciam nach abtrag der ergangnen unkosten solle purgieren mögen, Nach 
verfliessung solcher zeit aber solle die erste urtel in völligen kräften sein 
und verbleiben, auch auf des klägers begehren in brief und sigel verfasst 
und die würkliche exeoution gegeben werden, worbei alsdan ohn einigen 
recurs solle zu veranleiden haben und weder verlangen noch kurzen under 
einigem prætext es seie appellation, offen recht oder was nam könnte er- 
denkt werden, mögen hindertreiben, sonder es solle jederzeit von einer ehr- 
samen oberkeit dabei manuteniert, beschüzt und beschirmet werden, worzu 
beide ehrsamen gmainden ein andern in der gleichen fählen reciprocierlich 
alle nothwendige beihilf thun und leisten sollen, und welcher wieder ein 
solches handlen wurde soll jedesmal 100 A buos verfallen sein, auch in 
welcher gmaind solches bescheche, sollend beide gmainden zusammen stehen 
und buossen einziechen, auch jede gmaind den halben theil haben. Es soll 
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5. Gantversperrung. Es soll das ganze jahr die 
gant offen sein vorbehalten acht tag vor und nach den dreien 
hohen festtagen Weinachten, Osteren und Pfingsten, in welcher 
zit man umb keinerlei sachen recht halten soll, so es nit 
wachsenden schaden antrifft, auch glimpf und ehr, so ers einem 
landvogt, landamman und gricht anzeugt; ist es genuog ver- 
sprochen bis auf den ersten rechtstag, alsdan mag man wol 
lassen biiten; so aber ein landvogt oder landamman seche, dass 
die sach so schwer wire oder frimbde leut antreffe, soll es 
nüt verzogen werden, sondern recht halten auch einem statt- 
halter') umb frevel gricht ingeben nach grichtserkantnus. 

6. Zusatz zu den rechten. Es ist beschlossen, dass 
man weder in malefizsachen noch anderen sachen usserthalb 
des hoch*)grichts keine zu dem zusatz erkiesen soll, und in ma- 
lefizgricht soll allwegen (der landvogt zu Fiirstenau oder der 
landamman zu Ortenstein der ander man sein, und der dritte 
by der oberkeit zu erwehlen stechen, in welchem gricht es 
geschechen wurde).®) 

7. Recht aufthun. Item wan in einem handel ein urtel 
ergangen und einweder parthei sich im rechten versumbt 
hätte und begehrte, dass ihme das recht ufthon werde, so solle 
er solches innerthalb acht tagen begeren und alle darvor 
utgangene kostungen abtragen, alsdann soll man ihm das recht 
ufthun, und er in denselbigen acht tagen mit dem rechten für- 
fahren, so er neuwe rechtsamen einzulegen hat, soll das gricht 
darüber erkenen, was recht ist; wo aber nichts neuwes einzu- 
legen ist, so soll es bei der ersten urtel verbleiben. 


ein jeder dem gebot und verbot sich unterwerfen, und wan einer zum rechten 
geboten würd, solle er erscheinen, recht nemmen, gleichfals wan ein verbot 
geschiecht, solle er gehorsamen laut unseren statuten, widrigenfals als ein 
ungeborsamer abgestraft werden. — Es soll auch niemand erlaubt sein die 
ganze oberkeit für suspect halten oder partheisch zu allegieren, ausgenom- 
men in civil, wan die ganze gmaind und oberkeit interessiert wäre, sonderen 
so jemand einen oder mehr aus der zahl der oberkeit für suspect oder 
partheisch hielte, solle er vor den übrigen geschwornen erscheinen und das- 
selbige anzeigen, da die selbigen beide theil verhören und darüber bei 
ihrem eiden erkennen sollen, was sie nicht bedunken thut, darbei es als 
dun ohne weiteren recurs zu verbleiben haben soll. 

1) B: seckelmeister. 

3) A: gross, 

#) A statt des Eingeklammerten: der amman zu Domils der dritt man 
sein und kein anderer in welchem gricht das geschehe, 
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8 Appellazen.') Item was glimpf und ehesachen 
bertiert, hat keine appellaz; aber umb ligent guot, stig und 
wäg mag man wol appellieren, desglichen umb farendes und 
geltschulden was ob R 20 antrifft über die unkosten, und 
welcher appellieren will, soll es?) innerhalb vierzehen tagen thun 
und damit fürfahren,®) so er aber in vierzehn tagen nit für- 
faret, soll er kein appellaz mehr haben, sonder bei gegebner 
urthel verbleiben, vorbehalten so er innerthalb der vierzehn 
tagen darzuthete und nit möchte gericht haben, auch mit 
ernst darzuthete, so soll und mag er wol nach den vierzehn 
tagen mit der appellaz fürfaren. Es soll auch ein richter 
schuldig sein in denen vierzehn tagen den rechtstag zu nambsen. 
Item *) wenn 2 parthen mit einander rechten, und einen kundt- 
schaft mit urthel aberkannt werden”), mag ein solche urthel 
ein appellaz haben, so (die sach 20 R und mehr antrifft).9) — 
Item?) es ist gesetzt, dass wan ein oberkeit am berg ein 
urtel geben wurde wegen stäg und wäg oder ligend guot, so 
laut statuten ein appellaz haben mag, so sölle solche allwegen 
under den grossen stab von Ortenstein gehören jedoch mit 
dieser erklärung oder zusatz, dass der richter und recht- 
sprecher von Ortenstein nebent 6 rechtsprechern, so das gricht 
zu Fürstenauw darzugeben soll, die appellazrichter sein sollen, 
und soll jede oberkeit järlichen bei erster ihrer zusammen- 
kunft nach der besatzung gemelte rechtsprecher zu erwehlen 
und ernambsen schuldig sein.*) 

9. Urtelbrief. Wan ein appellaz- oder urtelbrief 
begert wird, soll der richter zwen geschworne sampt den 
fürsprecheren zu ihme beruefen und den briefen angeben 
(gehört jedem ein malzeit und 1 bz. zu lohn, und dem richter 


m = ——_— -- 


1) cf. Oberv. 17. 

3?) B: gleich nach ergangnem urthel thun und. 

#) Avers 22: Wann man umb ligendes gut, stig und wäg auch umb 
fahrendes und geltschulden rechtet und die nach auf zwänzig gulden und 
darüber sich verlaufet und antrifft, mag appellirt werden. Aber die appellaz 
soll begert werden ehe der appellierer vom fürsprecher aufstande und dar- 
nach sol er mit der appellaz fürfahren innert vierzehen tag. : 

4) Avers 28: gesetzt ist es auch das. 

5) Avers: were. 

‘) B: der haubthandel ein appellaz haben mag. 

7) Avers 23: was aber ehesachen, auch ehr und glimpf anlangte, hat 
kein appellaz. Das folgende fehlt, 

9) Vergl. Einleitung $ 3, II. p. 158 (400). 
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krz. 4 für den sigel, und)!) wan der brief verschriben ist, soll 
er vor der besiglung den parteien fürlesen werden und nach. 
der verhörüng der parteien sich wider beraten, ufzerichten 
und ze besiglen.®) Weiter ist es gesezt, dass man vor dem 
appellaz gricht nit witers in rechten®) fürwenden noch uf- 
legen soll, dan wie in dem ersten rechten für ein ersam gricht 
kommen ist.‘) 

10. Urteln nit aus dem hochgricht ziehen. 
Item es ist geordnet, wan ein urtel in unsrem hochgricht 
geben würd die ein appellaz haben mag, soll kein partei die- 
selbige us dem hochgricht ziechen noch anders wohin citieren, 
bei buos 100 A und so es ordenlich geappelliert würd, soll 
es auch bei der appellaz-urtel ohne weigerung verbleiben bei 
obermelter buos und so es übersechen wurde, in welicher 
gmaind solliches bescheche, sollen beide gmainden zusammen 
stechen und die buos inzüchen und jede gmainden halben theil 
haben, und im fall ein gmaind nit zustohn wolte, mag die 
ander gmaind die ganze buos inziechen und die ganze buos 
allein haben. (Und welcher darüber urteilt hette, ist nit schul- 
dig witer bistand zu thuon).?) ' 

11. Rechtsprecher und kundschaftscüsa. 
Es ist geordnet, dz in der dritten linien soll man ausruohen 
lassen (zu urteilen und kundschaft zu geben, vorbehalten dass 
der frömbde, der nit in fründschaft ist, die wahl habe. So 
ers begert, soll es nachgelassen werden, und mag alsdan der 
befründte auch an dieselbige kundschaft zeuhen. So aber 
die sach so schwär were, stath es alwegen einem gricht dar- 
über zu erkennen).®) 


1) feblt in Avers 24. 

3) Avers: den brief, 

®) Avers: setzen oder, 

4) Avers: gehört zu lobn jedem ein mahlzeit und ein batzen und dem 
amman noch weiter umb des siglen ein batzen und dem schreiber sein lohn. 

5) B statt des Eingeklammerten: Wenn einem aber in der ersten ur- 
thel die appellaz abgeschlagen wäre worden, dessen er sich beschweren thäte, 
so solle in solohen fahl der richter und die 2 fürsprech und 6 geschwornen, 
so das ander gricht darzugeben soll, auf anhalten des beschwerten zusammen 
kommen und nach genugsamer verhörung beider parten darüber bei ihren 
eiden erkennen, aber demjenigen so als dan erkennt würd, solle ohne einige 
widerred nachgelebt werden, und die unrecht haben der part auch alle 
kosten so da ergangen abtragen. 

©) A: und rolle in gemeltem grad niemand schuldig sein weder zn urteilen 
noch kundschaft zu geben. 
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12. Erbtheilung. Item wan ein theilung eines erbs 
oder sonst in einer friindschaft beschicht und sich entzwii- 
schent denen miterben der theilung halben ein span und stoss 
erhübe, alsdan so mögent sie in der friindschatt einanderen 
kundschaft der warheit geben, wie nach sie einanderen ver- 
wandt sigent, usgenommen ein bruder dem andern gegen einem 
andern der mit ihr geschwistriget wäre. 

13. Kundschaft.') Item was glimpf und ehr berüeret 
ist kein bruder gegen den anderen oder geschwistriget kind 
nit schuldig zu urteilen oder kundschaft zu geben, es mag 
sich auch niemand versprechen zu urteilen oder kundschaft 
zu geben, obschon einer mit dem anderen in frid were, wo 
aber der handel so schwär were, stoht es an grichts erkant- 
nus. —?) Item ob sich ein kundschaft merken liesse, soll 
man nüt destoweniger reden lassen, auch nach dem die per- 
son ist und nach grichts erkantnus; jedoch verschreite per- 
sonen solle man nit reden lassen. So aber niemand darbei 
were (in einem stoss)®) dan verschreite personen, soll es all- 
wegen an grichts erkantnus stohn. 

14. Kundschaftlohn.*) Item einem jeden zeugen soll 
allwegen speis und lohn geben werden nach grichts erkant- 
nus, namlich ein mahlzit und lohn nach gelegenheit der zeit, 
und ob er mehr dann in einem handel kundschaft gebe, so 
soll es abgetheilt werden, den grichtslüten ein mahlzit, den 
frömbden nach grichts erkantnus. 

15. Weibelslohn. Item zügen so vor gricht verhört 
werden und uf dem ring uf des weibels fürbüeten vorgsin 
sind, gehört dem weibel auch der lohn wie sonst ihm von 
anderen bottnen zügen von altemhär der lohn gsin oder geben 
worden. Einem weibel hat man in beiden gmainden lohn ge- 
macht: so er in unserem hochgricht von einer gmaind in die ander 
gehet, soll er für den gang haben 5 bz. und für jedes bott 
kz. 2; wenn er aber us dem hochgricht geschicket wird, soll 
er zahlt werden nach grichts erkantnus.) 


1) Obervaz 11. 

*) Hier beginnt Avers 27: Wann sich ein kundschaft merken liesse. 

3) Fehlt in Avers. 

‘) B: Item ist einer jeden kundschaft so gehorsame ist und erscheint, 
taxiert worden jedesmal kz. 24, so einer aber geboten wird und nit er- 
scheint, solle kz. 24 buoss verfallen sein, rechtmässige ursachen jedoch vor- 
behalten, 

5) B: beim gang von Fürstenau in den berg kz. 30. 
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16. Schaden auftreiben.!) A'sdan im rechten 
etlich gefahrlicher weis schaden auftreibend,*) tag nemend 
und das recht verstreckend, ordnend wir bei dem aid, dzein 
gricht ernstlich einsechen tbun solle, damit überflüssige und 
unnöthige kostungen vermiten werden, und welcher tag nimpt, 
soll umb grichtskostungen vertrösten oder bezahlen bis zu 
austrag des rechtens.*) 

17. Spruch. Wen ein handel im spruch übergeben 
wiird, so sollend die spruchleut nit weiter greifen noch schrei- 
ten dan was ihnen übergeben würd, und so einer sich an 
einer spruch beschwärt, mag er in 8 tagen ein revision be- 
geren, und wan solche revision beschechen, soll es alsdan 
darbei bleiben und nit weiter zogen werden bei buos nach 
grichts erkantnus. 

18. Criminalistische grichtsordnung. Es 
ist geordnet wan es sich begebe, dz Gott lang wenden wölle, 
dz criminalische handel in unserem hochgricht entstan wur- 
dend, so soll allwegen in wederem gricht sich der fall begibt, 
von dem anderen gricht ein zusaz zuzogen werden, namlichen 
ds haubt der gmaind sambt 4 oder 6 rechtsprechern urfd 
ihrem weibel, und ds haubt der gmaind so zuzogen wiird, soll 
des richters beisizer sin, und 4 oder 6 gaümer solle man 
nemen nach grichts erkantnus; und wan es zu klagen kompt, 
so söllen beider weibel oder statthalter‘) zusammen stohn 
und durch ihren fürsprecher in namen der gmaind klagen 
nach altem brauch. 

19. Malefizische kostungen. Item der kostung 
halben ist gesezt, dass dem gricht sein ordenliche zerun 
soll geben werden, namblich jedem geschwornen, gaumer und 
weibel ein halben cronen für tag und nacht, und wan das 
recht ein end hat°), so sollend die ordentlichen rechenherren 
alle rechnungen ufnemmen und verschriben lassen und ussert- 
halb den obgeschribnen punkten nit schriben.*) Wan ein 
person uf frischer that, es seie ein mordthat oder grosser 

1) Avers 28: seinte mahlen auch oft beschicht, das etliche in rechten 
gefahrlicher weise kostung. 

2) Avers: aufziechent. 

®) Avers: der sach. 

4) B: seckelmeister vergl. oben Art. 6, 

5) B: Rechtsprecbern vom Mai bis Michaelis bz. 18, „gäumer“ 12 bz., von 
Michaelis bis Mai R. 1 resp. bz. 10. — „den zwei häupten der gmainden“ 
nach Ermessen der Obrigkeit. 

*) Das folgende in Avers 96. 
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diebstahl ergriffen würd, so soll und mag ein jeder ehrliche 
man umb hülf anrüfen und solliche person umb ein mal hand- 
baben und verhaften, und soll alsdan angehends ein haubt der 
ginaind mit rath eines ehrs. grichts handlen; desgleichen 
ein jeder der von der oberkeit in solchen fällen umb hülf 
angerüft würd und ermahnet, soll gehorsam sein bei buos 
2 pfd. d. 

20. Die grosse buos. Item umb todschlag, dieb- 
stahl und andere malefizische händel wie auch umb andere 
schwäre fähler mag ein ehrsam gricht die buösen erkennen 
so hoch es sie recht und billich bedunkt bis auf A 100 ehe 
dan von ehren sezen.') | 


1) B fährt fort: Item punkten und fähler der ungeborsame lasst mans 
darbei bewenden wie solches in selbigen specificierlich erklärt und providirt 
worden, gleichfalls auch wan ein person oriminalisch hingerichtet werden, 
sollend aus dero verlassenschaft alle unkostungen genommen und bezahlt 
werden, und wan ein mehere faoultet vorhanden, solle einer ehrsamen ober- 
keit heim gestellt sein nach beschaffenheit aller sachen den dritten oder den 
halben theil zu nemmen, der rest aber solle den rechtmässigen erben ge- 
lassen werden; wo aber die facultet zu bezahlung der unkosten nit genug- 
sam wäre, soll die selbe gmaind solche abtragen. 

Ungehorsam gegen die oberkeit. Item ist gesezt und geordnet, 
dass jeder seiner natürlichen vorgesetzten oberkeit gehorsam und under- 
tbänig sein soll, auch wan es vom haubt der gmaind durch den weibel 
auf anhalten einer parth, so laut den bräuchen im rechten vertröstet hat, 
persönlich zu erscheinen geboten wird, demselbigen fleissig nachkommen, 
vorbehalten gottesgewalt und rechtmässige ursachen, welches er schuldig 
sein solle einer ehrsamen oberkeit schriftlich oder durch eine vertraute person 
zu wissen zu lassen, darüber alsdan eine ehrsame oberkeit erkennen und 
weiteres providiren selle, was sie recht und billig bedunkt; wurde aber 
ein solcher weder schriftlich noch jemand mündlich sein verantwortung 
tbun lassen oder auch demjenigen nit nachkommen, was die oberkeit darüber 
erkent hätte, soll selbige als ein ungehorsamer gestraft werden : namblichen 
ds erste mal 20 A, und das ander mal 40 A mit dem weiteren aus- 
drucklichen anbang, dass wan in dem dritten von einer ehrs. oberkeit weiteres 
under gewisser buos prolongierten termin er nit gehorsamlich einstellen 
wurde, soll er nicht nur allein in selbige buos verfallen sein, sonderen es 
soil alsdan das haubt der gmaind innerthalb 8 tagen ex officio die ordinari 
oberkeit sambt den zusaz aus der anderen gmaind, welche zu erseheinen 
und beizusitzen auch schuldig sein sollen, zusammen berufen und den be- 
klagten vor gricht bieten lassen, welche alsdan die umbständ der ungehor- 
same und die facultet des ungehorsamen samthaft weislich erdauren auch 
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21. Vogteien.!) a. Frstlichen soll allwegen der nechste 
fründ die seinen bevogten, doch wan ein gricht môcht erken- 
nen, dz einer mit solchem fründ nit versorget were, so m 
einer ein anderen vogt nemen in oder usserthalb der fründ- 
schaft nach grichts erkantnus, und soll keiner seiner vogtei 
ledig sein bis er von dem gricht ufgeben würd, oder dass er 
sich selbst vor gricht verspricht mit dem rechten. — b. Item 
kein geschworner ist nit schuldig jemands frimbd oder heimb- 
schen in einem rechtshandel zu bevogten oder bistand zu 
thuon, so fer er der friindschaft halben versprechen mag. — 
c. Item es ist keiner schuldig mehr dan 6 vogteien anzu- 
nemen, er sige rechtsprecher oder nit, doch allwegen nach 
grichts erkantnus. — d.?) Item ein jeder vogt soll einist im 
jahr rechnung geben von seiner vogtei denen die ein ehrsam 
gricht?) darzu verordnet auch in beisein der nechsten fründen 
bei seinem aid. — e.t) Item die vögt sollend nit gewalt haben 
der vogteien ligende güter zu versezen noch zu verkaufen 
ohne des grichts rath. — f. Item ein vogt ist schuldig sein 
vogtei zu bevogten innert und usserthalb unsers grichts; 
wan aber ein vogtei eines vogts in frömbden grichten bedarf, 
so soll die vogtei den vogt mit spies und lohn nach gelegen- 
heit der zit zufriden stellen und nach grichts erkantnus. — 
g. Item in unserem gricht ist eines vogts lohn 5 B. d.?) ein 
jahr und dem nach ein vogt arbeit hat, soll er vernuegt wer- 
den nach grichts erkantnus, und wan ein vogt us dem gricht 
zogen und genommen würd, so soll ihme sein vogtei den 
kosten geben wie einem anderen geschwornen, sonst umb ein 
grichtshandel und nit mehr lohn. — h. Wo aber die vogtei 
den vogt lenger brauchen wolte wenig oder vil, so sollend 
ihme 5 ß. d. geben werden ohne verzug. — i. Item es soll 
niemand mit witwen und weislein markten ohne wüssen und 
willen ihrer vögten, und kein vogt mit seiner vogtei ohne 
rath eines ehrsamen grichts kein kauf noch verkauf thun, 
wo aber sölliches übersechen wurde, so soll der markt nit 
gelten. 

22. Verbüten.®) Welcher etwas wider recht?) ver- 


daraus rechtlich bei ihren aiden erkennen was sie recht und billich bedunken 
wurd, 68 seie an hab und guot so weit sie gut bedunken würd oder auch 
weiteres an ehr leib und leben, da sin oberkeit und gmaind der hnderen 
alle billiche beihülf auch mit gewaffneter hand, wan ein solches nothwendig 
sein wurde, reciprocierlich thun und geben sollen, 

1) B: Oberv. 48 ff. 3) Avers 45. *) Avers: rath. 

+) Avers 46.  ‘) B: Rı. ‘) Oberv. 20. 7) B: hinderrecht. 

Zeitschr. für schweizerisches Recht. Neue Folge VI. 18 
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büten will, soll (er einem weibel oder)!) rechtsprecher solches 
befehlen, und welcher dan dasselbig guot über verbot oder 
ohne recht angreift, ist verfallen 1 pfd. d. buos, und welcher 
dan unrecht hat, soll alle kosten und schaden abtragen, und 
umb ligende güter ist nit noth zu verbieten weder umb zins 
noch umb andere ansprach, sonderen vor ingendem merzen 
mundlich abkünden damit kostung erspart werde, und wan es 
durch den weibel verboten würd, ist sein verbot lohn 6 d.*); 
der verbüten lasst soll vertrösten. Wan einer etwas hinder- 
recht verbüt, so soll er sein besten fliss thun und innerthalb 
dreien tagen mit recht ersuchen, wo er aber solches nit thete, 
so ist der dem es verboten ist nüt witer schuldig dem ver- 
bot uszuwarten, sonder so man ihn mit recht anklagt mit 
recht zu antworten, und so einer ein mal ein verbot thut 
und ihm nit nach ordnung nachgeht, so mag er nit weiter 
verbüten lassen; brest ihm aber etwas, so mag er ihn mit 
recht ersuchen; so aber einer in drei tagen sein best thut 
wie obstet, so soll das verbot in kräften bleiben bei buos 
1 pfd d.; der aber verbüten lasst, soll ein bürgen geben, be- 
scheche dan dem dardurch schaden und er recht gehabt, so 
mag er den bürgen ersuchen. 

23. Gewer und mantanida.’) Welcher ein gut 
mit guoten treuwen und glauben besizt für aigen 12 jahr 
(oder mehr)*) ohn intrag, der soll dannethin darbei in gewalt 
und gewer bleiben vorbehalten kirchengut und allmeind und 
den ausländischen, auch witwen und weislein die von der 
sach nichts gewüsst hätten, denen seind ihre rechten vorbe- 
halten; gleichfals®) auch wo einer einen zins uszugeben schul- 
dig gewesen, (und der ihn in zwölf oder mehr jahren nit 
angeforderet, auch er, schuldner, das mit kundschaften dar- 
thäte, dass er in so vil jahren nüt geben, auch ihme nüt ge- 
heischen worden, soll er fürhin auch nit schuldig sin)®) doch 
mit pacten wie obgeschriben stat. 


1) B: solches mit erlaubnus des richters oder in dessen abwesenheit 
des stathalters, und so cs die noth erforderet auch eines geschwornen thun 
mögen und einem weibel oder einem. 

*) B: im dorf 1 f. aussert dem dorf solle der richter dem weibel 
seinen lohn taxieren und. 

3) Avers 43. Oberv. 99. 

+) Fehlt in Avers 48. 5) Avers 44. 

€) B: soll der schuldgläubiger darthun and beweisen, dass er die 
schuld innerthalb 12 jahren geforderet und kuntlich gemacht habe, widrigen- 
falls der schuldner fürohin auch nit schuldig sein. 
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24. Kaufen und verkaufen.!) Item wan ligend 
gut kauft oder verkauft würd, soll das allwegen durch zwen 
geschwornen oder andere nachpauren in jedem dorf bei ihren 
aiden geschezt werden und die zu der schazung berüeft wer- 
den, sollend gehorsanı sein bei buos 20 krz. und soll ihnen 
spies und lohn nach ihrer arbeit geben werden und nach ge- 
legenheit der zeit, und wan ers ein jahr genossen, soll es 
nit witer geschezt werden. Wan ein schazung beschechen 
ist, welche partei sich des schäzens beschwärt, mag innert- 
halb einem monat begeren, dz die schäzer übersechen sollend, 
da sollend die vorgeschäzt hand einen oder mehr wie sie 
gut bedunkt zu ihnen nemen oder zichen, doch dass sie un- 
grad sigent und nit mehr dann 5 sigent und die schazung 
mehren oder wie sie recht bedunkt; darbei soll es dann ver- 
bleiben.?) 

25. Zug.) Item jeder nechst fründ oder ‘ehemag des 
verkaufers oder der verkaufer selbst mag innerthalb jahr and 
tagen, das ist ein jahr und 3 tagen‘) züchen, und unangesechen 
und ungehindert ob einer oder mehr die dem verkaufer witer 
gfründ werend vor ihme zogen hättend, (solchs gleichfals den 
in und usländischen; alles bi guotem treuwen ohngefahrlich 
und)°) soll einer allwegen mit sein eignem guot züchen ohne 
alle list und mag man züchen bis uf die vierte linien der 
frünischaft und nit witer. — Item der zug soll beschechen 
mit solchen werten wie ds gut verkauft ist, ob aber einer der 
das guot züchen wolte, sollich wert guot nit hätte, so mag 
er das mit barem gelt züchen umb so vil ds guot verkauft 
were innerthalb monatsfrist; wo einer ds nit thete, mag der 
kaufer das guot geniessen ein jahr lang und alsdan wan ds 
jahr herumb ist, mag die fründschaft oder der verkaufer 


1} Oberv. 31. 

») B fügt bei: Item wan ein freier markt beschehen entzwüschend 
2 gleichen personen ohne einschliesung einiger schatzung dabei die einte 
oder ander part nicht bleiben, sonderen laut statuten schatzen lassen wolte, 
so solle alsdan die andere part die wahl haben den markt laut der schatzung 
zu halten oder des markts ledig zu sein. 

3) Oberv. 33—35. 

4) B: von der zit an, dass der markt ist geoffenbaret worden. 

5) B statt des Eingeklammerten: und solle derjenige so nachpaur ist 
in dem dorf, da das guot ligt vor einem der nicht nachpaur ist und ein 
gmaindsman vor einem der es nit ist, desgleichen ein hochgrichtsman vor 
einem frimbden in gleicher verwandschaft allwegen den zug haben und. 
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wiederumb züchen mit barem gelt.') So ein frömbder der nit 
nachpur ist ein gut in einem dorf kaufet und keine bluots- 
fründ ziichen woltend, so mag ein anderer der nachpur ist 
züchen. — Was güeter verlichen werdend umb ein zins oder 
umb den drittel oder zu halben oder wie dasselbige beschechen 
möchte, soll allein, der so das guot verlichen hat, den zug in 
einem monat haben, sonst kein anderst fründ. — Item ob 
einer ein guot züchen wolte, es sige uf einem widerkauf 
oder versazung, und dasselbig vor ingendem merzen verlichen 
oder versezt werde, soll ers züchen vor ingendem merzen; 
bescheche aber der widerkauf oder versazung nach ingendem 
merzen, so soll er dasselbig züchen in 15 tagen mit gleichem 
werth wie das guot verkauft oder versezt were; wo aber 
solcher zug uf zil und tagen wie obstat nit bescheche, so 
mag der ds guot inhat dasselbig jahr geniessen. — Item wan 
einer mit vech etwas züchen wolte und es zu unzit were im 
winter, dz der so ds guot züchen lassen muss, das vich nit 
könnte haben, so hat der sölliches guot in handen hat die 
wahl, das vich zu nemmen oder dem lassen der den zug thuot 
bis es usgewinteret ist. — Item so zwo glich zuosammen mit 
einanderen ein markt träfen umb ligende güter, sollend sie 
nüt desto minder für ehrs. gricht erschinen und es anzeigen, 
gefallt und bestettet es ein gricht, so soll es darbei verbliben, 
wo ds nüt, so soll es allwegen in grichts erkantnus stahn, 
doch soll solches in monatsfrist anzeigt werden nach der 
schäzung oder der markt ist kraftlos.?) 

26. Gemeinschaftineinem haus. Wenn man 
gemeinschaft ınit einanderen in einem haus hat, soll solches 
uf allerthunlichst getheilt werden, und ob sach were, dass 
einer oder mehr die theil an dem haus hettend und darin 
nit blibend, so sollend die in dem haus wonend und des an- 
deren theil bruchent des anderen theil verzinsen allwegen 
nach frommer lüten erkantnus.?) 

27.4 Erbfall. a. Erstlichen was ein ehe bei ein an- 

) B: versteht sich der termin des ersten jahrs oder erste termin, 
die nachfolgende aber solle er laut geschehenem markt bezahlen, 

* B: Und weilen ein zeit hero underschidenliche list und betrug 
in dem markten eingerissen als ist gesetzt, dz ein ebrsame oberkeit mit einer 
oder der anderen parth anhalten und beklagen selbigen nachschlagen, und 
wo solche erfunden wurden, die fehlbaren abzustrafen und den beschädigten 
billiche remedur schaffen sollen. 

3) Oberv. 87. 

4) Obervaz 89 ff. 
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«deren erobret oder verthut, so soll der mann die zwen theil 
und die frauw den dritten theil gwin und verlurst haben, 
vorbehalten ob sich sollich schulden !) durch bürgschaft?), un- 
ehrlichen frewel oder (spil erhebt hettend, oder ob einer das 
seinig vertrunkte, verkriegete oder offenbar verhurete, an 
sollichem soll) *) die frauw unentgelten sin und ohne schaden, 
— b. Zum anderen was ein ehe mit einanderen paktiert oder 
ufmacht, es seige dass sie kinder bei einanderen habend oder 
nüt, soll gelten ja ihr leben lang doch mit hülf und rath 
eines ebrs. gerichts und nit witer, mit condition dz solliches 
aufgemacht guot inventiert und in ehren gehalten werde, auch 
anveraberhandlet, und wann dann die person abgeht, deren 
ds ufgemecht ist gmachet gsin, so soll alsdann ds guot 
wieder an die erben fallen die zu malen und vom ersten 
hätten mögend erben. — c.*) Wer ein ehe von einanderen 
scheidet dass eins mit tod abgoht, so solle jedwederen theil 
sein zugebracht guot usgeben werden?), wo fer es®) nit verthon 
ist. Im?) fall aber der mann der frauwen güter verkauft 
hätte und die nit mehr vorhanden, so sollent ihren andere 
güeter geben werden nach erkantnus des rechtens,®) wo sie 
sich sonsten nit vergleichen könnend; und alsdann wo?) ge- 
win und verlurst!®) vorhanden were, gehört dem mann oder 
sinen erben die zwen theil und der frauwen oder ihren erben 
der drittheil mit pakten wie obstat.!) — d. Ob aber ein 
trauw 80!) vertrunken oder'*) unnutz were, dass einem bider- 
mann schädlich an sinem guot were und solches offenbar ist, 
30 solle (der man ein insechen thuon und haben)!*) nach ge- 
richtserkantnus,. 


1) Avers 85: wo verlust vorhanden und der man dem haushalten 
solches zugefüget hette. 

3) Avers: oder. 

3) Avers: mit spilen oder mit offenbarem verhuren an allem sölchem soll. 

4) Avers 88: Ob es sich zutrüge, dz ein ehemensch von dem anderen 
durch den tod scheidete. 

5) Avers: namblich des abgestorbnen zugebracht gut seinen erben, 
denen es gehört, und gleichfalls auch dem hinterbliebnen sein zugebracht. 
gut auch ausgeben zugestellt oder gelassen werden. 

6) Avers: noch vorhanden und. 

7) Avers 84. 8) Avers: raths. 

) Avers: wo aber. 1e) Avers: im haushalte, 

11) B: jedoch den creditoren ohne nachtheil. 

13) Avers 86: dermassen liderlich. 18) Avers: und. 

14) Avers: hierinen ein einsechen beschechen. 
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e. Wan ein morgengab einem weib verheissen würd 
und dieselbige ehe kinder bei einanderen überkommend, als- 
‘dann soll die morgengab tod und ab sin; glichfalls wann sie 
keine kinder bei einanderen gehabt hättent und der mann 
überlebt, ist er keine morgengab zu geben schuldig. 

f.) Wo ein vater und mutter ihre kinder überlebend und 
dieselbige keine leibserben oder eheliche geschwisterten ver- 
lassend, mögend sie ihre kinder erben ihr lebenlang, und nach 
ihrem tod soll es aber fallen den?) rechten erben lut unser 
statuten. — g.®) Item wann einer etws ererbt sin leben- 
lang und nit witer, so soll das‘) lebendig alsbald sich der 
fall begiebt — vorbehalten in todsnithen’) so man nit zu- 
sammen wandlen mag — die nechst fründ und erben des ob- 
geschribnen abgestorbnen berüfen, und wo einer die nechsten 
nit haben mag, sich einem vogt‘®) und gricht anzeigen,?) die 
sollen verordnen erbare mannen die rechnung ufzenemen, 
und die person die ihr lebenlang geerbt hat, soll alles aigent- 
lich angeben und verschriben lassen, damit ein jeder wüsse 
in künftigem, was ihm gehöre; und soll darnach das nutzen, 
niessen und die güter, hus und hof in guoten ehren und 
bauw halten, darvon nüt verkaufen noch versetzen ohne der 
nechsten erben rath, gunst, wüssen und willen; welcher aber 
solches in einem oder mehr überseche, der soll sine rechten 
des erbs und leibdings verwürkt und verfallen haben und 
dannethin keine rechten noch ansprachen darzu haben, — 
h.*) Item brüder und bruders kinder sollend glichlich erben, 
namlich des bruders kinder mögend erben nebend ihres vaters 
oder mutter bruder oder schwester nach anzal; auch wo 
rechte oheim vorhanden, sollend die geschwistriget kind mit 
dem oheim erben nach anzal der stollen, wo aber allein bru- 
der oder schwöster kind als geschwistriget kind werend, so 
erbent sie glichlich einer sovil als der ander und nit den 
stollen nach, — i.?) Item eheliche kinder mögend ihren vater 
und mutter ) erben, desglichen' eniklichen mögend anstatt 
ihres vaters und mutter, wann die abgangen!!) werend, ihr 








1) Avers 82. 

7) Avers: heimfallen auf die. 

3) Avers 87. 4) Avers: der. 

5) Avers: oder pestzeiten. 

*) Avers: amman. 1) Avers: anmelden. 
*) Avers 88. 9) Avers 89. 


1°) Avers: gleich. 
1) Avers: abgestorben. 
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äni und ana erben; wann aber allein eniklich vorhanden 
werend, söllen die eniklichen erben einer so viel als der an- 
der, und so nur eniklich vorhanden werend und deren eins 
oder mehr lebend und andere!) kinder überkomen als urenik- 
lichen, sollen dieselben anstatt ihres vaters und mutter erben 
und nit witer. So aber alles?) ureniklichen vorhanden werend, 
sollen sie glichlich erben wie die eniklichen wie obstat. — 
k.°) Es soll dieser punkt verstanden werden: dass eniklich 
anstatt ihres vaters oder mutter dem stellen nach sowol ihr 
äni und ana‘) mögend erben, als ihr oheim und bisi. Wo 
aber allein geschwistriget kind vorhanden sind, so sollen die 
in nachgehendem stollen, so weit ihr vater oder mutter hetten 
mögen erben, deren tod nit entgelten, sonder an ihres vaters 
oder mutter statt zugelassen werden; doch nit witer dann 
bis im°) dritten grad, dannethin uf ds nechst bluot unange- 
sechen wannenher das guot komme. — 1,°) Item uneheliche 
kinder die mögend ihr mutter erben, aber nit den vater; wo 
aber die unehelichen kinder ohne erben abgiengend,’) und 
die mutter noch bei leben were, solle sie erben; wo aber die 
mutter tod were, soll ds guot uf ihrer mutter nechste erben 
fallen. Wo aber ein vater einem unehelichen kind etws uf- 
machet und das kind ohne eheliche erben abgat,*) soll ds 
gut uf des vaters nechste erben fallen ohne anderen inweg,?) 
sovil ufgemachet wär. — m.'°) Item wann zwei eheleut kinder 
habent und von den kinderen eins oder mehr mit tod ab- 
gat, so mögend vater oder mutter dieselbe kinder auch für 
ein stollen erben nebend den anderen kinderen, so noch am 
leben sind ihr leben lang.!!) 





— 


!) Avers: die anderen. 


1) B: allein. 5) Avers 90. 

‘) Avers: das ist grossvater und grossmutter. 

5) Avers: auf den. °) Avers 91. 

7) Avers: sturbent. 

#) Avers: tod verbliche. *) Avers: eintrag. 


10) Avers 81: Wann es sich auch sutrüge, dz ein vater und mutter 
kinder hettent und eines gut hette und sturbe ohne leiberben, so soll vater 
und mutter für ein stollen erben nebend den anderen kinderen, so noch bei 
leben seind. 

11) B: Item wan sich begeben solte, dz ein person ohn eheliche 
leibeserben mit tod abgechen solte, die zweierlei geschwiisterte als ein und 
zweibändige hinderliese, so solle der oder die zweibiindige geschwüsterte ds 
jenige guot allein erben so von ihrem allein zusammen oder mit einanderen 
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28.1!) Kinder sollen die elteren ernähren.?) Kinder 
sind schuldig ihr vater und mutter, so in armut weren und 
ihnen selbst nit helfen möchtend, gebührlicherwis zu ernähren 
nach grichts erkantnus so lang dieselbige elteren unverheurat 
verbleibend. 

29. Hausstür?). Item es ist gesezt, wan vater oder 
mutter, ini oder ana ihren kinderen*) wenig oder vil husstür 
gebend oder sonst etws ihres guots ustheilend und die kinder 
eins oder das ander solches gut nit in ehren haltend (oder 
verthun und verabhandlen woltent oder sonst ihre verheissungen 
gegen den elteren nit hieltent)"), so mögend obgemelte elteren®) 
söllichs usgebnes guot ihren kinderen’) wider us den handen 
nemen und ihnen selbst wider zu aignen, allwegen nach grichts 
erkantnus. Und wenn die elteren (mit tod abgangen, so soll 
alsdann ds usgeben guot wider)®) ingeworfen werden zu dem 
anderen guot so die elteren verlassen, damit es mit dem an- 
deren guot möge theilt werden; auch sollend die kinder kein 
gewalt noch macht haben solchs usgeben guot weder zu 
versetzen, verkaufen noch in ander weg zu verthun ohne vor- 
wüssen und willen der obgemelten elteren; wo sie aber das 
theten oder thon hättend, soll solches kein kraft noch macht 
haben; auch soll solches gut noch bei leben eines oder beider 
elteren (in kein wis noch weg erbswis einem hinfallen)?) 
noch entzogen werden. 


habenden vater oder mutter herrühret; wenn aber keine zweibändige sonderen 
allein einbändige geschwüstriget mehr vorhanden wären, sollend selbige 
alles erben mögen, ohnangesechen wann her ds gut herrühret. 

1) B hat noch folgende Bestimmung: Aufgemächt. Item es ist 
gesetzt und geordnet, dz weilen die in kriegsdiensten erworbene facniteten 
als bona castrensia in gemeinen rechten dergestalten privilegiert, ds ein jeder, 
so solche mit leibs und lebens gefahr erworben, über selbige frei testamen- 
tieren und disponieren möge, ds auch in unserem hochgericht einem jeden 
über dsjenige, so er in frömbden landen in kriegsdiensten erworben und 
vorgeschlagen hat, erlaubt und zugelassen sein solle, frei und ungehinderet 
zu testamentieren und vermachen. 

3) Avers 64. 3) Avers 66. 

*) Avers: oder enchien. #) Fehlt in Avers. 

*) Avers: auch grossvater und grossmutter. 

7) Avers: und enchlen. 

*) Avers 67: von jetzt dan und hinfüro ihren kindern hausteur gebent 
oder sonst gut liessent austheilen, (dann was bishar geschechen, soll bei 
demselbig verbleiben,) dasselbig soll nach derselbigen elteren absterben, 
das hinfürter ausgeben gut wiederumb. 9) Avers: in kein erb fallen, 
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30. Den elteren unebr beweisen. Item wer vater 
und mutter unzucht') bewiset oder erbeut mit worten !*) oder fre- 
venlich hend anlegte, ist’) verfallen 5 pfd. d. und würt auch 
nit destominder vorbehalten, darnach einer frevenlich thät, er 
witer gestraft werden soll nach grichts erkantnus. 

31. Fluchen und schweren.*) Wer die werend die 
irevenlich schwur thetend bei unsers Herren liden, fünf wunden 
oder andere unzimliche schwur thetent, die sind verfallen 
1 pfd. d. so dick‘) es beschicht und nüt destominder nach dem 
der fehler were, sollen sie witers an lib, leben, ehr und guot 
nach grichts erkantnus gestraft werden, und ist ein jeder der 
sollich schwur höret, schuldig dem vogt*) oder statthalter 
solches®) anzuzeigen. 

32. Füllerei. So sich einer dermassen mit win an- 
suffet, dass er dardurch ein unzucht begienge, soll umb jedes 
mal 1 pfd. d. gestraft werden. 

33. Spilen.?) Alle spil*) sind verboten an Lo umb 
ein ürten bei 1 pfd. d. buos, und welcher)?) hus, hof und 
liecht darzu geben ist 2 pfd. d.'°) verfallen (hierin alle list ver- 
mitten, und soll man umb spil kein recht haben).!!) 

34. Schaden gohn. Welcher dem anderen frevenlich und 
unverwilliget in ein schaden Bionge, es were in wingarten 
(baumgarten), *) krutgarten, acker oder wisen und einem anderen 
das sin nemen und ustrage oder entführen wolte, er sig frömbd 
oder heimbsch, der ist verfallen 10 pfd. d.,'!*) so oftes zu schulden 
kompt, und witer solle er an lib, leben, ehr und guot ge- 
straft werden nach gestalt der sach und grichts erkantnus, 
auch den schaden den so er beschehen ist abtragen, und ws 
gestraft würd, soll die buos halb der gmaind und das ander 
dem beschädigeten zuhören. 

35. Stössig werden. Wan einer dem anderen mit worten 


1) B: unehr, Avers 68: ungebür. is) Avers: oder mit werken. 
3) Avers: der oder dieselbigen seind. 
8) Avers 62. +) Avers: oft. 


#) Avers: amman. 
4) B: landvogt (landamman) oder gschworne oder seckelmeister. 


7) Oberv. 95. *) B: und tänz. 
*) B: bei buoss !/s pfd. d., jedesmahl für ein person und welcher. 
1) B: 1 pfd. d. 


11) B: hierbei alle umständ und beschaffenheit der sachen einer 
oberkeit heimgestellt sein solle; jedoch umb ein ürthen zu spilen ist 
erlaubt. 

13) Von späterer Hand. 18) B: 5 pfd. d. 
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oder werken frevenlich ein stoss anhebt, dass sich sin unglimpf 
warlich erfindet, empfenge er dann über söllichs schaden, als- 
dann were der ander an seinen kosten und schaden zu thun 
und zuwiderlegen, ganz nüt schuldig; thäte aber der so den 
stoss anhebt, schaden, darumb soll der wandel thuon nach 
grichts erkantnus, und ob da einiche frevel von beiden theilen 
verfielen, soll der anfenger nach altem bruch abtragen, doch 
hierinen todschläg vorbehalten. Item ob einer dem anderen in 
einem stoss schaden thete oder an sin ehr redete, so mag 
der beschediget ist oder dem an sin ehr geredt ist, den thäter 
witer thuon zu vertrösten; doch wer tröster begehrt, soll zum 
ersten vertrösten. 

36. Frid nehmen. a.) Es soll sich niemand partheisch 
machen”), sonder ein jeder von den anderen freund und bruder 
frid nemen und geben, diewil dz kein?) bluot an seinem freund*) 
beschechen ist, wie dann der pundsbrief uswiset bei 5 pfd. d. 
buos®) und (witer nach grichts erkantnus ohne gnad,)®) und 
so ers am guot nit hätte, soll er an ehren gestraft werden. — 
b.”) Item ob es sich begebe, dass zwen oder mehr mit einan- 
deren stössig wurden, sollen die darbei sind und darzu kommend, 
dieweil der stoss währet, ihrem besten vermögen nach scheiden, 
und die so stössig sind in frid nemen, und ob sich einer (von 
dem dritten mal hin bis ufsiben mal)*) umb frid manen liesse 
und noch nüt fried geben wollte, soll derselbig ungehorsame 
7 pfd. d.?) verfallen sein und gefänglich angenommen werden; 
erwuchse aber schaden durch sein ungehorsame, soll er witer 
nach grichts erkantnus gestraft werden; und so einer abwiche, 
soll er an lib, ehr und guot gestraft werden. — c.!° Item es 
soll und mag je einer den andern manen bei dem aid umb 
hülf, den ungehorsamen in friden zu .stellen und den rechten 
gehorsam zu sein, und wo einer also ermanet!!) nit darzue 








1) Avers 92. 
2) Avers: in stössen oder hader partheisch machen noch erzeigen. 
#) Avers: wunden und, 4) Avers: gesechen oder. 


5) Avers: peen und. 

*) Avers: soll solche partheilichkeit, übertretung und übersechung 
weiter nach gestaltsame der sach oder des schadens nach gerichtserkantnus 
gestraft werden ohne alle gnad. 

7) Avers 98. 

5) Avers: bis zum dritten mahl. 

) Avers: 5 pfd. d. le) Avers: 94. 

11) Avers: einer, der also umb hilf angesprochen und ermanet ist 
worden, nicht hulfe oder. 
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thäte nach seinem besten vermögen, so ist er 3 pfd. d. 
buos verfallen. — d.') Item welcher über frid dem an- 
deren an sin glimpf und ehr redete, (der soll an ehren und 
guot gestraft werden; ob aber einer tiber frid an dem an- 
deren)") hand anlegte und schluge, der soll (witer gestraft 
werden an lib, leben, ehr und guet)"); (ob aber einer über 
frid ein todschlag thäte, der soll gericht werden als ein mörder 
alles nach form und erkantnus des rechtens)‘, — e.’ Item 
wan einer einem vogt*), gericht oder weibel ungehorsam were, 
dz ihm geboten würd, der soll gestraft werden umb 1 pfd. d. 
so oft ers thäte und witer nach gestalt der ungehorsame und 
des frevels an lib, ehr und guet nach grichts erkantnus. — 
f.7) Welcher dem anderen über frid under sin tach gienge, der 
ist verfallen 5 pfd. d. (der gmaind, demnach)*) er witer redete 
oder thäte, soll er gestraft werden nach grichts erkantnus?); 
ob aber einer under dem'°) tach auch theil und gmein hätte, 
dass ihm selbst oder sin vogtei antröfe, der mag wol in und 
usgehen, doch mit rath eines ehrs. gerichts. 

37. Fuestschlag.!!) Wellicher den anderen mit der 
fuest schlecht (und aber kein bluotrunst macht, ist verfallen 
1 pfd. d. der gmaind; ob aber einer blutrunst machte, so 
soll er witer gestraft werden nach gerichts erkantnus und 
demnach dem beschädigten sine rechte vorbehalten). 1?) 

38. Watfen zucken.!?) Item so einer über den anderen 
zuckt, es sige messer, hauwen, axt, biel, stecken oder welcher- 
lei waffen die sind, und nit schlecht noch schaden thuot, ıst 
verfallen 10 pfd. d.!4) buos; so er aber schlecht und schaden 








1) Avers 95. 

3) Avers: oder. 

5) Avers: 5 A buss verfallen sein und was böses daraus entstünde, 
soll er hierumb noch weiter nach erkantnus des raths gestraft werden. 

+) Avers: wo aber einer einen über frid zu tod schlüge, solle er als 
ein mörder gerichtet werden alles nach gerichts erkantnus. 

5) Avers 97. 6) Avers: amman. 

7) Avers 98. 

*) Avers: buss und nachdem. 

*) Avers: vorbehalten wan es ihme sein gegenpart hette verwilliget 
und erlaubt under sein tach zu gehen. 

18) Avers: solchem. 

11) Avers 99. 

13) Statt des Eingeklammerten hat Avers: und blutrunst macht, der 
ist 1 pfd. buss verfallen. 

15) Avers 100. 1) B: 5 pfd. d.; Avers 1 pfd. d. 
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thnot, soll er witer gestraft werden nach gerichts erkantnus 
und dem beschädigten sine recht vorbehalten. 

39. Steinwerfen.!) Item wellicher gegen dem anderen 
ins zornswise stein lupft und nit von henden wurft, der ist 
verfallen 1 pfd. d. buos; und wann er denselbigen von han- 
den würft und nit trüft, ist er verfallen 2 pfd. d.; ob er aber 
darmit einen oder mehr treffe und schaden thäte, soll er witer 
gestraft werden nach gerichts erkantnus und dem beschädig- 
ten sine rechten vorbehalten. — Item?) wann (zwen oder 
mehr miteinanderen) *) schlugend in der zit so die gericht“) 
ufgeschlagen sind und einer recht begerte, dem soll man recht 
halten; und ob einer dem anderen schuldig wurde umb schmer- 
zen, 80 soll er usgericht werden nach gerichts erkantnus, die 
gant seie zu oder nit. 

40. Zureden. a.°) Wellicher dem anderen schwerlicher 
an sin glimpf und ehr redet oder frevenlich einen hiesse lü- 
gen, und aber dasselbig nit gnugsamlich darthuon und be- 
wisen möchte, dass demselbigen also were, so ist er verfallen 
1 pfd. d. buos ohne gnad und nüt destoweniger wandel thuon 
nach gerichts erkantnus; hat einer aber die wahrheit geredt, 
so ist er nichts schuldig. — b.®) Weiter wann einer sonst 
redete, dz er einen entschuldigen müsste mit dem stab, so 
ist er verfallen ein frevel nach gerichts erkantnus, und das 
soll ein gericht, so bald einer an dem stab griffen hat, us- 
sprechen ohne witeren verzug und soll darbei bleiben ohne 
alle gnad ws gesprochen würd, und so er entschuldiget würd, 
solle man ime sine kostungen abtragen nach gerichts erkant- 
nus. — c. Item es ist geordnet ws’) frewel einer begienge, 
dardurch er sonst fur gericht erschinen müste, und ein ge- 
richt dessen gnugsamlich bericht were, ist nit witer von 
nöten insonderheit zu berechten, und®) solle ein gericht von 
stund an den frevel ussprechen und nach gerichts erkantnus 
schaden nemen. — d.°) Item es ist auch beschlossen, wann 


1) Avers 101. 3) Avers 102. 

%) Avers: einer oder mehr einanderen. 

4) Avers: beschlossen und, 5) Oberv. 82, Avers 108. 

8) Statt des folgenden hat Avers 104 die Bestimmung: Wann einer 
dem andern an sein glimpf und ehr hat geredt, steht es bei meiner herren 
erkantnus wie hoch er wandel und aberwandel thun müsse, und die buss 
soll angentz ausgesprochen werden. 

', Avers 105: Es ist auch geordnet was. 

8) Avers: sonder. 

®) Die folgende Bestimmung fehlt im Avers. 


Rechtsquellen des Gotteshausbundes. 205 


sich begebe, dz zwen oder mehr ein stoss anfiengend mit 
worten oder werken in unserem gross!) gericht, so ist man 
nit schuldig durch ein jedes ding ein tröster zu geben, dann 
allein mit recht fürgenommen werden, da die wort oder stöss 
verloffen sind, soll auch ein jeder dem nach gehen und ge- 
horsam leisten, auch einem jeden gericht sine rechten umb 
die fräfel vorbehalten. 

41. Ueberbauen oder übermeyen. Wellicher dem 
anderen sin guot überbauwet oder tibermeyet über zil und 
markstein, der ist von jedem schuoh so er übermeyet oder 
überbauwet verfallen 1 pfd. d. buos, und sind allwegen dem 
so der schaden beschechen were, sine rechte vorbehalten, es 
soll auch keiner an den markstein nacher nit bauwen dann 
ein schuoh darvon soll er spatium lassen. 

42. Bauholz. Welcher bauholz abhauwet, der ist ver- 
fallen 1 pfd. d. buos, darnach die hölzer werend, soll er 
witer gestraft werden nach form des rechtens; welcher aber 
fruchtbere baum us der allmeind abhauwet, der ist von jedem 
baum 3 pfd. d. buos vertallen und umb ein jeden lerchen 
2 pfd. d., und darnach er thäte soll er witer gestraft wer- 
den nach form des rechtens. 

43. Holznemen. Item welcher dem anderen gewerchet 
holz oder us den zünen nimbt, der ist verfallen 1 pfd. d. 
buos und sind dem beschädigten sine recht vorbehalten. 

44, Stäg und weg*) Es soll ein jeder dem anderen 
in den güeter steg und weg geben uf den nechsten heimwerz 
und uf dem minsten schaden, doch vorbehalten wo einer steg 
und weg vormalen hette wie von altem harkommen, und soll. 
ein frucht der ander warten 8 tag und wenn die 8 tag ver- 
schinen, soll man der anderen part kund thuon und selbs den 
weg durch us des anderen guot meyen, dürren und schochen oder 
bürting machen und dem des der bluomen ist, kund thuon 
damit es nit zu verlieren gienge, und ob ds guot in ein ander 
hus oder dorf rerwendt wurde, stat es allwegen nach gerichts 
erkantnus. Item so einer zwüschend den akeren ligen last, 
so soll er ds heuw dannen tragen und wo wisen von altem 
har gsin sind, sollend die da buowend den wisen steg und 
weg geben, wie von altem har allwegen nach gerichts er- 
kantnus. 

45. Zünen. Die höf sollend allwegen den güeteren 
zünen, item krutgarten und wingarten sollen den baumgarten 


1) B: Hochgericht. 
3) Oberv. 97. 
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zünen und die baumgarten den anderen güeteren; wo 2 baum- 
garten an einanderen stossent, soll ein jeder den halben theil 
zünen, glichfals wo zwen hof oder garten an einanderen 
stossend, soll jeder den halben theil ziinen; wer krut-, baum- 
und wingarten von neuwen machen will, seche wo er stäg 
und weg habe. 

46. Obs theilung. Wan einer bauın hat, wild oder 
zam uf sinem guot und iiber sin guot hinaus und uf eines 
anderen guot langend, sollend die selben frücht, die überus 
langend glichlich getheilt werden, doch soll der des der stock 
des baums nit ist, äst nüt abhauwen, es were dann sach 
dass solliche äst an sinen gmächer schaden thäten oder zu 
bauwen irreten; was aber uf die allmeind fallen thuot gehörte 
dem des der baum ist. 

47. Blauwen und stampfen. Item zu blauwen 
soll man nemen von 15 krinen hant die ein krinen und zu 
stampfen von jedem fiirtel gersten korn ein immi ungestampft 
bei buos 1 pfd. d. ohne gnad. 

48. Sägerlohn. Item sägerlohn es sigend klein oder 

ross sagblöcker ist 3 d. von einem jeden klafter, was aber 
laubholz oder blöcker sind, gehört von jedem klafter 4 d., 
und der gmaind klafter soll elf quart und halbe sin, was 
man bedorft, solle man ds klafter bruchen. Es soll auch ein 
jeder sager schuldig sein den gmaindlüten zum ersten zu 
sagen vor den frömbden bei von jedem block oder bleuwer 

John so oft es geschicht 3 pfd. d.') 
49. Wan vech abstirbt. Wan vich unnüz abgoth, 


1) B fügt hier noch folgende Bestimmung ein: Vich prästen: Item 
es ist gesetzet und geordnet wegen des vichs presten, dz wo gemarkt würd 
mit ohnpresthaftem vich ze bezahlen, solle ein kuoh so nur 8 strich hat 
oder ein rind zanlucken, blind, enthörnet oder andere wüssenhafte presten 
hat, ausgeschlossen sein; so dan auch was an vich kauf: oder verkauft oder 
vertauscht würd, ds sich innerthalb jahresfrist pfinnig befunde, und ds 
der verkäufer ehender als verkaufen dem rind etwas angesechen und nit 
geoftenbaret hette, soll er den schaden allein abtragen; so aber vor dem 
verkaufen nichts angesechen were worden, solle der käufer und verkäufer 
den schaden halben abtragen; desglichen umb saltzschädig oder malseig 
solle !/s jahr auch also gehalten werden; für ein jahr und ein halb jahr 
hingehet es in des kaufers wag. Was andere presten betrifft, ist man kein 
werschaft schuldig, jedoch sollend die märkt und pacten, so zwischen 
dem käufer und verkäufer geschechend, gehalten und selbigen nachgelebt 
werden. Eine Ergänzung hiezu 1711, 28. August. 
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so soll ein jeder lassen vergraben bei buos von jedem haupt 
1 pfd. den rinder oder ander vech. 

50. Vich schädigung. Item ein ungeheilter stier 
soll under drei jahren nit versprochen werden; was aber über 
3 jabren ist, mag versprochen werden an einer zalung, doch 
wenn ein sollicher ungeheilter stier schaden thäte, so soll der 
den stier hat, den abtragen nach gerichts erkantnus. Wan 
aber küe, ox oder ander vech ohngefahrlich einanderen schä- 
diget, ist man darumb niit witer schuldig. — Item wan 
einicherlei vech schaden thäte, es sige in ackeren, wisen oder 
anderen güeteren, mag der, dem der schaden beschechen ist, 
zwen geschworenen desselbigen dorfs uf den schaden füren, 
und umb den driten pfenig schezen lassen, und nach der 
schezung nit witer mit recht ersuochen mit condition, dass 
man der widerpart auch kund thuon solle. 

51. Baumgarten zügen. Item es mag ein jeder 
von siben mammat wisen, so einer hat, ein mammat baum- 
garten zügen, und soll auch umb steg und weg sechen; auch 
wo einer ein baum uf einem anderen guot oder grund und bo- 
den hat (und verkauft würd, soll fürhin keinen zug haben.)') 

52. Bäum sezen. Es soll keiner keine bäum in sim 
gut zu nach an des anderen guot oder gebäuw namlichen 
nit nöcher dan zwei klafter darvon sezen, und so die äst 
dem anderen schaden thetend, soll der des der äst ist ab- 
hauwen, jedoch ist hierin einem jeden sin gerechtigkeit vorbe- 
halten. 

53. Würtsordnung.) Es soll jeder würt, der win 
usgibt den haupteren der beiden gmainden aidespflichtig 
anloben, und lost man es darbei verbleiben und ein anderer 
soll einen ufgehepten aid thun, dz er nit mehr dan 1 kz.?) 
uf ein mass legen wölle und uf den most 2 kz.*) die mass 
was er kauft, bei buos 1 pfd. d. umb ein jeden saum, und 
soll witer gestraft werden umb den aid. Was aber in sinen 
eignen wingarten einen wachset, ist er nit schuldig zu schezen 
zu lassen, man gebe dan ordnung umb andere frücht als 
korn, käs, schmalz und so mag man dan auch mit dem win 
ordnung geben. Item alle würt sollen gehorsam sin einen 
jeden gast zu beherbergen, er sige frömbd oder heimbsch und 


1) B: und denselbigen dessen der boden ist verkauft, so solle er kein zug 
haben, so er ihn aber einem anderen verkauft, soll der dessen der boden 
ist den ersten zug haben, 

2) Oberv. 49. 

5) B: 2 kz. +) B: 3 kz. 
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ibm sin essen und trinken geben umb sin gelt und einen 
offnen schild ushenken bei buos 1 pfd. d., wellicher dies über- 
seche; und wellicher würten will soll ds ganz jahr würten 
bei 5 pfd. d. buos. Witer soll ein jeder grichts wtirt einer 
kindbetterin oder sonst einer kranken oder notturftigen per- 
sonen, wan die bedörfend win bis uf ein guldin dings oder 
auf beut geben, und wan der wiirt nit entberen will, mag er 
sich in monatsfrist thun bezalen, doch allein den ingesessnen 
grichtsleuten. Der wiirt soll an den grichtskostigungen im 
herbst von mitten summer bis uf ingenden merzen frist vech 
nemen und im frieling von ingendem merzen bis uf mitten 
summer unprestbaft labvech und sonst korn, schmalz, käs, 
win und ander von mass und gwicht durch das ganz johr 
us nachdem es leufig ist, und das vech soll geschezt werden 
an gelts statt und der wiirt soll 14 tagen, nach dem die urtel 
us ist, warten; und ob einer des obgeschribnen guots nit 
hette oder gebe, so mag der wirt umb den dritten pfenig 
schezen, ds sein inzüchen und selber zeigen.!) Der grichts- 
wiirt soll wan es gericht ist jeden in der gmaind, es sigend 
kundschaften oder andere die mit dem gricht essent in glicher 
ürten rechnen wie dem gricht und nit witer. — Ein vogt 
oder statthalter*) soll glichlich zalt werden umb die frevel 
wie der grichtswiirt. Die wiirt sollend alle jahr nach altem 
bruch vor der gmaind offentlich erwelt und gesezt werden. 

54. Strassen wissern. Welcher das wasser durch 
die strassen füert oder richtet, ist vertallen 1 pfd. d. buos, 
so oft es beschicht und nit destominder die strass gut machen 
wie vor. 

55. Schnecken lesen. Es soll niemand keine schnecken 
lesen®) (bis sie nit zu dicht sind) bei 1 pfd. d. so oft einer 
ds überseche und ergriffen wurde.*) 

56. Kümichsamen. Es soll keiner kümichsamen in: 
eines anderen gut lesen bei buos 1 pfd. d. 

57. Kamin. Es soll auch jedes hus ein kamin lassen: 
machen wer es vermag; wer aber nit vermag soll demselbigen 
ds dorf lassen machen und es thuon zu verzinsen, 

58. Predigen. Item welcher nit zur predig oder zur 


1) B: nnd so der würt die grichtskostungen nit einziechen sonderen - 
werten wolle, soltend dieselbige vom ersten jar hin mit 8 kz. per R. jär- 
lichen verzinset werden. 

7) B: seckelmeister. 

*) B: in eines anderen gut weder nochgraben bis sie nit zu dicht sind. 

*) B: und dem beschädigten seine rechte vorbehalten. 
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mess gienge, der soll von aller gmaindsame usgeschlossen 
werden, und so einer ungehorsam were, soll witer gestraft 
werden nach grichts erkantnus. 

59. Sontag heiligen.) Wir ordinierend, dass uf den 
heiligen sontag sölle noch welle niemand merkten, kaufen 
noch verkaufen, marksteinen sezen, oxen wetten (?), ross laden, 
zu mülle tragen oder füren, hanf in die rötzen thun, scha- 
zung, sprüch und derglichen werk thun, wie sie möchtend 
genambset werden, soll alles abgstelt: und verboten sin, bei 
pen 5 pfd. d. welcher solches überseche. 

60. Gewalt wehren. Wer der were der nit brunst, 
wasser und anderer gwalt nach sinem vermögen löschen, 
wehren und abwenden hülfte, ist verfallen 3 pfd. d. ohne 
gnad; item wan einer ermanet würd, schaden helfen wenden 
und nit gehorsam ist, ist 1 pfd. d. verfallen. 

61. Gant. Welcher dem anderen schuldig ist, und uf 
zil und tagen nit bezahlt, so mag der, so die schuld han 
soll, dem der ihme schuldig ist, durch sich selbst oder durch 
den weibel warnen und heischen, morgendes ohne witer 
pfand erlauben daheimet sin, ihme geld oder pfand zu geben, 
und ihme darnach morgens umb den dritten pfenig schäzen, 
hab und guot wie von altemhär, und innerthalb dreien tagen, 
so mag er solches pfand, wann ihme das geld nit wird, zu 
seinen handen nemen und hinweg füren, ohne weiter intrag, 
und so einem der weibel heisst daheimet bliben, gehört ihme 
6 d.*) lohn, die obgemelte 3 tagen verstend sich 3 tag nach 
schazung. — Witer wan es geschäzt ist, und die 3 tag us 
sind, so soll er lassen die pfand gohn, die gant sigend offen 
oder ufgeschlagen, so es geschäüzt ist, und die pfand gehet 
in des wag der die pfand gibt, wo es aber nit geschäzt, 
sonder nur ingsezt, soll es auch gelten, und nit weiter heissen 
daheimet sin. 

Es soll ein jeder geschworner gehorsam sin, und so nur 
ein geschworner in einem dorf vorhanden were, so mag er 
ein anderen nachbur, der ein geschworner gewesen sei, oder 
sein andern nachbur zu ihme nemen, die sollend gehorsam 
sein, und bei ihren aiden das guot schäzen das ihnen für- 
geben würd, gehört einem jeden geschwornen 2 kz.?) auf die 
heimische güeter, auf andern güeter steht es an die ge- 
schwornen. 

Item welcher geschworne oder nachbur, der zu der scha- 


1) Oberv. 68. 
2) B: 1 bz. 
Zeitschr. für schweizerisches Reoht. Neue Folge VI. 14 
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zung erfordert würd, nit gehorsam were, ist verfallen 5 bz. 
buos ohne gnad, und weiter nach grichts erkantnus. 

Es solle auch ein jeder gehorsam sein, wan er am morgen 
betreten würd, ob er schon am abend nit gewarnet were. 

Item umb geldschulden, und derglichen hat der schuldner 
die wahl unpresthaft vich, heuw und sträuw erstlich, (dem- 
nach Kupfer, ehern geschirrstücken zu geben)", doch so vich 
vorhanden ist, soll das vich vorgeschezt werden, darnach heuw 
und strauw, demnach kupfer ehern geschirr stücken?) und an- 
der hausrath,*) darnach hölzig geschirr, das nit faul wäre und 
zum lezten ligend guet. 

Item der entlichen gelt, lidlohn, zins, gesprochen gelt 
und derglichen mag der gläubiger uf hab und gut, ligends 
und farendes das der bezahlen soll, selber zaigen, daruf soll 
man schizen, bis er vernügt und usgericht ist umb sein 
schuld umb den dritten pfenig, auch kosten und schaden, 
umb die zinsen, so die pfänder nit genomen werdend, wo 
aber die pfinder hinweg geführt, ist man keiner kostung 
schuldig, doch den erblehen ihre rechte*) vorbehalten. 

Item so einer pfand verheisst, die gricht sigend ufge- 
schlagen oder nit, so söllend die rechtsprecher gehorsam sin 
und schäzen bei ihren aiden, und die pfänder soll man lassen 
folgen, wie hievor geschriben ist, nach unserem bruch. 

Item was uf güter geschizt würd, bis aut R. 20 oder 
mehr, sollen und mögen die geschwornen gwalt und macht 
haben, dem es usgeschäzt ist worden, 15 tag zil zu geben, 
damit er die pfänder widerumb lösen möge, wonüt so sind 
die pfänder alsdan ledig und verfallen. 

Item so einer dem andern verspricht geld ohne pfand, 
solches ist cassiert, und gar abgestellt, sonder soll ein jeder 
einziechen nach lands brauch. 

Item wan zwen mit einander märkten, so soll der ge- 
märktet hat, schuldig sein zu bezahlen, und wo ihme der 
schuldner witers verstossen hat, ist er nit schuldig zu zahlen 
wider seinen willen; und wo einer versprochen dem anderen 
vor schaden zu sin sol (nichts)°) gelten; (die gant soll ds ganz 
jahr offen sein in unserem hochgricht, vorbehalten 8 tag 
vor und nach den dreien hochen västen namlichen wienach- 
ten, ostern, pfingsten, gegen usländische soll man halten wie 
sie uns auch halten)?). 

1) B: zu geben oder ehern und kupfer geschirr stricken. 

*) B: stricken. *) B: hausplunter. 

+) B: und freiheit. 5) Fehlt in B, vgl. Avers 37. 


Rechtsquellen des Gotteshausbundes. 211 


62. Mehr kaufen dann zahlen.!) Item welcher mehr 
kauft dan er zu bezahlen hat, dem sol man weder ehr noch 
aid glauben; desglichen?) welcher ein guot für frei und un- 
bekumberet in eineın kauf, versetzung, widerkauf und ver- 
sicherung ohne zins angibt und sich anderst befindet, der soll 
an ehren gestraft werden. 

63. Aufsehen der unhäuslichen.°®) Item so ein per- 
son in unserer gmaind will vil merkten und handlen wolte 
und nit stark an gut were, soll ein gericht von ihr“) rechen- 
schaft nemen und?) ein wüssen zu haben seines husens und 
haltens und vermögens.®) 

64. Zins mit werth machen.) So einer ein summa 
gelts ufmachen wolte zu‘) zinsen ®?) vech oder ander werth 
so er darin gebe, s0!°) soll das vech oder werth lassen schezen, 
wo das nit, so soll der brief nit besiglet werden. 

65. Vom pfänden. Es mag ein jede rodanka under 
ihnen selbst guote ordnung machen, soll entzwüschent ihnen 
dan auch kraft haben. 

66. Wo häuser an güeter stossend soll man die 
hennen und hiener im sayen 3 wuchen inhalten und im rif 
wieder drei wuchen, und wo einer zu derselbigen zit in seinen 
güeteren findet, mag ers pfenden; desglichen die gens soll 
man us den güeteren halten, wo ds nit so soll man pfenden 
es sei in ackereu, wisen, baumgarten, wingarten und an- 
deren güeteren; wo die hiener schaden thetend, so soll es 
geschezt werden und der schaden abtragen werden nach lut 
der schatzung. 

67. Nachbaren annemen. Der frimden halben soll 
keiner angenommen werden, er bringe dann sein geburtsbrief, 
dass er under keine frimde fiirsten noch herren verbunden 
sei, und wie er von heimet gescheiden, witer soll kein nach- 


| purschaft ohn vorwüssen und willen der anderen keinen an- 


nemen, sonder allwegen uf Geörgy so man vogt und gericht 
sezt, soll einer der begert unser nachpur zu werden, vor der 
ganzen gmaind erschinen und da ein antwort empfachen ; 
weliche nachpurschaft das überseche, ist verfallen 30 pfd. 
buos. Und wann einer angenommen ist, soll er für gericht 
erschinen; die sollen ihme für die gmaindgerechtigkeit ein 
zimlichs gelt zu geben uflegen, doch einem jeden dorf umb 


1) Avers 107: auch ist gestatuiert das, 

2) Avers 108. #) Avers 123. 4) Avers: ibme. 

®) Avers: und begeren. °) Avers: seines kaufens und vermögens. 
7) Avers 126. °) Avers: mit. °) Avers: und. 1°) Avers: der. 
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ihr dorfrecht vorbehalten, und so einer angenommen würt, soll 
er in 10 jahren in oder usserthalb der gemeind kein ampt 
nit haben, so aber ein pundsmann angenommen würt, soll er 
nüt usgerchlossen werden, weder 10 noch 15 jahren. 

68. Biirgen.!) Wann einer für ein anderen instecht, 
für in verbürgeret oder vertröstet, soll dem tröster 15 tag 
zil geben, damit er seiner wider parthi kund thun und triben 
möge, damit er schadlos gehalten werde; wo er aber innert- 
halb der 15 tagen nit darzu tete oder wolte, alsdann und 
für das hin, so soll der tröster schuldig und pflichtig sin, die 
summa so vil si ertragen möchte als für sein eigen gelt 
schuld uszurichten und zu bezalen ohne intrag oder witeren 
verzug und ihme sein recht vorbehalten wo er vermeint zu 
geniessen. 

69. Frauwen schwächen. Wellicher frauw oder 
jungfrauw verfüerte und schwengerte, ist der gmeind ver- 
fallen 10 A buos?) und soll ihren geben 20 pfd. d. für die 
kindbetten, hin soll der man die zwen theil und die frauw 
den dritten theil das kind erzüchen. Welcher ein tochter 
verfüerte und schwengerte, die vormalen kein bös gschrei 
kan hätte, soll es an dem gericht stahn, was ihren an der 
schwächung verschmach oder blumen gemacht. 

70. Schuld ableugnen.* Wellicher dem anderen 
schuldig ist und ihm die schuld ableugnen will, auch über 
züget würt dass er unrecht het, der ist ein buos verfallen 
nach grichts erkantnus. 

71. Schuldenruof. So‘) einer das guot den schulden 
übergebe und man an ihme verlieren müsste,°) so er hernach, 
über kurze oder lange zit, gut überkompt, soll er die alte 
schuldner®) die an ihme verloren hättent, schuldig sein zu 
bezalen.”) 

12. Zins machen.*) Item alle zinsen so bisher ge- 
macht sind, last man es bei brief und sigel und pacten bliben?) ; 








1) Oberv. 80. 

*) B: lediger 10 A, verheirateter 20 A buos. 

3) Avers 124. 

4) Avers 126: hinfüro ist es auch geordnet, dass wenn. 

5) Avers: und. 8) Avers: alten schuldgläubige. 

T7) B: so sich nachgehends befinden wird, dass er mit arglist oder 
vorsetzlichem betrug zum nachtheil der ereditoren den schuldruof hätte er- 
gehen lassen, 

*) Oberv. 92, 105. Avers 127. 

*) Avers: bei gemachten pacten sein und verbleiben. 
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was aber für hin gelt usglichen würd, soll kein brief besiglet 
werden der mehr zins inhette dann acht vom hundert;') und 
wo sonst im künftigen mehr zins genommen wiirt, soll ohne 
gnad abgestraft werden. Auch soll kein brief besiglet wer- 
den, er seige dann zuvor vor dem gericht oder des dorfsge- 
schwornen da die underpfender ligend verlesen und von ihnen 
bestettet, item umb korn, schmalz, wein und most soll gar 
kein brief gesigelt werden. 

73. Zinsen. Item wann einer zins schuldig ist, soll 
er uf zil und tag zalen, wo nit, so mag der ihn zu zichen 
hat ihme vor gericht lassen büten und noch lut brief und 
sigel klagen, doch gegen denen so uns in glicher gstalt nit 
haltent, wollend wir unsere rechten vorbehalten haben. 

74. Pakten. 2%) Item was paktiert würt (in unserm hoch- 
gericht)®) und wider die statuten were, soll nit gelten; wo man 
aber mit einem uslendischen paktierte und verschribe wider 
die statuten, und einer die statuten nit gwüst hette, stat es 
allwegen nach grichts erkantnus, und ist brief und gmeind- 
sigel so nach ordnung ufgericht were vorbehalten. 

75 a. Zureden.*) Item wan einer dem anderen schmach- 
wort usstieste und es ihn rüret und bütet den beleidigten 
umb verzüchung, so soll und mag es vor dem geschwornen des- 
selbigen dorfs abkommen und soll kraft haben, als wan es 
von dem ganzen gricht geurtheilet were, so der gescholten 
ist, solliches wil annemen; und so einer gefräflet hete, so soll 
dem landvogt, landamman und gricht sine rechten vorbehalten 
sin und anzeugt werden. 

75b. Todten schmächen.®) Item es ist auch gesezt, 
dz niemand dem anderen seinen abgestorbnen fründen oder 
wie sie ihn antreffen®) mechten weder schmechen noch verwürf- 
lich?) anzüchen solle, obschon der abgestorbne mit etws laster 
oder mangel behaft gsin were; wer solches übersehet, soll 
gestraft werden nach grichts erkantnus. 

76. Landgemeinde. a.) Wan ein landsgmeind bei dem 
aid zusamen gebotten würd, so mögend die ufdem versamlet 
sin dan dem ordenlichen und gewohnlichen ort zu Fürstenauw, 


1) Avers: dann von hundert gulden capital oder haupt acht gulden 
zins jährlich. Das folgende fehlt in Avers. 

3) Avers 128. 

3) Fehlt Avers, 

‘) In der Red. 1615 sind diese beiden Art. 75 nicht getrennt. 

5) Avers 112. 6) Avers: und angehören. 

7) Avers: verweislich. 8) Oberv. 89. 
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Domils sich berat schlagen, mehren, handlen und schaffen 
umb alles so fürgebracht würt, und wie sie handlend und thuond, 
soll es kraft und macht haben. — b.!) Item wann ein lands- 
gmeind oder gerichtsgmeind ist, soll ein jeder sein mein 
sagen wan er gefraget würd und auch ungefraget fründlicher 
bescheidenlicher wis; welcher aber ungefraget unbescheidenheit 
bruchte und ein rumor anfienge, der ist 10 pfd. d.?) verfallen 
und nachdem (ein handel anstohn wurde)?), soll er witer nach 
grichtserkantnus gestraft werden. 

77. Stimmen.*) Item gmeindssachen mag stimmen wer 
18 jahr oder darob alt ist von einer jeden ftirstatt ein mans- 
person, vorbehalten bevogtete personen mögen nit stimmen. 

18. Jahrgelt. Das jahrgelt soll usgetheilt werden uf 
die manspersonen als vil deren sind in unserem gericht, welche 
nachpuren und vor der ganzen gmeind bestetet sind, vorbe- 
halten denen so johr und tag usserthalb gemeiner drei pünten 
landen sind. 
| 19. Vich schäzen. Welcher ergriffen würd dass der 
mit seinem vech gefehrlich wis ander lüten güeteren ezte, ist 
verfallen von jedem haubt 1 pfd. d. 

80. Fund.?) Welcher ein ding®) fundet es si klein oder 
gross und es verschwigt, der soll gestraft werden nach grichts 
erkantnus, denn es ist ein halber diebstal. 

81. Heuw verkaufen. Es soll niemand keinerlei vich- 
fuoter als heuw, embt, strauw oder riedt us unserem hoch- 
gericht?) verkaufen ohne wüssen, willen und zugeben eines 
ehrs. grichts bi buos 5 pfd. d. 

82. Gewicht und maas pfächen. Item man soll 
alle 5 johr allerlei gewicht und maas (so nit holz, inpfechen 
lassen, was aber holz in mös oder gwicht ist solle man alle 
2 johr pfechen lassen, und wer nit)*) pfechen liesse, soll gestraft. 
werden, so oft es übersechen würd, 1 pfd. d.°) 

* 83. Unthiere. Alle unthier die gefangen werdent, sollend 
die schnitz in beiden gemeinden glichlich und unverhinderlich 
bezalt werden, namlich von einem bären 5 gulden und von 
einem wolf und lux 2 A (= kronen). 


1) Avers 120. 7) Avers: 1 pfd. d, 
8) Avers: daraus ein handel entstehen würde. 

+) Oberv. 89. 

5) Avers 109. €) Avers: etwas, 


7) B: vor ingehendem merzen, 
®) B: pfechen lassen und wer nicht, 
9) B:und weiteresnach beschaffenheit der sachen nach gerichts erkantnus. 
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84. Frücht schätzen. Es ist geordiniert, dass man johr- 
lichen allerlei frücht von mas, mess und gwicht taxieren und 
schetzen solle, allwegen nachdem die früchten wol geraten 
ungefahrlich, wie auch allerlei werklüten lohn, und diese schatz- 
ung soll beschechen durch 4 verortnete mannen von jeder 
gmeind zwen, welche bei ihren geschwornen aiden schetzen 
sollen was sie recht und billich dunkt, es sige umb baargelt 
oder uf beut, und welche diese schetzungen übersechend, sollend 
gestraft werden wie hernach volgt. Und damit solches gehalten 
werde, sollend von jedwederen gricht zwen man verordnet 
werden, dass sie flissig ufsechen habend, und welche es über- 
tretend, so söllend die vier manen als kläger zusammen stahn 
und in jedwederen gricht es gfelt würd, ds recLt nemen und 
zu den übertreteren klagen umb ein buos nach grichts er- 
kantnus, und die buos gehört halb den klägeren und halb der 
gmeind wo der fehler geschicht, und so die klägeren nit darzu 
thetend, so soll ein haubt der gmeind die gemelte 4 kläger 
mit recht fürnemen und uf sie umb ein buos klagen; und 
allerlei von maas, mess und gwicht sollen gute werthschaft 
geben, der soll gestraft werden nach grichts erkantnus. Es 
soll auch niemand korn oder schmalz usserthalb unsers hoch- 
gerichts verkaufen ohn wüssen und willen und zugeben der 
oberkeit, vorbehalten tuschen mag ein jeder zu siner noturft; 
wer übersicht, soll gestraft werden wie obstat.!) 

85. Bannwald anzünden. Wan einer einen bannwald 
anzündet, so soll er bestraft werden an leib, leben, ehr und 
gut nach grichtserkantnus. | 

86. Gut hinweg ziehen. Wann einer will sein gut 
verkaufen und usserthalb gemeiner drien pünten landen und 
gebiet hinweg züchen, so soll das keinesweis nit geschechen 
ohne vorwiissen und wiillen seiner nechsten erben oder ohne 
des gerichts rath und zugeben.?) 

Item wann einer ein gut verkauft mit freiheiten und 
darnach sich solliche freiheiten nit befindend, soll der da 
kauft hat die wahl haben, den kauf ledig zu lassen oder den 
verkaufer umb ds dahinter sich gecht ihme thun entgegen zu 
kommen, so vil es ertragen’ möchte. Auch wo einer ein gut 


1) B: Ist ferner erleuteret und erklärt, dz ein hochgerichtsman gegen 
einen frömbden innert obiger zeit umb ds bargelt im preis wie läufig solle 
den zug haben; mögen jedoch so klagen der überthenerung halber erscheinen, 
solle eine ersame oberkeit eine billige vorsechung zu thun schuldig sein. 

*) B: da dan auch dem gricht zu stechen soll ein gebührlichen ab- 
zug zu nemen. 


216 Rechtsquellen des Cantons Graubünden. 


verkauft und beschwernus dem gstift, thumherren oder anderen 
daruf were, soll es daruf gelassen werden, und welcher solches 
überseche, soll gestraft werden umb 5 pfd. d. buos ohne gnad. 

87. Wassergräben.!) Es ist geordnet, dass einer dem 
anderen ein wassergrab zu wässeren uf don minsten schaden 
geben soll, denen güeteren so gerechtigkeit habend zu wäs- 
sern, und wan einer ein newen graben machen wolte durch 
eines anderen guot, so soll ers ihme anzeugen und sollen auch 
dia gräber so man ufthuot zehen tag in aprilen gemacht sin; 
was aber uf den bergen ist, mögen sie der wassergräber halben 
und erden ufzüchen ihre ordnung machen, welliche vor allen 
gerichten sollen gehalten werden. 

88. Eigen wasser. Es mag ein jeder, der ds wasser 
so in seinen güeteren entspringt, selb geniesen, vorbehalten 
wann ein dorf oder sonst häuser dasselbig manglend zu trenken 
oder sonst im haus, was aber nit zu wässeren, soll der in- 
haber des brunnens sein mangel vor anderen bruchen mögen. 

89. Rodwasser. Item alle wasser, so in der rod 
gesetzt, soll meniglicher es darbei bliben lassen und niemand 
us rod nemen bei buos 2 pfd. d., und dem so das wasser | 
genommen würt 1pfd. d. verfallen. Item wo das rodwasser | 
zertheilt würt, wer gfarlicher wis mehr wasser nimt oder | 
vervortheilt jmehr dan ihm gehört, ist 1 pfd. d. buos ver- 
fallen, so oft ers thuot. 

90. Ehesachen.') 


*) Oberv. 101. 

1) Dieser Abschnitt enthält die Eheordnung, vgl. v. Salis Eherecht 
p. 20. — In der Red. 1702 ist die Eheordnung vom Landbuch getrennt; 
B enthält an dieser Stelle folgende 8 Bestimmungen: 

1. gemeindsansprach. Item wann einer mit den gmeinden in 
streit und recht erwaxen wurde, so ist gesetzt, kostungen und weitläufig- 
keiten zu vermeiden, dz so einer mit der gemeind Fürstenauw zu rechten 
gewunnen, soll er sie zu Ortenstein ersuochen; gleichfals so einer mit der 
gmeind Ortenstein zu rechten habe, soll er sie zu Fürstenauw ersuochen. 
Auch so die einte oder andere gmeind mit einer sonderbaren person zu 
rechten bekeme, die eingesessen oder gmeindsgnos wäre, umb: was für 
ansprach es immer seie, so solle auch also gebraucht werden; gegen einen 
aber, so nicht landsmann oder wohnhaft im hochgericht ist, lasst man es 
laut dem puntsbrief verbleiben. Es soll auch gegen den gmeinden niemand 
versprochen sein weder kundschaft zu reden noch zu urtheilen, gleichfals 
gegen kirchen pfrunden und nachpaurschaften; gegen den partikularen aber 
sollend nur geschwistrigte kind und nächer versprochen sein. 9. Gegen- 
recht gegen fremde, 3. Rückung. Item es ist geseizet, wann ein 
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91. Kuplen.!) Welcher zwo junge personen zusammen 
kuplet oder zusammen gäbe, ohne ihrer eltern oder so die- 
selbige nit wären der nächsten freunden wissen und ge- 
gebenen willen, der soll von ehren gesezt werden und dar- 
neben 30 pfd. d. buos ohne gnad verfallen sein. 

92. Beschluss.?) Zum letzten damit auch dise unsere 
statuten gehalten werdend, ist es geordiniert, dass ein jeder, 
der einen oder mehr wüsste, der dise statuten®) nüt hielten, 
solle schuldig sein, solches einem vogt,‘) amman, gricht °) 
oder weibel anzuzeigen, alsdann solle man nach wisung der 
statuten die übertreter abstrafen. 


E. Landbuch des Averserthales. 
I. Das Landbuch. 


1. Erstlichen ist unser landsbrauch: Dass man 
amman und gericht setze, alle jahr, durch die gemeine mehr 
stimmen, aut den anderen sontag im september, dz ist erstes 
herbstmonats, oder am ersten sontag vor h. Creütztag. 

2. Demnach ist geordiniert, dass welcher auf der 
landsgemeind einen stoss anhebt, derselbig solle zwei pfund 
pfennig dem land verfallen sein ; so aber einer weiter in der sach 
verfelte, derselbig soll gestraft werden nach gerichts erkantnus. 

3. Zum dritten blutstreund söllent und mögent in ds 
gericht gezogen werden, die geschwesterkind und zum dritten 
seint und mögent auch die ein anderen als seind, urtheilen 
mit einanderen; aber so derjenig, der da rechtet, einer oder 
der ander, einem im rath zum dritten were, so mag der im 
rath ist, in criminalischen sachen nicht sitzen, aber über 
gut wol.®) 

4. Viertens ist auch constituirt und gesetz: Wann 
beide partheien zufriden seind in einem rechtshandel, so seind 


theilung ligender güeteren oder gebeuwen geschicht, so solle ein jeder stoll 
gegen den anderen rucken mögen an gut oder an gelt, welche ruckung ge- 
schechen soll innert einem jahr nach geschechner theilung, als dan mag der 
wider welchen es geruckt worden, inaerthalb 8 tagen die wahl nemen. 


1) Avers 79. 
3) Avers 129, *) Avers: in dem buch geschriben. 
4) Fehlt Avers. 5) Avers: statthalter. 


€) 1647: Was aber freundschaft ist von weiberen oder kemigschaft, 
soll in criminalischen sachen nicht sitzen mögen was geschwtistertkind und 
zum dritten ist oder nächer. 
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meine herren schuldig, ein urtheil zegeben, obgleich nur drei, 
vier oder dergleichen bei ein anderen werent. 

5. Ist auch geordnet, dass die gerichtsherren auf das 
längste zu mittags zeit an gewohnlich gerichtsstatt seient, 
wenn man rechten soll; und welcher die zeit versumpte oder 
verspättete, solle den anderen gerichtsherren zwei mass wein 
verfallen sein ohn alle gnad. 

6. Es mügent auf einen tag nit mehr als zwei 
gericht aufnemen, aber zu bieten mag jederman lassen, wer 
da will und manglet. 

7. Ferner söllent diejenigen, so gericht aufnement, 
auch zur mittags zeit an gewohnlich gerichtsstatt sein bei 
buss des gerichtsschadens, und solle demselben am selbigen 

tag nicht gericht gehalten werden. 
mo 8. Gesetz ist es auch, dass welcher meiner herren 
zum gericht geboten wiirt, solle gehorsam sein bei buss des 
gerichtsschadens, so deswegen aufgangen were, ausgenomen 
rechtmessige scusa oder ursach. 

9. Haben solle es auch eine solche meinung mit den 
kundschaften, die da botten seind, und nit gehorsament; wo 
aber die kundschaft gehorsam seind, so solle inen ir lohn 
gegeben werden, man brauche sie oder nit. 

10. Weibel lohn ist: Was aussert denen zweien bichen 
ist, namblichen dem kirchenbach, und dem cässalbach, von 
jedem bott ein blutzger oder ein kreuzer, und zwüschent 
denen obgemelten bächen hat der weibel keinen lobn. 

11. Kundschaftlohn: Wann einem zur kundschaft 
gebotten ist, so er kein eid thun muss, ein schilling, und so 
die kundschaft den eid thun muss, solle iro zwei schilling 
geben werden. 

12. Lohn eines weibels, wan er ein verbott thut, ist. 
ime verordnet sechs pfennig. 

13. Item wan gericht offen ist, so ist ein gerichts- 
schaden fünf batzen; aber wann gant zu ist, so ist ein ge- 
richtsschaden zwei gulden, wann meine herren zusammen 
komment, und umb die urtheil doplete kostung. 

14. Nach deme einer zum fürsprech gesessen ist, solle 
er nit mehr als zwei mal zu recht setzen; alsdann soll der 
richter die urtheil bieten; und soll man keinem die urtheil 
ausgeben, es seie dann pfand auf dem tisch. 

15. Ouch ist geordnet worden: Dass wann einer 
einem schetzen muss, söllent die nechsten schetzer oder ge- 
schworne schetzen; wo aber zwei mal pfand abgeschlagen 
würt umb laufende schulden, umb gelichen gelt aber lid- 
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lon oder zinsen nur einest, so mag alsdann der amman mit 
dem stab und gericht auf sein und in des schuldners haab 
und gut eingreifen, oder aber es soll bei meinen herren stebn, 
minder geschworne zu ordnen oder nit, so es diser bei der 
tagszeit geheissen hat; der lohn steht bei denen, die ge- 
braucht werdent. 

16. Weiter welchem da gebotten würt von einem 
anderen in namen des weibels, der solle gehorsam sein, gleich 
so wol, als wan ihme der weibel selbs geboten hette. 

17. Bequem und thuenlich ist erkent und gesetzt: 
Dass nachdem der stab oder die geschworne, so es mit ur- 
theil erkent ist, einem zu haus und hof zichent und der 
schuldner nit wolte pfand ausgeben, mag die obrigkeit oder 
verordnete herren selbs eingreifen, und von des schuldners 
haab und gut ausnemen; und wo er sich abermal weigeren 
wolte und sich speerte, solle solch fünf pfund buss verfallen 
sein, und dennoch ausnemen und schetzen. 

18. Recht solle man halten und gant offen sein das 
ganze jar, ausgenommen zehen tag vor und nach denen drei 
hohen festen, wienacht, ostern und pfingsten; desgleichen 
beschlossen sein von eingehndem höwet bis man widerumb 
gericht besetzet.!) 

19. Schulden mag man schetzen, was lidlohn ist, ge- 
lichen gelt oder zinsen, umb zweifach oder doplet; was aber 
andere achulden seind, umb den dritten pfennig.?) 

20. Thuenlich ist auch geachtet worden; daz ein 
jeder, der da rechten will, sölle vertrösten zum rechten oder 
pfand legen umb den gerichtsschaden oder kostung, sonst 
ist man ihme.nit schuldig gericht zehalten ; so aber ein armer 
zurechten hette und nit vertrösten möchte, solle es an ge- 
richts erkantnus stehn, ime recht zuhalten oder nit. 

21 — Fürstenau-Ortenstein 7. 

22, 23 = F.-0. 8. 

24, 25 = F.-0. ®. 

26. Die appellatzen mögent in das nechste gericht 
gezogen werden.®) 


1) ef. Art 1. 

3) Abgeändert 1644: Soll der punkten wie obsteht, so lautet, 
von doplet schetzen oder für den dritten pfennig, cassirt und kraftlos sein: 
und soll einer nit weiter oder mehr als pfennig für pfennig schetzen. Die 
schetzer aber sollent allzeit also schetzen, damit die creditoren oder schuld- 
gläubigen wol daz irig habint. Jedoch hierinnen brief und sigel ohne schaden. 

+) ef. F.-O. 16. 
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27 = F.-0. 13. 

28 = F. 0. 16. 

29. Wan ein sach spruchsweise übergeben und gesprochen 
worden ist, solle solche sach kein überwindt mehr haben 
sonder darbei verbleiben miissen.') 

30. Hôw versatzung mit pakten anders dann es alle jar 
geleget oder gewärdet würt, soll ganz und gar in ewigkeit 
verbotten und abgeschlagen sein bei buss jede burde ein krone, 
der da gibt und nimpt. 

31. Wer hôw kauft und (hie)her gefiihrt hette, und am 
langse oder frühling widerumb verkaufte, soll nichts daraut 
schlagen oder gewinnen mögen, bei buss jede burde zwölf 
batzen. 

32. Welcher am langse oder frühling heuw hette und 
nit manglete für sich selbsten, andere aber mangelbar werent, 
sölle er schuldig sein, solches den mangelbaren umb das bar 
gelt auszutheilen, die burde nach meiner herren schatzung; 
wo er aber solches nit thette, mögend meine herren sölches 
angreifen und umb das bar gelt austheilen wo not ist. 

33. Item die nechsten schetzer söllent den wein schetzen, 
und wer ihne nit schetzen lasst, ehe dann ausschenken soll 
von jeder legelen oder battillen ein kronen buss verfallen 
sein. Und soll jeder würth den wein unbedeckt auf den tisch 
stellen bei buss nach meiner herren erkantnus.?) 

34. Es ist auch geordnet worden: Dass welcher heuw 
verkauft, der solle es schetzen oder wägen lassen; welcher 
aber der schatzung sich beschwert, mag es wägen lassen; und 
wer es nit zulassen wolte zu wägen, soll für jede burde ein 
kronen buss verfallen sein.‘ Aber der bei der schatzung nit 
bleiben will, soll den wägerlohn zahlen. 

35.°) Welche schetzen lassent güeter, und all- 
bereit oder schon auspaktiert ist, darbei zu verbleiben; 
wan aber weniger oder minder dann siben meiner herren 
oder unpartheische beaidigete geschetzt hettent, so mag 
nichtsdestoweniger, der sich der schatzung beschweret, über- 
windt haben, und das ganz gericht darauf küren mögen, jedoch 
auf seinem kostung, der sich beschweret. Wo es aber siben 
meiner herren geschetzt hettent und paktiert were worden, 
darbei zu verbleiben, dz soll und muss gelten. Wo aber, wie 
gemeldt siben meiner herren geschetzt hettent und nichts 


1) cf. F.-0. 17. 
2) cf. F.-0. 53. 
3) cf. F.-0. 24. 
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ausgedinget were worden, so mag der sich beschweret über- 
windt haben, wie obgemeldet. 

36. Welcher dem anderen weniger schuldig ist als dreissi 
kreutzer, solle nicht pfand setzen, sonder sonst zahlen und 
nit mögen zuschetzen geben. 

37. Vor schaden sein, soll nichts gelten, bei buss, 
jede parthei sechs kreutzer von jedem gulden. 

38. Weiter soll sich niemant in des anderen 
schulden stecken ohne des schuldners wüssen und willen, er 
seie dann rechtgebner vogt bei buss von jedem fl. ein bazen, 
und desglichen soll sich niemand dem anderen in sein gut 
stecken. 

39. Vom zug.') Wan ligende güeter verkauft wurdent, 
mag der nechst verwandt ziechen, innerthalb einem jar, sechs 
wochen und dreier tagen. Wan aber ein blutsfreund, der den 
zug hette im land und nichts gewüsst hette vom kauf, mag der- 
selb nechst freund, wenn es verjahret gewest were, nach vierzehen 
tagen den zug haben, nach deme es ihme zuwüssen worden ist. 

40 Item welcher ein zug thun will, der mag mit sibe- 
nerlei wert auskommen, wan der käufer wert geben hat. Wann 
der zeucher aber küe wolte geben, so sollent sie nit elter 
sein als sechskälberig; wo aber der käufer nichts, als daz 
gelt gibt, so soll der ziecher auch das gelt schuldig sein zu 

eben. 
i 41%) Wer ein vogt will nemen, soll einen mögen 
nemen, es seie innert oder aussert der freundschaft aber allzeit 
nach erkantnus eines ehrsamen raths. 

42. Es soll auch niemand oder keiner mehr als vier vog- 
teien mögen haben oder annemen; und wer sölches über- 
trette, sollent sie ihme alle genommen werden, und hinfüro 
in zweien jaren keine mehr annemen mögen, vorbehalten 
umb ein theilung oder gerichtshandel. 

43°), 44 = F.-0. 23. 

45, 46 = F.-0. 21 d. e. 

47. Es soll auch kein vogt mit seinen vogt- 
kinder märkten ohne wüssen des gerichts; wo sölches gescheche, 
solle der märkt nichts gelten, und soll darzu gestraft werden.‘) 

48. Wann etwas hinder recht oder nach form des 


1) ef. F.-O. 25. n cf, F.-0. 21. 
#) 1738: Witwen und Waisen haben keinen Vorzug hinsichtlich der 
zwölfjährigen Ersitzung. — Pfandbriefe müssen erneuert werden, über 30 


Jahre alte sind ungiltig. 
#) cf, F.-0. 21 h. 
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rechtens ist verbotten worden, soll es ohne erlaubnus oder 
ohne ledigmachung des verbots nit angriffen werden bei buss 
drei kronen!). 

49. Es séllent auch die fünf stiick wie von altem 
har verbotten sein bei buss erkantnus meiner herren. 

50. In die embt waid soll niemand schlachen vor 
acht tag im hervst, es seie ross, nöser oder ander vich. Und 
das soll verbotten sein auf allen höfen bei buss eines guldens. 

51. Wer frömd vich oder ross zu sümmeren hat, 
solle es acht tag im hervst erwenden bei buss fiir ein jedes 
haupt ein gulden. | 

52. Wer alpen umb ein zins nimpt und frömbt 
vich darauf ladet, ausgenommen melchvech, soll für ein jedes 
haupt ein gulden buss verfallen sein. 

53. Der selbst vich hat, soll es in die alpen für den 
birten schlachen oder treiben. Wer solches nit thette, und 
man daz vich in den wisen findet, soll sölch für ein jedes 
haupt gl. 1 buss geben, klein oder gross vich. 

54, Item weder frömbd noch haimbsch, soll keiner 
mehr dann zwei rinder, ross noch esel ausgenommen soumross 
auf ein mal, oder zur ferdt füren durch die güter bei peen 
und buss fünf batzen, halb soll sein und verbleiben deme 
der es aufhebt, und halb der landschaft, und daz acht tag 
vor brachmonat und acht tag im hervst. 

55. Alpen soll man allzeit einem landsmann vor frömb- 
den lassen, aber wer manglet, soll sich vor eingehndem 
mertzen künden. 

56. Welcher alpen oder gut umb zins verlasset, 
hat der nechst freund vierzehen tag den zug; aber wo 
es der nechst freund nit wüste, mag er es in dreien tagen, 
nach dem er es weisst ziechen, wann es schon verjaret were. 

57. Item welcher den andren übermeyet, soll für 
jeden schuch über zwerch in dem bawnen gut dreissig kreutzer 
buss geben von ersten schuch, und dannethin doplet allzeit 
bis auf den dritten schuch; aber waz darüber ist, soll nit 
mehr gemässen sonder weiter von meinen herren gestraft 
werden; und obschon der beschädigete nit klagte, so mögent 
jedoch meine herren solchen darumb suchen. In den bergen 
aber soll es bei erkantnus meiner herren stehn, ja wann sich 
die parthen nit vergleichent oder selbsten vereinbarent, ver- 
gleichent und vereinbarent sie sich aber mit einandern, 80 solle 
es darbei verbleiben. 


3) cf. F.-0. 22. 
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58. Item welcher sein vich einem anderen in seinem 
gut hütet und schaden thut, soll von jedem haupt ein pfund 
pfennig buss verfallen sein. 

59. Welcher am sonntag Cresten kompt und nit in 
die kirchen geht, oder auf dem kirchhof steht und klappert, 
der und dieselbe sollen kr. 30 buss geben on alle gnad. 

60. Es soll auch alles tantzen verboten sein, bei 
buss, jede person, wib- oder mansbild, ein kronen: und ein 
giger drei kronen, jedoch nach erkantnus der obrigkeit auf 
ein kilbe oder hochzeit. 

61—64 = F.-0. 33, 31, 30, 28. 

65. Eheleut, wann sie keine leiberben habent und 
sie etwas ein andern aufmachent, auch bis auf halb gut, daz 
môgent sie thun, und soll daz hinderbliebne eemensch das 
aufgemacht gut brauchen und nutzen mögen, so lang es im 
witwenstand verbleibt; aber nach desselben absterbung oder 
nit verbleibung im witwenstand soll es widerumb auf die 
rechte erben fallen. Das hauptgut soll aber nit verenderet, 
noch verbösert werden, es seie dann, wann das lebende ee- 
mensch mangelbar were und ime selbs nit helfen möchte, 
alsdann steht es bei meiner herren erkantnus. 

66, 67 = F.-0. 29. 

68—79 cf. F.-0. 90, 91.1) 

80. Vom erbfall* Wann sich zutrüge, dass ge- 
schwisterte werent, und derselben geschwisterten sturbent 
und kinder liessent, und dieselben auch sturbent, und alsdann 
öchnen und basen vorhanden sind, so soll jedes erben für ein 
stollen; so es dann ınehr der geschwisterten kinder sind oder 
wärent, so söllent sie auch erben für ein stollen; wo es aber 
weiter were, so soll je das nechste blut erben. 

81—91 = F.-0. 27 m, f, c, a, d, g, h, i, k, I. 

Criminalische ding. 

92—105 = F.-0. 36 a, b, c, d, 19, 36 e, f, 37, 38, 39, 
40 a,b, c. 

106. Ein frömbder, der im land ein stoss anfıenge, 
ist schuldig, so man es von ihme begert, zu vertresten, wie 
auch der landsmann gegen dem frömbden. Und wer zu sol- 
chen umb hülf angesprochen würt, soll schuldig sein hülf au 
leisten, bei buss ein pfund pfennig. Landsleut aber sind nicht 
schuldig gegen ein anderen zu vertrösten. 

107, 108 — F.-0. 62. 


‘) 68—79 enthalten die Eheordnung vg]. v. Salis Eherecht p. 20. 
*) cf. F.-0. 27 k. 
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109 — F.-0. 80. 

110. Wann man einen handhaben müsste und er 
gut hette, soll daz gut nach meiner herren erkantnus hin- 
fallen der landschaft oder etwaz den erben darvon zegeben. 
Wann aber ein sélcher kein gut hette, so soll die landschaft 
die kostung geben.') 

111. Man soll alle drei jar alle gewicht und miss 
besichtigen und pfächten lassen; wer solches nicht thette, soll 
ein pfund buss verfallen sein. 

112 = F.-0. 75 b. 

Bannwald. 

113. Welcher im bannwald oder im verbott holz fellet, 
der soll von jedem stammen ein halbe kronen buss geben und 
soll daz holz der gemeind fiirstindig sein. Wo aber sölcher 
daz holz schon oder albereit über daz halb theil hinweg 
hette, soll er ein kronen buss verfallen sein. Und meine 
. herren oder die vierundzwänziger söllen über halb theil bei ein 
anderen sein holz zu erlouben. — Im löwenzug aber steths 
meinen herren zu strafen. | 

114. Item welcher grüene äst, wenig oder vil, von einem 
holz im bannwald abbräche, soll auch zwölf batzen bus geben 
von jedem holz, ausgenommen waz er mit der ax nit mebr 
dann klafter hoch langet von der erden. 

115. Die zuo werk-vögten gebraucht werdent 
sollent fleiss ankehren, daz die strassen erhalten werdent, dass 
kein klag ab ınen seie, und welchen sie bietent, die söllent ge- 
horsam sein bei buss dreissig kreutzer. Und soll der übertretter 
oder ungehorsame nichts desto weniger einen anderen tag- 
werk an statt des vorigen versaumpten unterlassnen tages 
thun, oder der werkvogt mag nebent der buss auf des un- 
gehorsamen kostung einen knecht für ine dingen und dar- 
stellen. 

116. Weiter wann ein werkvogt von einem amman oder 
anderen von seiner burst (!) ermanet würd, daz er thüge 
zu wägen und ers nit thätte, soll er bz. 12 verfallen sein. 

117. Welcher mehr dann auf einem hof güeter hat, der 
soll die embdwaid zusammen tauschen oder auf jedem hof, 
so vil er zu guten trewen daurauf winteren mag, in die emd- 
waid schlagen. 

118. Wann ein landsgemeind ist, soll ein jeder minderen 
und mehren, wie wo oder was ine Gott ermahnet, wan man 
ausrüft, oder aber wer keinem mehren will, soll sich zellen 


1) ef. F.-0, 82, 


>, 
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lassen. Wer das nit thut, ist 1 pfd. buss verfallen und von 
jedem gfeühret mag einer stimmen oder mehren.') 

119. Wan eine landsgemeind bei dem eid zusammen 
gebotten würt, so mögent die so auf dem platz oder an ge- 
wohnlichem ort versamlet sind sich berathschlagen, mehren, 
handlen und schaffen umb alles so fürgebracht würt; und 
waz oder wie sie handlent und thund, daz soll gelten, kraft 
und macht haben, und welcher im land ist und ime gebotten 
würt beim eid und nit kompt, der sol kr, 30 buss geben. 

120 = F.-0. 76 b. 

Von gut gelt gülten renten zinsen briefen 
schulden und desgleichen sachen. 

121. Wer gut aus dem land aussert gemeiner dreien 
bünten landen zuge, soll von jedem hundert gulden fünf gl. 
abzug zu geben schuldig sein, und nit ohne vorwiissen 
der nächsten blutsverwandten oder des gerichts solches thun 
mögen. . 
i 122. Den frömbden soll in all wäg das gegenrecht und 
ein gleichheit gehalten werden. 

123—129 = F.-0. 63, 70, 64, 71, 72, 74, 92.9) 

130. Auch ist hierbei geordnet worden, dass umb alle 
bussen und fräfel der landweibel solle klagen und alle bussen, 
so in disem unserem landbuch genennet seind, sollent der 
halbe theil der landschaft zugehören und fürstehndig sein; und 
der ander halb theil soll meinen herren zugehüren sambt 
ibrem gerichtskostung. 

131. Der statthalter so im ampt ist, soll dieselbigen bussen 
einziechen und einer ehrsamen gemeind alle jar bei seinem 
eid hierumb rechnung geben, und je nachdeme er hauslich 
oder fleissig gewest ist mit einziechen, so soll man ihme lohnen. 

132. Was nit ausgenarnbsete bussen seind, sondern erst 
bei gerichts erkantnus steht, soll was under zehen gulden ist 
meinen herren zugehören, und was darob ist, soll bei meinen 
herren stehn was sie der gemeind darvon gebent. 


II. Nachträge zum Landbuch und besondere Rechts- 
quellen. 


1. 1644: Es sollent fürohin keine briefen besiglet 
werden, es seie dann sach daz sich zuvor die creditoren 
selbst sich der unterpfändern contentierent und vernügent. 


1) cf. F.-O. 76 a. 
2, Zu 127, 128 gehören die Zusätze 1644. 
Zeitschr. für schweizerisches Recht. Neue Folge VI. 15 
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Es sollent auch hinfüro die zinsbriefen in bester, leidenlicher, 
zimlicher, gebeurlicher und billicher form gestelt werden, 
nicht mit so vilen schweren, starken, unbillichen pakten, con- 
ditionen und gedingen wie dann zuvor oft malen beschechen, 
dann in welchen schuldbriefen mehr zins steht als fünf galden 
per cent eines jars, dieselbigen briefen söllent und wöllent 
wir hie ins künftige nicht besiglen noch fürohin annemen 
oder gelten lassen. 

Ist gesetzt und auch geordnet!) dass wann einer 
dem anderen ein hauptsumma oder zins oder was für ein 
schuld es immer were zethun schuldig, und der debitor oder 
schuldner dem oreditoren oder schuldgläubigen solche haupt- 
summa zins oder schuld vor dem rath oder sonst vor ehr- 
lichen leüten drei monate lang vor zinsfall oder vor dem be- 
stimpten termin und zil der bezahlung abkündet und ihme 
anzeiget und zu wüssen thut: er wölle es ihme nit mehr 
oder länger verzinsen, sondern er wölle ihne ausrichten und 
zahlen mit wärth, so soll der schuldgläubige alsdann schuldig 
sein solch wärth zu empfachen und sich zahlen lassen oder 
ohne zins warten, jedoch mit solchem wärth daz wärschaft 
und kaufmanschatz seie, und wie es die nächsten schetzer 
schetzent. Es söllent aber die schetzer allzeit schetzen, damit 
der creditor wol das seinig habe. Darinnen soll auch allzeit 
consideriert und betrachtet werden, warmit die schuld ge- 
machst seie, mit bar gelt oder sonst mit anderen sachen, daz 
je nach gestaltsame und billigkeit der sachen vernünftig 
und gebeurlich erkent und geschetzt werde. Aber jedoch 
behaltet man in disem allem lauter für brief und sigel oder 
auch sonst starke verschreibungen mit kundschatten des lands 
confirmiert und bestettiget, solches reservirt man und lasst 
man es bei den gemachten angedingten pakten sein und ver- 
bleiben wie vor disem bishar die pakten abgeredt habent. 
Wan aber jetz fürohin ins künftige auch weiter an statt orden- 
lichen brief und sigels etwaz verschreibungen nit mit form 
wie obsteht wurdent aufgerichtet und starke schwere pakten 
conditionen und geding mit mehrerem jährlichen zins als fl, 5 - 
von hundert gl. und dergleichen schwere ding wider die hievor 

1) Hiezu gehört noch folgender späterer Nachtrag: Abkündung der 
schulden wie sie sein sollen, es ist verordnet: dass nach der abkündung 
der creditor soll und möge ohne zins warten, solang er wolle, aber wann 
er sich dann wolle zablt machen, soll er schuldig sein den schuldner un- 
gefähr 2 monat lang davor avisiren, dass er sich zahlt machen wolle; dies 
verstaht sich nur um abkündte summa. 
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gesetzten artikel und punkten wurdent gemachet, tractiert, 
pactiert, beschlossen, andinget und eingangen, soll solches 
alles und jedes wie es namen haben möchte fürohin kein 
kraft haben und nichts mehr gelten, sondern bei vorgesetzter 
ordnung und satzung stehen verbleiben und darwider nicht 
gestattet werden mehr zethun oder zu handlen in kein weg 
wie vorsteht. | 

Letstlichen und zum beschluss ist auch verbotten: 
dass wo ein gut hof fellig würt, sich kein landamann nit darin 
stecken sölle weder mit kaufen noch mit dingen zu werken 
noch mit aufnemen zu hewen noch mit empfachen umb ein 
zins noch in keinerlei form, weise und weg, wie es dann immer 
einen namen haben möchte, bei peen und buss von 3 pfd. d. 

2. 1647: Wie man schätzen solle ist geordnet, dass 
wann einer zum schätzen geben muss, so mag er mit siebener- 
lei werth auskommen als namblichen: vich, rind oder schmal- 
vich, heuw, käs oder schmalz, leder, gerbt oder rau, land- 
tuch, erz, kupfer, und dann mag der schuldgläubiger anzeigen 
und der schuldner auch dargeben, als soll es bei den schätzeren 
stohn, was sie schätzen; jedoch so sollen die obgeschribnen 
wert wehrschaft und kaufmannschatz sein, und wann sie 
ohne die schätzer schätzen, dass sich ein oder die ander 
parth zu klagen hätte, so mag die beklagte parth sich vor 
der ganzen oberkeit klagen, und die oberkeit lat dann ge- 
walt bei ihren eiden zu helfen, was sie recht bedunkt. 

Wem das gestohlen zu erstellen sei. Item 
ist geordnet worden, dass wo einem oder dem anderen in 
unserer landschaft gestohlen würde und dasselbig an tag 
komme und offenbar wurde, soll das gestohlen gut hin- 
füro nit der oberkeit heimfallen wie bis dato, sonder soll 
angentz demjenigen zugestellt werden, dem das ist ge- 
stohlen worden, es seie welcherlei es wäre, wenig oder vil, 
und der dieb soll angentz abgestraft werden nach gerichts 
erkantnus. 

3. 1738: Ist gesetzt und geordnet worden dem unwider- 
sprechlich nach zu kommen, ohne überwind des weilen bis 
dato und laut unseren alten brüchen und gewonheit niemand 
für mehr als was er selber versprochen hat oder nach anzahl 
der schuld troffen hat schuldig ist gesin zu bezahlen, soll auch 
in das künftige deme nach gelebt werden, soll auch so wol 
frimde als heimsche dz niemand für mehr könne gesucht 
werden noch schuldig sein zu bezahlen, als was er selber 
versprochen hat oder ihme treffen möchte nach anzahl der 
schulden und wan es gleich in einer vergriffenschaft wäre, 


228 Rechtsquellen des Cantons Graubünden, 


oder mit anderen interessierten, so soll nit mehr zahlen als 
sein theil oder was ihme treffen möchte nach antheil der 
schuld, weilen dis bis dato ein altes herkomens und brauch 
ist gewest, so haben wir die ganze gemeind einhellig gemeh- 
ret, fürohin dis für ein gesetz in das landbuch zu schreiben 
und dem nach zu komen ohn überwindlich. 

5. Form des rechtens. Wan derjenige der da räch- 
ten wil, vom richter einen vorsprecher begeret, so sol der 
richter sich auf recht stellen und zu dem statthalter sagen: 
„Weilen nun abermalen meine herren zusamen komen seint 
um den letiten zu recht zu helfen, so frag ich euch herr statt- 
halter, ob es an der zeit sei, zu gericht zu sitzen;“ da ant- 
wortet der statthalter: ,Ja, herr richter mich dunkt, es sei an 
der zeit, so jemand da ist, der das recht manglet und bruchen 
will. Aber wan man zu gericht sitzen will, so soll zum 
ersten der herr richter den weibel heissen den stab aben 


geben. 
an man zu gericht gesessen ist, wie fornen ver- 
schrieben, alsdan sagt der richter zu dem der da rächten 
will: „Es sei euch der fürsprecher erlaubt; welchen begehret 
ihr?“ der sagt: „den N.N.—“ Da sagt der herr richter zu 
dem, der da begeret wird, er solle auf sein, man begehre ihn 
zum fürsprecher. Da stellt er sich vor den tisch und sagt: 
„Herr richter was bietet ihr mir;“ da sagt der richter: „Ich 
büten euch, dass ihr dem N. N. seine wort thuent zum rechten. 
Da sagt der fürsprecher: „So ding ihme auch alles an, was 
zum rechten gehört; wo ich aber versaumte mit worten oder 
mit wärken, dass er möge über wind haben ab mir auf 
einen andern, mir aber vor schaden herr richter.“ Der richter 
sagt: „Ich beüte euch das recht und verbeüte euch das un- 
recht.“ Der fürsprecher sagt: „Erlaubt uns zu sitzen.“ Der 
richter sagt: „Sitzet in Gottes namen.“ 

Da sagt der fürsprecher: „Herr richter wollet ihr den 
N. N. für nehmen um ein oder zwei wort, oder mich von 
seinet wägen?“ Da sagt der herr richter: „Meine herren sind 
darum da, sie werden ablassen.“ Da sagt der fürsprecher: 
„Ich will diesen pakt aber auch erlaubt und vorbehalten 
haben, dass sie ihre wort selber an bringen mögen, dan sie 
seind Gott lob selber herr und männer, dass sie ihre wort 
anbringen könen und seint an mir versaumt. So ist nicht 
mit wenigen, dass der N. N. euch heisst den N. N. ansprechen, 
dass er gut wissen werde, dass er an im an seinem glimpf 
und ehren gehalten habe; welches er Gott sei dank nicht schul- 
dig sei solches zu leiden, weder von ihme noch von einem 
» 
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anderen; wir wollen uns aber auch vorbehalten, darnach er 
sich verantwortet oder vervorsprecheret, dass wir mügen kla- 
gen oder in das recht setzen, alles was der gerechtigkeit 
billig und angemessen sein mag. Herr richter, doch ihr 
könnet auch selber sagen, ich hab euch es am anfang vor- 
behalten.“ Da antwortet die contrapart: „Das seige ihm ganz 
und gar nicht zu wissen“. 

Da sagt der kleger: „So sie dessen abred seigen, 80 
wollen sie es beweisen mit ehrlichen unparteischen kund- 
schaften und mahnet um kundschaften.“ 

Antwort: „Mich dunkt sie mögen die kundschaft erlangen 
nach unserem lands brauch,“ 

Da fragt der richter noch zwei andern nach, da ant- 
worten sie: „Ich folge wie vermeldet ist.“ 

Da fragt der richter den, den er zuerst getragt hat: 
„So frag ich euch anderwertig wie teuf die kundschaften 
reden sollen, damit die wahrheit an den tag kome.“ 

Antwort: „Herr richter, ihr sollet wohl ein andern fragen, 
aber dieweil das ihr mich fraget, so will ich darüber erkenen, 
was mich recht bedunkt; so dunkt mich das recht: sind es 
meiner herren oder herren vier und zwanziger, so sollent sie 
die beste wahrheit reden, das ihnen darum zu wissen sei bei 
ihrem eid, dass sie zum rechten gethan haben. Seint es aber 
ausserthalb meiner herren und vier und zwanziger, so sollen 
sie abermalen die beste wahrheit reden, das ihnen darum zu 
wissen sei; das wedere part, als es begehren welte, soll her- 
vorstehen vor den tisch und ein aufgehebten eid zu Gott 
schweren, dass sie dasjenige, was sie geredt haben, die wahr- 
beit geredt haben, das dunkt mich recht herr richter auf 
mein eid. 

Wan nun demnach zum dritten mal ein urthel ermahnet 
ist, so soll der richter die urtel bieten mit denen worten: 
„Da habt ihr verstanden klag und antwort, und alles was 
man in das recht eingesezt hat, so biet ich dem herren kle- 
ger, dass er mir die urtel ausgebe, und demnach ihr herren 
rechtsprecher, ich gebiete euch die urtel beim eid.“ 


Die Publication einer Auswahl von Statuten aus Oberhalbstein, Enga- 
din, Bergün, Bergell und Bivio behalten wir uns für eine spätere Zeit vor, 
und werden, um in die Veröffentlichung von Rechtsquellen mehr Abwechs- 
lung zu bringen, im nächsten Bande zu den Quellen des Cantons Wallis 
übergehen. Die Redaction. 








Die Wiedereinführung eines Staatsexamens für Juristen 
im Kanton Zürich. 





Referat von Dr. E. STRAEULI 


in der Herbstversammlung des Zürcher Hochschulvereins am 30. Oktober 1886 
in Andelfingen. 


Das Diskussionsthema der heutigen Versammlung greift 
zwar insofern über die Ziele des Hochschulvereins hinaus, 
als es sich nicht mit den Aufgaben der Hochschule selbst 
befasst, vielmehr die praktische Verwertung des an der Hoch- 
schule Gelernten und die für solche Tätigkeit zu verlangenden 
Garantien zum Gegenstand hat, also mehr eine Aufgabe des 
Staates erörtern soll. Denn es ist wohl klar, dass die Frage 
selbst vom Gesichtspunkte der öffentlichen Interessen aus 
beantwortet werden muss, glass ferner die Verwirklichung 
eines bezüglichen Vorschlages den staatlichen Organen anheim- 
fiele, und dass endlich auch die Durchführung selbst wieder 
einem Organe des Staates zu übertragen wäre. Immerhin 
dürfte aber die Mitwirkung auch der Lehrer der Hochschule 
bei diesen letztern Funktionen als wünschenswert erscheinen 
und wird die Frage überhaupt schon deshalb für die Hoch- 
schule nicht gleichgültig sein, weil die Einführung eines 
Staatsexamens ohne allen Zweifel auf das Studium der Rechts- 
wissenschaften im Sinne der Vervollständignng und Vertiefung 
desselben zurückwirken müsste. 

Das Arbeitsfeld für die praktische Verwertung der 
Rechtswissenschaft ist ein ungemein umfangreiches, mannig- 
faltiges und jeden Tag sich erweiterndes, fast unermessliches. 
Wenn wir auch nur das Privatrecht und das Strafrecht in’s 
Auge fassen, welche Fülle und welche Verschiedenartigkeit 
der Beziehungen des Individuums in Hinsicht auf sich selbst, 
auf andere Menschen und auf Sachen! Alle können direkt 
oder indirekt Veranlassung werden zur Anwendung des Rechtes, 
heute diese, morgen jene. An den Juristen, von dem diese 
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gefordert wird, sei es vom Richter, sei es vom Anwalte, 
werden daher in Ansehung der Kenntnis und des Verständ- 
nisses menschlicher und sachlicher Verhältnisse täglich die 
umfassendsten Anforderungen gestellt; man darf fast sagen: 
nihil humanum ei alienum est. Es gehört daher zu den 
schwierigsten, aber auch zu den lohnendsten Aufgaben, den 
Studirenden in richtiger Weise die ihnen fiir das praktische 
Leben nötige Wissenschaft zu vermitteln, und ich kann mir 
nicht versagen, an dieser Stelle unsera unvergesslichen Keller 
sprechen zu lassen, welcher sagt: 

„Wer nur alle Kompedien- und Kollegienhefte auswendig 
wüsste, würde heutzutage eine erbärmliche Rolle spielen. Als 
frisches und gesundes Glied der menschlichen Gesellschaft 
leben, sich selbst in diesem Leben natürlich, frei, würdig 
bewegen, in dasselbe mit frischem Blicke hineinschauen, Sitte, 
Art und Treiben der Andern beobachten, daran die auf 
dem Wege des Unterrichts und des eigenen Studiums ge- 
lernten Regeln abspiegeln und sie klar und geläutert zurück- 
empfangen als wirksame Lebenskräfte ; so dieselben auf die 
vorkommenden Fälle anwenden, in der abstrakten Regel stets 
den künftigen Fall, die Lebenserscheinung, in dem gegebenen 
Falle stets die Idee, die Regel erblicken, mit einem Wort: 
im Leben sich geschickt bewegen, im Gebiet der Abstraktion 
heimisch werden und die Kommunikation zwischen beiden 
nicht einen Augenblick verlieren, — das ist die wahrhaft 
wissenschaftliche Befähigung, welche als Zweck aller juri- 
stischen Studien festgehalten werden muss, und neben welcher 
alles Andere nur als Mittel erscheint. So nur wird die 
juristische Bildung zugleich eine wahrhaft praktische und 
dabei eine würdige Seite der allgemeinen höhern menschlichen 
Bildung.“ 

Wie verschieden ist aber im Weitern die Art und 
Weise der Rechtspraxis! Der Richter, der das Urteil 
spricht, der Gerichtsschreiber, der dem Urteil Form und Aus- 
druck geben muss, der Reclıtsgelehrte, welcher Rath erteilt, 
der Anwalt, welcher vor Gericht auftritt, der Agent, welcher 
die niedere Chirurgie betreibt, der Beamte, welcher den Spruch 
zu vollziehen hat, — sie Alle dienen dem Rechte, jeder in 
seiner Weise. Und wie der Kanton Zürich überhaupt ein 
Kosmos im Kleinen ist, so treffen wir bei uns auch bereits 
die neuesten und allerneuesten Erscheinungen: Einen Anwalt, 
der durch die Zeitung jedem Fragesteller unentgeltlich Rat 
und Antwort gibt, ein Verfahren, welches wol zur Populari- 
sirung des Rechtes beiträgt, meines Erachtens aber im Übrigen 
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weniger der Gerechtigkeit als der Rechthaberei dient, und 
endlich im Katalog der Hochschule Zürich vom letzten Se- 
mester vier Studentinnen der Rechtswissenschaft, von denen 
eine sich den Doktorhut erwerben will, um dem bisher allein- 
herrschenden Geschlecht der Männer Konkurrenz zu machen. 
Ganz verständlich sind mir zwar weder Ziel noch Mittel dieser 
Bahnbrecherin, aber gewiss eröffnet diese Erscheinung inter- 
essante Perspektiven ! 

Noch einem Gedanken sei hier Ausdruck verliehen: Ich 
habe mir bereits eine vergleichende Anspielung auf die medi- 
zinischen Wissenschaften erlaubt. Es gibt noch andere Paral- 
lelen. Wie der Arzt erst zum Kranken gerufen wird, wenn 
die Krankheit im Anzuge oder schon vorhanden ist, so wird 
auch der Anwalt in der Regel erst beraten, wenn der Streit 
schon ausgebrochen. Viel zu wenig wird die Hülfe des Rechts- 
kundigen zum Voraus gesucht, wenn es sich darum handelt, 
Rechtsverhältnisse neu zu begründen oder anders zu ordnen. 
Wie wohltätig zur Vermeidung künftigen Zweifels und Streites 
wäre die Mitwirkung eines Rechts- und Sachverständigen schon 
in diesem Zeitpunkte. Die Medizin hat, allerdings erst in der 
neuesten Zeit, diese mehr prophylaktische Tätigkeit zu 
einer besondern Disziplin, der Hygieine, herausgebildet, zur 
grossen Wohltat der gesammten Menschheit. Hoffen wir, dass 
auch der Rechtspraxis ein ähnliches Vorwärtsschreiten möglich 
werde. 

Zu allen Zeiten und bei allen Völkern hat man mit Recht 
gefunden, dass die Wirksamkeit der praktischen Juristen 
tief in alle Verhältnisse einschneide, dass ihnen „in bürger- 
lichen und politischen Dingen eine ausserordentliche Bedeutung 
zukomme, eine natürliche Macht, welche der Staat nicht 
brechen könne, die er aber im öffentlichen Interesse zu regeln 
und zum Guten zu lenken habe.“ Sehen wir zu, in welcher 
Weise diese Aufgabe in der Neuzeit in den uns benachbarten 
Staaten erfasst und erfüllt worden ist. 

In Deutschland wird die Fähigkeit zum Richteramt 
durch Ablegung zweier Examina erlangt, von denen das erste 
nach dreijährigem Universitätsstudium, das zweite, die sog. 
„grosse Prüfung“, erst nach einem Vorbereitungsdienst von 
weitern 3 Jahren bei den Gerichten, der Staatsanwaltschaft 
nnd bei Rechtsanwälten möglich ist. Die erste Prüfung 
wird bei einem Oberlandesgericht vor einer Kommission von 
Richtern, Staatsanwälten und Professoren, die zweite, welche 
sowohl eine theoretische als eine praktische ist, vor der Justiz- 
prüfungskommission abgelegt. Durch die deutsche Rechts- 
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anwaltsordnung von 1878 sind die Verhältnisse der Rechts- 
anwälte für ganz Deutschland einheitlich in dem Sinne 
geregelt, dass sie nicht mehr als Staatsbeamte bestellt, son- 
dern lediglich zur Ausübung eines öffentlichen Berufes mit 
gewissen Rechten und Pflichten zugelassen werden. Fähig 
ist nor derjenige, welcher die Qualifikation zum Richteramt 
in einem Bundesstaat erlangt hat. Soweit der sog. Anwalts- 
zwang besteht, d. h. bei den Kollegialgerichten, ist er zur 
vollständigen Vertretung der Partei nur vor demjenigen Ge- 
richte befugt, bei dem er zugelassen ist, bei dem er daher 
sein Domizil haben muss und unter dessen direkter Aufsicht 
er steht. Als Vertreter im Nichtanwaltsprozess und als blosser 
Beistand neben der Partei in allen Prozessarten darf er da- 
gegen vor allen Gerichten des deutschen Reiches auftreten. 
Die Rechtsanwälte jedes Oberlandesgerichtsbezirkes bilden 
eine Anwaltskammer mit einem Vorstand, dem gewisse Dis- 
ziplinarbefugnisse zukommen. 

Ahnlich, für die Advokaten sogar noch strenger, sind die 
‘Anforderungen in Österreich, wo gefordert werden: Aus- 
weis über die vorgeschriebenen Studien an einer Universität, 
die nach ziemlich strenger Prüfung erlangte akademische 
Doktorwürde, ferner praktische Tätigkeit während sieben 
Jahren bei einem Gerichte oder im Bureau eines Advokaten, 
und schliesslich eine besondere theoretische und praktische 
Anwaltsprüfung. Im Übrigen ist die Advokatur in dem 
Sinne freigegeben, dass jeder geprüfte Advokat vor allen 
Gerichten und in allen öffentlichen und privaten Angelegen- 
heiten auftreten kann. Auch hier bilden die innerhalb eines 
Oberlandesgerichtes ansässigen Anwälte eine besondere Ad- 


wokatenkammer mit eigenem Aufsichtsrat. 


Italien fordert von den Advokaten den Doktortitel, 
welcher nach mindestens 4-jährigem Universitätsstudium er- 
langt werden kann; sodann ein 2-jähriges Volontariat bei 
einem Advokaten, bei den Kreisgerichten und Appellations- 
höfen und nach dessen Ablauf ein Schlussexamen vor dem 
Appellationshof. Für Richter und Staatsanwälte kommt noch 
ein besonderes Staatsexamen hinzu, welches zum Eintritt in 
einen weitern Vorbereitungsdienst von 5 Jahren als Vize- 
prätor, als Adjunkt bei einem Kreisgerichte oder als einfacher 


‘Auditor berechtigt. Die Promotion zum wirklichen Richter 


oder Staatsanwalt erfolgt sodann durch königliches Dekret, 
also frühestens im 11. Jahr nach dem Eintritt in die Uni- 
versität. — Die bei jedem Gerichte eingeschriebenen Prokura- 
toren und Advokaten bilden getrennte Kollegien mit besondern 
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Vorstinden, und stehen unter der Disziplinargewalt des Ge- 
richtes. 

In Frankreich wurde die Korporation der Advokaten 
schon im Beginn der Revolutionszeit abgeschafft. Franzôsische 
Schriftsteller bezeichneten, vielleicht nicht mit Unrecht, das 
Barreau dieser Zeit als eine „ar&ne scandaleuse“, in welcher 
sich Praktiker ohne Bildung und Zucht herumtummelten und 
aut die Leichtgläubigkeit ihrer Clienten bauend, diese schamlos 
ausbeuteten. Schon Napoleon setzte aber diesem Treiben 
einen Damm durch die Wiederinkraftsetzung der früheren 
Gesetze. Durch dieselben wird den Juristen ein bestimmter 
Studienplan vorgeschrieben, welcher für die docteurs en droit 
auf 4, für die übrigen auf 3 Jahreskurse eingeteilt ist. In 
der Regel findet nach jedem Jahreskurse ein Examen vor 
den Professoren der école de droit statt, Der Kandidat erhält 
nach Absolvirung des zweiten Examens den Titel bachelier, 
nach dem dritten den Titel licencié, und nach dem vierten 
den Doktorgrad. Fir Richter und Advokaten ist mindestens 
das Licenciatsexamen vorgeschrieben; für die avoués aller- 
dings nur ausnahmsweise, wenn sie vor den Kassationshöfen 
praktiziren wollen. Die eigentlichen Advokaten haben da- 

egen nach der theoretischen Prüfung noch eine mindestens 
drerjährige Lehre, stage, unter einem Advokaten durchzu- 
machen, während welcher sie unter dem Aufsichtsrate des 
Barreau stehen; am Schlusse desselben entscheidet der letztere 
über die Aufnahme in das Tableau der Advokaten. 

In jüngster Zeit haben sich in Frankreich Stimmen 
geltend gemacht im Sinne der Beseitigung dieser Einrichtung. 
Im März d. J. brachte der Deputirte und Advokat Michelin 
bei der Deputirtenkammer einen Gesetzesvorschlag ein, welcher 
die Abschaffung des Monopols, Unterdrückung der Advokaten- 
tafel und Gestattung der Vertretung durch irgend einen mit 
‘Spezialvollmacht versehenen Bürger verlangte. Während von 
vielen Seiten dieser Akt der Selbstverleugnung gefeiert und 
ernsthaft diskutirt wird, wird gleichzeitig bezeugt, dass die 
Zunft der Advokaten, diese „Elite de Nation“, die sich selbst 
für „eine der stärksten Garantien der sozialen Ordnung hält“, 
den Vorschlag mit eisiger Kälte entgegennimmt, denn „le 
barreau discute tout, mais il ne se laisse pas discuter lui- 
möme.“ Welches weitere Schicksal der Vorschlag seither 
hatte, ist mir nicht bekannt; doch scheint der vorhandene 
Grad der Überhebung darauf zu deuten, dass die durch Jahr- 
hunderte gezeitigte Frucht allmälig überreif geworden sein 
möchte. 
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Übergehend zu unsern heimischen Verhältnissen habe ich 
zunächst die bundesrechtlichen Vorschriften zu erörtern. 
Während in allen uns umgebenden Ländern das Privilegium 
gilt, gegründet auf Prüfung und Patent, und auch die Advo- 
katen als Stand bald mehr bald weniger strenge abgeschlossen 
und organisirt sind, herrscht in der Republik völlige Frei- 
heit. — Nach dem Bundesgesetze über das Verfahren 
in bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten vom Jahr 1850 
kann sich beim Bundesgericht jede Partei durch irgend eine 
handlungsfähige und bevollmächtigte Person vertreten lassen. 
Gleichwohl besteht eine Art Moderationsverfahren bei Be- 
streitung von Advokaturrechnungen. Die Bundesverfassung 
von 1874 stellt es in Art. 33 den Kantonen anheim, die Aus- 
übung wissenschaftlicher Berufsarten von einem Ausweise der 
Befühigung abhängig zu machen, und erklärt es im Übrigen 
als Aufgabe der Bundesgesetzgebung, dafür zu sorgen, dass 
derartige Ausweise, für die ganze Eidgenossenschaft gültig, 
erworben werden können. Inzwischen sollen nach Art. 5 der 
Übergangsbestimmungen diejenigen Personen, welche in einem 
Kanton den Ausweis der Befähigung erlangt haben, befugt 
sein, ihren Beruf in der ganzen Schweiz auszuüben. 

Der Botschaft des Bundesrates und der Diskussion der 
Bundesversammlung ist unschwer zu entnehmen, dass in der 
Hauptsache die Sympathien eher auf die Seite der Freiheit 
neigten. Denn die Tendenz ging nicht dahin, den Kantonen, 
welche das Patentsystem nicht haben, einen Ausweis aufzu- 
nötigen, so wenig, wie davon die Rede war, einen solchen 
für die Praxis vor Bundesgericht zu verlangen. Es wurde 
vielmehr bloss denjenigen Kantonen, welche eine Prüfung 
bis dahin hatten, insofern Rechnung getragen, als sie eine 
solche auch in Zukunft noch einstweilen fordern dürfen, diesen 
Kantonen aber gleichzeitig die Gewährung der Freizügigkeit 
unter sich zur Pflicht gemacht. Und nur mit Rücksicht auf 
diese Verpflichtung wird in Aussicht genommen, die allzu- 
verschiedenartigen Anforderungen der einzelnen Kantone 
durch einheitliche Vorschriften zu ersetzen. Für die Theo- 
logie und die medizinischen Disziplinen sind solche Vorschriften 
seither wirklich aufgestellt und von den Kantonen, welche 
den Ausweis noch verlangen, sog. Konkordatsprüfungen 
vor gemeinsam bestellten Prüfungskommissionen eingeführt 
worden. Bereits im Jahr 1876 beschäftigte sich der Bundes- 
rat mit ähnlichen Projekten auch für die Advokatur. Im 
schweizer. Juristenverein aber, welcher eingeladen wurde, 
hierüber seine Ansicht zu äussern, machten sich verschiedene 
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Meinungen geltend. Dr. Willi in Bern schlug die Einführung 
einer Prüfung und Erteilung eines Patentes für alle Kantone, 
welche den Ausweis verlangen, vor. Die Westschweizer, vorab 
Prof. Hornung in Genf, erblickten in der einzuführenden 
Staatsprüfung etwas Minderes, als die bei ihnen nach fran- 
zösischem Muster bestehenden wissenschaftlichen Prüfungen 
an den Akademien und Universitäten, und lehnten überhaupt 
jeden derartigen Eingriff in ihre kantonale Souveränität ab, 
während Prof. Vogt in Zürich aus prinzipiellen Gründen das 
Bedürfniss einheitlicher Vorschriften bestritt, und auch Jacottet 
in Neuenburg der vollen Freiheit das Wort redete. Die Dis- 
kussion fand dann ihren Abschluss durch den einstimmigen 
Beschluss der Versammlung von 1878, dass mit Rücksicht 
auf den damals noch geringen Umfang des zentralisirten 
Rechtes das Bedürfnis zur einheitlichen Regelung der Frei- 
zügigkeit der Advokaten als nicht vorhanden erklärt wurde. 
Seither ist diese Angelegenheit, obwohl weitere Rechtsgebiete 
zentralisirt wurden, bei den eidgen. Behörden ruhen geblieben. 

Die schweizerischen Kantone zeigen auch in dieser 
Frage dasBild der buntesten Musterkarte. Für die Ausübung der 
Advokatur wird gegenwärtig in zwölf Kantonen ein Fähigkeits- 
ausweis verlangt, der aber höchst verschiedenartig ist. Waadt 
und Genf lassen zur Vertretung vor den untern Gerichten 
in Zivilsachen, und in Strafsachen vor allen Tribunalen die 
Licentiaten zu, also die nach dreijährigem Studium geprüften 
Juristen, fordern dagegen von den Advokaten nach zweijähriger 
praktischer Vorbereitung noch ein besonderes Staatsexamen. 
Ebenfalls ein theoretisches, und nach ein- beziehungsweise halb- 
jähriger Vorbereitungszeit ein praktisches Staatsexamen fordern 
Bern und Luzern. Nur ein Examen, zugleich theoretisch und 
praktisch, verlangen Freiburg nach zweijährigem, Solothurn 
und Wallis nach einjährigem Stage; ebenso, wie früher auch 
Zürich, Aargau und Thurgau, wo jedoch der Vorbereitungs- 
dienst durch die Forderung eines Probeprozesses ersetzt ist. 
In Tessin ist neben dem Ausweis über ein an einer Rechts- 
schule absolvirtes Examen lediglich noch der einjährige Dienst 
bei einem Advokaten, aber keine weitere Prüfung, in Neuen- 
burg ausser dem Ausweis über juristische Studien bloss noch 
die Führung eines Probeprozesses notwendig. In Uri endlich 
werden die Advokaten nach einer einfachen theoretischen 
Prüfung durch die Landsgemeinde gewählt. In allen den 
genannten Kantonen, einzig ausgenommen Tessin und Uri, 
ist entweder ausdrücklich, oder implicite durch die Forderung 
von Universitätsstudien, als erste Voraussetzung für die Zu- 
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lassung zum Examen genügende Gymnasialbildung, resp. die 
Maturität, aufgestellt. 

In weitern 9 Kantonen, Zürich, Schwyz, Unterwal- 
den, Glarus, Zug, Basel-Stadt und -Land, Schaff- 
hausen, St. Gallen, Graubünden, ist die Advokatur 
vollständig freigegeben. Zu dieser letztern Kategorie zählt 
endlich auch Appenzell a./Rh., wo erst seit der Verfassungs- 
revision von 1876 die Vertretung von Parteien vor Gericht 
überhaupt gestattet ist; in Appenzelli./Rh. ist diese Ver- 
tretung von Kantonseinwohnern durch berufsmässige Für- 
sprecher auch jetzt noch überhaupt nicht geduldet. 

Die Vertretung dritter Personen in Rechtssachen ausser- 
halb des eigentlichen Processverfahrens, d. h. in denjenigen 
Geschäften, welche bei uns den Rechtsagenten überlassen 
waren, ist da, wo die Advokatur freigegeben ist, ebenfalls 
jedermann gestattet; einzig in Schaffhausen wird von den 
Rechtsagenten eine Prüfung und eine Kaution gefordert. 
Ebenso hält es auch Baselland mit seinen „Geschäftsmän- 
nern“, wogegen Luzern sich mit einer Kaution derselben be- 
gnügt. In Bern, Basel und Aargau besteht das Nota- 
riat als patentirte Berufsart, die Bewerber haben sich über 
Rechtsstudien und praktische Vorbereitung auszuweisen, ein 
Examen zu bestehen und Kaution zu leisten. Da, wo das 
Notariat als Amt organisirt ist, hauptsächlich für die Führung 
der Grundbücher, die Durchführung der Konkurse und die 
Mitwirkung bei Geschäften, für welche besondere Formen vor- 
geschrieben sind, wird von den Notaren meistens ein ziemlich 
strenges, theoretisches und praktisches Examen verlangt, so 
in Zürich, Uri, Freiburg, Solothurn, Tessin, Waadt, 
Wallis, Neuenburg und Genf; für die Zulassung zu dem- 
selben fordern alle welschen Kantone Ausweis über Studien 
und über praktische Vorbereitung, bald längerer, bald kürzerer 

eit, 

Für die Wählbarkeit zu Richterstellen bestehen, 
abgesehen von Altersbeschränkungen, nur in den wenig- 
sten Kantonen noch weitere bestimmte Requisite. Bern 
fordert für das Obergericht „rechtskundige Männer“, die 
Amtsgerichtspräsidenten werden aus Zweiervorschlägen des 
Amtsbezirkes und des Obergerichtes durch den Grossen Rat 
gewählt; als Amtsgerichtsschreiber ist nur wählbar, wer 
wenigstens das Notariatsexamen bestanden hat. In Solothurn 
verleiht das Fürsprecherpatent auch die Wahlfähigkeit als 
Gerichtsschreiber, Staatsanwalt und Notar. In Baselstadt 
ist in das Appellationsgericht nur wählbar, wer eine vier- 
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jährige richterliche Karriere hinter sich, oder ein theoretisches 
oder praktisches Examen bestanden hat; alle Präsidenten 
müssen Juristen sein. Zur Wählbarkeit als Obergerichts- 
schreiber in Baselland ist rechtswissenschaftliche Bildung 
erforderlich. Im Aargau konnte früher Mitglied und Ersatz- 
mann des Obergerichts und Präsident eines Bezirksgerichtes 
nur werden, wer entweder die Rechtswissenschaft an einer 
Rechtsschule studirt hatte oder 4 Jahre lang Gerichts- oder 
Verwaltungsbeamter gewesen war. Eine ähnliche Bestimmung 
enthält auch die Verfassung des Kantons Tessin. 

Was den Kanton Zürich anbelangt, so dürfte es ange- 
zeigt sein, sich hier nicht bloss auf den gegenwärtigen Stand 
der Frage zu beschränken, sondern auch die Entwickelung 
derselben geschichtlich zu verfolgen. 

Schon im vorigen Jahrhundert bestanden besondere R a ts- 
redner, deren Befugnisse und Pflichten durch eine Ordnung 
. vom Jahr 1731 geregelt waren. Sie wurden nach vorausge- 
gangener Prüfung förmlich gewählt, standen unter der Auf- 
sicht und Disziplinargewalt des Schultheissen und waren an 
bestimmte Taxen gebunden; für „wichtigst und weitläufigst 
lang gedauerte Prozesse“ durften sie dagegen von den Parteien 
„ Verehrungen“ annehmen, welche'indes bei Strafe der Suspen- 
sion, Konfiskation und einhundert Thaler Busse für Geber und 
Empfänger nicht mehr als zehn Dukaten betragen durften. 
Die Vorträge waren damals schon beschränkt auf die Klage- 
begründung, die Antwort, Replik und Duplik, ohne weitere 
Hin- und Widerrede. Dabei war ihnen das „unnütze Schän- 
zeln, Schmüzen und Schmähen, auch allerhand Stichwort und 
Stichreden, die die Parteien trazen und verhetzen“ untersagt. 

In der Periode der Helvetik war die Advokatur frei- 
gegeben. Dagegen beeilte sich der Grosse Rat der Media- 
tionszeit schon durch ein Gesetz vom 18. Dez. 1804 über 
die Einrichtung des Advokatenwesens im Kanton Zürich 
wieder Zucht und Ordnung herzustellen. In seiner Einleitung 
spricht es von den „mehrjährigen traurigen Erfahrungen, dass 
durch die unumschränkte Freiheit des Advokatenberufes die 
Prozesse vervielfältigt, unerfahrene Leute oft in Verlust ge- 
bracht, und überhaupt für das rechtsbedürftige Publikum 
nachteilige Folgen erzeugt worden seien.“ Dieses (Gesetz 
gestattete nur den geprüften und obrigkeitlich geordneten 
Rechtsanwälten die Betreibung der eigentlichen Advokatur- 
geschäfte und unterschied zwischen Fürsprechern, welche vor 
allen Gerichten, und den Prokuratoren, welche nur vor den 
Bezirksgerichten, dagegen nicht vor Matrimonialgericht und 
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Obergericht auftreten durften. Die Zahl der erstern durfte 
nicht über 20 betragen. Zur Wählbarkeit war erforderlich 
das zurückgelegte 21. Jahr, Ausweis über formliche Studien 
in der Rechtsgelehrsamkeit auf einer Akademie oder drei- 
jäbrige praktische Lehrzeit bei einem Anwalt, Gerichts- oder 
Landschreiber, sowie über moralische Aufführung, ferner eine 
miindliche Priifung über die Zivilgesetze des Kantons Zürich 
durch eine Kommission von Examinatoren, bestehend aus zwei 
Mitgliedern der Justizkommission des Regierungsrates, zwei 
Fürsprechern und einem Mitgliede des Obergerichtes, die 
Führung einer Rechtssache vor einem Bezirksgericht und 
schliesslich die Bestellung einer Kaution von Fr 1600. Die 
Fürsprecher, deren Zahl auf 6 beschränkt war, und als welche 
für den Übergang zu den 6 noch tätigen Ratsrednern noch 
zwei hinzugewählt wurden, konnten bloss aus der Zahl der 
Prokuratoren gewählt werden, hatten vor einer aus je zwei 
Mitgliedern der Justizkommission und des Obergerichtes be- 
stehenden Kommission eine schriftliche Prüfung abzulegen, 
welche in einer Klausurarbeit ohne Bücher und einer freien 
Abhandlung über eine gegebene Rechtsmaterie bestand, sowie 
vor dem Obergericht eine wirkliche Rechtssache mündlich zu 
verfechten. Die zu bestellende Kaution betrug Fr. 3200. — 
Beide Klassen von Anwälten hatten für die gewissenhafte 
Erfüllung ihrer Pflichten einen Eid zu leisten, dessen Eingang 
aber dahin lautete: „Ihr sollet schwören, der Regierung des 
Kantons Zürich getreu zu sein, ihren Nutzen zu tördern und 
Schaden zu wenden.“ Für ihre Verrichtungen war eine Tax- 
ordnung aufgestellt, nach welcher für einen einfachen Vortrag 
vor Bezirksgericht 1—4 Fr., vor Obergericht 2-6, für eine 
kontradiktorische Verhandlung 2—8, vor Obergericht 4—12 Fr. 
gefordert werden durften. Armensachen hatten sie unentgeltlich 
zu führen. Bei Übertretung der beschworenen Pflichten konnte 
auf erfolgte Überweisung durch die Justizkommission vom 
Obergericht die Verpflichtung zu Schadensersatz, (feldstrafe 
und unter Umständen Suspension oder Entsetzung ausge- 
sprochen werden. 

Das organische Gesetz über die Advokaten vom 
Jahr 1831 in Verbindung mit dem Gesetze über das (re- 
richtswesen änderte diesen Zustand wesentlich dahin, dass es 
die Beschränkung der Zahl der Anwälte aufhob, die Prüfung 
dem Obergericht übertrug, die Kaution für alle Anwälte auf 
Fr. 3200 ansetzte, und dieselben direkt unter die Disciplinar- 
gewalt des Obergerichts stellte. Für die Zulassung zum Für- 
sprecher-Examen wurde speziell vorgeschrieben, dass jeder 
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Kantonseinwohner, welcher drei Jahre lang den Beruf als 
Kantonsprokurator ausgeübt, sich zu einer zweiten strengern 
. Prüfung melden konnte. Im Uebrigen durften vor dem Ober- 
gericht in Zivilsachen nur die Fürsprecher, vor den Bezirks- 
erichten, vor dem Kriminalgericht, und in Strafsachen vor 
bergericht alle gleichmässig auftreten. Ueber die Art der 
Prüfung stellte das Obergericht ein besonderes Reglement. 
vom 10. Dezember 1831 auf. 

Mit dem Jahr 1867, d. h. durch die Einführung der 
Gesetze über die zürcherische Rechtspflege wurde die Unter- 
scheidung zwischen Fürsprechern und Prokuratoren fallen ge- 
lassen, und in Folge dessen von den Kandidaten der Advo- 
katur nur noch das Bestehen des Prokuratorenexamens ge- 
fordert. Uebrigens ertheilte das Obergericht das Patent auch 
mehreren Personen, welche ohne Examen bis dahin in einer. 
amtlichen Stellung sich als tüchtig bewährt hatten. 

Neben den Patenten für die Advokatur wurden sodann 
gemäss einem besondern Gesetze vom Jahr 1849 auch für die 
Geschäftsagentur, auf Grund einer vor einer obergericht-. 
lichen Kommission abzulegenden mündlichen Prüfung besondere 
Patente ausgegeben, welche zwar nur 4 Jahre Gültigkeit 
hatten, aber unter gewissen Bedingungen jeweilen ohne Prü- 
fung erneuert werden konnten. Diese Patente berechtigten 
zur Anfertigung von allen Rechtsschriften ausserhalb des 
ordentlichen Prozesses, also insbesondere zur Vertretung der 
Privaten im summarischen Verfahren und in Konkursen. Die 
Kaution der Geschäftsagenten betrug Fr. 3200 n. W. Die 
Bezirksgerichte hatten über ihre Geschäftsführung besondere 
Aufsicht zu führen, insbesondere regelmässig von ihren Tage- 
büchern Einsicht zu nehmen. Während die Handhabung des 
Gesetzes über die Advokaten, d. h. über das Auftreten vor 
den Gerichten keine besondere Schwierigkeiten machte, musste 
dagegen dieses Gesetz Strafbestimmungen über die Ausübung 
des Agenturberufes ohne den Besitz eines Patentes aufstellen, 
und zwar drohte es auf gewerbsmässige Uebertretung des 
(resetzes Geldbusse bis auf Fr. 400, in Wiederholungsfällen 
‚bis auf Fr. 800 an. 

Die Staatsverfassung von 1869 folgte dem Zuge 
der Zeit nach Beseitigung aller Schranken, welche der vollen 
Geltendmachung der persönlichen Fähigkeiten entgegenstehen, 
und bestimmte in Art. 21: „Die Ausübung jeder Berufsart 
in Kunst und Wissenschaft, Handei und Gewerbe, ist frei. 
Vorbehalten sind die gesetzlichen und polizeilichen Vorschriften, 
welche das öffentliche Wohl erfordert,“ Dieser Art. 21 ge- 
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hörte übrigens zu denjenigen, welche erst nach Erlass der zu 
ihrer Ausführung erforderlichen Gesetze zur Anwendung kom- 
men sollten, und erlangte daher mit Bezug auf die Agentur 
und Advokatur praktische Bedeutung erst, als im Jahr 1874 
bei der Revision der Gesetze betr. die Rechtspflege die 
Frage, ob das öffentliche Wohl die Beibehaltung eines Staats- 
examens, des Patentes und des gesetzlichen Tarifes erheische, 
verneint wurde. Das seit diesem Zeitpunkte gültige Gesetz 
schreibt nunmehr bloss noch vor, dass in Zivil- und Strafsachen, 
soweit eine Vertretung überhaupt zulässig ist, die Parteien 
sich durch jede im Besitze des Aktivbürgerrechtes befindliche 
Person vertreten oder verbeiständen lassen können. Es 
herrscht somit gegenwärtig für Advokaten und 
Rechtsagenten völlige Freiheit, 


Von den Beamtungen, welche juristischer Kenntnisse 
bedürfen, kommt zunächst die Staatsanwaltschaft in 
Betracht, welcher von jeher die Funktionen des öffentlichen 
Anklägers zukamen, seit 1812 aber auch die Vertretung des 
Staates in Zivilsachen übertragen wurde. Von diesem letztern 
Zeitpunkte an wurden die jeweiligen Aspiranten vor der 
Wahl von der für die Examinirung der Fürsprecher bestehen- 
den Kommission auf „zweckmässig erachtende Art“ geprüft. 
Die Verfassung von 1831 stellte die Wahl des Staatsanwaltes 
dem Regierungsrate frei, ohne dieselbe auf Rechtsanwälte zu 
beschränken, es wurden aber, so lange ein Examen für Ad- 
vokaten gefordert wurde, an diese Stelle keine andern Per- 
sonen gewählt als solche, welche dem Stande der geprüften 
Anwälte angehörten. 


Bezüglich der Richterstellen haben im Kanton Zürich 
niemals andere als gewisse Altersbeschränkungen be- 
standen, welche wenigstens einige Garantie für einsichtige 
und verständige Ausübung des Amtes bieten sollten. Nach 
den Satz- und Ordnungen des freien loblichen Stadt- und 
Vogtgerichtes von 1715 bestand dieses Gericht aus dem 
Schultheissen und 12 Richtern, nämlich 6 steten, 3 mittlern 
und 3 neuen oder jungen Richtern, „welche Witz, Vernunft, 
genugsame Erfahrung und Bescheidenheit“ haben sollten. Die 
jungen Richter mussten das 25. Altersjahr angetreten haben 
und es durfte kein Richter in eine höhere Klasse vorrücken, 
er hätte denn zuvor die untern Stufen durchlaufen. Das an- 

etretene 25. Altersjahr bildete von da an bis 1874 die Regel 
für alle Untergerichte. Für das Obergericht schrieb die Re- 
staurationsverfassung von 1814 das angetretene 36., diejenige 
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von 1831 das angetretene 30. Altersjahr vor. Erst im Jahr 1874 
wurden alle diese Beschränkungen gänzlich aufgehoben. 

Von den übrigen Beamtungen für juristische Funktionen 
ist einzig für die Notare ein Examen vorgeschrieben, und 
zwar nach dem (Gesetze vom Jahr 1839 eine mündliche 
Prüfung vor einer obergerichtlichen Kommission über das im 
Kanton Zürich geltende Privatrecht, Zivilprozess-, Rechtstriebs- 
und Konkursrerfahren und das Notariatswesen, sowie eine 
schriftliche Prüfung über bestimmte gestellte Aufgaben. Die 
Fähigkeitszeugnisse werden auf höchstens 6 Jahre erteilt, 
können aber in der Regel ohne Prüfung erneuert werden. 

Gegenwärtig ist also der im Kanton Zürich 
bestehende Rechtszustand der, dass mit Ausnahme 
der Notare kein Beamter, kein Richter, kein Advokat, kein 
Rechtsagent mehr ein Examen zu bestehen hat, für alle ist 
einzige Bedingung nur noch der Besitz des Aktivbürgerrechtes. 
Eine besondere Aufsicht über die Personen, welche prak- 
tiziren, besteht nicht mehr, noch viel weniger sind sie an 
eine gesetzliche Taxordnung gebunden; Anstände wegen 
Ueberforderungen müssen wie andere Streitigkeiten auf dem 
gewohnten Rechtswege ausgetragen werden. 

Zwar hatte die Kommission für Revision der (resetze 
betr. die Rechtspflege: vorgeschlagen, „auf Grund einer 
mündlichen und schriftlichen Prüfung oder anderweitiger Aus- 
weise über wissenschaftliche und praktische Befähigung und 
spezielle Kenntnis des zürcher. Rechtes denjenigen, welche sich 
freiwillig hierum bewerben, Fähigkeitszeugnisse für Aus- 
übung der Advokatur zu erteilen.“ Allein der Kantonsrat nahm 
diesen Vorschlag nicht in das (sesetz auf, hauptsächlich mit 
Rücksicht darauf, dass die juristische Fakultät unserer Hoch- 
schule schon im Jahr 1873 sowohl für die eigentlichen Rechts- 
wissenschaften als auch für die sog. Staatswissenschaften ein 
unentgeltliches Examen zur Erlangung eines Diplomes als 
„geprüfter Jurist“ eingeführt hatte, welches für das Di- 
plom in den Rechtswissenschaften in einer einzureichenden 
Abhandlung aus dem Gebiete des schweizer. Zivilrechtes oder 
in zwei Klausurarbeiten und in der mündlichen Prüfung über 
römisches Recht, zürcherisches bezw. schweizerisches Privat- 
recht, Handels- und Wechselrecht, Strafrecht, Zivil- und Straf- 
prozess und schweizerisches und kantonales Staatsrecht be- 
stand. Es ist jedoch nicht zu überschen, dass weder dieses 
Diplomexamen noch das Doktorexamen für Juristen Ausweis 
über praktische Kenntnisse fordert und daher nicht eigentlich, 
wie ein Staatsexamen, als Fähigkeitsausweis gelten kann. 
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Streng genommen könnte daher, auch auf Grund des oben 
erwähnten Art. 5 der Uebergangsbestimmungen der Bundes- 
verfassung, einem Anwalt, welcher nur im Besitz eines solchen 
Diplomes oder eines Doktordiplomes ist, das Auftreten in 
einem andern Kanton, welcher diesen förmlichen Fähigkeits- 
ausweis fordert, verweigert werden. Ebenso könnte, wenn 
einmal der Bund einheitliche Bestimmungen aufstellen und 
hiebei ebenfalls auf die praktische Befähigung Gewicht legen 
würde, keine Rede davon sein, dass dem Inhaber solcher Di- 
plome die einzuführende Konkordatsprüfung erlassen werde. 

Tatsächlich hat sich nun die Sache im Kanton 
Zürich seit 1875 so gestaltet, dass sich zwar den von trüher 
her patentirten Anwälten eine Anzahl jüngerer anreihten, 
welche durch umfassende Studien, Ablegung des Diplom- 
oder Doktorexamens, teilweise auch durch praktische Tätig- 
keit bei einem Anwalte oder auf einer Gerichtskanzlei, hie 
und da auch als frühere Mitglieder oder Schreiber eines Be- 
zirksgerichtes oder als Statthalteramtsadjunkt sich als voll- 
ständig genügend vorgebildet ausweisen konnten... Nicht sel- 
ten sind aber daneben die Fälle, wo junge Leute, sei es aus 
Bequemlichkeit, sei es aus Gründen der Oekonomie, entweder 
keine weitere praktische Vorbildung suchen, oder, was 
noch weit beklagenswerter ist, nicht einmal ihre Studien 
zum Abschluss bringen, in jeder Beziehung noch unreif und 
unfertig sich sofort der Praxis zuwenden. Weit besser er- 
scheinen diejenigen, welche, ohne eigentliche wissenschaftliche 
Studien, lediglich gestützt auf ihre langjährige Beamtenpraxis 
in späterer Zeit den Anwaltsberuf ergreifen, und von denen 
in der Tat einige durch Fleiss und Umsicht sich eine feste 
Stellung errungen haben. Endlich sind aber leider auch wie- 
der solche zu verzeichnen, welche weder durch allgemeine 
noch durch Fachbildung, weder durch Praxis noch durch Er- 
fahrung, lediglich durch ıhre Liebhaberei sich für den Ad- 
vokatenberuf hinlänglich legitimirt glauben. 

Auf dem, der Oeffentlichkeit mehr entrückten Gebiete 
der Rechtsagentur arbeiten zwar eine ganze Reihe tüchtiger 
und gewissenhafter Leute, die als frühere Rechtsagenten oder 
Notare ein Examen bestanden oder sonst in einer amtlichen 
Stellung sich Kenntnisse und Erfahrungen erworben haben. 
Neben diesen zeigt sich aber in diesen Niederungen eine 
wahre Pilzbildung von Zwitteragenturen, welche sich mit 
Kommissionsgeschäften aller Art, Inkasso, Vermittlung von 
Darlehen, Liegenschaftskäufen, Stellenvermittlung, Informa- 
tionen etc., daneben aber auch mit der Besorgung des Rechts- 
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triebes und anderer Vorkehren im summarischen Verfahren 
abgeben. 

Eine wohltuende und durch ihr Auftreten auch wohltätig 
wirkende Erscheinung über diesem bunten Bilde ist der Ad- 
vokatenverein, ähnlich der früher in Basel bestandenen 
Advokatenkammer eine freiwillige Vereinigung von wissen- 
schaftlich und praktisch gebildeten Anwälten, welche sich die 
Aufgabe stellt, unter ihren Mitgliedern die Ehre des Berufes 
hoch zu halten. Derselbe übt unter sich eine gewisse Disciplin, 
welche nötigenfalls durch Auferlegung von Geldbussen gehand- 
habt wird, und hält sich an einen von ihın selbst aufgestellten 
Gebührentarif. Beschwerden von Privaten können beim Vor- 
stand augebracht werden und finden, wenn ihn beide Be- 
teiligte als Schiedsgericht anrufen, prompte und unparteiische 
Erledigung. 

. Einen gewissen Einfluss hatte die Freigebung der Ad- 
vokatur naturgemäss auch auf die Beamten, wie z.B. für 
die Wahl der Staatsanwälte Das Bezirks- Gericht 
Zürich ist gegenwärtig ungefähr zu gleichen Hälften aus 
Juristen und Laien zusammengesetzt, unter den Mitgliedern 
der übrigen Bezirksgerichte finden wir nur ab und zu etwa 
juristisch gebildete Leute; mit Ausnahme von zweien, baben 
sogar in allen Bezirken Nichtjuristen die Stellen von Gerichts- 
präsidenten inne. Dagegen machen, allerdings in ihrem eigenen 
Interesse, die Bezirksgerichte in sofern eine Ausnahme, als 
sie zu Gerichtsschreibern nur Leute wählen, welche juristische 
Studien gemacht haben, obwohl sie dabei, was oft zu be- 
dauern ist, nicht allenthalben auch darauf sehen, ob diesel- 
ben durch ein Examen abgeschlossen worden seien. Im 
Obergericht sitzen zur Zeit keine andern als juristisch 
gebildete Mitglieder, von denen nur zwei ein Examen nicht 
bestanden haben, dagegen alle früher in Bezirksgerichten oder 
andern Stellungen tätig gewesen waren. 

So der heutige Stand der Dinge! Was hat derselbe für 
Folgen gehabt? 

Schon vor 1875 wurden Stimmen laut, welche nicht viel. 
Gutes prophezeiten, und seither haben sich andere vernehmen. 
lassen, welche in der Tat den Zustand unerträglich finden, 
weil er zwn Schaden des Rechtes, zum Schaden der Richter 
und zum Schaden des Volkes ausschlage. Ich halte nach 
meinen Erfahrungen dafür, dass diese Klagen weit über- 
treiben, namentlich dann, wenn dergleichen getan wird, als ob 
die Freiheit allein es wäre, welche alle vorgekommenen Sün- 
den verschuldet hätte. Oder sollte es nicht anch früher schon 
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Anwälte gegeben haben, welche ihre Klienten anpumpten, oder 
welche dieselben sofort nach Beendigung des Prozesses um 
das Honorar betrieben, Advokaten, welche Klienten im Wirths- 
hause anwarben, welche den Zeugen nachliefen u. s. f.? Ich 
gehe sogar weiter. Es kann vorkommen, dass Anwälte ihren 
Klienten geradezu zu unerlaubten Handlungen Anleitung 
geben, dass sie in Not sogar ihnen anvertraute Gelder nicht 
abliefern. Aber alles das ist auch früher schon vorgekommen, 
ja es sind sogar Anwälte von Bildung und Ruf früher dem 
Strafrichter verfallen; weder das Patent, noch die Aufsicht 
der Gerichte hat sie hievor bewahrt. Es scheint mir unge- 
recht, Fehler des Charakters und den Mangel an Moralität 
bei Einzelnen einfach auf Rechnung der bestehenden Ein- 
richtungen zu setzen, als ob es überhaupt Mittel gäbe, alle 
Ausschreitungen zu verbiiten. 

Ich kann aber an meinem Orte auch nicht zugeben, dass die 
Klagen über Ausbeutung des Publikums und Verschlechterung 
der Justiz richtig seien. Es mag ja wohl bessere Zustände 
geben, als wir sie haben. Allein je einfacher und verständ- 
licher das geltende Recht gestaltet wird, je weniger Forma- 
lismus das Verfahren beherrscht, je leichter sich der Einzelne 
in dem zurechtfinden kann, was sonst nur dem Wissenden 
zugänglich war, je gebildeter und unterrichteter ein Volk 
überhaupt ist, desto weniger wird es eine Beute der Advo- 
katen werden, desto weniger wird es auch nöthig sein, von 
Staats wegen allerlei zu seinem Schutze vorzukehren. Je mehr 
das Prozessrecht darauf abzielt, die Prozesse rasch und prompt 
zum Abschluss zu bringen, je strammer der Richter die Funda- 
mentalsätze des Prozesses handhabt, je energischer er dem 
willkürlichen Eingreifen der Parteien und ihrer Vertreter 
den Weg versperrt, desto weniger wird man zu klagen haben 
über Winkelzüge und Trölereien und über Verwilderung der 
Rechtspflege. Und ist es etwa nicht wahr, dass wir seit der 
Zeit, da jene herbe Urteile über die Zügellosigkeit der Ad- 
vokaten ertönten, nicht gewaltige Fortschritte gemacht haben? 
Freilich, wer diese Fortschritte geringschätzt, oder bezweifelt 
oder sogar leugnet, weil sie nicht nach seinem Sinne gehen, 
von dem ist ein anderes Urteil kaum zu erwarten. Demjenigen 
aber, der an diese Entwicklung glaubt, der weiss und sieht, 
dass man sich redlich bemüht, die Errungenschaften der Neu- 
zeit weiter zu bilden, dem können jene Reminiscenzen von 
früher, welche ein Urteil von heute sein wollen, nicht stark 
imponiren. Auch ich habe die Beruhigung, dass wir uns in 
der Hauptsache auf dem richtigen Wege befinden. 
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Die Wiedereinführung des Patentsystems für 
den Kanton Zürich könnte ich daher nicht befürworten. 
Nicht zwar deshalb, weil ich der Meinung wäre, dass Alles 
gut und keiner Verbesserung bedürftig sei. Auch ich anerkenne 
und bedaure das Vorhandensein gewisser Mängel. Ich gebe 
zu, dass durch Beschränkung der Advokatur auf geprüfte Juri- 
sten und durch die gesetzliche Organisirung einer Advokaten- 
kammer Vieles besser gemacht werden könnte, ich bin sogar 
davon überzeugt, dass auf diesem Wege der wissenschaftliche 
Charakter dieser Berufsart am besten gewahrt und dass damit 
das ganze Rechtswesen an Tiefe und Würde gewinnen müsste. 
Allein die bei uns vorhandenen Übelstände sind nicht der 
Art, dass mit Recht gesagt werden könnte, das ôffentliche 
Wohl erfordere diese Einschränkung. Noch viel weniger er- 
scheinen die anzuwendenden Mittel als empfehlenswert. Es 
wäre namentlich nicht gerechtfertigt, der Wissenschaftlichkeit 
den politisch und volkswirtschaftlich viel wichtigern Grund- 
satz der freien Entfaltung und Nutzbarmachung aller körper- 
lichen und geistigen Kräfte zum Opfer zu bringen. Dem 
Mysterium des Gelehrten ziehe ich die Volkstümlichkeit des 
Rechtes und der Rechtspflege, den Zunftschranken ziehe ich 
die Freiheit vor. Soweit diesem System gewisse Mängel natur- 
gemäss anhaften, sollten sie nicht auf dem Wege des Zwanges, 
sondern von innen heraus beseitigt werden. Die Herstellung 
einer gesetzlich organisirten Advokatenzunft möchte zwar 
wohl selbstbewusste und stolze Hüter des Rechtes schaffen, 
aber in dieser Form organisirt, wird sie sich rasch dem Volks- 
leben entfremden. Und wer möchte dafür bürgen, dass sie 
sich immer unabhängig und frei erhalten würde von der je- 
weiligen J,andesregierung oder der herrschenden politischen 
Parteil An dem Tage aber, wo das Barreau in seiner Ge- 
sammtheit Partei nehmen würde für oder gegen eine poli- 
tische Richtung, müsste man es tief bedauera, wenn nicht 
noch ausserhalb desselben unabhängige Männer zu finden 
wären, denen man entgegenstehende Interessen ruhig anver- 
trauen könnte. 

Aber auch einige andere Gesichtspunkte verdienen Be- 
achtung. Diejenigen, welche unter der Herrschaft des Zunft- 
zwanges ohne Patent praktiziren, sollten doch, damit der 
beabsichtigte Zweck erreicht werde, richtiger Weise bestraft 
werden. Aber wie wäre es möglich, ausser den vor Gericht 
Auftretenden auch noch alle übrigen zu kontroliren, welche 
als Konsulenten gewerbsmässig tätig sind oder neben aller- 
lei andern Geschäften auch etwa gerichtliche Angelegen- 
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heiten für Dritte übernehmen. Zu allen Zeiten hat es solche 
Sünder gegeben, aber häufige Bestrafungen sind nicht vorge- 
kummen, offenbar schon aus dem Grunde, weil es jeweilen 
schwierig sein mochte, die Gewerbsmässigkeit der Gesetzes- 
übertretung nachzuweisen. Von einer allzustrengen Hand- 
habung des Gesetzes hielt aber ohne Zweifel zu allen Zeiten 
auch das Gefühl ab, dass es kaum in der Pflicht des Staates 
liegen könne, diejenigen zu bestrafen, die in anständiger und 
gewissenhafter Weise auf diesem Wege ihr Auskommen 
suchen und finden. Besser als die Strafe würde es aber 
wirken, wenn solche verborgene Praktiker ab und zu sich 
auch etwa in den Gerichtssälen zeigen dürften, wo sie doch 
einen etwelchen Begriff von dem Eruste ihres Berufes bekom- 
men könnten. Mit dem Patentsystem müsste ferner notwendig 
ein Tarif aufgestellt werden. Solche Tarife lassen jedoch nie 
genügenden Spielraum und überleben sich allzurasch, werden 
aber selten geändert. Wer sollte es für möglich halten, dass die 
Ansätze von 1804 im Kanton Zürich unverändert, freilich nur 
auf dem Papier, Geltung hatten biszum Jahr 1875! Gesetzliche 
Bestimmungen aber, welche nicht gehandhabt werden können, 
wirken nur verderblich. Übrigens wird behauptet, seit dem 
Wegfall des Tarifes seien die Prozesse im Kanton Zürich 
verteuert worden. Nach oben hin, wo der Tarif zu niediig 
war, mag das richtig sein, und es ist in meinen Augen auch 
durchaus kein Unglück, wenn endlich einmal auch für grosse 
Prozesse eine angemessene Entschädigung ermöglicht wurde. 
Nach unten hin wird dagegen wol das Umgekehrte eingetreten 
sein, denn während sich die Anwälte früher, um ihre Rech- 
nung im Ganzen zu finden, auch bei kleinern Geschäften wo- 
möglich an den Durchschnittsansatz halten mussten, können 
sie jetzt, nachdem sie nach oben mehr Bewegung erhalten 
haben, auch nach unten hin der Bedürftigkeit mehr Rechnung 
tragen, und meines Wissens geschieht das auch in der Tat. 
Uebrigens darf an diesem Orte wol konstatirt werden, dass 
im Gegensatz zu andern Kantonen die hiesigen Anwälte sich 
durchwegs mit bescheidenen Honoraren begnügen. 
Schliesslich aber noch Eines: Nicht nur im Kanton Zürich, 
fast in der ganzen Schweiz gilt der Grundsatz der Freiheit 
aller Richterwahlen. Die Demokratie verschmäht es, Vor- 
schriften tür Wahlen aufzustellen, welche bei richtiger Einsicht 
und richtigem Takte auch ohne das richtig getroffen werden 
können. Aber sie legt offenbar auch Gewicht darauf, dass das 
Laienelement nicht aus den Gerichten ausgeschlossen werde. 
Mit vollem Recht! Kein Jurist wird in Abrede stellen, dass die 
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Mitwirkung einsichtiger und verständiger Nichtjuristen in den 
Gerichten von grossem Werte ist, oft sogar vor Missgriffen 
bewahrt. Nie ist, in allen Discussionen über die vorliegenden 
Fragen, verlangt worden, dass auch die Richter oder wenig- 
stens die Gerichtspräsidenten nur aus gepriiften Juristen be- 
stellt werden sollten. Liegt nun aber darin nicht ein be- 
deutender Widerspruch, dass man zwar zu der wichtigen 
Funktion der Rechtssprechung jeden zulässt, die weit leichtere 
Aufgabe der einseitigen Parteivertretung aber nur dem Ju- 
risten vorbehalten will? Hält man aber beide Funktionen für 
gleichwertig, so ist es doch wohl nicht zu rechtfertigen, für 
den Anwalt Requisite aufzustellen, die für den Richter nicht 
gelten sodlen. Dadurch muss in ihm das Gefühl der Minder- 
wertigkeit erzeugt werden, vielleicht lässt es auch hie und 
da ein gewisses Gefühl der Schwäche aufkommen, wenn der 
gelehrte Anwalt gelegentlich für gut findet, seine Ueber- 
legenheit hervorzukehren. 

Wenn ich andeutete, dass es andere Mittel und Wege 
gebe, die dem System der Freiheit anhaftenden Mängel zu 
heben, so verstehe ich darunter nur freiwillige. Der 
bereits bestehende Advokatenverein hat gezeigt, dass 
er es verstelt, in seinem Kreise Ordnung und Sitte aufrecht 
zu halten, auch ist es unverkennbar, dass er auch weiterhin 
guten Einfluss übt auf die mit ihm in Konkurrenz tretenden 
Elemente. Auch dem hauptsächlichsten Übelstande, welchen 
Niemand leugnen wird, und der wenigstens für die Zukunft 
verderblich wirken kann, der immer mehr überhand nehmen- 
den ungenügenden Vorbildung sollte wohl auf ähn- 
lichem Wege, ohne Zwang gesteuert werden können, Durch 
Wiedereinführung eines, wenn auch nur fakultativen 
Staatsexamens würden dem Stande der Advokaten 
wieder neue Kräfte mit allgemeiner Bildung und mit un- 
fassender theoretischer und praktischer Fachbildung zuge- 
führt, welche eine minder ausgerüstete Konkurrenz ebenfalls 
zu höhern Leistungen zwingen und sie jedenfalls unschädlich 
machen müsste. Aber auch dafür sollte gesorgt werden, 
dass auf der Arena der niedern Praxis Leute von Kennt- 
nissen und praktischer Erfahrung, von Ernst und Charakter, 
den vielen zweifelhaften Existenzen mit Erfolg entgegen treten 
können. 

Es wäre unrichtig anzunehmen, durch Ausführung des 
Art. 33 Satz 2 der Bundesverfassung werde diese 
Sache von selbst ihre Erledigung auch für den Kanton Zü- 
rich finden, denn wie schon oben ausgeführt worden, handelt 
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es sich hiebei nur um einheitliche Vorschriften für die Kan- 
tone, welche einen Ausweis fordern, und zu diesen gehört 
der Kanton Zürich nicht. Gesetzt aber auch, er würde 
später sein System dahin ändern, dass er erklärte, die durch 
den Bund festgestellten Ausweise sollen auch im Kanton 
Zürich gefordert werden, so würden damit wahrscheinlich 
nur die Advokaten, nicht aber die Rechtsagenten betroffen, 
für welche das Bedürfnis einer Verbesserung der Kräfte viel 
grösser ist, als bei jenen. 

Ich erlaube mir daher für den Kanton Zürich jetzt schon 
folgende Postulate vorzuschlagen: 

1. Wer ein Fähigkeitszeugnis für die Ausübung der Ad- 
vokatur oder Rechtsagentur im Kanton Zürich zu erlangen 
wünscht, kann sich hiefür beim Obergericht anmelden. 

2. Alle Bewerber haben sich bei ihrer Anmeldung dar- 
über auszuweisen, dass sie im Besitze des Aktivbürgerrechtes 
und eines unbescholtenen Leumunds, und im Gebiete der 
Schweiz niedergelassen sind. 

3. Bewerber um das Fähigkeitszeugnis für die Advoka- 
tur haben überdies ein Maturitätszeugnis und Ausweis über 
mindestens 3jährige Universitätsstudien beizubringen, und 
alsdann, falls sie nicht bereits ein Diplom als geprüfter Jurist 
in der Rechtswissenschaft oder das Doktordiplom besitzen, 
eine schriftliche und mündliche Prüfung zu bestehen über 
gemeines und französisches Privatrecht, Handels- und Wechsel- 
recht, Civilprocess, Strafrecht und Strafprocess, allgemeines, 
schweizerisches und kantonales Staatsrecht. 

Nach einer weitern, mindestens zweijährigen praktischen 
Tätigkeit bei einem Gerichte oder Advokaten haben sie ein 
zweites Examen zu bestehen über das im Kanton Zürich gel- 
tende Recht und überdies eine wirkliche Streitsache vor dem 
Obergericht durchzuführen. 

4. Bewerber um das Fähigkeitszeugnis für die Rechts- 
agentur haben ausser den in Ziff. 2 genannten Ausweisen Zeug- 
nisse über theoretische Studien und mindestens dreijährige 
praktische Tätigkeit bei einem Anwalt, Rechtsagent, Notar 
oder Gerichtsschreiber beizubringen, und sich sodann einer 
schriftlichen und mündlichen Prüfung über das im Kanton 
Zürich geltende Privatrecht, Zivilprocess, Betreibungs- und 
Konkursrecht, und das Notariatswesen zu unterziehen. 

5. Fähigkeitszeugnisse können von Obergericht ohne 
Prüfung auch solchen Personen erteilt werden, welche sich 
in amtlicher oder privater Stellung bereits hinlänglich als 
fähig qualifizirt haben. 
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6. Nur wer im Besitze eines Fähigkeitszeugnisses ist, 
darf sich den Titel „Advokat“ oder ,Rechtsagent“ beilegen, 
Das Fähigkeitszeugnis als Rechtsagent befähigt auch zur 
Wahl als Notar. 

7. Zur Vornahme der Prüfungen bestellt das Obergericht 
eine besondere Kommission bestehend aus 3 Mitgliedern des 
Obergerichtes und zwei Lehrern an der Hochschule, welche 
durch Zuweisung der von den Kandidaten zu erlegenden Prü- 
fungsgebiihren zu entschädigen sind. 

Einzelheiten dieses Vorschlages, die wol an sich schon 
verständlich und natürlich auch diskutirbar sind, will ich hier 
nicht weiter erörtern, sondern mich zum Schlusse auf einige 
Hauptpunkte beschränken. 

Die blosse Berechtigung zur Führung eines bestimmten 
Titels als Bezeichnung des gewählten Berufes erscheint 
vielleicht als ein zu geringes Aequivalent für ein ziemlich 
umfassendes Examen. Allein ich lege gerade diesem Vor- 
schlage eine wesentliche Bedeutung bei. Einerseits ist der 
Titel die einzige Empfehlung gegenüber dem Publikum, wel- 
ches wissen soll, wer die erforderlichen Kenntnisse, Tüchtig- 
keit und Zutrauenswürdigkeit besitzt. Anderseits soll, wer 
kein Examen bestanden hat, nicht berechtigt sein, sich diese 
Bezeichnungen willkürlich beizulegen und sich über Nacht 
zu etwas zu machen, was er nie gewesen ist. Sie sollen an- 
dere Bezeichnungen für ihr Gewerbe wählen, aber das Publi- 
kum nicht länger durch ganz unzutreffende Bezeichnungen 
über ihre Qualifikation täuschen. Es ist gewiss nicht zum 
geringsten Teil dem Umstande, dass die Diplomprüfung kei- 
nen solchen für die Praxis verwertbaren Titel gab, zuzu- 
schreiben, dass in den 12 Jahren, seit diese Art Prüfung 
eingeführt ist, nur 17 Studirende dieselbe bestanden haben. 

Ganz besonderes Gewicht lege ich der Forderung eines 
praktischen Vorbereitungsdienstes bei, welcher nur 
bei dem Rechtsagentenexamen mit dem Besuche theoretischer 
Vorlesungen zusammenfallen darf. Die Forderung ist auch 
für den Kanton Zürich neu, sie hat sich aber anderwärts 
durch eine mehrhundertjährige Praxis entschieden bewährt. 
In jüngster Zeit ist der praktische Vorbereitungsdienst ın 
Deutschland sogar monographisch behandelt worden und 
gegenwärtig befasst sich Prof. Dernburg in Berlin mit dem 
Projekte einer neuen Studienordnung, welche hauptsächlich 
eine zweckmässige Abwechslung zwischen theoretischer und 
praktischer Vorbereitung bezweckt. Es ist zwar richtig, 
dass, wer einfach ins Wasser geht, in der Regel von selbst 
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schwimmen lernt. Aber zu rechtfertigen ist es gewiss nicht, 
dass der angehende Praktiker seine Erfahrungen erst auf 
Kosten seiner Klienten suche. Zudem wird ein gewaltiger 
Unterschied bestehen zwischen einem, der, kaum der Schule 
entwachsen, auf eigene Rechnung und Verantwortlichkeit Pro- 
cesse für Dritte führt, und einem andern, der dies unter der 
Anleitung eines bewährten Praktikers tut und dem noch 
ein Examen bevorsteht. Jener wird sich in den meisten 
Fällen damit begnügen, die Franken zu zählen, welche ihm 
seine Arbeit eingetragen hat, der letztere dagegen wird aus 
jedem konkreten Fall Bausteine sammeln für den wissen- 
schaftlichen Aufbau seiner Bildung, Elemente, die er in Ver- 
bindung bringt mit den Idealen, nach denen er hinstrebt. 

Man ist in der Regel gern geneigt, von neuen Vor- 
schlägen einen grüssern Effekt zu erwarten, als sie gewöhn- 
lich haben oder naturgemäss haben können. Ich mache mir 
über die praktischen Wirkungen der Einführung bloss frei- 
williger Prüfungen keine Illusionen. Aber wenn auch an- 
fänglich vielleicht nur wenige den geöffneten Weg betreten, 
so glaube ich mich doch darin nicht zu täuschen, dass der 
Erfolg dieser wenigen ein Ansporn für andere sein wird, 
und dass wir bald dazu kommen werden, eine schöne An- 
zahl gebildeter, kenntnissreicher und erfahrener Männer zu 
haben, welchen mit vollem Vertrauen die Privaten ihre In- 
teressen, der Staat die Verwaltung der Rechtsprechung an- 
vertrauen darf, Männer, welche der Wissenschaft Ehre 
machen und vor allem aus Recht und Gerechtigkeit hoch- 
halten werden. 
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Rechtsordnung die Geschichte ihrer Entstehung zu untersuchen; sondern 
sie lässt ihre Blicke weiter schweifen, zunächst auf verwandte, dann aueh 
auf entferntere Rechtsordnungen, schliesslich auf alle Rechtsordnungen des 
Erdballs, sowohl auf solche, die da waren, und längst wieder verschwun- 
den sind im Strudel der Zeiten, wie auf diejenigen, welche noch heute be- 
stehen, oder neu zur Entstehung kommen. Durch die Vergleichung dieser 
Rechtsordnungen gewinnt eine jede einzelne an Licht und Durchsichtigkeit, 
und wird der Boden für weitere Rechtsentwicklung in fruchtbringender 
Weise zubereitet. Natürlich darf unter der Vergleichung der verschiedenen 
Rechtsordnungen die gründliche Durcharbeitung der einzelnen nicht leiden; 
sonst wäre durch die Vergleichung mehr verloren als gewonnen. 

In diesem Sinn und Geist ist das Huber'sche Buch über System und 
Geschichte des schweizerischen Privatrechts geschrieben. Es will die ver- 
schiedenen innerhalb der Eidgenossenschaft bestehenden kantonalen Privat- 
rechte und ihre geschichtliche Entwicklung zur Darstellung bringen. Zur 
Klarstellung des wahren und ganzen Gehalts eines bestimmten kantonalen 
Privatrechts und zur Würdigung desselben soll nicht nur seine Geschichte, 
sondern sollen auch die Privatrechte der anderen Kantone herangezogen 
werden; und es soll wieder durch eine Zusammenstellung all dieses Materials 
eine solide Grundlage geschaffen werden für zukünftige Gesetzgebung. 

Nachdem Huber zunächst in einer Einleitung seine Aufgabe präcisirt 
und den Begriff des schweizerischen Privatrechts erläutert hat, wendet er 
sich zunächst in seines Werkes erstem Theil, dessen erste Hälfte der vor- 
liegende erste Band bildet, zur systematischen Zusammenstellung des gel- 
tenden kantonalen Privatrechts. Auf den ersten Blick muss diese Anord- 
nung des Stoffs einen jeden Leser befremden; man hätte zuerst die Ge- 
schichte, und dann das System erwartet. Aber Huber weiss auf pag. 43 
und 44 so durchschlagende Gründe für die Zweckmässigkeit seiner Anord- 
nung anzuführen, dass man sich damit einverstanden erklären mass. 

In seinem System hat Huber den sog. allgemeinen Theil vollständig 
vermieden, und sich damit begnügt, eine kurze Einleitung über die Rechts- 
‘ quellen und das zeitliche und örtliche Herrschaftsgebiet der kantonalen 
Rechte vorauszuschicken. Ueber die Gründe, welche ihn zu dieser Anord- 
nung seines Stoffs veranlasst haben, spricht er sich in einer Anmerkung 
zu pag. 97 aus. Es ist jetzt, wo erst die eine Hälfte des Systems aus- 
gearbeitet vorliegt, nicht gut möglich, sich ein definitives Urtheil über die 
Zweckmässigkeit dieser Anordnung zu bilden. Doch leuchtet sie vor der 
Hand ein, zumal es ja klar ist, dass in den sog. allgemeinen Theilen, wie 
sie z B. unsern Pandektensystemen vorausgeschickt zu werden pflegen, 
gar vieles enthalten ist, was passender entweder einem der üblichen spe- 
ziellen Theile einverleibt, oder als ein weiterer selbständiger spezieller 
Theil den übrigen angeschlossen würde. Immerhin bleibt abzuwarten, wie 
sich Huber mit der Lehre von den Bedingungen und Terminen, und mit 
der Lehre vom Irrthum, Zwang und Betrug abfinden wird. Bei letzterer, 
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der übrigens sehr wohl ein ganz besonderer spezieller Theil gewidmet 
werden kann, gilt es namentlich, eine scharfe Grenze zu ziehen zwischen 
den Anwendungsgebieten: der sehr verschiedenartigen vom eidgenössischen 
Obligationenrecht, vom eidgenössischen Civilstandsgesetz, und von kanto- 
nalen Gesetzen aufgestellten Bestimmungen. Es wäre sehr zu bedauern, 
wenn Huber die Darstellung der ökonomischen Folgen der Nichtigkeit 
einer Eh: wegen Zwangs, Irrthums und Betrugs (C. St, G. Art. 26) durch 
die kurzen Bemerkungen auf pag. 233 für definitiv erledigt ansehen würde, 

Von den speziellen Theilen des Systems hat Huber in dem vor- 
liegenden ersten Band seines Werkes behandelt: das Personenrecht, zer- 
gliedert in die Lehre von den natürlichen und von den juristischen Per- 
sonen, und das Familienrecht, bei dessen Darstellung nach einander be- 
sprochen werden die Verwandtschaft im allgemeinen, das persönliche Ehe- 
recht, das eheliche Güterrecht, das Eltern- und Kindesrecht, das Rechts- 
verhältniss der ausserehelichen Kinder, und das Vormundschaftsrecht. Den 
Glanzpunkt bildet zweifellos die sehr schöne, klare nnd übersichtliche 
Darstellung der so vielfache Variationen und Modifikationen bietenden 
Lehre vom ehelichen Güterrecht, die für so manchen eine ingentis confu- 
sionis materia ist. Das Gesammtbild, das uns in der Darstellung dieser 
Lehre entgegentritt, ist ein sehr erfreuliches, Die dem Begriff der Ehe 
als eines consortium omnis vitae widersprechende Gütertrennang unter den 
Ehegatten hat in der Schweiz nur in sehr beschränktem Umfang Eingang 
gefanden. Nicht ganz so erfreulich ist das Bild, das uns Huber vom 
Eltern- und Kindesrecht in der Schweiz entwirft. Es ist eine uns auch 
sonst, und z. B. gerade im späteren römischen Rechte entgegentretende 
Erscheinung, dass das Eherecht und das Eltern- und Kindesrecht nach 
sehr verschiedenen Prinzipien ausgebildet sind. Aber während im spätern 
römischen Rechte das Eherecht lax und dem Begriff der Ehe sehr wenig 
entsprechend, das Eltern- und Kindesrecht aber noch ziemlich innig ge- 
staltet ist, zeigt sich im schweizerischen Rechte gerade das entgegengesetzte 
Verhältniss. Die Kinder sind gar zu sehr emancipirt, die Rechtsordnung 
nimmt sie gar zu sehr gegen mögliche Eingriffe namentlich des Vaters in 
Schutz, und der Staat übernimmt gar zu gern Verpflichtungen ihnen gegen- 
über, deren Erfüllung eigentlich dem Vater vbläge, und beschränkt da- 
durch die mit diesen Verpflichtungen in Zusammenhang stehenden Rechte 
des Vaters. Sehr interessant und dankenswerth wäre es gewesen, wenn 
Huber da, wo er von der Erziehung redet (pag. 423 sqq.), auch den Ein- 
fluss der verschiedenen kantonalen Schulgesetze auf das Erziehungsrecht 
und die Erziehungspflicht des Vaters zur Darstellung gebracht hätte, Es 
wäre jedenfalls für die Entwicklung dieser Gesetzgebung vom allergrössten 
Nutzen, wenn ihr von juristischer Seite mehr Aufmerksamkeit geschenkt 
würde, als diess gewöhnlich der Fall ist. Es würden dadurch viele Ein- 
seitigkeiten vermieden, die sich in Folge davon in dieses wichtige Rechts- 
gebiet einschleichen, dass seine Bearbeitung fast ausschliesslich den Staats- 
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Schr guiegra uni interomani ist die ausfibrbebe Darsteilzeg. weiche 
Hsber vom Vormundicbaftar:cht giebt, und wozit er den ersten Band seires 
hervorragenden Werkes schliesst. 

(Ganz anders als Huber hat Rosse: seine Aufgabe gefasst: er ver- 
zichtet auf bistorivhe Frortersugen, und will auch keine Darstellang 
sämmtlscher kaatonalen Rechte geben, sondern begnigt sich damit. das 
geltende Recht der welschen Kantone darzusteilen Er fol:t dabei im 
wesentlichen der Ordnung des napoleonischen Gesetzbuchs Seine Arbeit 
wird dem Praktiker von grossem Werth sein. Sehulin. 


Es ist von hohem Interesse, mit dem Huber'schen Werke zu ver- 
gleichen 

Paul von Roth, System des deutschen Privatrechts, 
welches im Lauf des Jabres 1886 mit dem dritten Bande (Tübing:n. Ver- 
lag der H. Laupp’schen Buchhandlung, Ladenpreis 15 Mk.) abgeschlossen 
worden ist. 

Beide Werke verfolgen im Wesentlichen die gleiche Tendenz einer 
systematischen Zusammenstellung und Darstellung der vielen Particular- 
reehte eines politisch geeinten Stastenkörpers, und es bedarf keiner langen 
Auseinandersetzung darüber, wie geeignet das Werk von Roth ist, um dem 
schweizerischen Juristen, der das Huber’sche Buch zum Gegenstand seines 
Studiums macht, den Blick in die darin behandelten Rechtsinstitute zu 
schärfen und zu erweitern und das Verständniss zu vertiefen. Der dritte 
Band hat für uns Schweizer ein besonderes Interesse durch die äusserst 
sorgfältige und ausführliche Behandlung des Grundbuch- und Hypotheken- 
rechts. Das preussische Gesetz über Eigenthumserwerb und dingliche Belastung 
der Grundstücke, das dem neuen deutschen Civilgesetzbuch zu Grunde gelegt 
ist, hat in den beiden für die Verpfändung von Grundstücken neben einander 
gestellten Formen der Grandschuld und der Hypothek die zwei in der 
Schweiz concurrierenden Gestaltungen der Gült und der Hypothek in mo- 
derner Weise ausgebildet; sollte je einmal in der Schweiz diese Rechts- 
materie zu einheitlicher Regelung gelangen, so würde das preussische und 
künftige deutsche Recht in entscheidender Weise dabei zu berücksichtigen 
sein. Wer sich tiber diese Fragen ein Urtheil bilden und seine Kenntniss 
erweitern will, wird das Buch von Roth zu seinem zuverlässigsten Weg- 
weiser wählen, Die Redaction. 








Die Vormundschaft des Basler Stadtrechts im 
15. Jahrhundert. 


Von Dr. Karl Stehlin in Basel, 





Ueber das baslerische Vormundschaftswesen im Mittel- 
alter ist meines Wissens noch nicht viel bekannt; denn die 
beiden Quellen, aus welchen die Kenntniss unserer städtischen 
Rechtsgeschichte bis jetzt fast ausschliesslich geschöpft wurde: 
die Gesetze und die Urkunden, sind für das genannte Rechts- 
gebiet sehr wenig ausgiebig. Von Gesetzen, welche von der 
Vormundschaft handeln, ist aus der Zeit vor 1500 bloss ein 
einziges vorhanden, jene Rathsverordnung im blauen Buche 
fol. 4, welche um das Jahr 1450 die Prüfung der Vogtsrech- 
nungen durch Rathsmitglieder einfiihrte. Die Urkunden an- 
drerseits, meist bloss dem Zwecke der Aufzeichnung einzelner 
Rechtsgeschäfte dienend, reden von Vormundschaftsverhält- 
nissen nur nebenbei, und bieten desshalb nur spärliches 
Material, 

Nun besitzen wir aber ausser Gesetzen und Urkunden 
noch eine andere Quelle für die Geschichte unseres Stadt- 
rechtes, welche bisher viel zu wenig benützt worden ist. Es 
sind dies die Gerichtsprotocolle, die seit dem Ende des 14. 
Jahrhunderts nahezu vollständig erhalten sind. Ich will im 
folgenden versuchen, dasjenige zusammenzustellen, was ich 
aus diesen Protocollen über das Vogtswesen im Mittelalter 
ermitteln konnte. Wenn ich mich dabei auf die Periode der 
ersten Hälfte des 15. Jahrhunderts beschränke, so ist das 
keine willkürliche Begrenzung, sondern sie hat ihre volle 
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Berechtigung: während nämlich die Gestaltung des Vormund- 
schaftsrechts, wie wir sie in den ältesten Protocollen, um das 
Jahr 1400, finden, bis gegen die Mitte des 15. Jahrhunderts 
unverändert bleibt, so beginnt dagegen in der zweiten Hälfte 
dieses Jahrhunderts ein allmähliger Umwandlungsprocess ; 
schon die vorhin erwähnte Rathsverordnung aus dem blauen 
Buche führt mit der obrigkeitlichen Controle über die Vor- 
münder eine wesentliche Neuerung ein: es ist der erste An- 
fang zur Entwicklung der modernen Obervormundschaft. 
Namentlich aber macht sich der Anbruch einer neuen Epoche 
dadurch geltend, dass die alten Eigenthümlichkeiten sich mehr 
und mehr zu verflachen beginnen, Grundsätze, welche bisher 
gegolten, nach und nach ausser Uebung kommen. Die zweite 
Hälfte des 15. Jahrhunderts gehört somit schon der folgenden, 
der modernen Periode des Vogtswesens an; zur eigentlich 
mittelalterlichen Periode dürfen wir bloss noch die erste 
Hälfte des Jahrhunderts zählen. 

Die Bücher des Gerichtsarchivs, welche Aufzeichnungen 
über Vormundschaftssachen aus jener Zeit enthalten, sind 
folgende: 

1. Die Urtheilsbücher der mehrern Stadt. Das 
Urtheilsbuch war bis gegen die 1420er Jahre das einzige 
Protocoll, welches am Stadtgericht geführt wurde; in dem- 
selben wurden alle Acte der streitigen wie der nichtstreitigen 
Gerichtsbarkeit, kurz alles, was am Gerichte vorgieng, in 
buntem Durcheinander aufgezeiohnet. Von diesen Urtheils- 
büchern habe ich die Jahre 1416 —19 vollständig, andre Jahr- 
gänge theilweise durchgangen. 

2.Der erste Band des Vergichtbuches. Im Jahre 
1425 suchte der Gerichtsschreiber seine Aufzeichnungen etwas 
übersichtlicher einzurichten: er legte für die Geschäfte der 
nichtstreitigen Gerichtsbarkeit ein besonderes Buch an, in 
welchem er jeder Classe von Geschäften einen besonderen 
Abschnitt widmete; so erhielten auch die Vogtssachen ihre 
eigene Rubrik und wir finden daher die sämmtlichen Auf- 
zeichnungen dieser Art aus den Jahren 1425—35 hier an 
einem Orte vereinigt. Diese Eintheilung des Protocolls scheint 
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sich jedoch auf die Dauer nicht bewährt zu haben, wenig- 
stens wurde dieselbe nicht fortgesetzt, nachdem der erste 
Band vollgeschrieben war, und von 1435 an finden wir die 
Vogtssachen wieder wie zuvor im Urtheilsbuch protocolliert. 
Jener eine Band aber trägt, nach seinem Hauptinhalt, die 
Aufschrift , Vergichtbuch® und ist daher im Archiv der Ab- 
theilung der Vergichtbücher einverleibt. 

3. Die Gerichtsbücher der mindern Stadt. Das 
Gericht der mindern Stadt führt ebenfalls in den ersten Jahr- 
zehnten des 15. Jahrhunderts bloss ein Protocoll, das s. g. 
Gerichtsbuch. Von diesem habe ich den ersten Band, welcher 
die Jahre 1410-16 umfasst, vollständig excerpiert. 

Ueber die Anordnung des folgenden habe ich nur eine 
kurze Bemerkung vorauszuschicken: wir finden 4 Classen 
von Bevogteten: Weiber, Kinder, Geistliche, mehrjährige 
Männer weltlichen Standes. Für die 2 erstern Classen gelten 
bezüglich der Person des Vormundes die gleichen Grundsätze, 
hingegen ist Art und Umfang der Vormundschaft verschieden. 
Daraus ergiebt sich folgende Eintheilung unserer Betrachtung: 

1. Person des Vogtes bei der Weiber- und Kinder-Vor- 
mundschaft, 

2. Art und Umfang der Weibervormundschaft. 

8. Art und Umfang der Kindervormundschaft. 

4, Vormundschaft über Geistliche. 

5. Vormundschaft über mehrjährige Männer weltlichen 
Standes. 


1. Person des Vormunds bei der Weiber- und Kinder- 
Vormundschaft. 


A. Eintritt der Vormundschaft. 


Dass der Ehemann Vormund seiner Ehefrau, der Vater 
Vormund seiner minderjährigen Kinder und unverheiratheten 
Töchter ‘ist, erscheint selbstverständlich und bedarf keiner 
Belege. Interessant wird die Frage nach der Person des 
Vormunds erst dann, wenn kein Ehemann und Vater mehr 


vorhanden ist, und es sich um die Vormundschaft über Witt- 
Zeitschr. für schweizerisches Recht. Neue Folge VI. 17 
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wen und Waisen handelt. Hier erscheint als Vormund bald 
ein von Rechtswegen dazu berufener Verwandter, bald eine 
der Familie nicht angehörige, vom Gericht bestellte Person. 
Wir haben festzustellen, in welchen Fällen das eine, ir 
welchen das andere stattfindet. 

Zunächst steht es fest, dass nach dem Tod des Ehe- 
manns und Vaters die Vormundschaft über sein Weib und 
seine Kinder dem nächsten Verwandten des Verstorbenen 
anfällt (nechster Vattermag oder Mannsmag, nechster Fründ, 
rechter Vogt, anerborner Vogt, etc., vgl. Note 3, 21, 53, 90, 
121, 184, 190). Dies tritt namentlich in folgender Rechts- 
übung klar zu Tage: wenn eine Frau nach dem Tode ihres 
Mannes nicht weiss, wer dessen nächster Verwandter und 
somit ihr und ihrer Kinder gesetzlicher Vormund ist, so 
wendet sie sich an das Gericht um Bestellung eines andern 
Vogtes. Zu diesem Behufe hat sie zu schwören, dass sie 
während 14 Tagen nach ihres Mannes nächstem Mag geforscht. 
habe und ihn nicht habe finden können (N. 11, 27, 32, 38, 
49, 60, 79, 154). Bisweilen hat sie auch schon zum Voraus 
promissorisch geschworen, dass sie ihn suchen werde, und 
erklärt dann nach Ablauf der 14 Tage, ohne Wiederholung 
des Eides, dass ihr Suchen vergeblich gewesen: N. 159, 176, 
186, 193. (Der vorausgegangene promissorische Eid wird 
zwar in den Stellen 159, 176, 193 nicht erwähnt, ist aber 
ohne Zweifel nach Analogie der Stelle 186 hinzu zu denken.) 

Bedarf nun der nächste Mag, um seine vormundschaft- 
lichen Functionen anzutreten, noch einer gerichtlichen Be- 
stätigung, oder ist er sofort nach Anfall der Vogtei, ohne 
weitere Förmlichkeit, zur Ausübung seiner Vogtsgewalt befugt ? 
Protocolleinträge, welche melden, dass ein Vatermag vom 
Gericht zum Vormund ernannt worden sei, finden sich aller- 
dings hie und da vor (N. 26, 49, 100, 184). Allein sie sind 
so selten, dass gerade das Gegentheil als Regel erscheint, 
nämlich dass der nächste Verwandte ohne weiteres, kraft 
Rechtens, Inhaber der Vogtei ist. Jene Fälle, wo ausnahms- 
weise eine gerichtliche Bestätigung erfolgt, müssen daher auf 
einem, — im Protocoll nicht angegebenen, — besondern 
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Grunde beruhen; sie erklären sich z. B. leicht, wenn man 
voraussetzt, es habe Streit oder Zweifel darüber geherrscht, 
wer der nächste berechtigte Verwandte sei, und das Gericht 
habe darüber entschieden. 

Wie gestaltet sich aber die Sache, wenn der nächste 
Mag zur Vormundschaft unfähig war ? Beruht die Unfähigkeit 
auf Minderjährigkeit des zunächst Berechtigten, so wird der- 
selbe bei der Bestimmung der Person des Vogtes einfach 
übergangen; die Vogtei fällt dem nächstfolgenden Verwandten 
an. Das geht aus den zahlreichen Stellen hervor, wo ein Ver- 
storbener eine Wittwe und minderjährige Söhne hinterlässt; 
in solohen Fällen ist nie davon die Rede, dass eigentlich der 
älteste Knabe der rechte Vogt seiner Mutter und seiner Ge- 
schwister wäre, sondern der nächste mehrjährige Verwandte 
des Mannes ist ohne weiteres Vormund der Wittwe und der 
Kinder zugleich (N. 26, 116, 123, 192, 196). (Ob ein in dieser 
Weise wegen Minderjährigkeit übergangener nächster Mag 
nach erlangter Mehrjährigkeit die Vormundschaft an sich 
ziehen konnte, vermag ich nicht zu entscheiden, da ich keine 
darauf bezügliche Stelle gefunden habe.) Anders scheint es 
dagegen gehalten zu werden, wenn die Unfähigkeit zur Vor- 
mundschaft ihren Grund in dem geistlichen Stande des näch- 
sten Mags hat: dem Geistlichen fällt die Vormundschaft zwar 
an, aber er kann sie nicht ausüben, sondern muss darauf ver- 
zichten (N. 59, 75), und das kommt, wie sich sofort zeigen 
wird, nicht auf dasselbe heraus, wie wenn er einfach über- 
gangen würde. 

Sind mehrere gleich nahe Verwandte vorhanden, 80 ge- 
hört die Vormundschaft dem ältesten unter ihnen (N. 151). 

Wir haben als bisheriges Resultat: nach dem Tode des 
Ehemannes und Vaters fällt die Vormundschaft über die 
Wittwe und die Kinder dem ältesten, mehrjährigen, nächsten 
Verwandten des Verstorbenen zu, ohne dass derselbe zur 
Ausübung derselben einer gerichtlichen Bestätigung bedarf. 

Jetzt entsteht die weitere Frage: wer wird Vormund, 
wenn die Vogtei des nächsten Mags erlischt, sei es durch 
Verzicht, Verwirkung, oder Tod des Vogtes? Rückt der im 
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mtindern ausschliesslich nur bei Verzichten auf die Vormund- 
schaft, während bei Rechtsgeschiften des Bevormundeten 
immer nur ein Vogt erscheint. Es kann sich also in den 
citierten Stellen nicht um einen Verzicht mehrerer Personen 
auf eine ihnen gleichzeitig und gemeinschaftlich zustehende 
Vormundschaft handeln, sondern dieselben sind vielmehr so 
zu verstehen, dass die Vormundschaft den mehrern Verwandten 
successive, je dem nachfolgenden durch den Verzicht des 
vorhergehenden, anfällt. Damit scheint aber, im Widerspruch 
zu dem eben gesagten, der Satz gegeben, dass beim Verzicht 
des nächsten Vatermags der im Grade nächstfolgende an seine 
Stelle nachrückt. 

Zur Erklärung dieser beiden Erscheinungen kann ich 
nun keine Beweise, sondern bloss eine Vermuthung vorbringen, 
die Vermuthung nämlich, dass der nächstfolgende Mag das 
Recht hatte, sich zur Vormundschaft zu melden und zu 
verlangen, dass dieselbe ihm und nicht einer der Familie 
fremden Person übertragen werde. Dies wird um so wahr- 
scheinlicher, wenn man eine Stelle vergleicht, wo ein Vater- 
mag, während — aus ungenannten Gründen — die Vormund- 
schaft bereits mit einer andern Person besetzt ist, dieselbe 
für sich beansprucht und sie vom Gericht zugesprochen er- 
hält (N. 165). Hatte er dieses Recht bei bereits bestehen- 
der Vormundschaft, so musste er es um so mehr haben im 
Falle einer Erledigung derselben. Nehmen wir dies an, 50 
erklären sich die citierten Stellen auf befriedigende Weise: 
in den sub 1 genannten Fällen wird der ernannte Vogt dess- 
wegen ausdrücklich als Vatermag bezeichnet, weil er sich 
zur Vogtei gemeldet hatte. In den sub 2 angeführten Stellen 
handelt es sich bloss für den nächsten der verzichtenden 
Verwandten um einen Verzicht auf ein erworbenes Recht, 
d. b. auf die ihm ipso jure zugefallene Vormundschaft. Die 
übrigen, entfernteren Verwandten verzichten bloss auf ihr 
Recht, dieselbe für sich in Anspruch zu nehmen; ihr Verzicht 
ist, um einen Sprachgebrauch des römischen Erbreohts auf 
dieses Gebiet zu übertragen, eine Repudiation, keine Absti- 
nenz (vgl. auch N. 69). 
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Wir haben somit als weitores Resultat: nach dem Er- 
löschen der Vormundschaft des nächsten Mags findet gericht- 
liche Vogteibestellung statt. Wahrscheinlich hatte aber der 
nächstfolgende Mag das Recht, zu verlangen, dass er zum 
Vormund ernannt werde. 

Damit sind wir auf das Gebiet der gerichtlichen Bevog- 
tungen gelangt. 

Hier erhebt sich nun zunächst die wichtige Frage: sorgt 
das Gericht von Amtswegen für die Besetzung der erledigten 
Vogteien, oder wird es bloss auf Antrag der Betheiligten 
thätig? Man wäre vielleicht geneigt, einen Hinweis auf eine 
Bevogtung von Amtswegen darin zu erblicken, dass bei 
Vogteibestellungen die Ausdrücke gebräuchlich sind: eine 
Person sei „mit urteil und recht bevogtet worden“ (N. 32, 38, 
87, 91, 130, 144, 199), oder N.N. sei ihr „zum Vogt geben 
worden“ (N. 27, 49, 75, 152, 154, 159, 161, 176, 177, 181, 
186, 193). Allein diese Folgerung wäre unrichtig, denn eben 
so häufig, wenn nicht häufiger, sagt das Protocoll, sowohl 
bei der Bevogtung von Weibern als von Kindern: die Frau 
oder das Kind habe „sich bevogtet mit N. N.“ (N. 1, 11, 
14, 18, 48, 60, 76, 79, 86, 88, 89, 94, 102, 118, 143), ferner 
finden wir sehr häufig die Notiz, dass ein auf die Vormund- 
schaft verzichtender Vogt dem Bevogteten erlaubt, „sich zu 
bevogten mit wem er will“ (N. 30, 89, 98, 102, 116, 146, 
162), und das gleiche erkennt das Gericht öfters, wenn 
es eine Vogtei für erledigt erklärt (N. 8, 11, 18, 60, 69, 82, 
97, 114, 135, 141). Zuweilen wird auch in einem und dem- 
selben Fall zuerst erkannt, dass eine Person „sich bevogten 
möge,“ und hierauf folgt die Notiz, dass die gleiche Person 
durch das Gericht „bevogtet worden“ sei (N. 3, 137, 138, 160, 
vgl. auch N. 81). Schon dies würde genügen, um zu be- 
weisen, dass die Ausdrücke: „mit urteil und recht bevogtet“ 
oder „zum vogt geben“, nicht die Bedeutung einer Vogtei- 
bestellung durch amtliche Fürsorge haben. Vollends ent- 
scheidend ist aber, dass sich in sämmtlichen von mir durch- 
suchten Protocollen dieser Periode keine Spur davon findet, 
dass das Gericht oder irgend eine andre Behörde sich von 
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Amtswegen um die Bevogtung der Vogtsbedürftigen geküm- 
mert hätte, Bei dieser Sachlage dürfen wir mit Sicherheit 
annehmen, dass die gerichtlichen Vogteibestellungen nur auf 
Antrag eines Betheiligten erfolgen. Das Protocoll meldet 
freilich meistens nichts als die nackte Thatsache der Bevog- 
tung; von wem der Antrag dazu ausgegangen sei, das lässt 
sich gewöhnlich bloss errathen. Dass es den Weibern 
anheimgestellt war, ihre Bevogtung selbst zu veranlassen 
(N. 178, 191), scheint angesichts der Stellung, welche der Wei- 
bervogt einnahm, selbstverständlich (siehe hienach). Bei der 
Vormundschaft iiber Kinder wird der Antrag zur Vogtser- 
nennung ohne Zweifel in der Regel von der Mutter ge- 
stellt (N. 13); sie ist es auch, welche Namens der Kinder 
nach dem gesetzlichen Vormund forscht und bei Unerfind- 
lichkeit desselben den erforderlichen Eid schwört (N. 18, 
135, 177). Sehr oft handelt es sich um Bevogtung von 
Mutter und Kindern zugleich, da ja der gesetzliche Vormund 
für beide derselbe ist, und daher mit dem Erlöschen der Vor- 
mundschaft über die Mutter gleichzeitig auch die über die 
Kinder erledigt ist. Dies ist so sehr die Regel, dass zuweilen, : 
nachdem vorher bloss von der Erledigung einer der beiden 
Vogteien die Rede war, nachher dennoch beide neu besetzt 
werden (N. 26, 30, 100). Gewöhnlich erhält dann auch 
wieder eine und dieselbe Person die Vormundschaft über 
Mutter und Kinder zugleich; zur Aufzeichnung dieser That- 
sache pflegt sich der Gerichtsschreiber des Ausdrucks zu 
bedienen: die Mutter habe „sich und ire kinder mit N. N. 
bevogtet“ (N. 8, 50, 68, 109). Haben die Kinder keine 
Mutter mehr, so sind es andre Verwandte, welche die Vogtei- 
bestellung beantragen. Zuweilen ist dies ausdrücklich ge- 
sagt (N. 69, 75, 133, 150, vgl. auch 165); in andern Stellen 
freilich wird bloss die Anwesenheit von Verwandten bei der 
Bevogtung erwähnt; diese Anwesenheit ist aber kaum anders 
zu deuten, als dass eben diese Personen das Ansuchen um 
Ernennung eines Vogtes gestellt haben (N. 164, 194). 
Wird nun dieser Vormund vom Gericht gewählt und 
besteht ein Zwang zur Uebernahme von Vormundschaften ? 
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Ich habe keine Stelle gefunden, wo Jemand gegen seinen 
Willen durch das Gericht gezwungen wird, eine Vormund- 
schaft anzunehmen. Die unbeschränkte Befugniss des Vogtes, 
auf die Vogtei zu verzichten (siehe hienach), entscheidet viel- 
mehr für das Gegentheil. Derjenige, welcher um Restellung 
einer Vormundschaft nachsuchte, hatte somit dem Gerichte 
zugleich eine Person vorzuschlagen, welche bereit war, die 
Vormundschaft freiwillig zu übernehmen. Fand sich kein 
Solcher, so konnte auf Verlangen der Rath aushelfen und 
einen Vogt bezeichnen. So glaube ich wenigstens die — 
nicht sehr häufigen — Stellen deuten zu müssen, wo es 
heisst, es sei Jemand „von Empfelhendes der Räten wegen“ 
zum Vogt bestellt worden (N. 89, 146, 172, 173, 180). Man 
könnte geneigt sein, dieselben so auszulegen, dass der Rath 
von sich aus die Besetzung der Vogtei angeordnet habe; 
allein es wäre durchaus nicht einzusehen, wesshalb der Rath 
nur in diesen vereinzelten Fällen eingriff, und das noch dazu 
gerade bei Weibervogteien, bei welchen, wie sich zeigen 
wird, ein Anlass zu amtlichem Eingreifen viel weniger vor- 
lag als bei Kindervogteien. Andrerseits spricht für die An- 
nahme, dass das „Empfelhen der Räte“ sich bloss auf die 
Person des Vormundes bezieht, entschieden der Umstand, 
dass derjenige, welchem die Vormundschaft aufgebürdet wird, 
regelmässig ein Beamter ist, also eine dem Rath speciell zum 
Gehorsam verpflichtete Person (siehe die Nachweise bei den 
cit. Stellen). 

Wir haben somit als ferneres Ergebniss: das Gericht 
bestellt keine Vormundschaft von Amtswegen, sondern bloss 
auf Antrag. Eine allgemeine Pflicht zur Annahme von Vor- 
mundschaften giebt es nicht; jedoch kann der Rath seine 
Beamten zur Uebernahme von solchen anhalten. 

Der Ernennung des Vogtes geht, wenn die Erledigung 
der Vogtei nicht gerichtskundig ist (N. 37, 46, 178, 191), 
eine Beweiserhebung über diese Thatsache voraus (N. 82, 86, 
97, 98, 130, 158, 162, 182). Der ernannte Vormund leistet 
ein Gelübde treuer Vogt zu sein (N. 76, 116, 140, 165, 170). 
Dieses Gelübde wird zwar im Protokoll nur in der Minder- 
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zahl der Fälle erwähnt, ohne Zweifel aber bloss desshalb, 
weil es selbstverständlich erscheint. Von einem gesetzlichen 
Anspruch auf einen Vogtslohn finde ich keine Andeutung ; 
dagegen kommt es vor, dass der Vogt sich eine Vergütung 
oder eine sonstige Erleichterung ausbediugt (N. 150, 157, 
183). Sehr häufig behält derselbe sich vor, die Vormundschaft 
zu „widerrufen“ (N. 18, 27, 30, 49, 88, 114, 150, 152, 164, 
172, 177). Der gleiche Vorbehalt wird zuweilen auch zu 
Gunsten des Bevogteten gemacht (N. 59, 114, 153, 167, 171). 
Nicht selten findet sich die Notiz: der Vormund habe die 
Vogtei angenommen, „doch ihm und seinen Erben unschäd- 
lich“ (N. 27, 30, 76, 100). Was diese Clausel zu bedeuten hat, 
ist mir nicht klar. Ausstellung einer Urkunde über die Vogts- 
ernennung findet in der Regel nicht statt: das Zeichen der 
Ausfertigung, welches bei Ausstellung von Briefen den Pro- 
tocolleinträgen beigefügt wird, findet sich fast nie bei den 
Vogteibestellungen. Nur ausnahmsweise, ohne Zweifel auf 
besonderes Verlangen, wird ein Bestallungsbrief ausgestellt 
(N. 128.). 


B. Erlöschen der Vormundschaft. 


Ausser dem Falle des Todes des Vogtes erreicht die 
Vormundschaft ihr Ende durch gerichtliche Absetzung und 
durch freiwilligen Verzicht des bisherigen Inhabers. 

Einen Fall von gerichtlicher Aberkennung der Vogtei 
kennen. wir bereits: die Unerfindlichkeit des rechten Vogts, 
constatiert durch eidliche Versicherung vergeblichen Forschens 
während 14 Tagen. Ferner wird die Vormundschaft verwirkt 
dadurch, dass der Vogt die ihm obliegende Mitwirkung zu 
Rechtsgeschäften des Bevogteten versäumt; hiebei findet fol- 
gendes Verfahren statt: auf Antrag des Bevogteten lässt 
das Gericht den Vormund durch einen Boten auffordern, bin- 
nen einer bestimmten Frist (gewöhnlich 8 oder 14 Tage) seiner 
Pflicht nachzukommen, unter Androhung der Absetzung; 
kommt er der Aufforderung nicht nach, so wird er abgesetzt 
(N. 77, 82, 88, 104, 114, 138, 141, 143, 147, 169). Aus- 
nahmsweise, aus besondern Gründen (Armuth, Dringlichkeit) 
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erklärt das Gericht die Verkündung für unnöthig (N. 77, 148, 
170, 199). — Ausserdem finden sich als Absetzungsgründe: 
Flucht (N. 137), Verbannung (N. 151), Verschollenheit (N. 145, 
159) und eintretende Unfähigkeit (N. 2). 

Die weitaus häufigste Art des Erlöschens der Vormund- 
schaft ist der Verzicht seitens des Vormunds. Dem Vater- 
mag stand, wie es scheint, der Riicktritt von der Vogtei jeder- 
zeit frei; wenigstens habe ich keinen Fall gefanden, wo ihm 
derselbe verweigert worden wäre. Vom gerichtlich bestellten 
Vormund wissen wir bereits, dass er sich häufig die Befug- 
niss zum Widerruf bei seiner Ernennung vorbehielt; vermuth- 
lich bedurfte es aber nicht einmal dieses ausdrücklichen Vor- 
behalts; denn auch bei dieser Art von Vormundschaft wird 
niemals eine Einwendung gegen die Verzichterklärung erhoben 
oder die Befugniss dazu in Zweifel gezogen ; dies müsste aber 
doch beinahe nothwendig hie und da vorkommen, wenn der 
Rücktritt nur kraft besondern Vorbehalts möglich gewesen 
wäre. Der Verzicht wird in der Regel mündlich vor dem 
Gericht erklärt (N. 3, 21, 66, 68, 72, 171, 190); die Er- 
klärung kann aber auch vor einer Gerichtsdeputation oder 
vur einem Gerichtsbeamten abgegeben werden (N. 8, 162). 
Der Verzicht ist entweder ein vollständiger, definitiver (li- 
deklich, über und über, in allen Sachen) (N. 68, 102, 134, 152, 
167, 174, 179, 187), oder der Vogt tritt nur für eine ein- 
zelne vom Mündel vorzunehmende Handlung von seiner Stelle 
zurück (Verzicht in dirre sach) (N. 25, 91, 173, 188). Letz- 
teres findet regelmässig dann statt, wenn ein Rechtsgeschäft 
zwischen Mündel und Vormund abgeschlossen werden soll ; 
es wird dann für die Vornahme dieses Rechtsgeschäfts ein 
besonderer Vogt ad hoc ernannt (N. 13, 15, 29, 54, 89, 164, 
174). Der zurücktretende Vormund kann seinem Verzicht 
allerhand Clauseln beifügen: er kann sich namentlich den 
Widerruf des Verziohtes vorbehalten (N. 66, 72, cf. 163); er 
kann die Person seines Nachfolgers bestimmen (N. 5, 29, 69, 
64, 73, 87, 93, 155, 166); er kann sich ausbedingen, dass 
sein Nachfolger ihm Rechenschaft über die Führung der Vor- 
mundschaft abstatte (N. 9, 30, 140). 
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2. Art und Umfang der Weibervormundschaft. 


Von der Vormundschaft des Ehemannes über seine Ehe- 
frau muss hier abgesehen werden, da dieselbe im Zusammen- 
hang mit dem ehelichen Güterrecht erörtert werden muss. Es 
ist also im Folgenden bloss von der Vormundschaft über un- 
verheirathete Frauen die Rede, 

Der Weibervormund ist nicht gesetzlicher Stellvertreter 
seiner Vogtsfrau; er kann nicht an ihrer Statt und in ihrem 
Namen handeln, sondern seine Stellung ist die eines Bei- 
standes; er ertheilt seinen Consens zu den Handlungen der 
Frau; die Frau handelt „mit ihrem Vogt“, „mit ihres Vogtes 
Hand“, „mit Gunst und Willen ihres Vogtes“, „cum consensu 
et auctoritate advocati sui“, Soll der Vogt im Namen, als 
Stellvertreter der Vogtsfrau handeln, so muss er dazu eine 
besondre Vollmacht von ihr haben (N. 99, 188, 201). Dem 
Gesagten scheinen einige wenige Stellen zu widersprechen, 
wo ein Vogt im Namen seiner Vogtsfrau handelt, ohne dass 
eine Vollmacht erwähnt ist (N. 24, 44, 80, 131, 132). Allein 
diese Stellen — ich habe sämmtliche, die ich gefunden, abge- 
druckt, — sind so vereinzelt, dass sie gegenüber der grossen 
Menge derer, welche den aufgestellten Satz bestätigen, nichts 
zu beweisen vermögen; sie sind entweder so zu erklären, dass 
die Erwähnung der Vollmacht aus Nachlässigkeit des Gerichts- 
schreibers unterblieb, oder so, dass das Gericht das Vor- 
handensein der Vollmacht ohne Beweis voraussetzte: letzteres 
ist um so eher möglich, als es sich in den meisten der Stellen 
entweder um Rechtsgeschäfte von geringer Wichtigkeit handelt, 
oder der Vogt ein ganz naher Verwandter der Vogtsfrau ist. 
— Der Consens des Vogtes kann zum Voraus ertheilt werden, 
es geschieht dies in der Weise, dass der Vogt der Frau eine 
Vollmacht zu selbständigem Handeln giebt (N..17, 25, 113). 
Zuweilen verbindet der Vogt mit dieser Vollmacht einen 
eventuellen Verzicht auf die Vormundschaft, d. h, er erlaubt 
der Frau, nöthigenfalls einen andern Vogt zu nehmen (N. 85, 
86). Dies findet namentlich dann statt, wenn die Frau vor 
auswärtigen Gerichten zu schaffen hat, wo zu befürchten steht, 
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dass der zum Voraus ertheilte Consens nicht anerkannt werden 
würde. 

Was uns nun aber bei der Geschlechtsvormundschaft 
am meisten interessiert, das ist die Frage: bei welchen Rechts- 
geschäften der Frau ist der Consens des Vogtes nothwendig, 
welche kann sie selbständig vornehmen ? Denn dass nicht bei 
allen Rechtshandlungen die Mitwirkung des Vormunds erfor- 
derlich ist, zeigt schon ein flüchtiger Blick in die Gerichts- 
bücher: in streitigen wie in nichtstreitigen Rechtssachen treten 
die Frauen bald mit, bald ohne Vogt auf. Wir haben zwei 
Mittel, um zur Beantwortung dieser Frage zu gelangen. Ein- 
mal können wir in der Weise verfahren, dass wir für einen 
Zeitraum alle Stellen, wo Weiber in den Gerichtsprotocollen 
erscheinen, statistisch zusammenstellen. Ergiebt es sich daraus, 
dass bei gewissen Arten von Rechtsgeschäften immer und 
ausnahmslos ein Vogt mit auftritt, so können wir daraus mit 
Sicherheit schliessen, dass hier der Consens des Vogts noth- 
wendiges Erforderniss der Giltigkeit des Geschäfts sei. Zeigt 
es sich andrerseits, dass bei andern Arten von Rechtsgeschäften 
der Vormund nicht, oder nicht immer mithandelt, so dürfen 
wir annehmen, dass für diese Geschäfte sein Beistand nicht 
zu den Voraussetzungen ihrer Giltigkeit gehört. — Das andre 
Mittel besteht darin, dass wir gerichtliche Entscheide auf- 
suchen, worin ein Rechtsgeschäft einer Frau wegen mangeln- 
den Consenses des Vogts für ungiltig, oder trotz mangelnden 
Consenses für giltig erklärt wird. 

Eine statistische Zusammenstellung aller Fälle, wo un- 
verheirathete Weiber vor Gericht erscheinen, habe ich ver- 
fertigt für das Jahr von Joh. Bapt. 1418 bis Joh. Bapt, 1419 
(N. 203). Es erhellt daraus mit Deutlichkeit soviel, dass 
der Vormund bei zwei Arten von Rechtsgeschäften immer 
und ausnahmslos auftritt, seine Mitwirkung also offenbar noth- 
wendig ist. Diese Rechtsgeschäfte sind: 1. Schenkungen jeg- 
licher Art und 2. Verkäufe von Liegenschaften. Wir dürfen 
gleich hier ergänzend hinzufügen: was für den Verkauf von 
Liegenschaften gilt, das gilt auch für alle Veräusserungen 
von Rechten an Liegenschaften, als da sind: Bestellung und 
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Verkauf von Renten, Bestellung von Pfandrecht, Erbzinsrecht, 
Servituten. Diese Rechtsgeschäfte sind zwar nicht so häufig, 
dass die Statistik eines Jahres einen schlagenden Beweis 
für die Nothwendigkeit der Mitwirkung des Vogts ergeben 
könnte, aber in den sämmtlichen von mir durchgangenen 
Büchern aus dieser Periode habe ich keine Stelle gefunden, 
wo eine Frau ein derartiges Rechtsgeschäft ohne Vogt ab- 
schliesst (z. B. N. 124, 126, 127, 129). Selbst die Einwil- 
ligung einer Obereigenthümerin zur Veräusserung einer Lie- 
genschaft durch den Erbzinser („Verwilligung der eigenen 
Hand“) geschieht immer unter Beistand des Vogtes (N. 10, 
24, 45, 132). Nicht ganz ausnahmslos ist dagegen allerdings 
die Mitwirkung des Vormunds in den Fällen, wo eine Frau 
ihre Zustimmung ertheilt zur Veräusserung einer Liegenschaft 
seitens einer Person, deren nächste Erbin sie ist (Verzicht 
auf das s. g. Einspruchsrecht der nächsten Erben). Nach 
strenger Rechtsanschauung war aber gewiss auch für dieses 
Rechtsgeschäft die Zuziehung des Vogtes nöthig, und es war 
ohne Zweifel ein Missbrauch, wenn dieselbe unterblieb (mit 
Vogt N. 35, 44, 90; ohne Vogt N. 43). Alle übrigen Arten 
von Rechtsgeschäften, soweit solche in unserer statistischen 
Zusammenstellung vorkommen, geschehen entweder jedesmal 
ohne Vogt, oder das eine mal mit, das andre mal ohne Vogt. 
Wir dürfen daraua schliessen, dass bei diesen Rechtsgeschäften 
die Mitwirkung des Vogts nicht nothwendig ist, dass es 
aber allerdings der Frau freisteht, auch hier, wenn sie will, 
denselben beizuziehen. — Namentlich ist zweierlei hervorzu- 
heben: einmal, dass Weiber ohne Vogt vor Gericht auftreten 
können, und zwar selbst, wenn es sich um einen Process 
über Liegenschaften handelt, und sodann, dass sie keinen 
Vogt brauchen zum Erwerb von Liegenschaften und von 
Rechten an solchen. Der Gegensatz zwischen Veräusserung 
und Erwerb von Liegenschaften tritt besonders deutlich her- 
vor, wenn eine Frau beim Erwerb einer Liegenschaft dem 
Verkäufer das Rückkaufsrecht einräumt: den Kauf schliesst 
sie ohne Vogt ab, aber zur Bewilligung des Rückkaufsrechts 
muss derselbe seinen Consens ertheilen (N. 39, 101). Das- 
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selbe findet in der Regel statt, wenn eine Frau sich eine 
Grundrente bestellen lisst mit der Clausel, dass der Schuldner 
dieselbe wieder ablösen könne: sie kauft die Rente ohne 
Vogt, aber zur Bewilligung der Ablösbarkeit wird der- 
selbe beigezogen (N. 4, 55, 62, 107, 119). Dieser Erschei- 
nung liegt offenbar eine eigenthümliche Auffassung des Rechts- 
geschäftes zu Grunde; man zerlegt dasselbe in zwei Theile: 
zuerst wird eine gewöhnliche, unablösliche Rente bestellt, 
dann ein Vertrag über Wiederveräusserung der eben erwor- 
benen Rente geschlossen. Daneben scheint sich freilich 
auch eine andre Auffassung geltend zu machen, welche das 
Rechtsgeschäft als eine einheitliche Handlung: Erwerb einer 
ablösbaren Rente, construiert, wobei dann consequenter Weise 
die Mitwirkung des Vogts nicht nöthig erscheint (N. 51, 
67, 120). 

Das Resultat unsrer statistischen Beweisführung ist so- 
mit folgendes: nothwendig ist der Beistand des Vogtes bei 
Schenkungen jeder Art und bei Veräusserung von Liegen- 
schaften und von Rechten an solchen. Nicht nothwendig, 
sondern bloss faoultativ ist er bei allen übrigen Rechtsge- 
schäften, soweit solche in der statistischen Uebersicht des. 
Jahres 1418/9 vorkommen. 

Dieses Resultat wird nun durch eine Anzahl Urtheil- 
sprüche theils bestätigt, theils ergänzt. 

Bestätigt wird es zunächst durch die in N. 22, 41, 
105, 136 abgedruckten Erkanntnisse: in drei derselben wird die 
Giltigkeit einer Schenkung davon abhängig erklärt, ob die 
Schenkerin mit ihres Vogtes Hand gehandelt habe; im vierten 
wird für die Frage der Giltigkeit des Verkaufs einer Liegen- 
schaft darauf abgestellt, ob nach dem Recht des Orts, wo 
der Verkauf geschlossen wurde, die Weiber Liegenschaften 
ohne Vogt verkaufen können oder nicht. Ébenfalls eine Be- 
stätigung des Gesagten liegt ferner in den sub N, 6, 17, 
106, 115, 139, 141 abgedruckten Stellen. Sie enthalten eine 
Anwendung des oben aufgestellten Satzes, dass es der Frau 
freistehe, den Vogt auch zu solchen Geschäften beizuziehen, 
bei welchen sein Beistand nicht von Rechtswegen nothwendig 
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ist. Es ist bloss eine Consequenz dieses Satzes, dass die 
Frau, wenn eine Klage gegen sie erhoben wird, sich weigern 
kann, dem Kläger ohne ihren Vogt zu antworten. Die Ge- 
richtsverhandlung wird dann vertagt, damit sie den Vogt zu 
Rathe ziehen könne. Versäumt sie es, denselben auf den ihr 
gewährten Termin mitzubringen, so hat dies wahrscheinlich 
zur Folge, dass ohne Vogt weiter verhandelt wird; darauf 
scheinen wenigstens die Schlussworte von N. 17 zu deuten. 

Ergänzt wird unser obiges Resultat durch zwei Ent- 
scheidungen, nämlich: 1) ein Vertrag, wodurch eine Wittwe 
den gesammten Nachlass ihres Ehemannes übernimmt und 
den Kindern für die Abtretung ihrer Erbtheile eine Summe 
verspricht (der heutzutage sogenannte Erbauskauf), ist ungiltig, 
wenn der Vogt nicht zugestimmt hat (N. 52); 2) ein Schieds- 
vertrag ohne Mitwirkung des Vogts ist ungiltig (N. 58). 
Diese beiden Rechtsgeschäfte, Erbauskauf und Schiedsvertrag, 
gehören demnach ebenfalls mit in den Kreis derjenigen, bei 
welchen die Mitwirkung des Vogtsnothwendiges Erfordernissist. 

Ob der Vogt befugt ist, seinen Beistand zu einem Rechts- 
geschäft der Vogtsfrau zu verweigern, vermag ich nicht sicher 
zu ermitteln. Ich habe bloss eine Stelle gefunden, wo einer 
seinen Consens nicht geben will (N. 125). Er wird vom Ge- 
richt zur Ertheilung desselben angehalten, und da er sich 
trotzdem weigert, abgesetzt. Ob dies aber desshalb geschieht, 
weil ein Vogt seinen Beistand überhaupt nicht ablehnen 
darf, oder bloss desshalb, weil seine Weigerung im vorliegen- 
den Fall eine unbegründete war, darüber lässt uns das Pro- 
tocoll im ungewissen. — Es ist klar, dass bei der beschriebenen 
Gestalt der Weibervormundschaft der Vogt das Vermögen der 
Vogtsfrau nicht in seiner Verwaltung hat. Von einer Ver- 
antwortlichkeit desselben und von einer Pflicht zur Rechen- 
schaft findet sich denn auch selbstverständlicher Weise keine 
Spur. Wenn es zur Seltenheit etwa vorkommt, dass der Vogt 
Vermögensstücke der Bevogteten in seinen Händen hat, so 
geschieht dies nicht kraft seiner Vormundschaft, sondern ver- 
möge freiwilliger Anvertrauung seitens der Vogtsfrau (N. 31, 74). 


17* 
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3. Art und Umfang der Kindervormundschaft. 


Der Vormund eines Minderjährigen erscheint in Rechts- 
geschäften in der Regel als gesetzlicher Stellvertreter des 
Mündels: er handelt „als Vogt des Kindes N. N.“, oder „in 
Namen und anstatt N. N. sines Vogtkindes“ (z. B. N. 73, 
78, 83, 108). Daneben kommt es aber allerdings auch ziem- 
lich häufig vor, dass der Mündel selbst handelnd auftritt, und 
der Vogt bloss als Beistand seinen Consens dazu ertheilt 
(N. 5, 19, 40, 50, 56, 73, 103, 111, 187). Dass in diesen 
Fällen das eigene Handeln des Mündels rechtlich nothwendig 
gewesen wäre, dafür ist kein Anhaltspunkt vorhanden; denn 
die Rechtsgeschäfte, welche auf diese Weise geschlossen 
werden, unterscheiden sich in nichts von denen, wo der Vor- 
mund, ohne Mitwirkung des Mündels, als dessen Stellvertreter 
handelt. Wir müssen daher annehmen, dass der Vogt auch 
bei diesen Rechtsgeschäften hätte können anstatt und im 
Namen des Mündels handeln, dass er aber aus irgend einem 
Grunde (etwa um den heranwachsenden Knaben in die Ge- 
schäfte einzuführen) es vorzog, denselben mit vor das Gericht 
zu bringen und seine Sache selbst vortragen zu lassen. — 
Zuweilen, aber nicht sehr oft, geschieht es, dass der Vormund 
dafür einzustehen verspricht, dass der Mündel nach erlungter 
Mehrjährigkeit das Geschäft anerkennen werde (N. 16, 20, 65, 
70, 84, 90, 95, 96, 110, 117). Dies deutet auf ein Recht des 
Mündels, die während seiner Minderjährigkeit geschlossenen 
Geschäfte zu widerrufen. Es schsint jedoch sehr fraglich, ob 
ein solches Widerrufsrecht im 15ten Jahrhundert wirklich 
noch bestand, oder ob nicht vielmehr jenes Garantieversprechen 
des Vogtes bloss eine althergebrachte, aber bedeutungslose 
Formel ist. Letzteres halte ich für wahrscheinlicher; denn 
erstens habe ich keinen Fall gefunden, wo ein solcher Wider- 
ruf seitens des Mündels wirklich stattgefunden hätte; sodann 
sind die Garantieversprechen verhältnissmässig selten: die in 
den Noten abgedruckten sind die einzigen, welche sich in 
den Jahren 1416—19 vorfinden, während Rechtsgeschäfte ganz 
gleicher Art eben so oft ohne diese Formel stattfinden (vgl. 
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die oben cit. N. 73, 78, 83, 108); dies wäre aber kaum der 
Fall, wenn die Formel von rechtlicher Bedeutung gewesen 
wäre; endlich ist es characteristisch für den Werth, den man 
einem solchen Garantieversprechen beimass, dass in der sub 
N. 90 abgedruckten Stelle der Vogt demselben die Clausel 
hinzufügen durfte: ,doch im und sinen erben one schaden.“ 

Von einer amtlichen Aufsi.ht des Gerichts oder einer 
andern Behörde über die Verwaltung des Vormunds ent- 
halten die Nachrichten aus der ersten Hälfte des 15ten Jahr- 
hunderts keine Spur. Ich finde bloss zweierlei Arten von 
Fällen, wo der Vogt zur Rechenschaft über seine Geschäfts- 
führung verpflichtet ist: 1) Nach Beendigung der Vormund- 
schaft hat er dem Mündel oder dem neuen Vogt auf sein 
Verlangen Schlussrechnung abzulegen (N. 92, 187; cf. 142), 
hiegegen ertheilt ihm dann der Mündel Quittung (N. 5, 9, 
28, 73, 167). 2) Auf Antrag von Verwandten des Mündels 
kann das Gericht dem Vormund auferlegen, denselben perio- 
dische Rechnungen zu erstatten (N. 112, 165, 197), und das 
gleiche Recht kann sich auch der abtretende Vormund gegen- 
über seinem Nachfolger ausbedingen (N. 9, 30, 140). 

Ob über die Art und Weise, wie der Vormund das 
Mündelvermögen zu verwalten hat, bestimmte Vorschriften 
bestehen, vermochte ich nicht sicher zu enmnitteln. In einer 
Stelle wird dem Vogt rom Gericht, auf Antrag der Mutter 
des Mündels, untersagt, das Vermögen in Leibrenten anzu- 
legen (N. 112). Ob aber in diesem vereinzelten Fall die An- 
wendung einer allgemein giltigen Regel zu erblicken sei, 
scheint mir zweifelhaft. — Eben so spärlich sind die Anhalts- 
punkte für die Befugnisse des Vogts hinsichtlich der lJr- 
ziehung der Vogtkinder: in dem eben angeführten Urtheil 
(N. 112) findet sich der Grundsatz ausgesprochen, dass der 
Vogt ein Vorrecht vor der Mutter zur Erziehung des Kindes 
habe, sofern er dessen Unterhalt unentgeltlich bestreite; 
allein auch dieser Entscheid ist der einzige in seiner Art, 
den ich gefunden habe, und ausserdem zu allgemeinen Schluss- 
folgerungen desshalb nicht geeignet, weil es sich dabei um 


ein uneheliches Kind handelt. 
Zeitschr. für schweizerisches Recht. Neue Folge VI. 18 
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Für die Frage, in welchem Zeitpunkt die Mehrjährigkeit 
eintrete („zu seinen Tagen kommen“ vgl. N. 16, 20, 70, 90, 
95, 96, 110), gewährt uns einen Anhaltspunkt die schon Ein- 
gangs erwähnte Rathserkanntniss aus der Mitte des Löten Jahr- 
hunderts (Rechtsquellen von Basel N. 143, E, pag. 137), das 
älteste bis jetzt bekannte baslerische Gesetz, welches sich 
mit dem Vormundschaftswesen beschäftigt. Diese Verordnung 
enthält zwar ihrem Hauptinhalte nach eine Neuerung, welche 
ausserhalb des Rahmens dieser Darstellung liegt, nämlich die 
Einführung einer amtlichen Aufsicht über die Vormiinder; 
was dieselbe hingegen von der Beendigung der Vormund- 
schaft über Minderjährige sagt, das scheint nicht eine Aender- 
ung, sondern vielmehr eine Bestätigung des bisherigen Rechts- 
zustandes zu sein. Am Schluss der Verordnung heisst es 
nämlich: die Vögte sollen ihren Mündeln ihr Vermögen nicht 
herausgeben ‚vor und ee sy zwenzig jare alt werdent — oder 
— unz das man sicht, wie sich die person, der solich gut. 
ist, anelassen oder schicken wil“. Aus den letzten Worten 
des angeführten Satzes geht deutlich hervor, dass das 20ste 
Altersjahr nicht als ein fester, unabänderlicher Mehrjährigkeits- 
termin angesehen wurde, sondern dass die Vormundschaft, 
wenn es zweckmässig schien, auch über diesen Termin hin- 
aus verlängert werden konnte. Damit stimmen nun völlig 
überein die — allerdings seltenen — Stellen der Gerichts- 
bücher aus dem Anfang des 15ten Jahrhunderts, wo ein 
Mündel Entlassung aus der Vormundschaft verlangt (N. 149, 
168, 175, 202). Bloss in einer dieser Stellen (N. 202) wird 
des 20sten Altersjahrs erwähnt, und zwar geschieht dies ganz 
iin Sinne jener Rathsverordnung: der Mündel behauptet nicht, 
er sei mit seinem 20sten Jahre von Rechtswegen mebrjährig 
geworden, sondern er führt sein Alter bloss als einen Grund 
zur Aufhebung der Vormundschaft an. In den übrigen Stellen 
ist von einem bestimmten Altersjahr gar nicht die Rede, 
sondern der Mündel sagt einfach, er sei „selbs vogtbar“ oder 
er wolle „sin selbs vogt sin“. — Die 4 angetührten Stellen sind 
die einzigen dieser Art, welche sich in den Gerichtsbüchern 
von Grossbasel während der Jahre 1416—19 und 1425—35 
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und in denen von Kleinbasel während der Jahre 1410—16 
vorfinden. Diese Seltenheit der Fälle beweist, dass die Ent- 
lassung aus der Vormundschaft in der Regel aussergerichtlich, 
durch freien Entschluss des Vormunds erfolgte; jene 4 Fälle 
kamen ohne Zweifel bloss desshalb vor Gericht, weil Vogt 
und Mündel über die Aufhebung der Vogtei uneins waren. — 
Dass die Mehrjährigkeit mit der Verheirathung eintrete, dafür 
habe ich in den Gerichtsbüchern keine Belegstellen gefunden; 
ebenso wenig aber auch irgend etwas, was der Geltung dieser 
Rechtsregel widerspricht. 

Nicht genau zu umschreiben vermag ich die Befugnisse, 
welche den Verwandten eines Minderjährigen neben dem 
Vormund und gegenüber demselben zustanden. Bereits er- - 
wähnt ist, dass dieselben erforderlichen Falles die Bestellung 
des Vormunds beantragen konnten, sowie dass ihnen das 
Gericht ein Recht zur Einforderung periodischer Vogtsrech- 
nungen einräumen konnte. Ausserdem kommt es aber auch 
vor, dass ein Verwandter Namens des Minderjährigen einen 
Anspruch erhebt, ohne dass dabei des Vogtes auch nur er- 
wähnt würde (N. 57); ein andres mal tritt ein Verwandter 
auf zur Wahrung der Interessen des Mündels gegen den Vogt 
{N. 54); in dem bereits angeführten Urtheil N. 112 schreibt 
das Gericht dem Vormund vor, neue Anlagen für den Mündel 
im Einverständniss mit der Mutter zu machen, und in der 
sub N. 165 abgedruckten Stelle wird den Verwandten ein 
Recht der Zustimmung zur Verheirathung des Vogtsbefohlenen 
eingeräumt. — Welches der Kreis der Verwandten ist, denen 
diese Befugnisse zustehen, ist eben so unsicher wie der Um- 
fang der Befugnisse selbst. — Nicht hieher gehören die Fälle, 
wo Mutter und Kinder, beide mit derselben Person bevogtet, 
gemeinschaftlich ein Rechtsgeschäft abschliessen und diese 
Thatsache im Protocoll mit den Worten gemeldet wird: die 
Mutter, mit ihrem Vogte, habe „in namen irer selbs und irer 
kinder“ gehandelt (N. 38, 74, 198, 200). Das ist bloss eine 
ungenaue Ausdrucksweise; in Wirklichkeit ist es nicht die 
Mutter, sondern der Vogt, welcher im Namen der Kinder 
handelt. 
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4. Vormundschaft über Geistliche. 


Geistliche erscheinen in den Gerichtsbüchern bald selb- 
stindig handelnd, bald unter Mitwirkung eines Vogtes, wel- 
cher als Beistand seinen Consens ertheilt. 

Die Antwort auf die Frage, zu welchen Rechtsgeschäften 
der Geistliche einen Vogt nöthig habe, erhalten wir auch 
hier mittelst einer kleinen Statistik. Ich habe die hieher 
gehörigen Stellen aus den Urtheilsbüchern 1416—19, soweit 
ich dieselben notiert habe, in N. 204 zusammengestellt. Es 
geht aus dieser Uebersicht hervor, dass die Rechtsgeschäfte, 
bei welchen der Vogt mitwirkt, dieselben sind, zu welchen 
auch die Frauen der Einwilligung desselben bedürfen; ebenso 
sind die Handlungen, welche die Geistlichen ohne Vogt vor- 
nehmen, die gleichen wie die, bei welchen auch Frauen 
selbständig auftreten. 

Dieses Resultat ist jedoch in zwiefacher Richtung zu 
modificieren: 

1. Wenn Geistliche nicht in eigenem Namen, sondern 
als Schaffner eines Closters oder einer andern juristischen 
Person handeln, so geschieht dies in der Regel ohne Vogt, 
wenngleich das abgeschlossene Rechtsgeschäft ein solches ist, 
bei welchem der Geistliche, wenn er in eigener Person han- 
delte, des vögtlichen Beistandes bedürfte (N. 205). Nur aus- 
nahmsweise kommt es vor, dass ein Geistlicher, trotzdem 
dass er als Schaffner handelt, einen Vogt hat (N. 206). Die 
in dieser Anmerkung angeführten Stellen sind die einzigen 
dieser Art, die ich gefunden habe. Dass in allen 5 Stellen 
derselbe Geistliche auftritt, lässt dieselben nur um so mehr 
als Ausnahmsfälle erscheinen. 

2. Geistliche, welche einem Closter angehören, bedürfen 
zu Rechtsgeschäften über ihr Privatvermögen, — wenigstens. 
wenn dieselben eine Veräusserung enthalten, — der Einwil- 
ligung ihrer Vorgesetzten. Inwiefern nun ausserdem, neben 
dem Consens des Clostervorstehers, die Mitwirkung eines. 
Vogtes nothwendig sei, darüber scheint keine ganz bestimmte 
Praxis zu bestehen. Regel scheint zu sein, dass die Zustim- 
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mung des Vorgesetzten den Beistand des Vogtes überflüssig 
macht (z. B. N. 7, 61, 63, 71). Aber es finden sich auch Fälle, 
wo ausser dem Vorgesetzten auch noch ein Vogt mitwirkt 
(N. 33, 122). 

Die Vormundschaft über einen Geistlichen wird nicht 
von dessen nächsten Verwandten ausgeübt; Ausdrücke wie 
„anerborner Vogt“, „Vattermag“ u. s. w. kommen bei Geist- 
lichen nie vor. Der Geistliche hat überhaupt keinen stän- 
digen Vormund, sondern für jedes Rechtsgeschäft wird ihm 
ein solcher ad hoc ernannt. Dies geht aus folgendem her- 
vor: fürs erste tritt oft derselbe Geistliche in kurzen Zwi- 
schenräumen jedesmal mit einem andern Vogt auf (vgl. N. 
206), ferner wird in vielen Stellen der Vormund ausdrücklich 
als ,vogt in dirre sach“, „advocatus in presenti causa“ be- 
zeichnet (N. 204); endlich findet sich nie ein Verzicht des 
Vogtes auf die Vormundschaft eines Geistlichen, oder eine 
Aberkennung der Vormundschaft wegen Vernachlässigung 
der Vogtspflichten; die Function des Vogtes hört eben von 
selbst auf, sobald das Rechtsgeschäft, für das er ernannt ist, 
abgethan ist. 


5. Vormundschaft über mehrjährige Mänmer weltlichen Standes. 


Fälle, wo ein offenbar mehrjähriger Mann einen Vogt 
hat, finden sich zwar nicht sehr selten; aber gerade das, was 
uns dabei am meisten interessiert, der Grund der Bevogtung, 
ist gewöhnlich nicht angegeben. Bloss 4 Stellen habe ich 
gefunden, in denen wir darüber Auskunft erhalten: einer 
wird bevogtet wegen Schwerhörigkeit (N. 2); einer wegen 
„krankheit libes und der sinne“ (N. 34), ein dritter wegen 
Einfältigkeit in Folge hohen Alters (N. 36), bei einem vierten 
erfolgt die Bevogtung auf Grund eines Berichtes einer Ge- 
richtsdeputation, welche den Curanden untersucht hat; es 
muss sich also auch hier um leibliche oder geistige Gebrechen 
handeln (N. 12). — Wer den Antrag auf Bevogtung ge- 
stellt, ist bloss in zweien der Fälle angegeben: das eine 
mal ist es der zu Bevogtende selbst, das andre mal eine 
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dritte Person. — Vormund wird nicht der nächste Vatermag, 
sondern eine vom Gerichte bestellte Person; dass in N. 36 
der Rath den Vogt empfiehlt, ist ohne Zweifel auf dieselbe 
Weise zu erklären, wie in den oben bei der Weiber- und 
Kinder-Vormundschaft angeführten Fällen. — Die Rechts- 
stellung eines solchen Vogtes eines mehrjährigen Mannes er- 
hellt aus den Stellen der gleichen N. 36. Derselbe handelt 
nicht als Stellvertreter, sondern als Beistand des Bevogteten. 


I. Citate. 
Aus den Urtheilsbüchern. 


1) 1894. 2 post Katherine, pag. 136. Ipsa die do bevogtete sich Anna 
zem Blumen, relicta quondam Hugonis de Sliengen, cum Wernhero Zuber 
umb alle sachen, von uffgebunge wegen Claus Hüller, Heintzman von Sliengen 
und — (fehlt 1 Namen) — jrs mans seligen nechsten mage. 

2) 1403. Sab. post Nicolai. Item do entzeche sich Cuntz Götze von 
Rafach, der ungehorende ist, mit Hen. Howenschilt sinem vogt der vogtie 
so er hette zu Guten siner elichen frowen, Henman Götzen seligen tochter 
in allen sachen, wand erkant wart, das er das tun mohte mit hant und 
mit munde, wie wol das er nit gehorte etc. und wart jr vogte Wilhelm 
Metziger von Sultz. [Hinter diesem Eintrag, aber mit einem Zeichen, 
welches andeutet, dass das folgende vor denselben gehört, folgen die Worte:] 
Item und vervogte sich derselb Cuntz Götze ungehorende in allen sachen 
mit Henman Howenschilt dem segkler der jme etc. 

3) 1404. 5 post misericordia domini. Item do entzehe sich Clewi 
Regenshein von Ensishein, den man nemmet Ratzman, der vogtie so er 
hatte zu Anne Kolerin, Hans Kolers seligen frowen und jr beider kinden als 
ein nechster frünt und mag des obg. Hans Kolers. 

Sab. ante jubilate. Item do vervogte sich die obgen, Anne Kolerin 
mit Conrat Huckern dem saltzmeister, burger ze Basel, der in gericht ze 
gegen was, und die vogtie der selben Annen in allen sachen an sich nam, 
der jr ouch mit gericht und urteil ze ireme vogte geben wart etc., doch 
jme und sinen erben unschedelich. 

4) 1406. 2 ante Epiphan. [Wernli zem Slegel kommt mit seinen 2 
Töchtern Ennelin und Elsin überein, dass er jeder von ihnen für ihr 





Die Vormundschaft des Basler Stadtrechts im 15. Jahrhundert. 279 


miitterliches Erbe 40 Gulden zahlen solle.] Item und wand er das gelt 
nit bar hette, darumb gab er juen ze koffende iiij gulden zins jerlichs ze 
gebende uf [fehlt der Zinstag] von sinem huse und hofstatt zem Slegel 
umb dieselben lxxx gulden, jetwedern ij gulden geltz umb xxxx gl. und 
tettent jme mit jres vogtes hant eine gnade eins widerkoufs, ouch ij gl. 
am xxxx gl. mit ergangenem zinse, ut in forma. 

5) 1415. 2 ante pur. Mar. Item do entzech sich Ulrich Amman von 
Güttingen der vogtye, so er hatte zu Conrat und Hansen von Münster, 
Lienh. von Münster des gerwers seligen kinden und erloupte jnen, sich ze 
bevogtende mit Heinrich von Hagendal barbithonsore qui assumpsit ob ro- 
gatum ipsorum, Item dieselben kinde hand oach mit desselben Heinr. von 
Hagendal jres vogtes hande den obg. Ulrich aller sachen quittiert und sich 
bekent, das er jr getriiwer vogt gewesen ist. 

6) 1415. 2 ante kathedra. Item do wart ein ufschlag gemachet zwü- 
schent Peter Schoppfhein ex una und siner swester, meister Peters seligen 
Gunggers frowen untz ze usgender osterwuchen proxime vel eius octavam, 
also das si sich da zwüschent bevögten sol und nach jreme rechten vogte 
stellen und werben. 

7) 1415. 2 post letare. Item do gab ze kouffende frow Elsi in der 
müli closterfrowe des closters ze Olsperg mit verhengnisse, gutem willen 
und wissende frow Wilbis, eptischin desselben elosters, die in gericht ze gegen 
was und disen kouff mit jre alz jr obriste vertigete und tet, Wernher von 
Brinickofen — das huse — ze Basel in der vorstatt an den steinen —. 

8) 1415. 5 post letare. Item do seite Conr. Scherrer vor gerichte alz 
ein amptmanne, das Henman Hug der gartener vor dem schultheissen, jme 
und andren amptmannen die vogtye so er zu Gerin Hugs, Cuni Hugs seligen 
frowen und Ennelin jreme kinde hette, ufgeben hette und jre erloubet einen 
andern vogt ze nemende, daruff couch daz gericht bekant, das sy sich wol 
mit einem andern vervogten möhte. Also bevogtete si sich in namen jr 
selbs und kindes mit Heintzin Berger sutore, der ouch die vogtye untz an 
sin widerruffen jm und sinen erben unschedelich uf und an sich nam. 

9) 1415. 3 post quasi modu. Item als Heintzi Guten von Veltbach 
nechster anerborner vogte ist und sin solte Conrat und Hansen, Herman 
Kesselers seligen, und aber von sines gehelles und wissende willen Wernli 
Wertgast derselben kinden vogte gewesen ist, hat sich derselb Wernli Wert- 
gast der vogtye derselben kinden entzigen und ufgeben und hat der eg. 
Heintzi Guten denselben Wernli quittiert von der kinden wegen, und sich 
bekennt, daz er der kinden getrüwer vogte gewesen sye. Item und hat 
ouch erloubet den kinden sich mit Peter Sunnenfro ze bevogtende, der 
ouch vogte worde': ist, also das er des jares eynest rechnunge geben sölle, 
so es an jn ervordert wirt. 

10) 1415. 2 post trinit. [Hanns Walthenhein verkauft das Haus ge- 
nannt Ach] ist erbe von frow Ursullen Sürlerin burgerin etc. deren da von 
gand v lib. zinsphennig jerlich glich gef eilt zen iiij fronfasten, 1 lib. pfeffers 
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jerlich Martini ze wisunge und 1 lib. pfeffers ze erschatze mutatione manus. 
[Am Schluss :] domina Ursula Sürlin, domina proprietatis una cum Johanne 
eius filio et advocato consenserunt etc. absque tamen prejudicio atque 
lesione ete. 

11) 1415. Sab. post Ulrici. Item do swur Anna famula quondam 
domini Johannis Zscholopart ze den heiligen das sy die nechsten xıuj 
tage nach jreme rechten nechsten vogte gefraget habe, alz das sitt und ge- 
wonlich ist, und könde den nit erförschen, darumbe jr erloubet wart sich 
ze bevogtende mit wem si wölte; also bevogtete si sich mit Wernli Wertgast 
qui assumpsit absque sui prejudicio. 

12) 1415. 3 ante Laureneii. Item do wart erkant, das sich Hanns 
Zschupp bevogten solle mit einem erbern manne, welhen er wil, wand 
die botten, so zu jme geschickt worden sind jn ze besechende, geseit hand, 
das sy bedunke, das er eines vogtes nottürftig sye. Item ze glicher wise 
möge sich die frowe ouch bevögten mit wem si wil. Item und sol man 
das tun in acht tagen etc. 

2 post Laurencii. Item do wart meister Hanns Zschupp von Werre 
vervögtet mit herren Osswalt Wartemberg nach bekantenisse des gerichtes, 
wie wol meister Hanns in gericht nit ze gegen was, und glopte ouch alz 
herre Oswalt in manus sculteti sin getriiwer vogte ze sinde absque dampno 
sui et heredum suorum. 

13) 1415. 4 post Sy. et Iu. Item in der sache zwüschen Hanns 
Waltenhein ex una und Liitishofinen ex altera als si meintent ze beden siten 
etwas ansprache von der kinden wegen, Waltenheins geswisterden, ze 
habende, vorderte Hanns Waltenhein an Lütishofinen sin stiefmuter, das si 
die vogtye, so er zu sinen geswisterden hette, in derselben sache uffnemen 
wölte; wart erkant, das sy die vogtye derselben kinden in der sache uff- 
nemen und die kinde fürer vervögten sölte. 

14) 1415. Sab. ante Martini. Item als sich Hanns Waltenhein vor- 
mals der vogtie so er zu sinen geswisterden hatt in gerichte entzigen und 
uffgeben hatte und jnen erloupte, sich in der sache so er meint an si und 
an sin stieffmuter ze habende, ze bevogtende mit wem si wöltent, also be- 
vogtetent sich die kinde mit Hugen Schultheiss alias zem schiff absque suo 
et heredum prejudicio, signanter in eadem causa, 


15) 1415. 4 ante Lucye. Item do vervögtete sich frow Gret Enneli 
relicta quondam domini Frantzen Hagendorn mit junckhern Conrat von 
Louffen in der sache so si ze schaffen hat wider Wernher und Hans Fur- 
nach, wand Wernher Furnach jre die vogtye in derselben sache ufgeben hat. 

16) 1416. Jan. 27. Item do gab ze kouffende Andres Ospernelle der 
watman, burger ze Basel, in namen und an statt Heinrichs, Jacobs, Hannsen, 
Lienhartz und Ursellis, elicher kinden fruw Helenen von Altkilch und Lien- 
hart Schindelers seligen wilent jres emannes, siner vogtkinden, die noch 
nit zu jren tagen komen sint, für die er aber troste alz ein vogte und in 
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vogtes wise, disen kouff stete ze hande och so si zu jren tagen koment, — 
den schindelhofe so man nemmet Brachslers hofe. — 

17) 1416. Febr. 5. Item in causa Fryensteins contra Güntzschinen, 
als er gerichtz zu jr batt umb ij lib. d. minder oder me, do sich aber 
Giintzschine jm widerte ze antwurten an jren vogt, wart erkant, das si in 
den nechsten xiiij tagen nach jrem vogte werben solle und den oder sinen 
gewalt hie haben, wande tete si das nit, so sölte denne fürer beschechen 
das recht wer. 

18) 1416. März 9. Item do swur Elsi, wilent eliche frowe Hanns 
von Mentz pellifficis, das si die nechsten xiiij tag gefraget hab nach des- 
selben Hannsen von Mentze jres erren emannes nechstem fründ, und das 
si den nit erfragen könde, Darumbe wart ouch erk., das sich Michel, der 
eg. Elsis und Hanns von Mentz elich kinde vervögten möhte mit wem er 
wölte. Also vervogtet sich derselb Michel mit Heintzman Scherman dem 
spengler untz an des selben Heintzmans widerruffen, 

19) 1416. März 10. Item do entzech sich Michel so da wilent elich 
kind gewesen ist Hanns von Mentz des kürseners mit Heintzman Scherman 
sinem vogte sines vetterlichen erbes und gutes so er von dem eg. Hannsen 
sinem vatter geerbet hett, wand Elsi sin muter swuor in gerichte ze den 
heiligen, das si für den eg. Hannsen von Mentz bezalt hab me denne zwurent 
alz vil alz jre von jm wurde, promitt. de r. 

20) 1416. April 2. Item do gab ze kouffende junckher Cun Stör ein 
edelknecht in namen und an statt Suselis so da elich kind gewesen ist 
junckhern Peters seligen von Hagembach wilent eins edeln knechtz, sines 
vogtkindes, das noch nit zu sinen tagen komen was, für das er aber in 
dirre sache als ein vogt troste, disen kouff stete ze hande ouch so es ze 
sinen tagen kumpt etc. — xvij viertel korngeltes der dryer korn viij hüner 
ij bessen werkes ij sester muses und iij 8 d. geltes so da gand von ge- 
wissen ligenden eigenen gütern in dem banne des dorffes Husgöwen und 
Francken gelegen. — 

21) 1416. Mai 14. Item do entzech sich Henman Schmit von Nideren 
Sept als ein nechster mannes mage und vogt Elinen wilent elicher frowen 
Claus Gernlers seligen der vogtie so er zu derselben Ellinen hat, und er- 
loupte jre sich nu und hienach ze bevogtende mit wem si wil in allen 
jren sachen, promitt. de r. 

22) 1416. Juni 23. In der sache zwüschent Peter Stoss der barfussen 
schaffener nomine fratrum minorum ex una und Henni Reinbolt und Henman 
Geiler von Colmer als erben Nesen von Colmer selig vermassent sich die 
von Colmar kuntlich ze. machende, das der von Colmer elicher manne 
denocht bi vj wuchen und me darnach lepte, als die gabe geben wart, und 
das die gabe nit mit jreme rechten vogt geben were, wart erkant, das si 
die so von der sache wissent wol ze Colmer vor dem schultheissen ver- 
hören lassen möhtent, und die kuntschaft herbringen, 

23) 1416. Aug. 26. Item do gab Henman Hurli von Landow die vogtye 
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uff so er hatte zu Annen Balderstorfin Rützsch Otersheims von Hapchisshein 
seligen efrowen, wand er desselben Rützschen nechster mag und der eg. 
Annen vogte (sic), und gond jre, sich ze bevogtende mit wem si wolt. 
Also bevogtete si sich mit Claus Hugelnhein burger etc. usque ad revoca- 
cionem. 

24) 1416. Sept. 9. [Henni Holtzach verkauft an Conrat Müller ein 
Haus] — ist Erbe von frow Margarethen Marschelkin alias Sefögelin, deren 
da von gangent ij lib. und dry ß zinsphennig angariatim. — Item Johannes 
Bernhardus Sevogel nomine sue matris tamquam advocatus consensit absque 
juris sui prejudicio. 

25) 1416. Oct. 31. Item do entzoch sich Henman Keller sartor der 
vogtye so er hatte zu Elsinen sines bruders sel. wib in der sach so si mit 
Conrad von Utingen ze schaffend hat, und gab jr gewalt, da mitt ze ge- 
winnend und ze verlierend per fidem. 

26) 1416. Dec. 14. Item als Lienh. Curwalch abstarb, do vervogtete 
sich Adelheit sin wytwe mit Henman Kenderlin, desselben Curwalchs sipp- 
mage in allen sachen. promitt. de rato bede der frowen und Conr. jres 
kindes vogt ze sinde. 

27) 1417. Januar 27. Item do swur Ite von Spire, Gerlach Piintels 
von Spir seligen wilent efrowe, das sy die nechsten xiiij tage nach des- 
selben jres emannes seligen nechstem fründe und vogt gefraget hette und 
das si jo nit erfragen künde, Darumbe wart jr zem vogt geben Engelfrid 
Scherrer, jm und sinen erben unschedelich, untz an sin widerruffen. 

28) 1417. Febr. 4. Item do quittierte Andres Ottendorff, Henman 
Ottendorffs seligen sun Claus Wigman den gerwer der sin vogt gewesen ist 
sines vetterlichen erbes und bekante sich, das jme völlicklich umbe das- 
selb sin vätterlich erbe gnug beschenhen were, quittans eum et promittens 
amplius de non petendo etc. obligans heredes et renuncians, et recognovit 
se prefatus Otendorff in promta pecunia a predicto suo tutore recepisse 
centum xxiijj flor. et xvi) lib. d. 

29) 1417. Febr. 10. Item als junckher Hanns Schilling und Baltazar 
sin briiderli willen hattent zu jr muter erbe ze griffende, eutzech sich in 
derselben sache der eg. junckher Hanns der vogtye so er zu sinem brüder- 
lin hatt und erloubete jm sich ze bevôgtende mit Friderich Schilling der 
och die vogtye jm und sinen erben unschedelich an sich nam promitt. 
de r. etc. 

30) 1417. Febr. 20. Item do entzech sich Hemme von Dietken nach 
bekantnisse des gerichtes der vogtye so er hatte zu Enneli, Verenlin, 
Hannsen et Adelheiten, Heintzman Schellenbergs seligen kinden und erloupte 
jnen, sich ze bevogtende mit einem byderben man, der den kinden gesessen, 
nützlich und komlich ist, wand das vom gericht erkent wart, doch also 
das der vogt, so der kinden vogt wirt, dem eg. Dietzschin vierstunde in 
dem jare rechenung geben solle, ob er das an jm vorderet, und sölle man 
ouch der kinden gut, so sy nu hand, verschriben und verzeichnen, das 
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man wisse, was si habent. Also bevogtetent sich die eg. frow [NB. sie ist 
vorher nicht genannt] und kinde mit Hügli Friderich, jm und sinen erben 
unschedelich, usque ad ipsius revocationem. 

31) 1417. März 2. Item da wart erkant von meister Engels tochter kin- 
den wegen, als meister Arnolt derselben frowen vogt ist, das meister Arnolt 
die kinde ziechen sölle und möge usser jr muter gut, so er hinder jm hat, 
und si von dem eg. meister Engel ze erb komen ist, und jnen dar uss und 
da von jr narunge geben sölle so ferre das gelangen möge. 

32) 1417. März 18. — Ursell von Rapoltzswilr, Jennis Ratoltsswilers 
seligen wilent efrowe, mit Claus Stülinger des gerichts diener jrem vogt der 
jr mit gericht und urteil zem vogt geben wart, wand si in gerichte swur 
einen eide ze den heiligen, das si die nechsten xiiij tag nach jr mannes 
nechstem frünt gefraget hab — [macht eine Schenkung.) 

33) 1417. März 16. Item do lech herre Joh. Pflegler ein priester 
und wissenthafter caplane der dritten pfründe sant Niclaus altare in sant 
Peters münster gelegen, mit Claus Bremistein sinem vogt in dirre sache, 
cum permissione, gunst, wissen und willen der erwirdigen herren des propstes 
und cappirels der stiffte ze sant Peter, Hannsen Hertzog sartori und Greden 
eius uxori zem rechten steten erbe jerer me das huse und hofstat — ze 
Basel in der vorstat an den Steinen —. 

34) 1417. März 23. Item do batt Barkli Serpffli von Altenpfirt, das 
man jn bevogten wölte, wand er in sölicher kranckheite libes und sinnen 
were, das er notdürfftig were einen vogt ze habend. Also wart er bevogtet 
mit Burkart Metziger von Pfirt in allen sinen sachen. 

85) 1417. April 21. [Grede von Telsperg, wittwe Henman Sniders 
des murers verkauft ein Haus; am Schlusse:] Es ist ouch ze wissend das 
herre Lienhart Murer der obg. Greden sune couch disen kouff verwilliget 
hat juxta tenorem cuiusdam signature desuper habite. Item Agnesa Hagastin 
filia venditricis cum dicto Erlach eius advocato similiter consensit. 

36) 1417. April 22. Item in der sache von Henmans von Esch 
wegen, als er sin huse verkoufft wolt han, das aber Hans Seitenmacher 
widerete und meinte, er were ettwas siner sinen beroubet und ouch sust 
gebresthafft alters halb, das er des nit macht noch krafft hette ze tunde, 
wart erkant, das beide teile die Räte anrüffen und bitten söltent und möhtent, 
das sy Henman ein vogt gebent der jme genem und trüw were, und wölte 
er denne ützit verkouffen oder handelen, das sölte er mit desselben vogtes 
wissent und willen tun. 

April 27. Item do bevogtet sich Henman von Esch der scherer mit 
meister Bratteller in allen sinen sachen, doch demselben meister Bratteller 
und sinen erben unschedelich. promitt. de rato. 

Mai 4. Item als Henman von Esch vormals Gilyen Schönman und 
sinem bruder das huse ze Oppenhein do er in gesessen ist, vor gerichte 
vertigen wolte, da wider aber Hanns Seitenmacher nu als ouch vormals 
durch sinen fürsprechen redte und meinte, wie das derselb Henman von 
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Esch des nit mechtig were noch sin sölte von ettwie meugerleye sache 
wegen, und besunder darambe, wand er von alters wegen nit gar wol 
witzic noch by sinnen were, darumbe ouch unser herren die Rete dem 
selben Henman von Esch nach bekantnisse des gerichtes Henman Bratteller 
zem vogte geben wart, und ouch der egenant Gyli Schönman uff hütt als 
ouch vormals vorderete und batt, das man die vertigunge wölte lassen gan 
und fürgang nemen etc., wart erkant nach rede und widerrede, sid dem 
male der obgenant meister Henman Bratteller dem egenanten Henman von 
Esch zem vogt geben were, der ouch in sölicher wisheit wol were, das er 
verstunde, ob der kouff dem egenanten Henman von Esch sinem vogtmanne 
nützlich, erlich oder ze tunde were, das ouch darumbe derselb Henman von 
Esch, ob er die vertigung tun und nit underwegen lassen wölte, hie vor 
gerichte tun sölte, und möhte Gylij jn uff diss gericht morn oder hienach 
hie für bringen, bedunckte denn meister Bratteller, das jm der kouff nutz- 
lieh, erlich oder gut were, so möhte er sinen willen als ein vogte darzu 
geben nach dem und das vormals gehalten und harkomen were. 

Mai 8. Item do gab ze kouffende Henman von Esch der scherer, 
burger ze Basel, mit Henman Bratteller dem weber, burger ze Basel, sinem 
wissenthafften vogte, der jm ouch nach ordenunge und bekantenisse der 
obgenanten miner herren der Räten und ouch nach bekantenisse des ge- 
richtes, doch jme und sinen erben unschedelich, zem vogt geben wart, Gylien 
Schönmann dem harnescher, burger ze Basel, der ouch von jm in namen 
sinselbs, Erhartz Schönmans sins bruders und jr beider erben recht und 
redelich kouffte, das huse und hofstatt genant Oppenhein. 

Henman Bratteler, Urteilsprecher 1415, 1418—1420. Schultheiss 
1421— 1424. 

37) 1417. Mai 11. Item do vervogtet sich jungfrow Grede von Her- 
temberg mit Götzman Roten, burger etc. wand si asetze vogtye halb was, 
als her Arnolt von Berenfels jr letzter vogt von todes wegen abgangen was. 

38) 1417. Mai 11. — Margareth wilent eliche frowe Hanns Tesche 
von Egen des hafners seligen wilent burgers ze Basel in namen jr selbs, 
Arnoltz, Peters, Hanns und Gredelis jr und des eg. Hanns Teschen seligen 
elicher kinden, mit Heinrich Höbistein dem schuchmacher, burger etc. jreme 
wissenthaften vogte, der jnen ouch mit gericht und urteile zem vogt geben 
wart, wand si in gericht swur einen eide liplich ze Gott und den heiligen, 
das si die nechsten xiiij tag nach jres mannes nechstem mag und vogt ge- 
fraget hette — [verkauft ein Haus]. 

39) 1417. Juni 16. Item da gab ze kouffende Conrat Segwor, burger 
ze Basel, Elsinen Spitzin siner efrowen, die ouch jrselb und jren erben 
kouffte, den halben teil und alle die recht, so derselb Conrat Segwor hatt, 
haben solt oder mocht an dem huse, hof, hofstatt und gesesse genant zem 
storken — pro summa vj florenorum traditorum promitt. partes de rato. 
Es ist ouch ze wissend, das die obg. frow Elsi dem vorgeschribenen jungh- 
hern Conrat die früntschaft getan hat in disem kof, mit Heinrich von Biel 
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jres vogtes in dirre sache willen und hand, das er und sin erben das ob- 
geschriben verkouftt huse wider an sich lösen und kouffen mag, welhes 
jares und tages si wellent, ouch mit vje gulden, darumbe es nu verkoufft 
ist, promitt. de rato. 

40) 1417. Juli 12. Item do gab ze kouffende frow Grede, elich frow 
HannsUlr. Bömers von Lantzkron mit demselben Hanns Ulrich jreme elichen 
manne und vogt etc., und Conr. von Münster der obg. frow Greden und 
Lienhartz von Münster jres erren emannes seligen elicher sune mit Heinz- 
man von Hagendal, Peter Orab dem gerwer, burger ste. das huse und hof- 
statt genant zem wissen winde —. Item Hensli der obg. Greden kinde, das 
noch nit zu sinen tagen komen ist, gab ouch sinen gunst mit Heinzman 
von Hagental sinem vogt zu dem kouff ete. 

41) 1417. Juli 14. Item in der sache zwischen Volmar zem Kolben 
numine Nese sue uxoris legitime ex una und frow Elsinen Korberin alias 
Rinline ex altera, als Rinlin einen briefe vor gericht zöigete, der wisete 
wie si vor ziten etwas hiiser und garten ze Nfiwenburg gekoufft hat von 
frow Elssbethen Zellerin jr muter seligen, dar zu aber Volmar rett, er ge- 
triiwete dem rechten, das jme der briefe keinen gebresten bringen sôlte, 
wand der kouff ane der frowen vogt geben und beschenhen were, darzu 
Rinlin aber rettde, der briefe were geben nach dem und der statt ze 
Nüwemburg recht und gowonheit were, wand man da selbs hielte, das ein 
jecklich frow wol ane jren vogt kouffen und verkouffen möge, wart erkent, 
brechte die Rinlin das für, als recht ist, das denne der briefe by krefften 
beliben sölte, were aber des nit, so sölte denne aber beschenhen das 
recht ist. 

42) 1417. Juli 28. Item in der sache zwiischen Agnes Stephans und 
Enuelin der gartener hus jungfrow, als Enneli gerichtz bat zu Agnesen von 
ettwas erbes wegen, da aber Agnes meinte, si wölte jr nit antwurten ane 
jren vogte, wart erkant, brechte Enneli für, das Rützsch, den si sprach 
der jr emanne were, jr rechter vogt were, so sölte jr Enneli [soll wohl 
heissen: Agnes) fürbas antwurten, were des nit, so were si jr nit ver- 
bunden ze antwurtende ane jren vogt. 

43) 1417. Aug. 9. [Conrat Küchler verkauft ein Haus; am Schluss:] 
item Verena soror venditoris renunciavit juri suo si quod sibi competeret, 
aullum sibi tamen jus recognovit pertinere. 

44) 1417. August 21. [Agnes, Wittwe Peter Hurins, mit Beistand 
ihres jetzigen Ehemanns, verkauft ein Haus.] — Item venditrix promisit, 
das si schaffen sölle, das Hanns Hurin jr sune sich der vogtye so er zu 
Claren siner swester hat, entzihe und ufgebe, und och er und si disen kouff 
verwilligend ete. — [Am Schluss mit andrer Tinte:] Item Hanns Hurin no- 
mine sui ipsius et Clare ipsius sororis ad presentem contractum consensit 
et promisit de warandia cum matre ut in forma. 

45) 1417. Aug. 21. [Cristoffel der Bader verkauft ein Haus mit Bad- 
stube) ist erbe von frow Ursellen ze Telsperg Clewis von Telsperg seligen 
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wittwe und jren kinden, denen davon gangent und man geben sol alle 
wuchen sechs schilling —. Item frow Ursel von Telsperg consensit cum 
Petro Byschoff eius advocato absque tamen lesione juris sui. 

46) 1417. Aug. 31. Item do vervogtede sich Grede Schafftmacherin 
mit hern Henman Käbler, burger, in allen jren sachen, wand si asetze 
stand vogtye halb, als Hügli Treyer sel. jr letzter wissenthaffter vogt von 
todes wegen abgangen ist. 

47) 1417. Oct. 6. Item in causa inter relictam Heintzmani Vogt de 
Pfrt ex una und Hanns Amman wart erkant, das die frowe in xiiij tagen 
jren vogt hie haben sölle und sölle darnach beschenhen das recht ist. 

48) 1417. Nov. 27. Item do vervögtetent sich frow Gredeli relicta 
quondam Erhardi Früntz, Gredeli, Erhart, Hanns und Enneli, derselben 
Greden und Erhartz seligen kinde mit Henman Bratteller der ouch ze gegen 
was und die vogtye derselben kinden und jr muter, doch jm und sinen 
erben unschedelich an sich nam untz uff sin widerruffen promitt. de r. 

49) 1417. Nov. 27. Item als vormals Clar Nunningerin, Claus Nun- 
ningers seligen des gerwers frowen erk. wart nach desselben jres mannes 
nechstem frinde ze fragende, also kam si und seit, das sy erfraget hette 
Henman Lüdin cerdonem, der ir ouch zem vogt geben wart untz an sin 
widerruften. 

50) 1417. Dec. 1. Item do vervögtet sich Geri wilent eliche frow 
Clewi Golis ettwenne des wechters ze sant Martin in namen jr selbe, 
Elschis, Gredelis, Berbelis, Hanns, Conrat und Ennelis jr und desselben jres 
emannes seligen kinden mit Henman Erhart alias Glück und Heile vinicola 
minoris Basilee, wand si swur einen eide in gericht, das si die nechsten 
xiiijj tag gefraget het nach desselben jres mannes seligen nechsten fründe 
und mag, und das er si nit erfragen könde. Do das beschach, da entzech 
sich die egenant Geri und jre kinde mit des obg. jres vogtes hande, und 
derselb vogt mit jr als jr vogt und ouch für Greden sin efrowen des ob- 
geschriben Clewi Golis seligen tochter jres erbrechten und aller der rechten 
und ansprache so si gemeinlich oder in sunders hettent an einem huse 
in der vorstat ze Crütz zwüschen Schirin und Scheppellin etc. resignans etc. 
ut in forma. 

61) 1418. sab. ante judica. [Henni Hiigli und Consorten verkaufen an 
Wittwe Helene von Altkilch 8 Gulden jährlicher Zinse ab verschiedenen 
Liegenschaften ; am Schluss:] Item emptrix fecit graciam reemptionis dic- 
toram trium florenorum pro totidem vel quemlibet in specie pro xv flor. 

52) 1418. April 7. Item zwüschen Schellemberginen und Hugli Friderer 
nomine derselben Schellemberginen kinden als jr vogte, als Hugli an ettwas 
kuntschaft zuch, wie das si jren kinden und jecklichem besander für sin 
vetterlich erbe 1. guldin verheissen hette, des aber die Schellembergin mis- 
gichtig was, wart erkannt, das man nieman verkünden bedörffte, Hügli 
Friderer möhte denne kuntlich machen, das daz beschenhen were mit der 
frowen vogt als recht ist, 
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53) 1418. April 16. Item do gab ze kouffende Gred relicta quondam 
Alberthi de Brugg olim fabri Basiliensis, mit Claus im Hof von Sliengen 
jrem rechten vogte und des eg. Albrechtz von Brugg seligen nechstem an- 
erbornen mage, dem ouch si der vogtye verjach, Clewi Negellin dem weber, 
jreme bruder, jren drittenteile in dem zweyteile des huses an den steinen 
gelegen —. 

54) 1418. Mai 24, Item als Otman Erni gerichtz bat uff gestern von 
siner tochter kinde wegen, Lenlis, zu Conf. Nellen, das er dem selben kinde 
die vogtye uffgeben sülte in dirre sache, wand es willen het mit jme ze 
rechtigende, wart erkant, daz es sich bevogten möchte in dirre sache mit 
wem es wölte. Als bevogtete sich dasselbe kinde uff hüt mit Henman Grossen 
textori. 

55) 1418. 3 post corpus. Item do gabent ze kouffend Clewi Vischer 
von Hüningen der jünger und Heini Murli der jünger zu disen ziten kilchen- 
pfleger der kilchen ze Hüningen — in namen der egeschr. kilchen ze Hii- 
ningen Elsin Wölflerin, die ouch von jnen in namen jr selb, Hannsen, Elsis 
und Ullis jren und Gangolff seligen des scherers wilent jres emannes elicher 
kinden recht und redelichen koufft vj gulden geltz, so die obgen. verkouffer, 
alle jr erben und nachkommen den egedachten kouffern und der erben 
hinnanthin zinsen und geben söllent, jerlich glich geteilt halber uff sant 
Jobans tag ze wihennechten uff und ab der egedachten kilchen ze Hüningen 
jerlichen zinsen, nützen und gulten und ab den ligenden gütern darab si 
gangent als si denne gelegen sint in dem banne des dorfs Hüningen vor- 
genant pro summa lxxx gulden traditorum, promitt. der. Die verkoufferin 
hett ouch den kouffern mit Ulrich Scherer von Sultz jrem vogt presenti die 
früntschaft getan, also daz si die egen vj gulden geltz wider ab kouffen 
migent anno et tempore quibuscunque ouch mit lxxx gl. ita quod census 
neglecti pro rata temporis prius sint soluti. 

56) 1418. 3 post Udalrici. Item do git ze kouffende Enneli Küngs 
und Clewi Küng jr bruder adhuc minorum annorum, wilent eliche kinde 
Peter Küngs seligen olim carnificis, mit Cuntzman Môrnach jrem rechten 
wissenthatten vogte etc. Henslin zer Matten carnifici und sinen erben daz 
huse und hoffstat mit dem höfelin so man nemmet zem alten Scharben, 

57) 1418. 3 post Udalrici. Item als frow Margarethe Kupfernaglin 
in namen Gredennelis jr tochter kindes clagete zu Wernlin Byschoff daz 
er demselben jrem tochter kinde geben und usrichten wölte der hundert 
guldin so er und sin erre efrowe seligen jme für sin vätterlich und müter- 
lich erbe verjehen und gelopt hand ze bezalende etc., da nach beider teilen 
rede und widerrede erkant wart, daz Byschoff schaffen sölte daz sin efrowe 
so er nu ze male hat sich ouch verbinden und versprechen sölte für die 
eg. C lib. d.; tette sy ouch daz, so sölte es da by bestan als der vergicht- 
brief wyset; wölte si aber dez nit tun, so sölte der eg. Byschoff daz kinde 
der eg. Clib. ersetzen und verunderpfanden uff gewissen gütern, daran es 
habend were und damitte daz gerichte benügte. 
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58) 1418. 5 ante Margarethe. Item als Lengerer clagete zu Ennelin 
von Sultz, wie das sy den spruch so zwüschent jnen beschechen were über- 
faren und den nit gehalten noch getan hette nach des uspruchs wisung, 
darumbe er ouch getrüwete, das sy von jren rechten sin sölle, als ouch 
in dem uspruch beredt were, wart erkant, wölte die vorgenant Enneli den 
spruch halten, sid dem mole er ane jres vogtes verhengnisse beschechen 
were, so sölte sy in xiii) tagen proximis schaffen daz er sinen willen darzu 
gebe, und sölte ouch dazwischen dem obgenanten Lengerer richten ij lib. 
secundum tenorem dez uspruchs. Das gelopte sy ouch ze tunde in des 
schultheissen hande, 

69) 1418. Sabbato ante Joh. bapt. Item do bevogtete sich frow Ana- 
stasya zer wyten Müli mit junckher Günther Stralemberg jreme sune, wand 
bruder Peter zer wyten Müli der carthuser mit hande und gewalt sines 
obern die vogtye ufgeben und sich deren entzigen hat, und erloupte jre sich 
mit dem vorgen. Günther ze bevogtende, doch also, ob sich gefügte, daz si 
mit dem eg. Günther rechtigen oder ze richte gan miiste oder gand wurde, 
daz si sich denn in der selben sache mit einem, wem si wil, bevögten möge. 

60) 1418. 5 ante Mar. Magd. Item do swur einen eyde Grede re- 
lieta Cunrad Sperrer von Wurms olim pistoris Bas. daz sy die nechsten 
xiiij t. vergangen gefragt und gesucht hab des obg. jres mannes nechsten 
fründe, jren und jre kinden anerbornen vogte, und daz sy den nit erfragen 
noch finden könde, darumben bekennt wart, daz sy und jre kinde sich 
bevögten möchten mit wem sy wôltent, Also bevogtetent si sich in gericht 
mit Clewin Zschänin dem scherer etc, der ouch die vogtye jr und jr kindern 
an sich nam. 

61) 1418. 5 ante Mar. Magd. Item do gend ze kouffende dominus 
Leonhardus de Rinach conventualis monasterii sci Albani mit Johanne 
Elsenhein procuratore dicti monasterii tamquam suo superiore in hac parte 
ete., Rutschman von Rinach sin bruder — [und andre Verkäufer] — junck- 
her Hugen Schultheiss alias zem Schiff sibi et heredibus suis ementi die 
hofstat mit jren rechten und zugehörden gelegen obenan an den swellen —. 

62) 1418. Sab. ante Jacobi. Item do gend ze kouffende Henman von 
Crütz sutor et Greda eius uxor legitima et specialiter ipsa manu etc. Greden 
Köchlinen einer frowen ze Basel wonhaft, die ouch disen kouff ufgenomen 
und getan hat, an stat und in namen jr selbs und Henselis jr tochter kinde, 
swen gulden geltz jerlicher zinsen, so die vorgenanten Henman und Grede 
eius uxor hinnanthin der vorgenanten Greden Köchlinen jren leptagen und 
dem egenanten Henselin jrer tochter kinde nach jrem tode geben und ant- 
wurten söllent gen Basel in die stat in jren gewalt jerlich uff sant Jacobs 
tag apostoli uff und ab der vorgenanten verkouffer .huse hofstat und ge- 
sesse, so man nempt Ortemberg — pro summa xxxij gulden traditorum, 
promitt. de rato et warandia et oblig. Emptrix prefata cum manu Heini 
Meiger pistoris eius advocati fecit et facit venditoribus predictis gratiam 
reemtionis pro tottidem etc, promitt. de rato. 
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63) 1418. 4 crastino Jacobi. Item do verkoffte herr Johans Bern"or- 
dinis predicatorum cum consensu et auctoritate fratris Henmanni Scholler 
prioris ordinis eiusdem domus Bas. pro se et suis ete. -— domum unam 
nuncupatam zem roten Zuber. 

64) 1418. 5 post vincola Petri. Item do entzech sich Cuor. Fry sartor 
der vogtye so er hatte su Petrisen, Bentz Fryen sins bruders seligen wilent 
efrowen und erloupte jre sich in allen jren sachen ze bevogtende mit Ul- 
man im Hofe sartori, der ouch in gericht ze gegen was und die vogtye der- 
selben Petrisen von jr bette wegen uff und an sich nam, doch jme und 
sinen erben unschedelich. 

65) 1418. 2 ante Laurencii. Item do gab ze kouffende Heini Sorger 
von Husgöwe für sich, Nesen und Hedin sine kinde, der vogt er ist, und 
für die er ouch troste, und Elsi och des jetzg. Heini Sorgers tochter mit 
Fridlin dem teschenmacher jreme elichen manne und vogt etc. — das huse 
und hofstat — ze Husgöwe in dem dorfl. 

66) 1418. 5 post ass. Mar. Item entzech sich Teutzli der vogtye 
so er hat zu Ellin Schlüfinshöw in allen sachen und erloupte jre sich ze 
bevogtende mit wem si wil untz an sin widerruffen; also bevogtete si sich 
mit Claus Stülinger untz an jr beder widerruffen. 

67) 1418. Sab. post Mich. [Franz Spaler verkauft an Grede Tengerin 
4 Gulden jährlichen Zins ab einem Hause; am Schluss:] Et emptrix fecit 
graciam reemptionis pro tottidem. — 

68) 1418. 5 post ded. ecel. Bas. Item Hans Afferer von Telsperg der 
wirt, als der ein vogt was frouwen Annan des von Baden des goltsmides 
und jrer kinden, die selbe vogtie der vorgen. Eferer der ietzgen. frouwen 
in geriht offenlich uff geben hat jr und allen jren kinden, si darumb und 
jre kint niemer me an ze sprechende, noch si von semlicher vogtie wegen 
an ze langende, dz ouch si also uffgenommen hat, und mag sich und jre 
kint wol besorgen mit wem si wil. 

69) 1418. 5 post ded. eccl. Bas. Item als frouw Grede, meister Brat- 
tenlers eliche frouwe vor gericht geoffenet hat, wie das Claus Zeller selige 
Rudi Husswirt seligen kinden vogt gewesen und aber von todes wegen ab- 
gangen ist, und bat darumb ein frage ze tunde, ob si die kinde besorgen 
möhte mit (sic) andern vogt, wen si denne welte, oder nit, wart jr erkennet, 
das si mag wol die obgen. kint mit einem andern vogt besorgen, wen si 
dazu begert und wil haben, wenn si jr swester kint sint. 

Item als denne da vor erk. ist, das frow Margareth Brattellerin die 
eg. kinde wol vervögten möhte, also enzech sich Ulli Lindenschmid von Wile 
Costentzer bystums als ein nechster vogte derselben kinden der vogtye so 
er zu Rudi Huswirtz kinden hatte, alz er meinte, und erloupte jnen, sich 
hinnanthin alle die wile Conezman Zeller und frow Margar. Brattellerin in 
libe und in leben sint ze bevogtende mit wem si wend, promitt. de r. 

70) 1418. Sabb. post Galli. Item do gab ze kouffende Thoman zem 
Herhorn ein burger von Strassburg in namen und anstatt Adelheitlis so 
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da elich kinde gewesen ist Thoman Teschenmachers seligen ettwen des 
obg. Thomans suns kinde, das noch nit zu sinen tagen komen was, für 
das er aber troste etc. — das huse und hofstat genant zem grünen beren. — 

71) 1418. Sab. post Galli. [Peter Gebur verkauft ein Haus; am 
Schluss die Worte:] Item Joh. Gebur ordinis predicatorum cum domino 
Joh. Rosegk tamgııam suo superiori recognovit sibi nullum jus competere 
in domo predicta. — 

72) 1418. 3 ante Sy. et Ju. Item do entzech sich Peterhanns Stein- 
metz der vogtye so er hat zu Elsin Bottmingerin, Claus Botmingers seligen 
tochter und zu Agnese desselben Bottmingers seligen wittwen und erloupte 
jnen sich ze bevogtende mit wem si wöltent nu oder hienach in allen 
sachen untz an Peterhanns widerruffen. ltem also bevogtetent si sich 
bede mit meister Contzman Alban dem kürsener feria secunda post Martini. 

73) 1418. Sab. post Symonis et Jude. Item do entzech sich Joh. 
Pfründer die vogtye so er hatte zu Verenlin und Richarten siner geswister 
minorum annorum und erloupte jnen, sich ze bevogtende mit Heinrich 
Pflüger dem karrer im kouffhuse etc. Also gab der selb Heinrich in namen 
der jetzgenanten siner vogtkinden dem obgenanten Johanni Pfründer alle 
derselben kinden teile und recht, so si hand an der halben jucharten reben 
vor Eschemerthor — pro summa v lib. novorum. Ouch hand die kinde 
mit jrem vogt den egenanten Johannem Pfriinder quittiert der winen und 
fruchten so untz her an den reben gewachsen sint, promitt. de rato. 

74) 1418. 3 ante Martini. Item do quittierte Elli — elich trow Hensli 
Rübers des bechrers mit demselben jreme elichen manne und vogt etc. 
Engelfrid Scherrer aller der ansprache, so si in namen jrselbs und Ennelis 
jres und — jres erren emanes seligen kindes an jn haben möht von dess- 
wegen alz er jre und desselben jres kindes vogt gewesen ist, und bekante 
sich, das jre derselb Engelfrid gentzlich widerkert und in jren gewalt ge- 
antwurt hab alles daz gut, das von jre und jres kindes wegen hinder jn 
komen ist, und darumbe seite si jn des mit jres vogtes hande fiir sich und 
jr erben quit, ledig und loss. 

75) 1418. 2 post Martini. Item als herre Ulman Slienger jm batt 
eın frag ze tund, sid dem male er sines brüderlis vogt were und sin sölte, 
ob er nit priester were, und sid dem male er von desswegen, wand er 
priester ist, nit vogt sin möhte, ob er darumbe nit billich dasselb sin 
brüderli vervögten möhte mit wem er wölte, wart erk., das jetweder teile, 
nemlich herre Ulrich und sin stiefmuter zwen oder drye zu der vogtye 
bieten sölte; wen denne das gericht dar gebe, der sölte vogt sin. Also 
wart erk. das Heini Meyer vogt sin sölte. 

76) 1418. 3 ante Katherine. Item do vervögtete sich Grede Schlosserin 
relicta quondam Heini Recken mit Jost Scherer von Nüwemburg juniori 
in omnibus suis causis advocatiam assumente absque tamen prejudicio 
ipsius Jodoci et suorum heredum, promittens advocatus de fidelitate ut in 
forma solita et consueta. 
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77) 1418. Sab. post Kather. Item do wart erk. Hanns Küngen von 
Wil by Andolffingen ze verkündent, das er in xiiij tagen Gredelin sins 
suns wib Hanns Küngs seligen als ein vogt beholffen sye, oder er gange 
von der vogtye. 

2 ante Nicolai. Item do seite Bentz der jung, das er am cinstag vor 
sant Andres tage nehest verlüffen verkündet hab gen Wile by Andolfingen 
Hansen Küngen von Gredelin Zapfengiesserin sins suns seligen wibe wegen, 
das er jre als ein vogt beholffen und beraten sye in xiiij tagen, oder er 
gange von der vogtye. 

78) 1418. 2 ante Andree. Item do gab ze kouffende Contzman Zeller 
burger ze Basel als ein vogt und in namen und an statt Petermans und 
Neselis wilent elicher kinden Rudi Huswirts seligen ettwenne eins kouf- 
mans und burgers ze Basel, Jost Buchbarten anrifabro, burger, die fünff 
gulden geltz, so die egeschr. kinde hattent und jnen Henman Buchbart selig 
als ein houptschuldener, herre Joh. Buchbart selig filius dieti quondam 
Henmani et olim canonicus ecclesie sci Petri Basiliensis et Jodocus prescrip- 
tus tamquam condebitores — solvere et tradere consueverunt, — 

79) 1418. Sabbato ante Nicolai. Item do vervögtet sich Metzi re- 
licta quondam Henmani Übisshein mit Clewi Weidenlich in omnibus suis 
causis, quae juravit quod advocatum proprium invenire non posset et quod 
quesierit ipsum proxima elapsa quindena. 

80) 1418. Feria quinta post Nicolai. Item do entzech sich Heini 
Sporer von Arow als ein vogt Belinen Sporerin siner muter herren Niclaus 
Sporers seligen erbes und gutes, so er nach tode gelassen hat. 

81) 1418. 4 ante Thome. Item feria quarta ante Thome apostoli — 
do entzehe sich Cuntz Brugger der wirt von Efingen der vogtie so er hat 
zu Ennelin so da eliche frowe was Hans Bruggers seligen des eg. Cuntz 
Bruggers elicher sune, und erloupt jr, sich ze bevogtende mit wemme si 
wolte. Also vervogtet si sich mit Claus Heiltprunner dem smid, burger 
ze Basel, der jr mit urteil zem vogte geben was. — 

82) 1419. 4 post circumcis. Item do wart erk. Cani Lurtzschen seligen 
wittwen ein verkündbriefe ze gebende gen Louffenberg an Cuni Süterlin des 
eg. Cuni Lartzschen sel. bruder, jre in viij tagen als ein vogt beholffen und 
beraten ze sinde ut in forma etc. 

4 ante Hilar. Item do zoigte Gredeli wilent eliche frow Cuni Lurtz- 
schen einen versigelten briefe und Cuni Suters von Louffemberg ufgedruckten 
ingesigele, wyset wie das er jre die vogtye ufgeben und jre erloubet hette, 
sich ze bevogtende mit wem si wölt. Darumbe ouch erk. wart, das si das 
wol tun und sich ouch wol vervögten möhte nu und hienach. 

83) 1419. 5 ante epiph. Item do gab ze kouffende Peter Swegler 
in namen sin selbs, Heinrich, Hannsen und Anderesen und Ludewigen siner 
geswisterde, so da eliche kinde gewesen sint Peter Sweglers seligen des 
küffers burgers ze Basel, der vogt er ist, Henman Pflegler, burger ze Basel, 
einen gulden geltz jerlicher zinsen, so die selben verkouffer und jr erben 
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dem egenanten kouffer und des erben hinnanthin geben und sinsen söllent 
jerlich uff sant Jobans tage ze wihennechten und antwurten ete. uff und 
abe derselben verkouffer huse hofstat und gesesse genant zem Kemelin. 

84) 1419. ‘2 ante convers. Pauli. Item do lech Hanns Gebhart als ein 
vogt Hauns Heinr. und Ennelis natürlicher kinden Heini Schmite genant 
Drymses, minorum annorum, für die er aber als ein vogt troste ete., dem- 
selben Heinin Schmid widerumb die hundert guldin so der jetzg. Heini 
Sehmit vormalz den eg. sinen kinden und Hanns Gebharten jrem vogt in 
jrem namen einer rechten redelichen gabe vergabet hatte juxta tenorem 
instrumenti desuper habiti, ze habende etc. allen sinen leptagen umb ein 
gans Martini solvendo etc. 

85) 1419. 3 vig. convers. Pauli. Item do gab Heini Meyer Greden 
Kôchlinen siner vogtfrowen gantzen vollen gewalt in den sachen so si ze 
Rufach ze schaffend hat, und einen andern vogt ze nemend, ob si des not- 
dürfftig ist. 

86) 1419. 3 vig. convers. Pauli. Item do vervigtete sich frow Mar- 
garecht Cuniwalchin relicta quondam Jacobi Cuniwalch mit Ulman im Hoff 
untz an sin widerruffen, wand sy asetze stund vogtye halb, wand Conr. 
Zoller, jr nechster und letzter vogt von todes wegen (sic) was. Item also 
gab derselb Ulman im Hofe jre gantzen vollenwalt ze Baden mit Conr. 
Hörnlin ze rechtigende und einen andern vogt ze nemende etc. ut in forma. 

87) 1419. 2 ante pur. Mar. — frow Adelheite Miinchin, wytwe 
junckher Hartungs seligen von Ratzsamhusen ettwenne eins edelnknechtz, 
mit Ulman im Hofe dem schnider, burger ze Basel, jreme wissenthaften 
vogte, der jr ouch in dirre nachgeschr. sache mit gerichte und urteile sem 
vogt geben wart, wand jre junckher Hanns Ulr. vom Huse von Ysenhein, 
jr rechter vogt, die vogtye in dirre nachgeschr. sache ufgeben und jre 
erloubet hatte, sich mit dem eg. Ulman im Hof ze bevogtende, dem ouch 
si der vogtye verjach — [verkauft eine Rente.] 

88) 1419. 3 ante pur. Mar. Item do wart erk., Henslin Brunner von 
Lugstorff ze verkiindend, Dorotheen Bergerin als ein vogt beholffen ze sinde 
in disen nechsten viij tagen, oder er gange von der vogtye. 

2 post pur. Mar. Item do seite Bentz der junge, das er am sampstag 
prox. efflux. den verktindbrief von Dorothee Bergerin wegen geantwurt 
habe in Hanns Brunners huse ze Lugstorfî ze huse und ze hofe. Item feria 
secunda ante Valentini do vervögtete sich Dorothea Bergerin nach bekant- 
nisse des gerichtes mit Heinr. von Bysel in omnibus suis causis. 

89) 1419. 2 post pur Mar. Item do entzech sich Bertzechi von Zelle 
der gratücher der vogtye so er hatte zu Thinen, Clewis von Zell des gra- 
tüchers seligen wilent sines sunes frowen, von der teilunge wegen, so si 
ze tund hand, und erloupte jre, sich in jren sachen ze bevogtende mit wem 
si wil, doch usgesetzet die vogtye des kindes so noch ungeborn ist, da 
mitte die eg. Thine noch in unser frouwen banden gat, dar jme die be- 
halten sye, so daz ze schulde kumpt etc. Also vervügtete sich von em- 
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pfelhendes wegen der Reten die egenant frow Thine mit Conrat Scherer, 
feria secunda ante Valentini. 

[NB. Conrat Scherrer ist Gerichts-Amtmann 1419 ff.) 

90) 1419. 2 post pur. Mar. Item do gab ze kouffende junckher 
Wernher Murnhart zu disen ziten obrester zunfftmeister und burger ze 
Basel als ein nechster anerborner vatter mage und vogt Henmans und Ur- 
sellis elicher kinden junckher Hanns Bernhart Seevogels seligen ettwenne 
eins burgers ze Basel, die noch nit zu jren tagen komen warent, für die 
er aber als ein vogt und in vogtz wyse troste, dise nachgeschribene ver- 
tigunge und sache stett ze hande ouch so si zu jren tagen koment, doch 
jme und sinen erben unschedelich — das huse, hof und gesesse genant 
Seevogels hoff —. Item domina Margaretha Marschalkin mater junckhern 
Bernhartz recognovit sibi manu et auctoritate Wernheri Murnhart, nullum 
sibi jus competere in domo et curia vendita et si sibi quod competeret 
resignavit abdicans etc. promitt. amplius de non petendo. 

91) 1419. Sab. ante Valent. Item do wart Heinr. von Bysel mit urteil 
und recht zem vogt geben frow Verenen Hiillerin in der sache, so si mit 
jr muter und bruder oder mit andern von jres vatters seligen erbs wegen 
hie ze schaffend hat, wand jre Conr. Hörnli von Baden, jr rechter vogt, 
die vogtye in derselben sachen ufgeben hatte, als si das mit einem ver- 
sigelten briefe in gericht erwysete. 

92) 1419. 2 ante Valentini. Item als Rudolff Stralemberg gerichtz 
batt zu Burkart Sintzen, das er jm rechnung geben welle, als er vor ziten 
sin vogt war und jm aber noch nie kein rechnung geben hette. Do aber 
Burkart Sintz redte, er hette des sinen nie nützit ingenomen wening noch 
vil, wart erk., wo Burkart Sintz sin recht tete, das er Rudolffs gutz nie 
nützit in genomen habe, daz er jm ouch denne nützit verbunden sin sölle. 
Das recht und eide er getan wolt han, denn das er sin erlassen wart; 
darumbe wart ouch Burkart Sintz ledig von Rudolff bekennt, 

93) 1419. Sabb. ante kathedra Petri. Item do entzech sich Henman 
Erni der vogtye so er hatt zu Gredelin, Clewi Negellis stiefkinde und gab 
die uff an Enderli Beringers hande, der ouch demselben Gredelin in gericht 
zem vogt geben wart. 

94) 1419. 2 ante Mathie. Item do vervögtete sich Hanns von Zelle 
Clewis von Zelle des gratüchers liplicher und elicher sune mit Bertzschin 
von Zelle sinem grosvatter in allen sinen sachen, presente et assumente etc. 
promitt, de fidelitate ete. 

95) 1419. 8 post invocavit, Item do gab ze kouffende Johannes von 
Biederthan, Henslis von Biederthan den man nempt Schaltembrand seligen 
ettwenne eins winmans und burgers ze Basel sune, in namen sinselbs und 
Conratlis sines brüderlis, das noch nit zu sinen tagen komen was, für das 
er aber troste als sin vogt — sinen teile des zehenden so er und sin bruder 
hattend — von reben so da gelegen sint vor Eschemerthor —. 

96) 1419. 5 ante oculi. Item do bekantent sich frow Enneli wilent 
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elich frow Jacob Horowers seligen — uff einsite, und Dietrich der kremer 
von Rinfelden, des eg. Jacobs vater in namen und an statt Heinrichs se 
da elich kinde gewesen ist des obg. Jacobs sins suns seligen und Ennelis 
siner efrowen, des vogt er ist, wand es noch nit zu sinen tagen komen 
was, für daz er ouch troste etc., das si von des selben kindes vetterlichen 
erbes und gutes wegen ein gütlich früntlich überkomnisse getan hettent etc. 

97) 1419. 5 ante letare. Item do wart erkant, das sich Anne Rämin. 
Cuni Rämis seligen wilent efrow hinnanthin wol bevögten möhte mit wem 
si wölte, wand si in gericht wol erwisen hatte, dar jr mannes seligen nechster 
mage und rechter vogt die vogtie ufigeben hette etc. 

98) 1419. 5 post Jetare. Item do seitent Ulman im Hoff und Heintz 
Schmit, waltpropt des aptz von sant Blesien, sunderlich derselb Heints 
Schmit by sinem eide den er sinem herren getan hat, das Contsman Keiser 
von Schôünow, Claus Keysers seligen bruder von Basel, frow [fehlt ein Vor- 
name] desselben Claus Keysers seligen ewibe die vugtye ze Hächiswand vor 
gericht ufgeben und jre erloubet hette, sich ze bevogtende mit wem si woke. 

99) 1419. 4 post judica. Item do gab ze kouffende Henman Erni der 
weber, burger etc., an statt und in namen und alz ein vogt frow Metzinen 
wilent elicher frowen Otman Ernis seligen wilent sins bruders, von der 
er in dirre nachgeschr, sache gantzen vollen gewalt hatte, dise vertigunge 
und kouff ze tunde ze‘glicher wise als ob si ze gegen were, darumbe dem 
gericht ze wissend was, Clewi Meisterlin genant Schluger dem spengier, 
burger, die bleiche so da gelegen ist in der vorstat an den steinen —. 

100) 1419. 2 post jubilate. Item do vervogtete sich Verena relicta 
quondam Henslini de Bern, etwenn eins trayers ze Basel, mit Martin Seyler 
von minren Basel alz einem nechsten mannes mage, der ouch in gericht 
zegegen was und die vogtye der selben Verenen und Ennelis jres und des 
vorg. Henslis seligea elichen kindes an sich nam etc. doch jme und sinen 
erben unschedlich, 

101) 1419. 3 post jubilate. Item do gab ze kouffende frow Elsi, 
eliche frowe Andres von Suntgassen, den man nempt Wildandres, dez kremers, 
burgers ze Basel, für sich und den obg. Andresen jren emanne von demme 
sy ouch dess gantzen vollen gewalt hatte, darumbe dem gerichte ze wyssende 
waz, der erbern frow Ennelin Menselerin wilent elicher frowen Henman 
Spitzen selig ementi daz huse und hoffstat so man nempt ze Goldeck — 
so denne den garten uff dem kolenberg gelegen — pro summa umb Cxxn 
gulden traditoram promitt. de rato et warandia, renuntians pro se et here» 
dibus ete.; doch so hat die obg. frow Enneli den verkouffern die gnade 
getan daz sy dz huse und garten wenn sy wellent von sant Johans tage 
über ij jare und in dem zile ablösen mögent mit der obgeschribenen summe, 
und hat zu der gnade Hanns Spitz der obg. koufferin vogt sinen willen 
geben. — | 

102) 1419. 5 post jubilate. Item do vervogtete sich relicta Cuntzen 
de Pfortzhein olim pergamentar. Bas. mit Henman Zitvogel dem wisslederer 
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ze Basel, wand jre Jost Loibertal von Pfortzhein und des obg. jres emannes 
bruder und nechsten erben die vogtye ufgeben, sich deren entsigen und 
jre erloupt hattent, sich in allen jren sachen hinnanthin ze bevogtende mit 
wem sy wölte. 

- 108) 1419. 3 post cantate. Item do bekantent sich Henman Steinli 
der scheidenmacher, uff eim site, und Hensli so da wilent elicher sune ge- 
wesen ist Lienhart Zeugerlis eins gürtlers von Zurich seligen, mit Hanns 
von Hegenhein sinem wyssenthafften vogte in diser nachgeschr. sache, 
darumbe mir und dem gerichte ze wyssende waz, uff der andern site, das 
sy von dez erbs und gutz wegen, so Enneli selig wilent des obgen. Henman 
Steinlis efrowe und des obgen. kindes base gelassen hat — ein überkom- 
nisse getan habent. — 

104) 1419. Sab. ante vocem. Item do wart erkennt, meister Jacoben 
von Euternach ze Triel ze verkündende, daz er in dem nechsten manot 
har komen und Ennelin, Peters von Triel sines sunes seligen efrowen alz 
ein vogte in jren sachen beholffen und beraten sin und ouch sagen welle, 
ob er den obg. sinen sune erben welle oder nit. 

105) 1420. Sab. ante Joh. bapt. [Juncker Hans von Blauenstsin klagt 
gegen das Closter Clingental auf 9 viernzel korngeltes, die dasselbe ihm 
vorenthalte. Johans von Howingen, Schaffner des Closters, weist einen 
Brief vor, wonach Frau Hedin selig von Blauenstein dem Closter diese 
Rente geschenkt hat.] — und als der selb brief gelessen ward, redte aber 
der vorgenant von Blawenstein, er getrüwte nit, nach dem und frow Hedin 
die ordnung und gab ane vogtes hand geben und getan hetti, daz si dehein 
krafft haben sélte. Dawider der eg. von Howingen in namen als vor durch 
sinen fürsprechen och antwurt und sprach, er getruwte nach dem und si 
ein frow were, daz si ein semlich gab und jarzyt wol besetzen möchte, 
und daz der brief billich by kreften beliben sölte, wond doch semlicher 
gaben vor zyten, e daz unser herren ein ordnung hettint getan inschriben, 
me geben und beschechen werend, und das es och dosemal recht were daz 
ein frow ein semlich gab wol geben möchte ane jren vogt. Also nach 
klegt und antwurt, red und widerrede — erkennt und erteilt ward: syder 
daz bruder Hans von Howingen in der egen. siner frowen namen fürwante, 
daz semlich gaben in den zyten, do dise ordnung und gab geben und be- 
schehen were, me beschechen werent und das es dozemal recht were, das 
frowen semlich gaben ane jr vögte gewalt hettint ze tund und geben 
möchtent, und das er das fürbringen und kuntlich machen möchte als 
recht were, daz och denne dise gab und brief by jren kreften och be- 
liben und bestan sölten; were aber des nit, so söltend si gentzlich un- 
kreftig sin. — 

5 post Margarethe [Hans von Howingen tritt obigen Beweis an; das 
Gericht erkennt:] daz die kuntschaft so der von Howingen geleit hetti als 
vor stat, nit in der mass geredt hetti, das es dem von Blawenstein schaden 
bringen sölte oder möchte. Darumb och dem von Blawenstein das korn- 


296 Dr. Karl Stehlin : 


gelt zu bekent und gesprochen ward, und das man jm och den latinischen 
brief, den die von Clingental darumb hatten, hinuss zu sinen handen geben 
solte. 

106) 1420. 4 post Joh. bapt. Item do ward bekennt, als Heinrich 
Erlach der underkouffer und frow Anna Fröwlerin sin efrow ansprechig 
meynent ze hand frow Greden zem Rosen genant von Mörsperg, daz «i 
gedenken sol in den nechsten acht tagen, daz si jren vogt by jr hab, Er- 
lach und siner frowen zu jr klegt ze antwurtent. 

107) 1419. 4 post Udalrici. Item do gab ze kouffende Enneli von 
Eptingen mit junckber Wernlin Furnach jrem wissenthaften vogte ete. für 
sich und sin erben der ersamen frow Margarethen von Frick, die ouch jr 
selber und jren erben konffte zwen gulden geltz jerlicher zinsen, so die 
vorgen. Enneli von Eptingen und jr erben der jetsgen. frow Margarethen 
und jren erben hinnanthin jerlichs richten und geben uff sant Martins 
tag episcopi und antwurten gen Basel in die stat in der koufferin gewalt 
uff und ab dem huse und hoffstat gelegen in der wissen gassen — pro 
summa xl flor. traditorum promitt. de rato. — Prefata emptrix cum Bur- 
kart Sintzen eius advocato seu tutore prefate venditrici et eius heredibus 
fecit gratiam reemptionis pro tottidem etc. oder j gulden mit xx gulden 
solutis cum censibus neglectis. — 

108) 1419. 3 ante Margarethe. Item do gab ze kouffende junckherre 
Hug Schultheiss burger ze Basel in namen und an stat und alz ein rechter 
wissenthaffter vogte Andresen, Ursellis und Jacobs wilent elicher kinden 
Peter Hanns von Walspach seligen fir sy und alle jr erben eins rechten 
vesten ewigen kouffs Hanns Rübsamen von Massmünster dem watman — 
daz huse und hoffstat — genant zer Gänse. — 

109) 1419. 4 ante Jacobi. Item do entzech sich Heinr. Hanfstengel 
der vogtye so er hatte zu Claren, Cuni Houptz seligen frowen und jren 
kinden und erloupte jre, sich ze bevogtende mit wem si wülte. Item also 
bevogtete sich die selbe frow Clare und jre kinde mit Claus Bilgri genant 
Schaffener presente et advocatiam ipsorum recipiente, doch jme und sinen 
erben unschedlich. 

110) 1419. 4 vid. crast. ad vincula Petri. [Heinrich Velthein verzichtet 
auf die Vogtei seiner Kinder, lässt dieselben mit Ulrich Birker bevogten 
und theilt mit ihnen den Nachlass seiner Ehefrau.] Und daruf so verzech 
sich och der kinden vogt vorgenant für die obg. sine vogtkinder für die 
er harin trost dz stete ze habend, wenne si zu jren tagen koment, aller 
vorderung und ansprach, so dieselben kinder fiirer von soliches jrs miiter- 
lichen erbs wegen an jn gehaben môchten, und quittierte jn daruf luter als 
von desselben jrs miiterlichen erbs wegen etc. ut in forma. 

111) 1419. 2 vid. vig. assumt. Mar. Item die et testibus prescriptis 
erkantent sich Ludmanli und Elseli wilent Hans seligen von Ystein elich 
kinde, mit Conrat von Ystein dem Spengler, burger ze Basel, jrem vetter 
und vogt und dem si och der vogty verjabend, und derselb Conrat mit 
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jnen ze eim teil, und Ennelin des obgen. Hans von Ystein seligen ewirtin, 
der vorgen. kinder muter mit Henman Hirsinger dem koch, och burger ze 
Basel, jrem elichen vatter und wissenthafften vogt, als och das dem gericht 
wol ze wissend wasz, und derselb jr vatter und als ein vogt mit jr sem 
andern teil, wie daz die obgen. kinder mit dem vorgen. jrem vogt mit der 
obgen. Ennelin jr muter von jrs vetterlichen erbs und gutes wegen, als er 
denne das nach tode verlassen hetti, überkommen werend —. 

112) 1419. 5 post ass. Mar. Item do ward Ulrichen Swarts die vogty 
Henslis Fröwlers wilent des von Hirtzbach seligen kind, so er hat und ge- 
born ist von Ennelin Runspachin, burgerin ze Basel, aberkennt, und ward 
Jacob Fröwler des kindes vogt, also das er dem kind von disshin das best 
und wegst sol tun und der muter von des kindes wegen zem jar einest 
rechnung geben, und sol och er derselben des kindes muter einen brief 
mit sinem ingesigel geben, umb ellii nemmliche stüg, so von des kindes 
wegen kinder ju koment. 

2 post Katherine. Als Ennelin Runspachin clagte zu jungkher Jacob 
Fröwler von etwas stücken wegen, so er jr als ein vogt Johannis Frowe- 
larij minorum annorum, sui filii naturalis, tun solte nach dem als jr das 
vormals vid. feria quinta post assumcionis Magie proxima efflura bekennt 
were worden, nemlich von eins briefs wegen heruss ze gebend ete., ward 
nach clegd und antwurt ete. erkennt, daz der obgenant jungkher Jacob 
Fröwler der eg. Ennelin ein brief under sinem ingesigel geben sol, als das 
vormals bekannt ist; aber des kindes gut, es sie silberin geschirre, husrat, 
phenningzinse, kornzinse oder winzinse, möge er wol verkouffen und es 
dem kinde an niitzlich gewer anlegen, doch nit au lipgeding sinse, und daz 
och das mit des kindes muter wissen geschehe; was kostens och die obgen. 
Ennelin des eg. jres kindes gehept hat syd dem tag, daz sy uss des von 
Birtsbach seligen hoff kam, es sye von briefen wegen, dem kinde sin 
kleider se besserende, oder anders, wie sich das gefügt hetti und das sich 
kuntlich erfindet, solichen kosten sol jr der obg. jungkher Jacob Fröweler 
in des eg. sins vogtkindes nammen gentzlich ablegen und jr darumb gnug 
tun; so denne von des kindes wegen ze ziehende, ward och erkennt, wolt 
er jungkher Jacob vergeben ziehen, das möcht er wol tun, und solt jm 
billicher volgen denne der muter, wand er sin vogt were; wolt er des nit 
tun, und wolt es die muter vergeben ziehen, das möcht sy och tun, wölte 
aber jr deweders das kind vergeben ziehen, also daz er es verdingen und 
von jme lonen müste, so solte er der muter billicher davon lonen denne 
yemand anderm. Also meinte und sprach er das kind vergeben ze ziehende. 

118) 1419. Sab. post Barthol. Do gap Örtelin Gross von Stetten vollen 
gewalt Annen von Stetten, der vogt er ist, in der sach so sy mit und wider 
Frantzen Spaler ze schickend hat von eins guldin geltz wegen etc. pro- 
misit de rato etc. 

114) 1419. Sabbato post Barthol. Item die et testibus prescriptis 
ward erkent, nach dem und Burkarten von Bor im Kestenholtz verkündt 
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wazz, sich in viij tagen har ze fügend, und Adelheyden Hertzin, wilent 
Rudolffs Hertzen seligen ewirtin als ein vogt in jren sachen beholffen ze 
sind, oder er stunde von der vogty, und wond er aber nit kam, das si 
sich mit einem andern bevogten möchte etc. Und des so ward si untz 
uff jr beider widerruffen mit Henman Holder dem schlosser jrem guten 
friind. (sic.) 

115) 1419. 5 post Galli. Als Mathys Eberlis beklagte die Matzrerinen 
die zwo swestren, wie daz er gern buwen wölti Schaltembrantzkelr, da er 
getruwte als si ein hüsli daruff gehept hettin, daz si jm da tach und 
schermen geben sölten, umb daz der buw nit ze schaden wurde, ward er- 
kennt, daz si nach jrem vogt, jungkhern Rudolff Hoffmeyster werben sönd, 
daz er in xiiij tagen by jnen hie sye oder aber des sinen gewalt haben, 
und denne Mathysen uff sin ansprach fürer antwurten. Tetint si des nit, 
so möchte aber Mathys buwen und tegken yedermans recht unschedlich; 
der och denne den andern entschedigen sölte, da geschehe dz recht were. 

116) 1419. 5 ante Martini. Do entzech sich Henman Zscheni barbi- 
tonsor Bas. der vogtie, so er als ein nechster mage hat zu Katherinen, 
Hans Nüwenkelrs seligen wilent sins suns frowen in allen sachen, promisit 
de rato ete. und erloubte jr, sieh ze bevogtende mit wem si wolt und 
ouch jren kinden, und ward ouch dieselb Katherin bevogtet mit Heinrich 
Krösen jrem bruder in allen sachen, derselb och glopt jr getrüwer vogt 
ze sinde. _ 

2 post Martini. Do wurdent bevogtet Agnes presens, Hans und 
Elsin absentes 'tamquam liberi quondam Joh. Nuwenkelr, mit Frantz Zscheni 
pictore Bas. jrem anerbornen mage und vatters seligen bruder, promittente 
et advocatiam in omnibus causis assumente, von ufgebung wegen der vogtie 
Henman Zschenis des scherers jrs grossvatters. 

117) 1419. Sab. post Andree. Item do gabent ze kouffende Henn: 
Scherer von Bartenheim vinicola eivis Basiliensis tator et tutorio nomine 
Laurencij filij quondam Henslini Kesseler olim sutoris Basiliensis presentie 
minorum annorum pro quo cavit de ratihabitione — das orthus und hof- 
statt genant Schatzes huse —, 

118) 1419. 5 post Nicolai. Item do bevogtete sich Ennelin, Henny 
Kôchlis seligen wilent elich frowe mit Clans Heltprunnen dem smyde in 
allen sachen, von ufgebung wegen Cuny Kôchelis dicti Hennini quondam 
fratrie. 


Aus dem Gerichtsbuch der minderen Stadt. 


119) fol. d. 1416. Item Sab. post Andree het zu koufen gen Oerti 
Lüti der rebman et Anna uxor eius j. lib. d. gelts jerlich ze gend uf sant 
Martis tag, uf und ab j zweiteil reben; — emit Fren Schurtznacherin umb 





Die Vormundschaft des Basler Stadtrechts im 16. Jahrhundert. 299 


ziiij lib. d. — et est reemcio cum voluntate Hen. Kutzers jrs vogtz, gerw 
oder halber. 

120) fol. e. 1416. Item feria tercia post Tome ccec°xvj* hent zu 
koufen gen Hans Zuber et Angnes uxor eius j gulden geltz uf der halben 
jachart reben im Riwenberg [folgt Angabe der Lage und der Belastung) 
et est reemcio; emit Eneli Nüsslina uxor quondam Petri Nüsslis pro xv flor.; 
ingrossatum est. 

121) fol. b v. 1417. 2 post palmar. — Anna Anshelmin, mit Peter 
Pur dem kürsener, jrem wissenthaften vogt von sipschaft wegen — [macht 
eine Schenkung). 

122) fol 105. 1410. Item ccec°x° sabato post ass. Mar. het zu koffende 
geben frater Richardus zem Angen alias Vinsterlin der austiner mit Ob- 
recht Snegg sim vogt und och mit willen fratris Johannis de Lucern prioris 
sui j garten —. 

123) fol. 106. 1410. Item sab. post Michahelis o000°z? het verkoft 
Anna Slierbachin mit Berchtold Oesrich jrem anerbornen vogt und Oesrich 
och als ein vogt Heinrichs und Hans und Urselis der selben Slierbachin 
kind einen bletz reben im Krötlispach —. 

124) fol. 111 v. 1410. Sab. ante purific. Item die et anno predicto 
hent sich bekent Elsi zer Kinden mit Henman Meiger jrem vogt dz Heinr. 
Sigbold et uxor eius gewonlichen weg haben söllent an jrem dritteil reben 
im Gilbenberg zu gond in jren zweiteil reben, so lit uch im Gilbenberg, 
so stost an Elsi zer Kinden und an Jegli Vaster; ingrossatum est. 

125) fol. 114 v. 1410. Item ward erkent, dz Hen, Dietzschis de Ha- 
gental ein. vogt Kathrinen Schottin de Hagental sinen willen ze der gob 
geben solt, als si den von Clingental geben wil etc., wölt er aber dz nüt 
tun, so möcht si sich mit eim andren vogt bevögten, und also ward Heini 
Jager jr vogt [hierauf schenkt sie dem Closter Clingental ihr ganzes Ver- 
mögen]. 

126) fol. 119. 1411. Item sab. post Bartolomei het zu koufen gen frow 
Süsli von Hadstat mit Heitsman Wunderli jrem vogt, — vij son wins 80 
man jr forus git uf und von dem viij teil des zehenden in der minren stat 
Basel und dannanthin den xxxij teil in dem zehenden über und über, und 
am fierden jor den achtesten teil in dem cleinen zehenden —. 

127) fol. 120. 1411. Item cceu’xj? secanda post Galli het zem under- 
phand gesetz Elsi Meigers die baderin mit Hans Meiger jrem vogt dz hüsli 
gegen zem Fröwlin über, j sit nebent zem Beltz und zer andren siten an 
Stehelin, und die hoftat nebent zem Fröwli, also were es sach dz Dietrichen 
nüt gescheche noch sins briefs sag als der wist, wie die baderin vorgenant 
die badstub zem erb enphangen hat, so mag er umb den selben schaden 
uf dz husli und hofstat varen donec etc. — 

128) fol. 143. 1413. Item gab uf die vogtie Clewi Hütti der weber 
von Rikenbach Bridli Hen. Zangmeisters kind und ward sin vogt jungher 
Ulrich Günther von Eptingen mit dem geding dz jungher Ulrich Clewi 
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Hütti sem jor einest, so ers an in fordert, rechnung sol gen umb des kinds 
gut. Werdend zwen glich brief; ingrossatum est. 

129) fol. 144 v. 1418. 4 ante Mathie. Item die et anno predicto en- 
phieng zem erb Hen. Meiger predictus zwen zweiteil akeren bi Buchsmans 
mur, stoset obnan und undenan an Buchsmans mur, von frow Greden von 
Frik et Burkart Sintz jrem vogt et de Hen, Eberler, elli jor umb xij B zins 
und ietwederem teil dz halb zu gend, 

130) fol. 150. 1418. Item 1418 feria 4 ante Frene ward mit urteil 
und recht ze vogt geben Hen. von Münster frow Elsin zinsmeisterin, wand 
dz buch luter wiste dz jr vorziten Heitzman Smid von Kestlach jr aner- 
borner vogt die vogtie umb alle sachen ufgeben hatt. 

131) fol. 158 v. 1418. 2 ante Lucie. Item die et anno predicto hend 
zu kaufen gen Elsi Phaffina cum Hen. Dür jrem vogt etc. et Heini Phuf- 
mat de Wenken als ein vogt Gredlis siner husfrowen et Wernli Bitzsch 
als ein vogt Gred Kempfen von Lumswilr ein hus gelegen an der Bind- 
gassen. 

132) fol. 177 v. 1415. 4 post Mathei. Item die et anno predicto em- 
pfieng zem erb Cunr. Biberstein dz erbrecht des huses so etc. an dem Silber- 
gessli —, so die eigenschafft zu gehört frow Greden zem Rosen, — et 
dominus Heinr. de Baden dedit consensum tamquam tutor domine zem 
Rosen. — 

133) fol. 191 v. 1411. Item 4 ante Laur. frönd Cuntzman Scholer 
ölli die recht, so Sliengers wib hat an drien juch. reben in der Breite, 
Item sab. ante Laur. ward erk. dz Cuntzman Scholer sol j monat beiten 
von Schliengerin kind wegen, als jm sin teil och verbotten iet, wand de 
selb kind j weiss ist, also dz man do zwüschent den fründen verkünd, dz 
si dz kind do zwüschend bevögtigend; geschech es aber nit, so liess man 
aber denne Cuntzman dz recht volgen. 

134) fol. 209 v. 1415. Item die 4 post trinit. gab uf die vogtie 
Hen. Zörnli in namen sin selbs und in namen sins vatters, und Heini 
Zörnli von Tegernow in namen sin selbs, so sü hattend zu — (fehlt ein Vor- 
namen) — Burgmans seligen wib, und gondend jr einen andren vogt ze 
nend umb alle sachen, und also ward jr vogt meister Götz von Hünen- 
berg etc. 

135) fol. 228 v. 1410. Item secunda ante Appollinaris swur Obrech- 
tin, das sti jr bestz und jr wegstz hat geton, jrs kinds vogt zu suchende, 
und also ward erkent dem kind dz sti ein andren vogt mocht nen. 

136) fol. 237. 1411. Sab. ante Johannis. Item die et anno predicto 
ist erkent das Hen. Spitz wisen und kuntlich machen sol, dz frow Gerin 
Griebin mit jrem vogt, Hen, Wegenstetten, gunst und willen vergeben und 
gegeben hab in der e und vor der e zu Elsinen Spitzin die lx guldin geltz 
so si hat uf den Reten zu Basel. Wist und macht er daz kuntlich, daz es 
also geschehen si mitz vogtz gunst und willen, so saönds im volgen, ge- 
schicht eg aber nüt, so geschech aber jederman wz recht si. — 
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137) fol. 239. 1411. Sab. ante crucis. Eodem die ist erkent, ds Anna 
Teiglina wol einen andren vogt mög nemen für Clewen, wenne der selb 
Clew fiuehtig wz, und also ward jr zu vogt geben in gericht Glogner jr 
bruder. 

138) fol. 241 v. 1411. Sabb. ante Andree ward erkant, sid dem mol 
ds Rudi Bitzner nüt komen were, als jm verkünt was zu komen mit j ge- 
swornen botten, behôlflich zu sind Elsinen, Hans Bitzners wib und Cunrad 
jrem sun, daz si sich denne wol bevögten möcht mit ein andren, und also 
ward jr zu vogt geben Hans Lutersdorf der kremer. 

139) fol. 251 v.1412. Sab, post Marthini, Item die et anno predicto 
ist erkent das Rürbergih Schönsweiffin nit antwurten sol on jren vogt. 

140) fol. 270. 1414. Item Sab. post Luce. gab uf die vogtie Hen. 
Küffer dem hafner zem Sneggen von siur tochter kind wegen, und gelobt 
der selb hafner dem selben kind j getrüwer vogt ze sind, und also wen 
Hen. Küffer rechnung an den obgen. bafner zem jar einest fordert, sol ers 
jm gen. 

141) fol. 276. 1415. 2 ante Georii. Eod. die ist erk., ds man vom 
gericht verkünden sol der Baderin vogt an den Steinen, dz er bi jr si in 
xiijj tagen zu Basel vor gericht und jr behülflich si als jr vogt nach der 
stat recht ze Basel; kund er den, so geschech aber den dz recht si; kem 
er aber nütt, so mag si sich den mit eim andern bevögtigen etc. und aber 
den tun dz recht si noch red und widerred, 

142) fol. 285. 1415. 2 post Thome. Item die et anno predicto gab 
Werli Tüfel Cunrat Oetembach dem grotücher iij lib. vij 8 minus iiij d. 
von Clerlin, Erni Triitzschis seligen kind, des vogt er wz -- und ist also 
. da kind von Tüfel usgewiset alles dez gutz so es hatt von sim vetterlichen 
erb von dem obgenanten Tiifel, wand er gesworen wolt han dz er des 
kinds gut nüt me hett. 

143) fol. 294. 1416. Item 4 post | ward erk., dz Nüsslina sich wul 
bevögtigen mag mit eim andern vogt, wand jrem vogt verkündet wz, dz 
er bi jr wer und behülflicb, dz selb er aber nit tet; und also nam si zu 
vogt und jre kind, die in gericht warend, Cunrad, Clerlin und Angnes, 
Heitzman Hanfstengel jren vatter. 

144) fol. 295 v. 1416. Item 4 post Martini anno xvj® ward mit 
urteil und recht vogt Hen. Dür und och von sipschaft wegen als er jn 
zugehört, Hen. Dinmans seligen kinden, Nominantur Hans, Eneli, Frenli 
et Angnes. — [folgen 3 unleserl. Worte] und ist Peter Dinman jr bruder 
sin selbs vogt. 


Aus dem ältesten Vergichtbuch; Rubrik: Vogteien. 


145) 1425. 4 ante Anthon. Item do ward Hans Zwilchembart, Hans 
Zwilchembarts sun, bevogtet, wand sin vatter nit in land wazz, und och 
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lang zyte nit me in land gewessen were und niemand wisste wo er were, 
mit Hansen Müller von Bintzen. 

146) 1425. 5 post invocavit. Item do verzech sich jungkher Henman 
Vitztum der vogty so er hatt zu frow Greden zem Wolff, wilent Jungkher 
Ulman Vitetums seligen eliche frowen in allen sachen und erlobts und 
gonde jr sich ze bevogtent mit wem jr daz figlich were. 

Item darnach uff dem nechsten Sampstag vor sant Gergen tag da 
ward si von unser herren der Reten emphelhendes und verwillgendes wegen 
bevogtet mit Burkart Bessrer der sich och jr vogty nach bekantnisse des 
gerichts underwand und annam als recht wazz. 

(N. B. Burkart Besserer ist Gerichtsamtmann 1421—1426.] 

147) 1425. Quinta ante invocavit. Item alss do vor mol Rütschen 
Sticher gen Wonhein mit einem brieff verkündt wazz worden, sich in vier- 
zechen tagen har ze fügend und Ennelin wilent Heinrich Stichers sins 
bruders seligen frowen als ein vogt in jren sachen bystendig ze sinde, oder 
jr aber die vogty ufsegebend etc., also wand die xiiij tag yetzent nu langest 
verloffen werend, und er noch nit harkommen were noch nützit har ver- 
schriben hetti, da so ward si nach innhaltung der verkündung und nach 
des gerichtes recht und gewonheit bevogtet mit Clausen Stüllinger des ge- 
richtes diener in jren sachen bevogtet als recht ist, 

148) 1425. 5 post Georgii. Item do ward frow Elsin, Jorg Kasten 
seligen efrow, bevogtet in allen sachen mit Clausen Grafen, der jr och 
nach dem und si sprach, daz derselb jr mann selig vor zyten von Nüwen- 
burg harkommen were und sinen fründen nit komlichen ankomen noch ge- 
haben möchte, zu einem vogt geben ward und sunderlich wond es Conratz 
Wilderwirtz jrs tochtermans guter will wazz. 

149) 1425. 4 ante Margarethe. Item do verzech Peter Kranckwerch 
der watman der vogtyg so er hatt zu Hansen Dietschman von Baden dem 
seckler und gab jm die von siner vordrung uff lideklichen in allen sachen, 
wand er meinte, daz er hinathin sin selbs vogt sin wolte. 

150) 1425. Sabbato ante Jacobi. Item do ward von bett wegen Thinen 
Hüsslerin von Strassburg und Jegklin hüsslers jrs sung seligen sun Hans 
Hüsler des Jegklins bruder bevogtet mit Hansen Brotbegken einem knecht 
im Saltzhuss, doch untz uff sin widerrufen und och also daz jm die obge- 
nant Thin und Jegklin versprachent in des schultheissen hand, wazz der 
egen. Hans Brotbek von dirre vogty wegen in schaden und kosten keme, 
daz si jn denne da vor allem schaden verhüten söltent. 

151) 1425. 2 post Barthol. Item do ward Veren Zotzins wilent Cle- 
win Zotzins seligen des webers eliche tochter bevogtet mit Heinin Köchlin 
jrem nechsten vattermagen; wie wol nu Wernlin ‚Köchlin der elter wazz 
und aber nit im land getorste sin, da so ward bekent, daz Heinin Köchli 
wol jr vogt gesin möchte. 

152) 1425. Quinta videlic. die Lucye. Item do verzigend sich Hans 
Tentzlin von Thann und Ulrich Tentzlin von Ruffash die reblüte, gebrüdere 
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der vogty so si hatten zu Ennelin Tentzlins wilent Wernlin Tentelin 
seligen des winmans, ettzwenn jrs bruders ewirtin in allen sachen und 
gabend jr die uf lideklich und ler, promitt. de rato, und uff daz ward och 
si bevogtet mit Clewin Hötzlin dem winman, burger ze Basel, der sich och 
jr vogty underwand, doch untz an sin widerruffen etc. 

153) 1426. Sab. ante Barnabe. Item do ward Angnes Phiferin, Bert- 
schin Drygerwertz seligen jungkfrow bevogtet mit Petern Widerspach dem 
spengler in allen sachen untzen an jr widerruffen etc, 

154) 1426. 5 ante Michahel. Item do ward Ennelin wilent Claus 
Rosemburgers des schniders seligen ewirtin, nach dem und sy diss nechsten 
vierzechen tag, als jr daz vormalen bekennt wazz, jr bestes und wegstes 
mit fragen getan hatt, und aber den, der von jrs manns seligen von rechtz 
wegen jr vogt sin solt, nit ervörschen kond, als si daz by jr triiw vor- 
sprach, bevogtet mit Hansen von Hirssingen dem koch, burgern ze Basel, 
jrem vatter, als recht wazg. 

155) 1426. 4 post omn. scor. Item do ward Gorin Rissin bevogtet 
mit Conrat Fuchss dem glasser in der sach von jrs mans seligen erbs 
wegen, wond Cuni Swegler jr die vogty vormals in Peters zem Blech hand 
uffgeben hatt etc. 

156) 1427. 3 post invent. sce crucis. Item do wurdent Conrat Schlien- 
gers seligen des küffers von Esslingen kinden Wernlin und Hans, als jr 
muter mit Hansen Menlin dem küffer zur heiligen ee begriffen hat, bevogtett 
mit Conrat Vörster dem zimberman, und als gefragt ward, wer der kinder 
nechster vatter mag were, wand der billich die vogty uffgeben sölte, also 
seite die muter, daz si arm lüt werind und nit hettind daz man jemant 
verkünden möcht. i 

157) 1427. 5 post Mar. Magd. Item do gab min herre her Hans 
Wiler die vogty uff die er hat zu jungkher Mat. Waldbachs seligen kinden, 
und wurdend och desselben tags bevogtett mit Walther Herstrassen, doch 
also und in den worten, daz man jm sol einen schaffner geben, als die 
kind vormals einen hand gehept. 

158) 1427. 2 vidz vigilia Katherine. Item do verzech sich Henslin 
Huter in nammen Clausen Huters von Costentz sins bruders, für den er 
harinn trost, der vogty so er hatt zu Adelheiden wilent Notensteins jrs 
bruders seligen ewirtin in der sach von der teilung wegen des erbes und 
gutes, so si mit sinen kinden ze teilende hat, und ward och si bevogtet 
mit Heinrich Iltiss jrem stieffvater och in dirre sach. 

159) 1427. 8 crast. concept. Mar. Item do ward Adelheyd Völmin, 
Jergen Beheims seligen ewirtin, nach dem und siner swester gen Costentz 
verkündt wazz, und och bekennt ward, daz si einen manat warten, und 
jr bestes mit fragen tun solt, ob si sinen bruder yenand ervörschen konnde, 
dem aber si, als si sprach, nit zukommen möchte, wand er verre in welscheu 
landen, ob er joch lepti, sin sölte, bevogtet mit Conrat Tröschlin dem 
schnider, der sich och jr vogty an nam. etc. 

19° 
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160) 1428. 8 ante letare. Item als do uff gestert Elsen, Frantzem 
Spalers ewirtin nach dem und es jm ergangen were, erkennt ward, daz si 
sich mit einem erbern man wol bevogten möchte, also ward och si be- 
vogtet mit Adrian von Noten jrem Stieffvatter. 

161) 1428. 2 ante Heinr. imperator. Item als sich do Henni Regenss- 
hein, Rudin Matter und Rudin Metziger von Bartenhein der vogty ver- 
sigent, so si battent zu Angneslin Matters, daz Heini Matters seligen kind 
wazz, also ward dasselb kind uff hütt bevogtet mit Wernlin Metziger dem 
schiffman. | 

162) 1428. 2 ante Michahelis. Item als do Stüllinger von des ge- 

richtes wegen hinuss gen Magstatt geschigkt wazz zu Ullin Verannen, ob 
er Ennelin, Conratz von Magstatt seligen ewirtin, sodenne Petern und Ciaren 
jren kinden die vogty so er zu jnen hetti, uffgeben wôlto, also da seite 
Stüllinger daz er by jm gewesen were, und hette jm die vogty so er zutz 
jnen hetti, uffgeben und sich dero verzigen, und jnen damitt gegônnt, sich 
ze bevogtent mit einem erbern man, der jnen nutz and gut beduchte sin, 
denne er were sins libes halb ein krangker man, daz er nit gewandlen 
noch gan oder jnen ützit trostlich gesin möchte. 
Item anno etc. xxx 8* vid. vig. omn. scor. Da wurdent nach ver- 
horung der geschrifft ze nechst davor geschriben Peter und Clar des vor- 
gen. Conratz von magstatt seligen kind bevogtet in allen sachen mit Peter 
Schaltenbrand, der och jr beider vogt ward, als recht wazz. 

163) 1429. 4 post trinit. Item do verzech sich Jöseli Frangk der 
vogty disse nechsten drii jar siner geswistergiten, und wurdent och die 
disse drii jar bevogtet mit Walther Herstrass etc. 

164) 1429. 5 ante Barnabe. Item do verzech sich Burkart von Phird 
der metziger der vogty so er hatt zu Hansen und Elselin sinen zwein 
kinden in der sach als er mut hatt jr miiterlich teil mit jnen ze teilend, 
und wurdend och dieselbe sine zwey kind harinn in gegenwürtikeit Rit- 
schin Meygers und Osin Bilgers von Mörnsch jr fründen bevogtet mit 
Clausen Bilger genant Schaffner in derselben sach, derselb sich och jr 
vogty harinn an nam, doch untzen uff sin widerruffen etc. 

165) 1429. 4 post Ulrici. Ich Andres Ospernell, schultheiss ze Basel 
etc. tun kunt, das für mich kament in gericht jungkher Friderich Schilling 
ze eim teil, jungkher Balthazer Schilling sin vetter rem andren teil, Peter 
von Hegenhein als ein vogt und an atatt und in namen frow Brygdlins 
Spitzen siner elichen husfrowen und Hans Spitz der jünger, der yetzgen. 
frow Brygdlins elicher bruder zem dritteil, von sôlicher sach wegen, als 
der vorgenant jungkher Balthazer Schilling meinde, das er billich jungkfrow 
Clerlin Schillings willent jungkher Hansen Schillings sins bruders seligen 
kindes, so der egen. zweyger geswistergiten swesterlin muterhalb were, 
als ein nechster vater mag nach der statt von Basel recht und harkomen- 
heit vogt were und sin solte, und och daruff an den vorgen. jungkher 
Fridrichen Schilling, als der dahar desselben sins bruders seligen kindes 
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vogt gewesen were, vorderende waz, das er jm die vogti desselben sins 
bruders seligen kind uffgeben wolte als recht were; als-sich nu der vor- 
genant jungkher Fridrich Schilling sin vetter der vogti der vorgen. jungk- 
frow Clerlins dar uff verzigen wolt han, redtent und sprachent die obgen. 
Peter von Hegenhein und Hanns Spitz, wie das si sich des wol bekantend, 
das jungkher Balthazer Schilling als ein neehster vatter mag bhillich der 
vorgen, jungkfrow Clerlias vogt were und sin solte; aber als jungkher 
Fridrich desselben kindes vogt dahar gewesen were, und sine zins, gut und 
‚gült gar eigenlichen wisste, und och sin die ziuslüt gewont hettind, da be- 
düchte si, das es wol des kindes nutz were, ob es jungkher Balthasers 
meinung sin wölte, das derselb jungkher Fridrich sin vogt fürer were; were 
.aber, das daz jungkher Balthazern nit ze willen were noch sin wölte, so 
getruwtend si jm aber doch, das er als gütig were, nnd jungkher Frid- 
richen gönde, dem kind sin zinss und gut, syddemal das sin die zinsslüt 
gewont hettind, fürer inzenemend; als nu jungkher Balthazer darum unver- 
dinget wolte sin, und aber och daby redte, er getruwe, wenne sich ein jar 
verlüffe, das er jnen denn von des kindes zinsen und gülten wegen wol 
gut rechnung geben wolt, da so ward nach red und widerred, so da be- 
schach, erkent: syddenmal das sich denn jungkher Balthazer eins semlichen 
‚gegen jnen begeben wölt, wenne das jar usskeme, das er jnen von des 
kindes gut und zinsen wegen gut rechnung geben welt, das och er denn 
-des kindes zinss und gut daruff wol möchte jn nemen, in den worten: 
were, das er jnen, wenne das jar usskeme, von des kindex wegen gut rech- 
nung gebe, wol und gut; were aber dez nit, so solte jnen jr recht fürer 
behalten sin. Des so redtend und sprachent och die obgen. Peter von He- 
‚genheip und Hanns Spitz, syddenmal das er sich denn, jungkher Balthazar, 
eins semlichen selber begeben hetti, und es och jnen erkennt were worden, 
so benügte si mit der urteil wol; aber si getruwtent, daz er jnen billich 
«da by och versprechen sölte, dar er das egen. kind ane jr und andern 
desselben kindes nechsten fründen rat, wissen und willen nit beraten sölte; 
dasselb och jnen nach miner frag erkennt ward, und beduchte och daz 
gericht, daz jungkher Balthazar daz billich also nach jr vordrung ver- 
sprechen sölte; und alsu da versprach och er daz in min des obgen. schult- 
heissen als in eins richters hand nach dem und die urteil wyset und vor- 
geschriben ist. Des so verzech sich och der vorgen. jungkher Fridrich der 
vogty der digkgen. jungkfrow Clerlins und ward och es bevogtet mit dem 
egen. jungkher Balthazar Schilling, der och sich siner vogty also under- 
wand und an nam, und gelopte och damit, derselben jungkfrow Clerlins 
getrüwer vogt ze sind, sinen nutz ze fürdrend, sinen schaden ze wendende 
und zu dem sinen ze achtende und ze tunde als denne daz einem getrüwen 
vogt zugehöret und gezimet ze tund, ungevarlich. Diss ist beschechen in 
gericht mit aller der sicherheit etc. Datum 4 post Ulriei anno ete. xix. [soll 
"heissen xxix]. 
[Zur Erläuterung obiger Urk. mag folgender Stammbaum dienen :] 
Zeitschr. für schweizerisches Recht. Menue Folge VI. 20 
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N. Spitz = N. uxor == Hans Schilling + Balthasar Schilling 


EEE VE A nenne 
Bridlin Spitz Hans Spitz Clerlin Schilling 
= Peter von Vogt: Fridrich 
Hegenheim Schilling 


166) 1429. 4 post Jacobi. Item de verzech sich Claus von Mentz der 
harnescher wilent Conrat Heiden seligen des harneschers elicher bruder 
der vogty eo er hatt za Ennelin desselben sins bruders seligen ewirtin 
und erlobte und gonnde jr, sich ze bevogtent mit Oswalden Meyger dem 
schliffer, der och jr nach jr vordrung su einem vogt also geben ward. 


167) 1429. Ipsa die sancte Lucie. Item do wurdent Angnesen Spil- 
mans kinden bevogtet in allen sachen mit Hansen Widmer dem schuch- 
macher untzen an der kinden widerrufung. [neben diesem Eintrag ist ein- 
geschaltet:] Anno etc. xxxij°, 4 ante omnium sanctorum, do gab Widmer 
Hansen Paulus die vogty über und über uf, und sprachend och er und 
sin muter von jrselbs und der kinden wegen, das er jnen ein gut rech- 
nung geben hetti umb innemen und ussgeben; harumb da quittiertent och 
si jn etc. 

168) 1430. 5 vidz. vig. Mathye. Item von vorderung wegen Hansen 
Blumen des metzigers knaben, als er meinde, er were selber vogtbar, do 
gab jm Hans Wesslin der schnider die vogty nach bekanntnisse des ge- 
richtes uf. 

169) 1480. Tercia post invocavit. Item do ward Hans Ganser, Con- 
rat Gansers seligen kind, nach dem und Cüntzlin Ganser von Otenhein 
sinem grossvatter verkündt wazz worden, sich heruf ze fügend, und zu 
des kindes ding ze achtende, und er aber des nit getan hetti, bevogtet mit 
Peter Ganser dem schiffknecht, sins vatters seligen bruder. 

170) 1480. 5 post reminiscere. Item als do Gred zem Meigen, wilent 
Mathys seligen zem Meygen eliche wirtin zer heiligen ee griffen hat, und 
aber er ein kind, so si by jm geborn hat, verlassen hat, wand aber er nu 
vernes landes wazz und man sinen fründen nit snelleklich zukommen noch 
die gehaben möchte, als aber dem kind nach gelegenheit der sachen not- 
durfftig were, da so ward nach gelegenheit der sach erkennt, daz man daz 
kind, ein teilung mit der muter ze tund, wol bevogten möchte mit einem 
erbern man, und also da ward och es in dirre sach bevogtet mit Swarz- 
hanss, der sich och des kindes, als es sinem wip zugehört, annam, und 
versprach er och, jm sin bestes und wegstes in den sachen zetund, als denne 
daz einem getrüwen vogt zugehöret. 

171) 1480. Sab. die Margar. Item do verzech sich Burkart von Mutz- 
wilr genannt Ziegler der vogty so er hatt zu wilent Dietschins von Mutz- 
wilr sins bruders seligen kind in allen sachen, und ward och dasselb kind, 
wie wol es nit ze gegen wazz, bevogtet mit Clausen Grafen och in allen 
sachen, doch untzen an jro beider widerruffen, promitt. etc. 
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172) 1430. Sabbato post advine. Petri. Item do kam Jost Wartem- 
berg an daz gericht und redte da offenlich, daz jm min herren die Rete 
empfolhen bettint, dem gericht ze sagent, dazz miner herren meynung were 
von beti wegen dera zem Angen, daz meyster Engelfrid derselben zem 
Angen vogt sin sölte in jren sachen, und also da underwand och er sich 
jr vogt ze sinde untzen an sin widerruffen, 

[N. B. Unter Meister Engelfrid ist ohne Zweifel Engelfrid Scherrer ver- 
standen; derselbe ist Urtheilsprecher 1418, 1427, 1429—31 und wird Schult- 
heiss 1431.) 

173) 1430. 2 postBarthol. Item do verzech sich Jegkin Fryg der 
miiller der vogty so er hatt zu Verenen Egglins von Liestal in der sach 
von jungkhern Lienhart Phirters seligen erbs wegen, und ward och si nach 
verwilligung miner herren der Reten bevogtet mit Chiintzin Sattler dem 
amptman iber Ryn. 

174) 1481. 8 post Anthonii. Item als sich do Peter von Hagental 
der vogty so er hatt zu Greden von Hagental wilent Heintzman Hagentals 
sins bruders seligen ewirtin nach bekantnisse des gerichts verzech in der 
sach als er si ansprechig meinde ze hand von Heintzmans sins bruders 
seligen erbs wegen, da och erkenut ward, als er nit lideklich davon stan 
wolt: wenne si geteiltent und jr sachen überkäment, daz er widerumb jr 
vogt sin sölte; bedüchte si denne, daz er jr nit fügklich were, so möchte 
si za jm klagen; nach dem und er sich denne verantwurte, so geschehe 
daz recht were. 

175) 1431. 5 ante pur. Item do verzech sich Dietrich zer Eych der 
watman, burger ze Basel, der vogty so er hatt zu Clewin Bongarten, Han- 
sen Bongartens sun, und gab die demselben Clewin, als er sin selbs vogt 
meinde ze sind und och die der jaren halb wol gehaben mocht, lideklich uff. 

176) 1431. Secunda vid. die Gregorij. Item als do Ness Nesselbach 
diss nechsten xiiij tag als si sprach jr bestes mit fragen getan und aber 
jrs mans seligen nechsten vattermagen, der denne von rechtes wegen jr 
vogt sin sölte, nit hetti können ervörschen noch ervaren, also da ward 
si bevogtet mit Hansen Nesselbach dem schnider, jrem bruder —. 

177) 1431. 5 post Joh. bapt. Item als do vormalen Eisen Sinneria 
bekennt ward, die nechsten xiiij tag mit fragen jr bestes und wegstes ze 
tund, wer jrs manns Peter Sinners seligen nechster vattermag were, der 
von rechtes wegen jr vogt sin sélte, und aber si niemand, als si sprach, 
.ervörschen konnde, da so wurdent jre kind, Heinrich und Claus Sinner, 
bevogtet mit meister Andress Ospernellen, der sich och der vogty derselben 
jr kinden underwand und annam, doch untsen an sin widerruffer. 

178) 1481. 3 ante advinc. Petri. Item do ward Gred ze Crütz, als 
si vogtes nit enhatt, von jr vorderung und bett wegen bevogtet mit Rüt- 
schen Clingenberger in allen sachen etc. ut in forma. 

179) 1431. 4 ante Barthol. Item do verzech sich Heinzi Hon von 
Magstatt der vogty so er hatt zu meister Hansen von Basel seligen des 
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zimbermans wip und kind, promitt. de r. etc. ut in for. und gab jr die uf 
lideklich und ler. Item glicher wise verzech sich Henni Hun des vorgen. 
Heintzis bruder och der vogty des eg. Hanss von Basel seligen wip und 
kinden. | 

: 180) 1432. 2 post Vallentini. Item do verzech sich Contzman Brü- 
derlin von Segkingen der vogty so er hatte zu wilent Clausen Bogkmans 
des brotbecken seligen wip und kinden in mins herren des schultheissen 
hand untzen an min herren die Rete si mit einem ze bevogtent, der si jnen 
denne darzu nutz und gut bedunket sin. 

181) 1432. Secunda crastino esto mihi. Item do ward Gred Frigkerin, 
nach dem und Heinrich zem Kempften jr sun von todes wegen abgangen 
ist, der aber jr vogt wazz, bevogtet mit meister Stephan Rychental, der 
och sich jr vogtye underwand und an nam in allen sachen, ete, doch. 
untzen an sin widerruffen. 

182) 1432, 5 ante Verene. Item do ward von verzihung und ver- 
willigendes wegen Ludwig Müllers von Colmer, Conratli Vassnacht wilent 
Clawlin Vassnachts seligen kind bevogtet mit meister Peter Bischoff sinem 
grossvatter in der sach, als sin tochter, des kindes muter, mit jm mut hatt 
ze teilend eto. Nota si zoigtent dirre verwilligung einen brief von dem 
gericht von Colmar. 

183) 1482. 5 post Verene. Item do ward Ennelin von Eptingen be- 
vogtet mit Johanness Ziegler in allen jren (sic), doch untz an sin wider- 
ruffen ete. Doch so sprach si, si wolte gehorsam sin umb j par hossen 
oder ein wambasch. . 

184) 1482. 3 post Lucc. Item do ward jungkhern Jheretheus von 
Osthein nach der kuntschaft die er leit, daz er der nechst vattermag were, 
erkennt, daz er Fridlis und Jacobs ze Ryn, gebrüdern, wilent hern Bur- 
kartz ze Rin seligen kinden, vogt sin sölte etc. 

185) 1432. 2 post Lucye. Item do verzech sich Hans Türst der schu- 
macher als ein nechster vattermag Brygdlins von Ogst, wilent Hansen von 
Ogst seligen tochter von Liestal der vogty so er hatt zu derselben Bryg- 
den in allen sachen, und daruf da ward och si bevogtet och in allen sachen 
mit Conrat Gesellen etc. als recht ist. 

. 186) 1433. 3 crastino pur. Marie. Item als do Gred von Zürich, 
Heinrich Schliffers seligen eliche wittwe diss nechsten xiiij tag mit fragen 
umb den, der von rechts wegen jr und jrs kindes vogt sin sölte, jr bestes. 
getan hetti, und aber den, der von rechtz wegen jr vogt sin söllte, nit 
hetti können ervörschen, als si sprach und als och si daz vor versprochen 
hatt, da so wurde qch si und Hans jr kind uff hätt bevogtet mit Hansen 
Gerner dem scheffer in allen sachen, als recht ist. 

187) 1434. Sab. ante judica, Item do verzech sich Henman Dingkler 
von Beroltzwilr der vogty so er hatt zu Ulrichen Dingkler in allen sachen, 
und ward och er darnf bevogtet mit Hanss Widemer, sinem bruder, och 
in allen sachen. Darnach do gab er mit demselben sinem bruder sinen 
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gantzen vollen gewalt Angnes Dingklerin siner muter in allen sinen sachen, 
so er denne hie und anderswo ze schaffende hat, darinn ze tund und ze 
land, und och rechnung von Hennin Dingkler sinem erren vogt ze hörend 
etc, promitt. hincinde de rato. 

188) 1483. 3 ante ascens. Item do verzigent sich Ulman Môrnach 
der metziger, Claus Phlegler und Conte Mörnach der vogty so sy hattent 
alle dryg zu Ennelin Rübsamen, nemlich in dissen stügken: des ersten in 
der sach von aller jr briefen wegen von jrs vetterlichen erbs wegen und 
och von desselben jrs vetterlichen erbs wegen, als si jr muter darumben 
meinet ansprechen, sodenne och von jrs huses wegen ze Bubenegg, und 
von andern stügken und gütern wegen von jrem vatter seligen darrürent ; 
und in dissen stügken da ward och si bevogtet mit Clauss Grafen etc. ut 
in forma, und ach also, daz derselb jr vogt in dissen stügken jren gewalt 
hat und haben sol ze tund und ze land, si sye hie oder nit. 

189) 1434. Sabbato ante Anthonii. Item do verzech sich Claus Graff 
der vogty so er hatt zu Hansen Frigen wilent Ernis Satlers seligen sun 
und gab die uff lideklich von siner hand an hand und gewalt Ulrich Frigen 
des satleres von Baden als eins nechsten vatermagen des vorgenanten 
Hansen Satlers. 

190) 1484. Sabbato post Jacobi. Item do verzech sich Contzman 
Erb von Wangen by Olten der vogty so er hatt zu frow Angnesen wilent 
Hansen Phleglers seligen eliche wütwen, und gab jr die uff in allen sachen, 
als er jrs manns seligen nechster anerborner fründ wazz von mannssnamen, 
daz er zu jr vogty recht hatt. promitt. de r. | 

191) 1434. 5 post ass. Mar. Item do ward Ennelin die Malerin zer 
Muggen, relicta quondam Cüntzlini Maler, bevogtet mit Oswald Schliffer, 
der jr och nach dem und si vogtes nit enhatt, von jr vorderung und bett 
wegen rn einem vogt geben ward. 

192) 1434. 5 post exalt. ste. crucis. Item do verzech sich Contzman 
Schöpplin von Sissach als ein nechster vatter mag Fridrichs von Waldem- 
burg seligen wip und kinden (sic) in allen sachen und erlöbte und gonnde 
Jnen, sich hinnanthia ze bevogtent mit einem erbern man. — Secunda vi- 
delicet vigilia Mathey, do wurdend si und jre kind bevogtet mit Walther 
Herstrass, och in allen sachen, doch untzen uff sin widerruffen eic. als 
recht ist. | 

193) 1434. 4 ante Katherine. Item als do Gredlin, Hansen Ysenlis 
seligen des sniders ewirtin diss nechsten vierzehen tag mit fragen jr bestes 
und wegstes getan hatt umb den, der von des vorgen. jrs mans seligen 
wegen jr vogt sin sölte, nach dem und jr denne daz nach des gerichtes 
gewonheit bekennt wazz, also nach dem und si seite, daz si jn nit hetti 
können ervörschen, da ward si bevogtet mit Hansen Bremenstein dem 
schumacher, der sich och jr vogty underwand und annam etc, 

194) 1486. 5 post convers, sci, Pauli. Do ward Henman zem Wind 
bevogtet mit Rudolffen von Wegenstetten sinem vetter in gegenwürtikeit 
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Hans von Wegenstettens och sins vetters und och Ulmans im Hoff, als der 
sin vogt gewessen wazz, und aber jm die vogty uffgeben hatt, und redte 
und sprach och Clewin Blatzhein der amptman, daz Peter zem Wind, des 
vorgen. Henmans vatter mit jm geredt hetti, es were sin guter will etc. 

195) 1485. Sab. post pur. Mar. Item do verzech sich Conrat Mantali 
nach bekantnisse des gerichts der vogty so er hatt zu Angnesen Mantz- 
linen siner mater, 

196) 1435. 2 crast. mis. dom. Item- do verzeh sich Hans Lüber von 
Obren-Gebliswilr der vogty so er hatt als ein nechster vatter mag zu Ang- 
nesen wilent Heintzmans Glantzen seligen des gürtlers ewirtin und Hansen 
Glantzen jrem kind in allen sachen ; uff daz da wurdent och si bevogtet 
mit Andress Wyler och in allen sachen etc. ut in forma. 

197) 1436. 5 ante Martini. Item zwüschent Peter Heintslin dem 
kuttler und Göttschin von Sept und sinem sun, von meister Burkartz im 
Stampff seligen kindes vogty wegen, ward erkennt nach red und widerred: 
syd dem mal daz Peter Heintzli, des kindes muter seligen bruder, spreche, 
er wölte jnen zem jar, des er getrüwte, ze vier malen wol gut rechnung 
geben, daz och er denne daruf des kindes vogt beliben solte, doch also 
daz er des kindes friind zum jar ze viermalen rechnung geben und tun 
sol; were aber, daz er sich damitt, nach dem und si ein semlichs an jn 
vordertent, sumpte, oder ob er sich sust mit des kindes gut misshandelte, 
so sölte den des kindes fränden jr ansprach und wazz jnen beduchte jnen 
anligende sin, harinne sin behalten, 


Aus dem ältesten Vergichtbuch; Rubrik: Erbverzichte. 


198) 1425. Secunda post Mauritzii. Item do verzech sich Cily Mel- 
tingerin, wilent Schellhammers seligen ewirtia, im namen jr selbs und Anguess- 
lins jr beider kind, mit Ludman Meltinger jrem vogt, des erbs und gutes, 
so wilent der vorgen. Schellhamer kinder jr nach tode verlassen hat, und 
sprach es ab lideklich als recht ist, promitt. de rato ete. 

199) 1427. 3 post Francisci. [Die Kinder Conrat Schlientzen theilen 
mit ihrem Stiefvater ihr väterliches Erbe] — und wurdent och die kind 
vor gericht mit urteil und recht mit dem egenanten vörster bevogtet, wand 
des manns seligen fründ verre warend und nät darzu tun welten. 

200) 1434. Sabbato post Luce. Item do wurdend Clara, wilent Götzen 
von Oesch seligen ewirtin und och jre kind nach gelegenheit jr sachen 
bevogtet mit Ulrichen von Wippnow etc. Darnach da verzech si sich mit 
dem yetzgen. jrem vogt des erbes und gutes des vorgen. Götzen von Oesch 
jrs manns und jrs kindes vatter seligen und troste och si mit jrem vogt 
und jr vogt mit jr für die kind, nemmlich für Hansen und Heinrichen. 
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Aus dem ältesten Vergichtbuch; Rubrik: Gewalts- 
gebungen. 


201) 1434. Quarta post assumpcionis Marie. Item als do Hans Strübli 
frow Angnesen von Kloten, wilent Jacobs von Kloten seligen ettzwenn eins 
burgers ze Basel elicher wittwen, rechter anerborner erb und vogt ist, 
also als si ettzwazz krangk, und jr nit fügklichen wazz, vil kumbers ze 
habend, da so gab si dem vorgenanten jrem vogt jren gantzen vollen ge- 
walt in allen jren sachen, darinn ze tund und ze land, es sye ze verkoffend, 
ze vertigende, ze rechtigende oder ze quiettierent und alles daz ze tund und 
ze land, eg sye hie ze Basel oder anderswa, und wazz och er also ver- 
handelt und tut hie oder anderswa, es sye mit gericht oder usserhalb, daz 
hat si gelopt stete ze hand ze glicher wyse als ob si selber ze gegen etc. 


Aus dem ältesten Vergichtbuch; Rubrik: Quittierungen. 


202) 1429. 4 post trinitatis. Item do verzech sich Wernlin von 
Habkisshein der kürssener von vordrung wegen Hansen Luterbachs des 
gerwers der vogty so er hatt zu demselben Hansen Luterbach, wand der- 
seib Hans Luterbach meinde, daz er in dem alter were, als er by xx jaren 
alt were, daz er nu hinnanthin sin selbs vogt sin wülte. 


EI. Regesten. 
Aus den Urtheilsbüchern. 





208. 
a) Weiber handeln mit Vogt. 

1418 Sab. post nat. Mar. Anne Griebin schenkt Liegenschaften und 
Renten. 

1418. Sab. post Verene. Katherine Bonstetterin schenkt eine Rente. 

1418. 4 post ass. Mar. Anne von Mörsperg schenkt eine Rente. 

1418. 3 ante Katherine. Margareth Schlosserin schenkt eine Rente. 

1418. 2 ipsa die vinc. Petri. Jungfrau Gredeli Scherers schenkt 
300 Gulden. 

1418. Sab. ante Nicolei. Wittwe Agnese Bottmingerin schenkt 100 Gulden, 

1418. 5 post ass. Mar. Wittwe Elsi Sampsonin schenkt 100 Gulden. 

1418. Sab. post Nicolai. Wittwe Anne Griebin schenkt Fahrniss. 

1418. 3 ante Mathei. Adelheit Karrerin schenkt Fahrniss. 
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1418. 5 ante Margarethe, Frau Beli von Münster schenkt alle ihre 
Fahrniss, 

1418. Sab. post Nicolai, Wittwe Grede Scheftmacherin schenkt ihr 
ganzes Vermögen. 

1418. 4 vig. Mich. Elsi Pflüger verkauft ein Haus. 

1418. 4 vig. Mich. Grede Tengerin verkauft ein Haus. 

1418, 4 ante Verene. Wittwe Gredeli Rumtisch verkauft ein Haus. 
1418. 8 post vince. Petri. Wittwe Elsi Sporer verkauft ein Haus. 
1419. Sab. post Petri et Pauli. Wittwe Lena Francken verkauft ein Haus. 
1419. 3 post letare. Wittwe Grede von Frick verkauft ein Haus. 
1419. 5 post cantate. Gredi Wittwe Ottendorf verkauft ein Haus, 
1419. 4 post oculi. Gredeli Gloggenlüters verkauft ein Haus. 

1419. 2 post oculi. Wittwe Grede Müller verkauft ein Haus. 

1419. Sab. ante reminisc. Enneli zem Slegel verkauft ein Haus. 
1419. 5 post invoc. Wittwe Elsi Schützin verkauft ein Haus, 

1419. 4 post invoc. Anne Zschölderlerin verkauft ein Haus. 

1419, 3 ante pur. Mar. Agnes von Bonstetten verkauft ein Haus. 
1419. Sab. post convers, Pauli. Heili Türheldin und Metzi Lim- 
paterin verkaufen ein Haus. 

1419. Sab. ante Valent. Wittwe Enneli von Attenswilr verkauft ein 
Haus. 
1418. 5 post. Andree. Enaeli Schulers verkauft Liegenschaften, 
1418. Sab. ante Nicolai. Wittwe Grede ze Schuffelen verkauft eine 
Liegenschaft. 

1419. Sab. ante exaudi. Wittwe Katherine von Habkisshein verkauft 
eine Liegenschaft, 

1419. 2 post letare. Wittwe Margarethe von Frick verkauft eine 
Liegenschaft. 

1419. 2 post letare. Wittwe Metzi Mathysinen verkauft eine Liegen- 
schaft, 

1419. 5 ante letare, Wittwe Anne Rämin verkauft eine Liegenschaft. 

1419. 4 post judica. Der Vogt der Wittwe Metzine Erni, mit Voll- 
macht von ihr, verkauft eine Liegenschaft. 

1419. 3 ante pur. Mar. Wittwe Adelheit Münchin verkauft eine Rente, 

1418. Sab. post Jacobi. Enneli Erhartin giebt ein Confessat und ver- 
pfändet ein Haus dafür. 

1419. 3 post jubil. Wittwe Enneli Spitz gestattet das Wiederkaufs- 
recht eines von ihr gekauften Hauses, 

1418. Sab. ante Jacobi. Grede Köchlin gestattet das Wiederkaufs- 
recht für eine von ihr gekaufte Rente, 

1418. Sab. post Mich. Agnese Spaler consentiert zur Belastung eines 
Hauses, an dem sie Antheil hat, mit einer Rente, 

1418. Sab. post. Galli. Agnes Gebur bekennt, keinen Antheil an dem 
von ihrem Vater verkauften Hause zu haben. 
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1419. 2 post pur. Mar. Margarethe Murnhart bekennt kein Recht an 
einem von ihren Grosskindern verkauften Hause zu haben. 

1418. Sab, post Margar. Gred Tengerin bekennt, dass sie an den 
Liegenschaften und Fahrnissen, welche ihre Mutter verkaufen will, keinen 
Antheil habe, | 

1419. Sab, ante judica. Anne Griebin consentiert zu dem Verkauf 
von Liegenschaften durch denjenigen, dem sie dieselben vormals ge- 
schenkt hat. 

1419. Sab. ante oculi. Jungfrauen Nese und Elsine von Arberg ver- 
kaufen eine Erbschaft, liegendes und fahrendes. | 

1419. 2 ante Mathie. Wittwe Adelheit Zschopp verkauft 300 Schafe. 

1418. 3 ipsa die Lucie. Wittwe Anna von Baden verzichtet auf die 
Erbschaft ihrer Tochter. 

1418. 5 ante Elisabeth. Wittwe Elsine Böggli erklärt den Verzicht 
auf eine Erbschaft, | 

1418. Sab. post nat. Mar. Agnes Fuchs verzichtet auf ihr mütter- 
liches Erbe. 

1418. Sab. ante Martini. Nese Rotermand verzichtet auf den Nach- 
lass ihres verstorbenen Ehemanns, es sei liegendes oder fahrendes. 

1418. 5 post ded, eccl. Bas. Grede Tüttlinger verzichtet auf den Nach- 
lass ihres Mannes. 

1419. 2 post letare. Wittwe Lene von Gambach theilt den Nachlass 
ihres Mannes mit dessen Erben. 

1418. 8 ante Mathei. Petras Fry theilt den Nachlass ihres Mannes 
mit ihrer Schwiegermutter. 

1419. 5 post invoc. Veren Hiillerin gelobt, eine getroffene Erb- 
theilung stät zu halten. 

1419. 5 post exaudi. Petras, Wittwe Bentz Fryen schliesst einen 
Vergleich über den Nachlass ihres Mannes. 

1418. Sab. post Sy. et Ju. Grede Fryn bekennt, dass sie vom Bruder 
ihres verstorbenen Mannes ihre Ehesteuer erhalten und sich mit ihm be- 
züglich ihres Mannes väterliche Erbschaft verglichen habe. Sie gibt ihm 
Vollmacht zur Einforderung dieser Erbschaft. 

1419. 4 post circumcis. Wittwe Agnes Fuchsin übernimmt bei der 
Erbtheilung mit ihrem Stiefsohn die Zahlung sämmtlicher Schulden, 

1419. Sab. post Hilar. Nese Schatz übernimmt bei der Theilung einer 
Erbschaft die Zahlung sämmtlicher Schulden und gelobt, das Gericht wegen 
der Auslieferung der Erbschaft schadlos zu halten, falls sich binnen Jahres- 
frist besser berechtigte Erben melden. 

1419. 2 ante Mathie. Junte, Schwester Ulrich des Schniders, theilt 
mit ihren Miterben eine Erbschaft und verspricht, den Zschan Töwlin, 
welcher dem Gerichte Schadloshaltung für die Herausgabe der Erbschaft 
zugesagt hat, ihrerseits schad!os zu halten, 

1419. 2 ante Valent. Petras, Wittwe Bentzen Fry verspricht, das Ge- 
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richt für die Horausgabe einer Erbschaft schadlos zu halten, falls sich 
innert Jahresfrist ein besser berechtigter Erbe melde, 

1419. Sab. post pur. Mar. Grede Tengerin, welche ein Haus gekauft 
hat, verspricht dem Verkäufer Ersatz alles Schadens, der ihm aus dem Ver- 
kaufe erwachsen könnte, 

1419. 8 ante Hilar. Wittwe Elsina Hüngerlin giebt ein Confessat über 
9 Gulden. 

1419. 5 post invocavit. Agnes Varnowerin verzichtet auf ihre An- 
sprüche auf 100 Gulden, welche gerichtlich deponiert sind. 

1419. Sab. post epiph. Anne von Kriechstetten schliesst einen Ver- 
gleich mit den Erben einer Person, der sie vormals eine Rente geschenkt hatte. 

1419. 5 post Anthonii. Katherine famula Mörnach, welche von Marti 
Trölers sel, schwanger ist, und Marti Trölers Mutter schliessen einen Ver- 
gleich betr. die Kindbettkosten. 

1418. 8 post vinc. Petri. Katherine Frye giebt Vollmacht zur Ein- 
forderung von Erbschaft, 

1418. 2 ante Verene. Engi Bitzschine giebt Vollmacht zur Ein- 
forderung von Erbschaft. 

1418. 8 vig. sci Thome. Wittwe Enneli Horower giebt Vollmacht 
zur Einforderung einer Geldschuld. 

1419. Sab. ante judica. Katherine Bonstetterin giebt Vollmacht zur 
Einford:rung einer Schuld. 

1419. 2 post judica. Wittwe Elsine Henigki klagt gegen die Erben 
ihres Mannes auf Anerkennung ihres Eigenthums an einem von ihr in die 
Ehe gebrachten Haus. 

1418. Sab. post exalt, sce cruc. Elschi Schläfinshöw klagt auf An- 
erkennung ihres Antheils an einer Liegenschaft. 

1418. 5 ante Mar. Magd. Wittwe Grede Sperrer klagt auf Aus- 
stellung einer andern Urkunde für eine Rente, da die frühere Urkunde 
verbrannt eei, 

1419. 2 post Hilar. Wittwe Adelheit Zschuppen klagt Namens ihrer 
Kinder gegen ihren Schwiegervater auf Ausrichtung der Ehesteuer ihres 
verstorbenen Mannes. 

1419. 8 post letare. Grede Winterlis klagt wegen Injarie. 

1418. 2 post Mich. Katherine Kappellers wird auf Zahlung ver- 
sessener Zinse beklagt. 

1419. 5 vig. Mathie. Wittwe Catherine Ris wird von den Erben 
ihres Ehemannes beklagt auf Zahlung von Schulden desselben, 

1418. 4 post vincla Petri. Thine Kappelerin hat einen Rechtsstreit 
und wird angewiesen, ihre Urkunden in 14 Tager vorzulegen. (Streitsache 
nicht genannt.) 

1418. Sub. ante Katherine. Katherine Kappellerin ist Beklagte in 
einem Rechtsstreit, (Streitsache nicht genannt.) 
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b) Weiber handeln ohne Vogt. 


1418. Sab, post Galli. Grede Tengerin kauft ein Haus. 

1418. 5 post Nicolai. Engi Heliki kauft ein Haus. 

1418. 5 post Thome. Witiwe Katherine Bonstetterin kauft ein Haus. 

1419. Sab. post pur. Mar. Grede Tengerin kauft ein Haus. 

1419. 3 post jubilate. Enneli Wittwe Spitz kauft ein Haus. 

1419. 2 post cantate. Wittwe Agnes Dinkler kauft ein Haus. 

1418. Sab. ante Jacobi. Grede Kôchlin kauft eine Rente. 

1419. 5 post invoc. Anne Zschölderlerin kauft eine Rente und ge- 
stattet dem Verkäufer das Wiederkaufsrecht, 

1418. Sab. post Mich. Grede Tengerin kauft eine Rente und bewilligt 
dem Verkänter das Wiederkaufsreuht. 

1419. 5 ante epiph. Grede Schad kauft den Erben ihres verstorb. 
Mannes ihre Erbtheile ab und übernimmt die Zahlung sämmtlicher Schulden. 

1419. 8 post mis. dom. Wittwe Agnes Steger empfängt die Abtretung 
des Erbtheils des Bruders ihres verstorb. Mannes. 

1418. 2 ante Lucie. Anne Griebin empfängt verschiedene Schenkungen, 
die sie gemacht, zu lebenslänglicher Nutzniessung zurück. 

1418. 2 ante Mich. Adelheit Karrerin empfängt Fahrniss, welche sie 
verschenkt, zu Leibgeding zurück. 

1419. 4 post circumcis. Wittwe Agnes Fuchsin theilt mit ihrem 
Stiefsohn die Erbschaft ihres verstorb. Ehemannes. 

1418. 3 ante nat. Mar. Gredeli Lawlin verzichtet auf den Nachlass 
ihres Mannes, 

1419. 3 post letare. Leue von Gambach quittiert für Ausweisung 
ihres Erbtheils. 

1419. 5 post judica. Henman Rot und Ennelin Marderin, seine Con- 
cubine, bekennen keine Ansprüche mehr gegen einander zu haben. 

1418. Sab. post vinc. Petri. Hans Werli und Gerdrut von Sigen, 
seine Concubine, bekennen einander, dass keines einen Anspruch an das 
Vermögen des andern habe. 

1418. 2 ante Nicolai. Elsi Tannrugk quittiert für Geld. 

1418. Sab. post vinc. Petri. Ite von Burius schliesst einen Vergleich 
mit ihrem Bruder, dessen Haus sie gefrönt hat, 

1419. 5 post cantate. Sampsonin giebt ihrem Schuldner, dessen Gut 
sie mit Beschlag belegt hat, einen Aufschub. 

1419. Sab. post corpus. Gailin giebt ihrem Schuldner, dessen Haus 
sie gefrönt hat, einen Aufschub. 

1418. Sab. post exalt. sce. crucis. Wittwe Anna Remis giebt ein 
Confessat über 18 Viernzel Korn. 

1418. 5 ante Margarethe. Agnese Weselin giebt an Nese Göilin ein 
Confessat über 2 Gulden, 
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1418. 3 vig. sci. Thome. Wittwe Katherine de Hapchisshein giebt 
ein Confessat über 5 &. 

1419. 8 post oculi, Elsi Grafin giebt ein Confossat. 

1419. 4 post Valent. Elsi Wannerin giebt ein Confessat, 

1418. 3 vig. sci. Thome. Agnes von Hofstetten verspricht, eine Schuld 
in 12 Tagen zu bezahlen. 

1418. 8 ante nat. Mar. Adelheit, Wittwe Walther Götzen, verspricht 
eine Schuld ihres verstorbenen Mannes, für welche sein Gut mit Beschlag 
belegt ist, zu bezahlen. 

1418. 3 ante Verene. Agnese Lamprechtin verspricht, nichts aus ihrem 
Hause zu entfremden (vermuthlich, weil dasselbe mit Beschlag belegt ist). 

1419. 3 post oculi. Wittwe Buchbartin schwört, Hannsen Ansorg 
vor dem hiesigen Gerichte zu antworten, 

1419. 3 ante pur. Mar. Elsi von Grüningen verspricht, das Gericht 
schadlos zu halten; (wofür ist nicht ersichtlich.) 

1418. 3 ante exalt. sce. cruc. Jungfrau Enneli Spenderin giebt Voll- 
macht zur Geltendmachung ihrer Ansprüche auf ein Haus, 

1418. Sab, ante Katherine. Anne Trutmans giebt Vollmacht zur Ein- 
forderung einer Erbschaft, 

1419. 5 ante Hilar. Enneli Kupferschmit giebt Vollmacht an Elsin 
Kupferschmit zur Einforderung von Erbschaft. 

1419. Sab. ante kathedra. Metzi Scholl und Engi Brochslerin geben 
Vollmacht zur Einforderung von Erbschaft. 

1418. f post ded. eccl. Bas. Margrede von Strassburg giebt Voll- 
macht sur Einforderung von Fahrniss, 

1418. Sab. ante Martini. Elsi Saltzschriberin giebt Vollmacht zur 
Einforderung von Zinsen. 

1418. 3 ante Laurencii. Wittwe Elsi Sampsons giebt Vollmacht zur 
Einforderung von Geldschuld, 

1418. 8 ante Laurencii, Jungfrow Ursell Armbresterin giebt Voll- 
macht zur Einforderung einer Geldschuld. 

1419. 4 post quasi. Grede Kupfersmidin giebt Vollmacht zur Darch- 
führung einer Pfändung. 

1418. 2 ante Martini. Thine Buchbart giebt Vollmacht zum Process, 
(Streitgegenstand nicht genannt.) 

1418. 3 post Jacobi. Nese vom Stein giebt Vollmacht. (Gegenstand 
nicht genannt.) 

1419. 5 vig. Mathie. Enneli Hirsinger empfängt ein Confessat, 

1419. Sab. ante vocem, Grede Köchlin empfängt Quittung von ihrem 
Giäubiger. 

1419. 2 post letare. Grede Binder empfängt das Gelübde C. Wer- 
ders, nicht aus der Stadt zu gehen ohne ihren Willen. 

1419. Sab. post vocem. Jungfrau Katherine Baschart erhält von 
ihrem Gläubiger einen Aufschub. 








Die Vormundschaft des Basler ‘Stadtrechts im 15. Jahrhundert. 817 


1418. Sab. ante Barthol. Verene Zschegkabürlin empfängt Vollmacht 
zur Einforderung einer Geldschuld, 

1419. 5 post judica. Vye Vyeler schwôrt den Weisungseid für eine 
Erbschaft. | 

1419 4 post oculi. Lene von Altkilch schwört den Weisungseid für 
eine Erbschaft. 

1419. 8 post pur. Mar. Wittwe Elsi Hennickis schwört den Weisungs- 
eid für eine Erbschaft. | 

1419. Sab. post pur. Mar. Elsi von Bettlach und Gredeli, famula 
Lienhard zum Blumen, schwören den Weisungseid für eine Erbschaft. 

1419. 5 ante Hilar. Elsi, Jungfrau Ludeman Meltingers, schwört den 
Weisungseid für eine Erbschaft. 

1418. 4 ante Martini. Grede relieta Buchbart schwört den Weisungs- 
eid besügl. des Nachlasses ihres Mannes. 

1419. 5 post Valent. Jungfrau Nese von Arberg frönt eine Liegenschaft. 

1419. 2 vig. convers. sci Pauli. (rede Pflügerin legt Beschlag auf 
Clewi Butzen Gut, 

1419. 8 vig. convers. Pauli. Metzi Meltingerin legt Beschlag auf 
Wilhelm Lepkuchers Gut. 

1419. 5 ante Valent. Elsi Baltazarin legt Beschlag auf Hans Wigolts Gut. 

1419. 5 post cantate. Tachsin legt Beschlag auf Fahrniss. 

1418, 8 vig. sci Thome, Elsin zer Birk belegt Fahrniss mit Beschlag 
wegen einer Geldforderung. 

1418. 3 ante exalt. sce cruc. Die von Büchel verkauft 2 Pferde, die 
sie mit Beschlag belegt hatte, 

1418. 4 post Jacobi. Wittwe Suseli Richin kauft einen Zinsbrief, 
den sie für ihre Forderung an ihren verstorbenen Mann mit Beschlag be- 
legt hat, und behebt (beschwört) ihre Forderung. 

1419. 2 post letare. Wittwe Suseli Richin kauft einen mit Beschlag 
belegten Zinsbrief. 

1419. 8 post judica. Wittwe Margar. von Frick behebt (besch wört) 
‚eine Forderung, für welche sie das Haus des Beklagten gefrönt hat. 

1418. 4 ante Martini. Wittwe Enneli Petri im Kouffhus behebt eine For- 
derung gegen ihren Sohn, dessen väterliches Erbe sie mit Beschlag belegt hat. 

1418. 8 ante Katherine. Zschölderlin, Waltzhutin, Brachslerin be- 
heben ihre Forderungen gegen Spinner, dessen Gut mit Beschlag belegt ist. 

1418. 2 ante Katherine. Gute Rinlin behebt eine Forderung gegen 
die verstorbene Kerzenmacherin. 

1418. Sab. ante Katherine. Die Rinlin behebt eine Forderung gegen 
die verstorbene Kerzenmacherin. 

1418. Sab. ante Katherine. Clar Götzin behebt eine Forderung gegen 
die verstorbene Kerzenmacherin. | 

1419. 4 ante Hilar. Gredeli, Dienstjungfrau Heinr. Liespergs, behebt 
eine Forderung, die sie gegen den verstorbenen Liesperg hat. 
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1418. Sab. post Galli. Die Wittwe Hartung Lawlis behebt eine Forde- 
rung gegen ihren verstorbenen Mann. 

1419. 5 ante Hilar. Engi Helickin, welche ein Haus gefrönt hat, 
erhält eine gerichtliche Erkanntniss über ihre Befugniss zum Verleihen des 
Hauses während der Lösungsfrist, 

1419. 3 post Hilar. Gredeli famula Heinr. Liespergs erhält vom 
Gericht eine Urkunde, dass sie Liespergs Gut mit Beschlag belegt und eine 
Forderung von 28 # behebt habe. 

1419. 5 post mis. dom. Die Wittwe Heini Knaben schwört, dass «sie 
den, welcher ihr ein Pfand versetzt habe, nicht auffinden könne. 

1419. 3 post exaudi, Kechen' des Karrers sel. Mutter consentiert zu 
dem Verkaufe der Pferde ihres verstorbenen Sohnes. 

1419. 5 post letare. Adelheit Münchin erlässt -ihrem Gläubiger, 
der ihr Hans frönt, die Beschwörung seiner Forderung. 

1418. 4 post Martini. Gredeli Michels klagt gegen die Gläubiger des 
verstorbenen Ulrich Nidlinger auf Anerkennung einer Schenkung, die er 
ibr gemacht. 

1419. 4 post Valent. Grede Kesselerin, welche ein Pfandrecht an 
einem Hause hai, klagt auf Ablösung des vorausgehenden Pfandrechtes. 

1418. 5 post Mathei. Wittwe Enneli Horower klagt auf Ledigung 
einer von ihr gekauften Liegenschaft von der Pfandhaftung. 

1418. 5 post Barthol. Grosspetrin klagt gegen Wetzhowerin auf 
Herausgabe eines Hafens. 

1418. vig. nat. Xpi. Grede von Landenberg klagt auf Zahlung ver- 
sessener Zinse. 

1419. Sab. ante jubilate. Wittwe Metzi Meltingerin klagt auf Zah- 
lung von Grundzinsen. 

1419. 5 post jubilate. Grede Köchlin klagt auf Zahlung von Zinsen. 

1419. 4 post oculi. Grede Köchlin und Ennelin ihre Tochter klagen 
auf Zahlung von Zinsen, 

1419. % ante Hilar. Clar Götzin klagt auf Zahlung einer Geldschuld. 

1419. 5 vig. Mathei. Wittwe Catherine Ris klagt auf Zahlung einer 
Geldschuld. 

1419. 5 post letare. Heinr. Zschoppen Wittwe klagt auf Bezahlung 
einer Geldforderung. 

1419. 3 ante Mathei. Meltingerin klagt auf Vollstreckung ihres Pfand- 
rechtes für eine Geldforderung. 

1419. 2 post Hilar. Ennelin Hirsinger klagt auf Aufbebung einer 
Beschlagnahme. 

1419. 3 post letare. Wittwe Ennelin Frevels klagt auf Herausgabe 
von Erbschaft. 

1419. 5 post Valent. Wittwe Lene von Altkilch klagt gegen den 
ehemaligen Gemeinder ihres verstorbenen Mannes. 
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1419. 4 post Valent. Grede Henickis klagt auf Anerkennung ihres 
Erbrechtes am Nachlass ihres Halbbruders. 

1419. Sab. post corpus. Clare, Wittwe Cuni Houptz, klagt auf 
Theilung des Nachlasses ihres Mannes. 

141% 5 post jubilate. Die Wittwe Peter Nellen klagt auf Theilung des 
Nachlasses ihres Mannes. 

1419. 5 post quasi. Wittwe Grede Hüller klagt auf Theilung des 
Nachlasses ihres Mannes. | 

1419. 4 post Valent. Wittwe Grede Hüller klagt auf Theilung des 
Nachlasses ihres Mannes sel. 

1419. 2 ante Mathie. Wittwe Enneli Hirsinger klagt auf Theilung 
des Nachlasses ihres Mannes. 

1419. 3 post letare. Wittwe Elsina Klüwlerin klagt auf Theilung 
des Nachlasses ihrer Tochter. 

1418. 2 ante Katherine. Agnese Bentzin klagt gegen Cristine, ihre 
Schwieger, auf Anerkennung ihres '/s Antheil an dem Hause ihres ver- 
storbenen Ehemanns. 

1419. Sab. post convers. Pauli. Grede Zollerin klagt auf Aner- 
kennung ihres Antheils an einer Rente, welche ihr verstorb. Ehemann hatte. 

1419. 4 post letare. Wittwe Margar. Hüllerin klagt gegen die Erben 
ihres Mannes auf Auszahlung ihrer Morgengabe. 

1419. 8 post letare. Die Wittwe Contzen im Ballhoff klagt gegen die 
Gläubiger ihres verstorbenen Mannes auf Vorabbezahlung ihrer Morgeugabe. 

1418. 5 post Thome. Wittwe Gredeli Zapfengiessers klagt gegen die 
Gläubiger ihres verstorbenen Ehemanns auf Verabfolgung ihrer Ehesteuer 
und Morgengabe. 

‘1418. 4 ante Martini. Wittwe Metzi zem Angen klagt gegen die 
Gläubiger, welche das Vermögen ihres verstorbenen Mannes gerichtlich 
verkaufen, auf Vorabbezahlung der Begräbnisskosten und der Bannlöse. 

1418. Sab. ante exalt. sce cruc. Enneli Schillings wird beklagt auf 
Anerkennung des Miteigenthums des Klägers an einer Liegenschaft. 

1418. 4 post vinc. Petri. Die von Berenfels wird beklagt auf Ge- 
stattung der Ablösung einer Rente. 

1419. 5 ante Hilar. Agnes von Hofstetten wird beklagt auf Ab- 
lösung einer Rente, welche auf ihrer Liegenschaft haftet. 

1418. 4 vig. Sy. et Ju. Anne von Mörsperg wird beklagt auf Währ- 
schaft für ein verkauftes Haus. 

1418. 3 ante ded. eccl. Bas. Agnes von Bisel wird auf Herausgabe 
von 2 Kühen beklagt. | 

1418. 3 post ass. Mar. Wittwe Enneli Spitz wird beklagt auf Vor- 
legung ibrer Eheabrede. 

1418. 4 vig. Sy. et Ju. Clare von Sierentz wird auf Erbtheilung beklagt. 

1419. 8 ipsa die Valent. Verene Hüller wird auf Erbtheilung beklagt. 

1419. 2 post judica. Grede Hennigki wird auf Erbtheilung beklagt. 
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1419. 4 post exaudi. Wittwe Pfifferin wird beklagt auf Zahlung 
von Schulden ihres verstorbenen Mannes. 

1419. 8 post oculi. Wittwe Buchbartin wird beklagt auf Zahlung 
von Schulden ibres Mannes sel. 

1419. 2 ante Valent. Rützschen zer Nüwen Mülis Wittwa wird be- 
klagt auf Zahlung von Schulden ihres Mannes sel. 

1419. 4 post Anthonii. Wittwe Ennelin Menselerin wird beklagt 
auf Zahlung ihres Antheils an einer Schuld ihres verstorbenen Mannes, 

1419. 8 post exaudi Wittwe Grede Hüllerin wird auf Zahlung von 
Zinsen beklagt. 

1419. 5 post exaudi. Katherine Boustetterin wird auf Zahlung von 
Geldschuld beklagt. 

1418. 4 vig. Sy. et Ju. Ennelin Mäderer wird auf Bezahlung einer 
Geldschuld beklagt. 

1419. 2 post Hilar. Gredeli Schretzin ist Beklagte in einem Rechts- 
streit. (Streitgegenstand nicht angegeben.) 

1419. Sab. ante exaudi. Elschina Pfifferin hat einen Rechtsstreit mit 
ibrem Schwiegersohn betr. den Nachlass ihrer Tochter. 

1419. 5 post judica. Veren Zuberin, Ellina Burin und andere Weiber 
haben einen Rechtsstreit betr. Intestaterbberechtigung. 

1419. 8 ante Joh. Bapt. Grede Horuffin und Vye Vyelerin haben 
einen Rechtsstreit betr. Intestaterbberechtigung. 

1419. 8 post invoc. Wittwe Zoller hat einen Rechtsstreit betr. Thei- 
lung des Nachlasses ihres Mannes. 

1418. vig. nat. Xpi. Wittwe Gredeli Buchbart hat einen Rechtsstreit 
betr. die Theilung des Nachlasses ihres Mannes. 

1418. 3 ipsa die Lucie. Wittwe Grede Kesselerin hat einen Rechts- 
streit über die Theilung des Nachlasses ihres Mannes, 

1419. Sab. ante cantate. Wittwe Gredanne Güder hat einen Rechts- 
streit betr. Zahlung der Schulden ihres Mannes sel. 

1418. 4 vig. Mich. Urselle, der von Lörrach sel, Jungfrau, hat einen 
Rechtsstreit über eine Vergebung der von Lörrach sel. | 

1419. Sab. ante palmar. Wittwe Küngs hat einen Rechtsstreit betr. 
Riumung eines geliehenen Hauses. 

1418. 2 ante Lucie. Wittwe Agnes Heintzmans tritt einen Beweis an. 

1418. Sab. ante Martini. Agnese Etterlis legt Zeugniss ab. 


204. 
. G) Geisthche handeln mit Vogt. 

1416. Jan. 15. Heinricus de Hiisingen, plebanus sci Ulrici cum 
Contzmann zem Lufft sinem vogte, der jm mit gericht und urteile zem 
vogt geben wart, schenkt Fahrniss. 

März 21. Joh. Runspach, cappellanus eccl. Bas., mit Peter Stoss 
sinem wissenthaften vogt, schenkt Liegenschaft und Fahrniss. 
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Oct. 1. Hartmann Müneh, songer der Stift uff Burg, mit Claus 
Stülinger sinem vogte der jm ouch in gericht zem vogt geben wart, ver- 
kauft Liegenschaft. 

1417. Febr. 18. Erhart von Bürin, Probst von St. Peter, mit Güts- 
man Roten sinem vogte der jm ouch mit gerichte und urteile sem vogt 
geben wart, schenkt Zinse und Fahrniss. 

März 11. Joh. Hüng, Kaplan der Stift uff Burg, mit Diemar Streler 
sinem vogt in presenti causa sibi pro advocato assignatus, verkauft ein Haus. 

Apr. 19. Conrat Aspach, ein priester Basilee minoris, cum Burkart 
Sintzen, burger eius advocato, schenkt Liegenschaft und Fahrniss, 

Nov. 18. Niclaus Bitterkrut ein priester, mit Claus Stülinger eius 
advocato sibi in presenti causa tradito, verkauft ein Haus, 

Nov. 29. Joh. Friweler, canonicus Basiliensis, cum Engelfrid Scherrer 
eius advocato, schenkt Zinse und Fahrniss. 

1418. April 16. Erbart Raslat, caplan uff Burg, mit jungkher de 
Flachsland sinem vogt in dirre sache leiht ein Haus zu Erbzinsrecht. 

5 post exalt. see crue. Joh. Berenfels, caplan uff Burg, mit Günther 
Stralemberg sinem wissenthaften vogte, der jm ouch durch siner vorderung 
und bitte wegen in gericht mit urteil und recht zem vogt geben wart, 
verkauft seine Anwartschaft auf verschiedene Renten. 

Derselbe, mit demselben Vogt, schenkt Fahrniss. 

Sab. post exalt. sce cruc. Joh. von Husgöwen, caplan uff Burg, mit 
Heini Zoller dem brotpecken sibi in presenti causa ob ipsius petitionem 
tradito, schenkt Liegenschaften und Zinse. 

8 ante Mathei. Göry, Weihbischof von Constanz, mit Contzman zem 
Luft, sinem vogt presenti in causa, schenkt Geld. 

8 ante Sy. et Ju. Joh. Pflegler, ein priester, mit Contzman Zoller dem wirt, 
sinem wissenthaften vogte sibi in presenti causa tradito, verkauft ein Haus. 

2 ante Lucie. Claus Krieg und Joh. von Engen, priester, mit Hanna 
Sporen jreme vogte, als Selgereter der Frau Anne Griebin, leihen derselben 
zu lebenslänglicher Nutzniessung die Summen, welche sie ihnen zur Aus- 
richtung nach ihrem Tode gegeben hat. 

1419. 2 post. ass. Mar. Conr. Roggenberg, Priester, wird bevogtet 
mit Claus Stülinger dem amptmann des gerichtes, in dirre sach, und schenkt 
Liegenschaft. 

Sab. post Barthol. Ulman Slienger, capellanus eccl. Bas., per manum 
et auctoritatem Nicolai Stülinger, verkauft ein Haus. 


b) Geistliche handeln olne Vogt. 


1416. Jan. 16. Peter Binder, Caplan zu Olemberg, giebt Vollmacht 
sur Einforderung einer Geldschuld. 

März 19. Belasius prepositus in Witenow giebt Vollmacht zum Process. 

April 6. Bruder Joh. von Howingen giebt einem Schuldner, dessen. 
Haus er gefrönt hat, einen Aufschub. 
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1417, Oct. 2. Bruder Hans von Howingen empfängt Vollmacht zur 
Einforderung einer Geldschuld. 

1418. Jan. 10. Frater Joh. Zschegkabürli, gardianus domus fratrum 
minorum in Mülhusen giebt Vollmacht zur Durchführung einer Frönung. 

2 post trinitatis. Johanns von Engen, capellanus ecel. Bas. kauft 


ein Haus. 
1419. 4 post invoc. Mantz von Sultamatt, ein Priester zu Basel, kauft 


ein Haus, 
Sab. post corpus. Bruder Lienhart Stegreiff, ein Augustiner, quittiert 


für Geld. . 

Sab. ante ded. eccl. Bas. Bruder Hans Tschaggabürlin ein Barfüsser 
frint ein Haus. 

205. 

1416. 2 ante nat. Mar. Herr Otteman Richental, Priester, Schaffner 
des Domcapitels, verkauft ein Haus. 

1420. Sab. post corpus. Herr Heinrieh von Hiisingen, Buwmeister der 
Stift auf Burg, Namens des Buws, verkauft an Anne Griebin eine lebens- 
längliche jährliche Rente von 10 Gulden und 4 Karren Holz, auf dem ganzen 
Vermögen des Buws. 

1419. 3 post Martini. Derselbe giebt Namens des Buws eine Rente 
von 3 & dem Rentenschuldner zurückzukaufen. 

1420. 4 post epiph. Bruder Richart Vinsterli, Schaffner des Augustiner- 
closters, giebt Liegenschaften, welche dem Closter geschenkt wurden, dem 
Schenker zu lebenslänglicher Nutzniessung zurück. 

1415. Sab. ante miserie. Bruder Johans Vitztum, Schaffner des 
Predigerclosters, leiht ein Haus zu Erbleihe. 

1415. 2 post oculi. Conrat Herre, Caplan und Schaffner des St. 
Peterstifts, leiht ein Haus zu Erbleihe. 


206. 

1417. Febr. 15. Herr Heinrich von Hüsingen, Buwmeister uff Burg, 
mit Hugelman Schalbach seinem Vogt, und Herr Jost Tentsch, Buwmeister zu 
St. Peter, mit Peter zem Wind seinem Vogt, Namens ihrer Buwen leihen eine 
empfangene Schenkung dem Schenker zu lebenslänglicher Nutzniessung. 

1417. Mai 12. Heinrich von Hüsingen, Priester und Buwmeister uff 
Burg, mit Claus Stülinger seinem Vogt, Namens des Buws, Wiederleihung 
an einen Schenker, wie oben. 

1417. Juni 26. Heinrich von Hüsingen, Buwmeister uff Burg, mit 
Henman Meyenfogel seinem Vogt, Wiederleihung an einen Schenker, wie oben. 

1418. 2 ante exalt. sce crucis. Heinr. de Hüsingen, Magister fabrice 
ecel. Bas., mit Joh. Mautzen seinem Vogt, Wiederleihung an einen Schenker 
wie oben. 

1419. Sab. ante judica. Heinr. von Hüsingen, Buwmeister uff Burg, im 
Namen desBuws, mit Claus Stülinger seinem Vogt, verkauft Liegenschaften. 
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1. Canton St. Gallen. Urtheil des Cantonsgerichts 
vom 15. April 1885. 
Recht der Erben der Ehefrau auf Riickbezug der 
von ihr in die Ehe gebrachten, noch in natura vor- 
handenen Liegenschaften. Ges. über die Erbfolge 
v. 1808, $5. Ges. über Handänderungen v. 28. April 
1842, Art. 13 u. 15. 


Dem J. M. brachte seine Ehefrau mehrere Liegenschaften 
in die Ehe, welche in den vom Schutzvogt der Frau ange- 
fertigten und waisenamtlich genehmigten Rechnungen auf 
fl. 1100, resp. fl. 2420 gewerthet und bei Tod der Frau i. J. 
1884 noch in natura vorhanden waren. Die Intestaterben der 
Frau beanspruchten dieselben als einen Theil des Nachlasses 
der Verstorbenen, wobei die Frage offen bleiben solle. ob dem 
Ehemanne J. M. für behauptete Verbesserungen an den be- 
treffenden Liegenschaften eine Entschidigung gebiihre oder 
nicht. J. M. dagegen verlangte Abweisung dieses Begehrens 
und wollte nur den 1849 anerkannten Uebernahmswerth dieser 
Liegenschaften als Nachlass seiner Ehefrau in Theilung geben 
und die Liegenschaften selbst als sein Eigenthum für sich be- 
halten; eventuell prätendirte er, es haben ihm die Erben seiner 
Frau den Unterschied zwischen dem derzeitigen Schatzungs- 
werthe dieser Liegenschaften und ihrem Werthansatze laut 
Schlussrechnung vom 29. October 1849 zu vergüten. — Er 
behauptete, er sei von Gesetzes wegen schon durch die Hei- 
rath Eigenthümer der ihm von der Frau in die Ehe gebrachten 
Liegenschaften geworden, einer besondern Fertigung derselben 
auf seine Person habe es nach Art. 15 Handänderungsgesetz 
nicht bedurft. Dieser Eigenthumserwerb des Ehemannes an 
den von der Frau eingebrachten Liegenschatten stehe in 
Uebereinstimmung mit den gesetzlichen Bestimmungen des 
Schuldentrieb- und Concursgesetzes über die Behandlung des 
Frauenvermögens beim Rechtstriebe oder Concurse des Ehe- 
mannes. 
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Das Cantonsgericht erklärte den Anspruch der Intestat- 
erben der Ehefrau als begründet mit der Verpflichtung der- 
selben, dem Ehemann denjenigen Mehrwerth zu vergüten, 
welcher auf nachweisbare Ameliorationen und nicht blos auf 
allgemeinen Preisaufschlag zurückzuführen sei. 

Motive: Die streitige Eigenthumstrage entscheidet sich 
zunächst an der Hand des Handänderungsgesetzes. Der erste 
Satz im Art. 15 verbietet alle Handänderungsverträge unter 
Ehegatten, setzt also voraus, dass auch die Frau im Eigen- 
thumsrecht der von ihr in die Ehe gebrachten Liegenschaften 
verbleibe und dass es nicht durch die Thatsache der Ver- 
ehelichung von Gesetzes wegen auf den Ehemann übergehe. 
Wenn die Liegenschaften der Frau schon durch die Heirath 
an und für sich in das Eigenthum des Mannes übergehen 
würden, wie J. M. behauptet, so hätte das Verbot der Hand- 
änderungen unter Ehegatten gar keinen Sinn. 

Der zweite Satz im Art. 15 verfügt, über Liegenschaften, 
weiche eine Frau in die Ehe bringt, bedürfe es ebenfalls 
keiner Fertigung eines Handänderungsactes auf den Mann. 
Das hat aber nicht die Bedeutung, dass der Ehemann auch 
ohne Fertigung Eigenthümer dieser Liegenschaften wird, son- 
dern diese Bestimmung ist im Zusammenhang mit Art. 13 des 
Gesetzes zu interpretiren. 

Art. 13 bestimmt ganz allgemein als Regel: Bevor die 
Fertigung auf den Namen des Uebernehmers einer Liegen- 
schaft erfolgt ist, darf dieser keineswegs als deren rechtlicher 
Eigenthümer angesehen und daher auch weder im Besitz ge- 
schützt, noch zu einer Verpfändung oder weitern Fertigung 
auf den Namen eines Dritten zugelassen werden. Von dieser 
allgemeinen Regel statuirt Art. 15, Satz 2, die Ausnahıne, 
dass der Ehemann einer Fertigung nicht bedürfe, indem er 
als solcher für die Dauer des Ehebandes — zwar nicht in 
das Eigenthumsrecht, aber — in das volle Besitz-, Benutzungs- 
und Verfügungsrecht, also auch in das Recht, die Liegen- 
schaften der Frau zu verpfänden und an Dritte zu veräussern, 
eintrete. Die Ehefrau des J.M. ist daher bis zu ihrem Tode 
Eigenthümerin der in die Ehe gebrachten Liegenschaften ge- 
blieben und diese bilden einen Theil ihres Nachlasses. 

Für die streitige Mehrwerthfrage fällt dagegen auch 
der Art. 5 in der Einleitung zum Erbgesetz in Betracht. Da 
der Ehemann von dem ihm nach Art. 15 Handänderungsgesetz 
an den Liegenschaften seiner Frau zustehenden Verfügungs- 
und bezw. Veräusserungsrecht keinen Gebrauch gemacht hat, 
so bleibt ausser Frage, in wieweit ein allfälliger Mehrerlös, 
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den er aus denselben während der Ehe hätte erzielen können, 
zur ehelichen Errungenschaft oder zum Frauengut gehört haben 
würde. Hier gehören die von der Ehefrau eingebrachten und 
bei ihrem Ableben noch in natura vorhandenen Liegenschaften, 
ohme Rücksicht auf allfälligen während der Ehe erlangten 
Mehr- oder Minderwerth, auch in natura in den Nachlass der 
Frau, so weit nämlich der Mehrwerth auf allgemeinen Preis- 
verhältnissen der Liegenschaften selbst beruht, und nicht auf 
Ameliorationen, welche die Ehegatten während der Ehe auf 
die Liegenschaften verwendet haben, zurückzuführen ist. Der 
Mehrwerth aus letztern ist dem Ehemann von den Erben der 
Frau, welche deren Liegenschaften in dem so ameliorirten 
Zustande übernehmen, im Sinne von Art. 5, Einleitung zum 
Erbgesetz, als eheliche Errungenschaft zu vergüten. 


2. Canton Schaffhausen. Urtheil des Obergerichts vom 
28. August 1885. 
Recht der Concursgläubiger auf die Ausübung 
eines dem Concursiten zustehenden familienrecht- 
lichen Niessbrauchsrechtes. 


Im Jahre 1884 war der Kliger in Concurs gerathen. 
Da er noch ein Nutzniessungsrecht an einem seinem Stief- 
sohne gehörenden Vermögenstheile seines verstorbenen Kindes 
besass, hatte die Creditorenversammlung beschlossen, es sei 
dasselbe zu Gunsten der Masse zu beanspruchen und einem 
Verkaufe auszusetzen. Gegen diesen Beschluss hatte der Con- 
cursit den Rechtsentscheid angemeldet. Vom Bezirksgerichte 
wurde die Klage abgewiesen; vom Obergerichte dagegen 
wurde sie aus folgenden Gründen geschützt. 
Würde ein vertraglicher Niessbrauch vorliegen, so müsste 
gefragt werden, welches der Wille des Bestellers bei 
er Entstehung des Rechtsverhältnisses gewesen sei; denn 
sicherlich könnte gegen den Willensinhalt des Nutzniessungs- 
gebers niemals der Nutzniessungsbezug einem Dritten zuge- 
wendet werden. Die nämliche Beachtung wie der Wille des 
vertraglichen Constituenten verdient auch derjenige des ge- 
setzlichen Constituenten. In allen Fällen, in welchen der 
Gesetzgeber einen Niessbrauch zu Gunsten einer Person statuiert 
hat, ist dieser bedingt durch familienrechtliche Beziehungen 
zwischen dem Eigenthümer und dem Bezüger bezw. zwischen 
dem Erblasser und dem Bezüger. Ueberall ist das Nutznies- 
sungsrecht nicht blos der Ausfluss der familienrechtlichen Be- 
fugnisse, sondern ein grösserer oder kleinerer Entgelt für die 
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Erfüllung familienrechtlicher Pflichten, wie z.B. der Erziehungs- 
pflicht. Vielfach werden allerdings die beidseitigen Leistungen 
in keinem richtigen Verhältnisse stehen und oft wird der 
Bezug der Entschädigung zeitlich verschieden mit dem Zeit- 
puncte der Gegenleistung sein. Aber immerhin ist wohl die 
allgemeine Absicht des Gesetzgebers klar vorhanden, die be- 
treffenden Berechtigungen im Interesse des Bestandes und 
der Erhaltung der Familie festzustellen. Ob im einzelnen 
Falle diese Absicht mehr, im andern weniger erreicht wird, 
kann, wie oben erwähnt, an der Verpflichtung, dieselbe als 
ratio legis anzuerkennen, nichts ändern. 

Hiernach ist klar, dass der familienrechtliche Niessbrauch 
ınehr als irgend ein vertraglicher rein persönlicher Natur ist 
und seine Bestimmung hinfällig würde mit der Trennung von 
der Person des Berechtigten. 

Schon diese Erwägungen würden zur Gutheissung der 
Klage führen. Es kann aber ausserdem nicht unerwähnt 
bleiben, dass eine principielle Entscheidung, wonach ein 
familienrechtlicher Niessbrauch veräusserlich wäre, schweren 
practischen Bedenken begegnen würde. Es wäre einmal unter 
Umständen geradezu gegen die guten Sitten, wenn ein vom 
(tesetzgeber zur Erhaltung der Familie festgesetztes Recht 
von einem Werthe, der für einen Dritten den eines Looses 
haben würde, auf öffentliche Gant käme. Es wäre fraglich, 
wie verfahren werden müsste, wenn der fallite Nutzniesser 
seine Gläubiger nachträglich befriedigen würde; unter welchen 
Bedingungen er das zwangsweise ihm weggenommene persön- 
liche Recht wieder an sich ziehen könnte. Man könnte im 
Zweifel sein, welchen Werth ein Nutzniessungsrecht habe, 
und in der Regel würde es zu einem Preise veräussert werden 
müssen, der weit unter seinem wirklichen Werthe steht. 
(Gerade die Verwandten, welchen das Nutzniessungsrecht lästig 
ist, hätten oft eine billige und ungerechtfertigte Gelegenheit, 
sich der aus verwandtschaftlichen Verhältnissen entsprungenen 
und aus Rücksichten des allgemeinen Wohls statuierten Be- 
lastung ihres Vermögens zu entledigen. 

Nach alledem rechtfertigt es sich, grundsätzlich auszu- 
sprechen, dass ein gesetzliches Nutzmessungsrecht nicht in 
die Concursmasse gezogen werden darf. Damit ist nun aller- 
dings nicht entschieden, dass dem Gläubiger nicht gestattet 
ist, später auf den Gemeinschuldner zu greifen, wenn er durch 
die Nutzniessung zu Vermögen kommen sollte. Allein hier 
treten die Vorschriften über Nachconcurs u. s. w. ein; es ist 
aber diese Frage nicht (iegenstand dieses Entscheides. 
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3. Canton Luzern. Urtheil des Obergerichts vom 
20. November 1884. 


Rechtliche Natur des „Kaufzahlungsbriefs“ (Hy- 
pothekarinstruments für den noch ausstehenden 
Kaufpreis einer veräusserten Liegenschaft). 


Kläger Jos. Leonz Brüblmann zu Schenkon verlangt von 
der beklagten Sparbank in Luzern unbeschwerte Herausgabe 
eines Kaufzahlungsbriefes, auf welchen die Beklagte ihrer- 
seits für eine Wechselforderung von Fr. 800 an einem Müller- 
Meier Pfandrecht geltend macht, dessen Anerkennung sie ver- 
langt. Die Beklagte stützt sich hiebei auf eine Faustpfand- 
verschreibung ihres genannten Schuldners, und beruft sich 
zunächst auf Art. 213 O.-R., wonach sie als gutgläubige 
Empfängerin ein gültiges Pfandrecht an der fremden Sache 
erworben habe; eventuell macht sie geltend, dass, nachdem 
zwar eine von Müller-Meier bei ihr abgegebene Ausweisur- 
kunde sich nachträglich als gefälscht erwiesen, immerhin der 
Zahlungsbrief demselben durch den Kläger anvertraut worden 
sei, und beruft sich daher auf den Schutz, welcher unter 
dieser Voraussetzung auch nach kantonalem Rechte — $$ 365 
und 256 des b. G.-B. — dem redlichen Besitzer zugesichert sei. 

Dem gegenüber bestreitet der Kläger vorab die Anwend- 
barkeit des O.-R., da es sich hier um die Frage handle, ob 
ein Pfandrecht an dem streitigen Objekte überhaupt je ent- 
standen sei, die hiefür angerufenen Thatsachen aber unter 
die Herrschaft des alten Rechtes fallen; zudem handle es 
sich um einen Hypothekartitel, wofür nach wie 
vor das kantonale Recht gelte. Sollte auch ein An- 
vertrauen des Zahlungsbriefes an Müller-Meier im Sinne der 
angerufenen $$ 365 und 256 des b. G.-B. stattgefunden haben, 
so käme darauf überhaupt Nichts an, da der Zahlungsbrief 
kein Inhaberpapier sei, und daher auch jene sachenrechtlichen 
(Grundsätze ihre Anwendung hierauf nicht finden. Der Be- 
klagten gehe übrigens auch die Eigenschaft eines gutgläubigen 
Besitzers ab, indem, wenn auch der von Müller-Meier pro- 
ducierte Verpfändungsact ächt gewesen, derselbe in Rücksicht 
auf die wucherische Bedingung, dass Müller-Meier den Zah- 
Jungsbrief weiter verpfänden dürfe, von Gesetzes wegen null 
und nichtig wäre. 

Das Obergericht erklärte den Klaganspruch als be- 
gründet unter folgender Motivierung : 

Nach Massgabe des Gesagten hängt die Lösung des 
Streitverhältnisses wesentlich davon ab, ob der Kaufzahlungs- 
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brief, gleichwie dieses für die Gült durch eine constante 
Praxis anerkannt ist, unter, sachenrechtliche oder aber, wie 
eine gewöhnliche Schuldurkunde, unter obligationenrechtliche 
Grundsätze zu stellen sei? 

Im letztern Falle finden vorliegend die in $$ 365 und 256 
des b. G.-B. aufgestellten sachenrechtlichen Grundsätze über 
Schutz des redlichen Besitzers, wie dieses für gewöhnliche 
Schuldtitel bereits früher ausdrücklich erklärt wurde (s. Ent- 
scheid vom 5. Juli 1866, amtl. Samml. Bd. I Nr. 331), keine 
Anwendung, und dann kann — abgesehen von allem andern 
. — auch von Anwendbarkeit des Art. 213 O.-R. die Rede 
nicht sein. 

Es muss vorab als feststehend angenommen werden, dass 
eine Kaufzahlungsansprache mit Ptandrecht auf der Liegen- 
schaft entstehen und fortbestehen kann, ohne dass überhaupt 
hiefür ein Titel errichtet wurde; dieser Satz ist für das neuere 
Hypothekergesetz stetsfort anerkannt worden. Dadurch unter- 
scheidet sich aber der Zahlungsbrief von vorneherein wesent- 
lich von der Giilt, indem hier die durch das Instrament be- 
urkundete Ansprache allerdings vor Errichtung der Urkunde 
selbst nicht existent werder und fortan unabhängig von der 
Urkunde auch nicht fortbestehen kann. Freilich muss zuge- 
geben werden, dass, nachdem einmal ein Kaufzahlungsbrief 
für die Ansprache errichtet worden ist, die Bedeutung des- 
selben nicht auf diejenige einer einfachen Beweisurkunde be- 
schränkt werden kann, wie das etwa bei einem einfachen 
Schuldscheine der Fall ist; die Ansprache wird vielmehr in 
der Urkunde verkörpert, sie wird eine Formalobligation, ähn- 
lich wie eine Wechselforderung; und zwar das um so mehr, 
als gemäss $ 70 Abs. 2 des Hypoth.-Ges. bei stattfindenden 
Handänderungen auch jeder fernere Erwerber der Ansprache 
durch die Urkunde selbst als solcher sich muss ausweisen 
können. Allein ein Inhaberpapier, wie die Beklagte geltend 
machen möchte, ist der Kaufzahlungsbrief fortan in allen 
wesentlichen Punkten nicht; wie er die materielle causa de- 
bendi in sich trägt, so lautet der Brief auch ausdrücklich 
auf den Namen des ursprünglichen Forderungsberechtigten, 
des Verkäufers der verpfändeten Liegenschaft, und es müssen, 
wie bereits bemerkt, auch seine Rechtsnachfolger wieder in 
die Urkunde eingetragen werden. 

Das Alles ist z.B. bei der Gült anders, indem hier ein- 
mal ein materieller Schuldgrund in der Urkunde nicht benannt 
ist, noch auch dieselbe von Anfang an auf den Namen eines 
bestimmten Forderungsberechtigten lautet. Offenbar in Rück- 
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sicht hierauf, d. h. weil die Gült in den angegebenen Rich- 
tungen im Gegensatze zum Kaufzahlungsbriefe der Natur 
eines Inhaberpapieres sich nähert, ist der Verkehr mit der- 
selben in der Rechtsprechung fortan unter sachenrechtliche 
Grundsätze und daher speziell auch unter die gesetzlichen 
Bestimmungen über Schutz des redlichen Besitzers gestellt 
worden. Für den Kaufzahlungsbrief darf die Anwendung dieser 
sachenrechtlichen Grundsätze nicht zugelassen werden, son- 
dern der Verkehr mit demselben steht, abgesehen von den 
Modalitäten, welche ein Ausfluss des für die Ansprache be- 
stehenden liegenden Pfandrechtes sind, unter den Grundsätzen 
des Obligationenrechts (Cession). Und so muss massgebend 
bleiben, dass die der Beklagten verpfändete Ansprache dem 
Verpfänder Müller-Meier zugegebener Massen weder zuständig, 
noch auch derselbe zur Verpfändung von Seite des Ansprechers 
berechtiget war. 


4. Canton Thurgau. Urtheil des Obergerichts 
vom 81. Januar 1884. 

Begriff von „Schuldbrief“ im Gegensatz zu Conto- 
correntcreditbrief. 


C. Lussi schuldet zugegebener Massen der Leihkasse 
Aadorf auf zwei Creditbriefe, welche Martini 1881 errichtet 
wurden, Fr. 24,000, und streitig ist nur, ob letztere jetzt 
schon Rückzahlung dieser Summe verlangen könne oder ob 
dies gemäss $ 42 des Notariatsgesetzes erst nach Umfluss von 
vier Jahren seit Errichtung des Creditbriefes geschehen könne. 

Die erste Instanz wies die Klage zur Zeit ab. $ 42 cit. 
sage ganz allgemein, dass alle Schuldbriefe unter allen Um- 
ständen auf die Dauer von wenigstens 4 Jahren ausgestellt 
werden müssten. Diese Vorschrift sei durchaus bindend, Das 
Wesen des Creditbriefes bedinge nicht nothwendig die be- 
liebige Kündbarkeit desselben. Beim Contocorrentverhältniss 
sei nicht das wesentlich, dass es beiderseits beliebig gekündet 
werden dürfe. Der Creditor könne sich sehr wohl verpflichten, 
den Credit auf eine bestimmte Zeit nicht zu kündigen, ganz 
gleich wie er andererseits den Betrag fixiren könne, bis zu 
welchem er Credit gewähre. Wenn er sich Sicherheit durch 
Unterpfande geben lasse und es allgemeine Rechteregel sei, 
dass pfandrechtliche Verschreibungen auf Liegenschaften min- 
destens 4 Jahre gelten müssen, so spreche das Wesen des 
Contocorrentverhältnisses nicht dagegen, dass der Gläubiger 
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sich mit der Pfandbestellung auch verpflichte, den Conto- 
correntcredit für 4 Jahre unaufktindbar zu gewähren. Dazu 
komme, dass im Anhang zum Notariatsgesetz das Formular 
für den Creditbrief gegeben sei und den $ 42 cit. enthalte. 
Auch die im speciellen Fall gewihlten Formulare enthielten 
die Bestimmung der vierjährigen Unaufkiindbarkeit, die Li- 
tiganten hätten sich derselben ausdrücklich unterworfen, und 
es könne sich nun nicht einer von ihnen darauf berufen, dass 
ihre Intention eine andere gewesen sei. 

Die Leihcasse appellirte und machte geltend, der Conto- 
corrent habe den Character eines jederzeit löslichen, nicht 
festen Creditverbältnisses, der Creditbrief sei nur ein Acces- 
sorium, und ändere an diesem Verhältniss nichts. 

Das Obergericht erklärte die Appellation für begründet. 

Motive: Es handelt sich hier darum, ob die Credit- 
briefe in der Meinung für 4 Jahre unautkündbar seien, dass 
die nach Massgabe derselben gewährten Contocorrentcredite 
vom Gläubiger nicht vor Ablauf dieser Frist gekündet werden 
können. $ 42 des Notariatsgesetzesvbestimmt: „Alle Schuld- 
briefe müssen unter allen Umständen auf die Dauer von 
wenigstens vier Jahren ausgestellt werden“. Unter dem Wort 
Schuldbriefe können hier nicht die Schuldverschreibungen im 
allgemeinen verstanden sein, denn es ist und war von jeher 
allgemeine Praxis, dass die Kaufschuldbriefe dieser Regel 
nicht unterliegen. Die Creditbriefe waren im alten Notariats- 
gesetz nicht enthalten; sie sind erst nachträglich durch die 
Praxis und regierungsräthliche Beschlüsse, gleich den Cautions- 
briefen, in Aufnahme gekommen. Für diese beiden neuen 
Formen der Schuldverschreibungen gelten nicht ohne weiteres 
die Bestimmungen über Schuldbriefe, auch wenn sie in die 
Formulare für dieselben aufgenommen worden sind. Die vier- 
jährige Unaufkündbarkeit des Credites steht im Widerspruch 
mit dem Wesen des Contocorrentes, welches kein festes, 
dauerndes Schuldverhältniss für einen gewissen Betrag be- 
zweckt, bei welchem vielmehr Abzahlungen und weitere Vor- 
schüsse mit einander abwechseln. Der Creditbrief ist ein Ac- 
cessorium und dieses richtet sich nach der Natur des Schuld- 
verhältnisses; er ist somit nicht 4 Jahre unautkündbar. Es 
ist der gleiche Grundsatz angewandt, den das Obergericht 
bereits früher in Bezug auf einen Ueberbesserungsbrief 
(Princip. Entscheidungen Nr. 84) aussprach. $ 42 des No- 
tariatsgesetzes hat gewöhnliche Anleihen im Auge, bei welchen 
es sich um ein dauerndes Schuldverhältniss handelt, nicht 
aber solche, welche nur die Bedeutung eines Nebenvertrages, 
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eines Accessoriums haben und selbstverständlich vom Haupt- 
vertrag abhängig sein müssen. 


5. Canton Baselstadt. Urtheil des Civilgerichts vom 
24. December 1886. 
Bedeutung eines Vertrags zwischen Verkäufer und 
Käufer einer Liegenschaft über Unterhaltspflicht 
der angrenzenden Strasse bei schon gesetzlich hiezu 
bestehender Pflicht der Anwänder. 


Durch Vertrag mit dem Baudepartement vom 12. April 
1876 verpflichteten sich F. Merke und J. Plattner als Eigen- 
thümer eines Landcomplexes zwischen Herrengrabenweg und 
Allschwylerstrasse, die darauf zu erstellenden Strassen „so 
„lange in gutem Zustand zu erhalten, bis deren Uebergabe 
„an den Staat nach $ 17 der Verordnung vom 19. Mai 1860 
„erfolgen kann. Entstandene Mängel in der Unterhaltun 
„sind auf Ansuchen des Cantonsingenieurs zu verbessern, und 
nim Falle Nichtentsprechung soll es demselben freistehen, die 
„nothwendigen Unterhaltsarbeiten auf Kosten der Kläger aus- 
„zuführen.“ Von diesem Landcomplex verkauften M. und P. 
durch Vertrag vom 28. März 1878 einen Theil an H. Gessler 
und J. Buri und überbanden ihnen dabei die Verpflichtung, 
die an das verkaufte Stück grenzande Strasse bis zur Ueber- 
tragung an den Staat laut $ 17 cit. auf ihre Kosten in Stand 
zu erhalten und diese Pflicht bei Weiterverkauf der Liegen- 
schaft im Ganzen oder in einzelnen Theilen ihren Käufern 
ebenfalls aufzuerlegen. 

Die Beklagten verkauften mit dieser Verpflichtung den 
grösseren Theil an verschiedene Käufer, welche in der Folge 
fallit wurden. An der gerichtlichen Gant erwarben die Hand- 
werkerbank und Frau LeGrand deren Parcellen, ohne dass 
ihnen die Unterhaltspflicht wäre überbunden worden. 

1884 und 1885 war das Baudepartement zu Ausbesse- 
rungsarbeiten an den betreffenden Strassen veranlasst und 
Merke und Plattner zahlten ihm auf dessen Begehren die 
erwachsenen Kosten. Sie klagten nun dieselben gegen Gessler 
und Buri bis auf den Betrag des sie treffenden Antheils ein. 
Diese bestritten ihre Zahlungspflicht, da sie durch Ueberbin- 
dung der Unterhaltspflicht auf ihre Käufer allen Verpflich- 
tungen nachgekommen seien, die sie 8. Z. gegenüber den 

Klägern übernommen hätten; ausserdem sei nach Art. 17 ?, 
18, 22 der Verordnung vom 19. Mai 1860 und nach $ 9 des 
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Anhangs zu dieser Verordnung vom 7. Juli 1877 die Unter- 
haltspflicht eo ipso Sache der Anw?inder, wesshalb Kläger 
sich an die jetzigen Eigenthümer halten mögen. Für das ihm 
gebliebene Stück erkannte Gessler seine Verpflichtung dem- 
gemäss auch an. 

Für den Fall ihrer Verurtbeilung zogen die Beklagten 
die jetzigen Eigenthümer (Handwerkerbank und Frau LeGrand) 
ins Recht, welche, gleichzeitige Entscheidung dieser Regress- 
klage mit der Hauptsache beantragend, Abweisung derselben 
verlangten, weil sie ihre Liegenschaften ohne diese Verpflich- 
tung gekauft hätten und eine Unterhaltspflicht als dingliche 
Last und kraft Gesetzes nicht bestehe. 

Das Civilgericht verurtheilte die Beklagten solidarisch 
zur ganzen eingeklagten Summe und machte sie auch nach 
dem Antrage der Kläger für alle späterhin erwaohsenden 
Unterhaltskosten nach Verhältniss der von ihnen s. Z. 
erkauften Parcelle haftbar. Die beiden Regressierten sedann 
wurden zu Bezahlung des sie treffenden Antheils an den von 
den Klägern bezahlten Kosten an die Beklagten und Regress- 
nehmer verurtheilt, nicht aber für weiteren Ersatz allfälliger 
künftiger Leistungen an Beklagte haftbar erklärt. 

Motive: Das vorliegende Streitverhältniss gehört nur 
theilweise dem Privatrecht an. Auf dem Boden des öffent- 
lichen Rechtes steht zunächst der Vertrag der Kläger mit 
dem Baudepartement; die Pflichten, welche die Kläger durch 
diesen Vertrag übernommen haben, sind keine privatrecht- 
lichen Pflichten, sondern es sind Leistungen, welche der Staat 
kraft seines Oberaufsichtsrechtes über die Anlage von Strassen 
und das Bauen an denselben im öffentlichen Interesse fordert. 
Soweit diese Leistungen auf positiver Gesetzesvorschrift be- 
ruhen, welche alle diejenigen trifft, die zu den angelegten 
Strassen in das Verhältniss von Anwändern treten, sind die 
Kläger ein für alle Mal durch den Vertrag zu Repräsentanten 
dieser Anwänder geworden. Die Absicht und Wirkung eines 
solchen Vertrags, wie ihn die Kläger mit: dem Baudeparte- 
ment abgeschlossen haben, kann und darf aber nicht die sein, 
dass den Klägern eine Last definitiv aufgebürdet wird, die 
nach dem Gesetz andere zu tragen haben, und dass diese 
letztern frei ausgehen. Dies wäre ein Verstoss gegen die 
Gleichheit vor dem Gesetze, auf der unser democratisches 
Staatswesen beruht (vgl. Art. 4 der Bundesverfassung), sowie 
speciell gegen Art. 7 unserer Verfassung, wonach alle Bürger 
und Einwohner des Kantons nach den gesetzlichen Bestim- 
mungen an die öffentlichen Lasten beitragen sollen. Es muss 
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also jener Vereinbarung die Meinung zu Grunde liegen, dass 
wenn die Kliger für die gesetzlich Verpflichteten in Anspruch 
genommen werden, der Anspruch des Staates auf sie über- 
geht. Nur unter dieser Voraussetzung ist überhaupt ein solcher 
Vertrag, soweit er gesetzliche Leistungen umfasst, staats- 
rechtlich zulässig. 

Die gesetzliche Pflicht der Anwänder der von den Klägern 
erstellten, vom Staat noch nicht übernommenen Strassen zum 
Unterhalt derselben kann nun nach Art. 18 Abs. b der Ver- 
ordnung vom 19. Mai 1860 und $$ 8 und 9 des Anhangs 
dazu vom Juli 1877, welche beide Verordnungen des Regie- 
rungsrathes auf Grund der ihm durch die Gesetze vom 27. 
Juni 1859 über Erweiterung der Stadt und vom 29. August 
1859 über Anlage und Correction von Strassen übertragenen 
Befugnisse erlassen hat, nicht in Zweitel gezogen werden. 
Nach dem Gesagten würde also den Klägern ein directer 
Anspruch gegen die Anwänder zustehen auf Ersatz dessen, 
was die Kläger für letztere geleistet haben. 

Durch den Kaufvertrag vom 28. März 1878 sind jedoch 
den Klägern gegenüber die Beklagten für das damals er- 
worbene Grundstück bezüglich des Strassenunterhaltes in die 

leiche Stellung eingetreten, wie sie den Klägern gegenüber 

m Baudepartement gemäss dem Vertrag vom 12. April 1876 
zukommt. Der Kaufvertrag, indem er die von den Beklagten 
übernommene Unterhaltspflicht feststellt, lässt dieselbe erst 
mit der Uebertragung der betreffenden Strassen an den Staat 
erlöschen. Angesichts dieser ausdrücklichen Verpflichtung 
kann die weitere Bestimmung, welche die Beklagten anweist, 
jene Unterhaltspflicht auch ihren Käufern zu überbinden, nur 
den Zweck haben, womöglich zu bewirken, dass die jewei- 
ligen Käufer und Eigenthümer veranlasst werden, direct ihre 
Antheile zu leisten, damit die Kläger nicht damit behelligt 
werden; keineswegs aber kann darin der Sinn gefunden werden, 
dass durch die geschehene Ueberbindung die Beklagten ent- 
lastet werden. 

Demnach sind die Beklagten, da weder die solidarische . 
Haftung noch die Höhe der verlangten Summe bestritten 
worden ist, zur Zahlung der eingeklagten Unterhaltskosten : 
pro 1884 und 1885 in solidarischer Verbindung zu verfällen. 
Auch steht nichts entgegen, dass sie schon jetzt grundsätzlich 
zur Zahlung ihres Antheils an den späterhin erwachsenden 
Unterhaltskosten verurtheilt werden. 

Dagegen steht nun auch den Beklagten nach den oben 
erörterten Grundsätzen der Regress gegen die leistungspflich-. 
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tigen Anwänder zu, für welche sie als Garanten zahlen müssen. 
Nur kann hier nicht von vornherein in alle Zukunft die 
Leistungspflicht festgestellt werden, da die Regresspflicht der 
Anwänder sich nicht nach dem Umfang der von den Beklagten 
übernommenen Leistungen, sondern nach der gesetzlich für 
die Anwänder geltenden Norm bemisst. 


6. Canton Basellandschaft. Urtheil des Obergerichts 
vom 20. November 1886. . 
Haftpflicht des Verkäufers von Grundstücken für 
unrichtige Catasterangabe über Massinhalt bei 
Verkauf um eine Gesammtsumme. 


Ueber die Währschaft bei sachlichen Mängeln einer ver- 
kauften Liegenschaft enthält unser Civilgesetz keinerlei Be- 
stimmungen, und ist man deshalb auf die allgemeinen Rechts- 
grundsätze angewiesen. Das Obergericht hat diesbeziiglich 
schon früher sich dahin ausgesprochen (Urtheil d. d. 15. Dez. 
1876 in Sachen Gass c. Schwob), dass — wenn der Kaufpreis 
in einer (+esammtsumme besteht — die Aufführung der Ca- 
tasterzeichnung mit dem im Cataster aufgeführten Massinhalt 
eines Grundstückes nur als eine nähere Bezeichnung des 
Kaufobjectes autzufassen und eine Haftung des Verkäufers 
für fehlendes Mass nur dann anzunehmen ist, wenn solche 
ausdrücklich versprochen worden, oder wenn dabei eine Arglist 
vorhanden, oder aber, wenn die Differenz zwischen dem an- 
gegebenen und dem wirklichen Mass eine so erhebliche ist, 
dass angenommen werden darf, bei richtiger Massangabe wire 
ein so hohes Angebot gar nicht gemacht worden. 

Im vorwiirfigen Falle sind die beiden ersten Voraus- 
setzungen ausgeschlossen, da die Klagpartei nicht einmal den 
Versuch gemacht hat, den Beweis dafür zu leisten. Ob die 
dritte Voraussetzung vorhanden sei, ist eine Thatfrage und 
unterliegt bei den einzelnen Complexen, aus welchen das Gut 
zusammengesetzt ist, jeweilen einer besonderen Priifung. 

Der Fehler von 3°% bei Sect. C. Nr. 185 kann nicht als 
erheblich im Sinne obiger Erwägungen angesehen werden; er- 
heblich sind dagegen die Differenzen bei der Liegenschaft 
„auf Buch“ mit ca. 12 °/ und dem Holzland auf „Hohen- 
rütti“, wo über die Hälfte fehlt. Wenn man die von Jen 
Augenscheinsdelegirten angenommene Werthschätzung zu 
Grunde legt, so gelangt man zu einer Summe, welche der 
vom Erstinstanzrichter zugesprochenen Entschädigung bis 
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auf einige Franken gleich kommt. Bei einer so unbedeu- 
tenden Differenz würde es sich mit Rücksicht auf den Um- 
stand, dass der Werth des Landes nur approximativ ange- 
geben ist, nicht rechtfertigen, eine Abänderung des Urtheils 
des Bezirksgerichts Sissach vorzunehmen. 


"7. Canton Zug. Urtheile des Cantonsgerichts vom 23. Au- 
gust, des Obergerichts vom 27. December 1883 und des 
Cassationsgerichts vom 5. Mai 1884 
Umfang der Haftbarkeit der Betreibungsbeamten für 
Nachlissigkeit. Cassationsgrund. 


Der Weibel Peter Burkhard betrieb im Auftrag der 
Wittwe Christine Stuber den Karl Ritter für eine Forderung 
von Fr. 701. 50. Nach $ 14 des Rechtstriebges. hatte er für 
die betriebene Forderung bestimmte Pfänder aufzunehmen 
und einzuschreiben, was er unterliess, ohne der Gläubigerin 
hievon gemäss $ 15 Anzeige zu machen und dem Schuldner 
den Generalarrest anzusagen, so dass die Gläubigerin mit 
Recht annehmen konnte, dass ihre Forderung durch Pfänder 
gedeckt sei. Da in der Folge vom Debitor nichts erhältlich 
war, so belangte die Gläubigerin den Weibel auf Bezahlung 
der Fr. 701. 50 und Kosten, gestützt auf $ 28 des cit. Gas,, 
wonach die Weibelämter bei Nichtbeachtung der gesetzlichen 
Bestimmungen persönlich für alle daraus entstehenden Folgen 
verantwortlich sind. Der Beklagte wollte nur Fr. 80 zahlen, 
weil der Schuldner nur für diesen Betrag hätte Pfand stellen 
können, somit der Klägerin durch sein Versehen kein grösserer 
Schaden erwachsen sei. 

Das Cantonsgericht verurtheilte den Beklagten zur Be- 
zahlung der eingeklagten Fr. 701. 50, in Erwägung, dass 
gemäss bisheriger Praxis die Betreibungsbeamten bei Ver- 
säumung der gesetzlich vorgeschriebenen Bestimmungen die 
ganze Forderung des Gläubigers zu deoken haben, da selbe 
nach verlangter Pfandstellung ohne ausdrücklichen Bericht 
an den Gläubiger, dass keine oder nicht genügende Pfänder 
gestellt worden seien und daher der Generalarrest angesagt 
worden, als mit Pfändern gedeckt betrachtet und daher neben 
dem Schuldner gemäss (Jesetz als persönliche Schuldner für 
den ganzen betriebenen Betrag angesehen wurden. 

Das Obergericht reformierte das Urtheil und sprach der 
Klägerin nur Fr. 80 zu, in Erwägung, dass laut Sinn und 
Wortlaut des $ 28 die Weibelämter nur für die „Folgen“ 
von Verabsäumung verantwortlich sind, worunter einzig und 
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allein Ersatz des Schadens verstanden werden kann; dass 
nun aber der Beklagte den Beweis erbracht hat, dass der 
bezügliche Schaden nebst Kosten höchstens Fr. 80 betrage. 

Das Cassationsgericht, an das die Klägerin die Beschwerde 
wegen Gesetzesverletzung richtete, wies diese Beschwerde 
als ungegründet ab, mit der Erwägung, dass „wenn es sich 
in materieller Beziehung auch mehr zu der Ansicht des Can- 
tonsgerichtes hinneige“, es doch in seiner Stellung nicht hin- 
Jängliche Gründe zur Cassation finde, indem der $ 28 nicht 
so klar und deutlich laute, dass er nicht verschiedener Aus- 
Jegung fähig wäre, das Cassationsgericht aber sich nicht da- 
mit zu betassen habe, eine authentische Auslegung dieses 
$ 28 zu geben, da dies Sache des Gesetzgebers sei; auch 
eine gerichtliche Praxis hierüber nicht vorliege und übrigens 
für den Cassationsrichter nicht massgebend sein und keinen 
Cassationsgrund involvieren könnte. 





—— 


8. Canton Baselstadt. Urtheil des Oivilgerichts 
vom 24. April 1886. 
Vorbehaltlose Zurückziehung der Klage als Ver- 
zicht auf den Klaganspruch betrachtet. 


Am 14. November 1885 reichte R. Laube, Kläger, gegen 
A, Dettwyler eine Klage ein auf Bezahlung einer aus an- 
geblichem Rückbürgschaftsvrersprechen geschuldeten Summe. 
Beklagter trug in einer einlässlichen Klagbeantwortung vom 
2. December 1885 auf Abweisung der Klage an. Kläger zog 
hierauf am 14. December 1885 vorbehaltlos seine Klage zurüok. 

Unterm 26. Februar 1886 reichte er dieselbe Klage 
nochmals ein. Der Beklagte beantragte, ohne sich auf das 
Materielle der Klage einzulassen, Abweisung der Klage, weil 
der Anspruch schon durch das frühere Verfahren endgiltig 
erledigt sei. 

Der Kläger machte dagegen geltend, dass die Process- 
ordnung nirgends die vom Beklagten behauptete Folge an 
den Rückzug der Klage knüpfe; es stehe also der Wieder- 
eingabe der Klage um so weniger ein Hinderniss entgegen, 
als die Stellung des Beklagten dadurch in keiner Weise ver- 
sehlechtert worden sei. Verzichtet habe Kläger auf seinen 
Anspruch nicht, sein Rückzug vom 14. December 1885 sei 
nur geschehen mit Rücksicht auf die damalige financielle Lage 
des Beklagten, welche die Einbringlichkeit der Forderung als 
sehr zweifelhaft habe erscheinen lassen. 

Das Civilgericht wies die Klage ab. 
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Motive: Unsere Processordnung enthilt keine Be- 
stimmung, welche an den Rückzug einer Klage die Ver- 
wirkung des eingeklagten Anspruchs knüpft. Immerhin aber 
steht so viel fest, dass die Erledigung eines anhängig ge- 
machten Anspruchs in einem und demselben Verfahren als 
Regel vorausgesetzt wird. Diess zeigt sich schon daraus, dass" 
die Parteien angewiesen sind, alle ihre Anbringen, auch die 
eventualiter geltend zu machenden, gleich in ihre erste Pro- 
cessschrift (Kla e und Antwort) hineinzunehmen, dass auch 
die Beweismittel sogleich anzugeben oder beizufügen sind, 
dass Aenderungen von Klage und Antwort, Production neuer 
Beweismittel, nur ausnahmsweise bei Vorhandensein triftiger 
Gründe gestattet werden ($$ 37, 38, 40, 43, 61, 62, 63, 49, 
81). Auch $ 45, welcher davon handelt, dass wer sich eines 
Avspruchs berühmt hat, und mit der Klage zögert, zur Klage 
provociert werden kann, geht offenbar von der Annahme aus, 
wenn einmal eine Klage eingereicht sei, werde der streitige 
Anspruch erledigt und fehle jeder Grund zu einer Provocation. 
Regel ist also, dass die einmal anhängig gemachte Sache in 
einem und demselben Verfahren zu Ende geführt wird. Wer 
daher eine angehobene Klage zurtickzieht, dessen Rückzugs- 
erklärung muss jedenfalls dann, wenn der Beklagte seine 
Antwort eingegeben und seine Einreden zur Kenntniss des 
Klägers gebracht hat, als Verzicht auf den Klaganspruch auf- 
gefasst werden. Vor dieser Auslegung des Klagrückzugs 
kann nur ein ausdrücklicher Vorbehalt der Wiedereingabe 
sehützen, der dann auch dem Beklagten die nöthige Handhabe 
bietet, um den Kläger durch Provocation zur Durchführung 
seines Anspruchs zu zwingen. Ein solcher Vorbehalt ist im 
vorliegenden Fall nicht gemacht worden, und der Klagrück- 
zug vom 14. December 1885 hat somit die Wirkung des 
Verzichts. In ähnlichem Sinne hat das (Gericht in einem 
früheren Fall unter der Herrschaft der alten Processordnung 
gesprochen (Geigy c. Soller vom 13. Juni 1871). 
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Litteraturanzeigen. 


Mürlimann, I. Die eidg. Eisenbahngesetzgebung mit An- 
gabe der Quellen für die Kenntniss der darauf beziiglichen 
Praxis der Bundesbehörden. Zürich Oreli Füssli u. Co. 


Diese, in der Ausgabe der „schweizerischen Rechtsbücher“ der Firma 
O. F. u, Co. erschienene Sammlung enthält alle staats- and civilrechtlichen 
und administrativen Bundesgesetze, Verordnungen und Reglemente und die 
auf die Materie bezüglichen Bestimmungen der Bundesgesetze über Bundes- 
rechtspflege, eidg. Strafrecht, Militàrorganisation theils in extenso, theils 
nur in anmerkungsweiser Erwähnung (so das Reglement über Militärtrans- 
porte vom 8, Nov. 1885, worüber die Bestimmungen des Militärverwaltungs- 
reglements vom 27. März 1835 weggelassen sind). Die dem Gesetzestexte 
beigegebenen Anmerkungen verweisen auf den Zusammenhang der ver- 
schiedenen Vorschriften unter sich und geben Erläuterungen oder Nach- 
weise der Praxis der Bundesbehörden, Der Verfasser will diese Beigaben, 
vielleicht zu bescheiden, nicht als Commentar bezeichnen; jedenfalls sind 
sie ein zuverlässiger Wegweiser auf dem wahrlich nicht kleinen Gebiet 
unsrer Eisenbahngesetzgebung. 
Haberstich, 3. Handbuch des schweiz. Obligationenrechts. 
Band li, Theil 2, Zürich Orell Füssli u. Co. Mit alphabe- 


tischem Sachregister zum Gesammtwerke. 

Das Werk, dessen frühere Theile in dieser Zeitschrift bereits be- 
sprochen sind, ist nun zum Abschluss gelangt; das früher Gesagte gilt 
auch für diesen letzten Band: einerseits klare und anschauliche Darstellung, 
andrerseits der Mangel an systematischer Verarbeitung des Stoffs, der das 
Werk doch eher in die Reihe der Commentare verweist. Letzteres trifft 
namentlich den Abschnitt über das Wechselrecht, der kaum etwas anders 
als die gewöhnlichen Commentare zur deutschen Wechselordnung enthält 
(ausser einigen Notizen über die in Babylon ausgegrabenen wechselähnlichen 
Urkunden); weniger trifft es das Gesellschaftsrecht, doch hätten hier na- 
mentlich die Eigenthümlichkeiten der Collectiv- und der Commanditgesell- 
schaft durch schärferes Eindringen in das System unseres Gesetzes dar- 
gestellt werden können. Das schweizerische Gesetz bietet hierin vor dem 
deutschen den Vortheil, dass es die einfache Gesellschaft und die verschie- 
denen handelsrechtlichen Gesellschaftsformen gleichzeitig geordnet hat; diesen 
Vortheil sollte sich ein Bearbeiter des schweizer. Rechts für die systems- 
tische Verwerthung nicht entgehen lassen, zumal in einer so reich mit 
Schwierigkeiten ausgestatteten Disciplin wie das Gesellschaftsrecht, 








Der Gegenstand der Cession 
nach schweizerischem Obligationenrechte 


mit besonderer Berücksichtigung des heutigen gemeinen Rechts. 
(Fortsetzung des Aufsatzes in dieser Zeitschrift N. F. Band V.) 





Von 
Dr. K. ATTENHOFER, 


Obergerichtspräsident in Luzern. 


III. 


Gemäss Art. 183 O.-R. kann eine Forderung abgetreten 
werden, soweit nicht Gesetz, Vereinbarung oder die besondere 
Natur des Rechtsverhiiltnisses eine Ausnahme begründen. Von 
einer eigentlichen Ausnahme kann aber nur in den beiden 
erstgenannten Fällen, welche wir in dieser Zeitschrift V., 263 f. 
behandelt haben, gesprochen werden. Im dritten (besondere 
Natur des Rechtsverhältnisses) kann man nur sagen, dass die 
Regel nicht anwendbar sei, weil die Voraussetzung hiefür 
nicht vorhanden ist (vgl. Gruchot, Beitr. XI, 528). Voraus- 
setzung aber ist einmal, dass das abzutretende Recht nicht 
als ein höchst persönliches sich erweise, und sodann, dass 
durch die Abtretung die rechtliche Lage des Schuldners nicht 
verschlechtert werde. Fehlt bei einem Rechtsverhältnisse eine 
dieser Voraussetzungen, so ist die natürliche Folge Ansschluss 
der Cession. Aus diesem Grunde rechtfertigt sich gemäss 
O.-R. die Beschränkung der Cession bei Bestandvertrag, 
Werkvertrag, Dienstvertrag, Verlagsvertrag, Man- 
dat und verwandten Rechtsverhältnissen, Gebrauchsleihe, 
Anspruch auf Alimente und verwandten Rechtsverhält- 
nissen, Forderungen aus accessorischen Rechten, 
soweit durch deren Abtretung der Zusammenhang mit der 
Hauptforderung vollständig gelöst wird. 
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Bestandvertrag 
(Miethe und Pacht, locatio conductio rerum). 


Genau aus einander zu halten sind die Rechte des Be- 
standgebers und des Bestandnehmers. 

A. Die Frage betreffend Abtretung der Gesammtheit 
der dem Bestandgeber (Vermiether oder Verpächter) gegen 
den Bestandnehmer (Miether oder Pächter) zustehenden Rechte 
wird in der Regel nur dann von practischer Bedeutung sein, 
wenn das Bestandobject vom Bestandgeber veräussert oder 
ihm in Folge Concurses oder Arrestes entzogen wird. Das 
O.-R. giebt darüber keine directe Lösung, wohl aber einen 
Anhaltspunct in Art. 281 und 314, aus denen sich ergiebt, 
dass das schweiz. Recht, entgegen einigen Particularrechten, 
wie preuss. L.-R. und Code Nap., den gemeinrechtlichen 
Grundsatz „Kauf bricht Miethe“ adoptirt hat. Es fragt sich so- 
mit zunächst, ob das gemeine Recht eine Cession der gesammten 
Rechte des locator unter den erwähnten factischen Voraus- 
setzungen zulasse. 

Die Wissenschaft des gemeinen Rechtes ist hierüber con- 
trovers; für Cession in angegebener Weise erklären sich u. A. 
Schmid, Grundlehren der Cession, II, 314; Schlesinger, 
rechtl. Unzulässigkeit der Beschlagnahme u. s. w. S. 51 f.; 
Windscheid, Pand. Auf. 5, $ 400 A. 7; Dernburg (Senior), 
Abhandl. S. 35; Mommsen, Erörterungen, I, 135, A. 73; 
Geller in Grünhuts Zeitsch. V, 385; Hermann, Miethver- 
trag, S. 113 Nr. 87; Bolley, verm. jur. Aufsätze I, Nr. 13; 
Cropp, in Heise und Cropp jurist. Abhdl. II, 295 ff. Gegner 
dieser Cession sind zunächst diejenigen Civilisten, welche die 
Cession der, einem Obligationsinteressenten aus einem zwei- 
seitigen Vertrage zustehenden, Gesammtrechte überhaupt als 
unzulässig erklären, so Thibaut, Pandectenrecht, Aufl. 8 
8 77, Vangerow, Lehrb. d. Pand. Aufl. 3, III, S. 466; Brinz, 
Pand. Aufl. 2, II, 1 S. 404 A. 11.') Speciell die Cession 


1) Irrthümlich ist in Bd, IV dieser Zeitsch. S. 187 behauptet, Vangerow 
habe die Cessibilität der Gesammtrechte des Verkäufers oder des Käufers 
nicht behaudelt, 
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der Gesammtrechte des Bestandgebers negiren Mühlenbruch, 
Lehre der Cession, Aufl. 8, S. 313; Sintenis, gem. pract. 
Civilrecht, Aufl. 3, II, 676 Nr. 117; Holzschuher, Casui- 
stik, III, S. 145; Koch, Uebertragung der Forderungsrechte 
nach preuss. u. gem. R. S. 76; Seuffert, pract. Pand.-R. 
Aufl. 4, II, S. 231 A. 4; Träger in d. Zeitsch, £ C.-R. u. 
P. N. F. XVIII, 73 A. 14, und Gruchot, Beiträge XI, 8. 536. 
Eine nähere Begründung wird meist vermisst, am einläss- 
lichsten erörtern die Frage Schmid, Cropp und Schlesinger 
einer- und Mühlenbruch anderseits. 

Nach unserer Meinung ist die Annahme der Unzulässig- 
keit dieser Cession begründet, doch finden wir die Moti- 
virung von Mühlenbruch weder in allen Theilen richtig noch 
erschöpfend. 

1. Von Quellenaussprüchen verwerthet Mühlenbruch be- 
sonders l. 32 D. 19, 2 und 1. 13 $ 30 D. 19, 1. Nach 
jener 1. 32 lag der Fall vor, dass Jemand, der ein Landgut 
auf mehrere Jahre verpachtet hatte, dieses Gut einem Dritten 
legirte und starb; Cassius bemerkte, der Pächter könne nicht 
zur Bewirthschaftung angehalten werden, weil für den Erben 
kein Interesse daran bestehe. Dass es sich hier, wie neuer- 
lich (Scheurl, krit. Vierteljahrsschr. XVIII, 58) behauptet 
worden, um eine locatio conductio operis, nicht rerum, han- 
deln könne, ist ausgeschlossen 1. dadurch, dass colonus 
Pächter bedeutet (vergl. etwa die Stellen 1. 24 8 2, 1. 25 81, 
1. 54 D. 19, 2), 2. durch die wirthschaftliche Unwahrschein- 
lichkeit einer solchen Uebernahme der Gutsbewirthschaftung 
für Rechnung des Eigenthümers gegen Zahlung einer festen 
Summe (Schlesinger 8. 54) und 5. durch den in der Stelle 
gebrauchten Ausdruck in plures annos locaverat (Windscheid 
$ 361 Nr. 3). Offenbar liegt eine locatio conductio rei vor. 
Weiter ist hervorzuheben, dass das Grundstück, nicht das 
Pachtrecht, den Gegenstand des Vermächtnisses bildet. Daraus 
folgt aber nicht, dass auch das Pachtrecht auf den Legatar 
übergehen könnte, wenn diese Uebertragung im Willen des 
Erblassers gelegen hätte, wie Mühlenbruch 8. 315 richtig her- 
vorgehoben hat. Anderseits erscheint es willkürlich, aus 
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dieser Thatsache mit Mühlenbruch auf die Unmöglichkeit 
einer Cession der Rechte des Verpächters zu schliessen. Die 
Frage bleibt eine offene, ob Jemand, der eine Klage aus Pacht- 
vertrag hat, sie würde abtreten können, und die 1. 32 cit. ist 
daher fir unsere Frage nicht verwerthbar. 

Dagegen beweist nach u. M. 1. 13 $ 30 D. 19, 1 die Unzuläs- 
sigkeit der Cession der gesammten Rechte des Bestandgebers. 
Der Verkäufer eines Grundstückes, heisst es da, kann mit der 
Kaufklage eine dem Käufer überbundene Bedingung zu 
Gunsten des Miethers oder Pächters verfolgen, und wenn der 
Pächter einen Schaden verursacht, so kann der Käufer mit 
der Kaufklage den Verkäufer zwingen, gegen den Pächter auf 
Ersatz zu klagen und ihm das dadurch Erlangte zu erstatten. 
Daraus resultirt, dass der Käufer keine actio locati gegen 
den Pächter, sondern nur die actio emti gegen den Verkäufer 
hat; folglich ist auch durch das in der 1. 13 cit. erwähnte Ab- 
kommen zwischen Verkäufer und Käufer kein Rechtsverhältniss 
zwischen letzterm und dem Pächter begründet worden, und 
mit solchen Abkommen half ınan sich wohl gerade, wie Müh- 
lenbruch 8. 316 richtig bemerkt, über den Mangel der Cession 
des Pachtcontractes hinweg. Wir haben daher in I, 13 cit. 
einen wenigstens mittelbaren Beweis für die Unzulässigkeit 
der Cession der Rechte des Bestandgebers. 

Die Vertheidiger der Zulässigkeit berufen sich vorzugs- 
weise auf l. 49 pr. D. 19, 1 und 1.13 D. 20, 4; Schlesinger 
(Beschlagnahme S. 51 f.) aus dem Grunde, weil in 1. 49 der 
Verkäufer sich dem Käufer für den richtigen Eingang der 
Pachtgelder verbürge und in 1. 13 der Uebergang des den 
Miethanspruch sichernden Pfandrechtes auf den Käufer ange- 
nommen sei. Hiegegen spricht m. E. Folgendes: nach 1. 49 cit. 
besteht gar kein wirkliches Bestandverhältniss zwischen dem 
Verkäufer und einem Dritten; der Verkäufer hat bloss ein 
solches vorgeschützt, um einen höhern Kaufpreis zu erzielen; 
somit hat er keine actio locati und daher auch keine solche zu 
übertragen. Schlesinger sucht aber die Uebertragung des Klage- 
rechtes dadurch zu begründen, dass er in den Schlussworten 
„81 colonum et quinquennii pensiones in fidem suam recipiat“ 
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eine Intercession, bezw. Bürgschaft des Verkäufers für den 
Pächter, findet. Wenn nun auch fides in den Quellen oft die 
Verpflichtung mittelst Bürgechaft bezeichnet (z. B. 1. 75, 1. 
6 D. 45, 1; 1. 60, 31 D. 17, 1), so wird das Wort, und be- 
sonders der Ausdruck „in fidem suam recipere“ ebenfalls für 
andere Verpflichtungen gebraucht. In 1. 49 cit. muss die letztere 
Bedeutung Platz greifen, weil für Annahme einer Bürgschaft 
das Haupterforderniss jeder Intercession, die fremde Verbind- 
lichkeit, fehlt, da eine Obligation zwischen Verkäufer und 
Pächter nicht besteht. 

Die l. 13 D. 20, 4 behandelt den Fall, wo verabredet 
wird, dem Verkäufer eines Gebäudes solle der Miethzins des 
ersten Jahres, dem Käufer der für die folgenden gehören, und die 
vom Miether gegebenen Pfänder sollen für alle haften. Es wird 
somit allerdings ein theilweiser Uebergang des vom Miether 
bestellten Pfandrechtes auf den Käufer angenommen und das 
weist auf die Uebertragung einer principalen, durch das Pfand- 
recht gesicherten Forderung hin. Diese ist aber nicht der Mieth- 
anspruch überhaupt, sondern nur einzelne successiv fällige 
Miethzinsraten, pensio, d. h. Miethzins. Aus der Uebertragung 
von, auch noch nicht fälligen, Miethzinsen kann nicht ge- 
folgert werden, dass der Käufer an Stelle des Verkäufers in 
das Bestandverhältniss eintrete. Gegen diese Folgerung 
scheint auch die Erwägung zu sprechen, dass zur Zeit des 
Paulus, von dem die 1. 13 cit. herrührt, im R. R. der Dele- 
gationsbegriff noch vorherrschend und nur in 2 Fällen der ent- 
wickelte Cessionsbegriff ausnahmeweise durchgedrungen war, 
beim Erbschaftskaufe (l. 16 pr. D. 2, 14 und 1.5, C. 4, 39) und 
bei einer verpfändeten Forderung (l. 4, C. 8, 17, L 18 pr. 
D. 13, 7). Demnach kann man sagen, dass die l. 13 cit. dem 
Delegationsstandpunkt angehöre, so dass folgerichtig eine 
Uebertragung hier nur anzunehmen sei, wenn der Miether 
seine Zustimmung hiezu ertheilt hat. 

Unser Resultat ist, dass keine der von Schlesinger an- 
führten Stellen, wohl aber die 1, 18 $ 30 D. oit., auf welche 
Mühlenbruch sich beruft, für die Unzulässigkeit der Cession 
der Pachtrechte in angegebener Richtung sprechen. 
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2. Auch ohne quellenmässige Lösung würden innere 
Gründe für unsere Ansicht sprechen, vorab der Umstand, 
dass durch Zulassung dieser Abtretung die rechtliche Lage 
des Bestandnehmers verändert, bezw. verschlechtert würde. 
Schon Mühlenbruch hat hervorgehoben, wie die Rechte und 
Verbindlichkeiten von locator und conductor so ineinander 
greifen, dass beide als völlig getrennt nicht zu denken sind, 
was bei vollkommener Cession doch der Fall sein müsste 
(Cession 8. 311), Dazu kommt noch der specielle Gesichts- 
punct, dass die Lage des Bestandnehmers verschlechtert würde, 
weil die wesentlichen Pflichten des Bestandgebers mit seiner 
Verfügungsgewalt über das Bestandobject unzertrennlich ver- 
bunden sind und er dieselbe durch die Veräusserung ver- 
Lert, also die Pflicht zu Gewährung des Gebrauchs, Besor- 
gung der Reparaturen u. dgl. nicht mehr erfüllen kann. Bei 
Zulässigkeit einer Cession der Gesammtrechte des locator 
könnte also der conductor seine wichtigsten Rechte gegen den 
Cedenten, seinen ursprünglichen Contrahenten, nicht mehr 
zur Geltung bringen, und fände auch in einer ihm etwa ge- 
währten Entschädigungsforderung keinen genügenden Ersatz. 

3. Ein Hauptargument für unsere Ansicht endlich liegt 
darin, dass speziell nach schw. O.-R. der Bestandnehmer, wenn 
das Bestandobjekt veräussert wird, nicht gezwungen werden 
kann, das Bestandverhältniss mit dem neuen Erwerber fortzu- 
setzen. Es folgt dieses aus nachstehenden Erwägungen. 

Nach Art. 281 und 314 O.-R. kann der Miether und 
Pächter die Fortsetzung des Bestandvertrages vom neuen Er- 
werber des Bestandobjektes nur dann fordern, wenn der letztere 
sie übernommen hat. Hieraus folgt zunächst, dass der Er- 
werber in Ermangelung einer solchen Uebernahme nicht ver- 
pflichtet ist, das Bestandverhältniss fortzusetzen. Ist dieses 
aber der Fall, so tritt der Erwerber nicht ohne Weiteres schon 
durch den Erwerb des Bestandobjektes in das Bestandver- 
hältniss ein und erwirbt in Folge dessen dadurch nicht die 
Rechte des Bestandgebers. Die rechtliche Konsequenz, welche 
sich hieraus für den Bestandnehmer ergibt, besteht darin, dass 
dieser nicht bloss verpflichtet, sondern auch berechtigt ist, 
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dem neuen Erwerber zu weichen. Hat nun dieses Recht des 
Bestandnehmers aber auch noch Geltung, wenn der Erwerber 
die Fortsetzung des Bestandverhältnisses mit dem Veräusserer 
vereinbart hat? Diese Frage ist ebenfalls u. E. zu bejahen 
unter der Voraussetzung, dass der Bestandnehmer seine Zu- 
stimmung hiezu nicht ertheilt hat, dagegen zu verneinen, wenn 
die Einwilligung hiezu vorliegt. Die angegebene Lösung . 
findet ihre Begründung einzig und allein in den für Verträge 
zu Gunsten Dritter geltenden Gründsätzen. 

Nach R.R. ist es Regel, dass Dritte aus einem Vertrage 
anderer Contrahenten kein Recht erwerben. Davon giebt es 
allerdings einige Ausnahmen, und es ist Streitfrage, ob zu 
denselben der Fall gehöre, mit dem wir uns hier beschäftigen. 
Die Entscheidung dieser Streitfrage ist u. E. von der Interpreta- 
tion der 1. 9 C. 4, 65 abhängig. Diese Stelle handelt nach 
der herrschenden und richtigen Ansicht nur von der Haftung 
des Käufers dem Bestandgeber gegenüber (Windscheid, Pand. 
Aufl.5 S. 466 A. 7; Vangerow, Pand. Aufl. 6, III, $ 608, 
Busch, Verträge zu Gunsten Dritter, im Arch. f. civ. Praxis, 
XLIII, 66 f.; Ziebarth, Realexecution S. 150). Sie sagt näm- 
lich, wenn der Käufer mit dem Verkäufer vereinbart habe, 
dass der Pächter in der Pacht bleiben solle, so künne er 
durch eine actio bonae fidei gezwungen werden, diesem Ueber- 
einkommen nachzuleben. Ob diese Klage dem Verkäufer 
oder dem Pichter zustehe, wird nicht gesagt, wir stehen aber 
nicht an, sie als die actio venditi zu erklären, die dem Ver- 
käufer, nicht dem Pächter zusteht. Das durchschlagende 
Motiv giebt Busch, 1. c. S. 67 an: man muss die Constitution 
aus dem ältern Rechte erklären und dann weist die obenan- 
geführte 1. 13 $ 30 D. 19, 1 zweifellos auf die actio venditi. 

Eines nähern Eintretens auf diese Stelle enthebt uns der 
Umstand, dass die Sätze des R. R. über die Verträge zu 
Gunsten Dritter dem heutigen Rechte nicht mehr entsprechen. 
Dieses hat die Ausnahmen des R. R. zur Regel erhoben und 
sowohl Doctrin (vgl. Windscheid, Pand. $ 316 A. 12) als 
Gerichtspraxis und Gesetzgebung haben. die Verträge zu 
Gunsten Dritter principiell anerkannt. So auch das schweiz. 
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O.-R. Art. 128. Darnach ist auch die Frage, ob die Verein- 
barung zwischen Verkäufer und Käufer über Fortsetzung des 
Bestandvertrages nach Art. 281 und 3140.-R. einen obliga- 
torischen Nexus zwischen Kiufer und Bestandnehmer bewirke, 
nach den Grundsätzen über Vertrige zu Gunsten Dritter zu 
beurtheilen. Und mag man das Verhältniss auf die Grund- 
lage solcher Verträge im weitern Sinne stellen und den Ver- 
käufer als Stellvertreter, bezw. negotiorum gestor des Miethers 
auffassen, oder auf die Basis solcher Vertrige im engern 
Sinne, wo keine Stellvertretung angenommen wird, so ist das 
Resultat das gleiche, nämlich das, dass der Bestandnehmer 
nur dann gegen den Käufer berechtigt und verpflichtet ist, 
wenn er seine Zustimmung zu dieser Vereinbarung ertheilt 
hat gleichzeitig der nachträglich, expressis verbis oder 
durch concludente Handlungen, z. B. Klageanstellung gegen 
den Käufer. 

a. Bei Annahme einer negotiorum gestio ergiebt sich das 
aus O.-R. Art. 46, wonach der Vertretene erst mit Geneh- 
migung des Vertrages Gliubiger oder Schuldner wird. Der 
Promittent befindet sich bis zur Genehmigung in derselben 
Lage, in welcher bei einer aufschiebenden Bedingung der 
bedingt Belastete wihrend des Schwebens der Bedingung ist. 
Somit ist vorher von einem festbegriindeten Rechtsverhält- 
nisse zwischen dem Vertretenen und dem Promittenten keine 
Rede (Scheurl, Lehre v. d. Nebenbestimmungen, II 133). 
Wird in unserm Falle der Verkäufer als negotiorum gestor 
des Bestandnehmers aufgefasst, so tritt also letzterer erst 
durch seine Zustimmungserklärung in das Rechtsverhältniss 
zum Käufer ein. 

b. Ebenso gelangt man zu diesem Ergebnisse, wenn die 
genannte Vereinbarung zwischen dem Bestandgeber und dem 
neuen Erwerber des Bestandobjektes auf die Grundlage des 
Vertrages z. G. D. im eigentlichen oder engern Sinne gestellt 
wird. Wir glauben hier ausdrücklich betonen zu müssen, dass 
die heutige herrschende Doktrin im Gegensatze zur ältern 
Theorie, wie sie noch in den Pandektenlehrbüchern von Puchta 
($ 256), Vangerow (Bd. III $ 608), Keller ($ 231), Arndts 
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($ 246) und Seuffert $ 278 vertreten wird, nach der ein Vertrag 
z. G. D. in der Kategorie der Stellvertretung vollständig auf- 
geht, sehr scharf die Verträge z. G. D. im eigentlichen oder 
engern Sinne von den Verträgen z. G. D. unterscheidet, wo 
die Stellvertretung herbeigezogen wird. Der Unterschied be- 
ruht wesentlich darauf, dass Derjenige, welcher einen Vertrag 
z. G. D. im engern Sinne abschliesst, in eigenem Namen resp. 
Interesse handelt, während Derjenige, welcher als neg. gestor 
diesen Vertrag eingeht, in fremdem Namen thätig ist. (Vergl. 
Windscheid, Lehrbuch des Pandektenrechtes 5. Auflage, 
Bd. II $ 316 Anm. 1; Busch, Archiv für civilist. Praxis 
Bd. 43 S. 8; Unger, Jahrbücher für Dogmatik Bd.X,S. 61 ff.; 
Bähr, Urtheile des Reichsgerichtes mit Besprechungen 8, 81.) 
Diese Auffassung hat auch das schweiz. O.-R., denn es ru- 
brizirt die Verträge z. G. D. weder unter den Vertragsab- 
schluss durch Vertreter, noch unter die Geschäftsführung ohne 
Auftrag, und Art. 128 Abs. 2 bezeichnet als wesentliches 
Kriterium der Verträge z. G. D., dass derjenige, welcher 
eine Leistung an einen Dritten zu dessen Gunsten versprechen 
lässt, also der Promissar, in eigenem Namen handeln muss. 

Wenn nun aber einmal feststeht, dass bei den Verträgen 
z. G. D. die Stellvertretung nicht in Betracht fällt, so findet 
auch die fragliche Vereinbarung zwischen dem Bestandgeber 
und dem neuen Erwerber des Bestandobjektes, wenn man sie 
auf die Grundlage des Vertrages z. G. D. im engern Sinne 
stellt, die allein richtige juristische Konstruktion. Denn der 
Bestandgeber, der die Bestandsache veräussert, geht diese 
Vereinbarung unter allen Umständen zu dem Zwecke ein, 
um seinerseits sich von jeglicher Verbindlichkeit, welche ihm 
aus dem Bestandvertrage dem Bestandnehmer gegenüber er- 
wachsen ist, zu befreien (vgl. auch Bähr, Urtheile des R.-G. 
mit Besprechung S. 81). Ist dieses aber der Fall, so schliesst 
der Bestandgeber offenbar nicht im Interesse und Namen des 
Bestandnehmers, sondern in seinem Namen und Interesse 
diese Vereinbarung «eb. 

Wenn nun aber diese Vereinbarung zwischen dem Be- 
standgeber und dem neuen Erwerber auf die Verträge z. G.D. 
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‘ im engern Sinne zurückgeführt werden kann, so ist die recht- 
liche Stellung des Bestandnehmers ganz dieselbe wie diejenige 
des Dritten, zu dessen Gunsten kontrahirt wird. Das schweiz. 
O.-R. hat nun, was wir besonders hervorheben möchten, be- 
züglich dieser rechtlichen Stellung des Dritten nicht die viel- 
verbreitete Theorie aufgenommen, wonach bei den Verträgen 
zu Gunsten eines Dritten der letztere sofort ohne Rücksicht 
auf seine Zustimmung ein Recht erhält. Es hat dasselbe 
vielmehr im Art. 123 die Anschauung, wie sie von Beseler 
in seinem „System des deutschen Privatrechtes,“ 3. Auflage 
8. 411, und Busch |. cit. vertreten wird, adoptirt, nach welcher 
zur Forderungsberechtigung für den Dritten die Zustimmung 
desselben absolut erforderlich ist. Denn aus Abs. 2 des 
Art. 128 cit., in welchem gesagt wird, dass der Gläubiger 
den Schuldner nicht mehr entbinden könne, sobald der Dritte 
dem letztern erklärt habe, von seinem Rechte Gebrauch 
machen zu wollen, folgt gemäss dem argumentum a contrario, 
dass vor dieser Erklärung die Gebundenheit der Paziscenten 
in das Belieben der Gläubiger resp. des Promissars, gestellt 
ist. Hieraus ergibt sich auf einleuchtende Weise, dass, be- 
vor von Seite des Dritten die Zustimmung erfolgt ist, der 
Vertrag nur unter den ersten Kontrahenten besteht. Es 
wird nun allerdings durch die genannte Vereinbarung für den 
Bestandnehmer mit der Berechtigung zugleich auch eine Ver- 
pflichtung geschaffen. Demnach drängt sich die weitere Frage 
auf, ob trotz dieser Verpflichtung in der quest. Vereinbarung ein 
Vertrag z. G. D. im eigentlichen Sinne erblickt werden könne. 
Diese Frage könnte aber m. E. nur unter der Voraussetzung 
von Bedeutung sein, dass der Dritte ohne weiteres Zuthun aus 
dem Vertrage, der zwischen dem Verkäufer und dem neuen 
Erwerber geschlossen, sofort berechtigt würde. Es ist dem- 
nach Regelsberger, der die sog. Genehmigungs- oder An- 
eignungstheorie bei den Verträgen z. G. D. verwirft, ganz 
konsequent mit dieser seiner Anschauung zu dem Resultate 
gekommen, dass zu den Merkmalen das Vertrages z. G. D. 
gehört, dass durch das Geschäft nach Absicht der Vertrags- 
parteien für den Dritten nur eine Berechtigung und weder 
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eine Verpflichtung noch ein Verlurst des Rechtes bewirkt 
werden soll. (Archiv für civil. Praxis Bd. 67 S. 22.) Vom 
Standpunkte der Genehmigungs- oder Aneignungstheorie aus, 
welche, wie wir so eben dargethan, durch das schweiz. O.-R. 
aufgenommen wurde, liegt für die Konstruirung der fraglichen 
Vereinbarung, aus welcher für den Bestandnehmer Rechte 
sowohl als Pflichten erwachsen, auf der Grundlage der Ver- 
träge z. G. D. kein rechtliches Hinderniss vor; denn nur bei 
Verwerfung der Aneignungs- oder Genehmigungstheorie tritt 
die von Regelsberger cit. loco betonte juristische Anomalie ein, 
wonach man vor die Nothwendigkeit gestellt ist, zwei Klassen 
Verträge zu Gunsten Dritter aufzustellen; die eine, bei welchen 
der Dritte ohne sein Zuthun erwirbt, und die andere, wo 
dieser Erfolg durch seine Zustimmung bedingt ist, so dass 
folgerichtig zwei verschiedene Erscheinungen unter den gleichen 
Begriff gezwängt werden. 

Das Fazit der vorstehenden Ausführung ist: die fragliche 
Vereinbarung der Art. 281 und 314 des O.-R. kann unbe- 
denklich als Vertrag z. G. D. konstruirt werden, obschon 
sie für den Bestandnehmer neben den Berechtigungen auch 
Verpflichtungen schafft; denn vor seiner Einwilligung berührt 
ihn der Vertrag noch nicht, durch seine Zustimmung aber 
nimmt er den Vertrag als Ganzes an: die Rechte sowohl als 
die damit korrespondirenden Verbindlichkeiten. 

So ergiebt sich das Resultat, dass der Bestandnehmer 
durch die blosse Vereinbarung zwischen dem Bestandgeber 
und dem Erwerber nicht gezwungen wird, das Bestandver- 
hältniss mit dem letzteren fortzusetzen, dass somit jene Ver- 
einbarung nicht den Sinn einer einfachen Cession der ge- 
sammten Rechte des Bestandgebers an den Käufer des Be- 
standobjectes haben kann. 

Das schliesst nun aber die Möglichkeit einer Cession 
einzelner Forderungen aus dem Bestandverhältnisse nicht 
aus, z. B. von Forderungen für Mieth- oder Pachtzinse, Ent- 
schädigungen u. s. w. Selbst zukünftige Bestandzinse können 
abgetreten werden, freilich unter der Beschränkung, dass sie 
in der Person des Cedenten existent werden, d. h. in der 


350 Dr. K. Attenhofer: 


Zeit erlaufen, da derselbe noch Eigenthümer des Bestandob- 
jectes ist; nur auf so lange kann er darüber verfiigen, und 
die Forderung des Cessionars steht daher unter der Suspensiv- 
bedingung, dass der Cedent bis zu Ablauf der Zeit, da die 
Zinse fällig werden, im Bestandvertrage bleibe. 

Für den Concursfall des Bestandgebers gilt dasselbe in 
analoger Weise, indem mit dem Concursausbruche dem Be- 
standgeber die Verfiigung über das Bestandobject entzogen 
wird. Das hat die Folge, dass die Abtretung von Bestand- 
zinsen hinsichtlich des Zeitraumes nach dem Concursausbruche 
nicht gilt. Dies ist in einem Entscheide des luzern. Ober- 
gerichts vom 15. Juli 1885 ausgeführt (grundsätzl. Entscheide 
des O.-G. und der J.-C. des Cts. Luzern, 1885, Nr. 383): 
„Durch die Einstellung in der Verfügungs- und Nutzungs- 
berechtigung zu Gunsten der Concursmasse ist es fortan die 
letztere, in deren Interesse und Vertretung den Miethern die 
Nutzung der Miethsache gewährt wird und welcher daher 
auch das Aequivalent hiefür zufallen muss. Hieraus folgt, 
dass die Miethzinse über den Tag der Aufrechnung hinaus 
der Concursmasse ... gehören und eine vom Concursiten hier- 
über im Voraus getroffene cessionsweise Verfügung für jene 
nicht verbindlich ist.“ 

B. Ebenfalls zu verneinen ist die Abtretbarkeit der ge- 
sammten Rechte des Bestandnehmers. 

1. Für die Miethe ergiebt sich dies nach schweiz. O.-R. 
aus folgenden Griinden: 

Art. 285 Abs. 3 behandelt die Abtretung der Miethe 
als Untermiethe. Solche ist nach Art. 285 Abs. 1 auch ohne 
Einwilligung des Vermiethers zulässig, mit der (von L 6, C. 
4, 65 abweichenden) Modification, dass dadurch nicht eine fiir 
den ursprünglichen Vermiether nachtheilige Veränderung ®e- 
wirkt werde. Durch die Untermiethe nun entsteht kein obli- 
gatorischer Nexus zwischen dem ursprünglichen Vermiether 
und dem Untermiether, wie die heutige Doctrin des gemeinen 
Rechtes dies allgemein anerkennt. Es wird nun allerdings 
in der l. 11 $ 5 Dig. 13, 7 dem Hauptvermiether bei Woh- 
nungsmiethen an dem Zugebrachten des Aftermiethers ein 
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Pfandrecht in der Weise eingeräumt, dass dasselbe (Zugebrachte) 
nur bis zur Höhe des Aftermiethzinses, also desjenigen Zinses, 
welchen der Aftermiether dem ersten Miether schuldet, haft- 
bar ist. Dass nun dieses Recht des ursprünglichen Vermiethers 
nicht etwa als eine Folge der Sucoession derselben oder einer 
solchen des Untermiethers in die Rechte des ersten Miethers 
sich erweist, ergibt sich auf die klarste und unzweideutigste 
Weise aus dem Schlusssatze dieser Stelle. Hier wird nämlich 
das genannte Pfandrecht ausdrücklich auf die Fiktion eines 
stillschweigenden Vertrages zwischen dem Untermiether und 
Hauptvermiether gestellt (vergl. auch Mühlenbruch, Lehre der 
Cession, 3. Aufl., S. 821). Bei dieser Sachlage sollte man 
erwarten, dass über die Frage, ob der Miether seine gesammten 
Rechte cediren könne, keine Controverse bestehe. Und den- 
noch besteht gemeinrechtlich eine solche. Verneint wird 
diese Frage von Brinz (Pand. Aufl. 2, S. 404 A. 12), Mühlen- 
bruch (Cession, Aufl. 35. 312), Koch (Uebertragung der For- 
derungen, S. 94), Holzschuher (Casuistik Aufl. 3, III 8. 145), 
Sintenis (pract. Civilr. Aufl. 3, II 8.808), bejaht dagegen von 
Windscheid (Pand. Aufl, 5, $335 A. 13), Baron (Pand. Aufl. 5 
S. 425), Schmid (Grundlehren II S. 314). 

Die Thatsache, dass diese Controverse bei den gemein- 
rechtlichen Civilisten besteht, findet ihre Erklärung darin, dass 
nach gemeinem Rechte die Cession des Miethrechtes nicht 
gleich gestellt ist mit der Untermiethe. Wo aber, wie im 
schweiz. O.-R., diese Gleichstellung besteht, ist die Lösung 
der Streitfrage einzig und allein davon abhängig, ob der 
Untermiether die dem Untervermiether gegen den Hauptver- 
miether zustehende Klage erhalte. Dieses ist aber nicht der 
Fall. Wohl räumt der Art. 295 O.-R. dem Hauptvermiether 
ein Retentionsrecht auf die vom Untermiether eingebrachten 
Gegenstände ein, soweit diesem letztern gegenüber das Recht 
des Untervermiethers reicht. Dieses Retentionsrecht ist offenbar 
dem Pfandrechte, welchen das gemeine Recht dem ersten Ver- 
miether bezüglich der invecta und illata dem Untermiether gegen- 
über gewährt, nachgebildet. Ist dieses aber der Fall, so sprechen 
die gleichen Gründe, welche wir oben vom Standpunkte des 
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gemeinen Rechtes aus angeführt haben, auch nach schweiz. 
O.-R. gegen die Annahme einer Succession sowohl des Haupt- 
vermiethers als vorzugsweise auch des Untermiethers in die 
Rechte des Untervermiethers. Das schweiz. O.-R. räumt nun 
aber dem ursprünglichen Vermiether dem Untermiether 
gegenüber noch weitere Befugnisse ein, welche das ge- 
meine Recht nicht kennt. Nach Art. 285 O.-R. ist der ur- 
sprüngliche Vermiether berechtigt, direkte den Untermiether 
anzuhalten, dass dieser das Miethobjekt so gebrauche, wie 
es dem Untervermiether gestattet ist. Bei dieser Sach- 
lage könnte man die Frage aufwerfen, ob aus der ge- 
nannten Berechtigung des Hauptvermiethers nicht eine Ver- 
pflichtung desselben, dem Untermiether usum rei locatae zu 
gewähren, sich herleiten lasse. Die Bejahung dieser Frage 
würde zur weitern Annahme führen, dass der Untermiether 
mit der actio conducti von dem ursprünglichen Vermiether 
verlangen könnte, dass dieser ihm den Gebrauch des Mieth- 
objektes einräume, Diese Berechtigung des Untermiethers 
aber würde ihre Begründung wieder darin finden, dass die 
‘ Untermiethe auf der Fiktion einer Cession beruhe, bei welcher 
der Untervermiether als Cedent, der Untermiether als Cessionar 
und der ursprüngliche Vermiether als Cessus auftreten. Nach 
u. E. erscheint aber die Berechtigung des ursprünglichen Ver- 
miethers, den Untermiether direkte anzuhalten, dass er das 
Miethobjekt nur so gebrauche, wie es dem Miether gestattet 
ist, nicht als eine Konsequenz der angegebenen Cession. 
Die Schlussfolgerung, welche man aus dem genannten An- 
spruche des Hauptvermiethers auf eine Berechtigung des 
Untermiethers, vom ursprünglichen Vermiether die Ein- 
räumung des Gebrauches des Miethobjectes zu verlangen, 
ziehen wollte, wäre offenbar keine zwingende. Denn es 
ist immerhin die Möglichkeit gegeben, die genannte Be- 
rechtigung des ursprünglichen Vermiethers auf der gleichen 
juristischen Grundlage, wie das Retentionsrecht desselben auf 
das Zugebrachte des Untermiethers, nämlich auf der Fiktion 
eines stillschweigenden Vertrages zwischen dem ursprünglichen 
Vermiether und dem Untermiether, zu konstruiren. Diese 
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Konstruktion erscheint uns als die einfachste und natiirlichste, 
weil durchschlagende Gründe gegen die Annahme einer still- 
schweigenden Cession sprechen. 

Gegen die Annahme einer stillschweigenden Cession, bei 
welcher der Untermiether als Cessionar und der ursprüngliche 
Vermiether als cessus erscheint, spricht entschieden schon der 
Umstand, dass der letztere in der Stellung als cessus gerade 
seine Hauptforderung, resp. die Miethzinsforderung, die er an 
seinem Kontrahenten — dem Untervermiether — hat, dem 
Untermiether gegenüber nicht zur Geltung bringen könnte. Ein 
Vorschlag, nach dem Vorgehen des Code civil (Art. 1753) 
festzusetzen, dass der Hauptvermiether auch den Untermiether 
auf Bezahlung wenigstens des von letzterm versprochenen Mieth- 
zinses belangen könne, wurde von den gesetzgebenden Räthen 
ausdrücklich abgelehnt (vergl. Schneider und Fick zu $ 285 
Nr. 4). Aber selbst wenn die genannte Bestimmung des C. c. 
im schweiz. O.-R. Aufnahme gefunden hätte, so könnte die 
Forderung für Miethzins nur unter der oben angeführten Ein- 
schränkung vom ursprünglichen Vermiether gegen den Unter- 
miether geltend gemacht werden. Durch den Umstand aber, 
dass der Hauptvermiether die Miethzinsforderung entweder 
gar nicht oder dann nur theilweise, bezw. bis zum Betrage 
des Untermiethzinses, dem Untermiether gegenüber zur Gel- 
tung bringen kann, würde der Hauptvermiether — als debitor 
cessus gedacht — bezüglich seiner rechtlichen Stellung eine 
Veränderung resp. Verschlechterung erleiden. Diese würde 
darin bestehen, dass der Hauptvermiether usum rei locatae 
dem Untermiether zu prästiren hätte, das Aequivalent aber 
für diesen eingeräumten Gebrauch, den Miethzins, von dem 
Untermiether entweder gar nicht oder nur theilweise einfor- 
dern könnte. Dadurch würden aber die schützenden Bestim- 
mungen werthlos, welche der Art. 189 dem debitor cessus 
einräumt: dass Einreden, welche der Forderung des Cedenten 
zur Zeit der Denuntiation entgegenstanden, vom Schuldner 
auch gegenüber dem Cessionar geltend gemacht werden können. 
Aber auch auf eine stillschweigende Cession der gesammten 
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Hauptvermiether als Cessionar, der Untermiether aber als 
Debitor cessus erscheinen würde, kann die genannte Berech- 
tigung des erstern, den letztern zu gehörigem Gebrauche 
des Miethobjektes anzuhalten, nicht gestellt werden. Diese 
Konstruktion kann schon aus dem Grunde nicht Platz greifen, 
weil, wie oben bereits hervorgehoben wurde, das aus dem 
Miethvertrage für den Vermiether sich ergebende Hauptrecht : 
die Forderung auf Bezahlung des Miethzinses, dem urspriing- 
lichen Vermiether gegen den Untermiether nach schweiz. O.-R. 
nicht zusteht, 

Mit vorstehenden Ausführungen glauben wir dargethan 
zu haben, dass die Miethrechte, bezw. die gesanimten Rechte, 
welche der Miether aus dem Miethvertrage gegen den Ver- 
miether erwirbt, aut dem Wege der Cession nicht weiter über- 
tragen werden können. 

2. Bezüglich der Pacht hat die Frage der Abtretbarkeit 
derselben ihre Behandlung oben bei den gesetzlichen Ver- 
äusserungsverboten gefunden. 


Werkvertrag (locatio conductio operis). 


Unter dem Werke, zu dessen Fertigstellung der Unter- 
nehmer im Werkvertrage sich verpflichtet (O.-R. Art. 350), 
ist zu verstehen ein Ganzes, das Resultat der Arbeit (nicht 
persönliche Dienstleistung), und zwar ein materielles Produkt 
(nicht jedes Arbeitsprodukt). Dienst-, Verlags- und Fracht- 
vertrag fallen also hier ausser Betracht. 

Bei dem Werkvertrage ist regelmässig nur die Cession 
der Rechte in ihrer Gesammtheit, welche der Unternehmer 
gegen den Besteller des Werkes hat, juristisch als unzulässig 
zu erklären, in dem Sinne, dass ersterer vor Vollendung des 
Werkes das Recht, gemäss O.-R. Art. 369 vom Besteller 
Haltung des Vertrages, event. Schadenersatz zu verlangen, durch 
Cession nicht aut einen andern übertragen kann. Evident 
schon darum, weil bei dem Werkvertrage die Individualität 
des Unternehmers für seine Verbindlichkeiten regelmässig 
wesentlich ist. Hiefür bedarf es nicht einmal der Verweisung 
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auf O.-R. Art. 371, wonach der Tod des Unternehmers regel- 
mässig den Werkvertrag auflöst; ein direkterer Beweis liegt in 
Art. 351, welcher dem Unternehmer persönliche Ausführung des 
Werkes auferlegt, ausser in den Fällen, in denen es nach 
der Natur des Geschäftes auf persönliche Eigenschaften des 
Unternehmers nicht ankommt. Darnach ist also die Leitung 
desselven eine persönliche, gleichviel ob er das Werk selbst 
ausführt bezw. durch seine Angestellten ausführen lässt, oder 
ob unter seiner Oberleitung die Ausführung durch dritte Per- 
sonen erfolgt. Auch im letztern Falle erscheint der Unter- 
nehmer als persönlich handelnd, wie namentlich von den 
Schriftstellern des preussischen Landrechtes, das dem Art. 351 
als Vorbild gedient hat, ausgeführt worden ist!). Ist somit die 
persönliche Leistung des Unternehmers bei der locatio con- 
ductio operis sehr wesentlich, so rechtfertigt sich die Annahme, 
dass das Recht des Unternehmers, vor Vollendung des Werkes 
vom Besteller Haltung des Vertrages, eventuell volle Schad- 
loshaltung zu verlangen, mit seiner Verbindlichkeit, das Werk 
fertig zu stellen, untrennbar verbunden ist. Hieraus folgt 
aber, dass durch die Zulassung der Cession der gesammten 
Rechte des Unternehmers die rechtliche Lage des Bestellers 
verändert, bezw. verschlechtert würde. Diese Verschlechterung 
würde darin bestehen, dass der Besteller sich mit seinen An- 
sprüchen auf Fertigstellung des Werkes nicht mehr an seinen 
ursprünglichen Contrahenten, sondern lediglich an dessen 
Cessionar halten könnte. 


1) Vgl. Koch, Lehre vom Uebergang der Forderungsrechte, S. 79: 
„das preussische Recht geht davon aus, dass bei dem Verdingungsvertrage 
immer stillschweigend vorausgesetzt werde, das Werk solle auch von dem 
gewählten Werkmeister oder Künstler selbst gemacht werden. Desshalb 
soll er in keinem Falle die Ausführung des Werkes einem Andern über- 
tragen können, wodurch aber die Annahme fremder Hülfe nicht ausge- 
schlossen ist“. Dernburg, Lehrb. des Preuss. Pr. R. II, 517 f.: „in beiden 
Fällen (d. h. bei Ausführung des Werkes durch den Unternehmer selbst 
mit seinen Gehülfen und bei Ausführung durch Dritte unter der obern 
Leitung des Werkmeisters) handelt es sich um persönliche Leistung, so dass 
der Werkmeister ohne Zustimmung des Bestellers dieselbe in der Regel nicht 
auf Andere übertragen darf.“ 

23* 
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Ausnahmeweise gestattet nun eben der cit. Art. 351 
Abs 2 O.-R. die Ueberlassung der Ausfihrung und Leitung des 
Werkes an einen Andern, da wo es nach der Natur des Geschäftes 
auf die persönliche Eigenschaft des Unternehmers nicht ankommt. 
Wann dieser Fall vorliege, ist quaestio facti; das juristische 
Merkmal ist das, dass die Ueberlieferung des Werkes als das 
Wesentliche, die Verarbeitung und dieHerstellung desselben als 
etwas Untergeordnetes erscheint; in der Sprache der rimischen 
Juristen: dass der Unternehmer nicht opus facere, sondern 
id se acturum ut fiat versprochen hat (Dankwardt, Jahrb. 
der Dogmatik des heut. R. R. XIII. 396). In solchem Falle, 
wo der Vertrag mehr den Charakter eines Kaufes als eines 
Werkvertrages hat, besteht kein rechtliches Hinderniss für 
die Abtretung des Rechtes, und es ist nicht zu billigen, 
wenn Mühlenbruch (Cession, Aufl. 3, 8. 323) und Koch 
(Ueberg. d. Forderungsrechte S. 79) selbst dann, wo bei 
der Vertragseingehung die persönlichen Eigenschaften des 
Unternehmers nicht in Anschlag gekommen sind, die Cession 
des Rechtes an den zweiten Unternehmer nicht zulassen wollen. 
Auf die Natur des Geschäftes will selbst unter dieser Voraus- 
setzung, wo auf die persönlichen Eigenschaften keine Rück- 
sicht genommen wurde, Mühlenbruch seine Meinung gründen. 
Aber wo solche Rücksichtnahme fehlt, wie das eben in 
Art. 351 Abs. 2 angenommen ist, liegt kein Hinderniss einer 
Trennung der Rechte des ursprünglichen Unternehmers von 
den Verbindlichkeiten desselben vor. Denn wenn seine per- 
sönliche Leistung für den Besteller nicht wesentlich ist, so 
könnte der Ausschluss der angegebenen Trennung nur noch 
in der rechtlichen Thatsache ihre Begründung finden, dass 
der Werkvertrag einen dauernden Zustand zwischen den 
Kontrahenten schaffe; aber der zwischen den Kontrahenten 
begründete Zustand ist in dar Regel kein dauernder, und es 
fallen somit auch alle rechtlichen Konsequenzen hieraus für 
die Frage der Cedirbarkeit dahin. 

Das aus O.-R. sich ergebende Resultat ist somit, dass 
beim Werkvertrage ein Eintritt in die gesammten Rechte des 
Unternehmers vermittelst Cession vor Vollendung des Werkes 
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unzulässig ist, dass aber ausnahmeweise in denjenigen Fällen, 
wo es auf die persönlichen Eigenschaften des Unternehmers 
nach der Natur des Geschäftes nicht ankommt, die genannte 
Cession stattfinden kann. 


Dienstvertrag. 


Durch den Dienstvertrag verpflichtet sich der Arbeit- 
nehmer zur Leistung persönlicher Dienste und der Arbeit- 
geber zur Entrichtung einer Vergütung (O.-R. Art. 338 Abs. 1). 
Unter diese Dienste fallen nicht nur die aus Dienstboten-, 
Gesellen- und Lehrlingsverhältniss resultirenden, sondern auch 
die der Handlungscommis, Taglöhner u. s. w., und selbst die 
sogen. freien Dienste (Art. 348), welche besondere Fach- 
kenntniss, Kunstfertigkeit oder wissenschaftliche Bildung vor- 
aussetzen, soweit nicht Mandat vorliegt. 

A. Die Zulässigkeit einer Uebertragung der gesammten 
Rechte des Arbeitnehmers auf eine andere Person ohne Ein- 
willigung des Arbeitgebers muss in allen Fällen verneint 
werden, sowohl bei dem sogen. abstrakten als bei dem sogen. 
konkreten Dienstverhältnisse. 

1. Beim erstern Verhältnisse, wo nur eine vorübergehende 
Dienstleistung, „ein vorübergehendes, in seiner Einzelheit 
vergütetes Thun des seine Arbeitskraft momentan vermiethen- 
den Mannes“ (Vogt, leichtfassl. Anleitung S. 218) vorliegt, 
spricht gegen die Statthaftigkeit der Cession, dass die Indi- 
vidualität des Arbeitnehmers ein sehr wesentlicher Faktor 
des Vertrages ıst, sogar in höherem Masse als beim Werk- 
vertrage, wie ja auch der Wortlaut des Art. 338 persön- 
liche Dienste als wesentliches Merkmal des Vertrages angiebt, 
und in natürlicher juristischer Konsequenz hievon Art. 339 
Leistung der Dienste in eigener Person fordert und Art. 347 
den Tod des Arbeitnehmers in allen Fällen als Erlöschungs- 
grund des Vertrags hinstellt, ohne der Möglichkeit zu er- 
wähnen, dass aus der Natur des Geschäftes auf die persön- 
lichen Eigenschaften des Arbeitnehmers Rücksicht zu nehmen 
sei. Zwar fügt Art. 339 die Einschränkung bei: sofern sich 
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nicht aus den Umständen etwas Anderes ergiebt. Das kann 
aber u E. nur sagen, es könne Dienstverträge geben, 
bei denen die Dienstleistung ganz oder theilweise durch 
Gehülfen oder andere Personen ausgeführt werden dürfe, 
also durch Personen, die blos als Werkzenge, nicht als Rechts- 
nachfolger des Arbeitnehmers erscheinen, womit die Indi- 
vidualität der Leistung des ursprünglichen Arbeitnehmers 
nicht in Frage gestellt ist. Sobald jedoch die Thätigkeit 
der dritten Person sich in völliger Unabhängigkeit von jeder 
Leitung und Ueberwachung des ursprünglichen Arbeitnehmers 
bewegen würde, erscheint die Möglichkeit der Cession aus- 
geschlossen durch Vergleichung des Art. 339 mit Art. 338 
O.-R., wonach nur persönliche Dienste Gegenstand des Ver- 
trages sind, und beide Artikel finden hierin ihre Vereinigung, 
dass die persönliche Dienstleistung durch Beizug einer andern 
Person zu ihrer Verrichtung wohl beschränkt, nicht aber — 
ohne Einwiiligung des Arbeitgebers — vollständig aufgehoben 
werden kann. Auch hier gilt das schon bei dem Werkver- 
trag Gesagte, dass durch Zulassung der Cession die recht- 
liche Lage des Arbeitgebers, der die Individualität des Arbeit- 
nehmers als wesentlich im Auge gehabt hat, verschlechtert 
würde. 

2. Bei sog. konkretem, also auf die Dauer berechnetem 
Dienstverhältnisse (z. B. der Dienstboten, Gesellen, Handlungs- 
gehülfen) ist eben die Thatsache des unter den Kontrahenten 
geschaffenen dauernden Zustandes ein weiterer Faktor für 
Verstärkung der durch eine Cession herbeigeführten Ver- 
schlechterung der rechtlichen Lage des Arbeitgebers als 
Debitor cessus. Die durch den Vertrag begründeten dauern- 
den rechtlichen Beziehungen unter den Kontrahenten bilden 
eine fortwährende Quelle gegenseitiger Forderungen und sind 
nicht leicht als von einander trennbar zu denken, zumal da 
nicht, wo noch familienrechtliche Verhältnisse eingreifen, wie 
beim Dienstboten- und hie und da bei Gesellenverhältniss. 

Es muss somit in allen Fällen des Dienstvertrages eine 
Cession der gesammten Rechte des Arbeitnehmers juristisch 
als unzulässig erklärt werden. 
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B. Die Rechte des Arbeitgebers aus dem Dienstvertrage 
können, wie schon früher (diese Zeitschrift N. F. IV. S. 202 f.) 
erwähnt, nur im Fall eines abstrakten, nicht eines konkreten 
Dienstverhältnisses abgetreten werden. 


Verlagsvertrag. 


A. Bezüglich der Abtretbarkeit des dem Urheber eines 
literarischen oder künstlerischen Werkes durch den Verlags- 
vertrag erwachsenen Rechtes ist zu unterscheiden, ob das 
Werk schon vollendet sei oder nicht. Unzulässig ist die 
Cession nur, wo ein fertiges Werk im Manuscript noch nicht 
vorliegt. Denn dann ist für die Leistung die Person des 
ursprünglichen Kontrahenten durchaus wesentlich, noch in 
viel höherem Maas als bei dem Werkvertrage, weil hier nur 
eine materielle, dort beim Verlagsvertrage eine geistige Ar- 
beitsproduktion in Frage steht. Daher bestimmt O.-R. Art. 
389, dass in der Regel der Verlagsvertrag durch Tod des 
Urhebers vor Vollendung des Werkes erlösche. Und daraus 
folgt mittelbar, wie bei dem Werkvertrage, die Unabtretbar- 
keit der Rechte des Urhebers. 

B. Für die Frage der Abtretbarkeit des Verlagsrechtes des 
Verlegers giebt das O.-R. keinen Anhaltspunkt, in der Wissen- 
schaft ist sie kontrovers. EinigeSchriftsteller schliessen die Ces- 
sion nur aus, wenn die Herausgabe des Werkes vom Verleger 
noch nicht erfolgt ist, so O. Wächter (Verlagsrecht S. 365), 
Gerber (Zeitschrift für Dogmatik des D. u.R. Pr. R. III, S. 392), 
Bluntschli (D. Pr. R., Aufl. 3, S. 478), Beseler (D. Pr. R,, 
Aufl. 3, 8. 949), Stobbe (D. Pr. R. III, 289), Kohler (Jahr- 
buch für Dogmatik, XVIII). Es findet sich bei ihnen her- 
vorgehoben die Untrennbarkeit der Rechte des Verlegers von 
dessen Verbindlichkeiten. Andere Schriftsteller erklären die 
Cession des Verlagsrechtes ohne die obige Begrenzung durch- 
weg für zulässig, so Klostermann (geistiges Eigenth. I, 335 f.; 
Urheberrecht S. 148; Abh. über Verlagsrecht in Endemanns 
Hdb. des d. Handels- und Wechselr., III, 8. 416 u. f., 734), 
Gambastide (Traité des contrefaçons, p. 138), Eisenlohr (d. lit. 
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und art. Eigenth, und das Verlagsr. S. 80). Klostermann be- 
griindet in seiner neuesten Abhandlung diese Ansicht damit, 
dass der Verleger sich durch Uebertragung des Verlagsrechtes 
nicht einen andern Schuldner substituiren, sondern nur einen 
Andern für sich erfüllen lasse, während er selbst dem Autor 
für die übernommenen Leistungen als ursprünglicher Schuldner 
haftbar bleibe. 

Wir balten die erstere (herrschende) Ansicht für die 
richtige. Wohl geben wir zu, dass es für die Verpflichtung 
des Verlegers weniger aut den physischen Inhaber des Ver- 
lagsgeschäftes als auf dieses selbst ankomme, und dass, wie 
Kohler cit. loco mit Recht ausführt, die Hauptsache das Fort- 
bestehen des Verlagsgeschäftes sei, mit welchem der Autor 
den Vertrag geschlossen hat, weil auch bei Aenderung des 
Eigenthümers doch die Geschäftsmaximen, das Personal, die 
Beziehungen des Geschäftes und der Ruf desselben sich nicht 
mit einem Schlage ändern. Aber davon ist noch ein weiter 
. Schritt zu der Annahme, dass es für den Autor juristisch 
gleichgültig sei, ob die Verlagspflicht von der Verlagshand- 
lung, mit der er kontrahirt hat, oder von einer andern 
ihm fremden erfüllt werde. Das Renommee und die geschäft- 
lichen Beziehungen einer Verlagshandlung, der Umstand, 
dass dieselbe in den betreffenden Litteraturzweig eine be- 
sonders hervorragende Thätigkeit aufweist, und dgl., ist für 
den Autor ein wesentlicher Faktor gewesen. Daher ist für 
ihn der Erfüllungseffekt nicht der gleiche, wenn die Leistung 
Seitens seines ausgewählten Verlegers oder Seitens eines 
Dritten erfolgt. Und daraus ergiebt sich (gegen Klostermann) 
der Schluss, dass das Resultat der Thätigkeit dieses Dritten 
nicht mehr Erfüllung ist (Kohler I. c. S.). Dieser unserer 
Ansicht steht auch nach O.-R. Nichts entgegen. Aus der 
Thatsache, dass dieselbe den Tod des Verlegers nicht als 
Erlöschungsgrund des Verlagsvertrages aufführt, folgt höchstens 
das von uns Zugegebene, dass der Rechtsnachfolger im Ver- 
lagsgeschäfte am Vertrage festzuhalten berechtigt ist, nicht 
aber die Freiheit völliger Cession. 

Da beim Verlagsvertrage somit die Individualität des 
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Verlagsgeschäftes für den Autor massgebend ist, so würde des 
letztern rechtliche Lage durch Zulassung der Cession des 
Verlagsrechtes verschlechtert; er wäre mit seinen Ansprüchen 
einzig an den neuen Verleger gewiesen, und einen Ersatz 
könnte auch nicht die subsidiäre Haftbarkeit des ursprüng- 
lichen Verlegers bieten, weil nach der richtigen Bemerkung 
Wächters (l. c. S. 366) dem Verleger jeweilen im Vertrauen 
auf seine Persönlichkeit ein gewisser Spielraum für Behand- 
lung und Ausführung des Geschäftes gewährt werden muss. 


Mandat und verwandte Rechtsverhältnisse. 


Nach Art. 392 O.-R. entsteht durch Annahme eines Auf- 
trages die Verpflichtung des Beauftragten zur Besorgung des 
Geschäftes nach dem Willen des Auftraggebers; eine Ver- 
pflichtung des letztern zu Leistung einer Vergütung besteht 
nur, wenn sie bedungen oder üblich ist. Somit zählt das 
O.-R. das Mandat nicht zu den wesentlich zweiseitigen Ver- 
trägen, denn nur Rechte des Auftraggebers, nicht solche des 
Beauftragten, gehören zum Wesen des Vertrages. 

A. Wir fragen zunächst, ob die Rechte des Auftrag- 
gebers in ihrer Gesammtheit abtretbar sind, so dass ein 
Cessionar des Mandanten gegen den Mandatar auf Vollzug 
des Mandates klagen kann. 

1. Es könnte eingewendet werden, die Frage sei praktisch 
bedeutungslos, weil der Beauftragte nach Art. 402 das Recht 
jederzeitiger Kündigung habe, somit durch Kündigung an den 
Cessionar eine ihm missbeliebige Cession illusorisch machen 
könne, Dem gegenüber ist hervorzuheben, dass es für den 
Mandatar gar nicht immer gleichgültig ist, ob die Cession 
infolge Kündigung des Mandates von seiner Seite aufgehoben 
wird, oder schon von Rechtswegen ausgeschlossen ist. Denn im 
ersten Falle riskirt der Mandatar, wegen unzeitiger Kündigung 
dem Cessionar für allfälligen Schaden aufkommev zu müssen 
(Art. 402 O.-R.), während der Mandatar zu jeder beliebigen 
Zeit sich dem Üessionar gegenüber seines Auftrages ohne 
Schadenersatzpflicht entschlagen kann, wenn die Cession 
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rechtlich ausgeschlossen ist. Die practische Wichtigkeit 
unserer Frage steht sonach ausser Zweifel. 

2. Wir werfen zunächst einen Blick auf das gemeine 
Recht, mit welchem das O.-R. die Hauptgesichtspunkte theilt. 
Nach der herrschenden Ansicht der gemeinrechtlichen Doctrin 
ist die Cession der gesammten Rechte des Auftraggebers nicht 
zulässig. Vgl. bes, Puchta (Pand. Aufl. 8, $ 285); Vangerow 
(Lehrb. der Pand., Aufl.6, III. S. 117); Sintenis (das gem. 
Civilrecht, Aufl. 3, II, 8.808); Holzschuher (Casuistik, Aufl. 3, 
III, 139, Anmerk., herausg. von Kuntze); Mühlenbrach 
(Cession, Aufl. 3, 8. 307 £.); Förster (Theorie und Praxis 
des heut. preuss. R., I, 648). Einzig Albert Schmid (Grund- 
lehren der Cession, II, 324), soweit wir sehen, hat sich für 
die Zulässigkeit der Cession in angegebener Richtung aus- 
gesprochen. Die gemeinrechtliche Praxis hat, so viel wir sie 
kennen, ohne weitere Begründung die herrschende Ansicht 
acceptirt (0. A. G. Lübeck 10. Okt. 1863 in Seufferts Archiv, 
XVII, Nr. 92; O. A. G. Darmstadt 2. Nov. 1866, das. XX, 
Nr. 220). 

Den Grund dieser u. E. zweifellos richtigen Ansicht 
finden einige Civilisten (so Puchta, Sintenis) in der dauern- 
den Relation, welche zwischen Mandant und Mandatar be- 
steht, aber das genügt nicht. Um die Unstatthaftigkeit der 
Cession zu begründen, müssten diese dauernden Beziehungen 
zwischen den Kontrahenten der Art sein, dass die Rechte 
und Verbindlichkeiten beider untrennbar in einander greifen 
und somit durch die Cession die rechtliche Lage des Manda- 
tars als Debitor cessus verändert bezw. verschlechtert würde. 
Das ist aber nicht der Fall. Erstlich kommen in der Regel 
beim Mandate nur Rechte des Auftraggebers, nicht Ver- 
pflichtungen desselben in Frage. Allfällige ausnahmeweise 
Rechte des Mandatars, also Verpflichtungen des Mandanten, 
können regelmässig vor Beendigung des Mandates nicht zur 
Geltung gebracht werden, seien es allfällige Honoraransprüche, 
seien es Ansprüche geinäss Art. 400 O.-R. Demnach ist 
beim Mandate von einer dauernden Relation zwischen Auftrag- 
geber und Beauftragtem, wobei Rechte und Verbindlichkeiten 
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so in einander greifen, dass sie nicht getrennt denkbar sind, 
nicht die Rede. 

Andere Civilisten erblicken den Grund in der höchst 
persönlichen Beziehung der Parteien; insbesondere Mühlen- 
bruch weist darauf hin, dass die einseitigen Forderungen des 
Mandanten nach der Natur des Geschäftes eng mit der Person 
verbunden sind, nicht einmal auf den Erben übergehen, und 
. das persönliche Vertrauen zu der Fähigkeit und Treue des 
Mandatars als wesentliches Motiv des Contraktes anzusehen 
ist, daher auch aus einer Substitution des Mandatars nicht 
aie obligatio mandati zwischen dem ersten Mandanten und 
dem substituirten Mandatar entsteht. 

Dazu ist nun freilich zu beinerken, dass wenn auch nach 
gemeinem Rechte wie nach O.-R. Art. 403 das Mandat durch 
den Tod des Mandanten und den des Mandatars erlischt, daraus 
nicht, wie Mühlenbruch andeutet, die Unstatthaftigkeit der 
Cession der Rechte des Auftraggebers ohne Weiteres folgt. Die 
alte Rechtsregsl: quae non sunt transmissibilia ad heredes, 
per cessionem non transeunt, ist mit Recht neuerdings und 
gerade von Mühlenbruch 8 225 selbst (s. diese Zeitschr. 
N. F. IV. 208) verworfen. Nicht aus der Thatsache an sich, 
dass das Mandat durch den Tod des Auftraggebers erlischt, 
folgt die Unzulässigkeit der Cession, sondern aus der ratio 
legis dieser Thatsache ist auf die Unzulässigkeit zu schliessen. 
Die ratio legis ist aber nicht das persönliche Vertrauen zu 
der Fähigkeit und Treue des Mandatars (damit würde nur 
das Erlöschen des Mandats durch Tod des Mandatars 
begründet), sondern der Charakter des Mandates als eines 
Vertrauensvertrages auch in dem Sinne, dass der Beauftragte 
speziell in Rücksicht auf die Persönlichkeit des Mandanten 
den Auftrag angenommen hat. Ist das Mandat ein unent- 
geltliches, so liegt der rein persönliche Charakter in dieser 
Richtung klar vor, denn es verdankt dann seine Entstehung 
nur der Dienstfertigkeit oder der Freundschaft des Mandatars 
gegen den Mandanten (vgl. 1. 1, $ 4 D. 17, 1). Aber auch 
bei Entgeltlichkeit bleibt dieser persönliche Charakter erhalten, 
weil auch dann unter der Voraussetzung, dass der Beauf- 
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tragte für den Auftraggeber Behürden oder dritten Personen 
gegenüber handeln soll, die Person des Auftraggebers für den 
Beauftragten offenbar nicht gleichgültig sein kann. 
Mühlenbruch deutet endlich an, dass die Theorie, welche 
sich fiir die Nichtcessibilitàt der gesammten Rechte des 
Mandanten gegenüber dem Mandatar erklärt, erschüttert werde, 
wenn bei Uebertragung der Geschäftsbesorgung an einen 
Substituten eine obligatio mandati zwischen dem ursprüng- 
lichen Auftraggeber und dem Substituten begründet wird. 
Dies ist unter der Voraussetzung richtig, dass die actio man- 
dati directa, welche dem ursprünglichen Mandanten gegen 
den Substituten gegeben wird, auf eine cessio necessaria 
begründet werden müsste. Aber diese Voraussetzung ist in 
Hinblick auf das O.-R. nicht gegeben. Nach Art. 397 O.-R. 
erwirbt zwar der Auftraggeber gegen den vom Mandatar 
bestellten Substituten die gleiche Klage, welche der Man- 
datar gegen den Substituten hat. Entgegen der Zurückfüh- 
rung dieser Bestimmung auf eine nothwendige Cession (bei 
Schneider und Fick, Aufl. 2 zu Art. 397, Hafner, S. 116 zu 
Art. 397) halten wir dafür, dass sie auf anderer Grundlage 
zu konstruiren sei. Die Annahme einer cessio necessaria 
setzt nämlich voraus, dass der Mandant die Rechte des 
Mandatars gegen den Substituten durch Singularsuccession 
erhält. Eine solche aus Art. 397, Abs. 3 abzuleiten, erscheint 
nun allerdings auf den ersten Blick möglich, aber nicht 
zwingend. Der fragliche Artikel kann auch darin seine 
Erklärung finden, dass durch die Substitution ein Mandats- 
verhältniss einerseits zwischen dem ursprünglichen Auftrag- 
geber und dem Substituten, andrerseits — und zwar in Con- 
currenz damit — auch zwischen dem ursprünglichen Man- 
datar und dem Substituten begründet wird. Damit ist 
die Annahme einer Singularsuccession unvereinbar, weil die 
Mandatsklage des ursprünglichen Mandanten gegen den Sub- 
stituten bezüglich ihrer Entstehung völlig unabhängig ist 
von der Mandatsklage, die der Mandatar gegen den gleichen 
Bek'agten erhält. Dies ergiebt sich daraus, dass die erstere 
Klage (des ursprünglichen Mandanten) sich auf ein Vertrags- 
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verhältniss gründet, die zweite (des Mandatars) unmittelbar 
auf das Gesetz. 

a) Dass die Mandatsklage des urspriinglichen Auftrag- 
gebers gegen den Substituten ex contractu erworben wird, 
könnte nur bezweifelt werden, wenn sie sogar unter der 
Voraussetzung gegeben würde, dass der Beauftragte den 
Substituten in eigenem Namen bestellt kätte. Denn bei 
dieser Annahme wäre die gesetzliche Cession das einzig 
sichere Mittel, um dem Mandanten die Mandatsklage gegen 
den Substituten zu verschaffen. Eine derartige Annahme ist 
aber ausgeschlossen. Es muss allerdings zugegeben werden, 
dass nach Art. 399 die Rechte, welche der Beauftragte für 
Rechnung des Auftraggebers in eigenem Namen gegen den 
Dritten, mit dem er contrahiert, erwirbt, sofort auf den Auf- 
traggeber übergehen, wenn der letztere allen Verbindlich- 
keiten aus dem Auftragsverhältnisse nachgekommen ist. Damit 
ist das Prinzip der indirecten oder unvollkommenen Stell- 
vertretung, wenn die thatsächlichen Voraussetzungen des Art. 
399 zutreffen, ausdrücklich anerkannt. Die in unserm Fall 
entscheidende Frage aber, ob Art. 399 auch analog auf das 
Rechtsverhältniss der Substitution anwendbar sei, ist ent- 
schieden zu verneinen.. 

Für diese Verneinung spricht vorab die ratio legis des 
Art. 399. Der Inhalt desselben kann nämlich nicht auf eine 
höhere Rechtsregel, ein juristisches Princip, zurückgeführt 
werden, dessen consequente Durchführung einen, per analogiam 
zur Anwendung zu bringenden Rechtssatz erzeugt, wie 
anch das deutsche Reichsgericht durch Entsch. v. 15. März 
1880 (Seuffert, Archiv, XXXVI, Nr. 23) diesen Satz als un- 
vereinbar mit allen strengen Rechtsprincipien erklärt hat, 
und neuere Schriftsteller das Institut der mittelbaren oder 
unvollkommenen Stellvertretung, auf welchem jener Satz be- 
ruht, als contradictio in adjecto bezeichnen (Unger, System, 
II, 135, A. 22). Sonach verdankt Art. 399 seine Entsteh- 
ung einzig einem legislativen Momente, ratio legis im engern 
Sinne, welche auf Rücksichten für praktische Bedürfnisse 
und Verkehrsinteressen zurückzuführen ist. Der Auftraggeber 











366 Dr. K. Attenhofer: 


kann nämlich ein erhebliches Interesse daran haben, dass 
der Mandatar bei Abschluss des Geschäftes mit dem Dritten 
seinen Namen nicht nenne und den Vertrag in eigenem 
Namen abschliesse, das ist besonders dann der Fall, wenn 
das Geschäft bei Nennung des Auftraggebers grössern 
Schwierigkeiten unterläge (vgl. Vogt, leichtfassl. Anleitung 
S. 236), oder der Mandant aus persönlichen Gründen nicht 
genannt sein will, z. B. wegen Geldverlegenheiten genöthigt 
ist, Kostbarkeiten zu verkaufen, seinen Credit aber durch 
Bekanntgeben seines Namens nicht gefährden will. Diese 
Rücksichten können aber bei dem Rechtsverhältnisse der 
Substitution nicht in Betracht fallen, denn wir können uns 
keinen Fall denken, wo es im Interesse des ursprünglichen 
Mandanten, bezw. des Verkehrs überhaupt läge, dass der 
Mandatar den Substituten in eigenem Namen bestelle. Dem- 
gemäss fehlt für die analoge Ausdehnung der Bestimmung 
von Art. 399 auf das Rechtsverhältniss der Substitution die 
gleiche ratio legis, also das Haupterforderniss. 

Ein weiterer Grund gegen diese analoge Ausdehnung 
liegt darin: das Mandat ist ein Vertrauensverhältniss auch in 
der Richtung, dass es vom Beauftragten speziell in Rücksicht 
auf die Person des Auftraggebers eingegangen wird. Dieses 
Vertrauensverhältniss wird nun aber in keiner Weise alterirt, 
wenn der Mandatar in eignem Namen das Geschäft für den 
Mandanten abschliesst. Anders bei der Substitution: hier 
erscheint der Substitut, der das Geschäft für den ursprüng- 
lichen Mandanten besorgt, als der eigentliche Mandatar. 
Wenn daher für den Fall, dass der erste Mandatar in eigenem 
Namen den Substituten bestellt, ein juristischer Nexus zwischen 
dem ursprünglichen Mandanten und dem Substituten in der 
Weise entstünde, dass der erstere gegen den letztern ohne 
Weiteres die actio mandati directa anstellen könnte, so würde 
das genannte Vertrauensverhältniss vollständig ausser Acht 
gesetzt und damit ein Fundamentalsatz in der Mandatslehre 
auf eclatante Weise gebrochen, ohne dass dies durch ein 
juristisches oder ein gesetzgeberisches Motiv gerechtfertigt 
erschiene. 
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Da somit die analoge Ausdehnung des Art. 399 auf das 
Rechtsverhältniss der Substitution unzulässig ist, so folgt 
zunächst daraus, dass ein obligatorischer Nexus zwischen dem 
Mandanten und dem Substituten nur da entsteht, wo der 
Mandatar den letzteren nicht auf seinen eigenen, sondern 
auf des Mandanten Namen bestellt hat. Und ist dies richtig, 
so findet die laut Art. 397, Abs. 3 dem ursprünglichen Man- 
danten gegen den Substituten eingeräumte Klage die ein- 
fachste und natürlichste Construktion auf Grundlage der 
directen Stellvertretung, und auf dieser Basis ist nun folgende 
Alternative gegeben: entweder ist der Beauftragte vom 
Auftraggeber ermächtigt, einen Substituten zu bestellen, 
oder solche Ermächtigung liegt nicht vor. Im erstern Fall 
erwirbt sofort in dem Momente, wo sich der Substitut dem 
Mandatar gegenüber zur Besorgung des Auftrages für den 
Mandanten verpflichtete, der letztere alle Rechte aus dem 
Mandatsverbältnisse, somit auch das Klagerecht auf Vollzug 
des Auftrages dem Substituten gegenüber. Im letztern Falle 
dagegen erlangt der ursprüngliche Mandant aus jener Ver- 
pflichtung des Substituten die Klage gegen ihn erst nach 
erfolgter Ratihabition, und zwar die Mandatsklage, denn die 
gemeinrechtliche Streitfrage, vb eine ohne Ermächtigung des 
Auftraggebers gepflogene Geschäftsführung durch die Ratihabi- 
tion in ein Mandat übergehe oder nicht, ist durch O.-R. Art. 
474 ausdrücklich bejaht. 

b) Anderseits gründet sich die durch Art. 397, Abs. 3 
dem Mandatar gegen den Substituten eingeräumte Mandats- 
klage nicht auf ein vertragliches Verhältniss, sondern unmittel- 
bar auf das Gesetz. Denn aus der Construktion dieser Klage 
auf der Grundlage der directen Stellvertretung folgt, dass 
eine allfällige Mandatsklage, die dem Mandatar in Concurrenz 
mit dem Mandanten gegen den Substituten gegeben wird, 
unmöglich ex contractu kann abgeleitet werden. Bei dieser 
Sachlage lässt sich aber die Entstehung der Klage des Be- 
auftragten gegen den Substituten nicht anders erklären, als 
durch unmittelbare Herleitung aus dem Gesetze. Dafür 
spricht schon der Umstand, dass der Mandatar für die dem 
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Substituten aufgetragene Geschäftsbesorgung dem ursprüng- 
lichen Auftraggeber gegenüber einzustehen hat, und zwar 
nach Art. 397, Abs. 1 und 2 unbedingt oder nur für culpa 
in eligendo, je nachdem er zur Uebertragung der Geschäfts- 
besorgung unbefugt oder befugt war. Diese Bestimmung ist 
nicht eine Spezialität des schweizerischen O.-R., sondern dem 
gemeinen Rechte entnommen (vgl. z. B. Windscheid, Pand. 
Aufl. 5, $ 410, A. 5 und 6). Die Quellen, bes. 1. 8, $ 3 
D. 17, 1 bezeichnen gerade die Hattbarkeit des Mandatars 
für den Substituten dem Auftraggeber gegenüber als den 
Grund, welcher dem Mandatar die Mandatsklage gegen den 
Substituten verleiht, und erkennen damit ausdrücklich an, 
dass die Klage des Mandatars gegen den Substituten un- 
mittelbar auf einer gesetzlichen Basis beruht. 

Hat sich somit ergeben, dass die nach Art. 397, Abs. 3 
0.-R. dem Mandanten und dem Mandatar gegen den Substi- 
tuten zustehenden Klagen einen verschiedenen Entstehungs- 
grund haben, die des Mandanten ex contractu vermittelst 
Stellvertretung, die des Mandatars dagegen unmittelbar ex 
lege, so rechtfertigt sich aus dieser Unabhängigkeit der Klagen 
in angegebener Richtung der Schluss, dass die Mandatsklage 
des ursprünglichen Mandanten gegen den Substituten nicht 
auf eine cessio necessaria zurückgeführt werden kann, und 
damit fällt auch die einzige Stütze dahin, welche für die Zu- 
lassung der Cession der gesammten Rechte des Mandanten, 
die er aus dem Vertrage mit dem Mandatar gegen diesen 
erworben hat, angeführt werden kann. 

Ist aber auch der Anspruch des Auftraggebers, gegen 
den Mandatar auf Vollzug desMandates zu klagen, nicht durch 
Cession übertragbar, so sind es doch die einzelnen vermögens- 
rechtlichen Forderungen, die dem erstern gegen den letztern 
zustehen, soweit sie einen selbständigen Charakter haben, 
und nicht blos ein Bestandtheil des Hauptanspruchs sind 
(wie z. B. das Recht des Mandanten, vom Beauftragten 
Rechnungsstellung zu verlangen). 

B. Ebenfalls zu verneinen ist die Zulässigkeit des Ein- 
trittes in das Rechtsverhältniss des Beauftragten, d. h. in 
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dessen gesammte Rechte auf dem Wege der Cession. In der 
Regel kommen ja nur Verbindlichkeiten, nicht Rechte des 
Mandatars in Betracht und so fehlt schon an sich ein Haupt- 
erforderniss der Cession, ein cedirbarer Gegenstand, indem 
Verbindlichkeiten im eigentlichen Sinne nicht cedirt werden 
können. Aber selbst wenn für den Mandatar, und zwar vor 
Beendigung des Mandates, Rechte — wie Anspruch auf Vergii- 
tung, Forderung aus Vorschüssen — gegen den Mandanten be- 
stehen sollten, so könnte ein Cessionar nur in diese einzelnen 
Rechte, nicht aber in das Rechtsverhältniss des Mandatars in 
der Weise eintreten, dass er an Stelle des letztern auf Hal- 
tung des Vertrages gegen den Mandanten klagen könnte. 
Auch einer solchen Cession des Rechtsverhältnisses im Ganzen 
stehen rein persönliche Gründe entgegen: nach Art. 403 
O.-R. wie nach gemeinem Rechte bildet regelmässig auch 
der Tod des Auftraggebers einen Erlöschungsgrund des Man- 
dates; der Rechtsgrund dieses Satzes liegt im persönlichen 
Vertrauen, welches der Auftraggeber in die Fähigkeit und 
Treue des Beauftragten setzt (Mühlenbruch, Cession, Aufl. 3, 
S. 218). Auf diesen Rechtsgrund ist auch die Unzulässigkeit 
der Cession der Rechte des Beauftragten im angegebenen 
Umfange zurückzuführen, denn es ist für unsere Frage gleich- 
gültig, ob an die Stelle des ursprünglichen Beauftragten durch 
Universalsuccession der Erbe oder durch Cession ein Dritter . 
trete: in beiden Fällen würde das Vertrauen zur Fähigkeit 
und Treue des Beauftragter, welches den Auftraggeber zu 
dem Mandate bewogen hatte, ausser Acht gesetzt. Der 
Umstand, dass der Mandant die Ansprüche des Mandatars 
gegen den von diesem bestellten Substituten unmittelbar 
geltend machen darf, lässt ebenfalls keinen Schluss aut die 
Cessibilität der Rechte des Mandatars zu, schon darum nicht, 
weil ein obligatorischer Nexus zwischen Auftraggeber und 
Substituten — wie oben gezeigt — ohne des Erstern Ein- 
willigung nicht bestehen kann. 

Dagegen ist schon bemerkt worden, dass die einzelnen 
Forderungen, welche der Mandatar gegen den Mandanten 


hat, cedirbar sind. Es gilt dies von den genannten Forder- 
Zeitschr. für schweizerisches Recht. Neue Folge VI. 24 
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ungen und von den in Art. 400 aufgezählten Ansprüchen 
mit der einzigen Ausnahme, dass der Anspruch auf Befreiung 
von eingegangenen Verbindlichkeiten, die für den Mandatar 
bei Ausführung des Mandates entstanden sind, nicht cedirt 
werden kann, da diese Verbindlichkeiten eben mit dem ge- 
nannten Anspruch untrennbar verbunden sind. 


Was für das Mandat, gilt auch für die Rechtsgeschäfte, für 
welche nach O.-R. die Vorschriften des Mandates Platz greifen, 
namentlich Commissionsvertrag und Mäklergeschäft. 


Gebrauchsleihe. 


Sowohl aus dem Wesen des Leihevertrages, wie er durch 
Art. 321 O.-R. definirt wird, als aus Art. 322, Abs. 2, wo- 
nach der Entlehner den Gebrauch nicht einem Andern iiber- 
lassen kann, folgt der höchst persönliche Charakter des An- 
spruches des Entlehners und damit dessen Nichtübertragbar- 
keit (vgl. Hafner, O.-R. S. 52 zu Art. 183, Ziffer 4). 


Anspruch auf Alimente und andere verwandte 
Rechtsverhältnisse. 


A. Die Forderung auf Alimentation kann auf Vertrag, 
letztwilliger Verordnung, Delict oder direct auf Gesetz be- 
ruhen; für die Frage der Abtretbarkeit ist das gleichgültig, 
denn in allen Fällen ist der Alimentationsanspruch als solcher 
nicht übertragbar. Dieser allgemein anerkannte Satz ist 
darin begründet, dass die Rücksichten auf die persönlichen 
Verhältnisse und Bedürfnisse des Gläubigers hier als sehr 
wesentlich erscheinen (vgl. Windscheid, Pand. $ 335). 

Streitig ist dagegen, ob der Alimentationsgläubiger die 
einzelnen Forderungen, welche auf bestimmte Leistungen 
gehen und daher zum Zwecke der Alimentation dienen sollen, 
einem Andern abtreten dürfe. Die eine Ansicht will die 
Cession zulassen, wenn die Leistung dadurch nicht eine andere 
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wird, was unter 'Umstinden geschehen könne, wenn die 
schuldige Reichung in Wohnung, Kleidung oder Nahrung | 
bestehe, nicht aber, wenn bestimmte periodisch wiederkehrende 
Geldleistungen in Frage kommen; so Schmid (Grundlehren 
d. Cession, II, 8.287), Puchta (Rechtslexicon, II,S. 642), Wind- 
scheid (Pand. $ 335), Seuffert (pract. Pand. R., Aufl. 4, II, 
& 299 A. 7), Entsch. des O. T. Stuttgart, 7. Jan. 1873, O. 
A. G. München, 16. Dez. 1874, Deutsch. Reichsgericht, 11. 
April 1881 (Seuffert, Archiv XXVIII, Nr. 23, XXXI, Nr. 
45, XXXVII, Nr. 18). Die andere Ansicht unterscheidet, ob 
ein oneroses Rechtsgeschäft vorliege oder ob die betreffende 
Leistung ihren Grund unmittelbar in dem Gesetze oder in 
der Liberalität des Gebers (Schenkung) habe: im erstern Falle 
wird die Uebertragbarkeit der Forderung auf dem Wege der 
Cession als zulässig erklärt, im zweiten nicht; so Mühlen- 
bruch (Cession, Aufl. 3, S. 330), Holzschuher (Theorie und 
Casuistik, Aufl. 3, III, S. 139), auch Sintenis (d. pract. gem. 
Civilr., Aufl. 3, II, S. 811, A. 31), der aber die Abtretbarkeit 
der fixirten Alimentenbetreffnisse, welche auf Schenkung 
oder Gesetz beruhen, nur bei Nichtvorhandensein ron Dürftig- 
keit des zu Alimentirenden annimmt. 

Wir halten die erstere Ansicht für die richtige; sie ist 
in dem cit. Entscheide des Reichsgerichtes folgendermassen 
begründet: „Daraus, dass die betr, Alimentenleistung darauf 
berechnet ist, den nothdürftigen Lebensunterhalt der Bezugs- 
berechtigten zu befriedigen, lässt sich ihre Unübertragbarkeit 
nicht ableiten, denn abgesehen davon, inwieweit hier der 
Zweck, welcher mit der Leistung erreicht werden soll, zum 
Inhalte der Leistung selbst gehört, so muss jedenfalls ange- 
nommen werden, dass im Allgemeinen der gedachte Zweck 
auch durch Veräusserung und Verwerthung von gewissen 
Pensionsbezügen sich verwirklichen lässt.“ 

Zur Ergänzung dieser Begründung kann die Kritik und 
Widerlegung der gegentheiligen Ansicht dienen. Mühlenbruch 
beruft sich für die Unübertragbarkeit der unmittelbar im Gesetz 
oder in einer Schenkung begründeten Alimentationsbezüge na- 
inentlich auf 1. 10 D. 4, 5 und 1. 10 D. 7, 8, ferner auf 1. 8 pr. 
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. und $ 2, D. 2, 15, wonach ein solches, aus Mitleid zuge- 
‘ standenes Recht weniger streng juristisch angesehen werde, 


darum Alimente nicht durch capitis deminutio verloren gehen 
sollten (1. 10, D. 4, 5) und Jemand, dem aus Mitleid eine 
Wohnung überlassen war, diese wenigstens nicht schenkungs- 
weise einem Andern einräumen konnte (l. 10, D. 7, 8), ja 
sogar das Recht des Alimentars, über die ihm ausgesetzten 
Alimente sich zu vergleichen, aus gleichem Grunde äusserst 
beschränkt war (l. 8, D. 2, 15). — Aus der ersten Stelle, 
die also besagt, dass das Legat von periodischen Leistungen 
durch den Tod des Legatars, nicht aber durch capitis deminutio 
untergehe, weil es mehr auf eine Thatsache als auf ein Recht 
zurückzuführen sei, kann für unsere Frage nichts gefolgert 
werden. Seuffert ]. c. leitet daraus mit Recht nur die Un- 
übertragbarkeit von Forderungen auf Alimente ab, bei denen 
die persönlichen Bedürfnisse über das Quantum entscheiden 
sollen, und in ähnlicher Weise spricht sich das angef. Er- 
kenntniss des O. A. G. München über diese Stelle aus. In 
1. 10, D. 7, 8 sodann ist allerdings gesagt, dass wenn Jemand 
eine habitatio erwirbt, er sie nicht schenkungsweise auf einen 
Andern übertragen könne. Das kann aber nicht ohne Weiteres 
analog auf fixirte Alimentationsbetreffnisse angewendet werden. 
Denn bei Habitatio kann es dem Eigenthümer der Wohnung 
nicht gleichgültig sein, ob der Berechtigte, zu dem er vielleicht 
in einem persönlichen Pietätsverhältnisse steht, oder ein be- 
liebiger Dritter das Wohnungsrecht ausübe (Elvers, Servituten- 
lehre, S. 635), während es bei Alimenten für den Verpflichteten 
gleichgültig ist, an wen er die Leistungen mache. Somit ist auch 
diese Stelle für unsere Frage unverwerthbar. — Endlich die 1. 8, 
D. 2, 15 enthält den Satz, dass ein Vergleich über Alimente 
zu seiner Rechtsgültigkeit der Zuziehung des Prätors be- 
dürfe, falls die Alimente durch letztwillige Verordnung vor- 
geschrieben seien, nicht aber bei anderm Entstehungsgrunde. 
Mühlenbruch hat das dahin verstanden, dass bloss bei Schen- 
kungen oder onerosen Rechtsgeschäften die Intervention des 
Prätors erforderlich sei; aber es handelt sich nicht um diesen 
Gegensatz, sondern um den von Alimenten, die auf den Todesfall 
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hinterlassen, und solchen, die durch Rechtsgeschäft unter 
Lebenden entstanden sind. Es darf also aus der angef. Stelle, 
wenn man überhaupt aus ihr für die Frage der Abtretbar- 
keit etwas ableiten will und darf, nur gefolgert werden, dass 
der Anspruch auf die fixirten Alimentationsbetreffnisse nicht 
abtretbar ist, falls sein Entstehungsgrund in einem Rechts- 
geschäfte von Todeswegen liegt. Ein Rescript von Gordian 
in 1. 8, C. 2, 4 schreibt nun allerdings in allgemeiner Weise 
vor, dass man über künftige Alimente ohne prätorische Ge- 
nehmigung sich nicht rechtsgültig vergleichen könne, und 
das d. Reichsgericht hat 1884 (Entsch. IV 209) daraus 
abstrahirt, dass nach gem. Rechte bei Vergleichen über alle, 
wenigstens alle gesetzlichen zukünftigen Alimente, eine ge- 
richtliche Genehmigung erforderlich sei. Dies erscheint uns 
aus folgenden Erwägungen unbegründet: die 1. 8, D. 2, 15 ent- 
hält eine singuläre Bestimmung, welche nicht ausdehnend 
interpretirt werden darf. Wollte man davon ausgehen, dass 
die Bestimmung der 1. 8 cit. durch das Rescript Gordians 
gesetzlich habe erweitert werden sollen, so würde man eben 
wegen der Singularität der Pandectenstelle zu dieser An- 
nahme nur unter der Voraussetzung gelangen, dass diese 
Absicht des Gesetzgebers sich aus der Verordnung Gordians 
klar ergebe, was offenbar nicht der Fall ist. Sonach hat 
durch 1. 8 C. das Pandectenrecht nicht eine Erweiterung 
gefunden, sondern sie ist aus letzterm zu erklären (vgl. 
auch Entsch. des O. A. G. Celle, 30. Juni 1875 in Seufferts 
Archiv XXXIV Nr. 207). 

Aber selbst angenommen, dass gerichtliche Genehmigung 
bei Vergleichen über alle Alimente erforderlich sei, so könnte 
daraus für die Frage der Abtretbarkeit der Alimentations- 
betreffnisse nur dann etwas gefolgert werden, wenn durch 
die 1. 8 Dig. 2, 15 bei Vergleichen über Alimente nicht bloss 
eine gerichtliche Genehmigung, sondern die Unzulässigkeit 
des Vergleichs selbst statuiert würde. Denn nur unter dieser 
Voraussetzung wäre wenigstens die Basis für eine analoge 
Anwendung der 1.8 D. 2,15 im Sinne Mühlenbruchs geschaffen, 
so dass dann die Frage gestellt werden könnte, ob auf die 
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gleiche ratio legis, welche den Ausschluss des Vergleiches 
über Alimentationsbeträge begründet, auch eine allfällige 
Annahme der Nichtübertragbarkeit dieser Ansprüche zurück- 
geführt werden könne, 

Es versucht aber Mühlenbruch seine Ansicht des Weitern 
durch folgende Erwägung zu begründen: wenn durch das 
Gesetz oder die Liberalität Einzelner für Jemandes Unter- 
halt gesorgt ist, so ist eine Wohlthat für diesen damit be- 
zweckt, und diese Absicht würde in den meisten Fällen ver- 
eitelt, wenn Alimente der Art, also das Recht auf Wohl- 
thaten, Gegenstand des Handels sein könnten, wogegen sich 
schon das Gefühl eines jeden gegen die Gesetze des Anstandes 
nicht gleichgültigen Menschen auflehnen wird. Diese Argu- 
mentation hat unter der Voraussetzung eine Berechtigung, 
dass in Wirklichkeit die Zulassung der Cession von gesetz- 
lichen oder geschenkten Alimentationsbeiträgen entweder eine 
Vereitelung der wohlthätigen Absicht oder einen Verstoss 
gegen die gute Sitte (contra bonos mores) enthalten würde. 
Von einer Vereitelung der wohlthätigen Absicht wäre nur 
zu reden, wenn in Folge Cession dem Berechtigten die 
Leistung gar nicht oder wenigstens nicht ohne grosse Ein- 
busse zu gut kommen würde. Aber diese Voraussetzung trifft 
nicht zu, denn die Leistung geniesst der Berechtigte auch 
dadurch, dass er das Forderungsrecht durch Abtretung für 
seinen Zweck verwerthet (Windscheil, Pand. $ 335 A. 6). 
In diesem Falle thut es der wohlthätigen Gesinnung des Ali- 
mentationsverpflichteten keinen Eintrag, ob er die Alimen- 
tationsraten dem ursprünglichen Berechtigten persönlich oder 
an dessen Stelle einem Cessionar zukommen lasse. Vollends 
kommt aber noch Folgendes in Betracht: In der Regel wird 
der Berechtigte, wenn er weiss, dass der Verpflichtete seinen 
Verbindlichkeiten zur Verfallzeit pünktlich nachkommt, von 
der Cession Umgang nehmen. Dagegen bei Säumniss des 
Schuldners ist für den Alimentationsgläubiger die Verwerthung 
der Forderung durch Cession gerade das einzig sichere Mittel, 
um rechtzeitig sein Alimentationsbetreffniss zu erhalten, und 
diese rechtzeitige Leistung hat für ihn, wenn er in Folge 
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Gesetzes oder Schenkung Gläubiger geworden ist, einen un- 
endlich grossen Werth. Denn regelmissig ist ein solcher 
diirftig oder leidend, die Leistung soll seine nothwendigen 
Lebensbediirfnisse befriedigen. Wollte man ihm das Recht 
der Cession der Alimentationsbezüge versagen, so wäre 
damit das wirksamste Correctiv gegen die grossen Verlegen- 
heiten, die ihm aus der Säumniss des Schuldners entstehen, 
entzogen. | 

Aber auch ein Verstoss gegen die guten Sitten kann in 
der Abtretung der Forderung auf bestimmte periodisch wieder- 
kehrende Alimentationsbetreffnisse nicht erblickt werden. 
Keines der Kriterien, welche ein Rechtsgeschäft als gegen 
die guten Sitten gerichtet bezeichnen, greift hier Platz. 
Etwas Unerlaubtes wird durch solche Cession nicht unter- 
nommen noch gefördert, denn sie enthält keine rechtswidrige 
oder unsittliche Handlung, was auch Mühlenbruch nicht be- 
hauptet, und-sie bildet ebensowenig an und für sich ein 
Rechtsgeschäft, durch welches die Freiheit der Person des 
Cedenten beeinträchtigt würde. 

Mühlenbruch legt aber das Gewicht darauf, dass es dem 
Anstandsgefühle widerstrebe, solche Forderungen, welche einem 
wohlthätigen Zwecke dienen, zum Gegenstande des Handels 
zu machen. Aber derartige zarte Rücksichten auf Anstands- 
gefühl können im Rechtsleben nicht den Ausschlag geben. 
Denn würde das Recht solche Rücksichten begünstigen, so 
wäre die Vertragstreue und Verkehrssicherheit bedeutend 
gefährdet, ohne dass doch für die Hebung der Sittlichkeit 
Etwas gewonnen würde. Daher hat die neuere Gerichtspraxis 
Deutschlands und der Schweiz keine Bedenken getragen, im 
Interesse der Vertragstreue selbst solche Rechtsgeschäfte, 
welche für die meisten anständigen Leute etwas Anstössiges 
haben, wie z. B. die gewerbsmässige Ehevermittlung, als 
rechtsgültige zu betrachten (0. T. Stuttgart, 29. Mai 1858, 
O. A. G. Lübeck, 19. Dez. 1859, in Seuffert, Archiv, XIII, 
Nr. 14, XIV, Nr. 124; O. G. resp. Recurskammer Zürich, 
3. Juni 1884 in der Revue der Gerichtspraxis, II, Nr. 87, O.-G- 
Luzern, 13. Mai 1885, in grundsätzl. Entsch. III, Nr. 371). 
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B. Zu den Rechten, welche den Alimentenforderungen 
in unserer Frage ganz oder nahezu gleichgestellt werden 
können, gehören der Anspruch auf Leibrenten und die per- 
sönlichen Servituten, weil auch bei diesen das Recht als 
solches in den persönlichen Bedürfnissen oder den individu- 
ellen Interessen des Berechtigten begründet ist. Somit können 
auch die Ansprüche des Rentengläubigers und des Servitut- 
berechtigten als solche auf dem Wege der Cession nicht 
übertragen werden. 

1. Das Leibrentengeschäft, so wie es durch O.-R. Art. 
517 normirt ist, hat in der Regel einen onerosen Charaoter, 
indem die Verpflichtung von Seiten des Rentenschuldners 
gegen eine vom Rentengläubiger entweder auf einmal oder 
in Terminen zu entrichtende Einlage übernommen wird 
(vgl. Schneider u. Fick, Commentar, Aufl. 2, zu Art. 517, 
Anm. 1). Für die Annahme nun, dass nicht der Leibrenten- 
anspruch als solcher, wohl aber die Forderung auf einzelne 
periodisch wiederkehrende Leistungen cedirt werden könne, 
ist noch ein spezieller Grund im Art. 520 gegeben, wo- 
nach der Leibrentengläubiger Mangels gegentheiliger Ver- 
einbarung die Ausübung seiner Rechte abtreten kann. Da 
nun das O.-R. ausdrücklich nur von der Abtretung der 
Ausübung der Rechte des Rentengläubigers spricht, so 
kann daraus gefolgert werden, dass das Gesetz den Anspruch 
des Leibrentengläubigers als solchen für nicht abtretbar hält. 
Anderseits ist damit auch ein Anhaltspunkt für die Annahme 
der Abtretbarkeit der Forderung des Rentengläubigers auf 
die einzelnen periodisch wiederkehrenden Leistungen gegeben. 

2. Bei den persönlichen Servituten (deren Regelung 
übrigens dem kantonalen Rechte vorbehalten ist), ist zu unter- 
scheiden zwischen Niessbrauch einer- und Gebrauchsrecht (usus) 
und habitatio anderseits. 

a. Der Niessbrauch als solcher ist, wie alle Personal- 
servituten, unveräusserlich, daher auch durch Cession nicht 
übertragbar. Dagegen ist die Ausübung des Niessbrauchs 
veräusserlich. Daraus ist weiter zu schliessen, dass auch die 
Cession der Ausübung des Niessbrauchs als juristisch zulässig 
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anzusehen ist. Es ist dies zwar schon aus dem Grunde ange- 
fochten worden, weil dem Uebertragungsacte nur eine recht- 
liche Wirkung zwischen den Contrahenten, nicht aber gegen- 
über Dritten beigelegt werden künne. Dieser Einwand ist 
griindlich widerlegt durch einen Entscheid des D. Reichsger. 
vom 6. April 1880, wo es heisst: ,Wer einem Andern die 
Ausübung seines Niesbrauchs einräumt, gestattet ihm, dass 
er dieses Recht in seinem ganzen Umfange zum eigenen Vor- 
theil ausübe. Der Cessionar des Usufructuars kann nicht 
nur die betr. Nutzungen ziehen, sondern er darf auch der 
Rechtsmittel sich bedienen, welche zum Schutze der abge- 
tretenen Berechtigung gegeben sind. Darin liegt, dass der 
Cessionar eines Niessbrauchs das ıhm cedirte Recht sowohl 
seinem Cedenten als auch dritten Personen gegenüber zur Gel- 
tung bringen kann. Diese Consequenz ist in der rechtlichen 
Natur der Verhältnisse begründet und von den Rechtsquellen 
unzweideutig anerkannt“ (Seuffert, Archiv, XXXV, Nr. 183). 

b. Die Ausübung des Rechtes des Usuars kann in keinem 
Falle einem Andern überlassen werden, diejenige des Rechtes 
des Habitators nur in dem Falle, wo ein Entgelt geleistet 
worden. Damit ist auch die Frage über Abtretbarkeit der 
Ausübung genannter Servitutenrechte entschieden. 


Forderungen aus accessorischen Rechten, 


soweit durch die Abtretung derselben der Zusammenhang 
mit der Hauptforderung vollständig gelöst wird. 

Diesen Punkt, namentlich die juristisch nicht uninteres- 
sante Frage über die Abtretbarkeit der Forderung aus Con- 
ventionalstrafe, gedenken wir in einem eigenen Aufsatze zu 
erörtern. 





Schweizerische Rechtsgesetzgebung 
des Jahres 1886. 
Von ANDREAS HEUSLER. 


Erster Theil. 


Bundesgesetzgebung. 
I. Civilrecht. 
1. Personenrecht. 


1. Abänderung (des Bundesraths) der Instruction für die 
Civilstandsbeamten, betreffend die statistischen Auszüge aus den 
Civilstandsregistern zuhanden der Bundesbehörden. Vom 13. De- 
cember. (A. 8. d. B.-G., N. F. IX, S. 301 £.) 

Betrifft Art. 2 der Instruction: Die statistischen Auszüge 
aus den Civilstandsregistern sind von den Beamten städtischer 
Ortschaften von wenigstens 10,000 Einwohnern wöchentlich, von 
den übrigen vierteljährlich an die Bundesbehörden einzusenden. 
— Die bisher vom eidgen. statistischen Bureau publicierten 
Wochenbülletins über die Geburten und Sterbefälle in den 

rösseren städtischen Gemeinden fallen vom 1. Jan. 1887 an 
dahin, dagegen die Sterbefälle an Infectionskrankheiten werden 
wöchentlich im Bundesblait veröffentlicht. 

2. Erklärung zwischen dem schweizerischen Bundesrathe 
und der k. italienischen Regierung, betreffend die gegenseitige 
kostenfreie Mittheilung von Civilstandsacten. Vom 1./11. Mai. 
(A. 8. d. B.-G., N. F. IX, S. 82 f.) 

Ausser der kostenfreien Mittheilung von Civilstandsacten 
wird auch gegenseitige Kenntnissgabe von den Anerkennungen 
und Legitimationen unehelicher, im andern Staate heimat- 
berechtigter Kinder vereinbart. Die Annahme der betreffen- 
den Actenstücke durch den andern Staat präjudiciert der Frage 
der Staatsangehörigkeit nicht. | 

3. Uebereinkunft zwischen der Schweiz und dem deutschen 
Reiche, betreffend die Erleichterung der Eheschliessung der beider- 
seitigen Staatsangehòrigen. Abgeschlossen den 4. Juni, von der . 
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Bundesversamnilung genehmigt den 29, Juni, promulgiert im 
Centralblatt für das Deutsche Reich Nr, 29 vom 16. Juli. 
(A. 8. d. B.-G., N. F. IX, S. 93 f.) 

Die Nupturienten sind nicht mehr verpflichtet, durch 
Vorlegung von Attesten ihrer Heimatbehörden darzuthun, 
dass sie ihre Staatsangehörigkeit auf ihre Ehefrau übertragen, 
wohl aber sollen sie, falls dies in ihrem Lande vorgeschrieben 
ist, eine Bescheinigung ihrer Landesbehörde darüber vorlegen, 
dass der Abschliessung der Ehe nach dem bürgerlichen Rechte 
ihrer Heimat kein bekanntes Hinderniss entgegensteht. — 
Ein Kreisschreiben des Bundesraths an die Cantonsregie- 
rungen erläutert näher die Tragweite dieser Vereinbarung, 
es steht im B. B. 1886, III, 8. 56 ff. 


2. Sachenrecht. 


A. Austritt der Republik Ecuador aus der internationalen 
Convention sum Schutze des gewerblichen Eigenthums. Vom 19. 
Februar. (A. S. d. B.-G., N. F. IX, S. 25.) 

5. Verordnung (des Bundesraths) über die Bannbezirke für 
die Hochwildjagd. Vom 16. Juli. (A. 8. d. B.-G., N. F. IX, 

. 77 fl.) 

Neue Abgrenzung der Jagdbannbezirke auf fünf Jahre. 

6. Instruction (des eidg. Handels- und Landwirthschafts- 
departements) für die Wildhüter in den Jagdbannbezirken. Vom 
16. Juli. (B.-B. 1886, II, S. 1004 ff.) 

7. Vollziehungsverordnung (des Bundesraths) zum Artikel 
12 des Bundesgesetzes über die Fischerei, betreffend Verunreini- 
gung der Gewässer zum Nachtheil der Fischerei. Vom 13. Juli. 
(A. S. d. B.-G., N. F. IX, S. 74 f.) 

Erginzung des Art. 12, namentlich durch genaue Be- 
schreibung derjenigen Abgänge aus Fabriken und Gewerken, 
welche nicht in Fischgewässer dürfen abgeleitet werden. 

8. Staatsvertrag zwischen der Schweiz, Deutschland und den 
Niederlanden, betreffend Regelung der Lachsfischerei im Strom- 
gebiet des Rheins. Abgeschlossen den 30. Juni, ratific. v. d. 
Schweiz den 14. Juli, von den Niederlanden den 2. Mai, vom 
Deutschen Reiche den 6. Juni. (A. S. d. B.-G., N. F. IX, 
S. 99 ff.) 

Bezweckt Wiederherstellung des Lachsfanges in dem 
obern Stromgebiet durch Verbot der Sperrung des Rheins 
für den Zug der Wanderfische u. A. 
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3. Obligationenrecht. 


9. Kreisschreiben (des Bundesraths) an stimmiliche eidge- 
nössische Stände, betreffend die Unterstellung der Bierbrauereien 
und Mühlen unter das Fabrikgesets. Vom 13 April. (B.-B. 
1886, I, S. 893 f. 

Mühlen und Bierbrauereien mit mehr als fünf Arbeitern 
sind dem Bundesgesetz betr. die Arbeit in den Fabriken zu 
. unterstellen. Der Entscheid vom 21. Mai 1880, welcher Mehl- 
mühlen und Bierbrauereien nicht als Fabriken erklärt hatte, 
ist dadurch aufgehoben. Durch ein ferneres 

10. Kreisschreiben (des Bundesraths) an die eidg. Stände, 
betreffend den ununterbrochenen Betrieb der Mühlen und Bier- 
brauereien und die Unterstellung der kleinen Mühlen unter das 
Fabrikgesetz. Vom 2. September. (B.-B. 1886, III, S. 77 t.) 

wird die Unterstellung von Mühlen unter das fragliche 
Bundesgesetz auf alle Mühlen mit mehr als 2 Arbeitern aus- 
gedehnt, sofern sie nicht ausschliesslich Familienglieder 
des Besitzers beschäftigen, und zugleich grundsätzlich eine 
Norm für regelmässige Nachtarbeit und ununterbrochenen 
Betrieb der Mehlmühlen und der Bierbrauereien aufgestellt, 
alles mit näherer Motivierung. 

ll. Bundesrathsbeschluss betreffend Abänderung der Verord- 
nung über Ausrichtung von Entschädigungen bei Unfällen des Post- 
personals im Dienste v. 30. Dec. 1881. Vom 23. Februar. (A. 
S. d. B.-G., N. F. IX, 8. 27. 

Der in $ 7 zugesicherte Kurkostenbeitrag wird auch bei 
kürzerer Dauer der Krankheit als 7 Tage zugesichert. 

12. Bundesgesetz betreffend Massnahmen gegen gemeingefähr- 
liche Epidemien. Vom 2. Juli. (A. S. d. B.-G., N. F. IX, 

. 277 ff. 

Das Gesetz ist im Wesentlichen sanitätspolizeilich zum 
Schutz gegen Pocken, Cholera, Fleckfieber und Pest. Hier 
ist hervorzuheben Art. 5: Kranke sowie Gesunde, welche 
ohne eigenes Verschulden der Isolierung oder der Auslogie- 
rung u. dgl. unterworfen werden, haben im Bedürfnissfalle 
Anspruch auf unentgeltliche Verpflegung und ärztliche Be- 
handlung, ohne desshalb arınengenössig oder rückerstattungs- 
pflichtig zu werden. Gesunde haben ausserdem eine billige 
Entschädigung zu beanspruchen. 

13. Vollziehungsverordnung (des Bundesraths) zu den Bun- 
desgesetzen über polizeiliche Massregeln gegen Viehseuchen v. 
8. Febr. 1872, 19. Juli 1873 und 1. Juli 1886. Vom 17. De- 
cember. (A. 8. d. B.-G., N. F. IX, S. 305 ff.) 
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Wesentlich sanitätspolizeilich. Hier angeführt wegen 
Art. 43: „Der Hausirhandel mit Rindvieh, Schafen, Ziegen 
und Schweinen ist verboten;“ Art. 63 und 64 (Verwendung 
der Thiere, die der Ansteckung verdächtig sind); Art. 67 
(Herrenlosigkeit der halsbandlosen Hunde); Art. 88 ff, (Vieh- 
verkehr auf Eisenbahnen); Art. 98 ff. (Viehmärkte); Art. 100 ff. 
(Schlachthäuser und Metzgereien, Fleischverkauf). Ange- 
schlossen ist eine Instruction für die Grenzthierärzte v. 24. 
December. 


14 Bundesrathsbeschluss betreffend Aufhebung des Art. 24 
der Vollziehungsverordnung über Mass und Gewicht. Vom 26. 
October. (A. S. d. B.-G., N. F. IX, S. 288.) 

Aufhebung der Yflicht der Wirthe zur Haltung von 1 
Liter-, 5, 2 und 1 Deciliter-Flaschen als Probemasse. 


15. Bundesgesetz betreffend den Handel mit Gold- und Silber- 
abfällen. Vom 17. Juni, (A.S.d. B.-G., N. F. IX, 8. 266 £) 

In Vollziehung der Art. 64 u. 31, al. c. der B.-V.: Wer 
das Gewerbe, Gold- und Silberabfälle der Uhren- und Bijou- 
teriefabrication anzukaufen, betreiben oder den Beruf als 
Handelsprobierer ausüben will, muss näher bezeichnete For- 
malitäten erfüllen, wodurch Gefährde vermieden und den Ver- 
arbeitern von Gold- und Silberwaaren durch eine amtliche 
Controle Sicherheit geboten wird, dass keine Fälschungen 
stattfinden. Das Gesetz hat nur für einige Cantone der 
Westschweiz Bedeutung. — Hiezu eine 


16. Vollziehungsverordnung (des Bundesraths). Vom 29. 
October (das. S. 291 ff.), und in Ausführung des Art. 3 der- 
selben 

17, Instructionen (des schweiz. Handels- und Landwirth- 
schaftsdepartements) betreffend die von solchen Personen, welche 
Gold- oder Sülberabfülle zum Haufen (Austauschen), Schmelzen 
oder Probieren anbieten, geforderten Ausweise. Vom 20. No- 
vember. (Das. S. 298 ft.) 


18. Bundesgesetz betreffend Zusätze zum Bundesgesetz vom 
23. Dec. 1880 über Controlirung und Garantie des Feingehaltes 
der Gold- und Silberwaaren. Vom 21. December. (A. S. d. 
B.-G., N. F. X, S. 45 f) 

Ergänzung durch einige Specialitäten. 

19. Bundesrathsbeschluss betreffend die Feingehaltsbezeichnung 
0,585 auf goldenen Uhrgehäusen. Vom 2. November. (A. S. 
d. B.-G., N. F. IX, S. 296 £) 

Obligatorische Controlierung der goldenen Uhrgehäuse mit 
Feingehaltsbezeichnung 0,585. 
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20. Handelsvertrag zwischen der Schweiz und Rumänien. 
Abgeschlossen den 7. Juni, ratificiert von Rumänien am 
19. Juni, von der Schweiz am 25. Juni. (A. S. d. B.-G., 
N. F. IX, S. 119 fi.) 

Dieser Vertrag ist nicht das allen Wiinschen Entsprechende, 
aber doch nach Lage der Sache besser als gar nichts. Vgl. 
die bundesräthliche Botschaft im B.-B. 1886, II, S. 725 ff 
Er belastet die Waaren schweizerischer Herkunft bei der Ein- 
fuhr in Rumänien mit den niedrigsten Zöllen der jeweiligen 
rumänischen Vertragstarife mit Ausnahme bestimmt aufge- 
führter Artikel. Wenn Rumänien vor Ablauf dieses Vertrags 
irgend einem Lande die Behandlung auf dem Fusse der meist- 
begünstigten Nation neu zugesteht, so tritt dasselbe für die 
Schweiz ein. Steuern dürfen gegenseitig auf einem Waaren- 
artikel nicht höher erhoben werden, als auf einem betreffen- 
den Erzeugniss der meistbegünstigten Nation. Kaufleute, 
Fabricanten und Gewerbtreibende, welche nachweislich in 
dem Lande, in welchem sie wohnen, in dieser Eigenschaft 
gehörig patentiert sind, unterliegen im andern Lande keiner 
weitern Steuer, wenn sie das Land bereisen oder bereisen 
lassen, um Einkäufe zu machen oder Bestellungen aufzuneb- 
ınen. Zollfreie Zulassung der als Muster dienenden Waaren 
im Niederlagshaus zur Sicherung der Wiederausfuhr. Der 
Vertrag gilt bis 10. Juli 1891, dann, falls nicht ein Jahr vor- 
her gekündet, weiter bis zum Ablauf eines Jahres nach er- 
folgter Kündigung. 

® 


21. Bundesrathsbeschluss betreffend Abänderung der Post- 
iransporlordnung. Vom 16. Februar. (A. S. d. B.-G., N. F. 
IX, S. 23.) 

Aufhebung der Gebiihr für Ueberbringung der Geldan- 
weisungstelegramme vom Postbüreau auf das Telegraphen- 
büreau und Einführung von Identitätsbüchern Behufs Lei- 
stung des Ausweises der Berechtigung zur Empfangnahme 
von Postsendungen Seitens Personen, die dem Beamten nicht 
pereönlich bekannt sind; — beides in Rücksicht auf das 

issaboner Uebereinkommen. 

22. Bundesrathsbeschluss beireffend Abänderung des Art. 23 
der Transportordnung für die schweizerischen Posten (A. S. d. 
B.-G., N. F. VII, S. 619). Vom 22. October. (A.S. d. B.-G., 
N. F. IX, S. 289 f.) 

Neue Fassung der Bestimmungen über eingeschriebene 
Sendungen, auf Grund gemachter Erfahrungen. 
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23. Bundesrathsbeschluss betreffend Abünderung der Verord- 
nung über die Amtsbürgschaften der Postpterdehalter v. 21. Aug. 
1883. Vom 23. Februar. (A. S. d. B.-G., N. F. IX, 8. 26.) 

Genaue Feststellung der Bürgschaftsbeträge der Post- 
pferdehalter (was bisher laut Art. 3 der Verordnung den Post- 
fübrungsverträgen vorbehalten geblieben war). 

24. Drilter Nachtrag zum Transportreglement der schweiz. 
Eisenbahnen v. 1. Juli 1876. Vom Bundesrath genehmigt den 
26. Februar. Gültig vom 15. September an. (A. S. d. B.-G., 
N. F. IX, S. 400 ff.) 

Ersetzt die $$ 83—86 des Transportreglements und den 
zweiten Nachtrag dazu und betrifft die von der Beförderung 
ausgeschlossenen, sowie die nur bedingungsweise zugelassenen 
Gegenstände, alles in einlässlichem Detail. 

25. Verordnung (des Bandesraths) über die Benutzung der 
elektrischen Telegraphen im Innern der Schweiz. Vom 30. Juli. 
(A. S. d. B.-G., N. F. IX, 8. 231 ff.) 

Theilweise Abänderung der Verordnung v. 27. Aug. 1877 
(diese Zeitschrift XX, Abth. 3, 8. 86 Nr. 52), im Wesent- 
lichen doch unter Beibehaltung des a. a. O. skizzierten Inhalts. 
Abgeschafft werden die Telegraphenmarken, unbestellbare 
Telegramme werden an die Aufgabestation zurückgeschickt 
und von dieser dem Aufgeber die Nichtbestellung angezeigt, 
und sonst kleinere Aenderungen. 

26. Verordnung (des Bundesraths) über die Kautionen der 
Versicherungsgesellschaften. Vom 12. Oktober. (A.S. d. B.-G., 
N. F. IX, S. 282.) 

Die laut Gesetz v. 25. Juni 1885 (betr. Bundesaufsicht 
im Versicherungswesen) geforderte Caution kann von den 
Gesellschaften in baar oder in Werthschriften geleistet werden, 
immer in Form des Faustpfandvertrags, so dass sie dem 
Staat und den Versicherten als Faustpfand haften. Die Ge- 
sellschaften dürfen in Inseraten, Prospekten u. dgl. keinen 
Bezug auf die Caution nehmen. Zurückgabe bei Aufhören 
des Geschäftsbetriebs erfolgt nach gehöriger Bekanntmachung 
und Erledigung allfälliger Einsprachen. 

27. Regulativ (des Bundesraths) über die von den Ver- 
sicherungsgesellschaften zu bezahlende Slaatsgebühr. Vom 29. Oc- 
tober. (A. S. d. B.-G., N. F. IX, S. 285 f.) 

Bis auf Weiteres 1 vom Tausend der in der Schweiz 
eingenommenen Prämien. 
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IL Civilprocess. 


28. Uebereinkunft zwischen der Schweiz und Belgien betreff end 
die gegenseitige Bewilligung des Armenrechts im Processverfahren. 
Vom 9. September; ratificiert von der Schweiz am 24. De- 
cember, von Belgien am 23. October. (A. S. d. B.-G., N. F. 
IX, S. 385 ff.) 

Fast wörtlich übereinstimmend mit der Uebereinkunft 
zwischen der Schweiz und Oesterreich-Ungarn v. 1884 (diese 
Zeitschr. N. F. IV, S. 399, Nr. 28). Abweichend von letzterer 
ist die Geltung dieser Uebereinkunft nicht auf das Strafver- 
fahren ausgedehnt, weil Belgien ein Armenrecht in Processen 
rein strafrechtlicher Natur nicht kennt. 


III. Strafrecht. 


29. Kreisschreiben (des Bundesraths) an simmiliche eidge- 
nössische Stände betreffend Mittheilung von Strafurtheilen über 
Jagdfrevel. Vom 18. October. (B.-B. 1886, III, S. 186.) 

Die Cantone sollen sich gegenseitig (durch Vermittlung 
des eidg. Handels- und Landwirthschaftsdepartements) die bei 
ihnen in Rückfällen gefällten Strafurtheile zur Kenntniss 
bringen, damit der rückfällige Jagdfrevler nicht entgegen 
dem Gesetz in einem andern Canton die Jagdbewilligung erhält. 

30. Kreisschreiben (des Bundesraths) an sämmtliche eidge- 
nössische Stände betreffend die Unenigeltlichkeit der Militürstraf- 
rechispflege. Vom 30. December. (B.-B. 1887, I, 8. 39 ff.) 

Aus Ergänzungsges. betr. die Auslieferungen v. 2. Febr. 
1872 und aus Art. 309, 316 und 401 des B.-G. über die 
Strafrechtspflege bei den eidg. Truppen v. 27. Aug. 1851 
wird deduciert und festgestellt, dass in Militärstraffällen den 
cantonalen Civilbehörden für Verrichtungen keine Gebühren 
auszurichten, sondern bloss die Auslagen zu vergüten sind ; 
ferner, dass die cantonalen Justizbehörden sich bei Vornahme 
von Untersuchungen und Aburtheilungen betreffs Competenzen 
der dabei Mitwirkenden und der übrigen Kostenberechnungen 
an die eidgen. Vorschriften zu halten haben. 
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Zweiter Theil. 
Cantonalgesetzgebung. 


\ 
I. Aligemeines 


(Gesetzgebung überhaupt, Publication der Gesetze, u. s, f.). 


31, Décret (du Gr. Cons. du c. de Neuchâtel) modifiant le 
deuxième alinéa de l’article 4 de la loi sur l'exercice du referendum. 
Du 19 février. (Rec. des Lois, XV, p. 729 s.) 

Wer einen andern Namen als den seinigen oder den 
seinigen mehrfach unterschreibt, verfällt einer Busse von Fr. 
5—100 und unter Umständen einer Gefängnissstrafe von 1—6 
Tagen, vorbehältlich der Strafe für Fälschung einer Unter- 
schrift. 

32. Revidirte amtliche Sammlung der Gesetze und Verord- 
nungen des Cantons Uri. Gemiss Beschluss des Land- und 
Regierungsrathes herausgegeben durch die Commission des 
Innern. I. Band. 2. Heft. Altdorf 1886. 

Das erste Heft ist 1885 erschienen (s. diese Zeitschr. 
N. F. V., S. 450 Nr. 51). Das 2te Heft enthält die Gesetze 
und Verordnungen über Landsgemeinde, Landrath, Regierungs- 
rath und Justizbehörden (in den Reglementen für letztere sind 
auch die processualischen Vorschriften enthalten). 

33. Nuova Raccolta generale delle leggi e dei decreti del cantone 
Ticino dal 1803 al 1886 in vigore e degli atti più importants del 
diritto pubblico Svizzero. Vol. I. Bellinzona Tip. cant. 1886. 

Am 1. Mai 1885 hatte der Grosse Rath des C. Tessin 
der Regierung Auftrag zu dieser Sammlung der nocb in Kraft 
bestehenden Gesetze und Decrete gegeben, unter Vorbehalt, 
dass Aufnahme von Gesetzen in die Sammlung oder Aus- 
schluss davon allfälligen späteren rechtlichen Untersuchungen 
über deren Aufhebung oder Fortbestand nicht präjudicieren. 
Schon früher sind solche Sammlungen herausgegeben worden, 
besonders 184: und 1865. Die jetzige ist nach der gleichen 
Eintheilung des Stoffs angelegt wie diese früheren. Mit allen 
in Aussicht genommenen Registern und Supplementen auf 
vier Bände berechnet, schliesst sie von sich aus die grossen 
Codificationen (Civilgesetz, Civilprocessordnung, Strafgesetz, 
Strafprocessordnung, Gesetz über Administrativjustiz) und 
einzelne Reglemente (für Schule, Gendarmerie, Zuchthaus, 
Districtsgefängnisse). Die Vorrede des jetzt erschienenen 
ersten Bandes giebt über das Verfahren einlässliche Auskunft. 

Zeitschr. für schweizerisches Recht. Neue Folge VI. 25 





386 Civilstand. Ehe. Verwandtschaft. [Cantonalreeht. 


Der erste Band enthält die vier Theile: Atti costituzionali 
ed organici. Giustizia. Polizia per la pubblica sicurezza. 
Distretti, Circoli, Comuni e Patriziati. 


II. Civilrecht. 
1. Personen- und Familienrecht. 


34. Beschluss (des Reg.-Raths des C. Zürich) betreffend 
Ergänzung der $$ 2 und 6 der zürcherischen Vollziehungsver- 
ordnung v. 20. Nov. 1875 zum Bundesgesetze betreffend Fest- 
stellung und Beurkundung des Civilstandes und die Ehe. Vom 
17. April. (Of. G.-S., XXI, S. 269 f.) 

Betrifft die Uebergabe des Archivs bei Wechsel in einer 
Civilstandsbeamtung an den neuen Beamten. 

35. Kreisschreiben (des Appell.- und Cassationshofes des 
C. Bern) an die Richterämter betreffend die Mittheilung der Ehe- 
scheidungsurtheile an die Civilstandstimter, sowie die Angaben, 
welche die Acten in Ehescheidungssachen enthalten sollen. Vom 
8. Mai. (Ges., Dekr. u. Verordn., N. F. XXV, S. 52 £.) 

Hervorgerufen durch das Kreisschreiben des Bundesraths 
vom 14. Juli 185 (dse. Zeitschr. N. F. V, 437, Nr. 1), also 
Weisung, Urtheile über temporäre Ehescheidung nicht in die 
Civilstandsbücher eintragen zu lassen, und die Angaben an 
die Civilstandsbeamten über die geschiedenen Personen und 
den Scheidungsgrund genau zu machen, namentlich auch bei 
Urtheilen gegen Abwesende. 

36. Weisung (des Reg.-Raths des C. Appenzell a. Rh.) 
an die Civilstandsbeamten betreffend Eheschliessung von Ange- 
hörigen des deutschen Reichs im Canton. Vom 28. September. 
(Amtsbl. I, S. 255.) 

Die Civilstandsbeamten sollen die Eheverkündungsacte 
für die auswärtigen Standesämter der Cantonskanzlei über- 
mitteln, welche dafür sorgen wird, dass bei Rücksendung auch 
die Bescheinigung der Nichtexistenz eines Ehehindernisses 
in der Heimat erbracht wird. 

37. Beschluss (des Reg.-Raths des C. Solothurn) betreffend 
Interpretation von geöchwwägerschaft”. Vom 12. November. (a: 
S. d. Ges., LX, S. 21.) 

Ehemänner zweier Schwestern sind Gegenschwäger, nicht 
aber eigentliche Schwäger, auf welche die Ausschlussbestim- 
mungen des $ 11 lit. b Gemeindeges. Anwendung finden. 

38. Arrélé (du Cons. d’Etat du c. de Neuchâtel) concer- 
. nant l'inscription des contrats de mariage. Du 9 novembre. (Rec. 
des Lois, XVI, p. 58 s.) 


Familienrecht.] Ehegiiterrecht. Uneheliche Kinder, | 387 


Da sich die Einschreibung der Ehevertrige im Handels- 
register gemäss Decret v. 23. Nov. 1882 als unpractisch er- 
wiesen hat, so wird wieder die alte Uebung hergestellt, Ein- 
tragung in die alten Biicher auf den Gerichtsschreibereien. 

39. Beschluss (des Gr. Raths des C. Aargau) tiber Aus- 
legung des $ 53 des allg. bürg. Gesetabuchs betr. das eingekehrte 
oder zugebrachie Gut der Ehefrau. Vom 30. März. (G. S., 
N. F. II, S. 142.) 

In Folge einer neuen obergerichtlichen Praxis war streitig 
geworden, ob ein mit der Nutzniessung der Mutter der Ehe- 
frau belastetes Vermögen als eingekehrtes Frauengut, das ins 
Eigenthum des Mannes gelangt, zu betrachten sei. Der Be- 
schluss erklärt als eingekehrtes oder zugebrachtes Gut auch 
das mit der Nutzniessung eines Dritten belastete. Vgl. Prot. 
des Aarg. Gr. R. 1886, S. 83 £. 

40. Loi (du Gr. Cons. du c. de Genève) sur l’autorisation 
nécessaire à la femme qui s’oblige pour son mari. Du 18 août. 
(Rec. des Lois, LXXII, p. 270 ss.) 

Die Ehefrau bedarf der Autorisation durch zwei Bei- 
stinde (conseillers), wenn sie sich als Mitschuldnerin oder 
Bürge für ihren Mann oder zu dessen Gunsten verpflichten 
will. Diese Beistinde ernennt der Staatsanwalt auf Begehren 
der Frau und nach Anhörung derselben über ihre Gründe 
in Abwesenheit des Mannes und nach allfälligen Vorstellungen 
seinerseits. Die Beistände leisten ihm den Eid über getreue 
Berathung der Frau. Verweigern die Beistände die Autori- 
sation zu der Verpflichtung oder sind sie uneins, so können 
die Eheleute das Civilgericht anrufen, welches nach Prüfung 
der Sache die Ermächtigung zum Abschluss des Rechtsgeschäfts 
ertheilen kann. Dies Alles gilt nicht für Rechtsgeschäfte 
einer Handelsfrau im Gebiet ihres Handels. Die Einrede 
der Nichtigkeit einer Verpflichtung wegen Mangels vorstehen- 
der Autorisation steht nur der Frau oder ihren Erben zu 
und verjährt in fünf Jahren seit Auflösung der Ehe. — Dieses 
Gesetz hebt das vom 30. Jan. 1819 über den nämlichen 
Gegenstand auf. 

41. Gesetz (des Landraths des C. Unterwalden nid dem 
Wald) über die unehelichen Kinder. Vom 6. März. (Bes. gedr.) 

Durch Landsgemeindebeschluss vom 26. April 1885 wurde 
der Landrath zum Erlass dieses Gesetzes ermächtigt, in Be- 
tracht, dass das bisherige Maternitätsrecht nur den einen 
schuldigen Theil treffe und die weitgehende Anwendung des 
Eides zu Missbräuchen geführt habe. Es hatte nämlich 
das Gesetz vom 12. März 1867 (diese Zeitschr. XVII, Abth. 3, 
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S. 18 Nr. 32) entgegen dem ältern Landrecht (reproduciert 
im bürgerl. Ges-B, v. 23. Oct. 1852, $$ 94 ff.) das sehr 
weitgehende Paternitätsprincip ungemein abgeschwächt. Das 
neue sehr ausführliche Gesetz stellt nun (in $ 2) den Grund- 
satz auf, dass uneheliche Kinder das Land-, Bezirksgemeinde- 
bürger-, Corporations- und Armenrecht der Mutter erhalten, 
ihren Geschlechtsnamen tragen und von ihr erhalten und erzogen 
werden miissen, eventuell von der Armenverwaltung der 
Mutter. Erbrecht aber haben sie keines, werden jedoch von 
ihren ehelichen Kindern beerbt, in Ermanglung solcher von 
ihrer Mutter, und bei Vorabsterben letzterer von der Armen- 
verwaltung. Jede ausserehelich schwangere Weibsperson 
muss bei Strafe wenigstens 30 Tage vor der normalen Nieder- 
kunft ihre Schwangerschaft dem Ortspfarrer oder dem Gemeinde- 
präsidenten anzeigen, diese machen hievon dem Landammann 
Mittheilung, welcher hierauf das Verhör und die nöthige Vor- 
untersuchung vornimmt. Auf Grund derselben erfolgt die 
Verhandlung vor Cantonsgericht gegen den als Schwängerer 
Verklagten nach $$ 63 ff. der Strafprocessordnung. Ist der 
Verklagte nicht geständig, so erkennt das Gericht entweder 
auf Assertionseid der Klägerin oder auf Reinigungseid 
des Verklagten, je nach Gestalt der Umstände. Doch enthält 
8 12 eine ziemliche Reihe von Ausnahmen, in denen die 
Klägerin nicht schwören darf, namentlich in den Fällen, wo 
dieselbe früher schon mehr als einmal ausserehelich geboren, 
oder zur Zeit ihrer Schwängerung mehreren Personen den 
Beischlaf gestattet oder überhaupt einen unsittlichen Lebens- 
wandel geführt hat, ferner wenn sonst die Umstände zu ihren 
Angaben nicht stimmen u. dgl. Verklagte, welche in Er- 
zeugung ausserehelicher Kinder rückfällig oder welche kriminell 
verurtbeilt und nicht rehabilitiert sind, werden ebenfalls nicht 
zum Eide zugelassen. Wer auf Grund Geständnisses oder 
Eides der Klägerin als Vater constatiert ist, hat ausser einer 
Entschädigung von 30 -50 Fr. für Kindbettkosten einen in 
halbjährlichen Raten vorauszuzahlenden Beitrag an die Ver- 
pflegung und Erziehung des Kindes (50—300 Fr. jährlich) 
bis zum vollendeten 16. Altersjahre desselben zu entrichten. 
Ist die Klägerin nicht Schweizerbürgerin, so wird ihr nur 
Recht gehalten, soweit in deren Heimat Schweizerinnen 
Gegenrecht gewährt ist. — 

Unzuchtsvergehen, wodurch eine Schwangerschaft ent- 
steht, werden bei Unverheirateten mit Fr. 30—60, bei Ver- 
heirateten mit Fr. 100—150 gebüsst. Im Rückfall Verdoppe- 
lung oder Correctionshausstrafe. 
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Nachfolgende Ehe der Mutter mit dem im Verhör als 
Vater Bezeichneten oder gerichtlich als solchen Anerkannten 
bewirkt die Legitimation des Kindes. 

In den Uebergangsbestimmungen giebt $ 26 den vor 
Erlass dieses Gesetzes unehelich Geborenen das Corporations- 
recht der Mutter, oder sofern sie seiner Zeit dem Vater zu- 
gesprochen worden und dieser im Besitz eines Corporations- 
rechtes war oder ist, das des Vaters. $ 27 sagt: Uneheliche 
Kinder können das Corporationsrecht erst mit erfülltem ge- 
setzlichen Alter antreten. — Gegen die $$ 2, 26 und 27 haben 
sammtliche Corporationen des Cantons den staatsrechtlichen 
Recurs an das Bundesgericht ergriffen, weil diese $$ die in 
der Cantonsverfassung ausgesprochene Eigenthumsgarantie ver- 
letzen dadurch, dass sie den unehelichen Kindern, die bisher 
vom Corporationsrechte ausgeschlossen waren, dieses Recht 
und damit Genossennutzung in einer privatrechtlichen Körper- 
schaft mit einem ausschliesslich dem Privatgenusse dienenden 
Nutzungsgute einriumen. Das Bundesgericht hat den Recurs 
abgewiesen am 10. Sept. 1886 durch Urtheil in A. 8. der bundes- 
ger. Entsch., XII, S. 449 ff. 








42. Revision (der Landsgemeinde des C. Glarus) des Armen- 
gesetzes v. 5. Mai 1878. Vom 9. Mai. (Amtsbl. Nr. 23.) 

$ 27 letzter Abs. wird durch den Satz ersetzt, dass an 
die Kosten der Anstaltsversorgung der Staat ?/ und die 
Heimatgemeinde '/s zahlt, sofern die fehlbare Person nicht 
eigenes Vermögen besitzt. (Die bisherige Fassung hatte nur 
gesagt® Staat und Gemeinde hätten sich in die Kosten zu 
theilen.) 

43. Loi (du Gr. Cons. du c. du Valais) sur la répartition 
des charges municipales et des travaux publics dans les communes. 
Du 29 novembre. (Impr. sép.) 

Wegen ungleicher Handhabung des gleichlautenden Ge- 
setzes vom 28. Nov. 1852 durch die Gemeinden wird dieses 
genauere Gesetz erlassen. Eintheilung der Gemeindelasten 
in 2 Categorien, welchen die Gemeindeeinkiinfte zugewiesen 
werden, in letzter Linie Gemeindesteuern. Für Werke, die 
einer Gruppe von Grundeigenthümern besonders zu gut kom- 
men, können diese stärker belastet werden im Verhältniss 
des Vortheils ihrer Liegenschaften, worüber ein Decret Näheres 
festsetzen soll. 

44. Règlement général des cimetières des Communes rurales 
du Canton de Genève, approuvé par le Cons. d’Etat le 22 juin. 
(Rec. des Lois, LXXII, p. 243 ss.) 
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45. Abrogation (du Cons. d'Etat du c. de Genève) de 
l’arrété du 25 Sept. 1877 relatif à l'interprétation de la Loi sur 
les Cimetières. Du 29 juin. (ib. p. 250.) 

Aus dem Reglement: Beerdigung kann erst stattfinden 
nach Eintragung des Todesfalls im Civilstandsregister. 

46. Arrété (du Cons. d’Etat du o. de Fribourg) firant la 
classification des communes pour le prix de pension des alsenes 
assistés, placés à l’Hospice de Marsens, ei pour la part de l’Etat 
au traitement des inslituteurs. Du 2 janvier. (Bull. off. des 
Lois, LV, p. 21 8.) 

Eintheilung der Gemeinden des Cantons in drei Classen, 
von denen die erste 400 Fr. und mehr, die 2te 200—400 Fr., 
die 3te unter 200 Fr. Vermögen per Kopt der Bevölkerung 
hat. Der Ansatz der Taxen für Kostgeld im Irrenhaus 
scheint nicht geändert. 

47. Beschluss (des Reg.-Raths des C. Solothurn) betreffend 
die Kostgelder in der Zwangsarbeisanstalt Schachen. Vom 6. 
December. (A. S. d. Ges., LX, S. 7.) 

48. Beschlüsse (desselben) betreffend die Verpflegungstaxen 
im Cantonsspital. Vom 24. April und 29. Mai. (Das. 8. 11.) 

Subventionierende Hilfsvereine, Armenvereine u. Kranken- 
kassen geniessen einer Vergiinstigung. 

49. Gesetz (der Landsgemeinde des C. Unterwalden nid 
dem Wald) für Abänderung des Gesetzes betreffend: „Legende 
Gemeindegüter verkaufen oder vertauschen“ (allg. Gesetzbuch 
Abs. IV, Art. 9, fol. 732). Vom 26. April. (Amtsbl. Nr. 16.) 

Bisher hatte Corporationsland nur können verkauft werden 
„mit Niemandes Widerred“, und es war von diesem @Prote- 
stationsrecht oft aus rein persönlichen Gründen Gebrauch 
gemacht worden. Das neue Gesetz bestimmt dagegen: Cor- 
porationsgut darf verkauft werden zu Bauplätzen oder kleineren 
Arrondierungen bis auf 800 Quadratmeter, sofern ?/s der an 
einer Gemeinde anwesenden Corporationsbürger solches be- 
schliessen ; der Erlös ist zu capitalisieren oder zu Corpora- 
tionszwecken zu verwenden, in keinem Falle unter die Cur- 
porationsbürger zu vertheilen. 

50. Verordnung (des engeren Bezirksraths von Uri) be- 
treffend Entrichtung des Viehauflages und Viehcontrolierung. Vom 
10. Juli. (Bes. gedr.) 

Ausführung eines Beschlusses des Grösseren Bezirksraths 
vom 20. April. Jeder Vieheigenthümer hat von demjenigen 
Vieh, als dessen Eigenthümer er in der Frühlingsliste und 
deren Nachtrag erscheint, im Spätherbst den festgesetzten 
Auflag zu bezahlen, gleichviel ob er das Vieh später verkauft 
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und nicht selbst aufgetrieben oder nach der Angabe solches 
nachgezogen oder ins Land genommen hat. Er bat bis Ende 
Juli dem Gemeinderath seines Wohnorts anzugeben, wie viel 
fremdes Vieh er aufgetrieben hat. Der Alpvogt soll bis Mitte 
August sämmtliches aufgetriebene Vieh controlieren. Uncon- 
troliertes Vieh hat er zu Handen des Bezirks wegzunehmen 
und erst nach Ausmittlung des Auftreibenden und Verweisung 
des Fehlbaren vor den Strafrichter herauszugeben. 

51. Decreto (del Cons. di Stato del c. del Ticino) per la 
istitusione di un Consorzio per la sistemazione det fiume Ticino 
dal riale di Sementina al Lago Maggiore. Del 14 settembre. 
(Boll. off. delle Leggi, N. S. XII, pag. 191 ss.) 

Zwangsgenossenschaft der an den Fluss anstossenden 
Grundeigenthümer behufs Ausführung der Correction. 

52. Legge (del Gr. Cons. del c. del Ticino) sulla libertä 
della Chiesa cattolica e sull’amministrazione dei beni ecclesiastici. 
Del 28 gennajo. Angenommen in der Volksabstimmung vom 
21. März mit 11,812 gegen 10,481 Stimmen. (Boll. off. delle 
Leggi, N. S. XII, p. 33 ss.) 

Den Anlass zu diesem Gesetze bot die Convention zwi- 
schen der Schweiz und dem Papste vom 1, Sept. 1884 über 
Regelung der Tessiner Bisthumsangelegenheit. Da sein Inhalt 
ausserhalb der Rechtsgebiete liegt, über die wir in diesen 
Uebersichten jeweilen referieren, so erwähnen wir das Gesetz 
. nur unter Verweisung auf die Aufsätze von F. Nessi, les 
rapports de l’Eglise et de l’Etat au Tessin, im Journal des 
Tribunaux 1886 Nr. 1 und Nr. 11. Ein gegen dieses Ge- 
setz von einer Anzahl Tessiner erhobener staatsrechtlicher 
Recurs ist vom Bundesgericht am 2. April 1887 als unbe- 
gründet abgewiesen worden. 


2. Sachenrecht. 


53. Gesetz (des Gr. Raths des C. Baselstadt) betreffend 
Abänderung von $ 10 des Gesetzes über Nachbarrechte an Lie- 
genschaften. Vom 7. Juni. (Ges.-S. XXI, 8. 315 f.) 

Das bisherige Gesetz hatte, um die aus Inanspruchnahme 
von Nothwegen entstehenden Belästigungen zu vermeiden, vor- 
geschrieben, dass künftig neue Parcellen nur gebildet und 
gefertigt werden dürfen, wenn sie an einem Fahrwege liegen, 
Dieses absolute Verbot erschien zu streng, der bezügliche $ 10 
des Gesetzes erhält daher den Zusatz, dass das Justizdepar- 
tement ausnahmsweise die Fertigung einer Parcelle, welche 
an keinen öffentlichen Fahrweg grenzt, gestatten kann, sofern 
dieselbe an einem genügenden Servitutfahrweg oder bei Reben 
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an einem genügenden öffentlichen oder Servitutfusswege liegt. 
Vorbehalten bleibt der Grossrathsbeschluss vom 11. Juni 1877, 
wonach jede Parcelle, auf der ein Gebäude steht, direct oder 
durch einen genügenden öffentlichen Fahrweg mit einer öffent- 
lichen Strasse in Verbindung stehen muss. 

54. Beschluss (des Cantonsraths des C. Schwyz) beireffend 
Verbot des Befahrens der Trottoirs mit Wagen, Karren etc. Vom 
31. Juli. (Amtsbl. Nr. 35.) 

Ausser diesem Verbot enthält der Beschinss noch das 
weitere, längs den Strassenrändern auch der Bezirks- resp. 
Gemeindestrassen Vieh zu weiden. 

55. Gesetz (des Gr. Raths des C. Schaffhausen) betreffend 
Abänderung der Art. 85 und 115 des Flurgesetzes v. 19. Jan. 
1880. Vom 16. December, in Kraft getreten am 1. März 
1887. (Amtsbl. 1837, Nr. 2.) 

Bestimmt neu die gesetzliche Distanz der Hopfenpflan- 
zungen von öffentlichen Gewässern (was bisher nicht bestimmt 
gewesen war) auf 1,5 Meter, und setzt für Weidenpflanzungen 
(die bisher ebenfalls unberücksichtigt gewesen waren) einen 
Abstand von 1 Meter von der Grenze fest. 

56. Verordnung (des Reg.-Raths des C. Zürich) betreffend 
die Erstellung von Einfriedigungen längs öffentlichen Strassen und 
Fusswegen. Vom 26. October. (Off. Ges..8., XXI, S. 310 £.) 

Verbot von Einfriedigungen, welche die Sicherheit des 
öffentlichen Verkehrs gefährden, insbesondere Vorschrift, für 
Einzäunungen mit scharfen Spitzen mindestens 60 Centimeter 
Entfernung vom öffentlichen Gebiete zu beobachten. Busse 
bis auf Fr. 100. 

57. Verordnung (des Reg.-Raths des C. Thurgau) betreffend 
Verbot der Anbringung von Stacheldrahisäunen längs öffentlichen 
Strassen, Wegen, Plätzen etc. Vom 15. Weinmonat. (Amtsbl. 
. Nr. 83. 

Des Verbot wird damit motiviert, dass solche Zäune 
auch den unabsichtlich vom Wege abkommenden Menschen 
und Thieren zu gefährlich seien; auf Zuwiderhandlung ist 
Busse von Fr. 5 bis 50 gesetzt. 

58. Gesetz (des Gr. Raths des C. Thurgau) über Abände- 
rung des Geselses vom 14. März 1866 betreffend die Feuerpolizei 
und das Lüschwesen. Vom 23. September 1885, angenommen 
durch Volksabstimmung vom 24. Januar 1886. (Bes. gedr.) 

Alle neuen Gebäude müssen mit Schiefer, Ziegeln, Me- 
tall oder andern nicht feuergefährlichen Stoffen bedeckt 
werden, Stroh- und Schindeldächer sind verboten, und soweit 
solche noch bestehen, bis 31. December 1899 zu beseitigen. 
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59. Gesetz (der Landsgemeinde des C. Unterwalden ob 
‘dem Wald) zum Schutse der Bienenzucht. Vom 26. April. 
(Ges. und Verordn., V, S. 176 ff.) 

Hier besonders aufmerksam zu machen auf die Bestim- 
mung über Eigenthumserwerb, Art. 3 f.: ein ausgezogener 
Bienenschwarm bleibt Eigenthum des Besitzers des Mutter- 
stocks so lang, als er von diesem verfolgt werden kann. Ist 
der Schwarm in eine nicht bevülkerte fremde Bienenwobnung 
eingezogen, so ist der verfolgende bisherige Eigenthümer be- 
rechtigt, den Schwarm sammt der Wohnung (unter Entschädi- 
gungspflicht für letztere) wegzunehmen. Ein Schwarm, dessen 
Eigenthümer nicht glaubhaft zu ermitteln ist, gehört dem 
Eigenthümer des Fundorts, und dem Finder bei Fund aut 
öffentlichem Boden. -— Verbot des Verkaufs unechten Honigs 
unter dem Namen Honig. 


60. Loi (du Gr. Cons. du c. de Vaud) concernant l’entrée 
en vigueur des lois sur l’inscription des droits réels et sur le 
cadastre. Du 6 mai. (Rec. des Lois, LXXXIII, p. 292 ss.) 

61. Loi (du même) modifiant l’art. 85 et abrogeant l’art. 86 
de la loi du 20 janvier 1882 sur l'inscription des droits réels 
immobiliers. Du 26 novembre. (Ibid p. 775 ss.) 

62. Règlement (du Cons. d’Etat du c. de Vaud) pour 
l’inscription des droits réels. Du 15 juillet. (Ibid. p. 376 ss.) 

| 63, Tarif (du même) des émoluments des conservateurs des 
droits réels. Du 1“ juin. (lbid p. 335 ss.) 

Die Gesetze vom 20. Jan. und 30. Aug. 1882 über Ein- 
tragung der dinglichen Rechte an Liegenschaften und über 
den Cataster sollten nach urspriinglicher Absicht auf 1. Jan. 
1885 in Kraft treten, später ist unter Rücksicht auf die 
Schwierigkeit der Vorarbeiten der 1. Jan. 1888 hiefür fest- 
gesetzt worden, jetzt bestimmt das Ges. v. 6. Mai als Zeit- 
punkt des Inkrafttretens den 1. Oktober 1886, jedoch unter 
Vorbehalt der Eröffnung der neuen Register in jeder Gemeinde 
nach stattgefundener Revision von Plan und Cataster. Mit 
dem 30. Sept. sollen demgemäss die alten Bücher geschlossen 
und am 1. Okt. die neuen registres de présentations eröffnet 
werden. Das registre foncier ist dann in jeder Gemeinde 
mit Beförderung zu erstellen. Hiefür giebt das Gesetz nähere 
Vorschriften unter Eintheilung der Gemeinden in drei Cate- 
gorien, und ertheilt weiter Vorschriften bezüglich der An- 
meldung der Immobiliarrechte im neuen Grundbuche durch 
die Friedensrichter, (rerichtsschreiber, Notare und procureurs- 
jurés. 
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Das Ges. v. 26. Nov. modificiert die Vorschrift betr. Be- 
rechtigung zu Einsichtnahme des Grundbuchs und Begehren 
von Auszügen daraus. 

Besonders ausführlich ist das Reglement v. 15. Juli für 
die Grundbuchverwalter, namentlich beziglich Beschaffenheit 
der zur Eintragung präsentierten Acte, deren Unterschrift 
u. dgl., beziglich der Eintragung selbst zunächst in dem als 
Journal geführten registre de présentation, dann im registre 
des charges, des hypothèques et des saisies, im Cataster und 
im registre foncier, mit Berücksichtigung der Fälle von Thei- 
lung einer Liegenschaft oder Vereinigung bisher getrennter 
Parcellen. 

64. Gesetz (des Cantonsraths des C. Zürich) betreffend Ab- 
änderung von $ 9 des Gesetses betreffend den Loskauf, die Kaps- 
talisirung und die Umwandlung der Grund-, Boden-, Erblehen- 
und Wasserrechtszinse in jährliche Geldleistungen, vom 10. Mai 
1832. Vom 1. März. Angenommen in der Volksabstimmung 
vom 17. October. (Off. G. S., XXI, S. 313 f.) 

Der Staat Zürich hat noch Erblehencapitalien im Betrag 
von über 1 Million, welche durchschnittlich 2,26°/ abwerfen. 
Der Staat darf sie nicht aufkünden, und die Erblehenptlichtigen, 
obschon zur Ablösung berechtigt, thun es nicht, weil sich bei 
Umwandlung in einen Schuldbrief der Zins auf 4° erhöhen 
wiirde. Schon 1861 war den Schuldnern daher für den Fall des 
Loskaufs ein Nachlass von !/ der Loskaufssumme zugestanden 
worden, aber das erschien den Schuldnern als eine zu geringe 
Concession. Das neue Gesetz will die Umwandlung dieser 
Erblehencapitalien in Schuldbriefe dadurch befördern, dass für 
jeden einzelnen Posten ausgerechnet wird, welche Capital- 
summe einer 4°/igen Verzinsung entspricht, so dass die zu- 
künftige Zinseneinnahme nicht mehr noch weniger als die 
gegenwärtigen Erblehenzinsen beträgt. Für den so ausge- 
mittelten Betrag wird ein Schuldbrief ausgestellt. Doch soll 
auch dieses Verfahren nur im Einverständniss mit den Pflich- 
tigen eingeschlagen werden. 

65. Gesets (des Gr. Raths des C. Lucern) betreffend Ab- 
änderung des Hypothekargesetzes v. 6. Juni 1861. Vom 1. Juni. 
(S. d. Ges., VII, DS. 59 ff.) 

Die Abänderung besteht hauptsächlich darin, dass zur 
Erleichterung der nothleidenden Landwirthschaft der Zinsfuss 
der neu zu errichtenden Gülten und Zahlungsbriefe 4'/a %o 
nicht übersteigen darf, was auch für die schon bestehenden 
Schuldbriefe von der nichsten Ausdienung an gilt, wenn sie 
nicht vorher zur Abbezahlung gekiindet werden. Die vor 1. 
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September 1861 errichteten, nicht gültenmässig ausgefertigten 
Verschreibungen können in neue Gülten mit gleicher Rang- 
ordnung und gleicher Zinsfilligkéit umgewandelt werden, da- 
herige Erbs-, Kaufs- und Auskaufszahlungen jedoch nur für 
®/ıo ihres Capitalbetrags, der Rest ist abzubezahlen. Die vor 
1861 (d. h. vor dem jetzt geltenden Hypothekargesetz) er- 
richteten sog. alten Giilten sind betreffend Aufkündung und 
Abzahlung den neuen Gülten gleichgestellt, können also auch 
zur einmalıgen gänzlichen Abbezahlung gekündet und unent- 
kräftet herausverlangt werden. Dasselbe gilt für Prioritäts- 
gülten und bei alten, in Abbezahlung begriffenen Gülten. — 
Ueber die Entstehungsgeschichte und die wirthschaftliche Be- 
deutung dieses Gesetzes vgl. die Mittheilungen von P. Meyer 
von Schauensee, zur Revision der Gesetzgebung über die 
Grundcreditverhältnisse im Canton Luzern; in Ztsch. des bern. 
Juristenvereins, Band XXII (1886). 

66. Revidirte Bestimmungen (des Cantonsraths des C. Unter- 
walden ob dem Wald) des Hypothekargesetzes. Vom 28. October. 
(Ges. und Verordn. V, 8. 219 £.) 

Nach Hypothekargesetz von 1858 Art. 11 trat bei Lö- 
schung einer Pfandversicherung die nachfolgende an deren Stelle 
und war die Errichtung eines neuen Pfandbrietes in die 
Reihenfolge der abgelösten untersagt. Das Bankgesetz vom 
26. April 1885 Art. 9 ermächtigte aber den Cantonsrath, 
diese Bestimmung Behufs Förderung der Gültenamortisation 
zu ändern; demgemäss ist nun festgesetzt, dass die nach- 
folgenden Giilten nicht nachrücken und dass die Errichtung 
eines neuen Gültbriefs im Range des getilgten gestattet ist. 
Hievon werden ein paar theils selbstverständliche (ausdrück- 
liches Begehren des Nachrückens Seitens des Pfandeigen- 
thümers) theils unbedeutende Ausnahmen gemacht. 

Nach demselben Art. 9 Bankges. und darin ertheilter 
Vollmacht wird weiter bestimmt, dass Gülten, welche durch 
die Cantonalbank amortisiert werden und derselben zu diesem 
Zweck als Pfänder dienen, erst gelöscht werden müssen, wenn 
deren Betrag mit Zins und Kosten vollständig abbezahlt ist; 
bei theilweiser Amortisation rücken die folgenden Gülten um 
den amortisierten Betrag nach. Endlich: der Zinsfuss bei 
künftigen Gültverschreibungen darf höchstens 5°/ sein, Bruch- 
theile von Zinsprocenten dürfen nicht anders lauten als auf 
1/4, Ya und *%. 

67. Gültenrecht der Gemeinde Engelberg. Von der Thal- 
gemeinde am 10. Mai 1885 und von dem Regierungsrath am 
13. Mai 1885 genehmigt. (Ges. und Verordn. V, 5. 205 ff.) 





cht von Engelberg. [Cantonalrecht, 
war schon 1885 erlassen, aber erst 
>8 Jahres 1886 in der Gesetzsamn- 
dem Gemeinderath von Engelberg 
eingeführt: die Vereinigungsurkunde 
werfassung gewährleisten mgelberg 
sen; dasselbe beruht theilweise au 
den verschiedenen Thalprotokollen 
itlichen Zusammenfassung bedürfen, 
treitigkeiten auszuschliessen; thei i 
auf unbestrittener hundertjähriger 
nen ebenfalls erwünscht ist, daher nun 
Jetztzeit angepasste paragraphierte 
ir begegnen: daher hier anchem, 
TIL dieser Zeitschrift abgedruckten 
» enthalten; doch können wir nic t 
außesführliche Zusammenstellung be 
einfacmher Gedankenfolge geordnet 
Wesentlichèms daraus hervor: n08 
gründet sich den Gültenbuch- 
errichtet, welche Bedingungen in | 
nprotokolle verscl ben stehen. 
ülten ist das Pfund — 
eue Gülten müssen au 
zu Martini, hôchstens 5' 
dem Unterpfand und z 
des Eigenthümers“, ergrei) 
und bleibt auf dem Ganzen 
igegen dürfen Capitalien nich®; 
errichtet werden. — Jede Ud 
onderen Gültprotokolle haben; ie 
gelten als Originale, bis die Gut 
eschrieben und versiegelt wor, 
itel“ und das Protokoll als „Copil 
it der Eintragung in das Gülten 
ldsumme Unterpfandsrecht, Hand. 
um Eintragen anzugeben, der Rang| 
nach der Reihenfolge der Errich- 
eines Gutes kann Gültbriefe be. 
Wahl kaufen (ablüsen) und in der 
verkaufen oder vererben. In Bezug 
sung der Gülten ist der Gülten- 
Ablösung mit Geld oder mit andern 
* in Terminen u. dgl.). Wird eine 
Pöstchen verkauft oder vererbt, so 





















Sachenrecht.] Gültenrecht von Engelberg. 397 


stehen alle diese in gleichem Rang. Bei Einzinserei kann 
der Gläubiger nach Gutfinden den einen oder andern Theil- 
besitzer für den Zins belangen; letzterer hat dann den Regress 
auf die Mitbesitzer. Der Gläubiger kann den, der auf dem 
verpfändeten Gute Gras oder Heu (Blumen) kauft, zur Zah- 
lung eines Zinses anhalten. Bei Verkauf einer Gült hat der 
Gutseigenthümer binnen Jahresfrist das Zugrecht. Ferner 
kann er jederzeit sein Gut nach vorhergegangener Aufzinsung 
an die hinterste Gült werfen, darf dann aber nichts mehr von 
Gebäuden, Hägen, Blumen, Bau, so damals auf dem Gut ist, 
verwenden oder wegnehmen, sondern muss Alles dem anfal- 
lenden Besitzer der Gült lassen. Ist ein Gut parcelliert, so 
kann ein Theilbesitzer seine Parcelle nicht an die letzte Gült 
werfen, sondern es muss der Wurf an die übrigen Mitbesitzer 
erfolgen. Bei Concurs hat der letzte Gültgläubiger, wenn 
der Wurf an ihn gelangt ist, innerhalb einer von der Concurs- 
behörde gesetzten Frist sich über Annahme des Guts zu er- 
klären; bei abschlägigem Bescheid ist die betreffende Gült 
als erloschen zu betrachten. Die geworfene Gült wird im 
Protokoll getilgt, ein allfälliger ,Urtitel“ ist vom Protokoll- 
schreiber zu vernichten. „Ein Besitzthum, welches vom Andern 
Gültenbeschwerden hat, soll zum andern den Zug haben“, 
und zwar der stärker Beschwerte hat das vorzüglichere Zug- 
recht als der minder Beschwerte, und bei gleicher Beschwerde 
entscheidet nöthigenfalls das Loos. Sonst giebt es zwischen 
Geschwistern und sonstigen Erben, wenn die ererbten Güter 
einzelnen angeschlagen sind, kein Zugrecht, wohl aber, wenn 
nach der Theilung ein Kauf gemacht wird. Auch sonst 
folgen noch die Bestimmungen über Zugrecht, wie sie in Er- 
läuterung der Vereinigungsurkunde den 13. Mai 1855 erläutert 
und vom Landrath den 25. April 1856 genehmigt worden 
sind (Ges. und Verordn. Il). Wo Gülten mit Gülten ablös- 
bar sind und es zu einer Abschatzung kommt, sollen die 
Schätzer möglichst nach Wortlaut der Ablösungsbedingung 
verfahren. Verbot des Ueberzinses auf verfallenem Zins. Wahl 
des Protokollschreibers (Grundbuchführers) und Gebühren des- 
selben. Zum Schluss das Formular eines Gültbriefes. — Im 
Ganzen herrscht doch Uebereinstimmung mit dem Recht von 
Obwalden. 

68. Kreisschreiben (des Reg.-Raths des C. Appenzell A.- 
Rh.) an die Gemeinderäthe, betreffend Einschreibung neuer Ge- 
bäude an Stelle verbrannter als Unterpfand in den Zedeln. Vom 
6. September. (Amtsbl. I, S. 245 f.) 

Nach dem Zedelgesetz sollen, wenn ein verbranntes Ge- 
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bäude innerhalb zwei Jahren wieder aufgebaut wird, die alten 
Zedel in gleichen Rechten auf das neue Gebäude übergehen, 
sofern es denselben wieder so viel Unterpfand darbietet wie 
früher. Hiezu ist ausser dem Einverständniss von Gläubiger 
und Schuldner auch die Genehmigung des Gemeinderaths 
nöthig, und die Aenderung ist als Nachschrift in den Zedeln 
und ebenso in den Protokollen vorzumerken. 

69. Arrélé (du Cons. d'Etat du c. de Neuchâtel) concer- 
nant l'inscription des reversaux de particuliers qui ont empiété 
sur le domaine public et les changements aux plans et cadastre 
nécessités par des modificalions au domaine public d'une munici- 
palité. Du 13 juillet. (Rec. des Lois, XVI, p. 6 ss.) 

1. Jene Reverse sind im Cataster in summarischer Form 
einzutragen, die Originale bleiben im Archiv der Municipali- 
tät. 2. Aenderungen im Cataster auch auf Veranlassung einer 
Gemeinde unterliegen dem Catastergesetz Art. 49. 

70. Arrété (du Cons. d’Etat du c. de Neuchâtel) prescri- 
vant que les jugements concernant des demandes en rectification 
au cadastre qui ne rentrent pas dans les cas prévus aux Art. 
43, 44 et 45 de la loi sur le cadastre doivent étre prononcés 
par le tribunal cantonal. Du 12 novembre. (Rec. des Lois, 
XVI, p. 55 s.) 

Der Titel besagt Alles. 

71. Arrêté d'exécution (du Cons. d'Etat du c, de Neuchâtel) 
de l'article 1736 du Code civil. Du 6 août. (Rec. des Lois, 
XVI, p. 20 8.) 

Betrifft die Einschreibung von Zinsrückständen im Hypo- 
thekenbuch behufs deren Antheilnahme am Pfandrecht. Sie 
muss durch notarialische Vermittlung erfolgen. 

72. Arrété (du Cons. d'Etat du c. de Neuchâtel) concer- 
nant la stipulation des obligations hypothécaires garanties par des 
grèves du lac. Du 22 janvier. (Rec. des Lois, XV, p. 714.) 

Hypothekartitel betreffend das durch die Tieferlegung 
des Sees frei gewordene Land sind bis nach durchgeführter 
Catastrierung in der für die nicht catastrierten Liegenschaften 
zugelassenen Form zu stipulieren. 

73. Loi (du Gr. Cons. du c. de Genève) modifiant l’article 
2183 du Code civil. Du 6 octobre. (Rec. des Lois, LXXII, 

. 333 8.) 

? Betrifft die Notification des Erwerbers einer mit Hypo- 
theken beschwerten Liegenschaft an die Hypothekargläubiger 
zum Zwecke der Bereinigung seines Verhältnisses mit ihnen. 
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74. Gesetz (des Cantonsraths des C. Zug) betreffend das 
Strassenwesen. Vom 10. November. (S. d. Ges., VII, Nr. 12.) 

Tritt an die Stelle des Strassengesetzes v. 3. Aug. 1866 
und regelt hauptsächlich gegenüber diesem Gesetze (vgl. diese 
Zeitschr. XV, Abth. 3, 8. 97, Nr. 32) neu und einfacher die 
Tragung der Kosten für Anlage und Unterhalt der Strassen. 

Die öffentlichen Strassen sind Cantons- oder Gemeinde- 
strassen; die erstern erstellt der Staat auf seine Kosten, mit 
Beitrag der Gemeinden von '/s der Gesammtbaukosten auf 
dem (semeindegebiet; sie werden gegen das anstossende 
Grundeigenthum ausgemarcht. Die Kosten der Anlage und 
des Umbaues von Gemeindestrassen trägt die Gemeinde, vor- 
behältlich staatliche Unterstützung in Ausnahmsfällen mit 
15—30 °/ der Baukosten; auch die Gemeindestrassen sind 
auszumarchen. Der Unterhalt der Cantonsstrassen ist zu 
Lasten des Cantons, der von Gemeindestrassen Sache der 
Gemeinden. Landerwerb für diese Strassen nöthigenfalls 
durch Expropriation. — Baumdistanz 2 Meter vom Strassen- 
rand, vorbehältlich besondre Gestattung von Ausnahmen durch 
Baudepartement, resp. Gemeinderath. Grünhecken müssen 
0,6 Meter vom Strassenbord entfernt sein und dürfen die 
Höhe von 1,2 Meter nicht übersteigen; todte Zäune, sofern 
nicht über 1,5 Meter hoch, dürfen unmittelbar an das Strassen- 
bord gesetzt werden. Distanz neuer Gebäude mindestens 3 
Meter; Verbot des Ueberragens von Gebäudetheilen in den 
Strassenluftraum; Distanz von Wassersammlern, Dünglöchern 
und Düngerstöcken mindestens 3 Meter, und dgl. Verbot der 
Benutzung der Strassen zu Zimmerarbeit u. s. f., Vorschriften 
über das Befahren der Strassen, Errichtung von Marktständen 
u. dgl., Schleifen von Holz und Steinen, Kugelwerfen und 
andre die Sicherheit von Personen gefährdende Spiele, Aus- 
strecken des Pflugs und des Zugviehs beim Pflügen auf den 
Strassen (Pflugwenderecht gestattet gegen sofortige Verbesse- 
rung des Schadens). Bussen 5 bis 50 Fr. „Der Fehlbare oder 
der Eigenthümer des Fuhrwerks“ haftet zugleich für den 
verursachten Schaden. Durchreisende Fremde können solang 
angehalten werden, bis sie für den allfälligen Schadenersatz 
und das Maximum der Busse Caution geleistet haben. 

75. Beschluss (des Cantonsraths des C. Solothurn) über 
Interpretation von $$ 5 und 45 des Forstgesetzes vom 28. Mai 
1857 betreffend Anfertigung von Waldwirthschaftsplänen. Vom 
23. November. (A. S. d. Ges, LX, S. 23.) 

Genauere Umschreibung der Aufgaben des Oberfürsters 
einer- und der (remeinden andrerseits. 
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76. Beschluss (des Reg.-Raths des C. Solothurn) beireffend 
Anfertigung von Waldwirthschafisplinen durch Geometer. Vom 
25. Mai. (A. S. d. Ges, LX, S. 23.) 

Zulassung patentierter Geometer, sofern der forsttaxa- 
torische Theil durch patentierte Forsttechniker ausgeführt wird. 


77. Verordnung (des Reg.-Raths des C. Uri) beireffend die 
Jagd auf Rehe. Vom 28. August. (Amtsbl. Nr. 35.) 

Im Bannwald ob Altdorf hält sich eine Rehfamilie auf. 
Um die feste Ansiedelung dieses Wildes zu ermöglichen, wird 
die Jagd auf Rehe gänzlich verboten. 


78. Décret (du Gr. Cons. du c. de Vaud) interdisant la 
chasse au chevreul. Du 11 août. (Rec. des Lois, LXXXIII, 
pag. 512.) 

Verbot der Rehjagd bis 31. Aug. 1887. Busse 400 Fr. 

79. Verordnung (des Reg.-Raths des C. Uri) betreffend die 
Fuchsjagd. Vom 13. December. (Amtsbl. Nr. 50.) 

Wie andre Jahre wird einer beschränkten Zahl paten- 
tierter Jäger bis Mitte Januar die Jagd auf Füchse, Marder 
und Iltis gestattet. Auf Missbrauch steht Busse von Fr. 50 
bis 100. 


80. Verordnung (des Reg.-Raths des C. Unterwalden nid 
dem Wald) betreffend die Fuchsjagd. Vom 13. December. 
(Amtsbl. Nr. DI.) 

Gleichen Inhalts wie Nr. 79. 


81. Revision (der Landsgemeinde des C. Glarus) des can- 
tonalen Vollsiehungsgesetses v. 27. Mai 1877 zum Bundesgesetze 
über Jagd und Vogelschutz v. 17. Sept. 1875. Vom 9. Mai. 
Bundesräthlich genehinigt den 7. Juni. (Amtsbl. Nr. 24.) 

Die Revision besteht in Aufhebung des Verbots der Jagd 
an Sonn- und hohen Festtagen. 

82. Zusalzbeschluss (des Kl. Raths des (2. Graubünden) 
zu Art. 6 der bundesräthlichen Verordnung v. 16. Juli 1886 über 
die Bannbezirke für die Hochwildjagd. Publiciert den 6. August. 
(Amtsbl. Nr. 32.) 

Nicht im Canton niedergelassene Schweizerbiirger, sowie 
Ausländer, welche zur Jagd im Canton Jagdhunde verwenden, 
sollen ausser der Jagdpatenttaxe auch die Hundetaxe mit 
Fr. 4 zablen, wie die im Canton niedergelassenen Jäger. 

83. Règlement (du Cons. d'Etat du c. du Valais) pour les 
gardes-chasse auriliaires des anciens districis francs. Du 27 août. 
(Publ. sép.) 

Betrifft die Beaufsichtigung der drei Bannbezirke Furka- 
Saltine, Massa-Dala und Saltine-Visp. 
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84. Loi (du Gr. Cons. du c. de Genève) modifiant l'article 
245 de lu Loi sur les contributions publiques du 18 juin 1870. 
Du 21 août. (Rec. des Lois, LXXII, p. 280.) 

Erhöhung der Jagdpatentgebühr auf 20 Fr. 

85. Verordnung (des Gr. Raths des C. Aargau) btrfina 
die Vergülung von Wildschaden. Vom 29. März. (G.S. 

IL. S. 149 t.) 

86. Vollziehungsverordnung (des Reg.-Raths des C. Aargau) 
zu vorstehender Verordnung. Vom 22. Mai. (Das. S. 151 f.) 

Die in den bisherigen Gesetzen (B.-Ges. iiber Jagd und 
cant. Vollziehungsverordnung dazu) vorgesehenen Massregeln 
haben nicht geniigt, den Grundbesitzern wirksamen Schutz 
zu gewähren. Es ist daher schon in die Verf. Art. 79 eine 
bezügliche Bestimmung aufgenommen worden, die hier nun 
ihre nähere Ausführung findet. Das Wesentliche ist, dass 
auf Verlangen geschädigter Grundbesitzer das Bezirksamt den 
Jagdpächter zum Abschiessen des schädlichen Wildes aufzu- 
fordern hat, und wenn dieser innerhalb zwei Tagen es nicht 
thut, er für den Wildschaden haftet, wie er durch Sachver- 
ständige abgeschätzt worden, dass aber in dem Fall, wo der 
Jagdpächter rechtzeitig der Aufforderung nachkommt, die 
Entschädigungspflicht für den ermittelten Wildschaden dem 
Staat auffällt. Der Grundbesitzer muss freilich, bei Gefahr 
Verlusts seines Ersatzanspruchs, die Anzeige binnen 2 Tagen 
seit erlangter Kenntniss machen. 

87. Vereinbarung (der Stände Uri u. Schwyz) beireffend 
die Unterdrückung des Wildfrevels im Grenzgebiete der Cantone 
Uri und Schwyz. Vom 29. December 1885/25. August 1886. 
(Schwyzer Amtsbl. Nr. 35.) 

Gleichlautend wie die Vereinbarung von Uri und Glarus 
von 1885 (diese Zeitschr. N. F. V, 8.461, Nr. 97 und 98). 

88. Vereinbarung (der Stände Schwyz u. Glarus) betreffend 
die Unterdrückung des Wildfrevels im Grenzgebiete der Cantone 
Schwyz und Glarus. Vom 6. November. (Amtsbl. des C. Schwyz 
Nr. 47. Amtsbl. des C. Glarus 1837, Nr. 1.) 

Gleichlautend wie das Vorige. 

89. Verordnung (des Reg.-Raths des C. Zürich) beireffend 
Ergänzung der Verordnung v. 4. Apr. 1885 zu dem Gesetze v 
29. Mürz 1885 betreffend die Fischerei. Vom 20. August. Ge. 
nehmigt vom Cantonsrathe d. 17. November u. vom Bundes- 
rathe den 10. December. (Off. G. S., XXI, 8. 322 f.) 

Für das Fischen mit der Schleike müssen zwei Fache 
erstellt werden. Unter die Bannzeiten wird aufgenommen 
1. Juni bis 31. Juli für die Karpfen. 


Zeitschr. für schweizerisches Recht. Neue Folge VI. 96 
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90. Beschluss (des Reg.-Raths des C. Schwyz) in Vollziehung 
der cantonalen Vollziehungsverordnung zum Bundesgeselz beireffend 
die Fischerei v. 1. Dec. 1885. Vom 14. April. (Amtsbl. Nr. 17.) 

91. Beschluss (desselben) betreffend Fischfang in der Sihl. 
Vom 14. April. (Das.) 

In der Sihl darf mit der Angel und mit Netzen gefischt 
werden. 

92. Beschluss (des Landraths des C. Unterwalden nid dem 
Wald) beireffend den Balchenfang an hiesigen Gestaden des Vier- 
waldstiittersees. (Abänderung von $ 26 der Vollziehungsver- 
ordnung zum eidg. Fischereigesetz.) Vom 1. März. (Amtsbl. 
Nr. 10.) 

Patent für Balchenfang vom 20. Nov. bis 10. Dec. zu 3 Fr. 

93. Regolamento cantonale (del Gr. Corrs. del c. del Ticino) 
sulla pesca. Del 27 novembre. (Boll off., N. 8. XIII, p. 9 ss.) 

Die Gewässer des Cantons werden als öffentliche Sachen 
erklärt, der Fischfang darin wird den im Canton Niederge- 
lassenen freigegeben, unter Vorbehalt der den Gemeinden, 
Corporationen oder einzelnen Privaten zustehenden Rechte, 
und unter den Beschrinkungen, welche beziiglich der Fangart, 
der Fangmittel u. dgl. aufgestellt sind. Besondere Bestim- 
mungen werden für die mit Italien gemeinsamen Seen and 
Flüsse aufgestellt. Dann Bussen und Strafverfahren. 

94. Concordat (entre les c. de Fribourg, Vaud et Neu- 
chätel) sur la pêche dans le lac de Neuchatel. Du 6 mars. 
Approuvé par les Cons. d'Etat du c. de Vaud le 9 octobre, 
du c. de Neuchâtel le 17 septembre et du c. de Fribourg le 
9 novembre, ratifié par les Gr. Cons. de Neuch. le 27 octobre, 
de Fribourg le 13 novembre et par le Conseil fédéral le 
17 décembre. (Rec. des Lois de Neuchâtel, XVI, p. 32 ss. 
Bull. off. des Lois de Fribourg, LV, p. 157 se.) 

Das Fischereirecht im See wird als Eigenthum der drei 
Cantone erklirt, welche Fischereipatente ausgeben und den 
Ertrag derselben nach Dritteln unter sich vertheilen. Im 
Uebrigen die gewöhnlichen Bestimmungen der neuen schweiz. 
Fischereigesetze auf Grund des Bundesgesetzes. 

95. Los (du Gr. Cons. du c. de Neuchâtel) sur la péche 
dans la Haute Reuse et ses affluants. Du 19 février. (Rec. des 
Lois, XV, p. 742 ss.) 

Unter Vorbehalt des Bundesgesetzes über Fischerei. Das 
Fischen ist nur mit der Angel gestattet. Erlaubniss mit 
Fr. 5 zu zahlen, der Districtspräfect ertheilt sie. Sonst noch 
Einzelheiten. Das Gesetz ist vom Bundesrath genehmigt. 
Ein Beschluss des Neuenburger Staatsraths v. 20. November 
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legt auch das Fischen in der Basse-Reuse und dem dazu ge- 
hôrenden Theil des Neuenburger Sees in Bann. 

96. Arrété (du Cons. d’Etat du c. de Neuchâtel) fixant 
les amendes aux contraventions de pêche dans les eaux frontières. 
Du 12 octobre. (Rec. des Lois, XVI, p. 22 ss.) 

Ausführung des schweizerisch-französischen Vertrags vom 
28. Dec. 1880, über Fischfang in Grenzgewässern, Art. 26. 


3. Obligationenrecht. 


97. Steuergesets (der Landesgemeinde des C. Uri) für den 
Canton Uri. Vom 2. Mai. (Bes. gedr.) 

98. Reglement (des Reg.Raths des C. Uri) für die Schatzung 
der liegenden Güter. Vom 19. Juli. (Bes. gedr.) 

99. Loi (du Gr. Cons. du c. de Genève) tendant à faciliter 
les échanges et les ventes de lerrains destinés à l’agriculture, de 
façon à favoriser la concentration des exploitations rurales, Du 
6 octobre. (Rec. des Lois, LXXII, p. 335 ss.) 

Erleichterung in den Handänderungsabgaben und gewissen 
Gebühren für Publication und Bezug der Catastercopien 
behufs Beförderung von Täuschen zur Abrundung der Güter. 
Dolose Parcellierung von Liegenschaften und Verkauf der 
Parcellen zur Erlangung dieser Vergünstigung steht unter 
Busse von 100—300 Fr. und von doppelter Bezahlung der 
umgangenen fiscalischen Gebühren. 

100. Loi (du Gr. Cons. du c. de Fribourg) supprimant 
les droits de mutation pour donations d'utilité publique. Du 11 
mai. (Bull. off. des Lois, LV, p. 88 s.) 

Von der Handänderungsgebühr befreit werden Schen- 
kungen unter Lebenden oder durch Vermächtniss an Gemeinden, 
Pfarreien, Stiftungen, Anstalten und auf die Dauer errichtete 
Genossenschaften und Gesellschaften mit einem vom Staat 
als gemeinnützig anerkannten Zwecke. 

101. Loi (du Gr. Cons. du c. de Genève) modifiant un 
certain nombre d'articles de la Loi générale du 18 juin 1870, 
sur les Contributions publiques. Du 6 novembre. (Rec. des 
Lois, LXXII, p. 404 ss.) 

Betrifft hauptsächlich Aenderungen in der Erbschafts- 
steuer, in Gebühren auf verschiedenen Rechtsacten, Urtheilen, 
in den Handänderungsabgaben, Stempelgebühren. Alle diese 
Abgaben sind privilegierte Forderungen, und werden, wenn 
sie aus dem fahrenden Vermögen nicht erhältlich sind, durch 
Execution auf die Liegenschaften realisiert. 

26* 
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102. Voliziehungsverordnung (des Reg.-Raths des C. Aargau) 
betreffend den Bezug einer Stempelsteuer. Vom 1. April. (G.- 
S., N. F. II, S. 131 ff.) 

Vorschriften über Verkauf der Stempelmarken, Tarife 
für Format- und Werthstempel. Streit über Stempelpflicht 
entscheidet in erster Linie die Finanzdirection, in zweiter 
aut Recurs der Administrativrichter. 

103. Decreto legislativo (del Gr. Cons. del c. del Ticino) 
circa la tassa sui Chèques. Del 27 novembre. (Boll. off., N. 
S. XIII, p. 3. 

Stempelgebühr von 10 Cts. auf jeden in Tessin ausge- 
stellten oder zahlbaren Chek. 

104. Loi (du Gr. Cons. du c. de Genève) concernant un 
impôt sur l'émission des Billets de Banque. Du 30 octobre. 
(Rec. des Lois, LXXII, p. 370 =.) 

Banknotensteuer 3°/oo des Emissionsbetrags. 


105. Geschäftsreglement für die Zürcher Cantonalbank. Vom 
Bankrath erlassen den 14. April, vom Cantonsrath genehmigt 
den 24. Mai. (Of. G.-S., XXI, S. 289 ff.) 

106. Gesets (des Gr. Raths des C. Bern) über die Can- 
tonalbank. Vom 11. Februar, angenommen durch Volksab- 
stimmung vom 2. Mai. (Ges., Decr. und Verordn., N. F. 
XXV, S. 39 ff.) 

Bestimmt Zweck, Grundkapital, Geschäftskreis, Organi- 
sation, Controle, Verantwortlichkeit. 

107. Vollziehungsverordnung (des Cantonsraths des C. 
Unterwalden ob dem Wald) zum kantonalen Bankgesetse. Vom 
19. Juli. (Ges. und Verordn. V, S. 179 ff.) 

Die Obwaldner Cantonalbank eröffnete auf 1. October 
1886 ihre Thätigkeit. Diese Verordnung giebt die nôthigen 
Weisungen über Geschäftskreis und Geschäftsführung (be- 
merkenswerth Gültenamortisation, $$ 20 ff., die Bank soll 
solche zum Zweck der Entlastung von Grund und Boden 
möglichst fördern) und Verwaltung. 

108. Geschäftsreglement der Aargauischen Bank. Erlassen 
vom Verwaltungsrath den 18. October, genehmigt vom Reg.- 
Rath den 26. October. (G.-S., N. F. II, S. 207 ff.) 


109. Revision (von Landammann und Rath des C. Glarus) 
der cantonalen Vollziehungsverordnung vom 23. Aug. 1876 zum 
Bundesgesetz über Mass und Gewicht vom 3. Juli 1875. Vom 
17. Februar. (Amtsbl. Nr. 8.) 
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Betrifft 3 4 Abs. 2 (Vergütung des Eichmeisters und 
der Gemeindeabgeordneten). 

110. Nachtrag (desselben) zu gleicher Vollziehungsverordnung. 
Vom 14. April. (Amtsbl. Nr. 16.) 

Erneuerung der Eichung von Fässern nach Reparatur 
derselben. 

111, Cantonale Verordnung (von Landammann und Reg.- 
Rath des Ü. St. Gallen) über Mass und Gewicht. Nachtrag 
vom 13. Mai. (G.-S., N. F. V, 8. 125.) 

Neuabgrenzung der Kreise I und IL. 


112. Verordnung (des Cantonsraths des C. Schwyz) über 
den Verkauf von Brod und Mehl. Vom 31. Juli. (Amtsbl. 
Nr. 37. 

Ve schrift eines bestimmten Gewichts für die zum Ver- 
kauf gebrachten Laibe Brot, Anschlag der Mehl- und Brot- 
preise am Verkaufslocal, Halten gesetzlicher Wage und Ge- 
wichte in demselben, Sanitätspolizeiliches über Verwendung 
reinen Mehls, Brotschau durch den Gemeinderath, Bussen. 

113. Verordnung (des Reg.-Raths des C. Aargau) über die 
Fleischbeschau und den Fleischverkauf. Vom 22. Juni. (G.-S., 
N. F. II, S. 175 f.) 

Wesentlich sanitätspolizeilich. Untersagt ist das Hau- 
sieren mit Fleisch und Fleischwaare. 

114. Arrêté (du Cons. d’Etat du c. de Neuchâtel) concer- 
nant les certificats d’origine pour vins. Du 8 janvier. (Rec. 
des Lois, XV, p. 707 8.) 

Ausführung des Art. 10 des Ges. über Weinverkauf vom 
21. Mai 1885, bestimmt Form, Inhalt, Dauer und Taxen der 
dort verlangten Certificate. 

115. Verordnung (von Landammann und Rath des C. 
Glarus) betreffend den Handel mit Butter, HKunstbutter und 
anderen Speisefetten. Vom 2. Juni. (Amtsbl. Nr. 23.) 

Solche Waaren dürfen nur unter genauer Angabe ihres 
Ursprungs und ihrer Zusammensetzung in Handel gebracht 
werden. 

116. Revision (desselben) der Verordnung beir. die Aus- 
übung der Lebensmittelcontrole in den (Gemeinden vom 25. Febr. 
1885. Vom 2. Juni. (Amtsbl. Nr. 23.) 

117. Abänderung (desselben) von $ 13 der Verordnung 
beir. die Ausübung der Lebensmittelcontrole in den Gemeinden 
vom 25. Febr. 1885. (Amtsbl. Nr. 48.) 

Betrifft die Gebühren für Untersuchungen. 
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118. Beschluss (des Reg.-Raths des C. Zug) betreffend den 
Verkauf von Kunsthonig. Vom 10. April. (Amtsbl. Nr. 18.) 

Alle künstlichen Honigfabricate dürfen nur unter dem 
Namen Syrup oder sonst einer Benennung, in welcher das 
Wort Honig nicht vorkommt, in Handel gebracht werden. 

Aehnliche Vorschrift fiir Unterwalden ob dem Wald in 
dem Gesetz über Bienenzucht (oben Nr. 59 a. Ende). 

119. Arrélé (du Cons. d’Etat du c. de Vaud) concernant 
la vente du miel artificie. Du 13 mai. (Rec. des Lois, 
LXXXIII, p. 310.) 

Gleiche Vorschrift wie Nr. 118. Geldbusse und Weg- 
nahme der Waaren. 

120. Verordnung (des KI. Raths des C. Graubünden) 
betreffend den Verkauf von Butter und Speisefetten und von Honig. 
Vom 31. Juli, in Kratt mit 6. September. (Amtsbl. Nr. 32.) 

Als „Butter“ darf nur das ausschliesslich aus Kuhmilch, 
als „Honig“ nur das von den Bienen bereitete Product ver- 
kauft werden; Kunstbutter muss als „Kochfett“, Honigsurro- 
gat als „Syrup“ bezeichnet werden. Zuwiderhandlung wird 
mit Geldbusse, ev. Confiscation der Waare laut Ges. über 
die Controle von Lebensmitteln vom 14. Juli 1881 bestraft. 
— Ein Recurs schweizerischer Tafelhonigfabricanten gegen 
diese Verordnung ist von Bundesrath und Bundesversamm- 
lung als unbegründet abgewiesen worden (der Entscheid des 
Bundesraths in B. B. 1887, I, S. 126 ff.). 

121. Reglement (du Cons. d’Etat du c. de Neuchâtel) pour 
l'annonce et la vente des remèdes secrets. Du 6 août. (Rec. 
des Lois, XVI, p. 9 ss.) 

Sanitätspolizeilich. 

122. Verordnung (des Reg.-Raths des C. Zürich) beireffend 
die Verwendung gifthaltiger Farbstoffe. Vom 26. October. (Of. 
G.-8., XXI, S. 311 f.) 

Verbot der Verwendung von Farbstoffen, die aus Ver- 
bindungen der Metalle, Antimon etc. hergestellt sind, für 
Lebensmittel, die zum Verkauf bestimmt sind. Und Aehn- 
liches. Polizeibusse bis auf Fr. 1000. 

123. Verordnung (von Landammann und Reg.-Rath des 
C. St. Gallen) über Auskündung und Verkauf von Giften und 
Arzneimitteln. Vom 12. Februar. (G.-S., N. F. V, S. 103 f.) 

* Nur den öffentlichen Apotheken gestattet. 

124. Gesetz (des dreifachen Landraths des C. Glarus) 
beireffend den Transport und die Aufbewahrung von Dynamit 
und demselben verwandter Stoffe. Vom 20. April. (Amtsbl. 

r. 17.) 
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195. Beschluss (des Reg.-Raths des C. Schaffhausen), die 
Abänderung der Verordnung über Lagerung, Transport, Ver- 
kauf u. s. w. von Petroleum und sonstigen leichientsündlichen 
Substanzen vom 20. Jan. 1869 betreffend. Vom 15. December. 
(Amtsbl. Nr. 51.) 

Herabsetzung des Quantums Benzin, das in Verkaufs- 
localitäten darf gehalten werden, von 100 Pfund auf 10 Pfund. 

126. Arrété (du Cons. d'Etat du c. de Vaud) concernant 
la vente et le transport des malieres explosibles et inflammables. 
Du 24 décembre. (Rec. des Lois, LXXXIII, p. 869 s.) 

Sicherheitspolizeiliche Vorschriften über diese Materie. 

127. Beschluss (des Gr. Raths des C. Aargau) betreffend 
Auslegung der $$ 2 und 17, Ziff. 2 kt. c. des Gesetzes über 
den Markt- und Hausierverkehr vom 12. März 1879 betreffend 
die Wochenmärkte. Vom 29. März. (G.-S., N. F. II, S. 139.) 

Unter den Märkten sind auch die Wochenmärkte ver- 
standen. 

128. Arrété (du Cons. d’Etat du o. de Neuchâtel) modi- 
fiant le tarif des permis de colportage et de déballage, du 24 
déc. 1878. Du 19 janvier. (Rec. des Lois. XV, p. 711 8.) 

Die Taxen (vgl. diese Zeitschr. XXII, Abth. 3, S. 113, 
Nr. 324) werden nun per Monat berechnet: Fr. 10—90 für 
Colportage, Fr. 20—180 für Deballage. 

129. Loi (du Gr. Cons. du c. de Genève) sur la fixation 
et la perception de la taxe sur les spectacles, les concerts ei les 
exhibitions. Du 3 février. (Rec. des Lois, LXXII, p. 29 s.) 

Schauspielvorstellungen, Concerte und Ausstellungen, 
welche nicht unter das Hausiergesetz vom 18. Oct. 1884 
(Ztschr. N. F. IV, S. 433 Nr. 116) fallen, zahlen an das 
Cantonsspital eine Taxe von 3 bis 10° des Bruttoertrags, 
vorvehältlich Productionen zu wohlthätigen schweizerischen 
und specifisch genferischen Zweoken. Für die regelmässigen 
Concerte der Musikgesellschaft und dgl. kann das Polizei- 
departement eine fixe Summe bestimmen. 


130. Beschluss (des Reg.-Raths des C. Zug) betreffend Voll- 
ziehung des Wirthschaftsgesetzes vom 11. Dec. 1882. Vom 13. 
Mai. (Amtsbl. Nr. 20.) 

Nähere Bestimmungen über die Anforderungen, die bei 
Wirthschaftsgesuchen an die Person des Petenten und an 
die Localien zu stellen sind. $ 7. Die Bewilligung neuer 
und die Erneuerung eingegangener Wirthschaften soll ver- 
weigert werden, wenn in der Ortschaft bereits eine Ueber- 
zahl von Wirthschaften besteht. 
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131. Loi (du Gr. Cons. du c. du Valais) sur les hôtels. 
hötels-pensions, auberges, restaurants, cabarets, cafes, debits de 
boissons et sur la danse. Du 24 novembre. (Publ. sep. 

Vereinigung und Ergänzung einer Anzahl gesonderter 
Verordnungen. Der Staatsrath ertheilt die Concession für 
Wirthschaften mit Beherbergung für linger als 30 Jahre. 
Die Wirthe können ohne plausible Gründe die Aufnahme 
und Bedienung der Reisenden nicht versagen, der Reisende 
kann sich wegen Ueberforderung beim Richter der Gemeinde 
beklagen, welcher die Rechnung summarisch und definitiv 
feststellt, bei jedem beliebigen Betrag. Pintenwirthschaften 
bewilligt der Gemeinderath auf höchstens 10 Jahre an gutbe- 
leumdete Personen im Besitz guter Locale. Die Wirthschafts- 
polizei übt ebenfalls der Gemeinderath. Verbot des Wirth- 
schaftenbesuches an armengenössige und übel sich aufführende 
Personen. Gegen Entscheidungen des Gemeinderaths ist 
Recurs an die Regierung zulässig. 

132. Decreto legislativo (del Gr. Cons. del c. del Ticino) 
che instituisce la festa di 8. Carlo Borromeo e sopprime quelle 
di S. Abbondio e di S. Ambrogio. Del 19 novembre. (Boll. 
off. delle leggi, N. 8. XII, p. 197.) 

Päpstliche Decrete v. 12. Juni 1885 und 19. Aug. 1886 
haben den S. Carlo Borromeo zum Hauptpatron des Tessin 
und seinen Tag zum vollen kirchlichen Festtag erklärt, und 
dafür die Tage des h. Abbondio und des h, Ambrosius zu 
facultativen Feiertagen gemacht. Obiges Decret bringt die 
bürgerliche Ordnung hiemit in Einklang und erklärt den Tag 
des h. Karl Borromäus (4. November) als Feiertag, wogegen 
die 2 andern (Abbondio 81. Aug. und Ambrosius 7. December) 
aufhören Feiertage zu sein. 

133. Gesetz (des Gr. Raths des ©. St. Gallen) beireffend 
polizeiliche Handhabung der Sonntagsruhe. Vom 25. November 
1885, in Kraft getreten am 4. Januar 1886. (G.-S., N. F. 
V, S. 94 f.) 

Verbot aller Beschäftigung in industriellem, gewerblichem 
und landwirthschaftlichem Betriebe (mit einigen Ausnahmen) 
und des Feilbietens von Waaren in Privathäusern, u. s. f. 

134. Vollziehungsverordnung (des Reg.-Raths des C. Zug) 
zu Art. 14 des B.-G. betr. die Arbeit in den Fabriken vom 23. 
März 1877. Vom 26. November. (Amtsbl. Nr. 48.) 

Verbot der Sonntagsarbeit unter Vorbehalt der bundes- 
räthlichen Bewilligung. Als die acht Festtage, an denen die 
Fabrikarbeit wie an den Sonntagen untersagt ist, gelten für 
1887: Neujahr, Dreikönigstag, Mariä Verkündigung (25. März), 
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Auftahrt Christi, Fronleichnam, Mariä Himmelfahrt (15. Aug.), 
Allerheiligen, Mariä Empfängniss (8. Dec.) 

135. Geseis (des Landraths des C. Unterwalden nid dem 
Wald) betreffend die Diensimiethe. Vom 29, December. (Amtsbl. 
1887, Nr. 1.) 

Auf Grund einer Bevollmichtigung der Landsgemeinde 
zu Abänderung des $ 182 des bürg. Ges.-B. wird dieser $ 
in Abgatz 1 nun durch die Bestimmung ersetzt, dass Mangels 
gegentheiliger Verabredung für Knechte, Mägde und Sennen 
als die halbjährigen Ziele für Anfang des Dienstes nicht 
mehr Mitte Mai und Gallustag, resp. (für Sennen) 1. Mai 
und Martini, sondern 1. Mai und 2. November gelten. Zu- 
gleich erklärt das Gesetz die $$ 189 und 194 des bürg. 
Ges.-B. (v. 1853) als durch das schweiz. Obl-R. Art. 341 
aufgehoben. 

136. Verordnung (des Reg.-Raths des C. Zürich) betreffend 
die Plasierungs-Büreaux für Dienstboten. Vom 22. Mai. (Off. 
G.-S., XXI, 8. 287 f.) 

Für gewerbemässiges Placieren von Dienstboten gegen 
Entgelt ist schriftliche Bewilligung des Gemeinderaths er- 
forderlich; ist Kostverabreichung oder Zimmervermiethung 
an die stellensuchenden Dienstboten damit verbunden, so 
ist hiefiir eine besondere Bewilligung auszuwirken unter Vor- 
legung der Taxen für Kost und Logis. Die Bewilligung ist 
zu versagen, wenn der Bewerber keine Gewähr für ordent- 
lichen und ehrbaren Betrieb des Geschäfts bietet. Im Uebrigen 
Pflicht zu gehöriger Buchführung. Für wirkliche Placierung 
darf dem Dienstboten ein Betrag von höchstens 5 Fr. ver- 
langt werden. Auf Uebertretung steht Busse von 10—200 Fr. 
vorbebältlich allfällig anzuwendender Strafgesetze. 

137. Verordnung (des Gr. Raths des C. Aargau) beireffend 
die Geschäjisagenin. Vom 17. Mai. (G.-S8., N. F. II, S. 
155 £.) 

Geschäftsagent ist, wer gewerbsmässig Incasso- und Leih- 

eschäfte, den Ankauf von Forderungen und andere ähnliche 
Rechtsgeschäfte betreibt. Man bedarf dazu eines vom Ober- 
gericht ausgestellten Patents; Requisite hiefür: Besitz des 
Activbürgerrechts und guten Leumdens und Bestehen einer 
Prüfung. Patentgebühr 30 Fr., Caution Fr. 6000. Pflicht 
zur Eintragung ins Handelsregister. Aufsicht des Oberge- 
richtes, das durch seine Mitglieder Inspection abhält, und 
Disciplinarstrafen verhängen kann. Aufgehoben sind durch : 
diese Verordnung die $$ 56, 57 und 58 V. des Betreibungsges. 
v. 10. März 1870, 
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138. Gesetz (des Gr. Raths des C. Thurgau) betreffend 
die Pfandleihanstalten. Vom 22. September 1885, angenommen 
durch Volksabstimmung vom 24. Januar 1886. (Bes. gedr.) 

In Folge der seit einigen Jahren im Canton Thurgau 
eröffneten Pfandleihanstalten, welchen vielfach wacherliche 
Ausbeutung der creditbedürftigen Leute vorgeworfen wurde, 
ist dieses Gesetz nothwendig geworden. ‘Es schliesst sich 
im Wesentlichen an die Gesetze von St. Gallen (1884) und 
Zürich (1882) an, s. diese Zeitsch. N. F. II, S. 419, IV, 
S. 424. Pfandleiher und Feilträger müssen ein Patent lösen 
(Taxe jährlich Fr. 30—100); dasselbe ist nur für Personen, 
welche volle Gewähr für klaglose Geschäftsführung bieten, 
erhältlich. Verpflichtung zu sorgfältiger Buchführung unter 
jederzeitigem Einsichtsrecht der Polizei; zu Uebergabe eines 
Leihscheins an den Verpfänder; zu Anzeige des Angebots 
von Sachen unter verdächtigen Umständen an die Polizei; 
Verbot des Verkehrs mit Personen unter 16 Jahren, der An- 
nahme von Militàreffecten, des Bezugs von mehr als 1 °/ 
Zins per Monat, der Rückforderung des Darleihens vor Ab- 
lauf von 6 Monaten bei richtiger Zinszahlung. Verfallene 
Gegenstände sind nach den Vorschriften des Rechtstriebs- 
gesetzes zu versteigern. Auf Uebertretung der Vorschriften 
des Gesetzes stehen Bussen von 20 —200 -Fr., eventuell 4 
bis 40 Tage Getängniss und Entzug des Patents, vorbehält- 
lich strafrichterliche Verfolgung bei Thatbestand eines Ver- 
brechens. Der Geschäftsinhaber haftet auch für die Fehler 
seiner Angestellten. Zu dem Gesetz gehört 

139. Vollziehungsverordnung (des Reg.-Raths des C. Thur- 
gau) beireffend dus Gesetz über Pfandleihanstalten. Vom 19. 
Februar. (Amtsbl. Nr. 15.) 

Betrifft blos den Modus der Patentlösung. 

140. Règlement de police (du Cons. d’Etat du c. de Genève) 
et Tarifs sur les portefaix-commissionnaires et les crocheteurs. 
Du 11 juin (Rec. des Lois, LXXII, p. 233 ss.) 

Dienstmänner müssen sich auf dem Justizdepartement 
anmelden und erhalten dort, falls sie guten Leumdens sind, 
ein Blech mit Nummer, das sie zur Ausübung des Gewerbs 
berechtigt und nicht abgetreten noch verliehen werden darf. 
Crocheteurs sind die von der Dampfschiffgesellschaft zum 
Betreten der Schiffe Behufs Transport des Gepäcks ermäch- 
tigten Dienstmänner. Für sie gilt im Princip das Gleiche. 

141. Verordnung (des Gr. Raths des ©. Aargau) betreffend 
den Bezug der in Art. 76 der Staatsverfassung vorgeschriebenen 
Patenigebühren. Vom 19. October. (G.-S., N. F. II, 8, 205 f) 
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Betrifft die Patentgebühr der im Canton domicilierten 
Actien- und Commanditactiengesellschaften sowie Creditge- 
nossenschaften. 

142. Verordnung (des Reg.-Raths des C. Zürich) betreffend 
das Abhalten öffentlicher Preisschiessen. Vom 21. Januar. (Off. 
G.-S., XXI, S. 256 ft.) 

Verbot des Ausschiessens einer bestimmten Summe 
Geldes oder von Gegenständen gegen Einzahlung eines ge- 
wissen Betrages ohne amtliche Bewilligung. Ausnahmen für 
Gemeindeschiessen, Schiessen von Schützenvereinen, Knaben- 
und Salonschiessen (in geschlossener Gesellschaft) und solche 
Schiessen, welche einer Bewilligung nach den Bestimmungen 
über Marktverkehr bedürfen. Das Statthalteramt, das die 
Bewilligung ertheilt, soll untersuchen, ob die Garantien für 
Vorhandensein der Gewinne u. dgl. vorliegen, und ob kein 
Betrug im Spiele ist. Der Gemeinderath soll solche Preis- 
schiessen überwachen. Busse bei Uebertretung 10—200 Fr. 
Gebühr Fr. 10. 

143. Vollziehungsverordnung (des Reg.-Raths des C. Zürich) 
zu dem Gesetze vom 25. Oct. 1885 betreffend die Brandversiche- 
rungsanstalt für die Gebäude im Cunton Zürich. Vom 27. Fe- 
bruar, (Off. G.-S., XXI, S. 237 f.) 

Genauere Bestinnmungen über Einbeziehung von Gebäude- 
theilen in die Versicherung (namentlich bei Wasserwerken, 
mechanischen Werken, Brauereien, Waschanstalten, Färbe- 
reien, Badanstalten, Feuerwerkstätten, Hafnereien und Ziege- 
leien, Bäckereien, Trotten, Fabrik- und Gewerbegebäulich- 
keiten, $ 6), Ausschliessung von der Versicherung, Verhalten 
bei Verwahrlosung des Gebäudes u. dgl., sodann über die 
Brandassecuranzcommission (Wahlart, Functionen), über An- 
ordnung und Vollziehung der Schätzungen, über die Schätz- 
ungscommissionen, die Handänderungsanzeigen, die Recurs- 
schätzungen, das Verfahren bei Ausmittlung und Schätzung 
des Brandschadens und die Schätzungskosten. 

144. Arret (du Cons. d’Etat du c. de Fribourg) concer- 
nant les Compagnies d'assurances. Du 22 janvier. (Bull. off, 
des Lois, LV, p. 27 8.) 

Betrifft die für Agenturen zu entrichtende Gebiihr der 
nur provisorisch concessionierten Versichernngsgesellschaften. 

145. Beschluss (des Reg.-Raths des C. Schaffhausen) über die 
Führung der Brandkataster. Vom 1. December. (Amtsbl. Nr. 49.) 

Uebertragung an die Gemeinderäthe, Pflicht der Anzeige 
von Veränderungen an die Brandassecuranzdirection und von 
dieser an das Steuercommissariat und den Gemeinderath. 
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III. Civilprocess 
(inbegriffen Schuldbetreibung und Concurs). 


146. Circulaire (du Tribunal cant. du c. de Fribourg) 
aux présidents des Tribunaux d’arrondissements, conc. la rédac- 
tion des jugements incidents. Du 1° octobre. (Bull. off. des 
Lois, LV, p. 214 8.) 

Ermahnung, in die Incidenturtheile noch keinen That- 
bestand aufzunehmen, der erst fiir das Endurtheil in Be- 
tracht fällt. 

147. Beschluss (des Reg.-Raths des C. Solothurn) beirefjend 
Handgelübde ($ 275) im Civilprocess. Vom 28. Mai. (A. S. 

Ges., LX, S. 15.) 

Es wird eine französische Formel zum Gebrauche vor 
Ober- und Amtsgericht aufgestellt. 

148. Beschluss (desselben) beireffend Eid und Handgelübde 
von Zeugen ($ 257). Vom 4. September. (Das. S. 16.) 

Ebenfalls Aufstellung einer französischen Formel. 

149. Beschluss (des Cantonsraths des C. Solothurn) be- 
treffend Reiseenischädigungen der Anwälte. Vom 15. April. 
(A. S. d. Ges., LX, S. 9.) 

Bei der Genehmigung von Anwaltrechnungen durch die 
Richterämter sind Reiseentschädigungen nicht zu bewilligen, 
falls Anwalt oder Partei am Orte der betreffenden Gerichts- 
stelle wohnen; andernfalls von demjenigen Wohnorte (des 
Anwalts oder der Partei) aus, welcher der betreffenden Ge- 
richtsstelle zunächst liegt. 

150. Décret (du Gr. Cons. du c. de Neuchätel) remplaçant 
l'article 798 du code de procédure civile. Du 19 février. 
(Rec. des Lois, XV, p. 724 s.) 

Ist ein Nachlass bis auf höchstens 400 Fr. gerichtlich 
zu liquidieren, so kann der Friedensrichter sofort auf dem 
ihm passend scheinenden Wege die Activen realisieren und 
an die Berechtigten vertheilen. 

(51. Beschluss (des Obergerichts des C. Zürich) betreffend 
Abänderung der $$ 40 und 58 der Verordnung zum Gesetz 
betreffend die Schuldbetreibung. Vom 10. Juli. (Of. G.-S., 
XXI, S. 305 ff.) 

Gemeint ist die Verordnung vom 31. Dec. 1883 (diese 
Ztsch., N. F. Ill, S. 468). Der Beschluss betrifft das Vor- 
gehen des Gemeindeammanns nach empfangener Anzeige von 
der Concurseröffnung bezüglich Einstellung der Betreibungen 
mit Ausnahme der Vollziehung schon ausgeschriebener Ver- 
silberungen, deren Erlös aber dem Concursnotar abzuliefern 
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ist, und die Berücksichtigung des Retentionsrechtes des Ver- 
miethers bei Pfändung von Gegenständen in Miethlocalien. 

152. Beschluss (des Reg.-Raths des C. Thurgau) betreffend 
Interpretation der $$ 89 und 105 des Konkursgeselses vom 14. 
Herbstmonat 1853. Vom 9. Juli. (Amtsbl. Nr. 56.) 

Eine im Grossen Rath beantragte authentische Inter- 
pretation der zwei $$ war von dieser Behörde als unnöthig 
erklärt, dagegen gewünscht worden, dass die schon früher 
ertheilte regierungsräthliche Interpretation wiederholt werde; 
zugleich wird der Fall näher erläutert, wo in Folge Heim- 
schlags ein Pfand an einen dritten (Ueberschläger) übergeht, 
und zwar in der bisher unsicher gewesenen Richtung, dass 
die Notare angewiesen werden, künftig bei Pfandheimschla, 
und Ueberschlagsverfahren in und ausser dem Concurs un 
folgeweisem Uebergang der Pfandliegenschaft an Gant- 


° "käufer oder Ueberschläger Anweisungen auf vier Termine 


auszustellen und nach Jahresfrist seit Ablauf des letzten 
Termins die alten Briefe ohne Weiteres zu cassieren, sofern 
nicht vurher freiwillig neue Briefe erstellt worden sind. 

153. Décret (du Gr. Cons. du c. de Neuchâtel) concer- 
nant la liquidation des gages d’une valeur inférieure à deux 
cents francs. Du 19 février. (Rec. des Lois, XV, p. 721 88.) 

Die Execution auf Pfänder, die nicht über Fr. 200 werth 
sind, ist beim Friedensrichter zu begehren, welcher bei 
Richtigkeit des Anspruchs das Pfand dem Gläubiger ohne 
Versteigerung zuspricht. Für Pfandleiher von Beruf gilt 
das nicht. 

154. Entscheid (des Reg.-Raths des C. Uri) betreffend Ab- 
tretung von Liegenschaften an die Ehefrau kurz vor der Insol- 
venserklärung. Vom 12. April. (Amtsbl. Nr. 18, S. 215.) 

Die Einfrage der Fallimentscommission, ob das Grund- 
stück eines Falliten, welches nur kurze Zeit vor der Insol- 
venzerklärung an dessen Ehefrau käuflich abgetreten worden, 
in die Liquidation einzuschliessen sei, wird bejaht und die 
Fallimentscommission angewiesen, die Publication des Schul- 
denrufs auch über fragliche Grundstücke auszudehnen. 

155. Beschluss (des Cantonsraths des C. Solothurn) be- 
treffend Feststellung des Einbringgutes der Frau im Geldstage 
des Mannes. Vom 17. April 1885. Nachtrag. (A. S. d. (res. 
LX, 8. 3. 

Die A mtschreiber haben die Forderungen der Ehefrau 
im Geldstage des Mannes gemäss $ 226 C. G. B. ex officio 
auszuscheiden und aufzunehmen, auch Mangels einer bezüg- 
lichen Eingabe der Ehefrau. 
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156. Beschluss (desselben) betreffend Interpretation der $$ 
1638 und 1662 C.-G. B. über Forderung an der Frau eines 
Geldstagers. Vom 22. November. (Das. S. 22.) 

Zugebrachte Schulden der Ehefrau, sowie solche, die sie 
während des ehelichen Güterverhältnisses ohne Einwilligung 
des Mannes verursacht hat, sind im Greldstag des Mannes 
nicht aufzunehmen, sondern lediglich auf die allfällige „Ge- 
langenschaft* der Fran ihrem Range nach anzuweisen. 


IV. Strafrecht. 


157. Beschluss (des Gr. Rathes des C. Baselstadt) be- 
ireffend Abänderung von $ 84 des Strafgesetzes. Vom 8. No- 
vember. (Ges. S., XXI.) 

Der $ 84 hatte mit Gefängniss bis zu einem Jahre be- 
droht: 1. Aergernissgeben durch öffentliches Gottlästern in 
beschimpfenden Ausdrücken, 2. öffentliche Beschimpfung einer 
im Staat bestehenden Religionsgesellschaft oder ihrer Ein- 
richtungen oder Gebräuche, 3. Störung des Gottesdienstes 
oder Hinderung der Abhaltung desselben oder Verunehrung 
der dem Gottesdienste gewidmeten Gegenstände. In Folge 
eines Recurses gegen ein wegen des Vergehens unter 2 er- 
gangenes Strafurtheil und Aufhebung des letztern durch den 
Bundesrath glaubte die Regierung aus diesem $ 84 die Punkte 
1 und 2 entfernen zu sollen. Obschon der bundesräthliche 
Entscheid kaum zu diesem Schritte nôthigte und auch der 
$ seinem ganzen Inhalt nach nicht als in Widerspruch mit 
der Bundesverfassung stehend kann angesehen werden, be- 
schloss der Gr. Rath doch die Aenderung, wodurch 1 und 2 
ganz und von Punkt 3 die Verunehrung der gottesdienstlichen 
Gegenstände gestrichen wird. Der neue $ lautet jetzt: „Wer 
die Vornahme gottesdienstlicher Handlungen einer im Staate 
bestehenden Religionsgesellschaft durch Gewalt oder Drohung 
hindert, oder wer in Kirchen oder andern zu religiösen Ver- 
sammlungen bestimmten Orten durch Lärm oder andern Unfug 
gottesdienstliche Handlungen einer im Staate bestehenden 
Religionsgesellschaft stört, wird mit Gefängniss bis zu einem 
Jahr oder mit Geldbusse bis zu 1000 Franken bestraft.“ Der 
betreffende Abschnitt erhält blos den Titel: Störung des Gottes- 
dienstes. 

158. Décret (du Gr. Cons. du C. de Neuchâtel) remplaçant 
l'article 216 modifié du code pénal. Du 19 février. (Rec. des 
Lois, XV, p. +27 8.) 

Bei Diebstälen nicht über 100 Fr. und ohne erschwerende 
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Umstände wird die Strafe auf Gefängniss von 8 Tagen bis 
1 Jahr reduciert. Der Angeklagte kann selbst vor Polizei- 
gericht gestellt werden, wenn der Diebstal nur einen leichten 
Eingriff in das Eigenthum bildet. 

159. Gesetz (des Gr. Raths des C. Bern) betreffend die 
Verwendung der Geldbussen. Vom 12. Februar, angenommen 
in der Volksabstimmung am 2. Mai. (Ges., Dekr. und Verordn., 
N. F. XXV, 8. 49 f.) 

Zuweisung balb an die kantonalen Kranken- und Armen- 
fonds, halb an die Gemeinden für Armenzwecke und Aeufnung 
des örtlichen Schulgutes. Gebühren in Strafsachen, soweit bisher 
den Weibeln und Polizeiangestellten zugefallen, bezieht künftig 
der Staat, wofür diese Angestellten entschädigt werden sollen. 








V. Strafprocess. 


160. Reglement für das Strafverfahren des C. Urs. 8. Nr. 177. 

161. Ergänzumgsgesetz (des Gr. Raths des C. Aargau) be- 
treffend die Strafrechtspflege. Vom 7. Juli. (G.-8, N. F. II, 
S. 191 £.) 

Art. 62 Abs. 3 der neuen Verfassung fordert Bezeichnung 
derjenigen strafbaren Handlungen, welche aus dem peinlichen 
Strafgesetz auszuscheiden und als Zuchtpolizeivergehen zu 
beurtheilen sind. Bezweckt ist Enthebung geringfügiger Sachen 
von dem kostspieligen und komplicierten Apparat des Schwur- 
gerichts und Ausschliessung der öffentlichen Schwurgerichts- 
verhandlung bei schweren Sittlichkeitsvergehen. Demgemäss 
werden als Zuchtpolizeivergehen erklürt Aufreizung zum Un- 
gehorsam, Störung des Gottesdienstes, Widerspenstigkeit im 
Amte, Unzucht gegen die Natur, absichtlich hilflose Nieder- 
kunft, die Körperverletzungen ausser den Fällen des $‘129 a 
des Strafges. von 1857, Gewaltthätigkeit, Diebstal in näher 
bezeichneten Grenzen, Unterschlagung ebenso, einfacher Betrug 
bis auf Fr. 300, beschwerter bis auf Fr. 150, falsche Anklage 
nach $ 165 und $ 166 Abs. 1, böswillige Eigenthumsbeschä- 
digung bis auf Fr. 300. Zuchtpolizeilich werden ferner be- 
straft Verheimlichungen von gelästaglichem Vermögen zum 
Nachtheil der Gläubiger, Geldstager, welche den Vorschriften 
der 88 877—879 O.-R. nicht nachgekommen sind, und Eltern, 
welche ihre Familienpflichten beharrlich vernachlässigen. Ver- 
jährung der Klagbarkeit aller dieser Vergehen, wenn in 5 
Jahren nicht Anzeige gemacht oder Untersuchung angehoben 
wird. Bei rechtzeitiger Anzeige oder Untersuchung ist mit 
Ablauf von 10 Jahren seit begangener That keine Nach- 
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forschung und Verurtheilung mehr zulässig. Verjährung des 
Klagrechts wegen Ehrverletzungen und andrer Zuchtpolizei- 
vergehen als der oben genannten in 6 Monaten. Hinsichtlich 
der Zurechnungsfähigkeit gilt bei Zuchtpolizeivergehen $ 45 
des peinl. Strafges. 

Weiter regelt das Gesetz das Verfahren für diese Ver- 
gehen. Bei allen oben genannten Zuohtpolizeivergehen ist 
Verhaftung und Anordnung einer Specialuntersuchung (durch 
den Untersuchungsrichter) Seitens des Staatsanwalts zulässig. 
Der Angeklagte hat das Recht, einen Vertheidiger beizuziehen. 
Freie Beweiswürdigung des Richters. Wenn der Staatsanwalt 
nach durchgeführter Untersuchung die Strafsache nicht weiter 
verfolgt, so können Anzeiger und Angezeigter Ueberweisung 
an das Gericht und Erledigung durch ein Urtheil verlangen. 
Freiheitsstrafe bis auf 4 Wochen ist im Bezirksgefängniss, 
längere in der kantonalen Strafanstalt zu bestehen. Recurs 
gegen Zuchtpolizeiurtheile an das Obergericht. Gegen rechts- 
kräftige Urtheile ist Wiederherstellung auszusprechen, wenn 
sich erweist, dass das abgeurtheilte Verbrechen nicht oder 
von einem Andern verübt worden, dass das Urtheil unter 
verbrecherischer Einwirkung entstanden, oder dass seither ein 
damit in unvereinbarem Widerspruch stehendes Strafurtheil 
ergangen ist. Das bezügliche Gesuch, an keine Frist ge- 
bunden, geht an das Bezirksgericht, das in der Sache als 
erste Instanz geurtheilt hat, und kann vom Staatsanwalt, vom 
Privatkläger oder vom Verurtheilten ausgehen. Ergiebt sich, 
dass der Restituierte ungerechter Weise eine Haft ausge- 
standen hat, so spricht ihm das Gericht eine Entschädigung 
aus der Gerichtskasse zu, wotür der Staat Riickgriffsrecht 
auf Private hat, welche die ungerechte Inhaftsetzung ver- 
schuldet haben. — Die Schlussbestimmungen enthalten die 
genaue Aufzählung der durch das Gesetz hervorgerufenen 
Aenderungen in der bestehenden Strafgesetzgebung. 

162. Uebereinkunft (zwischen den Cantonen Baselstadt und 
Bern) betreffend die gegenseitige Stellung der Fehlbaren in Straf- 
fällen, welche durch das eidgenössische Ausleferungsgeseta vom 
24. Juli 1852 nicht vorgesehen sind. Vom 11. August/11. Septem- 
ber. Vom Grossen Rath des C. Baselstadt genehmigt den 
8. November. (Ges., Dekr. u. Verordn. v. Bern, N. F. XXV, 
S. 189 f. Basler Ges. 8., XXI.) 

Die beiden Cantone verpflichten sich gegenseitig, einander 
die Verhaftung und Auslieferang von Fehlbaren in Straffällen 
bezeichneter Art (auch Polizeitibertretungen) gemiss den im 
genannten Bundesgesetz festgestellten Grundsätzen zu ge- 
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währen, ausser für Handlungen, welche nach der Gesetzgebung 
des requirierten Cantons nicht strafbar sind, und politische 
und Pressvergehen. Die Gesuche um Strafvollzug oder Aus- 
lieferung sind von Regierung an Regierung zu richten. Die 
Transportkosten sind zu Lasten des requirierten, die Ver- 
haftkosten zu Lasten des requirierenden Cantons. — Der 
Basler Grosse Rath hat diese Uebereinkunft nur mit schwacher 
Mehrheit bei wohlbegründetem Widerspruch gegen deren prac- 
tischen Werth genehmigt, und die von der Regierung begehrte 
allgemeine Ermächtigung zum Abschlusse und zur endgültigen 
Ratification ähnlicher Verträge mit andern Cantonen verweigert. 

163. Kreisschreiben (der Anklagekarnmer des C. Bern) an 
die Staatsanwälte, Gerichispräsidenten bezw. Untersuchungsrichter 
und Regierungsstalthalter betreffend den Bezug von Gebühren in 
Rogatorialsachen. Vom 17. Februar. (Ges., Dekr. u. Verordn., 
N. F. XXV, 8. 161 £.) 

Der $ 1 des B.-G. betr. Ergänzung des Auslieferungs- 

esetzes v. 2. Febr. 1872 (Kostenfreiheit der Rechtshilfe in 
Strafsachen von Canton zu Canton) gilt für alle Strafsachen, 
nicht blos für die Fälle „auslieferungspflichtiger“ (!) Verbrechen. 

164. Verordnung (des Reg.-Raths des C. Thurgau) be- 
treffend Mittheilung von Strafurtheilen thurgauischer Gerichte über 
Cantonsangehôrige. Vom 15. Januar. (Amtsbl. Nr. 7.) 

Pricisierung des $ 5 der Verordnung v. 28. Jan. 1881 
dahin, dass bei Strafuntersuchungen für sämmtliche Ange- 
schuldigte, also auch für die herwärtigen ira Canton gerichtlich 
bestraften Cantonsangehörigen die Strafauszugsformulare aus- 
zufüllen und dem Polizeidepartement einzusenden sind. 

165. Kreisschreiben (der Anklagekammer des C. Bern) an 
die Regierungsstatthalter und die Untersuchungsrichter betreffend 
das Verfahren bei gerichtlichen Sectionen. Vom 11. August. 
(Ges., Dekr. und Verordn., N. F. XXV, 8. 176 f.) 


VI. Rechtsorganisation 
(inbegriffen Besoldungen und Sporteln). 


166. Gesetz (des Gr. Raths des C. St. Gallen) über die 
Verantwortlichkeit der Behürden, Beamten und üffenilichen An- 
gestellien. Vom 25. November 1885, in Kratt getreten am 
4. Januar 1886, in Anwendung mit 1. März. (G.-S., N. F. 
V,8.90£) 

Auf Grund des Art. 106 der Cantonsverfassung wird die 
Verantwortlichkeit der Behörden und Beamten zu Ersatz allen 
Schadens, der durch dolose oder grob fahrlässige Verletzung 
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oder Vernachlässigung der Amts- oder Dienstpflichten ent- 
standen ist, ausgesprochen. Die Haftbarkeit ist streng per- 
sönlich, für Mitglieder von Behörden je nach dem Grade der 
Verschuldung; gegen spätere Behaftung schitzt Verwahrung 
am Protokoll. Solidarische Haftbarkeit der Mitglieder blos 
bei vorsätzlicher Schädigung und auf Grund eines Strafurtheils. 
Alle Schadenersatzklagen sind zuerst bei dem Bezirksammann 
anzubringen, der nach Untersuchung des Falls dem Regierungs- 
rath sein Gutachten einreicht; der letztere entscheidet, ob 
die Klage ohne Weiteres oder erst nach Sicherung der Kosten 
gestattet sei. Das Klagrecht erlischt bei Verwaltungsverrich- 
tungen mit 3 Monaten seit Gutheissung durch die Oberaufsichts- 
behörde, bei Vollziehungsverrichtungen mit einem Jahr seit 
Kenntniss des Geschädigten von der Beschidigung; vorbehalten 
Strafklagen, sowie Fälle von Rechnungsirrthum und Verheim- 
lichung des Fehlers. 

167. Reglement (des Gr. Raths des C. St. Gallen) für den 
Grossen Rath des Cantons St. Gallen. Vom 18. Mai, (G.-S., 
N. F. V, 126 ff.) 

Hier erwähnt wegen Art. 44: Berathung von Gesetzen. 
Der Gesetzesvorschlag unterliegt, nachdem Eintreten darauf 
beschlossen worden, einer doppelten Berathung ; nach jeder 
derselben geht der Entwurf an die vorberathende Stelle (Re- 
gierungsrath oder Grossrathscommission) zum Zweck der 
Prüfung resp. der Textbereinigung zurück. 

168. Loi (du Gr. Cons. du c. de Vaud) sur l’organisation 
du Conseil d'Etat. Du 13 mars. (Rec. des Lois, LXXXIII, 

. 117 8. 

i He zu bemerken die Zutheilung der rechtlichen Ge- 
biete an die Departemente: das Justiz- und Polizeideparte- 
ment beaufsichtigt die Gerichte, vermittelt die Execution 
auswärtiger Urtheile, handhabt die öffentliche Sicherheit, die 
Presspolizei, überwacht die Gefängnisse und Zwangsarbeits- 
anstalten, hat die Fremdenpolizei, überwacht die Grundbuch- 
verwaltungen und die Notare, die Civilstandsbeamten, den 
Getränkeverkaut, die Paternitätssachen, unter Berichterstattung 
an den Staatsrath; von sich aus erledigt es die Vollziehung 
der im Canton gefällten Strafurtheile und was damit zusammen- 
hängt, die Niederlassungs- und Aufenthaltsbewilligungen, 
Heiratsbewilligungen für Fremde und andre Einzelheiten. 
Dem Departement des Innern sind unterstellt unter Anderm 
die Gemeindesachen und der Bürgerrechtserwerb, dem Land- 
wirthschafts- und Handelsdepartement Forstwesen, Jagd und 
Fischerei, Mass und Gewicht, Fabriken, Hausieren. 
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169. Geschäftseintheilung (des Reg.-Raths des C. Solothurn) 
für die Departemente des Regierungsraths. Vom 21. Mai. (A. 
S. d. Ges., LX, S. 12 ff.) o 

170. Verordnung (des Landraths des C. Uri) betreffend die 
Organssalion der Cantonscanziei. Vom 30. März. (Bes. gedr.) 

Bezweckt die bisher vermisste Ausscheidung der beziig- 
lichen Arbeiten in persönlicher und sachlicher Beziehung. 
Die Canzleiarbeiten werden nun nach drei Gruppen unter 
die Standes-, die Hypothekar- und die Gerichtscanzlei vertheilt. 
Für alle drei Canzleien zeichnet der Landschreiber. Der 
Regierungsrath vertheilt die anderweitigen Arbeiten unter die 
vier Landschreiber. Diese haften für Schaden, der aus ihrer 
Arglist oder Nachlässigkeit entsteht, persönlich sowohl dem 
Staate als beschädigten Dritten, unter Ausschluss der Ver- 
antwortlichkeit des Staates. 

171. Loi (du Gr. Cons. du c. de Vaud) revisant l’organi- 
sation judiciaire et les codes de procédure civile et pénale. Du 
23 mars. (Rec. des Lois, LXXXIII, p. 174 ss.) 

Alle Verfassungsinderungen im Canton Waadt haben je- 
weilen eine Modification der Gerichtsorganisation nach sich 
gezogen, und doch hat ausser einer Zahl von Vereinfachungen 
das im Jahr 1803 angenommene System im Ganzen und Grossen 
seine Geltung behauptet. Diese Anhänglichkeit an alte und be- 
kannte Einrichtungen hat sich auch bei Ausarbeitung der Ver- 
fassung v. 1. März 1885 kund gegeben; dieselbe hält einen Frie- 
densrichter und ein Friedensgericht für jeden cercle und ein Ge- 
richt für jeden Bezirk (district) fest. Die Organisation dieser 
Behörden sowie die Bestimmung ihrer Competenzen wurde 
einem Gesetze vorbehalten, nur hatte die Verfassung die Mög- 
lichkeit vorgesehen, Gerichte aufzustellen, die aus Richtern 
verschiedener Bezirke und verschiedener Gerichtsstellen ge- 
bildet würden; sie hatte vorgeschrieben, dass die Sachen, in 
denen es sich um Anwendung von Bundesgesetzen und um 
einen Werth von wenigstens Fr. 3000. — handle, in erster 
Instanz vom Cantonsgericht oder einer seiner Kammern zu 
entscheiden seien; sie hatte endlich dem Cantonsgericht die 
Oberaufsicht über die Vormundschaften (statt des bisher da- 
mit betrauten Staatsraths) und die Entscheidung über die das 
Staatseigenthum betreffenden Uebertretungen zugewiesen. 
Binnen Jahresfrist sollte das Gesetz über Gerichtsorganisation 
revidiert werden, ferner das Verfahren vor den Friedensrich- 
tern, die Schuldbetreibung, der Concurs und der Strafprocess 
im Sinne einer Vereinfachung der Procedur und einer Kosten- 
verminderung. 
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Aus dem Gesetzesentwurf, den die Regierung hierauf dem 
Gr. Rath vorgelegt hat, ist von letzterm eine der wichtigsten 
vorgeschlagenen Aenderungen entfernt worden, nämlich die 
Ersetzung der Districtscivilgerichte (aus 5 im Bezirk gewählten 
Richtern bestehend) durch ein aus dem Präsidenten des Be- 
zirks der Streitsache und zwei Präsidenten der Nachbarschaft 
gebildetes Gericht. Man hatte wohl bei Berathung der Ver- 
fassung für Reduction der Gerichte und Vereinfachung der 
Beamtungen geschwärmt, aber als es sich jetzt darum im 
Ernste handelte, wollte doch keiner sein besonderes Bezirks- 
gericht aufgeben. | 

Die Hauptbestimmungen des neuen Gesetzes, welches 
die v. 8. April 1863 und v. 22. Januar 1867, sowie eine An- 
zahl Specialgesetze aufhebt, sind folgende: 

Tit. I zählt die Gerichtsbehörden aut: für den Canton 
ein Cantonsgericht und ein Untersuchungsrichter; in jedem 
der 19 Districte ein Bezirksgericht ; in jedem der 60 Kreise 
(cercles) ein Friedensrichter und ein Friedensgericht. Das 

eschwornengericht ist fiir Criminalsachen und politische Ver- 
brechen, sowie für Pressdelicte ausser Injurien garantiert. Die 
Gemeindebehirden behalten die Entscheidung über Vergehen, 
deren Verfolgung gesetzlich in ihre Competenz fällt. Die Orga- 
nisation der Staatsanwaltschaft ist einem Specialgesetze vor- 
behalten. Schiedsrichterliches Verfahren auf Grund freiwilliger 
Uebereinkunft der Parteien ist zugelassen (Art. 5) ausser in 
Sachen des Civilstands und bei Klagen gegen den Richter 
wegen Verletzung der Amtspflicht. Das Gesetz kann auch 
schiedsrichterliches Verfahren vorschreiben und für Streitig- 
keiten unter Arbeitgebern und Arbeitern Gewerbegerichte 
(conseils de prudhommes) errichten. 

Tit. II. Das Cantonsgericht besteht wie bisher aus 9 
Mitgliedern, die der Grosse Rath auf 4 Jahre ernennt; In- 
tegralernenerung im 2ten Jahre jeder Legislaturperiode unter 

iederwählbarkeit; 3 Suppleanten, 1 Gerichtsschreiber, 1 
Substitut desselben, 2 Weibel, weitere Angestellte nach Be- 
dürfniss und nach Verordnung des Regierungsraths. Die Mit- 

*glieder müssen in Lausanne wohnen und können keine andere 
(dauernde oder temporäre) politische Function bekleiden noch 
im Grossen Rathe sitzen, auch keinen andern Beruf treiben. 
Das Cantonsgericht ernennt jährlich seinen Präsidenten und 
seinen Vicepräsidenten, es kann sich in Kammern theilen nach 
Wichtigkeit der Geschäfte und einem von ibm aufzustellenden 
Reglement. — In Civilsachen urtheilt das Cantonsgericht in 
letzter Instanz über alle an es recurrierten Sachen; Spruch- 
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zahl hiebei mindestens 5 Mitglieder. Art. 30 enthält die 
wichtige Neuerung, dass das Cantonsgericht in erster Instanz 
definitiv und ohne Recursmöglichkeit die Sachen entscheidet, 
welche nach Gesetz in die Competenz der Districtsgerichte 
fallen (mit Ausnahme der Civilstandsfälle), wenn in der Ver- 
handlung vor dem Districtsgerichtspräsidenten kein Zeugen- 
beweis angetreten worden und die Parteien sich auf Unter- 
werfung unter den Entscheid des Cantonsgerichts verständigen. 
Die Sachen, die unter Bundesgesetze fallen und den Betrag 
von Fr. 3000. — erreichen, wurden bisher vom Districtsgericht 
beurtheilt unter Recurs an Cantons- und Bundesgericht; Art. 31 
unterdrückt diese dreifache Instanz und bestimmt, dass solche 
Sachen (ausser Scheidungs- und Civilstandsklagen) in erster 
Instanz durch eine Kammer des Cantonsgerichtes beurtheilt 
werden, welche Cour civile heisst und aus mindestens 3 Mit- 
gliedern besteht (dermalen sind es deren 5). Der Recurs 
gegen die Entscheide der Cour civile geht direot an das 
Bundesgericht. —- In Strafsachen bildet eine Kammer des 
Cantonsgerichts von wenigstens 3 Mitgliedern die Cour de 
Cassation pénale, eine andere von 3 Mitgliedern das Tribunal 
d’Accusation. — Ausserdem übt das Cantonsgericht die Auf- 
sicht über die Vormundschaften, über die Betreibung und die 
Concurse und die Entscheidung über die contraventions rele- 
vant du domaine fiscal. 

Tit. III. Ueberwachung, Leitung und nöthigenfalls In- 
struction der Voruntersuchungen sind einem Untersuchungs- 
richter unter Beigabe eines Schreibers und eines Weibels 
übergeben, welche alle zu Lausanne wohnen müssen. 

Tit. IV. Die Bezirksgerichte (tribunaux de district) sind 
in bisherigem Bestande belassen (Präsident und 4 Richter, 
2 Suppleanten, 1 Gerichtsschreiber, ein Substitut des letztern 
und 1 oder 2 Weibel). Mitglieder, Suppleanten und Gerichts- 
schreiber dürfen nicht den Beruf eines Anwalts oder procureur- 
juré treiben, der Präsident ausserdem nicht das Notariat. 
In Civilsachen ordnet der Präsident alle Provisional- und 
Erhaltungsmassregeln an und instruiert die vor Bezirksgericht 
gehörigen Processe. Art. 55 und 58 stellen ferner in seine 
Competenz als Einzelrichter eine Anzahl Geschäfte, die bisher 
dem Plenum des Gerichts zugefallen waren. Als Einzelrichter 
entscheidet er, nach Sühnversuch, alle persönlichen Klagen 
im Betrag von über Fr. 100 bis Fr. 500. In nicht streitigen 
Sachen spricht er Verschollenerklärungen, Mehrjährigkeits- 
ertheilungen, Homologation von Schenkungen unter Lebenden 
aus; ausserdem fallen in seine Competenz die Fragen von 
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Erbschaftsantritt oder -Verzicht auf Grund benef. invent., die 
Anordnung des Concurses, Radiation der Hypothekareinträge, 
Gütertrennung (separatio bonorum bei Erbfällen), Curatel- 
ernennung bei benef. invent. und die in Art. 580, Abs. 2, 
657, 666, Abs. 3, 704, 791 bis 800, 849 bis 857 O.-R. 
erwähnten Fülle. — In Strafsachen hat das Gesetz die Com- 
petenz des Präsidenten als Einzelrichters erhöht; er urtheilt 
jetzt unter Recursvorbehalt über jedes Verbrechen und jede 
Uebertretung, deren Beurtheilung nicht einer andern Behörde 
zugewiesen ist und die hôchstens 10 Tage Haft oder 500 Fr. 
Busse oder die Strafe des Verweises nach sich zieht. Der 
Prisident kann ausserdem Schadenersatz in den Grenzen 
seiner civilrichterlichen Competenz (500 Fr.) zusprechen. — Die 
Competenzen des Bezirksgerichtes als Plenums sind in Civil- 
sachen wesentlich reduciert, einmal durch Errichtung der 
Cour civile für die Processe über 3000 Fr. in bundesgesetz- 
lich beherrschten Sachen, ‘andrerseits durch Erhöhung der 
Spruchgrenzen des Präsidenten auf Fr. 500 und Uebertragung 
der affaires non contentieuses, die bisher das Plenum be- 
handelt hatte, auf jenen. Dem Bezirksgerichte geblieben 
sind einzig die persönlichen und die Mobiliarklagen im 
Betrage von über Fr. 500, soweit deren Beurtheilung nicht 
dem Cantonsgerichte oder der Cour civile zugefallen ist, 
sodann die Immobiliarprocesse in beliebigem Streitbetrag 
und die -Civilstands-, namentlich die Ehescheidungssachen. 
Für diese letztern richtet sich ein Recurs direct an das 
Bundesgericht; nur für Fälle, die in Art. 49 des Civilstands- 
und Ehegesetzes behandelt sind, wird an das Cantonsgericht 
recurriert. — In Strafsachen ist das correctionelle Gericht, 
das bisher bestanden, aufgehoben, das Gesetz behält blos 
das Criminalgericht und das Polizeigericht bei. Das erstere 
(tribunal criminel) ist gebildet aus einer Cour criminelle 
Präsident und 2 durch Elimination gewählte Richter des 

erichts) und einer Jury von 9 Geschworenen, die aus dem 
Bezirk des begangenen Verbrechens und 2 Nachbarbezirken 
genommen sind. Es urtheilt, unter Recursvorbehalt, in den 
Sachen, in denen die Strafe ein Jahr Gefängniss oder 1000 Fr. 
Busse übersteigt, sowie in politischen Verbrechen und Press- 
delicten (ausser Pressinjurien), und kann Schadenersatz zu- 
eprechen im Betrage der Competenz des Districtsgerichts in 

ivilsachen. — Das Polizeigericht, bestehend aus dem Prä- 
sidenten und zwei abwechselnd bezeichneten Richtern, ur- 
theilt in den Sachen, wo die Strafe die Competenz des 
Präsidenten überschreitet, ohne 1 Jahr Gefängniss oder 
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1000 Fr. Busse zu übersteigen; ferner in den Sachen, welche 
Einweisung in eine Zwangsarbeitsanstalt nach sich ziehen; 
es kann Entschädigungen bis auf 1000 Fr. zusprechen. 

Tit. V, von der Jury handelnd, ersetzt die Gesetze von 
1860 und 1867 über diese Materie. Die Geschworenen werden 
alle 4 Jahre von den Gemeinden (1 Geschworener auf 100 
Einwohner; mindestens 4 in einer Gemeinde; Gemeinden 
über 2000 Einwohner können in Sectionen getheilt werden) 
in Listenscrutinium mit relativer Stimmenmehrheit gewählt: 
im ersten Wahlgang schreibt jeder Wähler nur die Hälfte 
der zu Wählenden auf seinen Zeddel und ein Viertel der 
Stimmen genügt, um gewählt zu sein. Der Gewählte darf 
nicht ablehnen. Nicht wählbar sind die Staatsräthe, die 
richterlichen Beamten, die Diener der Kirche und verschiedene 
Angestellte der Verwaltung; Professoren und Lehrer, Per- 
sonen über 60 Jahre, Kranke oder Schwächliche und solche, 
die schon auf der vorgehenden Liste gestanden, können sich 
auf der Liste ausstreichen lassen. Das Gesetz bezeichnet 
auch gewisse Gründe für Dispensation von Sitzungen. Behufs 
Bildung des Geschworenencollegs loost der Präsident eine 
Liste von 31 Namen des betreffenden Bezirks aus, von dieser 
streicht zuerst der Staatsanwalt, dann der Angeklagte je 9 
und bezeichnet er 2 Suppleanten. Ein Angeklagter, der sich 
als schuldig bekannt hat, kann verlangen, ohne Jury beur- 
theilt zu werden; seine Erklärung ist vom Vertheidiger zu 
genehmigen und wird dadurch unwiderruflich. 

Tit. VI. In jedem der 60 Kreise (cercles) giebt es einen 
Friedensrichter und ein aus letzterm und 4 Beisitzern be- 
stehendes Friedensgericht. Die Kreise Granges, les Ormonts 
und Rougemont sind in 2 Theile, jedes mit besonderm Friedens- 
gericht getheilt; in Kreisen von mehr als 10000 Einwohnern 
(gegenwärtig Lausanne einzig) besteht neben dem Friedens- 
richter für Civilsachen noch ein juge informateur chargé des 
affaires pénales. Der Friedensrichter darf nicht Advokat, 
procureur-juré oder Notar sein. Jedes Friedensgericht hat 
einen Gerichtsschreiber, einen Substituten desselben und einen 
Weibel. Die früher sehr umfassende Thätigkeit der Friedens- 
gerichte ist beträchtlich reduciert, sie richtet sich nur noch 
auf die vormundschaftliche Verwaltung und die assignats 
und reconnaissances (Weibergutsversicherungen) zu Gunsten 
der Ehefrauen. Der Friedensrichter versucht in allen Civil- 
sachen ausser in den dem Präsidenten vorbehaltenen eine 
Verständigung zu bewirken; früher urtheilte er in allen per- 
sönlichen und Mobiliarklagen bis auf einen Betrag von Fr. 150, 
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unter Recursvorbehalt (und zwar recours en nullité ou en 
réforme), jetzt ist seine Competenz auf 100 Fr. herabgesetzt, 
aber es kann blos noch wegen Verletzung von wesentlichen 
Grundsätzen der Procedur Recurs (recours en nullité) er- 
griffen werden. Im Uebrigen urtheilt er summarisch und 
ohne Recurs in den Grenzen seiner Competenz über Streitig- 
keiten zwischen Herrschaft und Dienstboten; Arbeitgeber 
und Arbeitern; Reisenden und Wirthen oder Pensionshaltern ; 
Reisenden und Transportunternehmern; Commissionärs, Pack- 
trägern, Fuhrleuten u. dgl. und dem Publicum. In nicht 
streitigen Sachen weist das Gesetz dem Friedensrichter 
(bisher dem Friedensgerichte) zu: Homologation der Testa- 
mente, Annahme und Repudiation der Verlassenschaften, 
wo kein benef. inv. eingetreten ist, das Begehren um benef. 
inv., Einweisung in Nachlass, sichernde Massregeln bei Ab- 
wesenheit, Visa und Legalisation, Vaterschaftsanerkennungen, 
sowie die in Art. 107, 108, 122, 223, 228, 248 Abs. 3, 294 
Abs. 3, 355, 434, 443, 454, 463, 744, 759 des O.-R. und in 
Art. 47 und 48 des Bundesges. über Eisenbahntransport vom 
20. März 1875 vorgesehene richterliche Bethätigung. Endlich 
kann der Friedensrichter von Amtswegen oder auf Begehren 
in häuslichen Zwistigkeiten intervenieren. In Strafsachen ver- 
sucht er Versöhnung in den gesetzlich vorgesehenen Fällen, 
nimmt die Klagen und Anzeigen entgegen, instruiert die 
Voruntersuchung und entscheidet selbst, unter Vorbehalt des 
recours en cassation, über einfache Injurien und gewisse leichte 
Delicte und Uebertretungen in Forstsachen (welch letztere 
Competenz früher nicht bestand). 

Tit. VII. Schiedsrichterliches Verfabren ist vorgeschrieben 
für Streitigkeiten zwischen Arbeitgeber und dessen Ange- 
stellten und Arbeitern über den Anstellungsvertrag, sobald sie 
100 Fr. übersteigen. Der Friedensrichter ernennt die Schieds- 
richter und der Schiedsspruch kann durch Appellation (recours 
en réforme) an das Cantonsgericht gezogen werden. 

Tit. VIII handelt von der Ueberwachung, Leitung, Dis- 
ciplin und Verantwortlichkeit der richterlichen Behörden. 
Diese Bestimmungen meist administrativer Natur sind nicht 
wesentlich geändert. Art. 121 hat den Fällen, die eine Dis- 
ciplinarstrafe nach sich ziehen, den beigefiigt, wo ein Ange- 
stellter durch seine Aufführung die Würde seines Amtes 
schwer beeintrichtigt, und den, wo eine gerichtliche Unter- 
suchung eine ihm zur Last fallende Unsittlichkeit, die ihn 
des öffentlichen Vertrauens unwürdig macht, an den Tag 
bringt. Die Disciplinarstrafen, die das Cantonsgericht ver- 
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hängen kann, sind Mahnung (rappel à l’ordre), Tadel (cen- 
sure), Busse bis auf 500 Fr., Suspension bis auf 1 Monat, 
Absetzung. Keine Klage gegen den Richter wegen Ver- 
letzung der Amtspflicht in Fällung des Urtheils kann ohne 
Ermächtigung des Cantonsgerichts erhoben werden. Art. 127 
hat den früher sehr kurzen Termin hiefür mit Art. 69 des 
O.-R. in Einklang gebracht. 

Tit. IX. Die Verfassung hat dem Gesetze überlassen, 
die Art der Ernennung der richterlichen Beamten zu re- 
glieren. Ihre Wahl ist dem Cantonsgerichte anheim gegeben, 
welches selber durch den Grossen Rath gewählt wird. Er- 
neuerung alle 4 Jahre, nach der Wahl des Cantonsgerichtes. 
Die Bezirks- und Friedensgerichte bezeichnen indess selbst 
ihre Suppleanten und ihre Weibel, und machen Vorschläge 
an das Cantonsgericht für ihre Gerichtsschreiber. Die letztern 
schlagen ihrem Gerichte ihre Substituten zur Genehmigung 
vor. Requisite für eine richterliche Beamtung bloss Activ- 
bürgerrecht und Wohnung im Amtskreis. Die Cantonsrichter 
behalten ihr politisches Domicil da, wo sie es vor ihrer Wahl 
hatten. Im Allgemeinen können Beamte, deren Wahl dem 
Staatsrath zusteht, nicht zugleich gerichtliche Functionen aus- 
üben; eine Ausnahme ist gemacht für die Professoren des 
Rechts an der Academie, die Mitglieder einer Commission des 
Staates, die Civilstandsbeamten und die Sectionschefs, welche 
Suppleanten des Cantonsgerichtes, Beisitzer, Gerichtsschreiber 
oder Suppleanten eines Friedensgerichts sein können. — Bisher, 
kraft der Verfassung v. 1861, nahm das Volk an der Wahl 
der gerichtlichen Beamten Theil dadurch, dass es alle 4 Jahre 
Gerichtscandiaaten (des candidats judiciaires) wählte in gleicher 
Weise wie heut zu Tage die Geschworenen. An die Liste 
dieser Candidaten war das Cantonsgericht bei der Besetzung 
der Bezirks- und der Friedensgerichte gebunden, und die 
nicht gewählten Candidaten bildeten die Generalliste der Ge- 
schworenen. In der Praxis bot dieses System viele Uebel- 
stinde, zumal den, dass sehr fähige Leute nicht auf einer 
Liste figurierten, welche 4 Jahre lang unabänderlich blieb; 
es ist daher schon durch ein provisorisches Gesetz von 1885 
aufgegeben worden, und jetzt definitiv. 

Tit. X enthält die nothwendigen Vorschriften über die 
. Verpflichtungen des Staats und der Gemeinden zur Lieferung 
der Gerichtslocale, der Archive, der Gefängnisse, sowie über 
die Pflichten und die Ueberwachung der Gefängnisswärter. 

Tit. XI. Besoldungen: Cantonsgericht, Mitglied Fr. 5000, 
Gerichtsschreiber Fr. 4000—4500. —, Substitut desselben 
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Fr. 3000—3500. —, Weibel Fr. 1400—2000. — nebst Klei- 
dung. Untersuchungsrichter Fr. 3500—4000. —, Schreiber 
Fr. 2000—2500. —, Weibel Fr. 1400—2000. Die andern 
gerichtlichen Beamten sind an Sporteln gewiesen nach einem 
regierungsräthlich aufgestellten Tarif. Man hat dieses System 
nicht sofort aufzugeben gewagt, doch schreibt Art. 146 vor, 
dass 4 Jahre nach Inkrafttreten des Gesetzes der Regierungs- 
rath an den Grossen Rath Bericht über die Ausführung er- 
statten und seine Ansicht über Umwandlung des Sportelnbe- 
zugs in fixe Besoldungen eröffnen solle. 

Tit. XII. Bestimmungen über Verwandtschaft und Schwä- 
gerschaft unter Mitgliedern desselben Gerichts, Formel des 
Gelübdes än Eides statt, Bezeichnung des Gerichts, das über 
Recusation des Cantonsgerichts zu entscheiden hat, Ersatz 
im Fall ausserordentlicher Vacanzen, Rangordnung u. dgl. 

Tit. XIII. Die ziemlich weitgehenden Aenderungen in 
der Competenz der richterlichen Behörden, die Einrichtung 
der Cour civile u. A. machten eine Revision der Civil- und 
der Strafprocessordnung nöthig. In Betracht der kurzen Zeit, 
welche die Verfassung für diese Arbeit gestattete, beschränkte 
man sich auf das Dringendste. Für die Cour civile und für 
den Fall, wo das Cantonsgericht kraft des Art. 30 direct ur- 
theilt, ist die bisher von den Bezirksgerichten befolgte Pro- 
cedur aufgenommen, ebenso für die Sachen, welche der Präsi- 
dent allein entscheidet. Bisher konnte ein Contumazurtheil 
nur in der Hauptverhandlung des Gerichts erfolgen, Art. 170 
gestattet es schon in der Vorverhandlung des Präsidenten zu 
fällen. Da die Urtheile des Friedensrichters nicht mehr Gegen- 
stand eines recours en réforme werden können, so hat man 
die Procedur vor diesem Beamten vereinfacht und hat ihm 
mehr freie Bewegung gegeben; nach Art. 187 soll er die 
Parteien über die Thatsachen und die Beweismittel fragen 
und ihnen die zu beweisenden Thatsachen angeben, während 
vor den andern Gerichten die Verhandlung wesentlich Sache 
der Parteien ist. Im Schuldbetreibungsrecht führt das Gesetz 
den Zahlungsbefehl ein in Combination mit dem System der 
executorischen Titel, wie es in der Civilprocessordnung re- 
gliert ist; Jeder, der, ohne einen zur Saisie geeigneten Titel 
zu haben, eine verfallene Forderung zu haben glaubt, kann 
an den Schuldner einen Zahlungsbefehl erlassen (Art. 200), 
und wenn dieser Befehl in Rechtskraft erwachsen ist, gestattet 
er die Betreibung durch Pfändung, ohne dass ein Urtheil noth- 
wendig ist. In diesem Fall ist der Rechtsvorschlag des 
Schuldners auf gewisse singuläre Gründe beschränkt. Andrer- 
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seits ist die auf Grund eines vollstreckbaren Urtheils oder 
eines gleichwerthigen Titels eintretende Betreibung eine 
raschere, — In Concursen (discussions de biens) gestattet das 
Gesetz der Gliubigerversammlung, selbst über die Liquidations- 
weise bezüglich des Fahrnissactivams zu entscheiden; die 
Liquidation der mit Hypotheken belasteten Liegenschaften ist 
modificiert. — Bisher durfte der Richter nicht von Amtswegen 
die Competenzfrage erheben und sich incompetent erklären, 
mit wenigen Ausnahmen; das neue Gesetz legt ihm gegen- 
theils die Verpflichtung dazu auf, falls nicht die Parteien sich 
durch ausdrückliche Vereinbarung dem Gerichte unterwerfen. 
— Die Vorladungen, Zustellungen u. s. f., die bisher durch 
den Weibel besorgt wurden, sind jetzt in der Regel durch die 
Post zu bestellen. — Im Strafprocess hat das Gesetz ein 
rasches Verfahren für die Sachen in der Competenz des 
Friedensrichters eingeführt. — In Uebereinstimmung mit einem 
Decret von 1852 sind der juge intormateur oder das Anklage- 
tribunal nicht verpflichtet, den Angeklagten immer vor das 
Gericht zu verweisen, das in Rücksicht auf das Strafinaximum 
competent wäre; sie können ihn vor ein Gericht mit ge- 
ringerer Competenz weisen, wenn nach ihrer Meinung die 
Strafe im vorliegenden Fall diese Competenz nicht über- 
schreiten ‘soll. Das dergestalt mit der Sache behelligte Ge- 
richt kann immerhin seine Competenz prüfen und sich in- 
competent erklären (Art. 228 s.). Das Priucip der Anrechnung 
der Untersuchungshaft auf die Strafe hat das Gesetz bestätigt, 
wenn es sich um eine Gefängnissstrafe oder Versorgung in 
einer Zwangsarbeitsanstalt handelt, aber nur dann, wenn das 
Gericht das Minimum der Strafe ausspricht. Endlich ist die 
Strafprocessordnung in dem Sinn modificiert worden, dass der 
freigesprochene Angeklagte zu ganzer oder theilweiser Be- 
zahlung der Kosten kann verurtheilt werden, wenn er als 
Urheber der strafbaren Handlung erkannt ist; ebenso, wenn 
er entlassen ist als nicht strafbar wegen seines Alters, seiner 
geistigen Schwäche und dgl. 


Tit. XIV. Schluss- und Uebergangsbestimmungen. 
(Mittheilung von Hrn. Cantonsrichter Ch. Soldan.) 


172. Décret (du Gr. Cons. du c. de Vaud) modifiant l'art. 
135 de la loi sur l’organisation judiciaire. Du 17 août. (Rec. 
des Lois, LXXXIII, p. 584 8.) 

Compatibilität der Functionen eines Gemeindeschulrectors 
mit denen eines Bezirksgerichtspräsidenten, eines Bezirks- 
richters, eines Friedensrichters und eines Gerichtsschreibers. 
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Viehinspectoren und deren Suppleanten können Beisitzer und 
Suppleanten eines Friedensgerichts sein. 

173. Arrété (du Cons. d'Etat du c. de Vaud) firant les 
jours de séance des tribunaux et de leurs présidents, des juges 
et des justices de paix, ainsi que les jours et heures d'ouverture 
des greffes, et déterminant le costume des membres de ces autorités. 
Du 13 novembre. (Rec. des Lois, IXXXIII, p. 656 ss.) 

174. Règlement (du Trib. cant. du c. de Vaud) pour le 
Tribunal cantonal et ses sections. Du 22 décembre. (Rec. des 
Lois, LKXXIII, p. 842 ss.) 

175. Arrété (du Cons. d'Etat du c. de Vaud) firant le 
nombre et le traitement des employés du greffe du Tribunal 
cantonal autres que le greffier et son substitut. Du 5 août. 
(Rec. des Lois, LXXXIII, p. 510 8.) 

176. Verordnung (des Gr. Raths des C. Aargau) über 
kommissionelle Behandlung einzelner Geschäfte beim Obergericht. 
Vom 17. Mai. (G.-S., N. F. II, S. 160 £.) 

Ausführung eines Postulats der Verfassung Art. 53. Für 
Erledigung von weniger wichtigen Fällen stellt das Ober- 
gericht aus seiner Mitte jeweilen auf 2 Jahre 1. eine Com- 
mission für Zuchtpolizeifälle, 2. eine solche für Verwaltungs- 
streitigkeiten, 3. eine solche für Beaufsichtigung der Bezirks- 
gerichte und 4, eine für Controle der Geschäftsagenten auf. 
Die sub. 1 erledigt die Nichtigkeitsbeschwerden gegen zucht- 
polizeiliche Urtheile der Bezirksgerichte und der Gerichts- 
präsidenten, sowie die Recurse gegen solche Urtheile, die 
wegen fehlenden vollgültigen Beweises haben weitergezogen 
werden können, obschon sie in der Urtheilsbefugniss der 
betr. Richter gelegen haben. Die Commission sub 2 ent- 
scheidet bei Streitwerth bis auf Fr. 300. 

177. Reglement (des Landraths des C. Uri) für die Justis- 
behörden des Cantons Uri. Vom 31. März. es. gedr.) 

1. Festsetzung der Sitzungstage der Gerichte, der Sitz- 
und Marschgelder der Richter, allgemeine Pflichten der Richter 
und der Parteien (Ordnungsbussen für Trölerei). Alle appel- 
labeln Civilstreitfälle können im Einverständniss beider Par- 
teien direct vor das Cantonsgericht gebracht werden. Aen- 
derung des gesetzlichen Instanzenzugs überdies in einzelnen 
näher bestimmten Fällen (bei Verletzung der Amtsehre eines 
Gerichts, bei Wünschbarkeit schnellen Entscheids eines 
Gassengerichts und bei Schiedsgerichten). Hervorzuheben ist 
die alterthümliche Einrichtung des Gassengerichts bei Civil- 
streitigkeiten, wo wenigstens eine Partei ein Fremder ist 
und schneller Entscheid gewünscht oder den Umständen nach 
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geboten ist: ,Der Bezirksgerichtspräsident ruft alsdann 2 
bis 4 ehrenwerthe und unparteusche Männer zusammen, 
welche unter seinem Präsidium das Gassengericht bilden. 
Fürsprecher werden keine zugelassen.“ 2, Ordnung der Ge- 
richtsverhandlungen, Abstimmungsmodus. 3. Besondere Ver- 
richtungen der Gerichtspräsidenten, der Gerichtsschreiber 
(Abfassung der Urtheile), der Gerichtsweibel. 4. Aufsicht 
über die Rechtspflege (durch das Cantonsgericht, an welches 
auch Rechtsverweigerungsbeschwerden gehen und welches in 
Competenzconflicten zwischen untern Gerichtsbehörden ent- 
scheidet). Klagen gegen die Amtsführung des Cantonsge- 
richts gehen an den Landrath. Das Cantonsgericht kann 
Aufsichtscompetenzen der Justizcommission übertragen (Can- 
tonsgerichtspräsident und vier Richter). 5. Ausstand der Richter. 
Ein Anhang behandelt die besondern Grundsätze über 

das Strafverfahren: Ueberweisung der Straffälle an das Gericht 
durch den Regierungsrath oder durch den Staatsanwalt oder 
durch die Bezirksammänner, und zwar durch den Regierungs- 
rath bei allen Verbrechen und Vergehen, durch den Staats- 
anwalt oder die Bezirksammänner bei Polizeiübertretungen 
und leichteren Vergehen. Verhöramtliche Untersuchung bei 
allen Klagen, welche eine entehrende oder längere Arbeits- 
hausstrafe oder eine Einstellung im Activbürgerrechte zur 
Folge haben können. Vom Verhöramt gehen die Acten an 
den Regierungsrath, der sie nach Prüfung dem Staatsanwalt 
mit der Weisung zur Klagerhebung zustellt. Der Angeklagte 
muss persönlich vor Gericht erscheinen. Vertheidiger werden 
unvermögenden Angeklagten von der Polizeidirection bestellt. 
Die Bezirksgerichte als correctionelle Strafinstanzen dürfen 
Arbeitsstrafe von höchstens einem Jahr, nie eine Zuchthaus- 
strafe aussprechen. Die Anklage vor Gericht führt der 
Staatsanwalt; hat er aus den Acten die Ueberzeugung von 
der Unschuld des Beklagten gewonnen, so kann er Sistierung 
der Verhandlung unter sofortiger Kenntnissgabe an die 
Ueberweisungsbehörden verlangen. Nach ihm begründet die 
Civilpartei den Schadenersatzanspruch, hierauf folgt die 
Vertheidigung. Replik und Duplik finden in der Regel nicht 
statt, nur in schweren Fällen und „wenn der Vertheidiger 
die Schranken des Rechts und der Wahrheit verletzt.“ 
Competenzbestreitungen und Begehren um Actenergänzung 
sind vor den Hauptvorträgen anzubringen. Wird die Com- 
potenz vom (Gericht abgelehnt, so setzt der Staatsanwalt die 
eberweisungsbehörde davon in Kenntniss und citiert eventuell 
vor das als competent erklärte Strafgericht, insofern der 
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Entscheid über die Zuständigkeit nicht dem Cantonsgericht 
unterbreitet werden will. Bei Beschluss der Actenergänzung 
findet directe Rückweisung an das Verhöramt statt. Die 
Berathung des Gerichts ist geheim. Dasselbe ist nicht an 
die Anträge des Staatsanwalts gebunden, darf aber nicht auf 
blose Vermuthungen, Wahrscheinlichkeiten und Wahrneh- 
mungen hin, die in den Acten nicht enthalten sind, urtheilen. 
Verdachtsurtheile sind unzulässig, bei nichterwiesener Schuld 
muss Freisprechung erfolgen. Haben Angeklagte durch ihr 
Benehmen Veranlassung zur Untersuchung gegeben, so können 
sie auch bei Freisprechung doch zu den Kosten verurtheilt 
werden. Unverschuldete Untersuchungshaft ist durch den 
Staat angemessen gut zu machen. Das Gericht beurtheilt 
auch die Civilentschädigungsfrage, kann aber das Mass der 
Entschädigung, falls dieses nicht gehörig ausgemittelt ist, 
dem Civilrichter zur Festsetzung überlassen. Für Todes- 
urtheile sind ?/s der Stimmen erforderlich und die Appellation 
gegen solche tritt von Amtswegen ein. Alle Straturtheile, 
welche eine Geldbusse von Fr. 100 oder l4tägige einfache 
Gefangenschaft übersteigen, sind appellabel. Appellationsfrist 
8 Tage. Beschwerderecht des Beklagten bei ungebührlicher, ge- 
setz- und ordnungswidriger Behandlung seitens des Verhöramts, 
der Polizei oder der Gefangenwarte, beim Regierungsrath. 
Revisions- und Cassationsbegehren gehen an das Cantons- 
gericht; Revisions- oder Cassationsgründe sind Aufindung 
neuer Milderungs- oder Erschwerungsgründe (Revision) un 
unzweifelhafte Verletzung der Gesetze oder der gesetzlichen 
Formen, Bestechung eines Richters oder gewaltthätige oder 
verbrecherische Einwirkung auf die Urtheilsfällung (Cassa- 
tion). — Zeugnissablegung allgemeine Bürgerpflicht, ausser 
für Blutsverwandte bis zu den Geschwisterkindern, Ver- 
schwägerte, Verlobte und Ehegatten; Geistliche, Aerzte und 
Anwälte in Bezug auf Amts- und Berufsgeheimnisse. Per- 
sönliches Erscheinen und Beeidigung der Zeugen getordert. 
Auch Beeidigung der Sachverständigen. Die Urtheile sind 
durch die Vollziehungsbehörde zu vollstrecken. Geldbussen, 
sofern nach 3 Monaten nicht bezahlt, sind im Arbeitshause 
abzuverdienen. Suspension der Freiheitsstrafe bei bedenk- 
lichem Gesundheitszustande des Verurtheilten. Das Ver- 
mögen der Verurtheilten wird unter Vormundschaft gestellt 
und ihre Handlungsfähigkeit hört auf bis zur Rehabilitation, 
welche der Landrath zu erkennen hat. 

Zum Schluss noch ein ausführlicher Sporteltarif für das 
Justizwesen. 
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178. Loi (du Gr. Cons. du oc. de Vaud) sur la gendar- 
.merie. Du 26 novembre. (Rec. des Lois, LXXXIII, p. 
160 8. 

tri nur die (militärische) Organisation des Polizei- 
corps. 

179. Verordnung (von Landammann und Reg.-Rath des C. 
St. Gallen) über das Justizrechnungswesen und die Controlierung 
des Strafvollzugs. Vom 1. März. (G.-S., N. F. V, S. 107 ff.) 

In localpolizeilichen Straffillen liegt die Verrechnung 
und der Bezug der Bussen und Kosten denjenigen Behörden ob, 
welche die Straferkanntnisse erlassen haben. Die Bussen fallen 
in die Casse der betreffenden Gemeinde. Der Bezirksammann 
führt die Strafcontrole über die durch ihn gefällten polizei- 
lichen Urtheile und über sämmtliche correctionelle und cri- 
minelle Untersuchungen. In correctionellen Straffällen hat 
der Gemeindeammann die hierin erlaufenen Gebühren und 
Auslagen zu verzeichnen und den Untersuchungsacten beizu- 
legen. Der Bezirksammann hat nach Prüfung dieses Ver- 
zeichnisses die diesfallsigen Kosten und Gebühren in dem 
Kostenverzeichnisse aufzutragen. Ueber jede criminelle Unter- 
suchung legt der Bezirksammann ein specificiertes Kosten- 
verzeichniss an und übersendet dieses mit den Acten dem 
Staatsanwalt; letzterer überweist es nach Prüfung der Can- 
tonsbuchhaltung zur Buchung und Retournierung an den 
Bezirksammann zur Zahlung. Die Strafbehörden sollen im 
Kostendispositiv der Urtheile die sämmtlichen Kosten speci- 
ficiert aufführen. Die Bezirksgerichte und die Gerichtscom- 
mission übersenden die von ihnen gefällten Haupt- oder 
Vorurtheile spätestens innerhalb 6 Tagen dem Bezirks- 
ammann, Cantonsgericht und Cassationsbehörde dem Staats- 
anwalt. Der Bezirksanımann hat die von den Gerichten 
eingehenden correctionellen Urtheile in die Strafcontrole ein- 
zutragen und dieselbe mit den Acten dem Staatsanwalt zu 
übermitteln. Sofort nach der Genehmigungsanzeige hat der 
Bezirksammann den Vollzug der Strafe zu bewirken, falls 
sich die Verurtheilten nicht über Appellation oder ein anderes 
. gesetzliches Rechtsmittel ausweisen. Sind Geldstrafen un- 

erhebbar, so ist ein amtliches Armuthszeugniss einzuholen 
und auf Grund desselben die Umwandlung der Geldstrafe in 
Gefängniss nach gesetzlich bestimmtem Verhältniss anzu- 
ordnen. Alles das sehr ausführlich und ins Einzelne gehend. 

180. Kreisschreiben (des Justizdepartements des C. St. 
Gallen) an sämmtliche Untersuchungsbeamien und Gerichiscanz- 
leien des Cantons St. Gallen betreffend Einführung des neuen 
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Strafgesetzbuchs über Verbrechen und Vergehen v. 4. Jan. 1886. 
Vom 23. April. (Amtsbl. S. 193 ff.) 

Ordnet hauptsächlich die Einrichtung von sog. Zählcarten 
an, d. h. von Formularen, auf welchen jeder Straffall aus- 
zufüllen ist, behufs leichterer Herstellung der Zusammen- 
stellungen über das Strafrechtswesen. 

181. Reglement (du Cons. d'Etat du c. de Vaud) sur 
l'organisation, l'administration et le régime de la prison centrale 
(Chillon). Du 17 août. (Rec. des Lois, LXXXIII, p. 521 s.) 

182. Arrélé (du Cons. d'Etat du c. de Vaud) concernant 
une nouvelle réglementation du patronage des détenus libérés. 
Du 28 décembre. (Rec. des Lois, LKXXIII, p. 883 s.) 

Betrifft die Beaufsichtigung der auf Wohlverhalten aus 
der Strafanstalt oder aus Zwangsarbeitsanstalten Entlassenen. 
Hiefür besteht eine Commission unter Controle des Justiz- 
departements, der Staatsrath ernennt sie. Untercommissionen 
in jedem District, gebildet aus den Pfarrern desselben. 
Diese Commissionen überwachen den Entlassenen, suchen 
ihm Arbeit zu verschaffen und berathen ihn. Die Gemeinde 
des Entlassenen hat im Nothfall Unterstützung zu leisten. 

183. Reglement additionnel (de la Cour d'Appel et de 
Cassation du c. du Valais) modifiant les articles 12 et 27 du 
Règlement du 27 oct. 1880, concernant l'exécution de la loi sur 
l’organisation des tribunaux. Du 5 novembre; approuvé en 
Grand-Conseil le 24 novembre. (Placard.) 

N Vorschriften über die Protocollführung der Untersuchungs- 
richter. 

184. Modification (du Cons. d'Etat du c. de Genève) à 
l’Arrété du 1° avril 1881 concernant le Cabinet du Juge d’In- 
struchon. Du 2 novembre. (Rec. des Lois, LXXII, p. 376.) 

Dem Büreau des Instructionsrichters werden 2 Weibel 
beigegeben, jeder mit 2000 Fr. Besoldung. 

+ 185. Reglement für den Bezirksrath von Uri (von diesem 
selbst erlassen). Vom 17. November. (Bes. gedr.) 

Der Bezirksrath ist die Behörde des alten Urnerlandes 
(d. h. des jetzigen Cantons ausser Urseren) ftir Vormund- 
schaftswesen, Alp- und Almendcorporationsnutzung u. a., 
laut Verfassung. Dieses Reglement ist dem Landrathsregle- 
ment nachgebildet. 

186. a. Insiructions (de la Direction de la Justice du c. de 
Fribourg) aux Justices de Paix, Juges de Paix, Assesseurs, 
Greffiers et Huissiers. b. Circulaire (de la même) aux préfets. 
Du 31 juillet. (Impr. sép. Le circulaire dans le Bull. off. 
des Lois, LV, p. 220 ss.) 
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Ein Heft von 100 Druckseiten mit detaillierten An- 
weisungen für Inventarisierung von Mündelvermögen, Auf- 
stellung der Vormundschaftsrechnungen, Unterweisung der 
Vormünder hiezu, Anhalten des Ehemanns zu Versicherung 
des Frauenguts und Vorgehen bei Säumniss, Führung der 
Biicher und Protokolle in allen Sachen der streitigen und 
nicht streitigen Gerichtsbarkeit, gehörige Instandhaltung 
der Localitäten, Einhaltung der rechten Zeit für die Gerichts- 
sitzungen und Audienzen, Vergleichsverfahren, Zulassung der 
Vertheidiger, Versteigerung und Zuschlag gepfändeter Liegen- 
schaften und einiges Unwesentlichere. — Das an die Prä- 
fecten gerichtete Circular fordert diese zu genauer Ueber- 
wachung auf. 

187. Décret (du Gr. Cons. du c. de Neuchâtel) concernant 
l’inslitution d'un géomètre cantonal. Du 19 février. (Rec. des 
Lois, XV, p. 716 s.) 

Aufhebung der Districtsgeometer und Aufstellung eines 
cantonalen Geometers. Besoldung Fr. 3600. Die Gebühren 
bezieht der Staat. 

188. Reglement (des Reg.-Raths des C. Uri) für den Wild- 
hüter des urner'schen Jagdbannbezirkes. Vom 6. September. 
(Bes. gedr.) 

189. Décret (du Gr. Cons. du c. de Vaud) concernant 
l'organisation de l'administration forestière. Du 1° mars. (Rec. 
des Lois, LXXXIII, p. 30 ss.) 

Sechs Forstkreise unter je einem Kreisförster. Ober- 
behörde das Landwirthschafts- und Handelsdepartement. 

190. Reglement (des Reg.-Raths des C. Zürich) fur die 
Fischereiaufseher. Vom 17. April. (Off. G.-S., XXI, S. 270 £.) 

Der Kanton ist in vier Kreise getheilt, jeder unter einem 
Aufseher, für Controle der Ausübung der Fischerei gemäss 
neuem Fischereigesetze. Dieses Reglement schreibt einläss- 
lich die Pflichten der Aufseher vor. 

191. Verordnung (von Landammann und Rath des C. 
Glarus) erlassen in Ausführung des $ 2 der cantonalen Voll- 
siehungsbeschlüsse vom 3. Jan. 1883 zum eidg. Obl.-R. Vom 
14. April. (Amtsbl. Nr. 16.) 

Als die in Art. 248, s, 294, 3, 443, 1 und 463 vorge- 
sehene „zuständige Amtsstelle“ für Schatzungen, Expertisen 
u. dgl. wird der Schatzungspräsident der betreffenden po- 
litischen Gemeinde bezeichnet. Derselbe hat Anspruch auf 
Entschädigung für Mühwalt (Fr. 5 für einen ganzen Tag), 
wofür der das Begehren Stellende durch Baarhinterlage auf- 
zukommen hat. 
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192. Beschluss (des Reg.-Raths des C. Solothurn) über die 
cantonalen Ausführungsbehürden beireffend das Fabrikgesetz. 
Vom 12. Februar. (A. S. d. Ges, LX, 8. 4.) 

Die in Art. 4 des Ges. erwähnte Localbehörde ist der 
Ammann der Gemeinde des Etablissements. Die Oberämter 
sind die Behörde, welche die Durchführung des Gesetzes 
und der daherigen Verordnungen zu überwachen hat. 


193. Règlement (du Cons. d’Etat du c. de Fribourg) pour 
les examens des aspirants à l'exercice du barreau et du nolariat. 
Du 2 janvier. (Bull. off. des Lois, LV, p. 5 ss.) 

Schon in der vorjährigen Uebersicht (Bd. V, S. 490, Nr. 
188) berücksichtigt. 


194. Règlement (du Cons. d'Etat du c. du Valais) pour 
les examens des aspirants aux professions d'avocat et de procureur- 
recevreur. Du 11 juin. (Publ. sép.) 

Ergänzung einer Verordnung vom 13. Oct. 1883 über 
die Ausübung des Berufs als procureur und Anwalt. Examen- 
ficher für letztere: allgemeine Rechtslehre, römisches Recht, 
schweizerisches Bundes- und Cantonalstaatsrecht, eidg. Obl. -R., 
Walliser Civil-, Straf- und Processrecht. Wer im Examen 
durchfällt, wird vor Ablauf eines Jahres nicht wieder dazu 
admittiert; wer zweimal durchgefallen, überhaupt nicht mehr. 


195. Weisung (des Obergerichts des C. Basellandschaft) 
an die Bezirksgerichiscanzleien, betreffend Besorgung von Schuld- 
betreibungsgeschäften durch nichtpatentierle Geschäftsleute. Vom 
10. December. (Amtsbl. II, 8. 630 f.) 

Solche Personen müssen entweder eine Cession oder eine 
gehörige Vollmacht des Auftraggebers für jeden Betreibungs- 
schritt vorlegen. 


196. Verordnung (von Landammann und Rath des C. 
Glarus) betreffend Beglaubigung von Unterschriften durch Ge- 
meinde- und Slaatsorgane. Vom 3. Februar. (Amtsbl. Nr. 6.) 

Diese Beglaubigung ist in den Gemeinden Sache des 
Polizeiamts, in Ortschaften, wo kein solches besteht, des 
Gemeindepräsidenten, beim Staate Aufgabe der Regierungs- 
canzlei, Persönliches Erscheinen des Unterschreibenden ist 
nöthig, ausser für Firmenunterschriften, wenn die Firma 
beim cantonalen Handelsregisteramte niedergelegt ist. 


197. Beschluss (des Reg.-Raths des C. Solothurn) betreffend 
Legalisation von Heimatscheinen. Vom 18. September. (A. S 
d. Ges., LX, S. 20.) 

Die Legalisation der Unterschrift des Oberamtmanns 
durch die Staatscanzlei erfolgt erst, wenn die sämmtlichen 
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Requisite bezüglich Unterschriften des Ammanns, ev. des 
Gemeindeschreibers, und Siegelung erfüllt sind. 

198. Loi (du Gr. Cons. du c. de Vaud) sur l’organisation 
sanitaire. Du 13 mars. (Rec. des Lois, LXXXIII, p. 42 ss.) 

En sehr ausführliches Gesetz über Handhabung der 
Gesundheitspolizei (Ausübung des ärztlichen Berufs, des 
Apothekergewerbes, epidemische Krankheiten, Impfen, [Impf- 
zwang], Beerdigung, Viehseuchen, Schlachthäuser). Hiezu 
gehört ein arrêté du 6 avril sur le tarif des indemnités dues 
aux officiers de santé requis par les autorités judiciaires ou 
administratives (du Cons. d'Etat du c. de Vaud). Ibid. p. 270 s. 


199. Decret (des Gr. Raths des C. Aargau) zu Festsetzung 
der Besoldungen der Staatsbeamten. Vom 27. April, (G.-S., 
N. F. II, S. 144 f£.) 

Obergerichtsschreiber Fr. 3600, Staatsanwalt Fr. 4000, 
Bezirksgerichtspräsident Fr. 2400—3200, Gerichtsschreiber 
Fr. 2200—3000, Friedensrichter Fr. 350—600. Unterge- 
ordnete Beamte nach Verhältniss. 

200. Loi (du Gr. Cons. du c. de Neuchâtel) concernant la 
transformation des émoluments judiciaires en traitements fixes, et 
la forme des significations. Du 27 octobre. (Rec. des Lois, 
XVI. 

Boris die bisher auf Sporteln angewiesenen Hypotheken- 
buch- und Catasterführer, Gerichtsschreiber und Gerichtsweibel, 
— Für gerichtliche Zustellungen in Civilprocessen und Be- 
treibungen werden chargierte Briefe als regelmässige Form 
vorgeschrieben. Für dringende Fälle Abgabe im Domicil 
durch den Weibel. Eine Vollziehungsverordnung des Reg.- 
Raths zu diesem Gesetze ist am 25. März 1887 erlassen 
worden. 

201. Decreto (del Gran Cons. del e. del Ticino) concer- 
nente l’onorario dei sotto-Ispettori forestali. Del 22 maggio. 
(Boll. off. delle Leggi, N. S. XII, p. 90 8.) 

Die Besoldung tragen zu ?/s der Staat, zu !/s die Ge- 
meinden, Corporationen und Privateigenthümer der Waldungen 
des betr. Districts. 

202. Beschluss (des Reg.-Raths des C. Thurgau) beireffend 
Anwendung und Abgabe des neuen Distanzenzeigers für den Canton 
Thurgau. Vom 16. Juli. (Amtsbl. Nr. 59.) 

Berechnung der Reiseentschädigungen nach dem neu 
erstellten Distanzenzeiger in Kilometern. Gilt auch für die 
Rechtsanwälte. Er wird den Behörden unentgeltlich abge- 
geben. Dazu gehört 
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203. Beschluss (des Reg.-Raths des C. Thurgau) beireffend 
Berechnung der Reiseentschädigungen nach dem kilometrischen 
Distanzenzeiger. Vom 23. Weinmonat. (Amtsbl. Nr. 86.) 

Statt 70, resp. 50 Rappen per Wegstunde künftig 15, 
resp. 10 Rappen per Kilometer. 

204. Taxordnung (des Gr. Raths des C. Baselstadt) für 
die Verrichtungen des Waisenamis. Vom 10. Mai. (Ges.-S., 
XXI, 8. 310 £.) 

Die Bezeichnung „Taxordnung“ ist falsch. In Wahrheit 
ist es eine hohe Besteuerung der Mündelvermögen (durch- 
schnittlich 50 Cts. von Fr. 1000 Vermögen). Die Steuer 
wird jährlich bei Genehmigung der Vormundschaftsrechnung 
erhoben. 

205. Tarif provisoire (du Cons. d’Etat du c. de Vaud) 
des émoluments et des indemnités en maliere judiciaire, civile 
ei pénale. Du 17 juillet. (Rec. des Lois, LXXXIII, p. 425 ss.) 

206. Tarif provisoire (du même) des émoluments en matière 
de poursuite pour dettes et de faillite. Du 17 juillet. (Ibid. 
p. 489 ss.) 

Nothwendig gewordene Revision der Taxordnung in 
Folge Gerichtsorganisationsgesetzes. 

207. Tarif (du Gr. Cons. du c. de Neuchâtel) des frais 
de cadastre et d’hypothèques. Du 18 février. (Rec. des Lois, 
XVI.) 

208. Verordnung (von Landammann und Reg.-Rath des 
C. St. Gallen), Nachtrag zur Gebührenordnung vom 10. Febr. 
1875. Vom 13. Januar. (G.-S., N. F. V, 8. 99.) 

Betrifft die Gebühren im Cassationsverfahren. 

209. Arrété (du Cons. d'Etat du c. de Neuchâtel) concer- 
nant les frais des poursuiles exécutées par les huissiers spéciaux 
des préfectures. Du 16 février. (Rec. des Lois, XV, p. 715.) 

Die Kosten der Betreibung für Steuern und Militärtaxen 
sollen Fr. 1 betragen. Der Staat zahlt dem betreibenden 
Beamten nichts für erfolglose Betreibungen. 

210. Erweiterung (des Cantonsraths des C. Appenzell A. 
Rh.) des Sportelntarifs von 1880. Vom 15. November. (Amtsbl. 
I, S. 299 £.) 

Im Abschnitt ,Polizeiwesen“ wird den Polizisten für 
Verzeigung von Uebertretungen der Hausier- und Gewerbe- 
ordnung eine Prämie von Fr. 1—2 und für Entdeckung von 
Lotterie- und andern Vergehen eine solche von Fr. 3—5 
zuerkannt. 
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Litteratur über schweizerisches Recht 
vom Jahre 1886. 


I. Rechtagesetzgebung überhaupt. 
(Gesetzesausgaben.) 


1. Heusler, A. Schweizerische Rechtsgesetzgebung des Jahres 
1885, In dies. Zeitschr. N, F. V. 

2. Martin, A. Revue des faits les plus importants de la 
législation et de la jurisprudence survenus en Suisse en 1884 et 
1885. In der Revue de droit internat. Année 1886. 

3. König, K. G. Uebersicht der schweizerischen Bundes- 
und Cantonalgesetzgebung seit Einführung des schweiz. Obligationen- 
‚rechts, betreffend Handelsrecht, ln Goldschmidts Zeitschr. f. d. ges. 
Handelsrecht, Bd. 32 (n. F. 17). 

4, Hirzel, A. Die Bundesgesetze über das Obligationenrecht 
und die persönliche Handlungsfähigkeit. Textausgabe mit einleiten- 
den Bemerkungen, Auslegung der fremden und wissenschaftlichen 
Ausdrücke und einem alphabetischen Sachregister. Brugg, Fisch 
Wild & Co. 

5. Rossel, A. Gesetzliche Bestimmungen über den Verkauf 
von Kunstweinen in der Schweiz. Frauenfeld, J. Huber. 

6. Hotz, O. Verzeichniss der am 14. October 1886 ganz 
oder theilweise in Kraft stehenden, in die kantonal-zürcherischen 
offiziellen Sammlungen aufgenommenen Gesetze, Beschlüsse und 
Verordnungen des Cantons Zürich, mit alphabetischem Register 
hiezu, sowie zum Supplement und zu den wichtigeren gültigen Er- 
lassen im Amtsblatt und in der Bundesgesetzsammlung. Ober- 
rieden, Selbstverlag des Verf. 

7. Meyer, R. Das bürgerliche Gesetzbuch des Cantons Lu- 
zern, erläutert mit Berücksichtigung der Gerichtspraxis. Er b- 
recht. Zürich, F. Schultheß. 

8. Stierli, G. L. Zuchtpolizeigesetz und peinliches Straf- 
gesetz für den Canton Aargau, Aarau, H. R. Sauerländer. 
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II. Oeffentliches Recht 
(besonders Bundesrecht). 


9. Borel, E. Etude sur la souveraineté et l'Etat fédératif. 
Thèse de doctorat (univ. de Genève). Berne, Stämpfli. 

10. Hilty, K. Das Referendum im schweizerischen Staats- 
recht. Erster Theil: Geschichte. Im Archiv f. öffentl. R. v. La- 
band u. Stérk, II, 167 ff. 

ll. Soldan, Ch. Du recours de droit public au Tribunal 
fédéral. Etude de jurisprudence fédérale. In den Verhandl. des 
schweiz. Juristenvereins (8. Nr. 116) und in diese Zeitschr. N. F. V. 

12. Schoch, G. Der staatsrechtliche Recurs nach Bundes- 
recht. Referat auf dem Juristentag zu Schaffhausen. In den Ver- 
handl. desselben (s. Nr. 116) und diese Zeitschr. N. F. V. 

13. Carrard, A. Correferat in derselben Sache. In den 
Verhandl. des schweiz. Juristenvereins (8. Nr. 116). 

14. Du recours de droit public au tribunal fédéral. In Revue 
judiciaire Nr. 20. 

15. Du Chast. De l’inconstitutionnalité d’une loi fédérale. 
In Revue judiciaire Nr. 16 ss. 

16. Meili, F. Reflexionen über schweizerisches Postrecht. 
In dies. Zeitschr. N. F. V. 

17. Dupraz, A. et Correvon, E. La question des trains 
de nuit envisagée au point de vue juridique. Lausanne, Corbaz 
et Cie. 4°. 

18. Page, G. Offene Antwort auf die Frage des schweiz. 
Handels- und Industrievereins betr. die Ausdehnung der Haftpflicht 
und die Einführung einer abligatorischen Arbeiterunfallversicherung. 
Zürich, Orell Füßli & Cie. 

19. Scherrer, H. Die obligatorische Unfallversicherung. 
Referat. Zürich, Conzett. 

20. La question de la participation de la Confédération à 
l'assurance contre la grêle. Berne, M. Fiala. 

21. Zeerleder, A. Ueber die Rechtsverhältnisse der katho- 
lischen Pfarrei in Bern. In Zeitschr. d. Bern. J.-V. XXII. 

22. Polari, G. Il nostro diritto pubblico ecclesiastico. 
Bellinzona, C. Salvioni. 

23. Nessi, F. Les rapports de l'Eglise et de l’Etat au Tessin. 
In Journ. des trib. Nr. 1 et 11. 

* 24. König, K. G. Conflicte der Ehegesetzgebung. In dies. 
Zeitschr. N. F. V. 

25. Müller, E. Zur Frage der EheschlieBung in der Schweiz. 

In dies, Zeitschr. N. F. V. 
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26. Droit international sur le mariage et le divorce. In 
Journ. des trib. Nr. 38. 

97. Roguin, E. Du régime matrimonial des Suisses mariés 
en France et du tribunal compétent pour déterminer les effets 
juridiques de ce régime. In Journ. du droit internat. privé, année 
13 (1886), p. 404 et 557. 

28. d’Orelli, A. La deuxième conférence internationale pour 
la protection des oeuvres littéraires et artistiques, réunie à Berne 
du 7 au 18 sept. 1885. In Revue de droit internat. XVIII. 

29. Droz, N. Deuxième conférence diplomatique de Berne 
dans le but de constituer une union pour la protection des oeuvres 
littéraires. In Journ. du droit internat. privé 12° année. 

30. Droz, N. Additions à la Convention internationale de 
1883 pour la protection de la propriété industrielle et Règlement 
d’exécution proposés aux Gouvernements par la Conférence de Rome 
en 1886. In Journ. du droit internat. privé, 13° année (1886) 
p. 257. 


XXI. Civilrecht. 
A. Bundesgesetze berührend. 


Obligationenrechi : 


31. Gilliéron, Ch. Manuel du droit fédéral des Obligations 
de Haberstich traduit. Moudon, J. Martin. 
Haberstich, J. Handbuch des schweiz. Obl.-R. Bd. II, Thl. 2, 
i. J. 1886 erschienen, aber von 1887 datiert, gehört daher in die 
nächstjährige Uebersicht. 


32. Stöcklin, E. Essai sur la collision, dans l’ordre du 
temps, entre le droit abrogé et le droit nouveau selon le Code 
federal des Obligations. In Revue judiciaire Nr. 1 ss. (Forts. v. 
Nr. 24 der vorjährigen Litteraturübersicht.) 

33. Flammer, A. Essai sur les limites du Code fédéral 
des Obligations. Genève, Impr. centr. Genev, 

34. Carlin, G. Erörterung von Art. 882 Abs. 3 des schweiz. 
O.-R. (Übergangsbestimmungen). Vom schweiz. Juristenverein ge- 
krönte Preisschrift. Basel, C. Detloff. 

35. Stooss, K. Ueber das Verhältniss der civilrechtlichen 
Haftbarkeit nach Art. 50 ff. des schweiz. O.-R. zum kantonalen 
Strafrechte, insbesondere bei Pressäelicten. Referat auf dem Juristen- 
tag zu Schaffhausen. In Nr. 116 (Verhandlungen etc.) und diese 
Zeitschr. N. F. V. 

36. van Muyden, B. Correferat in derselben Sache. Ebenda. 
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37. Ernst, E. Art. 54 und 55 des schweiz. O.-R. In kathol. 
Schweizerblätter, Jahrg. 2 (1886). 

38. Nessi, F. La situation de la presse vis-à-vis du Code 
des Obligations (Art. 65). Im Journal des tribunaux Nr. 26. 

39. Bieder, A. Die Haftung für fremde unerlaubte Hand- 
lungen nach dem schweiz. O.-R. In dies. Zeitschr. N, F. V. 

40. Stöcklin. De la responsabilité des actes illicites com- 
mis par autrui, selon le Code des Obligations. In Revue judiciaire 
Nr. 21 ss. 

41. De la responsabilité civile du détenteur de l’animal et du 
propriétaire du bâtiment: C. O. Art. 65—68. In Revue judiciaire 
Nr. 7 ss. 

42. Schindler, F. Ueber das Riicktrittsrecht bei zweiseitigen 
Schuldvertrigen nach Art. 122—125 des eidg. O.-R. Zürcher 
Doctordissertation. 

43. Attenhofer, K. Der Gegenstand der Cession nach 
schweiz. O.-R. mit besonderer Berücksichtigung des heutigen ge- 
meinen Rechts. In dies. Zeitschr. N. F. V. Fortsetzung von Nr. 31 
der vorjährigen Litteraturübersicht. 

44. Gebhardt, K. Commandite und stille Gesellschaft und 
Untersuchung der Frage: Ob die stille Gesellschaft nach schweiz. 
Gesetzgebung rechtlich möglich sei. Berner Doctordissertation. 
Luzern, J. Burckhardt. 

45. Lehmann, H. O. Lehrbuch des deutschen Wechsel- 
rechts. Mit Berücksichtigung des österreichischen und des Schwei- 
zerischen Rechts. Mit einer Tabelle: Schematische Uebersicht 
der Wechseltheorien. Stuttgart, F. Enke. 

46. Bachmann, D. Ueber zwei Anwendungsfälle des O.-R. 
auf das cantonale schwyzerische Recht. In dies. Zeitschr. N. F. V. 


Eherecht: 

47. Weber, J. Die kanonischen Ehehindernisse sammt Ehe- 
scheidung und Eheprocess, mit Berücksichtigung der staatlicher 
Ehehindernisse in Deutschland, Oesterreich und der Schweiz. 
Ein vollständiges practisches Eherecht für den Curatclerus in 
Deutschland, Oesterreich und der Schweiz. 4. Aufl. Freiburg i. B., 
Herder. 

48. Meyer v. Schauensee, P. Legitimatio per subsequens 
matrimonium. In Zeitschr. des Bern. J. V. XXII, 

S. auch oben Nr. 24—27. 
Markenschutz: 

49. Gans, H. Etude sur la protection légale des inventions 
et des dessins et modèles industriels. Thèse de doctorat de l’univ. 
de Genève. Genève, Ch. Schuchardt, 
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B. Cantonalrecht. 

50. Huber, E. System und Geschichte des schweizerischen 
Privatrechts. Bd. I. Basel, C. Detloff. 

51. Rossel, V. Manuel du droit civil de la Suisse Romande 
(Cantons de Genève, Fribourg, Neuchâtel, Tessin, Vaud, Valais et 
Berne [Jura Bernois]), suivi d’an abrégé portant sur le droit com- 
mercial et la procédure. Bâle, H. Georg. 

52. Lehmann, K. Die elterliche Gewalt im Vermögensrechte 
des heutigen Europa. In Iherings Jahrbüchern f. d. Dogmatik des 
heut. Pr. R. XXV (n. F. XIII). Bespricht auch einläßlich die 
schweiz. Cantonalrechte. 

53. König, K. G. Zur Auslegung des Gesetzes v. 26. Mai 
1848 (Weibergutsempfangsschein). In Zeitschr. d. Bern. J. V. XXII. 

54. Zur Frage der Alimentenklage aus der Schadenersatz- 
pflicht. In Zeitschr. d. Bern. J. V. XXII. 

55. Handlungsfähigkeit der ledigen Mutter nach bernischem 
Rechte. In Zeitschr. d. Bern. J. V. XXII. 

56. König, K. G. Zu Satz. 325 des C. G. B. (Bestellung 
eines außerordentlichen Beistandes für Bevormundete oder Bevog- 
tete). In Zeitschr. d. Bern. J. V, XXII. 

57. Zeerleder, A. Collationspflicht bei Erbtheilung, Vor- 
empfang oder Schuld. In Zeitschr. d. Bern. J. V. XXII. 

58. Meyer v. Schauensee, P. Zur Revision der Gesetz- 
gebung über die Grundcreditverhältnisse im Canton Luzern. In 
Zeitschr. d. Bern. J. V. XXII. 

59. Des sociétés de fromageries et des caisses d’épargnes 
communales. In Revue judiciaire, Nr. 23 ss. 

60. Rossel, V. La caisse hypothécaire et les communes 
municipales. In Zeitschr. d. Bern. J. V. XXII. 

61. La loi sur les droits réels (de Vaud), Im Journal des 
tribunaux, Nr. 42. 

62. Nessi, F. L'autorisation de la femme qui s’oblige pour 
son mari (Genève). Im Journal des tribunaux, Nr. 32, 33 und 36. 

Nur nebensächlich ist schweizerisches Recht berücksichtigt in fol- 
enden 3 Dissertationen: 

63. Miri, H. Das Recht an der Wasserquelle. Berner Doctordisser- 
tation. Bern, Haller-Goldschach. 

64. Hornstein, Ch. L'’inaliénabilité de la dot. Thèse de doctorat 
de l’univ, de Genève. Porrentruy, L. Prêtre. 

a 


65. Covelle, A. L. De la preuve et de la présomption de décès, 
Thèse de doctorat de l’univ. de Genève. Genève, B. Soullier. 


66. (Martin, A. J. et Le Fort, Ch.) Jurisprudence Gene- 
voise. Extraits des jugements et arréts du Tribunal civil et de 


la Cour de Justice de 1815 à 1863. Livre I et II du Code civil. 
Genève, J. Jullien. Beilage zur Semaine judiciaire. 
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IV. Civilprocess 
(inbegriffen Schuldbetreibung und Concurs). 


67. Grivet, C. Loi fédérale sur la poursuite pour dettes et 
la faillite. In Revue judiciaire, Nr. 1 ss. 

68. Della legge federale sulla procedura esecutiva per debiti 
e sui fallimenti. In Repert. di giurispr. patr. p. 225 ss. 

69. Leupold, E. Betreibung auf Pfindung oder Betreibung 
auf Concurs? Referat gehalten in der Section Zofingen des Vereins 
schweizerischer Geschäftsreisender. Olten, Gebr. von Arx Nachf. 

70. Stöcklin, E. L'art. 226 (4° classe) du projet de loi 
sur les poursuites et la faillite (Weibergutsprivileg). In Revue 
judiciaire, Nr. 12 ss. 

71. Hafner, H. Das Rechtsmittel der Anrufung des Bundes- 
gerichts in Civilstreitigkeiten. Nachtrag und Erwiderung. In dies. 
Zeitschr. N. F. V. 

72. Zeerleder, A. Ueber Cassation von Civilurtheilen durch 
den Bernischen Appellations- und Cassationshof von Amtes wegen. 
In Zeitschr. d. Bern. J. V. XXII. 

73. König, K. G. Zum Bernischen Paternitätsprocess. Er- 
füllangseid der Klägerinn, wenn der Beklagte ein Ehemann ist. 
In Zeitschr. d. Bern. J. V. XXII. 

74. Stooss, K. Im Adhäsionsprocesse darf der Civilbeklagte 
nicht einer strafbaren Handlung schuldig erklärt werden. In Zeitschr. 
d. Bern. J. V. XXII. 

79. Gerichtsferien und Rechtsstillstinde. In Zeitschr. d. Bern. 
J. V. XXII. 

76. Interpretazioni dell’ art. 135 del Codice di Procedura Ci- 
vile Ticinese sulla cauzione del giudizio. In Repert. di giurispr. 
patr. p. 585 ss. 


V. Strafrecht. 


77. Gretener, X. Zum Entwurfe eines Militàrstrafgesetz- 
buches fiir die schweiz. Eidgenossenschaft. Bern, M. Fiala. 

78. Das Strafgesetzbuch fiir den Canton Ziirich nebst dem 
Gesetz betr. den Vollzug der Freiheitsstrafen und dem Gesetz betr. 
den Wucher. Für Juristen und Nichtjuristen besonders auch für 
(reschworene erläutert durch Dr. Rudolf Benz, Redactor des Ge- 
setzes. Zweite, mit Berücksichtigung der Gerichtspraxis vollständig 
umgearbeitete Aufl. von Dr. Emil Zürcher, Oberrichter in Zürich. 
Zürich, F. Schulthess. 

79. Gretener, X. Der Thatbestand der Päderastie nach 
dem luzernischen Strafgesetzbuch. Zeitschr. d. Bern. J. V. XXI. 





Strafrecht. Rechtsorganisation. Rechtsgeschichte. 443 


80. Lauterburg, W. Die Eidesdelicte. Historisch-kritische 
Studie mit besonderer Beziehung auf das Strafrecht der Schweiz. 
Berner Doctordissertation. Bern, Schmid Francke u. Cie. 


VI. Rechtsorganisatien. 


81. Huber, E. Das Friedensrichteramt und die gewerb- 
lichen Schiedsgerichte im schweizerischen Rechte. Bericht zu Handen 
des Justizdepartements des C. Baselstadt. Basel, B. Schwabe, 

82. Grivet, C. Le préposé aux poursuites et faillites. In 
Revue judiciaire, Nr. 14. 

83. Nessi, F. Les lois neuchâteloises sur les communes. 
In Journal des tribunaux, Nr. 15. ' 


VII. Rechtsgeschichte. 


81. Ernst, E. Geschichte des Urheberrechts mit specieller 
Beziehung auf die Schweiz. In Monatrosen XXX. 

85. v. Gonzenbach, A. Ueber die Rechtsbeständigkeit des 
Schiedsrichterspruehs von Lausanne vom 30. Oct. 1564. Im Archiv 
des histor. Vereins des C. Bern, XI. 

86. Wyrsch, J. Regesten des ,rothen Biichleins“ zu Beggen- 
ried (Protokolle der Genossencorporation Beggenried). In Beitràgen 
zur Geschichte Nidwaldens, Heft 1. 

87. Odermatt, A. Giiltengesetz in Nidwalden vom Jahre 
1432. Text und zwei Urkunden. Ebenda, Heft 2. 

88. Blättler, F. Die ersten Uerthegesetze in Hergiswyl. 
Ebenda, Heft 2. 

89. Vischer, W. Ein Streit des Raths zu Basel mit dem 
Deutschen Hause 1478. In Beiträge zur vaterländ. Gesch. her- 
ausg. von der histor. Gesellsch. zu Basel, N. F. II Heft 3. (Be- 
trifft Auslieferung eines in die Freiheit des Deutschen Hauses ge- 
flüchteten Verbrechers.) 

90. Rochholz, E. L. Die Homberger Gaugrafen des Frick- 
und Sisgaues. Mit einem Aufriss der Burgruine. Aarau, Sauer- 
länder. Juristisch besonders zu bemerken der letzte Abschnitt: 
der Wielstein in den Frick- und Sisgauer Grenzalterthümern von 
1322 — 1594. 

91. v. Salis, L. R. Beiträge zur Geschichte des persön- 
lichen Eherechtes in Graubünden. Basel, C. Detloff. 

92. Pupikofer, J. A. Geschichte der alten Grafschaft 
Thurgau mit Inbegriff der Landschaften und Herrschaften Kyburg, 
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Thurgau, Abtei und Stadt St. Gallen, Appenzell and Toggenburg, 
von den ältesten Zeiten an bis zum Uebergang der Landeshoheit 
an die Eidgenossen. Neue Bearbeitung, revidirt herausg. v. J. 
Strickler. Frauenfeld, J. Huber. 

93. Fazy, H. Procédures et documents du XVI° siècle 
(1546— 1547). In Mémoires de l’Institut national Genevois, XVI. 
Genève, H. Georg. 

Ueber die darin behandelten Processe s. auch 
94. Nessi, F. Les procès d’hérésie au XVI° siècle. In 


Journal des tribunaux, Nr. 43. 


VIKI. Rechtsquellen. 


95. Rettig, Die Urkunden des Jetzerprocesses. Im Archiv 
des histor. Vereins des C. Bern, XI. 

96. Denier, A. Urkunden aus Uri 1196—1372. In Ge- 
schichtsfreund der V Orte, XLI. (Eine auch juristisch interessante 
vollständige Sammlung der in Uri befindlichen Urkunden.) 

97. Wagner, R. und v. Salis, L. R. Die Rechtsquellen 
des C. Graubünden: Rechtsquellen des Zehngerichtenbundes, Forts. 
In dies. Zeitschr. N. F. V. | 

98. v. Salis, L. R. Die Rechtsquellen des C. Graubünden: 
Rechtsquellen des Gotteshausbundes, Einleitung und Uebersicht. 
In dies. Zeitschr. N. F. V. 

99, v. Jecklin, C. Urkunden zur Verfassungsgeschichte 
Graubündens. 3. Heft bis z. J. 1814. Als Forts. v. Mohrs Codex 
diplomaticus Bd. V. Chur, Hitz. 

100. Thurgauisches Urkundenbuch, Bd. 2 Heft 4 Schafl- 
hausen. Forts. v. Nr, 78 der Litteraturübersicht v. 1883 (Diese 
Zeitschr. N, F. III). 

101. Birlinger, A. Weisthum von Pfinn im Thurgau. In 
sAlemannia“, Jahrg. 14. 

102. Un regolamento di pesca per il Lago Maggiore dell’anno 
1490. In Bollettino storico della Svizzera Italiana, anno VIII, 
Nr. 5. 


103. Amtliche Sammlung der älteren eidgenössischen Abschiede, 
Bd. IV Abth. 1, e (1549 —1555), bearb. v. Karl Deschwanden. 
Luzern, Meyer. 

104. Amtliche Sammlung der neueren eidgenössischen Ab- 
schiede: Repertoriam der Abschiede der eidgenöss. Tagsatzungen 
aus den Jahren 1803—1813. 2. Aufl. bearb. v. J. Kaiser. Bern, 
K. J. Wyss. 
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105. Amtliche Sammlung der Acten aus der Zeit der helve- 
tischen Republik (1798—1803). Im Anschluss an die Sammlung 
der älteren eidgenöss. Abschiede herausg. auf Anordnung der Bundes- 
behörden, bearb. v. J. Strickler. Bd. I Oct. 1797—Ende Mai 1798. 
Bern, StAmpfli. 


106. Schweizerisches Idiotikon. Heft 10 und 11. Frauenfeld, 
J. Huber. 


IX. Zeitschriften und Verwandtes. 


107. Diese Zeitschrift, neue Folge Bd. V (Bd. 27). Nebst 
Beilageband: Revue der Gerichtspraxis im Gebiete des Bundes- 
civilrechts, Bd. IV. 

108. Zeitschrift des Bernischen Juristenvereins, herausg. v. A. 
Zeerleder. Bd. XXII. Bern. 

109. Repertorio di giurisprudenza patria. Serie II anno 6. 
Bellinzona, Colombi. 

110. Revue judiciaire. Journal des tribunaux Suisses et de 
législation (réd. par les notaires Rochat et Allamand). 3° année. 
Lausanne. | 

111. Journal des tribunaux, revue de jurisprudence. Tome 34. 
Lausanne. : 

112. La Semaine judiciaire. Journal des tribunaux. 8° année. 
Genève. 

113. Schweizerische Blätter für handelsgerichtliche Entschei- 
dungen (herausg. v. Gossweiler und Goll). Bd. V. Zürich, Orell 
Füssli & Cie. 

114. Der Gerichtssaal. Wochenblatt für Civil- und Straf- 
rechtspflege, herausg. v. G. Wolf. Jahrg. 2. Zürich. 

115. Monatsblatt für Bernische Rechtsprechung, herausg. v. 
bernischen Juristen; Redactor K. Jahn, Staatsanwalt, Jahrg. 3. 
Bern, W. Büchler. 


116. Verhandlungen des schweizerischen Juristenvereins 1886. 
Heft 1—4 enthaltend die Referate, die Correferate und das Pro- 
tokoll der Jahresversammlung. Alles mit Ausnahme des Correferats 
von A. Carrard (oben Nr. 13) auch in dies. Zeitschr. N. F. V. 

117. Verhandlungen des Bernischen Juristenvereins über den 
Entwurf eines Bundesgesetzes über Schuldbetreibung und Concurs. 
In Zeitschr. d. Bern. J. V. XXII. 
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Brunner, Heinrich. Deutsche Rechtsgeschichte. Erster Band 
Leipzig, Duncker u. Humblot 1887. (Zweite Abth. erster 
Theil erster Band des Systematischen Handbuchs der Deut- 
schen Rechtswissenschaft, herausgeg. von Dr. K. Binding.) 
Eine den heutigen Ansprüchen und Bedürfnissen genügende 

Darstellung der deutschen Rechtsgeschichte ist in vielen Kreisen 

bisher schwer vermisst worden; in hohem Mass haben auch wir 

in der Schweiz jeweilen bei Studien über schweizerische Rechts- 
geschichte den Mangel eines Werkes empfunden, das durch griind- 
liche Erörterung der allgemeinen deutschen Rechtsentwicklung der 

Specialforschung das Anknüpfen an die Anschauung eines weitern 

und umfassenderen Gesichtskreises hätte vermitteln können. Dem 

Mangel wird jetzt abgeholfen durch zwei Werke, die beide mit 

Freude zu begrüssen sind, das genannte von Brunner, und das 

Lehrbuch der deutschen Rechtsgeschichte von R. Schröder. Was 

das letztere, bedeutende und sehr bemerkenswerthe Buch betrifft, 

so liegt es jetzt erst in der ersten Lieferung vor, und der Schluss 
ist auf den Herbst in Aussicht gestellt, daher wir eine Besprechung 
des Ganzen auf diese nicht ferne Zeit versparen. Der erste 

_ Band des Werkes von Brunner behandelt die germanische Zeit 

und von der fränkischen die „allgemeine Rechtsgeschichte, wo- 

runter verstanden sind die wirthschaftlichen Zustände, die Sippe- 

gliederung und Verwandtschaftsverbinde und ihre Stellung im 

Rechte, die gesellschaftlichen, besonders die Standesverhältnisse 

und dann namentlich die Rechtsbildung und die Rechtsquellen. 

Der allgemeine Eindruck, den das Buch macht, ist der einer voll- 

ständigen und absoluten Beherrschung des weitschichtigen Quellen- 

materials neben einer ebenso hervorragenden Kraft der Gestaltung 
zu einem lebendigen Bilde und einer massvollen Beurtheilung und 
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doch scharfen Durchdringung des oft dunkeln und schwierigen 
Stoffes. Dazu kommt eine einfache schlichte Sprache bei höchst 
präciser Fassung des Ausdrucks, so dass sich das Buch sehr 
angenehm liest und man nirgends den Eindruck hat, dass etwas 
knapper oder ausführlicher hätte behandelt werden sollen. Wie 
schön sind, um nur \Weniges hervorzuheben — und es ist fast 
nicht angemessen aus dem gleichmässig Beachtenswerthen noch 
Besonderes auszuscheiden — die Paragraphen über das Germanen- 
thum im römischen Reich, über die Sippe, über Fehde und Busse, 
über Friedlosigkeit und Opfertod, über das Personalitätsprincip. 
Mit grosser Vorsicht ist das Bild der germanischen Zeit entworfen, 
nichts, was erst durch Hineintragung aus Quellen späterer Zeit 
verwerthbar wäre, sondern blos das in gleichzeitigen Quellen Be- 
zeugte ist berücksichtigt. Dadurch erhält auch die Darstellung 
so sehr den Stempel der Wahrheit. — Ein directer Gewinn für 
die schweizerische Rechtsgeschichte Jiegt in der ausführlichen Be- 
handlung der Volksrechte; bezüglich der Entstehung und der 
Bedeutung der lex Burgundionum ist aus dem vielen darüber Ge- 
schriebenen das heutige Resultat klar und übersichtlich dargestellt, 
und für die lex Alamannorum ist das schon in den Abhandlungen 
der Berliner Academie 1885 von Brunner ermittelte Ergebniss 
der Redaction durch Herzog Lantfried hier, an zugänglicherem 


Orte, recapituliert. — Wir empfehlen dieses Buch unserem Leser- 
kreis als ein rechtsgeschichtliches Werk ersten Rangs. 
Heusler. 


Rechtsgutachten der Herren Ständerath Dr. K. Hoffmann, Für- 
sprech in St. Gallen, und Bundesrichter Dr. H. Hafner in Lau- 
sanne über die Rechtsnatur der appenzell-ausserrhodischen 
Zedel, deren faustpfändliche Verwendung und Amortisation, 
sowie über die Verpfändung und Amortisation der grund- 
versicherten Forderungen überhaupt. 

Auf diese, vom Regierungsrath des C. Appenzell A.-Rh. ein- 
geholten Gutachten machen wir wegen der besonders interessanten 
und wichtigen Frage aufmerksam, ob die Verpfändung grundver- 
sicherter Forderungen unter dem eidg. O.-R. oder unter Cantonal- 
recht stehe. Hoffmann entscheidet sich in sehr kurzer Motivierung 
für Geltung des eidgenössischen Rechts (Art. 215 O.-R.), Hafner 
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gelangt auf Grund einer sehr sorgfältigen und scharfsinnigen De- 
duction zumal aus Art. 198 O.-R. heraus zu dem entgegengesetzten 
Resultat. Wir halten diese letztere Ansicht für die richtige, und 
möchten noch besonders hervorheben, was Hafner am Schlusse 
seines lehrreichen Gutachtens geltend macht, dass das Gesetz 
uns nicht gegeben ist, damit wir uns in das knechtische 
Joch des Buchstabens spannen lassen, sondern damit wir es 
seinem Sinn und Gedanken nach erfüllen. Ein Gesetz aber. 
das für die Cession und für das Erlöschen grundversicherter 
Forderungen und für grundversicherte Darleihen (0.-R. Art. 130. 
198, 337) das cantonale Recht vorbehält, wird für die Ver- 
pfändung kaum das Gegentheil beabsichtigt haben. Das ist einer 
der Fälle, wo die Gerichte die Aufgabe haben, das Gesetz weiter 
zu entwickeln und auszubauen, wie es in der Erôffnungsrede von 
Speiser auf dem Juristentage zu Lausanne 1884 so richtig ist 
ausgesprochen worden (diese Zeitschr. N. F., III, S. 642). Das 
Rechtsgutachten von Hafner giebt hiefür eine treffliche Wegleitung. 
Es wird übrigens einem mehrfach geäusserten Wunsche entsprechend 
der betreffende Abschnitt des Gutachtens im nächsten Hefte (dem 
Schlussheft) dieses Bandes abgedruckt werden. Heusler. 
Pilicier Charles. Le divorce et la séparation de corps en droit 
international privé. Dissertation présentée à l’Académie de 

Lausanne. Lausanne, Georges Bridel 1887. 303 pp. 

In einem ersten Abschnitt stellt der Verfasser vorliegender 
Schrift eine summarische Uebersicht der Ehescheidungsgriinde und 
Ehetrennungsgriinde (séparation de corps) der verschiedenen Gesetz- 
gebungen zusammen und sucht sodann seine Auffassung dieser Ge- 
setzesbestimmungen als sog. statuta personalia zu begriinden. Ein 
zweiter Abschnitt behandelt das Ehescheidungs- und Ehetrennungs- 
recht von Frankreich, der Schweiz, von Italien, Belgien, England. 
Schottland und Nordamerika, Deutschland, Oesterreich, Schweden 
und Russland in Hinsicht auf deren internationale Wirksamkeit, 
d. h. hinsichtlich der Frage der Scheidung und Trennung auslän- 
discher Ehegatten im Inland und inländischer Ehegatten im Aus- 
land. Der dritte Abschnitt erörtert dieselbe Frage de lege ferenda 
(droit désirable), und zum Schluss bespricht der Verf. das Ver- 
hältnis der Scheidung zur Naturalisirung (affaire Bauffremont). Die 
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Arbeit verdient das Lob, das ihr zu Gebote stehende Material 
ziemlich vollständig und gewissenhaft verwerthet zu haben; wer 
sich demnach mit den diesbezüglichen Fragen beschäftigt, wird mit 
Nutzen das Buch konsultiren. 

Die Untersuchung über das schweiz. Recht umfasst die Seiten 
93—155 und beschäftigt sich namentlich mit dem Art. 56 des 
schweiz. Ehegesetzes. Die Trennung der Competenzfrage (d. h. 
der Zulässigkeit des inländischen Scheidungsurtheils in Sachen aus- 
ländischer Ehegatten und vice versa) von der Frage des auf den 
Rechtsstreit anzuwendenden Rechtes nimmt der Verf. zum richtigen 
Ausgangspunkt seiner Untersuchungen. Die prinzipielle Kompetenz 
der schweiz. Gerichte über ausländische Ehegatten ergiebt sich 
aus Art. 43 in Verbindung mit Art. 56 und diejenige ausländischer 
Gerichte über schweizerische Eheleute aus dem Art. 43 Abs. 2. 
Es frägt sich, könnte ein kantonales Prozessgesetz die Kompetenz 
ausländischer Gerichte über schweiz. Eheleute ausschliessen und 
demnach aus diesem Grunde einem ergangenen Scheidungsurtheile 
die Exekution verweigern? Im Sinne der Bejahung dieser Frage 
spricht sich die Praxis der Genfergerichte (p. 137, vgl. auch Revue 
IV p. 36) aus, ebenso ein baselstädtisches Urtheil vom 21. Nov. 
1883. Eine solche Praxis und Gesetzgebung halte ich bundes- 
rechtlich für unzulässig, weil Art. 43 die Kompetenz der schweiz. 
Gerichte in Ehesachen festsetzt und zwar so, dass Art. 43 aus- 
schliesslich massgebend ist, der kantonalen Gesetzgebung also keine 
Normirungsbefugnis mehr zusteht. Daraus folgt, dass schweizerische 
Ehegatten, welche ihren Wohnsitz nicht in der Schweiz haben 
und welche von der Möglichkeit der Anrufung des schweiz. Richters 
gemäss Art. 43 Abs. 2 keinen Gebrauch machen, vor einem ausländi- 
schen kompetenten Gericht einen Scheidungsprozess anheben können. 

Der Verf. spricht sich gegen die Praxis des Bundesgerichtes 
aus, nach welcher vom schweizerischen Richter in allen Scheidungs- 
sachen nur die Vorschriften des schweiz. Rechtes berücksichtigt 
werden. Das Bundesgericht stützt seine Ansicht namentlich auf den 
Umstand, dass dieselbe in der Litteratur die herrschende ist, und 
begründet sie mit der Verweisung auf den streng positiven Cha- 
rakter der Gesetzesvorschriften über Ehescheidungen, wodurch die 


Anwendung fremden Rechtes ausgeschlossen sei: Rücksichten auf 
Zeitschr. für schweizerisches Recht. Neue Folge VI. 29 
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semeine Öffentliche Interesse etc. (ordre et intérêt public, 
publique, bonnes mœurs) gestatten blos die Anwendung des 
hen Rechtes (b.-g. E. VIII 825, XII 435, V 265). Der 
ill dagegen auch in Ehescheidungssachen das nationale 
ils das statutum personale angewendet wissen; er polemisirt 
nrufung des intérêt und ordre public, welche die Anwendung 
onalen Rechtes ausschliessen sollen. Es ist aber zu be- 
dass der Verfasser gerade wie Laurent, der überhaupt 
ossen Einfluss auf die Ansichten des Verf. gehabt hat, die 
3 des intérêt public u. s. w. nicht vollständig aus den 
ler Bestimmung des anzuwendenden Rechtes eliminirt; in- 
esteht m. A. eine gewisse Inkonsequenz in den Raisonne- 
s Verf. — Ob aus Art. 56 geschlossen werden darf, dass der 
Gesetzgeber die Anwendung des nationalen Rechts in Ehe- 
ınktioniren wollte, wie Verf. dies thut, scheint mir zweifelhaft. 
der Interpretation des Art. 56 acceptirt der Verf. die- 
es Bundesgerichts in Sachen Graberg (b.-g. Entsch. V p. 
ıwie die hierauf beruhende von Prof. König in Bern (diese 
N, F. V p. 24); er tritt jedoch nicht näher auf die dies- 
ren Schwierigkeiten ein. Vom Standpankt de lege ferenda 
r diejenige des Prof. Lehr (im Journal Clunet 1880 VII 
billigen; m. A. wäre sie ungenügend zur Erreichung des 
. 56 zu Grunde liegenden gesetzgeberischen Zweckes. — 
m Standpunkte des geltenden Rechts aus die Klage auf 
n de corps in der Schweiz durchaus unzulässig ist, aner- 
ır Verf., de lege ferenda möchte er sie für ausländische 
n, deren nationales Gesetz die Scheidung nicht kennt, zu- 
andlich folgt er hinsichtlich der Interpretation des Staats- 
3 zwischen Frankreich und der Schweiz 1869 derjenigen 
welche in der Schweiz allgemein herrscht und welche die 
dungs- und Ehetrennungsklagen als nicht unter die den Be- 
sen des Vertrages unterworfenen Klagen gehörig auffasst. 
Erledigung der Affaire Fischer kann der Verf. in den 
tsch. II S. 500 nachschlagen, im übrigen heben wir die 
Ausstattung des Buches hervor, Druckfehler bemerkten 
wenige, die Citate sind im grossen und ganzen genau. 
Salis. 
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Dr. F. Meili, Professor in Zürich. Internationale Eisenbahn- 
verträge und speziell die Berner Convention über das inter- 
nationale Eisenbahnfrachtrecht. Hamburg 1887. 141 $. 
Die Schrift ist ein erweiterter Separatabdruck eines Beitrages 

des Verfassers zu Holtzendorffs Handbuch des Völkerrechts und 

enthält als Beilage die Berner Convention über das internationale 

Frachtrecht. Es werden die verschiedenen internationalen Verträge 

besprochen, welche das Eisenbalınwesen betreffen, und fünf Gruppen 

aufgestellt, nämlich Verträge über Bau und Betrieb internationaler 

Linien, Verträge über pekuniäre Unterstützung einer für den inter- 

nationalen Verkehr bedeutenden Linie (Gotthardbahn), Verträge 

über technische Einheit, Verträge über das internationale Eisen- 
bahnprivatrecht und Verträge über den strafrechtlichen interna- 
tionalen Schutz der Eisenbahnen. 


L. Rehfous. Le contrat d'Assurance en cas de décès. Genève, 
Géorg, 1887. 8. 164. Fr. 3. — 

Die Verschiedenheit der Auffassungen, welche mit Bezug auf 
den Versicherungsvertrag .in der französischen und der deutschen 
Rechtssprechung hervortritt, veranlasste den Verfasser, die Griinde 
derselben zu untersuchen, um den Nachweis zu leisten, dass eine 
Stipulation zu Gunsten eines Dritten geniige, um demselben einen 
direkten Vortheil zuzuwenden. Es werden daher die verschiedenen 
Theorien, welche über die Natur des Vertrages aufgestellt wor- 
den sind, einer kurzen Kritik unterworfen, und die Voraus- 
setzungen besprochen, unter welchen ein Vertrag zu Stande kommt, 
sowie die Formen, unter welchen es geschieht. Diese Erörterungen 
bilden den Gegenstand des ersten Abschnittes. Im zweiten werden 
die Rechte und Verbindlichkeiten aus dem Vertrage erörtert, wobei 
R. von der Ansicht ausgeht, es werde derselbe immer nur für ein 
Jahr abgeschlossen, nach dessen Ablauf es dem Versicherungs- 
nehmer freistehe, durch fortgesetzte Prämienzahlung ‘den Vertrag 
zu erneuern oder durch Unterlassung denselben aufzuheben, wogegen 
die Gesellschaft zur Erneuerung unter den nämlichen Bedingungen 
verpflichtet sei. Dass eine vertragswidrige Aenderung der Lebens- 
weise oder eine Vermehrung der Gefahr die Gesellschaft berechtige, 
den Vertrag aufzuheben, nimmt auch R. an, wogegen er mit Be- 
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zug auf die Beweislast beim Selbstmord der französischen Rechts- 
sprechung zu starke Concessionen macht. 

Der zweite Abschnitt schliesst mit einer Erörterung über die 
rechtliche Stellung des Beneficiars, ob er Cessionir sei oder kraft 
eigenen Rechtes einen Anspruch auf die Versicherungssumme er- 
heben könne, wobei namentlich die Besonderheiten des franz. 
Rechts zur Besprechung kommen. Der dritte Abschnitt behandelt 
die Rechte der Gläubiger gegenüber dem Versicherungsnehmer und 
dem Beneficiar, sowie die Anstände, welche sich bei Anlass einer 
Theilung mit Rücksicht auf die Versicherungssumme erheben können. 
Dabei kommt namentlich die Frage zur Erörterung, ob die Ver- 
sicherungssumme zum Nachlass geböre und in welchen Fällen sie 
dem Zugriff der Gläubiger entzogen sei. Besonders aufmerksam 
werden die Versicherungsverträge behandelt, welche ein Ehegatte 
zu Gunsten des anderen abschliesst, oder worin als Beneficiare 
die Erben oder Rechtsnachfolger im allgemeinen bezeichnet worden 
sind, im Gegensatz zu bestimmten Personen. Herr R. legt dabei 
mehr Gewicht auf die erweisliche Absicht des Versicherungsneh- 
mers als auf den Wortlaut der Police. Hiemit im Zusammenhang 
untersucht der Verf. auch die Frage, ob die Versicherungssumme 
bei Berechnung des freien Vermögens in Betracht komme, ob bei 
der communauté légale eine Vergütung stattfinden müsse, ob der 
Beneficiar dieselbe bei der Theilung einzuwerfen habe etc. In 
einem vierten, letzten Abschnitte werden die s. g. Assurances 
mixtes und diejenigen sur la tête d’un tiers nach Recht und Praxis 
der verschiedenen Länder kritisch besprochen, und sodann die 
Schlüsse aus den bisherigen Untersuchungen gezogen, welchen wir 
ohne wesentliche Modificationen beistimmen können. König. 
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Rapport 


présenté par Mr. le Dr. L. CoLomBI, à LAUSANNE. 





De l’extradition en matière pénale et de police 
dans les relations entre les cantons suisses. 


Première partie. 


Le plus ancien des documents fédéraux que nous connais- 
sions, le premier traité d’alliance perpétuelle entre Uri, Schwyz 
et Unterwald, du 1° août 1291,!) contient déjà des dispo- 
sitions relatives à l’administration de la justice pénale, qui 
lient réciproquement les trois cantons primitifs. Ces dispositions 
condamnent les meurtriers à la peine de mort, s'ils sont arrêtés, 


1) Erster ewiger Bund der Länder Ury, Schwytz und 
Unterwalden. Art. 6: ,Super omnia autem inter ipsos extitit statutum, 
ut qui alium fraudulenter et sine culpa trucidauerit, si deprehensus fuerit, 
vitam admittat, nisi suam de dicto maleficio valeat ostendere innocentiaın, 
suis nefandis culpis exigentibus, et si forsan discesserit, nunquam remeare 
debet. Receptatores et defensores prefati malefactoris a vallibus segregandi 
sunt, donee a coniuratis proinde renocentur. Si quis vero quemquam de 
conspiratis, die seu nocte silentio, fraudulenter per incendium uastauerit, is 
nunquam habere debet pro comprouinciali. Et si quis dietum malefactorem 
fovet et defendit intra valles, satisfactionem prestare debet damnificato. Ad hec 
si quis de conjuratis alium rebus spoliauerit vel damnificauerit qualitercumque 
si res nocentis infra valles possunt reperiri, servari debent ad procurandam se- 
cundum justiciam lesis satisfactionem. (V. Eidg. Abschiede, 1245—1420 
I p. 241; Bluntschli, „Geschichte des schweiz. Bundesrechts“ II, p. 2. 
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au bannissement perpétuel, s'ils ont réussi à s’enfuir; elles 
menacent d'expulsion quiconque leur donnera refuge ou leur 
prêtera secours, de même que ceux qui se seront rendus 
coupables d'incendie; elles déclarent leurs complices et rece- 
leurs tenus au dédommagement des victimes, sanctionnent 
en principe le devoir de l’obéissance au juge naturel et obligent 
tous les confédérés à prêter leur concours contre ceux qui se 
refuseraient à l'exécution d’un jugement et causeraient par là 
du préjudice à un confédéré. 


Les mêmes stipulations se retrouvent en essence dans le 
second traité d'alliance perpétuelle du 15. novembre 1315, où 
nous lisons entre autres :!) 

Art. 12. „S’il arrive que l'un des confédérés en tue un 
autre, il devra aussi être mis à mort, à moins qu'il ne puisse prouver 
„quil l’a fait en défendant sa propre vie. — 13. Mais s’il arrive 
qu'il s’enfuie, quiconque dans le pays l'hébergera ou le protégera. 
devra quitter le pays et n’y pas rentrer avant que les confédérés 
sly invitent en commun conseil. — 14. S'il arrive que par esprit 
„de vengeance ou par méchanceté, un confédéré incendie la maison 
d’un autre, il perdra pour toujours ses droits de citoyen, et celui 
„qui l’hébergera ou le recevra devra indemniser celui qui aura 
„ete lésé. — 15. Et sil arrive encore que l'un de nos confédérés 
„cause quelque dommage à un autre, par vol ou d'autre manière, 
l'on devra bonifier au demandeur sa perte au moyen des biens que 
„le coupable possède dans le pays.“ 

L'alliance perpétuelle de la valle impériale de Zürich avec Lu- 
cerne et les trois cantons primitifs, du 1°" mai 1351, statue éga- 
lement: 

Art. 16. „Si quelqu'un dans la Confédération commet un 
„erime et qu'il soit, à cause de cela, condamné par son juge, la 
„sentence est communiquée aux autres juridictions et y est publiée 
„comme dans la localité à la quelle appartient le condamné. — 
„17. Quiconque s'est rendu coupable d’un crime punissable de la peine 
„de mort et a été frappé de bannissement devra étre considéré et traité 


- 


1) V. Eidg. Absch,, ib. p. 248 ss.; Bluntschli, ibidem, II, p. 3, 4 
et Dubs, „le droit public suisse“, II, p. 255. 
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„eomme tel dans les autres juridictions des Etats confédérés, auxquels 
„il en sera donné connaissance officielle. — 18. Celui qui, le sachant, 
reçoit le condamné dans son domicile et l’héberge, encourt la même 
peine, à l'exception de la peine de mort.“!) 


Le Pfaffenbrief (on la Charte des prêtres) du 7 octobre 
1370, qui constitue le premier pacte ou statut des VIII 
cantons (Uri, Schwyz, Unterwald, Lucerne, Zurich, Berne, 
Glaris, Zoug), ne sanctionne pas expressis verbis l'obligation 
réciproque d’extrader les criminels, mais renferme une 
série de prescriptions fort sévères à l'égard des prêtres (d’où 
le nom du document), qui invoqueraient l'intervention de juri- 
dictions étrangères, et d’autres ayant pour but la consolidation 
de la paix à l'intérieur (du Landesfrieden), alors constamment 
menacée par le fait que chacun cherchait à se faire justice 
lui-méme.?) 


Nous rencontrons ces dernières dispositions, ténorisées avec 
plus de précision, dans la Charte de Sempach (Sempacherbrief) 
du 10 juillet 1393*) et enfin dans la Convention de Stanz 
(Stanzerverkomniss) du 22 décembre 1481, qui forme — avec 
les traités de Zurich et de Sempach — pour ainsi dire la seule 
constitution écrite de la Confédération jusqu’en 1798.*) 

La Convention de Stanz contient notamment un article 
3, d’après lequel „les autorités du pays d'origine des personnes 
„qui exerceraient violence contre un des Etats confédérés ou y 
„provoqueraient des séditions etc., sont tenues, non pas de les : 
„extrader, mais de les punir, et les Etats, dont les droits ou le 
„territoire auraient été violés, sont autorisés à poursuivre et punir 
eux-mêmes les coupables, s'ils parviennent à les arrêter chez eux.“) 


* * 
* 


1) V. Eidg. Absch., ib. p. 260 ss.; Bluntschli, ib. p. 10 et Dubs, ib. 

3) V. Eidg. Absch., ib. p. 301 ss.; Bluntschli, ib. II, 35. 

3) V. Eidg. Absch., ib. p. 327; Bluntschli, ib. II, 38. 

‘) V. Eidg. Absch., 1478—1499, IIL, p. 696; Hilty „Die Landes- 
verweisung nach eidg. Rechte“, Vortrag bei den Verhandlungen des schweiz. 
Vereins für Straf- und Gefängnisswesen, in Luzern, 1875. 

5) V. Bluntsohil, ib. I, p. 153, II, 41 ss. 
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C'est, à grands traits, tout ce qu'il nous a été donné de 


‘ trouver d’intéressant, sur la matière, dans les pactes et conven- 


tions passés par les Etats confédérés entre eux, jusqu'à notre 
siècle. Peu de chose, en vérité, pour nous fournir une idée 
suffisante de la manière dont la question à été envisagée 
et traitée par nos premiers législateurs et magistrats! 


Nous allons voir maintenant si les stipulations avec les 
Etats étrangers, d’une part, et les décisions prises par la Diète, 
dans les quelques cas particuliers qui nous ont paru offrir le 
plus d'intérêt, d'autre part, peuvent nous aider à mieux éclairer 
le côté historique du sujet qui nous occupe. 


* + 
* 

Dans l’intervalle entre les conventions de Sempach et de 
Stanz, soit en 1454, les six villes et cantons de Zurich, 
Berne, Lucerne, Schwyz, Zoug et Glaris avaient conclu avec 
les conseils et les citoyens de St. Gall un traité d'amitié perpé- 
tuelle, statuant entre autres que: ,Quiconque portera préjudice 
„aux ressortissants d'un des Etats contractants, ne voudra pas se 
Soumettre au juste droit qui sera prononcé par l'autorité et se‘ 
laissera voir sur le territoire des confédérés, sera arrêté, de même 
„que ses complices, et ses biens saisis, jusqu'à réparation du doin- 
mage. Quiconque commettra meurtre ou autre forfaiture dans 
„le territoire d'un des alliés, y sera jugé d'après le droit en vi- 
„gueur dans ce même pays.“ 1) 

Déjà en 1379 (31 octobre) les Waldstetten et la ville de 
Lucerne avaient stipulé que „quiconque sur le territoire de l’autre 
„Etat contractant troublerait la paix ou causerait du préjudice, 
„ou prendrait dans une querelle le parti de celui qui a tort ou 
„se vengerait d’un meurtre etc. sur les amis ou connaissances du 
ntué ou blessé, au lieu de se venger sur ceux des coupables eux- 
nmémes, devrait, — outre la peine à subir conformément aux lois en 
„vigueur dans le pays de son arrestation —, payer une amende 
„de 5 g, ou bien quitter le sol de la Confédération et n’y pas 
rentrer jusqu’à payement effectué.“ 


1) V. Eidg. Absch., 1421—1477, II, p.878s.: Bluntschli,ib.11,85—86. 
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Le 21 octobre 1485, la Diète décide „d’acceder à la demande 
„du roi de Hongrie en extradition de son domestique Renezhauser, 
accusé de lui avoir volé une grosse somme d'argent, pour autant 
„que l'individu pourra être arrêté sur territoire suisse.“ 


En 1534 (20 août), la Diète déclare ,qu'en principe on n'est 
„point tenu, de par les traités, d’extrader les individus accusés 
„de falsification de lettres du roi (de France), qu'elle est cepen- 
dant prête à faire arrêter et punir les coupables, à condition que 
les ambassadeurs du roi indiquent ces lettres d'une façon plus 
précise.“ 

L'année suivante (30 juillet), on écrit à Gersau ,que les 
autorités de l'endroit doivent arrêter la ou les personnes qui ont 
commis l’homicide de Weggis, pour les extrader à Lucerne. — 


Sur la demande de la députation de Berne, le gouvernement de 
Bourgogne accorde, en juin 1 5 43, l’extradition de Sebastien d Au- 
bonne, Dardier de Morges et autres citoyens bernois, arrêtés à 
Dole sous la prévention d’avoir attaqué et dévalisé, à Jurten, le 
trésorier français porteur d’une somme de 12,000 couronnes, et cela 
„bien que tel ne soit point l'usage dans le Duché et ne puisse 
se faire, dans la règle, qu'avec la permission de l'Empereur . .... , 
en considération de l’amitié sincère pour les bons voisins de Suisse 
et du fait que l'enquête parait avoir démontré que le crime a été 
commis sur territoire bernois, au détriment des confederes.“ 


1545. A l’occasion d’un différend de basse juridiction pénale 
entre Berne et Soleure, les parties — après maintes discussions 
au sein de la Diete — s'accordent pour dire et statuer, une fois 
pour toutes que „les objets volés devront être restitués sans frais 
„a leurs propriétaires, par combien de mains qu'ils aient passé 
„avant d’avoir été découverts.“!) — Un accord de la même teneur 
est stipulé en 1742 par la Diète avec les magistrats et conseils 
des trois ligues grisonnes. 


1558—1559. Le bailli de Lugano et son substitut sont 
assignés devant la Diète pour se justifier de l’accusation d'avoir 


1) Wenn aber gestohlenes Gut wieder entdeckt wird, durch wie viele 
Hände es auch gegangen wäre, so soll es dennoch ohne Entgeld seinom 
Eigenthümer wieder zukommen (eidg. Absch. 1541—1548, Nr. 235). 
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extradé au duc de Milan, moyennant payement de 6004-300 cou- 
ronnes et libération de deux bandits, trois milanais prévenus d’homi- 
cide. .... La Diète profite de l’occasion pour décider qu'à l’avenir 
aucun des baillis outre Gothard n'aura faculté d’extrader, de son 
„chef, à Milan, des prisonniers, mais qu'ils devront d'abord con- 
„sulter les confederes ou du moins les autorités des Etats les plus 
„proches.“ 


1563. Les baillis du Rheinthal et de Lichtensteig annoncent 
à la Diète qu'afin de mieux assurer la punition des délinquants 
ils ont convenu entre eux que ,tout sujet d'un des pays qui com- 
mettra délit ou contravention sur le territoire de l’autre et sera 
„parti sans fournir cautionnement, devra en rendre compte par 
devant les tribunaux du forum delicli; qu’en cas de crimes (Ma- 
»lefiz) cependant, l’extradition ne sera point obligatoire. 


1567, 20 juin. — Les X Cantons s'entendent avec l’Ahbe 
de St. Gall au sujet de la haute et basse juridiction pénale dans 
le landgraviat de Thurgovie et stipulent que „les magistrats et les 
fonctionnaires de l'Abbé devront faire arrêter et extrader sans 
retard au bailli des confédérés toute personne suspecte de meurtre, 
homicide, vol, hérésie ou autre forfaiture devant être punie de 
peine corporelle.“ 


1569 (17 mars). — Les XII Etats confédérés adhèrent à 
la demande du cardinal Borromée concernant l’extradition des prêtres 
prévenus d'actions délictueuses et réfugiés dans les bailliages ita- 
liens, mais ,sans préjudice pour les prérogatives y relatives des 
confédérés. “ 

1581, 1°" février. — Berne est chargé de rechercher le char- 
retier qui a tué Pierre Monneron, d'en référer à Fribourg et de 
l'extrader aussitôt qu'il aura pu l'arrêter. 


1582. Le gouverneur de Como et le Landeshauptmann des 
bailliages tessinois se sont entendus pour l’extradition d’un Suisse 
accusé d'avoir assassiné sa femme, et réfugié dans le Milanais, 
contre celle d'un Milanais prévenu de meurtre et réfugié dans les 
bailliages. La Diète prend note de la chose ad instruendum et 
„comme il arrive souvent que de mauvais sujets s'en vont en 
Toscane et ailleurs, s'y attachent à d'autres femmes et tuent 
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ensuite chez eux leurs propres épouses,“ elle déclare „quil est 
nécessaire d'appliquer en tels cas des peines exemplaires „et or- 
donne en même temps aux baillis d'outre-monts“ de ne plus 
raccorder de séjour aux bandits milanais, mais de les arrêter et 
„de les punir en conséquence de leurs forfaitures. . . .* 


1602 (19 décembre). — En ce qui concerne les malfaiteurs 
qui se réfugient d'un endroit dans un autre, la Diète décide qu’à 
l'avenir „l’autorite du pays dans lequel ils se seront faits voir 
„devra les arrêter et extrader à l'autorité compétente pour les 
„Juger.* 


1605. La Diete accorde au (Gouverneur de Milan, moyen- 
nant „revers“ et payement des frais, l’extradition — pour enquête 
— d'un noble milanais arrêté sur territoire confedere. 


1607. Le bailli de l'abbé de St. Gall äyant requis l’ex- 
tradition de S. Knicht de Wyl, condamné aux galères, échappé 
depuis et maintenant détenn à Rheineck, et le baïlli Muheim décla- 
rant que de lelles extraditions ne sunt pas en usage et qu'il n'a 
jamais pu obtenir la communication du dossier Knicht, — il est 
décidé ,que le bailli M. rèclamera de rechef le dit dossier et 
„procedera selon droit contre K.; en cas de doute, il rapportera 
„la-dessus a la prochaine reddition des comptes.“ 


1610. Le bailli de Thurgovie est autorisé À réclamer de 
la ville de Constance la remise de H. J. Gessler qui s'est enfui 
des prisons et met, par ses menaces et entreprises criminelles, la 
contrée en émoi. 


1612 (30 juillet) — Lucerne, Uri et Schwyz sont chargés 
de rechercher S. Kaiser de Hergiswyl, prévenu de plusieurs délits, 
et de l'extrader à l'autorité compétente. 


1620. Un ,mauvais sujet“, Spagnulellu, qui avait assassiné 
un de ses compagnons et dont l'extradition n'avait été obtenue qu’à 
grand peine des autorités de Feldkirch, où il s était réfugié, réussit 
à s'évader et se fit voir ensuite dans le bailliage de Lugano. 
Arrêté et condamné, il fut décapité. Le partage de ses biens con- 
fisgnes, de même que, plus tard (1631), celni des biens du doc- 
teur Murosino de Lugano, et la répartition des frais occasionnés 
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par les longues procédures donnèrent lieu à des débats interminables 
au sein de la Diète et en dehors, entre les baillis sortant 
de charge, leurs successeurs, les députations de la Diète dans 
les bailliages, la Chambre de ces derniers etc.; débats, qui jettent 
une assez mauvaise lumière sur l’esprit d’avarice et de spéculation 
dont étaient malheureusement animés plusieurs parmi les représentants 
des confédérés dans les bailliages italiens, et que divers écrivains 
de renom ont si justement flétri dans leurs ouvrages.') 


1652—1655. A réitérées occasions la Diète ordonne que 
„tout bailli“ (il s'agissait notamment des bailliages italiens) „est 
ntenu de remettre les délinquants arrêtés par ses gens au bailli 
du lieu où le crime a été commis, à moins qu'ils n’en aient com- 
„mis aussi dans le bailliage où l'arrestation s'est operee, au quel 
ncas ils devront être jugés par ce dernier et ne pourront être 
livrés à l’autre que pour confrontation, ni torturés de rechef.“ 


1653 (28 juillet). — U. Ineichen, du Freiamt, réfugié dans 
le pays d’Uri, doit être extradé à Bremgarten. (Libéré, pour 
cause de démence, il est de nouveau arrêté, les armes à la main, 
à Lucerne, et condamné par les tribunaux du Freiamt). 

Le même jour, Lucerne demande et obtient que N. Probstatt, 
qui conspire depuis des années contre son gouvernement et s'est 
rendu coupable de lése-majesté, soit proscrit de tous les Etats 
confédérés. 

Douze jours après, la Diète, au complet, adopte une proposi- 
tion de Lucerne, Berne et Bâle, tendant à faire déclarer ,qu'il ne 
„sera point accordé de séjour aux sujets rebelles en fuite, mais 
qu'on les extradera à leurs gouvernements respectifs.“ 

Elle eut en effet, trois mois plus tard, à propos du meurtre 
tramé à Entlebuch contre la personne du bourgmestre Dulliker et 
d'autres fonctionnaires, l’occasion de renouveler, à Lucerne, la pro- 
messe de son appui confédéral et de rappeler aux Etats limitrophes 
leur devoir d'arrêter et d’extrader les coupables de tels forfaits, 
aussitôt qu'ils se feraient voir sur leurs territoires. 


1655 (21 mai). — Une conférence des députés de Schwyz, 
Unterwald et Zoug s'occupe du différend qui divise Lucerne et 


1) V. Bluntsohli, Op. cit., 1 p. 228. 
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Uri, ‘à cause de l'asile que ce dernier Etat accordait à deux lu- 
cernois (Ruttimann et Bircher) que les tribunaux de Lucerne avaient 
condamnés pour participation à des actes de rébellion, sédition etc., 
et dont le gouvernement lucernois réclamait vivement l’extradition, 
Uri, par contre, s’obstinait à la refuser, s'appuyant sur l'amnistie 
décretée par le traité de paix de Stanz. Il fut néanmoins forcé 
d'y consentir, par la raison que cette amnistie ne s’etendait point 
à la ville de Lucerne. 


1660. — La Diète décide de demander à Milan, „conforme- 
ment aux accords fédéraux“, l’extradition des frères Clerici, du 
Val Blenio, accusés d'avoir soustrait à la justicc, avec une grande 
témérité, le nommé Protto de Torre et même d'avoir tiré sur le 
bailli et deux huissiers. Pour le cas où l’extradition ne serait pas 
accordée, ils seront assignés par devant les députés et, faute par 
eux de comparaitre, bannis de la Suisse à tout jamais. — De 
même en ce qui concerne les frères Menara, les meurtriers du 
Statthalter Zarna. Deux curés ayant prété leur concours aux cou- 
pables, on s'en plaint à l’archeveque de Milan, sous réserve de 
les poursuivre, s'il ne les punit pas. 

Il demeure entendu, par la même occasion, ,que les baillis 
„de Blenio et de la Léventine, ainsi que leurs gens, auront le droit, 
„sans cependant violer leurs prérogatives respectives, de poursuivre 
„les malfaiteurs d’un bailliage dans l’autre et qu'à l'avenir on 
„sonnera le tocsin à la nouvelle qu'un malfaiteur est arrivé dans 
„le pays, afin que chacun le poursuive.“ 

(Cette même décision fut renouvelée en 1741 d’une manière 
générale pour toutes les juridictions de la Confédération et parti- 
culièrement, encore en 1784, pour les bailliages italiens, avec appli- 
cation étendue à la Riviera), 


1679 (septembre). — Sur la demande de la députation d’Uri, 
les baillis sont invités à faire arrêter et extrader au gouverne- 
ment dudit canton l’ancien landammann von Beroldingen, prévenu 
d’homicide. 


1682 (juin). — La Diete fait répondre à une demande de la 
ville de Constance en extradition de J. Lutz thurgovien (de Bürglen), 
fondée sur la réciprocité de bon voisinage, ,qu'il y a lieu de 
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“distinguer entre crimes et délits, d'accorder l’extradition pour les 
„premiers et de faire juger les seconds par l’autorite du forum 
ndelicti commissi, et que la promesse donnée d’extrader les delin- 
„quants doit s'entendre seulement pour le cas, où le delin- 
Quant est ressortissant ou sujet de l'Etat dans lequel il a commis 
„le forfait à raison duquel on le réclame.“ Et plus loin elle 
ajoute: „pour des délits de moindre importance, au contraire, on 
„peut accorder, moyennant revers et assurance de réciprocité, 
»l'extradition de ses propres ressortissants aussi. (C’est pourquoi 
pil importe de s'informer tout d'abord comment on envisage à 
Constance l’action delictueuse imputée à Lutz.“ 


1755. — La Diète rappelle, par une décision ad hoc, que 
nd'après une convention spéciale de 1753, conclue avec le sénat 
„milanais, pour une durée de 5 ans, il n'est pas permis aux bail- 
lis etc. de réclamer le remboursement des /rais d’ertradition 
(ce remboursement avait donné lieu à une multitude de difficultés 
et de contestations, surtout dans les bailliages italiens).“ — Elle de- 
clare en même temps ,qu'une fois la convention échue, lesdits 
frais devront toujours être remboursés par la partie qui aura 
„obtenu l’extradition et que les déserteurs ne pourront jamais être 
„extrades.* Elle réitère également aux baillis la défense d'accorder 
des extraditions sans avoir consulté au préalable les autorités des 
Etats confédérés. 


* 


Parmi les conventions passées avec l’Elranger nous paraissent 
surtout dignes de remarque, au point de vue de la question que 
nous discutons, les alliances perpetuelles stipulées avec les rois 
de France, du 29 novembre 1516 (art. 8),') du 24 septembre 


1) Eidg. Abschiede, 1500—1520, 3, II. Abth., p. 1408, ,Domit 
sitter will und fridlich meynung, ouch ein uffrechter frid und früntschafft 
„gemerckt werd, dess bas bestan und beliben mog, so soll doveder teyll 
„der andern parthy uyennd wüssentlich, oder so si des bericht wirtt, mitt 
„enthallten oder in Iren gerichtenn, herrschafftenn und gebietten duldeun 
„noch Iydenn, ouch Inenn dhein pass gebenn. Wir obgemeldter küng süllen 
„ouch keinem der unsern zu Ross noch zu fuss hinfür gestattenn, bewilli- 
„genn oder zulassenn, wider die obgemeldtenn Eydtgnossenn oder Jr ver- 
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1663 (art. 14),') du 9 mai 1715 (art 27 et 28)?) et du 29 août 


„waudtenn und underthanenn Landenn, herrschafftenn und ertrichenn, weder 
„durch si selbs oder zu andern fürstenn, herren und gemeindenn, so | die 
„wider Ir Landtschafft füren wölltennd, zu ziechenn, Besunders wenn das 
„not ist zum höchsten bi lib und gutt verkonenn und ob ettlich sölichs 
„übersechenn, die nach allem vermögen ab und heym zu fordern und Ir 
„verdienens zu straffen. Dogegen und hinwider söllenn wir obgemeldten 
„Eydt | gnossenn für uns selbs noch unnsern Underthanen keinswägs be- 
„willigenn noch zulassenn, eynichen fürstenn, herrenn ‘und gemeindenn zu 
„zelouffenn, die In gemeldtem künig in syner küng Rych frankrych, sinem 
„herzogthumb Meyland, derherrschaftt Jenovvo, graffschafft Ast oder andernn 
„sinen Innhabenden landenn | und Ertrichenn her dtsannt und erennthalb 
„dem Gebirg zu schädigenn oder zu uberziechenn vermeintenn, Besunders 
„das zum höchstenn bi lib und gutt verbyettenn und ob ettlich das uber- 
„sechenn, dorüber hinluffenn, die nach vermögen zu widerruffen und heym 
„zu vordern und nach Irem verdienen zu | straffenn. — Und hiemit soll 
„die hilff von beiden teyllen anbegert hin und ab sin, wann ein teyll dem 
„andern sollichs in sinem gutten vertruwen und heym gesetzt hatt.“ 


1) Eid. Absch., 1649—1680, 6, II. Abth., p. 1641. „L’une ou 
“l'autre partie ne pourra et ne devra prendre en sa protection ny com- 
nbourgeoisie les suiects de l’autre partie ny souffrir ny donner passage aux 
„Ennemis, adversaires et bannis, Mais Jceux de tout leur pouvoir de chasser 
„et rejetter selon le contenu du traité de la paix perpetuelle avec tout soin 
„et diligence, ainsy qu’il appartient entre bons Amis et Alliez, En outre 
„tenir partout les passages ouverts, afin que sans empeschement puissions 
„respectivement survenir à nos Pays, terres et suiects, en quelque part 
net endroit que ce soit, secourir et aider à nos Amis en vertu de la pres- 
„erite Alliance.“ 


2?) Eidg. Absch., 1712—1743, 7, I. Abth., p. 1378. Art. 27. „Coa:me 
nun des principaux fruits d’une alliance est de veiller réciproquement au 
„bien, è la gloire, et au repos de son allié: il est convenu de nouveau, 
„entre les parties contractantes, ainsy qu'il est porté dans le 8° art, de la 
„paix perpétuelle, et dans le 14"° de l’alliance de 1663 que de part et 
»d’autre l’on ne souffrira point les ennemis de son allié, qu'on ne leur per- 
„mettra aucun passage, suit en armes, ou sans armes, et qu'on ne leur 
“donnera aucune assistance directe ou indirecte, et s’il arrivait que cri- 
nininels d'Etat assassins, et perturbateurs du repos public déclarés tels, par 
„le Roy à l’esgard de ses sujets, ou par les Cantons à l’esgard des leurs, 
„vinsent se refugier dans le Royaume ou en suisse, on s’oblige et on pro- 
nmet de les saisir et de les remettre de bonne foy, à la première requisition, 
„sans qu'il soit permis à celuy qui sera requis d'examiner si le requérant 
„sera bien ou mal fondé, pretexte qu'on veut preuenir, affin que cet art, 
„ne soit jamais mal interprété et éludé,* 











ET 
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1777 (art. XIII, XIV et XV)'), — le traité avec la premiere 
République francaise, du 19 août 1798, soit 2 fractidor an VI 
(art. XIV)?) — et enfin celui conclu avec le premier consul Bona- 
parte, le 27 septembre 1803 (art. XVIIL).5) 


28. ,S'il arrivait aussi, que des voleurs se refugiassent en France, ou 
„eu Suisse avec les choses volées, on les saisira pour en procurer de bonne 
nfoy la restitution, et si ces voleurs étaient domestiques, on livrera leurs 
„personnes pour être punies sur les lieux, où les vols se seront faits.“ 


1) Eidg. Absch., 1744—1777, 7, II. Abth., p. 1337. XIV. „Sa 
» Majesté et le Corps Helvétique s'engagent de ne pas prendre en leur pro- 
ntection les sujets respectifs qui fuiraient pour crimes reconnus et constatés. 
„ou qui seraient bannis de l’une ou de l’autre Domination pour forfaiture 
„ou délits qualifiés, se promettant au contraire mutuellement d'apporter 
„tous leurs soins pour les chasser, comme doivent en user de bons et fi- 
ndèles alliés. 

XV. „Par les mêmes vues du bien public et d’une convenance com- 
„mune aux deux parties, il a été réglé aussi que, si des criminels d'Etat. 
„des assassins ou autres personnes reconnues coupables de délits publics 
net majeurs, et déclarées telles par leurs Souverains respectifs, cherchaient 
„a se refugier dans les Etats de l’autre Nation, Sa Majesté et le Corps 
nHelvétique promettent de se les remettre de bonne foi et à la première 
„röquisition; et s’il arrivait aussi que des voleurs se réfugiassent en Suisse 
nou en france avec des choses volées, on les saisira pour en procurer de 
bonne foi la restitution, et si les dits voleurs étaient des domestiques, qui 
„aursient volé avec effraction, ou voleurs de grands chemins, on livrera 
nà la première réquisition leurs personnes, pour être punies sur les lieux, 
„oü les vols se seront commis. — Les parties contractantes sont néammoins 
-convenues qu'elles n’extraderont point réciproquement leurs sujets respec- 
ntifs prévenus de crimes commis dans l’autre Etat, à moins que ce ne soit 
„pour crime grave et public, et hors de ce cas elles promettent et s’en- 
ngagent de punir elles-mêmes le délinquant.“ 


3) V. Hilty, „Vorlesungen über die Helvetik“, p. 724. Art. 
XIV. „Les deux gouvernements s'engagent à se remettre réciproquement, 
nà la première réquisition, les individus de chaque nation qui auraient été 
sdéclarés juridiquement coupables de conspiration contre la sûreté intérieure 
„ou extérieure de l'Etat, assassinat, empoisonnement, incendie, faux sur des 
„actes publics, et vol avec violence et effraction, ou qui seraient poursuivis 
„comme tels en vertu de mandats décernés par l'autorité légale.“ 

3) V.Recueil officiel des pièces concernant le droit publie 
de la Suisse, tome deuxième, p. 94 ss. Art. XVIII: ,Si les individus 
„qui seraient déclarés juridiquement coupables de crimes d'Etat, assassinats, 
„empoisonnements, incendies, faux sur des actes publics, fabrication de fausse 


Rapport de Mr. le Dr. L. Colombi, à Lausanne, 465 


Une convention stipulée en 1706 entre Venise d’une part, 
et les cantons de Zurich et Berne, d’autre part, imposait aux 
Etats contractants l'obligation d'extrader les personnes contre 
les quelles il serait procédé pour des actes criminels, notam- 
ment pour meurtre, sodomie, viol, vol, trahison, incendie, bri- 
gandage et fausse monnaie.') 


Dans le courant de l’année 1776, l'ambassadeur d’Au- 
triche ayant proposé aux Confédérés la conclusion d’un traité 
pour l’extradition des malfaiteurs, à l'instar de celui qui liait 
le Milanais avec les bailliages d’outre Gothard, les députés 
à la Diète répondirent, conformément à leurs instructions, 
squ'un tel traité, à fonder sur la condition de la réciprocité, devait 
„en tout cas: ne pouvoir s'étendre qu'aux crimsna notoria, ne porter 
„aucune atteinte au droit d'asile et ne contenir que des clauses 
„pouvant s'appliquer aussi sans inconvénients aux Etats allemands 
„de la Confédération.“ Une Commission, composée de députés 
de Zurich, Berne, Lucerne, Uri, Bâle et Schaffhouse, et chargée 
d'examiner la convention avec le Milanais, préavisa dans le 
sens, qu'étant donné les différences dans la forme de gouver- 
nement, dans les mœurs et usages etc., cette convention ne 
pouvait servir de base au Traité proposé?) Ce ne fut, en effet, 
qu’en 1828 que l’initiative de l’ambassade autrichienne put 
atteindre son but par la stipulation du traité d’extradition 
qui se trouve publié dans sa teneur intégrale, immédiatement 
avant celui de même date de la Couronne de France avec 
la Confédération Suisse concernant les rapports de voisinage, 


monnaie, vols avec violence ou effraction, ou qui seraient poursuivis comme 
tels, en vertu des mandats décernés par l’autorité légale, se réfugiaient 
„d’un pays dans l'autre, leur extradition sera accordée à la première ré- 
„quisition. Dans le cas de délits moins graves, mais qui peuvent emporter 
„peine afllictive, chacun des deux Etats s'engage, indépendamment des res- 
ntitutions à opérer, à punir lui-même le délinquant; et la sentence sera 
communiquée à la légation française en Suisse, si c'est un citoyen français, 
„et respectivement au chargé d’affaires de la Suisse à Paris, ou à son dé- 
nfaut à son directoire fédéral, si la punition se fait sur un citoyen suisse.“ 
1) Sohmauss, „Corpus juris academicum“, V. p. 1184 ss. 


3) Eidg. Absch., 1744—1777, p. 443 ss, 
Zeitschr. für schweizerisches Recht. Neue Folge VI. 30 
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de justice et de police, aux pages 221 ss. du Recueil officiel 
des pièces concernant le droit public suisse, Il®* tome. 


Entre temps, soit le 30 août 1808, la Confédération Suisse 
avait conclu avec le Grand Duc de Bade, sur le mème objet, un 
traité de toutes pièces assurant l’extradition réciproque pour 
les crimes suivants (art. 2): ,haute trahison, révolte, empoi- 
„sonnement, incendie accompagné de meurtre, incendie volontaire, 
„vol de grand chemin, meurtre, homicide, faux en écritures publi- 
„ques ou en lettres de change, faux monnayage, soustraction de 
deniers publics et des biens de l'Etat, viol, enlèvement avec violence 
„des personnes ou des effets, vol commis — soit de jour seit de 
-nuit — avec escalade ou effraction, vol commis dans les églises, 
„dans les lieux qui sont sous la protection de la foi publique, ou 
„dans les blanchisseries. “ ') 


# % 
* 


Dans les six constitutions de l’Helvétique (1798— 1803), 
pas un mot au sujet de l’extradition. Le projet élaboré par 
la Commission diplomatique de Schwyz prévoyait seul, à l'art. 
1° lett. d. du Ille chapître, que les traités de moindre im- 
portance, tels que ceux sur les droits réciproques en matière 
de successions, de faillites, de traite foraine, de déserteurs, d’er- 
tradition de criminels etc. (ces derniers ne concernaient d'ailleurs 
que les cantons frontières), ne pourraient être stipulés que 
par le Conseil fédéral (eidgenüssischer Rath). Ce silence, au 
demeurant, s’explique très bien par la forme absolument uni- 
taire du régime fédéral d’alors. 


L'acte de médiation, du 19 février 1803, ne contient éga- 
lement aucune disposition spéciale sur la matière et se borne 
à statuer (art. VIII du chap. XX”®) „qu’aucun canton ne peut 
donner asile à un criminel légalement condamné, non plus qu'à 
sun prévenu légalement poursuivi‘, — ce qui devait nécessaire- 
ment forcer les cantons soit au bannissement soit à l’extra- 
dition des délinquants réfugiés sur leurs territoires, mais sans 


— - — — 





1) Rec. off., I, p. 425. 
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que ni l'une ni l’autre mesure ne fussent autrement réglées 
d'une façon déterminée et uniforme. 


Il en est de même du Pacte fédéral des XXII Cantons 
du 7 août 1815. Il réserve toutefois ($. 14) ,les concordats 
„et conventions conclus entre les Cantons depuis l'an 1803, les 
„quels ne sont pas contraires aux principes qu'il consacre.“ }) 


+ + 
* 


Ceci nous amène à parler enfin du Concordat stipulé le 
8 juin 1809 „par les Députés des Cantons de la Confédé- 
„ration suisse, assemblés en Diète ordinaire“ et relatif: „aux 
„siynalements, poursuiles, arrestations et extraditions des criminels 
nou accusés, aux frais qui en résullent, aux interrogatoires et à 
l'évocation de témoins en affaires criminelles et à la restitution 
„des effets volés.“*) 

C'est là en somme la principale, pour ne pas dire la 
seule base sur laquelle repose, en Suisse, l’institution qui 
nous occupe, et elle vaut certainement la peine que nous 
l’etudions ici dans ses détails. 

x x 
+ 

Déjà le 19 juillet 1803, la Diète, — sur la proposition 
des députés de Berne et de Bâle —, instituait une Commission 
particulière pour donner un préavis relatif à l’extradition des 
criminels et au bannissement. — Le 2"° août, la Commission 
remplissait sa tâche en proposant les articles suivants qui 
ont été acceptés par la Diète, sous la réservé ,que les gouver- 
„nements cantonaux, après la dissolution de la Diète, feraient 
connaître au Landamman de la Suisse leur volonté de se 
conformer au Concordat en question, rentrant dans les attri- 
butions du Pouvoir exécutif, et qu'ils enverraient la ratifica- 
tion des Cantons avant la fin de l’année“ :°) 

1° , Tout criminel, quelque soit son domicile, qu’il soit pour- 
suivi, détenu ou autrement découvert, lorsqu'il y a contre lui des 
indices d’un crime commis dans le territoire d’un Canton, doit, 


1) Rec. off., I, p. 15. ?) Ibidem, I, p. 332 ss. 
*) Reces de la Diète, 1808, p. 22—23. 
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„sur la demande de ce Canton, lui être délivré sans autres frais 
„que ceux de nourriture et de transport et sans qu'il soit néces- 
„saire de réserver la ‘réciprocité. Et lorsqu'il y a concurrence 
„de plusieurs cantons requérans, il doit être délivré de préférence 
„au canton, dans lequel il est accusé d’avoir commis le délit le 
„plus grave. — On devra procurer à tout prévenu d’un délit por- 
tant peine capitale ou afflictive des ecclésiastiques de sa religion, 
„tant avant l’exécution qu’au moment où elle a lien. 

29 ,Les voleurs et autres criminels dangereux à la société 
„ne doivent pas être bannis, si ce n’est hors des terres de toute 
„la Suisse. Ils seront conduits de canton en canton jusqu'aux fron- 
„tieres, à la diligence des. divers gouvernemens cantonaux dont 
ils traversent le territoire. 

„Si des indigènes étaient tout seulement bannis de leur canton 
„pour une conduite immorale et d’autres délits moins graves, on 
devra faire connaître à tous les cantons ce bannissement et la 
„cause pour lequel il a été prononcé, afin que chacun d'eux vove 
„s’il permettra ou non à l’exilé de s'établir dans son territoire.” 


Le 11 juillet 180 4 ,') après lecture de l'arrêté ci-dessus, 
les députations déclarèrent qu'il avait été ratifié par leurs 
gouvernements; seule celle de Schwyz annonça que „quant 
„au premier article touchant l’extradition des criminels, son 
„gouvernement voulait s’en tenir à l’ancien usage.“ — Le 
député de Berne ayant proposé, à cette occasion, ,que les 
signalemens qu’on donne d’un canton à l’autre soient im- 
primés et envoyés en tel nombre que le travail des copistes 
soit par là diminué et que la publication en soit plus accé- 
lérée, — les Députations, ,tout en reconnaissant la conve- 
nance d’une pareille mesure“, n’ont pu en faire le sujet d’un 
arrêté général, ,à raison de la différence des langues et du 
manque d’imprimeries dans quelques cantons“; mais elles ont 
laissé aux cantons le soin de s’entendre entre eux sur cet 
objet. — La Diète arrôta cependant le 12 juillet 1806 les 
rubriques que devaient contenir les dits signalements et 


1) Ibidem, 1804, p. 159. 
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adopta aussi à peu près dans son ensemble, la proposition 
susindiquée du député de Berne,!) 


Le 23 juin 1808, la députation du Tessin ayant proposé 
„que les frais qui résultent de la saisie et de l’extradition 
„des malfaiteurs d’un canton à l’autre soient réglés par un 
tarif général et uniforme“, — celles des autres cantons dé- 
clarèrent l’approuver entièrement, mais elles témoignèrent en 
même temps (sur l'initiative de Berne) le désir d’aller un peu 
plus loin, dans ce projet de concordat, et de saisir l’occasion 
pour le discuter confédéralement et y faire rentrer des dis- 
positions relatives à des objets de police criminelle. — La 
Diète nomma à cet effet une Commission, qui présenta le 
1° juillet un rapport à l’appui d’un projet complet de con- 
cordat général sur ,le signalement, la poursuite, la saisie et 
l’extradition des malfaiteurs et des prévenus, sur l'audition 
des témoins et la restitution des effets dérobés.t 


Discuté dans son ensemble et article par article dans 
les séances du 1°", 2 et 21 juillet, ce projet fut adopté dé- 
finitivement, le dernier jour, par les députations de Berne, 
Uri, Unterwald, Glaris, Soleure, Schaffhouse, Appenzell, Bäle, 
Fribourg, Grisons, Zoug et Lucerne, ad referendum par celles 
de Schwyz, Zürich, St. Gall, Argovie, Thurgovie et Vaud, sous 
réserve de ratification de la part de son gouvernement, en 
ce qui concernait le $ 6, par celle du Tessin. Comme celle 
de Vaud, la députation du Tessin estimait que ,dans tous 
les cas l’employ& de police qui trouve un signalé dans un 
‘autre canton, doit demander l’autorisation du magistrat com- 
pétent pour l’arréter.“?) 


Le 8 juin 1809, après un appel nominal tendant à 
prendre un arrêté définitif confédéral sur la ratification du 
dit concordat, cette ratification fut annoncée sans restrictions 
par 18 cantons faisant 23 voix et par la députation de Vaud 
à l'exception des art. 6, 7, 8, 9, 10, 11 et 17.5) 


1) Recès de la Diète, 1806, p. 135 ss. 
2) Ibidem, 1808, p. 112 ss. 3) Ib,, 1809, p. 45. 
30% 
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Ensuite de ce vote et ,afin de mieux atteindre le but 
principal de l’exercice et de la garantie d’une justice crimi- 
nelle parfaite“, la députation de Lucerne avait fait une pro- 
position tendant à ce que, par un nouveau concordat, l'on 
consacràt et reconnût formellement le principe „que fout canton 
„auquel un autre canton offre de remettre un malfaiteur emprisonné 
„dans le terriloire de celui-ci et qui ressorhit évidemment à la juri- 
„dichon criminelle du premier, est lenu de le recevoir. Vivement 
appuyée par la députation vaudoise, de même que, sous réserve 
d’une rédaction plus précise, par celles de Zürich, Bâle, Ar- 
govie et Thurgovie, cette proposition forma l’objet de plusieurs 
débats pendant les sessions de 1810 et 1811, mais elle fat 
enfin écartée le 11 juin de cette dernière année par les voix 
de Uri, Unterwald, Schaffhouse, St. Gall, Fribourg, Grisons, 
Appenzell Rh Ext. Berne, Glaris, Schwyz et Soleure, qui ré- 
solurent de s'en tenir simplement au Concordat en vigueur sur 
la recherche et la remise des criminels”) — Soleure consi- 
dérait du reste cette nouvelle convention comme superflue, 
„parce que l'obligation de recevoir les criminels s'entend d'elle 
même et a son fondement dans l’esprit du concordat de 1808.“ 
— Appenzell Rh.-Int. proposait que ,chaque canton eût le 
„droit de livrer des criminels à celui où ils ont le droit de 
nbourgeoisie et de domicile“, — tandis que Berne avait pour 
instruction de recommander aux autres Etats l’adoption du 
principe d’après lequel „tous les crimes qu’un criminel commet 
dans un canton suisse quelconque, ainsi que les peines qu'il y aurait 
„subies, lui seraient imputés par l'autorité judiciaire suisse qui doit 
„le juger.“ 


* * 
* 


Une contestation particulière, qui s'était élevée dans le 
courant de l'année précédente entre le canton d’Uri et le 
canton de Lucerne, offrit au premier l’occasion de soumettre 
à la Diète, le 19 juillet 1808, la question de savoir: „Si 


„dans les délits graves de discipline ou de police, Pextradition du cou- 





1) Ib., 1810, p. 108 s.; 1811, p. 25 s. 
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pable doit avoir lieu, lorsqu'il y a citation formelle d'un gouverne- 
ment cantonal?‘ La députation de Lucerne y répondit: 


, L'arrêté de la Diète de 1803 s’est borné à statuer en 
principe que l’extradition réciproque doit avoir lieu dans les 
„cas de délits criminels, mais notre gouvernement ne croit 
„point pouvoir être tenu de délivrer ceux qui se sont rendus 
coupables d’une faute de police. Toute réquisition particu- 
„liere de ce genre n'est envisagée que comme un objet de 
Convention volontaire et amicale, et dans chaque cas qui 
„se présente le canton requis peut mettre à son consente- 
„ment certaines conditions dont l’omission ou la transgression 
„serait très préjudiciable aux droits de ses ressortissans. 
„Du reste le canton de Lucerne est prêt à faire des con- 
-Cordats particuliers sur cet objet avec les cantons qui ont 
„des lois positives sur la police.“ 


Après quelque discussion, la Diète, considérant ,que la 
„question n'avait nullement été décidée par son arrêté de 1803 et 
„qu’elle était d’une si haute importance qu'il paraissait nécessaire 
„de donner des définitions plus précises à l'effet d'établir par un 
»Concordat l'obligation de l’extradition limitée‘, prenait, à la 
majorité des voix, la résolution suivante: | 


„La Diète a vu avec plaisir par les déclarations concordantes 
„des hautes Députations, que /’ancien usage confédéral de Pextradition 
„reciproque dans les cas de délits de police est maintenu et observé 
„dans la plupart des cantons par des motifs de bons procédés ré- 
„eiproques. Elle estime qu’il serait à propos de faire de cet usage 
„une règle générale entre les cantons confédéraux et partant re- 
commande à tous les cantons de l’observer. — Mais pour mieux 
déterminer et mettre en exécution ce principe, elle prend toute 
„cette affaire au recès ad s#sfruendem.“!) 


Le 20 juin 1809, en effet, quatorze députations (Uri, 
Unterwald, Zurich, Zoug, Soleure, Schaffhouse, St. Gall, Thur- 
govie, Appenzell, Bâle, Berne, Glaris, Schwyz et Fribourg, ces 


) Recès de la Diète, 1808, p. 242 s.; 1809, p. 50 ss. 
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deux dernières sous réserve de ratification), déclarent adhérer 
au principe en question, portant que: , Tout comme les coupables 
„de crimes doivent être réciproquement délivrés en vertu du Con- 
scordat général, les Etats veulent aussi réciproquement permettre 
„que dans les défis de police généralement reconnus pour tels les 
Cantons se remettent incessamment les coupables, lorsqu'ils en 
Seront formellement requis, et cela conformément à l’ancien usage 
„de la Confédération et pour affermir l'amitié et la bonne intelli- 
„gence entr’eux.“ 

Les députations de Grisons et Tessin ayant dû proposer 
qu'on déterminàt plus positivement le principe et qu’on donnät 
une indication exacte des cas dans lesquels une telle réquisition 
peut avoir lieu, ne prirent aucune part à ce concordat. — Le 
député de Vaud, se conformant à son instruction, demanda 
„que la chose demeuràt en son état actuel, c. à. d. qu'on laissät 
„aux cantons le soin de s'entendre amiablement entr’eux pour 
„chaque cas qui se présentera.“ — Lucerne et Argovie firent 
inscrire au protocole les déclarations ci-après: 

„Le gouvernement du canton de Lucerne est tout à fait dis- 
posé à faire tout ce qui peut accroitre et cimenter la bonne 
harmonie entre les Etats relativement à l'administration de la 
justice dans le sens le plus étendu; mais il ne peut s’écarter du 
„prineipe qui a été consacré l’année dernière au sujet de l’extradition 
„sans réserve des coupables de faute de police qu’on voulait exiger. 
„Du reste cette affaire est de nature à fournir seulement la matière 
d’un concordat particulier entre les cantons.“ 

„La diversité des principes adoptés par les législations pénales 
„des cantons pouvant facilement avoir pour conséquence que la 
„meme action envisagée comme faute de police dans un canton, füt 
sconsidérée comme crime dans un autre, le gouvernement du canton 
nd Argovie pense qu'il faudrait établir en principe que la repré- 
„sentation et l’extradition d’un individu, requise de gouvernement 
sà gouvernement à raison d’une faute de police aura lieu lorsque 
„le délit dont il est accusé doit, par sa gravité et par sa nature, 
lui étre imputé comme action criminelle dans le canton qu'il 
habite ou dans celui où il est domicilié, d’après les lois pénales qui 
régissent ce canton.“ 
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Puis, les cantons dissidents furent sérieusement invités, 
par une majorité de 18 voix: ,d procurer pour l'année pro- 
chaine, par leur adhésion à un principe aussi simple ei qui entraîne 
„se peu de conséquences, le complément au Concordat confédéral qui 
„a été arrêlé sur cet objet.“ 1) 


Les cantons de Schwyz et Fribourg ayant formellement 
accédé, dans l'intervalle, au principe susénoncé, il fit, le 7 juin 
1810, par la volonté des mêines 14 Etats, l’objet d'une Con- 
vention formelle pour l'avenir?) — Grisons, Argovie, Tessin et 
Lucerne persistérent, par contre, dans leur refus, par la 
raison que ,d’après leur manière de voir, il fallait laisser aux 
cantons le soin de résoudre la question proposée selon qu’ils 
le trouveraient à propos et par des Concordats particuliers 
entr’eux.“ La députation de Vaud fit de même; elle pro- 
mettait d'ailleurs que „si le sens du Concordat était une fois 
„mieux éclairci et fixé, son canton s’entendrait volontiers sur ce 
sujet avec d’autres Etats qui y seraient également disposés.“ °) 


Confirmée sans discussion, et par 18 voix,‘) le 9 juillet 
1818, — cette Convention occupa de rechef la Diète pendant les 
années 1837 à 1840. Par circulaire du 29 mai 1837, tous 
les Etats qui y avaient accédé avaient été invités par le gou- 
vernement de Neuchâtel à fixer leur attention sur les disposi- 


1) Recès de la Ditte, 1809, p. 50 s. 

3) Rec. off., I, p. 348: ,Pour les délits de police généralement re- 
„connus comme tels, les Etats concordants, conformément aux anciens 
„usages entre confédérés, consentent à accorder, sur réquisition formelle, 
„la remise des coupables.“ 

2) Ibidem, 1810, p. 107 s. 


#) Vaud et Valais réservent le referendum, Argovie déclare que 
nmalgré le refus antérieur de son canton d'accéder au conclusum de 1809 
net 1810, à cause du manque de précision dans les termes délits de po- 
lice généralement reconnus‘, son gouvernement y adhère sous ré- 
„serve de la ratification et avec le vif désir qu'on procèdera bientôt à une 
„revision de ce concordat imparfait,“ — Zoug, Tessin et Genève ap- 
prouvent, sous réserve de la ratification, le même principe qu’ils observeront 
dès à présent. Zoug et Tessin signifièrent plus tard leur adhésion dé- 
finitive, 


$i Tue 
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tions de l’arrétè y relatif. En effet, tandis que Neuchâtel se 
croyait engagé par le texte du Concordat à la remise sur réqui- 
sition formelle des coupables désignés par ce dernier dans le 
sens, qu'il suffisait que les citations envoyées leur fussent com- 
muniquées et transmises d’une manière convenable et officielle, 
sans que le coupable pût être forcé à la comparution, — l'Etat 
de Berne demandait, en revanche, que la remise (Stellung) des 
coupables de délits de police, convenue par voie de Concor- 
dat, eût lieu de manière à ce que les cantons respectifs fus- 
sent tenus de faire comparaître, sur réquisition, les coupables 
même par voie de contrainte personnelle, ce qui aurait équivalu 
à une extradition formelle. Lucerne, Schwyz, Grisons, Thur- 
govie et Bäle-Ville se déclarèrent de l'avis de Neuchatel; 
Zurich, Glaris et Fribourg de celui de Berne; Uri, Unterwald, 
Zoug, Schaffhouse et Tessin assistèrent à la délibération ad re- 
ferendum; Appenzell se réserva le protocole ouvert. — Le 
Directoire, de son côté, déclara qu'il ,pouvait d’autant moins 
partager l’avis de la députation de Berne, qu'il existe dans tous 
„les cas une grande différence entre un coupable de délit criminel 
„et un coupable de délit de police, et que par conséquent le dernier 
mérite plus d’égards que le ‘ premier, sans compter que l’extra- 
„dition d'un criminel (qui n’est autre chose que la remise opérée 
„par voie de contrainte) ne doit être accordée, dans la règle, par 
„un autre Etat, que lorsqu'il existe des traités spéciaux et rédigés 
„en termes clairs, stipulant une telle extradition.“ 


Le 8° tour de délibération, qui eut lieu sur cet objet le 
16 juillet 1838, prouva que les opinions sur le véritable 
sens du Concordat s’accordaient aussi peu que lors du 
premier. Lucerne, Zürich, Soleure, Bäle, Grisons, Thurgovie, 
Tessin et Neuchatel maintinrent la manière de voir de ce der- 
nier canton, qui fit observer en particulier: ,1° que l’expres- 
„sion employée dans le Concordat — %s Cantons consentent à ac- 
„corder la remise des coupables etc. — explique déjà suftisamment 
„le véritable sens de la Convention, vu que si l’on avait voulg. 
entendre par celle-ci autre chose que l'insinuation d’une citatio 
devant un tribunal étranger, les cantons auraient dû s'engager: 





Rapport de Mr. le Dr. L. Colombi, à Lausanne. 475 


„a effectuer ladite remise; 2° que si le Concordat en question 
„n’existait pas, les cantons pourraient refuser d’assigner un propre 
ressortissant devant un tribunal étranger, ensorte que, même dans 
„son interprétation limitée, le Concordat était encore d’un effet 
„important; 3° qu'il serait injuste d'établir, d’un côté, une quantité 
„de dispositions protectrices au sujet de l’extradition des criminels 
„et de ne livrer que dans des cas urgents un ressortissant du 
Canton à un juge hors du canton, pour forcer, d'autre part, un 
„inculp& de simples déXés de police à comparaître devant un juge 
étranger à son pays; 4° que d’ailleurs le refus opiniâtre de la 
„part du coupable de donner suite à des réquisitions officielles 
d'une autorité étrangère d’un canton concordataire entrainerait 
„toutes les conséquences qu’aurait la résistance aux autorités propres 
„du canton et cela au point, que si une telle résistance encourrait 
„une peine criminelle, l’extradition pourrait avoir lieu.“ 

Berne et Fribourg opinèrent par contre: „que l’engagement 
„eontract& de consentir à accorder la remise d’un coupable entraîne, 
„en cas de besoin, le coupable à la comparution; qu'il existe une 
„grande différence entre le mode de procéder contre ceux qui sont 
accusés d’un crime et celui qui devrait être observé contre les 
accusés d'un simple délit, vu que le premier est arrêté de suite, 
tandis qu’on laisse au dernier la possibilité de se soustraire à 
„la peine par la fuite, sa remise ne devant être opérée par des 
„mesures de police, que lorsqu'il aurait volontairement fait défaut 
sà la première assignation; que si par le mot „Si#lung“ on 
.n’avait voulu comprendre plus que l’insinuation de la réquisition 
d'un tribunal, il aurait été d’autant plus superflu de conclure 
„A ce sujet un concordat, qu'une telle insinuation n’est même jamais 
refusée par les Etats étrangers.“ Les deux Etats proposèrent 
comme modèle à suivre pour l’éclaircissement désiré du Con- 
cordat une convention stipulée entr’eux sur le même sujet 
le 9 août 1825 (V. plus loin aux Conventions intercantonales). 
— St. Gall, tout en se rapprochant plutôt du premier avis, 
aurait voulu que le jugement rendu en contumace contre le 
coupable d’un délit de police regîit dans tous les cas son 
exécution; Bdle- Ville estimait qu'il suffisait de consigner les 
différentes opinions dans le protocole de la Diète; Schaffhouse 
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accéda à l’opinion de Berne et Fribourg; Uri, Unterwald, 
Glaris et Appenzell prirent le referendum. En somme, aucune 
majorité. Il en fut de même lors de Ja troisième délibération 
(26 juillet 1839), au cours de laquelle Lucerne, Soleure et 
Schwyz proposèrent de remplacer l’obligatoriété de l'emploi 
de la force, pour la remise des coupables, par une expression 
qui le déclarât purement facultatif. Cette idée déplut par 
contre à Neuchâtel et à Thurgovie, qui la combattirent en disant 
que les Concordats entre cantons doivent non seulement 
garantir les droits et les obligations réciproques des cantons 
concordataires, mais aussi les droits des citoyens, — tandis 
que d’autres députations soutenaient, au contraire, que cette 
mission devait demeurer réservée à la législation des cantons 
respectifs. !) 


Cet objet reparut une dernière fois à l'ordre du jour de la 
Diète, le 27 juillet 1840. Zurich, Glaris, Soleure, St. Gall, 
Grisons, Thurgovie, Tessin, Bäle-Ville et Lucerne déclarèrent 
adopter une adjonction au Concordat, conçue dans des termes 
à peu près semblables à ceux de la proposition primitive de 
Neuchâtel, amendée par celle faite l’année précédente par Lucerne, 
Soleure et Schwyz ; Berne, Fribourg et Schaff house maintinrent 
la leur, (Schaffhouse en y ajoutant que la remise aurait 
lieu seulement lorsque le gouvernement du canton requis aura 
pu se convaincre par les pièces qu'il y a réellernent lieu 
d'accorder l’extradition); Argovie, Valais, Genève et Vaud rap- 
pelèrent que n’ayant jamais accédé au Concordat concernant 
la remise des coupables de délits de police, ils ne prendraient 
pas part aux délibérations y relatives; Vaud fit observer, en 
même temps, que la question n'étant pas de la compétence 
de la Diète, puisqu'elle ne se rapportait qu'à un Concordat 
volontaire entre cantons, la Diète ne devait point s’en occuper. 


nBien que non appuyée, cette dernière idée finit cepen- 
„dant, en fait, par triompher, car aucune des propositions 


1) Recès de la Diète, 1837, 1838, 1839, pp. 177 ss., 37 ss., 2 ss. 
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Susénoncées ne réussit à gagner pour elle la majorité des voix 
„de l'Assemblée.“!) 


1) Vaud refusa, comme en 1809, son adhésion aux $$ 6, 7, 8, 9, 10 
et 11, „parce qu’ils concèdent à une gendarmerie étrangère le droit de pour- 
„suivre et d’arréter des criminels sur le territoire d’autres cantous, tandis 
„que le gouvernement vaudois préférerait conclure à cet égard des conven- 
„tions particulières avec les cantons voisins“, — et au $ 17, ,parce qu’il 
„n’est pas de la compétence du gouvernement, mais de celle des autorités 
„judieiaires, d'accorder le recouvrement des frais“. 

Genève fit sur les conditions de son adhésion la déclaration sui- 
vante: 1° ,Que la demande eu extradition des condamnés et des coupables 
nprésumés, réclamés par le canton sur le territoire duquel le crime aurait 
»été commis, ne sera admise par le canton dans le territoire duquel ils se 
„seraient réfugiés, que pour les crimes contre la sûreté extérieure et in- 
„terieure de l'Etat, la fabrication de fausse monnaie, le faux en écritures 
publiques, l’assassinat, l’empoisonnement, l'incendie, le vol avec violence 
„ou effraction La législation du canton duquel l'extradition est requise, 
ndéterminera si le crime commis se trouve parmi ceux ci-dessus.“ 2° „Que 
„les ressortissans du canton de Genève, dont l’extredition serait effectuée, 
„ne seront appliqués ni préparatoirement ni définitivement à la question, 
„et qu'ils ne seront en aucun cas soumis, avant la condamnation, à aucune 
„espece de peine ou de contrainte personnelle, autre que l’emprisonnement.* 
3° „Que la recherche ou l'arrestation des condamnés ou des coupables pré- 
„sumes, ne pourront se faire par les employés de police d’un canton sur 
„le territoire d’un autre canton, que dans la forme déterminée par les lois.“ 
4° „Que, lorsqu'il s’agira de coupables présumés, l’extradition ne sera point 
nopérée par de simples signalemens, mais sur des pièces que les autorités 
compétentes du canton où les individus seraient arrêtés, jugeraient suffi- 
„santes pour constater qu'ils sont dans un état légal de prévention ou d’ac- 
ncusation des crimes indiqués ei-dessus.* 5° „Qpe, dans les cas d’évocation 
d'un témoin, s’il se trouvait complice, il sera renvoyé par devant son juge 
"naturel, aux frais du gouvernement qui l'aurait appelé.“ 6° „Que l’extra- 
ndition serait accordée pour tout condamné ou prévenu d'un crime non 
nspécifié en l'article 1”, si le condamné ou prévenu est ressortissant du 
Canton qui en a fait la demande, pourvu que le dit crime soit qualifié 
„comme tel dans le canton auquel la demande en extradition est adressée.“ 
7° ,Que, quant à la revendicatiun des effets volés ou enlevés dans un canton 
„et transportés dans un autre, elle devra avoir lieu conformément aux lois 
observées dans ce dernier canton à l’égard de ses gropres ressortissans,“ 
8° „Que le concordat, ainsi modifié, durera dix ans, et qu'il expirera le 
1°" juillet 1829, s’il n’est renouvelé.“ (Recès de la Ditte, 1840, p. 192 ss.) 


ce TTT lui 
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Revenons maintenant au Concordat principal, qui concerne 
l’extradition des criminels. 


Après l'avoir confirmé sans changements et par toutes 
les voix, sauf celles des cantons de Vaud et de Genève’), le 
8 julilet 1818, la Diète dut le remettre en délibération 
au cours de la même session, ensuite du désir exprimé par 
les députations de St. Gall et d’Argovie ,que cette convention 
„provisoirement confirmée, mais incomplète et défectueuse en elle- 
même, fût soumise aussitôt que possible à une révision definitive, 
„et d'une motion présentée par celle de Berne, À l'effet qu'il fût 
décidé en principe: | 

„Que des criminels qui auraient commis des délits dans plus 
d'un canton de la Suisse fussent ordinairement jugés par le juge 
criminel du canton où le plus grave de ces crimes aurait été 
Commis, et que dans un tel jugement on eût égard, non seulement 
„aux crimes que le coupable aurait commis dans d’autres cantons 
„suisses, mais aussi aux peines qu'il aurait déjà souffertes.“ 


Il n’est peut-être pas sans utilité de rappeler ici, dans 
leurs traits principaux, les discussions intéressantes que le 
Concordat en question provoqua au sein de la Diète pendant 
les années 1818 à 1822, car elles serviront à mieux ex- 
pliquer l’origine et la signification de quelques-unes des 
dispositions les plus importantes, qui du Concordat passérent 
ensuite dans la loi fédérale de 1852, encore en vigueur. 


28 juillet—21 août 1818. La plupart des députa- 





nLes députés du canton sont au surplus chargés de déclarer à la 
»Diète, que pour les crimes non spécifiés dans le concordat et, jusqu'à la 
Conclusion, pour tous les crimes qui seraient commis dans un autre canton 
„par des ressortissans du canton de Genève, le Conseil représentatif et 
„souverain pourvoira à ce que lesdits genevois qui se retireraient sur le 
nterritoire du canton, y soient poursuivis devant les tribunaux criminels, 
„a raison desdits crimes, sur la plainte soit du gouvernement du canton 
„ot les crimes auraient eu lieu, soit de la partie lésée; — de manière à 
„ce que le sol du canton n’offre jamais aux genevois coupables desdits 
„erimes un asile, où ils seraient assurés de l'impunité.“ 

1) Ibidem, 1819, p. 108 s. 





Rapport de Mr. le Dr. L. Colombi, à Lausanne. 479 


tions parurent disposées, lors de la délibération préalable, à 
accéder à un pareil concordat, soit dans les termes de la 
proposition de Berne, soit avec des dispositions plus précises, 
attendu que plusieurs cantons ne l'avaient envisagée que 
comme un principe général ayant besoin de développements 
ultérienrs. Les uns cependant n'auraient voulu reconnaître 
l'obligation de l’extradition que pour des crimes capitaux pro- 
prement dits; d’autres demandérent que cette extradition eût 
lieu seulement lorsque le canton, dans le territoire duquel 
le crime le plus grave aurait été commis, le demanderait 
formellement; d'autres encore trouvaient qu’il serait difficile 
et même dangereux de déterminer que lors de la punition 
d’un nouveau crime, on dût avoir égard à des crimes 
antérieurs et aux punitions y relatives: Schwys aurait voulu 
en faire l’objet de concordats particuliers entre les cantons, 
sans entrer dans une délibération fédérale à ce sujet; Zoug 
déclara vouloir s’en tenir à la coutume usitée jusqu'alors, 
plutôt que de se charger d’une obligation nouvelle; Genève 
objecta que les lois de son Etat ne permettait point qu’un 
Genevois fût remis à d’autres tribunaux que les siens. Par 
18 voix il est enfin décidé „de charger une Commission d’exa- 
„miner les dispositions ultérieures d’un Concordat qui aurait 
pour but d’exécuter le principe susmentionnd.” Cette Com- 
mission rapporte comme suit: „La nécessité d'établir ce principe 
„par un concordat spécial pourrait, au premier coup d’ceuil, paraître 
douteuse, puisque le $ 4 du Concordat de 1809 concernant la 
„recherche et l’extradition des criminels!), énonce le même prin- 
Cipe, si non positivement, du moins implicitement, et qu’il a été 
“exécuté de fait jusqu'à ce moment. D'un autre côté, ou pourrait 
,,craindre qu'il ne résulte de l’établissement de ce principe plus 
,,de lenteur dans l'administration de la justice, en ce que les Can- 
tons ne seraient peut-être pas d'accord sur la question: guweZ es? 


1) $ 4. „L’extradition d’un criminel signalé et arrêté, sera offerte au 
„gouvernement qui l’aurait fait signaler, en tant que l'individu ne se serait 
„pas rendu coupable d’un plus grand crime sous une autre domination‘ 
(Recès de la Diète, 1818, p. 199 ss.). 
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„le crime le plus grave? Et c'est ce qui engage la Commission 
à examiner: s’il ne vaudrait pas mieux juger dans fous des cas le 
„crime à L'endroit où l'arrestation aurait eu lieu. Mais la circon- 
„stance que plusieurs cantons ne punissent que les crimes commis 
„sur leur propre territoire sans avoir égard à cenx qui ont été 
Commis ailleurs, d’où résulte une impunité très fâcheuse, porte la 
„Commission à croire qu'il voudrait beaucoup mieux prononcer 
positivement, et établir en forme de Concordat, ce principe con- 
forme à la nature de la chose comme aux principes généraux de 
„la législation et de l'administration de la justice. Er conséquence 
la Commission propose: ,,gw’i/ plaise à tous les cantons d'adopter, 
„en forme de Concordat, le principe établi par le canton de Berne, 
„tel qu'il a EHE proposé‘. Quant à la question: de quelle manière 
„ou pourrait déterminer la gravité du crime? plusieurs instructions 
„ont manifesté le désir d'en remettre chaque fois la décision aux 
Cantons respectifs. Mais comme, d’un côté, il en résulterait né- 
Cessairement, soit une fâcheuse suspension de l'administration de 
la justice, soit la nécessité d'établir une autorité spéciale pour 
décider dans le cas où l’on ne s’entendrait pas sur ce point, et comme 
,— d’autre part — la Commission n’a pu s’occuper de la classification 
„de tant de crimes différens, elle estime suffisant de s’en tenir aux 
dispositions les plus générales, et partant du principe que Ja gran- 
„deur de chaque crime ne peut être déterminée que par la loi, elle 
„se borne à proposer en second lieu, qu’on insére simplement au 
„Concordat à conclure le dispositif : „Sera chaque fois répuié le plus 
„grand crime, celui contre lequel les lois du canton respectif pronon- 
cent la peine la plus sévère. 

„Les instructions cantonales renferment encore quelques de- 
„mandes particulières, savoir: a. que l'acceptation d'un criminel 
Soit seulement facultative et non obligatoire pour le canton où 
il aurait commis le plus grand crime; #. que l’extradition de ses 
»propres ressortissans ne soit pas établie comme stricte obligation, 
et enfin c. que les frais de la première procédure ne soient pas 
„imputes au canton qui se chargerait du criminel. — La Commis- 
„sion est elle-même persuadée de la nécessité d'établir, tôt ou 
tard, une disposition positive à l'égard de l'obligation d'accepter 
un criminel et de l’extradition ou non-extradition des propres res- 
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„sortissans du canton; mais comme ces objets sont du ressort du 
„Concordat de 1809, elle ne s'est pas arrogé le droit d’entrer 
„dans de tels développements, ni de faire à ce sujet des propo- 
„sitions formelles. La députation d’Argovie ayant toutefois de- 
montré d’une manière lumineuse et approfondie combien il existe 
„encore de lacunes essentielles dans ce Concordat antérieur, et 
Combien il est nécessaire qu’elles soient remplies, la Commission 
„croit devoir remettre à la Diète de décider si elle veut s’en tenir, 
„pour le moment, à ce même concordat, ou bien, si elle juge con- 
„venable de le soumettre, dans le courant de cette année, à une 
révision de la part du canton directeur ou d'une Commission 
Spéciale ... .““ 

C’est en effet cette seconde alternative qui fut défini- 
tivement adoptée par 13 voix, après que. Unterwald, Soleure, 
St. Gall, Tessin, Valais, Neuchâtel, Zürich, Argovie, Thurgovie, 
Appenzell eurent annoncé leur adhésion, en principe, soit à la 
proposition de Berne soit à celles de la Commission, et aprés 
que Lucerne et Glaris eurent fait observer: ,,combien l'obligation 
d'accepter les criminels était nécessaire au maintien de l’ordre 
„legal et conforme aux principes du droit, mais qu'à défaut d’ac- 
„cord général sur ce principe, alors il appartenait au canton, où 
„larrestation a eu lieu, le soin et le devoir de punir le coupable, 
,,et que ce gouvernement trouverait dans ses propres lois la règle 
„la plus naturelle pour apprécier la gravité des différens crimes.‘ 
— Bale, par contre, vota pour le principe, que l’extradition 
d’un criminel doit avoir lieu envers le canton, où le plus 
grand crime a été commis, lorsque ce canton le demande; 
mais la députation bâloise déclara n’avoir pu comprendre com- 
ment l’accumulation de divers délits, commis sous des do- 
minations différentes, pouvait obliger le juge du lieu de l’ar- 
restation, oucelui auquell’extradition doit avoir lieu, à prononcer 
d’autres peines que celles fixées par les lois de son propre 
canton. Enfin, plusieurs cantons n’ayant ni code pénal formel, 
ni les moyens d'appliquer des peines d'emprisonnement ou de 
réclusion, cette circonstance fournit de même à d’autres dé- 
putations un motif de douter de la possibilité d’un Concordat 


plus étendu. 
Zeitschr. für schweizerisches Recht. Nouc Folge VI. 31 
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Pendant l'hiver 18 19 l'étude de la proposition de Berne 
et de la révision du Concordat de 1809 est confiée, par le 
canton directeur, à deux jurisconsultes bernois, le Dr. et Prof. 
Schnell et le Lt Col Ch. Koch, qui répondent, le 15 novembre 1820, 
par un rapport savamment motivé, systématique et complet, 
accompagné d’un projet de Concordat. Le Directoire fait im- | 
primer le rapport et le transmet à tous les Etats confédérés, « 
afin qu'ils l’examinent avec soin. La Diète s'en occupe le 
12 juillet 1821 et, le besoin d'un nouvel examen se faisant 
sentir de toutes parts, elle décide à l'unanimité „de 
nommer une Commission, chargée d'examiner môûrement | 
„lobjet dans toutes ses faces, à laquelle toutes les Députa- | 
„tions seraient invitées à remettre par écrit leurs instructions 
pen matière.“ 

Cette Commission!) présente à son tour, le 13 août, à la | 
haute Assemblée son rapport circonstancié avec un autre pro- 
jet de concordat, dans lequel elle maintient et adopte ce 
qu’elle a trouvé de nature à être concilié soit avec le projet 
de MM. Schnell et Koch soit avec les votes émis par plusieurs 
cantons. Mais tandis que les deux jurisconsultes bernois, 
en opposition à la proposition de leur propre gouvernement 
et guidés essentiellement par les axiomes de droit „leges non 
valent extra territorium et ,nemo polest gladis potestatem sibi 
datam, vel cujus alterius coertionis ad alium transferre‘, avaient 
considéré comine ,rejetable et tout à fait inadmissible la 
ntransmission du jugement général de délits qui ont été com- 
„mis par un malfaiteur sur le territoire de plusieurs cantons, 
-à celui des cantons sur le territoire duquel le plus grand 
Crime a été commis“ —, la Commission de la Diète, s’ins- 
pirant plutôt de l'esprit et du sens des véritables relations 
fédérales basées sur l'intérêt commun, estima qu'il y avait 
lieu d'admettre et de sanctionner en principe les idées 


1) La Commission était composée de Mr. le Burgmeister Fetzer, le 
juge d’information de Wattenwyl, le grd. conseiller Krauer, le juge 
d'appel de la Harpe at la landammann Sidler, rapporteur. 
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de la députation de Berne et de la précédente Commission 
et rédigea son projet en conséquence. 

Après quelque discussion, la mise aux voix du rapport 
de la Commission eut, le même 13 août 1821, pour 
résultat: que Tessin se déclara pour l'acceptation absolue 
du projet, que Zürich, Zoug, Grisons et Argovie l’adop- 
tèrent ad ratificandum et que les autres 17 Etats se réservèrent 


sur le tout le referendum et instruendum pour la prochaine 
Diète. 


15 juillet -14 août 1822. Après une assez longue 
délibération, — pendant laquelle plusieurs députations ex- 
primèrent l’avis ,que le projet de la Commission avait trop 
subordonné des principes politiques et de droit public à un 
accord fédéral, sionnelesy avait passacrifiés“,tandis que d’autres 
(prévoyant le peu de succès de toutes délibérations ultérieures 
à ce sujet) voulaient s’en tenir purement et simplement au 
Concordat de 1809, et que d’autres encore réclamaient 
instamment une continuation de cet important travail —, il 
fut résolu par 16 suffrages ,que la délibération serait con- 
tinuée et qu’il serait nommé une Commission chargée de 
travailler à la plus grande simplification possible du projet 
et à la réunion des opinions exprimées dans les instructions 
des Etats, qui lui seraient communiquées par écrit. 

Cette Commission!) rapporta le 14 août et après avoir 
soigneusement distingué les instructions des Etats en classes, 
elle exprima et motiva sa conviction unanime: ,que dans la 
„eontradiction décidée et sontenue sur les principes fondamentaux, 
„qui résulte de l’analyse des instructions, il n’y a aucune possi- 
-bilité d'une réunion de suffrages; que tout essai ultérieur de sim- 
„plifier le projet dont il s’agit, pourrait sans doute, d’un autre 
ncôté, satisfaire à quelques voeux, mais que, par contre, il entrai- 
„nerait nécessairement de nouvelles difficultés et contradictions, et 


7) Landammann Sidler, Cons. d'Etat Secretan, Trésorier Meyer 
de Schauensee, juge d'appel Wurstemberger et président de tri- 
bunal d'appel Jehle, rapporteur. 
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„qu’enfin, par les mêmes causes et d’autres encore, la révision du 
„Concordat existant de 1809 n'est pas non plus actuellement fai- 
Sable.“ C’est pourquoi la Commission proposa: „que la Diète 
abandonnât pour le coup la pensée d’une convention amplifiée 
ou autrement modifiée, et qu'elle en revînt simplement au 
Concordat existant.“ Et la Diète décida effectivement, par 16 
voix; „de s’en tenir, dans les circonstances actuelles, au Concordat 
„du 8 juin 1809, confirmé le 8 juillet 1818, et de suspendre son 
„developpement et son complètement ulibrieur jusqu'à ce qu'un besoin 
„plus urgent se manifeste.““\) 


* * 
* 


Pour terminer et bien qu'il n'ait reçu, ni alors ni après, 
aucune application pratique, nous croyons utile de faire suivre 
ici le texte complet des dispositions principales du projet de 
concordat de la Commission de 1821, qui n’a pas encore été 
porté jusqu’à ce jour, croyons-nous, à la connaissance du public. 
Il servira au moins à complèter l'exposé historique dela question. 


8 1. „Les délits graves pour lesquels l’extradition doit avoir 
lieu par concordat, sont: la haute trahison, la sédition, l’em- 
poisonnement, l'incendie, le vol de grands chemins, le meurtre, 
l’homicide, le faux en écriture publique et en lettres de changes, 
la fausse monnaie, le vol des deniers publics et des biens de 
l'Etat, le viol, l’enlèvement par violence des choses ou des 
hommes, le vol avec effraction ou escalade, celui commis dans 
les Eglises et dans les lieux consacrés à la paix, la banqueroute 
frauduleuse. La même extradition a aussi lieu pour les crimes 
qui ne sont pas ici nommés, mais à l'égard desquels le gou- 
vernement requérant et le gouvernement requis sont convenus 
que ces crimes appartiennent aux crimes graves. 

$ 2. Chaque Etat est tenu de faire appréhender et faire mettre 
en arrestation les personnes qu'il est dans le cas d'extrader en 
vertu des $$ suivants, si elles peuvent être saisies sur son 
territoire. 


— —— ————— — 


1) Recès de la Diete, 1822, p. 133 ss. 
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8 3. Chaque Etat est tenu d’extrader à un autre Etat l'individu 
condamné, arrêté par ses fonctionnaires, qui s’est évadé de cet 
Etat, aussitôt que le dit Etat le demande et que l'identité de la 
personne a été reconnue par l'autorité. supérieure de police du 
district où l'individu évadé est détenu. 

8 4, Cette extradition peut toutefois souffrir un délai ou une 
exception, lorsque le condamné a commis un crime grave dans’ 
la juridiction où il est détenu, ou dans un canton par lequel 
il serait réclamé, et lorsqu'il n’aurait pas encore été jugé sur 
ce crime. 

8 5. Dans ce cas il est décidé qu'auparavant le crime grave 
qui n’a pas encore été jugé, le sera par le juge criminel du 
lieu où ce crime .a été commis; ou bien, dans le cas de plu- 
sieurs crimes non-jugés, qu'ils le seront par le juge criminel du 
lieu où le plus grave de ces crimes aura été commis, en y 
imputant le crime moins grave, 

8 6. Le jugement à rendre déterminera en même temps, jus- 
qu’à quel point la nouvelle peine, selon sa nature, pourra être 
exécutée avant ou après la peine encourue précédemment. 

$ 7. Chaque Etat est absolument tenu de recevoir un criminel 
évadé du lieu de son arrestation, ou un fugitif par lui signalé, 
dont l’extradition lui est offerte par un autre Etat. 

8 8. Chaque Etat est tenu d’extrader à un autre, sur sa de- 
mande ou son signalement, les individus contre lesquels il y a 
des indices d’un crime grave commis dans la juridiction de l'Etat 
requérant, si l’autorité suprême du gouvernement de cet Etat 
requérant déclare que les indices sont tels qu'une enquête cıi- 
minelle doit avoir lieu. 

Si l’extradé est ressortissant de l'Etat requis, celui-ci est au- 
tdvisé à demander un rapport sur le sort de ce ressortissant 
pendant la durée du procès criminel, à laquelle demande il doit 
toujours être satisfait. 

$ 9. Les criminels qui n’ont commis des crimes que dans un 
canton, seront extradés au canton dans lequel ils les ont com- 
mis, et ils seront jugés par son juge criminel. En cas de crime 
commencé dans une juridiction et consommé dans une autre, le 
fait consommé détermine le lieu de la condamnation; cependant 

81% 
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le juge du lieu où le crime a été commencé a aussi le droit 
d’infliger une peine, lorsque l'Etat dans lequel le crime a été 
consommé, ne veut faire aucun usage du sien. 

$ 10. Les criminels qui ont commis des délits dans plus d'un 
canton de la Suisse, seront jugés par le juge criminel et selon 
la loi du canton où le plus grand délit a été commis, et dans 
le jugement on lui imputera soit les crimes que le prévenu a 
commis dans un autre canton, soit la peine qu'il y a déjà 
encourue. 

$ 11. Sera toujours considéré comme le crime le p/us grave, 
celui qui doit être puni par la plus grande peine selon les lois 
respectives ou les usages légaux du canton. 

$ 12. Si le cas se présentait où ces lois seraient à ce sujet 
en contradiction, en tant que l’une declarerait /w de ces crimes 
et l’autre wr aufre comme le plus grave, la solution de la 
question à qui la recherche et le jugement appartient, est laissée 
à l’esprit de justice et à l’accord’réciproque des gouvernements 
des cantons qui se trouvent en collision à ce sujet. 

$ 13. Si cet accord souffrait du délai ou de la difficulté, les 
deux dispositions ci-après en décident : 

a. Lorsque deux ou plusieurs Etats sont en collision sur la 
question dans quelle juridiction le crime le plus grave a été 
commis, et si le malfaiteur se trouve dans les mains d’un autre 
Etat qui n'est pas compris dans la collision, ce dernier Etat 
déterminera, d’après sa lui, lequel des crimes doit être considéré 
comme le plus grave, et à quel Etat appartient, en conséquence, 
le jugement du criminel. 

b. Lorsque l'Etat dans les mains duquel se trouve le malfaiteur 
est compris dans la collision et qu'il y a chez lui contestation 
pour savoir si le crime commis sur son territoire ou sur celui 
d'un autre est le plus grave, celui qui a été commis en dernier 
lieu sera considéré comme le plus grave, et le jugement appar- 
tient à l'Etat sur le territoire duquel ce dernier a été commis. 

8 14. S'il résulte dans le cours d’une procédure que le crime 
le plus grave a été commis, non dans le lieu où l'enquête a 
été commencée, mais sur un autre territoire, le prévenu sera 
extradé au Canton sur le territoire duquel il l’a commis. 


— P 
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$ 15. Aussitôt qu’un Etat apprend qu'il a été commis un crime 
considérable dans une autre juridiction, il doit en informer l'Etat 
que la chose concerne et mettre en arrestation la personne sus- 
pectée, même sans réquisition, si elle se trouve dans sa juridiction 
et s'il existe des indices suffisants pour son arrestation provi- 
soire. Il sera de même, sur le champ, donné avis de cette ar- 
restation au canton dans lequel le crime a été commis, sur quoi 
il se vérifiera ensuite s’il y a des indices suffisants pour l’in- 
struction du procès criminel. 

$ 16. S'il est fait à un Etat la proposition d’extradition d’un 


individu non signalé par lui, cet Etat jugera, si l'indice du 


délit est suffisant pour faire contre lui une enquête criminelle 
et il n'est tenu d'accepter la proposition que lorsqu'il trouve 
les indices suffisants. | 

$ 17. Les Etats faisant concordat se promettent en outre as- 
sistance amiable et de bon voisinage dans l'exercice de l’ad- 
ministration pénale, principalement pour le complètement des 
enquêtes criminelles et pour l'exécution des suites de police et 
<iviles des sentences. 

$ 18. Des individus fugitifs, dont l’arrestation est demandée 
par un Etat, doivent être désignés selon les règlements existants 
par le gouvernement respectif au moyen de lettres réquisitoires 
ou de signalements et les bannis au moyen d’an signalement, 


‘et les signalements de l’un et de l’autre doivent être communiqués 


à tous les Etats pour être transmis à leurs établissements de 
police par le livre général des signalements. 

8 19. L'Etat auquel un individu arrêté est extradé doit ponr- 
voir, à ses frais, à ce qu’il soit amené, à moins qu'il ne le 
fasse conduire au lien de sa destination par ses agents de 
police, ou qu’il n’invite l'Etat que la chose concerne, à le faire 
amener. 

$ 27. Chaque Etat exécute, A la réquisition d'un autre Etat, 
les sentences rendues par les tribunaux de ce dernier, relative- 
ment aux amendes, aux dommages-intérêts et aux frais, et cela 
sur les biens immeubles situés dans sa juridiction. 

$ 28. Les choses volées, qui, d'une manière quelconque, ont 
été transportées d’une juridiction dans une autre et qui sont 
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trouvées dans celle-ci, doivent être remises chaque fois, sans 
aucune déduction ou charge, par le gouvernement respectif du 
tribunal compétent, contre le remboursement des frais d’entre- 
tien et de transport qui pourraient avoir été faits, pour être, 
les dites choses volées, délivrées à leur propriétaire, toutefois 
sous réserve du recours du possessenr de bonne foi contre celui 
qui lui a remis ces choses ensuite d’un contrat onéreux. 

$ 29. Chaque autorité judiciaire d'un Etat est tenue, sur la 
réquisition qui lui est adressée par une autorité compétente d’un 
autre Etat, d'interroger les personnes soumises & sa juridiction, 
dont la déclaration pourrait fournir des renseignements sur un 
crime au sujet duquel une information a lieu, et de transmettre 
à l'autorité requérante le procès-verbal de l’interrogatoire: elle 
doit aussi lui communiquer les renseignements résultant des actes 
de l'information; le sont, cependant, contre le paiement des émo- 
luments, selon le tarif, par l'autorité requérante. 

8 30. Si un tribunal demande la comparution personnelle de 

personnes résidant dans la juridiction d’un autre, pour les in- 
terroger, les confronter, ou pour des reconnaissances, la demande, 
à cet effet, doit être adressée à l'autorité supérieure du gou- 
vernement auquel les personnes dont il s’agit, sont immédiate- 
ment soumises ; cette autorité fait signifier à celles-ci la citation, 
ou fait connaître à l'autorité requérante les motifs qu’elle estime 
suffisants pour ne pas l’accorder. 

$ 31. Les Etats s'engagent réciproquement à veiller à ce que 
les personnes, qui doivent faire un voyage dans une juridiction 
étrangère, sur de pareilles réquisitions, soient suffisamment in- 
demnisées, selon la mesure de leur état, de leur industrie, de 
leur perte de temps et de leurs dépenses nécessaires: et à ce 4 
que, au besoin, on leur fasse à ce sujet les avances nécessaires. 

8 32. S'il résulte des actes de l'information ou de l'audition 
de la personne requise de cette manière à subir un interroga- 
toire des indices d’une faute ou d’une complicité, le juge étranger 
doit, sans autre, la faire reconduire à l'officier supérieur de po- 
lice du district de son domicile, sous escorte sûre, s'il y a lieu, 
pour prévenir son évasion; après quoi, son extradition peut être 
demandée selon les formes prescrites. 
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8 33. Chaque Etat, par les tribunaux duquel un jugement dé- 
finitif, pénal ou correctionnel, sur délit considérable a été rendu 
contre le ressortissant d'un autre Etat, doit communiquer, sans 
délai, ce jugement par écrit, dans tout son contenn, au gouver- 
nement du délinquant pour lui servir d’avis et lui faire conduire 
le délinquant, après que celui-ci a subi sa peine.‘ 


* 
* %* 

Il nous resterait, avant d’aborder l’analyse de la loi 
fédérale de 1852, à dire quelques mots sur la genèse et la 
portée de l’art. 99 de la constitution fédérale de 1848, qui 
servit de point de départ à l'élaboration de cette même loi 
et qui est ainsi conçu: ,,Une loi fédérale statuera sur Pextradition 
„‚des accusés d'un Canton à l'autre; toutefois Pextradition ne peut 
nêtre rendue obligatoire pour les délits politiques et ceux de la 
„presse.“ 

Malheureusement, les sources officielles ne nous offrent 
que fort peu de données à cet égard et nous n'avons pas pu 
en trouver davantage dans les savants ouvrages de nos 
compilateurs et commentateurs du droit public suisse. Nous 
en sommes donc réduit à noter ce qui suit: 

L'art. 55 de la constitution de 1848 (textuellement repro- 
duit, sans discussion, dans l'art. 67 de celle de 1874) 
a été proposé, sans explications ni commentaires, par la Com- 
mission (rédacteurs MM. le Dr. Kern et H. Druey) que la Diète 
avait chargée en 1847 d'élaborer un projet de révision totale 
du Pacte fédéral de 1815, dans la teneur littérale de l’art. 
36 du premier projet de révision, délibéré en 1833. 

Au sein même de la Commission, l'article en question, 
ainsi qu’il appert du protocole de ses délibérations, ne souleva 
aucun débat de quelque importance. Il y a été dit simple- 
ment: „qu’il se rapporte à des objets de nature politique et ren- 





1) L'art. 41 de l’avant-projet de 1832 ne contenait que le premier 
membre de la disposition dont on parle: le second y a été introduit, sur 
la proposition des députés de Vaud, lors des débats de la Diète du prin- 
temps 1833, 
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ferme le principe que les cantons doivent s’entr’aider dans l’ad- 
„ministration de la justice pénale; que puisqu'il existe à ce sujet 
„une série de traités avec les Etats étrangers, à plus forte raison 
„Yon peut demander qu'à l'avenir on consacre le mode de vivre 
„qui, au fond, a été réglé jusqu'à présent par voie de Concordat; 
qu’on n’aurait par conséquent qu'à adopter en principe l’art. 36 
du projet de 1833.“ La section de la Commission, du reste, 
qui avait été chargée d’examiner les concordats fédéraux 
existants et de faire son rapport à ce sujet, en vue de prévenir 
les collisions, ajoutait: ,qu'elle n'a pas voulu entrer dans les 
„details de l’article, attendu que les dispositions secondaires, stipu- 
plant jusqu'à quel point, par exemple, l’extradition doit être éten- 
„due et quelles formes doivent être à cet effet observées, ne peu- 
„vent entrer dans le Pacte et sont l’objet d’une loi; qu'on aurait 
Seulement à énoncer le principe que l’extradition n'est pas admis- 
„sible pour les délits politiques ni pour les délits de la presse.“ 


Le protocole de la Diète nous fournit, à son tour, les 
renseignements suivants, qui nous paraissent, à plus d'un point 
de vue, d'une actualité et d’un intérêt assez marqués: 


22 Mai 1848. La députation de Soleure présente, en vertu 
de ses instructions, la proposition ci-après: ,La législation rela- 
„tive aux crimes et à la pénalité ainsi qu'à la procédure en ma- 
„tiere criminelle relève uniquement de la Confédération, toutefois 
„aux conditions suivantes: 1° Le jugement des cas criminels a lieu 
sdans les cantons par des jurys et des cours d'assises. 2° Le tri- 
sbunal fédéral forme l'autorité de cassation. 3° L'organisation des 
tribunaux mentionnés sous litt. 1 et 2 est déterminée par une loi 
fédérale. 4° Il demeure toutefois réservé aux cantons: a. de fixer 
„le mode dont les listes des jurys doivent être formées; ©. de 
„nommer et de solder les juges d'assises ainsi que les autres fonc- 
„tionnaires nécessaires pour le maintien de la justice criminelle 
„(sauf l’autorité de cassation); c. d’exécuter les jugements; 4. deux 
„ou plusieurs cantons peuvent s'entendre au sujet de la formation 
d'un jury commun et d’une cour d’assises. — 5° L’ex&cution de 


w 


„cette prescription doit avoir lieu dans l'espace de 5 ans.“ 


Cette proposition fut appuyée par les considérations sui- 
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vantes: „Il n’y a que quelques cantons qui soient dotés d’une 
législation pénale complète et répondant aux exigences de l’époque ; 
„dans les petits cantons notamment, il y a encore beaucoup à 
désirer à cet égard, et dans les plus grands Etats aussi cette 
branche si importante de la législation publique peut être consi- 
.dérée comme étant dans une période de transition. L'introduction 
d'un code pénal obligatoire pour toute la Confédération satisferait 
„par conséquent à une exigence importante et au besoin profondé- 
„ment senti de la partie éclairée de la population, en même temps 
qu’elle aurait pour effet de développer le sentiment de justice du 
peuple. On peut d'autant moins douter de la possibilité d’exécu- 
„tion de la proposition, lorsqu'on réflêchit à l'existence du code 
pénal commun à toute la fédération des Etats de l'Amérique du 
„Nord. Plusieurs cantons réunis (Berne, Soleure, Argovie) ont, au 
„surplus, déjà précédemment travaillé à établir une loi commune 
„en cette matière, projet qui malheureusement dut être abandonné 
„par suite des circonstances.“ 


La proposition de Soleure fut particulièrement appuyée 
par les députations de Berne et Fribourg, convaincues toutes 
les deux ,que la centralisation de la justice criminelle tournerait 
sà l'avantage des cantons aussi bien que de la Confédération , le 
„spectacle fréquent du même crime jugé et puni tout différemment 
„dans les divers cantans, n'étant propre qu’à bouleverser les no- 
„tions de droit parmi le peuple.“ L’une et l'autre auraient même 
voulu étendre la centralisation à la législation commer- 
ciale aussi. — D'autres députations, notamment celles de 
Glaris et St. Gall, attachaient surtout une importance parti- 
culière au postulat de celle de Fribourg concernant l’abolition 
de la peine de mort pour délits politiques. 


Contre ces diverses propositions, tout en rendant hom- 
mage aux bonnes intentions de leurs auteurs, on fit valoir 
d'autre part et principalement „qu’elles étaient contraires au 
fédéralisme, dont le principe venait justement de triompher à la 
„Diete sur celui de l'unitarisme, — que du reste, encore que les 
plois fussent les mêmes, il n’en existerait pas moins une difference 
„dans l'organisation, telle qu'on n'obtiendrait cependant encore 
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„point un accord parfait“, et enfin ,qu'on ne devrait pas introduire 
trop d'éléments de diverse nature dans l'acte fédéral, mais qu'il 
„vaut mieux laisser à la législation ainsi qu'à une entente réciproque 
précisément ce que les dites propositions ont en vue.“ 


26 Mai. La députation de Zürich proposa: a. de rayer 
de l’article concernant l’extradition les mots ‚et ceux de la 
presse“ et de plus b. l’adjonction: „la peine de mort pour délits 
politiques est aboke“, en faisant observer: ad a „qu’il n’est pas 
nécessaire d'établir une exception à l'égard des délits de la presse, 
attendu qu'ils rentrent communément dans la catégorie des délits 
politiques; ad b que la question touche de près, non pas à un 
„canton seulement, mais à la Confédération toute entière et qu'une 
„restriction de la souveraineté cantonale en pareille matière, quel- 
„que peu disposé qu'on soit d’ailleurs à s’immiscer dans la légis- 
lation intérieure des Etats, se justifierait parfaitement par la né- 
„cessit& de prévenir les irritations et les secousses que peuvent 
„facilement amener des sentences de mort pour délits politiques.“?) 
— Glaris conseilla, en outre, d’abolir la confiscation des biens 
pour cause de ces délits. 


A la votation, le premier amendement de la députation 
zurichoise resta, — sur l'observation des rédacteurs du 
projet „que l’extradition ne devait certainement pas avoir lieu 
lorsque la presse aurait servi d’instrument pour commettre 
des crimes ordinaires, tels que fraude, faux etc.“ —, en mino- 
rité, par 4 voix; le second fut renvoyé jusqu’à la déiibération 
sur la proposition de Soleure.?) — Là-dessus, les 21 Etats 
votants adoptérent l’article sans changement. 


26 Juin. Lors du deuxième débat sur le projet de révi- 
sion, la députation de Schwits proposa de mettre ,,malfaiteurs”“, 
au lieu du mot accusés‘, mais cet amendement fut rejeté 
comme inadmissible „par le motif que l’extradition doit avoir 


1) On fait ici allusion au célèbre cas du Dr. Robert Steiger, de 
Lucerne. 

2) La proposition de Soleure ne reparut plus depuis à l’horizont de 
la Diète; en revanche, un art. 54 proclama le principe: „qu’il ne pourrait 
être prononcé de peine de mort pour cause de délit politique.“ 
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nlieu ensuite d’une suspicion fondée, et que l'enquête ulté- 
hrieure ainsi que le jugement définitif constatent si le prévenu 
„a rééllement commis le crime et par conséquent s'il se 
qualifie comme malfaiteur.“ Après quoi l’art. 55 fut adopté 
par 19 Etats, y compris Bäle-Campagne; Uri, Schwits, Unterwalden 
et Bäle-Ville seuls le rejetèrent. 


* * 
* 


Le 3 juin 1852, le Conseil fédéral, donnant suite à la 
disposition impérative de l’art. 55 de la constitution de 1848, 
en même temps qu’au 18° postulat de l'Assemblée fédérale du 
10 décembre 1850, touchant sa gestion pendant l’année 1849,') 
arrêtait un projet de loi sur l’extradition de malfaiteurs ou 
d’accusés, publié dans la feuille féd. de 1882, vol. II, p. 508 ss. 
— Ce projet était calqué, dans son essence, sur celui dont 
le Conseil fédéral avait été nanti le 17 mai précédent par 
le Dr. Furrer, alors Chef du Département féd. de justice et 
police et n’en différait que: par l'introduction du deuxième 


alinéa dans l'art. 1°, — par quelques changements dans 
l’'énumération des crimes et délits devant donner lieu à extra- 
dition (art. 3), — par l'admission d’un droit de recours au 


Conseil fédéral et à l’Assemblée fédérale en faveur du gou- 
vernement requérant auquel une extradition aurait été refusée 
(art. 13), et enfin par l’élimination de toute une série de dis- 
. positions que l'avant-projet avait principalement empruntées au 
Concordat de 1809/1818 et qui concernaient la poursuite etc., 
des criminels dans d’autres cantons, l’assignation et l’audition 
de t&moins.?) | 

Le Conseil fédéral accompagnait son projet d'un message 
qui n’a jamais été publié jusqu'à présent, croyons-nous, et 
qu'il importe cependant de connaître dans ses traits princi- 








1) ,Le Conseil fédéral est invité à soumettre à l’Assemblée fédérale 
„un projet de loi concernant l’extradition des malfaiteurs d’un canton à 
“l’autre, ainsi que de la Suisse à l'Etranger et viceversa“. 

2) Sous ce dernier chef, l’avant-projet prenait en considération les 
conditions mises par Genève è son adhésion au concordat de 1809/18 et 
relatées plus haut à pag. 25. 
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paux, afin d’être bien fixé sur les vraies intentions du légis- 
lateur dans les dispositions de la loi de 1852, qui est en 
somme la reproduction fidèle de ce projet. 


„Ce projet‘, dit le message, ') „se base sur le Concordal du 
,® juin 1809 confirmé le 8 juillet 1818, qui pourrait être 
admis comme existant de droit à d’autant plus juste titre que 
„20 cantons y ont adhéré sans restrictions et 2 avec quelques 
réserves. Il va sans doute encore plus loin que le projet de 
loi actuel, en ce qu'il renferme des dispositions soit sur l’évo- 
,scation de témoins, soit sur l’&tendue du pouvoir de la police 
au delà des limites cantonales, dans certaines circonstances. 
„Bien que nous considérions ces dispositions comme très oppor- 
tunes, nous ne les avons cependant pas accueillies dans ce projet 
de loi, parceque nous ne trouvons dans la constitution fédérale 
aucun appui suffisant pour la compétence fédérale en matière 
„et parceque nous réservons les dites dispositions à l'effet juri- 
dique du Concordat. 

„Dans les traités avec d’autres Etats il est ordinairement sti- 
„pul&e qu'aucun Eat n'est fenu d’extrader ses propres ressorlis- 
nsants. A ce principe, qui est maintenu ici aussi, se rattache 
toutefois une condition essentielle qui nous parait nécessaire- 
„ment résulter de l’idée d’un Etat fédératif. Les membres d'un 
„Etat fédératif sont tenus de se garantir réciproquement protec- 
„tion et sûreté en matière de droit, dans une mesure bien plus 
„grande que deux Etats étrangers l’un à l'autre. On ne sau- 
„rait dès lors absolument pas admettre qu'en Suisse celui qui a com- 
„mis un crime dans un canton et se réfugie dans son canton 
„d’origine, y demeure impuni, par la raison peut-être que les 
lois de ce dernier ne statuent aucune peine contre les crimes 
Commis par les ressortissants en dehors de ses frontières. D'un 
autre côté, nous trouvons néammoins que le devoir absolu 
„dextradition est une nécessité par trop dure aussi longtemps 
„que les législations présentent encore de si grandes divergences, 
„et qu’il existe ici et là des peines, qui, ailleurs, sont réprou- 

1) Traduction officielle, aux Archives de la Chancellerie fédérale. Cette 


remarque concerne aussi, d’une façon générale, toutes nos citations entre 
guillemets, 
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‚„vees par l'opinion publique. .... Nous n’aurions rien à 
„objecter à ce que ce principe (art. 1° al. 2) fût étendu dans 
„le sens que dans tous les cas des citoyens suisses ne devraient 
être extradés que pour autant que leur canton d’origine ne 
„voulüt pas se charger de sévir lui-même. 

„La plus grande difficulté est celle qui se présente à l’art. 3 
„et résulte de la question de savoir, s’il y a lieu de désigner 
les crimes qui entraînent l’extradition, ou s’il convient plutôt 
„de se borner à dire que la législation de tel ou tel canton 
„doit déterminer dans chaque espèce s’il y a crime ou délit, 
„par opposition à une simple contravention de police. Dans ce 
dernier cas, il faudrait décider au préalable si c’est la légis- 
lation du canton où le crime a été commis qui fait règle, ou 
„bien celle du canton dans lequel l'accusé a été arrêté. Nous 
„estimons que Z’énumération détaillée des crimes ou délifs est ce 
„qui répond mieux au but d'une loi fédéral. Ce n’est, en effet, 
„que par ce moyen qu’on obtient un mode de procéder uniforme, 
tandis qu'avec l’autre système chaque canton pourrait déter- 
miner et restreindre à son gré le devoir d’extradition. La 
Conséquence naturelle de ceci serait alors qu’ensuite du même 
acte punissable, tel individu serait extradé et tel autre pas, 
„selon qu'il se serait réfugié dans un canton ou dans un autre. 

„Mais si on veut spécifier les crimes et délits, surgit alors la 
question de savoir dans quelle mesure cela doit-il avoir heu. 
„A notre manière de voir, il faut revenir ici encore à l’idée que 
„les membres d’un Etat fédératif sont entr’eux dans de tout 
autres rapports que des Etats indépendants et étrangers l’un 
à l’autre, que leurs intérêts sont plus étroitement liés et qu'il 
existe par conséquent des motifs beaucoup plus puissants de se 
prêter mutuellement appui pour tous les buts de l'Etat, no- 
„tamment pour la protection et la sûreté en matière de droit. 
Partant de là, nous avons étendu le cercle des crimes et délits 
„qui motivent l’extradition beaucoup plus que cela n’est le cas 
„dans les traités d'Etat à Etat, en y faisant figurer la plupart 
„des actes qu'on trouve ordinairement signalés dans les lois pé- 
„nales et qui peuvent entrainer dans certains cas les conséquences 
„les plus funestes. S'agit-il, d'ailleurs, de cas peu graves, et alors 
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il sera toujours loisible aux cantons de ne pas faire usage du 
„droit de requérir l’extradition. . . . . 


„En ce qui concerne Ze concours de crimes, il n'y a guère d’autre 
principe à établir, que celui d’après lequel le jugement doit 
avoir lieu à l'endroit où le crime le plus grave a été commis. 
„Car s'il fallait commencer par appliquer une série de peines 
moindres, celles qui seraient prononcées plus tard non seulement 
elles perdraient fréquemment de leur efficacité, mais encore il 
pourrait y avoir, suivant les circonstances, dans ce mode de 
procéder une dureté impliquant contradiction avec les principes 
reconnus en matière de concours de crimes. 


Tandis que /ar/ 6 considère la prévention comme suffisante 
à l'égard des auteurs et leurs complices pour ordonner l’extra- 
„dition des uns et des autres, /ar/ 7 traite d'un cas spécial, 
pour l'assistance prêtée après la perpétration du crime. Cette 
Coopération peut être jugée comme une cause indépendante dans 
„un tiers canton, domicile du fauteur, tandis que le canton dont 
les autorités jugent plusieurs crimes n'a peut-être point d'intérêt 
à son extradition. D'un autre côté, le canton où il est domicilié 
„et où il a favorisé le crime, peut avoir un grand intérêt à ce 
qu'il soit puni. En pareil cas, il faut que les actes lui soient 
Communiqués. 


Rapportant par l'organe de son président, feu le Dr. Blumer, 
la Commission du Conseil des Etats, chargée de préaviser en 
premier lieu sur le projet du Conseil fédéral, en recommanda 
l'adoption, mais elle y apporta en même temps quelques 
changements de fond et de forme, que le Conseil approuva 
tous et qu'elle justifia, entr’autres, par les considérations 
suivantes : 


. „Pour ce qui a trait aux prescriptions du Concordat 
„de 1809 concernant l'évocation de témoins etc., la Commission 
partage les vues du Cons. féd. . . . . Cependant, pour plus 
„de commodité et afin que ces prescriptions demeurant encore en 
vigueur soient moins exposées à l'oubli, nous désirons qu'elles 
Soient jointes à la nouvelle loi fédérale, sous forme d’annexe. 
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. . +. Le 2” alinea du 1° article du Projet!) décide sans 
doute une des questions Jes plus importantes et les plus graves 
„de toute la loi, et la Commission était d’abord d’avis que dans 
„un Etat fédératif, comme le notre, l’extradition des ressortis- 
„sants mêmes d’un canton, qui se sont rendus coupables d’un 
„crime dans un autre canton ou qui en sont prévenus, ne devrait 
Jamais être refusée. Toutefois, après un examen plus appro- 
„fondi, elle a dû se convaincre que surtont dans les cas où la 
législation du canton requérant l’extradition ne présente pas 
des garanties suffisantes pour un jugement juste et une punition 
humaine de l'accusé, il serait en effet trop dur de devoir ex- 
trader ses propres ressortissants. Elle a pu d’autant mieux se 
,,contenter de la disposition proposée, qui répond à toutes les 
justes exigences, que d’après la loi pénale de la plupart des 
Cantons la compétence des tribunaux s'étend aussi aux crimes 
Commis par des ressortissants en dehors des limites du canton, 
Cette expression ‚„ressorkssanis‘‘ nous paraît cependant trop 
Vague, en ce qu'on peut y comprendre soit seulement les per- 
‚„sonnes naturalisées soit aussi les personnes établies dans un 
Canton ; c'est pourquoi nous vous proposons une rédaction un 
„peu plus claire?) 

„Quant à Pars 2,%) la Commission le trouve superflu. Le 
Principe, contenu sous lettre a, est déjà posé dans la consti- 
»tution fédérale et nous croyons qu’il serait plus utile de parler 
ici du concours de crimes politiques et communs. Aussi pro- 


1) nL'extradition de ressortissants d’un canton peut toutefois être re- 
fusée, si le canton s’engage à les faire juger et punir à teneur de ses lois“, 


?) „L’extradition de ressortissants d'un canton ou d'individus qui y 
„sont établis peut toutefois être refusée, si ce canton s'engage è les faire 
njuger et punir à teneur de ses lois ou à leur faire subir les peines déjà 
prononcées contre eux“. 


®) Art. 2. Sont exceptés de ce principe les cas suivants: a. ,Lors- 
nque des délits politiques ou de presse forment l’objet du jugement ou de 
„poursuites; D, „Lorsqu’un canton demande l’extradition d’un individu 
nqui n’est pas bourgeois du canton requérant, mais que celui-ci prouve que 
l'action est prescrite d’après les lois de son canton d’origine ou du canton 
„ou il a été arrêté“. 
Zeitschr. für schweizerisches Recht. Neue Folge VI. 82 
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„posons-nous une adjonction dans ce but à l'art. 3.1, — Pour 
„ce qui est de la prescription, sous lettre d., la Commissior 
„trouve que ce ne sont pas les lois du canton d'origine et en- 
„core moins celles du canton, dans lequel une personne: est par 
hasard arrêtée, qui doivent en décider, mais plutôt, en règle 
„generale, les lois du pays dans lequel le crime a été commis. 
„Le gouvernement du canton qui serait en droit de requérir 
l'extradition examinera toujours lui-même, au préalable, si d'après 
ses lois la punition est encore admissible. 

„Nous sommes complètement de l'avis du Cons. féd., quant à 
„zart. 3, que les divers crimes pour lesquels il doit y avoir 
„extradition, doivent être énumérés, et nous sommes d'accord 
„avec lui encore dans ce sens, que leur cercle ne doit pas être 
trop restreint . ... Une minorité de la Commission trouve que 
„dans un Etat fédératif l’extradition devrait avoir lieu, si elle 
„est requise, pour /ous les délits qui n’appartiennent pas à la 
Catégorie des simples contraventions de police... 

Ad art, 5. „La Commission n’approuve pas qu'il soit ici question 
„de Jugement et de punition, au lieu que d’extradition seulement. 
cs. „Si l'enquête doit amener promptement un résultat satis- 
„faisant, en ce qui concerne le crime le plus grave, il n'est pas 
„opportun de faire d'abord des enquêtes sur des délits moins 
graves. C'est pourquoi nous proposons la suppression de la 
dernière phrase. . . .‘‘?) 

Ad art. 6. ,,La Commission pense que l'important n'est pas 
„de savoir si les auteurs d'un crime appartiennent à différents 
Cantons, puisqu'ils peuvent tous se trouver dans le même can- 
„ton, mais qu'il s'agit ici plutôt de crimes dont on fait métier 
„et qui s'étendent à plusieurs cantons. Elle trouve aussi que ce 


ns m +’ pme 


1) „Si un délit politique ou de presse a été commis concurremment 
„avec l'un des crimes mentionnés à l’article précédent, l’extradition n'a lieu 
„que si le canton qui la réclame donne l'assurance que l’enquéte et le ju- 
»gement ne s'étendront pas au délit politique ou de presse“, 

3) Art. 5 (proposé par la Commission). „Si le même individu 
„est accusé de plusieurs crimes dans différents cantons, l’extradition est 
nfaite au canton dans la juridiction duquel le crime le plus grave a été 
n0ommis“. 
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n’est point la priorité quant à l'instruction de l'enquête qui 
doit décider, mais la question de savoir dans quel canton l’acte 
principal du crime a été commis,‘) 


Ad art. 7. „I s’agit ici non seulement de ceux qui se rendent 
complices d’un crime postérieurement, mais de complices en 
„general.‘“?) 


Ad ari. 13. „Le recours à l’Assemblée fédérale ne peut, en 
„effet, être exclu, mais, d'autre part, il présenterait trop d’in- 
,,convénients, s’il pouvait avoir un effet suspensif . . .‘ 


Le Dr. Bussard formula, au nom de la Commission du 
Conseil national, notamment la proposition: a. de conserver 
dans la loi l’exception pour les délits politiques et de presse, 
b. d'accorder au gouvernement à qui la demande d’extradi- 
tion est adressée le droit de requérir la communication des 
actes de l'instruction, et c. de déclarer les art. 6 à 9 du 
Concordat de 1809/18 partie intégrante de la loi. Quant au 
reste, la Commission adhérait, pour le principal, aux idées 
susénoncées. 


Le Conseil national, à son tour (19 juillet), retrancha le 
2me alinéa de l’art. 1° et le complément à l’art. 3 adoptés 
par Îles Etats, ajouta quelques délits à l’énumération de 
l'art. 2 et inséra, après celui-ci, un nouvel article, proposé 
par M. Pfyffer, ainsi conçu: 


„Les cantons sont libres d'accorder ou de refuser l’extradition 
„pour les autres délits. Le canton qui refuse l’extradition est 
toutefois tenu de faire poursuivre et punir, conformément à ces 
lois, le délit qui a fait le sujet de la demande en extradition. 


1) Art. 6 (d°-) „Si la perpetration d'un crime s'étend à plusieurs 
cantons, le canton dans lequel a été commis l’acte principal, a le droit 
„de réclamer l’extradition de tous les autres complices, qui se trouvent dans 
d'autres cantons“. 

Art, 7 (de) „Si les autorités d’un canton dans lequel un crime 
„a été commis et doit être puni ne réclame pas l’extradition d’un complice 
„qui se trouve dans un autre canton, elles sont tenues de communiquer 
nles actes aux autorités de ce dernier canton, après que les autres com- 
„Plices auront été jugés“. 
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„Cette disposition n'est pas applicable aux délits politiques et 
„a ceux de la presse.“ 


Au deurième débat (22/24 juillet), on se fit de part et 
d’autre des concessions: les Etats, en effet, finirent par ac- 
céder aux adjonctions votées par le National, en ce qui con- 
cerne l’énumération des crimes et délits, ainsi qu’au maintien 
dans la loi de l’art. 55 de la constitution fédérale, au droit 
du gouvernement requis d’exiger la communication des actes et 
à l'insertion des art. 6, 7, 8 et 9 du Concordat de 1809/18 dans 
le texte même de la loi; le National, lui aussi, agréa le 
2e al. de Part. 1°" et laissa tomber l’article Pfyffer. De cette 
manière le projet put être érigé définitivement en loi Ze 
24 juillet 1852. 


* * 
* 


Cette loi nous régit encore à l’heure qu’il est, mais avec: 


a. une ,,modification sanctionnée par les Chambres le 
24 juillet 1867,?) en vertu de laquelle les art. 15 et 16 re- 
latifs aux frais d’arrestation et de transport des individus ex- 
tradés furent remplacées par deux autres mettant à la charge 
du canton requérant seulement l'entretien (1 fr. par jour) 
des prisonniers détenus, jusqu’à l’extradition, obligeant, dans 
la règle, le canton requis à pourvoir gratuitement au trans- 
port jusqu’à la station frontière ordinaire et supprimant tout 
autre émolument quelconque pour interrogatoire, écritures, 
frais d’&crou ou de sortie etc.; 


b. un complément décrêté par l’Assemblée fédérale le 
2 février 1872 dans la teneur ci-après: 


„Lorsqu’en matière pénale les autorités d’un canton sont re- 
„quises par celles d’un autre canton de procéder à des actes d’in- 
„struction, à des citations de témoins etc., le canton requis ne 
speut percevoir pour ces actes des autorités du canton requérant 
„ni émolument ni frais, réserve faite uniquement du remboursement 


+ 


1) V. Rec. off, LIT, p. 161 ss. 
?) Ibidem, IX, p. 86 ss. 
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„des dépenses occasionnées par des expertises scientifiques et tech- 
niques. Cette disposition s’applique aussi au cas, où les autorités 
d'un canton recherchent de lenr propre chef les traces et les 
auteurs d’un crime commis dans un autre canton.“ 


* * 
* 


Un postulat adopté le 21 juillet 1865 sur la proposition 
du gouvernement de Bâle-Ville et tendant à ce qu’on intro- 
duisît dans la loi des dispositions sur les réquisitions inter- 
cantonales de témoins, n’eut par contre aucune suite. Les deux 
Chambres se rallièrent, en effet, à l’avis du Conseil fed.,?) à 
savoir que cette matière se trouve déjà réglée d'une manière 
parfaitement claire et uniforme par le Concordat de 1809/18 
(art. 19 et 20) et qu'il n'existe aucun besoin pratique de 
convertir ces dispositions en une loi fédérale. Le Cons. féd. 
ajoutait, du reste, qu'en cas de conflit, il interpréterait ces der- 
nières, qui ont passé indirectement dans l’art. 23 de la loi 
de 1852, dans le sens que la comparution personnelle des 
témoins dût, sur réquisition, avoir lieu pour tous les crimes 
entraînant extradition, à teneur de l’art. 2 de dite loi. 


* * 
* 


Pendant les 35 ans qui nous séparent déjà de sa pro- 
mulgation, la loi fédérale de 1852 a regu, sur plusieurs 
points assez importants, de la part des autorités politiques 
de la Confédération, d’abord, et depuis 1875 (en vertu de 
l'art. 58 de la loi d'organisation judiciaire fédérale) du 
tribunal fédéral, des interprétations, que l'excellent manuel de 
MM. les D’* Blumer et Morel a signalées et commentées 
. aux pages 255 ss. du 1° volume et que nous allons essayer 
de résumer aussi, mais le plus brièvement possible : 


„En matière pénale, tant d’après le droit commun qu’en par- 
sticulier d’après les dispositions de la loi fédérale sur l’extra- 
„dition des criminels et des prévenus, le for compétent est, 


1) V. le message du Cons. féd., au Vol, II p. 1 ss. de la Feuille 
féd, de 1866. 
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„outre celui du lieu où le crime a été commis, celui du domicile 
„du défendeur.“ (Décision du Conseil fédéral du 30 août 1858; 
Ulimer, „Droit public suisse“, I vol., p. 284, N° 278.) 

L'art. 19° de la loi de 1852 créant, concurremment avec le 
„for ordinaire, une juridiction élective au profit du canton dont 
„le criminel est ressortissant ou dans lequel il est domicilié, et 
„cela dans le sens que ce canton a le choix ou bien de livrer 
„lauteur du crime, ou bien de le juger lui-même criminellement, 
„— la juridiction du canton, où le crime a été commis, se 
strouve dans ce dernier cas écartée, puisque, abstraction faite 
„des divers degrès d'instance, le prévenu ne peut pas être jugé 
„par plusieurs tribunaux pour le même fait.“ (Décision du Cons. 
féd. de 1857 en la cause Ang et Arnold; Ulimer, I, p. 453, 
N° 530.) | 

Chaque canton a, de par les art. 3 et 5 de la constitution 
fédérale (1848) et l’art. 1° al. 2 de la loi de 1852, le droit 
„de faire rechercher et punir les crimes commis sur son terri- 


„toire, aussi bien que ceux commis par ses ressortissants en 
dehors de ceux-ci, ou même ceux commis par des étrangers 
„au canton et en dehors de son territoire, lorsqu'ils l’ont été 
scontre le canton et ses ressortissants, en tant que sa législation 
„edicte des peines contre ces crimes.“ (Dec. du Cons. fé. de 
1863 en la cause Dunkel; Ullmer, II, p. 198, N° 881.) 

Art. ler. „La loi féd. de 1852, à son article 1°, proclame 
d'abord l'obligation des cantons de procurer réciproquement 
l'arrestation et l’extradition des individus condamnés ou pour- 
„suivis pour un des crimes ou délits mentionnés à l’article sui- 
„vant; il réserve toutefois, à son alinéa 2, le droit du canton 
requis de refuser l'extradition de ses ressortissants ou d’indi- 
„vidus établis sur son territoire, à la condition qu'il s'engage 
sà les faire juger et punir à teneur de ses lois. La pratique 
«Constante des autorités fédérales, et en particulier du tribunal 
fédéral, a reconnu que le droit d’un canton de réclamer l'ex- 
„tradition à teneur de la loi susvisée a comme correspectif des 
„devoirs, entre autres l'obligation imposée au dit canton, pour 
„le cas où il veut poursuivre une personne établie dans un autre 
«Canton, de réclamer d’abord de ce dernier l’extradition de l’ac- 


| 
| 
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„ceuse. La même jurisprudence a en outre toujours statué qu’en 
„pareil cas il n'était point loisible au canton du délit de procéder 
„par contumace contre le prévenu, sauf à attendre, pour exécuter 
„son jugement, que le condamné soit rentré sur son territoire, 

„Il résulte de ces précédents que le canton poursuivant est 
tenu de requérir l’extradition du prévenu, et qu’il n’est point 
autorisé à condamner de son propre chef par contumace et en 
„eludant les garanties édictées par la loi de 1852 des personnes 
„se trouvant par le fait de leur établissement dans un autre 
Canton au bénéfice du droit d’être jugées, le cas échéant, selon 
-la législation de ce dernier. 

„Il y a d'autant moins lieu d’inaugurer une autre jurispru- 
,dence en cette matière que l'interprétation de l’art. 1°" de la 
loi de 1852, dans le sens de la liberté absolue d'un canton 
„de procéder par contumace contre un accusé ressortissant d’un 
autre canton ou établi dans cet autre canton, aurait pour effet, 
„dans la plupart des cas, de suspendre indéfiniment ou même 
„de rendre incertaine la prompte répression des délits commandée 
„par l'intérêt de la société et de la justice. 

„Le reproche adressé à cette théorie et consistant à dire 
qu'une semblable interprétation porte atteinte à la souveraineté 
„des cantons en matière pénale et rend la loi de 1852 incon- 
„stitutionnelle, n’est pas fondé. Il est de l'essence d’une loi con- 
„traignant un Etat à extrader les malfaiteurs’ réfugiés sur son 
territoire d'apporter une limite à la souveraineté absolue de 
„cet Etat. La loi de 1852 en édictant un pareil amoindrisse- 
„ment, dans l'intérêt général, n'a point cependant porté une at- 
teinte inconstitutionnelle à la souveraineté des cantons, puisque 
„cette loi a été promulguée en application directe de l’art. 55 
„de la constitution fédérale de 1848 (67 de l'actuelle), lequel 
réserve à la législation fédérale de statuer sur l'extradition 
„des accusés d'un canton à l’autre.“ (Arrêt du Tribunal fédéral 
du 3 décembre 1880 en la cause Su/zer c. Vaud, Rec. off. VI, 
p. 556 8.)!) 


1) Ces considérants récapitulent et la jurisprudence du Conseil et 
des Chambres fédérales sur la matière, telle qu’elle appert des décisions et 
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„Cependant comme l’application de la disposition de l’art. 1° 
-Suppose un canton poursuivant un délinquant hors de son ter- 
.ritoire et un autre canton dans lequel se trouve l'individu pour- 
Suivi, si les deux conditions se trouvent réunies dans .un seul 
„et même canton, il n'y a pas lieu, pour ce dernier, à former 
„aucune demande d’extradition.“ (Arrêt du /:2. f£d. en la cause 
Noesselt c. Lucerne, du 28 août 1875; Rec. off. I, p. 193.) 

„Die Bestimmung des Art. 1, Abs. 2, kann keineswegs blos 
„auf solche Nichtkantonsbürger bezogen werden, welche eine 
sformliche Niederlassungsbewilligung erworben haben, sondern 
„muss offenbar Anwendung finden auf alle Personen, welche, 
„wenn auch nur als Aufenthalter, dauernd in einem Kanton 
„wohnen und dort ein festes Domicil haben.“ (Arrêt du #16. éd. 
en la cause du gouvernement de Zoug c. le trib. cant. de Schwyz, 
du 18 novembre 1875, Rec. of. I, p. 306.) 

„Das Bundesgesetz von 1852 begründet zwar auch, neben den 
„Rechten und Pflichten der betreffenden Kantone, ein aus den 
„Art. 8 und 9 leg. cit. sich ergebendes individuelles Recht des- 
„jJenigen, dessen Auslieferung verlangt wird, dass ihm gegenüber 
„das gesetzliche Verfahren inne gehalten werde, dagegen keines- 
„wegs ein individuelles Recht des einzelnen Bürgers, kraft dessen 
„er die Stellung eines Auslieferungsbegehrens zu verlangen be- 
„fugt wäre.“ (Arrêts du #5. jé. en les causes Wäfhrich et 
Schuler-Müller, des 22 mars 1880 et 22 mai 1883; Rec. off. 
VI, p. 81; IX, p. 162.)!) 


arrêtés reproduits aux N°* 281, 528, 529 du 1°" vol, Ullmer (en les causes 
de la Société d'assurance mobiliere suisse c. Fribourg, d’Obwalden 
c. Nidwalden et de l’avocat Grübler c. Thurgovie), et celle du trib. 
féd., ainsi qu’elle résulte de ses arrêts en les causes Mettler, Keller et 
Fähndrich, publiés dans les vol. III, p. 248 et VI, p. 206, 212 du 
Rec. off. 


1) ,Nicht nur der betreffende Kanton, sondern auch der requirirte An- 
»geschuldigte oder Verurtheilte selbst (falls er nicht auf frischer That er- 
ntappt oder sich bereits rechtmässig in der Gewalt des verfolgenden Can- 
ntons befindet), hat ein Recht darauf, dass ein Auslieferungsbegehren gestellt 
nwerde und die kompetente Regierung über dasselbe entscheide, bevor in 
„einem andern Canton ein Strafverfahren eingeleitet, bezw. ein bereits aus- 
„gefälltes Urtheil vollzogen werde. Und da dieses Recht in einem in Aus- 
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Art. 2. ,La loi de 1852, comme cela résulte expressément 
„de ses art. 1 et 2, n’est applicable que pour l’extradition en 
„cas de crimes délerminés et de délits graves. Elle n'a cepen- 
dant pas abrogé le Concordat du 7 juin 1810/9 juillet 1818, 
Concernant la remise réciproque des individus coupables de 
délits de police; remise, qu'aucun Canton n'est astreint à récla- 
„mer, mais que tous doivent accorder u si elle est demandée 
„(Dec*. du Cons. féd. des 22 mai 1859 et 2 déc. 1863 en les 
„eauses d’Uri c. Schwyz et Niederberger c. Obwalden; Ullmer, 
„Ip. 514 N° 567, II p. 381 N° 1054).* 

„Es kann einem begründeten Zweifel nicht unterliegen, dass 
„dieses Gesetz nur diejenigen Verbrechen und Vergehen aufführt ‘ 
„und aufführen will, für welche die Auslieferung verdindlich ist, 
„bezw. gestattet werden muss. Dagegen ist dem Gesetze nicht 
„zu entnehmen, noch lassen sich vernünftige Gründe dafür denken, 
„warum den Kantonen verwehrt sein sollte, die Auslieferung 
„auch wegen andrer, im Gesetze nicht enthaltener Verbrechen 
„oder Vergehen zu gestatten, sofern sie dies im Interesse der 
sStrafrechtsptlege für angezeigt erachten, sondern es steht in 
„solchen Fällen eben lediglich im Ermessen der Kantone, einem 
„an sie gestellten Auslieferungsbegehren zu entsprechen oder 
„nicht. Mag ihr Entscheid bejahend oder verneinend ausfallen, 
,80 hat es dabei sein Verbleiben und es steht weder der requi- 
„rirenden Behörde, noch der verfolgten Person ein Rekursrecht 
„an’s Bundesgericht zu, es sei denn, dass die zu ihrem Schutze 
„bestehenden Vorschriften des erwähnten Bundesgesetzes um- 
„gangen werden wollen (Arrêts du /rıd. /£d. en les causes Mar- 
„Anoni, Frey et Kunz, des 31 mai 1878, 7 nov. 1879 et 24 
„jun 1882; Rec. of. IV p. 235, V p. 535, VI p 227). 

„Obschon das Gesetz bei Aufzählung der Delikte, wegen welcher 
„die Auslieferung gestattet werden muss, nicht ausdrücklich er- 
„klärt, dass auch wegen des Versuches dieser Verbrechen die 


„führung der Bundesverfassung erlassenen Bundesgesetze statuirt ist, so ist 
„der Schutz desselben Sache der Bundesbehörden“. (Arrêts du trib. féd. 
en les causes Mettler et Keller, des 12 mai 1877 et 8 mai 1880; Rec. 
off. III, p. 249, VI, p. 211.) 
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„Auslieferung geschehen miisse, so ist dies doch unbedenklich anzu- 
„nehmen, denn einerseits umfasst die Bezeichnung eines Deliktes 
„nicht nur das vollendete, sondern auch das blos versuchte Ver- 
„brechen und anderseits ist in Auslieferungsverträgen mit aus- 
„wärtigen Staaten mehrfach die Auslieferungspflicht ausdrücklich 
sin weiterm oder engerm Umfange auch auf den „Versuch“ der 
„Auslieferungsdelikte erstreckt (vergl. diejenigen mit dem deut- 
„schen Reiche Art. 1, mit Frankreich Art. 1, mit Russland 
„Art. 3), und es kann im Zweifel nicht angenommen werden, 
„dass im Verhältnisse der Kantone untereinander die Ausliefe- 
„rungspflicht eine beschränktere sein solle, als dies gegenüber 
„dem Auslande der Fall ist (Arrêt du #16. fé. en la cause 
„Keller, du 8 mai 1880; Rec. of. VI p. 209 s.; Voir aussi 
„Rec. of. XI p. 182).“ 

„Das Gesetz spricht zwar nicht ausdrücklich aus, dass auch 
„die Begünshgung als Auslieferungsverbrechen zu betrachten sei; 
„es begnügt sich vielmehr, diejenigen Verbrechen, für welche 
„eine Auslieferungspflicht statuirt werden soll, mit ihren tech- 
„nischen Namen zu bezeichnen, ohne darüber sich auszusprechen, 
„ob die Auslieferungspflicht sich nur auf Urheberschaft, oder 
„auch auf Gehülfenschaft und Begünstigung bei diesen Verbrechen 
„erstreckt. Wie es nun aber, mit Rücksicht auf Ari. 4 des 
„Bundesgesetzes einem Zweifel nicht unterliegen kann, dass die 
„Auslieferungspflicht sich auf alle Fälle der Theilnahme an einem 
„Auslieferungsverbrechen erstreckt, so ist dies auch in Betreff der 
„Begünstigung anzunehmen. Es kann zwar die Begünstigung 
„Keineswegs als eine Art der Theilnahme am Hauptverbrechen 
„betrachtet werden, sondern sie ist zweifellos — nach Wissen- 
„schaft und Gesetzgebung — ein selbstständiges Delikt. Allein 
„zwischen dem Delikte des Begünstigers und demjenigen des 
„Ihäters des Hauptverbrechens besteht doch anderseits ein so 
„naher Zusammenhang, dass der erstere in einem weitern Sinne- 
„als Mitschuldiger, Complice, des letzteren, betrachtet und be- 
„zeichnet werden kann und auch bezeichnet wird. Dem Wesen 
„des bundesstaatlichen Verhältnisses entspricht es nun, die Ver- 
„pfliehtung der Gliedstaaten zur Leistung der Rechtshülfe in 
„Strafsachen in ausgedehntem Sinne zu fassen und demnach die 
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„Verpflichtung zur Auslieferung nicht anf die Theilnehmer an 
„einem Auslieferungsverbrechen sensu stricto zu beschränken, 
„sondern sie auf alle Mitschuldigen im weitern Sinne des \Vortes 
„auszudehnen. Es entspricht dies auch dem Interesse der Rechts- 
„pflege, welches regelmässig gleichzeitige Untersuchung und Ab- 
„urtheilung connexer Strafthaten erfordern wird (Arrêt du #1. 
„fed. en la cause Fähndrich, du 4 juin 1880; Rec. of. VI 

sp. 218).“ 


Art. 4. La question de savoir si la disposition du 2° 
al. de cet article déroge à celle du 2me al. de l'art. 1° et 
consacre une exception à la règle sanctionnée par celui-ci, 
ou bien si cette règle domine la loi toute entière, n’a jamais 
été tranchée d’une manière définitive par les autorités fédé- 
rales. Dans le seul cas (qui divisa le canton de Genève d'avec 
celui de Vaud, à propos de l’extradition Ochsenbein)'), dont 
elles eurent à s'occuper, le Conseil fédéral, le National et 
une minorité de la Commission des Etats se prononcèrent 
pour la première alternative, le Conseil des Etats, par contre, 
en faveur de la seconde, mais il n'y eut point d'arrêté de 
l’Assemblée fédérale, le gouvernement vaudois ayant, dans 
l'intervalle, renoncé à sa demande d’extradition.?) 


Lors d'un conflit pendant entre les gouvernements de 
Thurgovie et de Zürich, au sujet de l’extradition du nommé 
Mettler (zuricois), le tribunal fédéral adopta à son tour la 
première solution, en la motivant comme suit: 


„Es ist nicht zu leugnen, dass der Wortlaut des Art. 4 
slemma 2, wonach dem Kanton, in welchem die Haupthandlung 
„verübt wurde, unbedingt und ohne irgend welchen Vorbehalt 
„das Recht eingeräumt ist, die Auslieferung aller Mitschuldigen 
„in andern Kantonen zu verlangen, zu Gunsten der Auffassung der 
„thurgauischen Regierung spricht (soit de l’exception à la règle), 
„and wenn nun dazu ferner berücksichtigt wird, einerseits, dass 
„gleichartige Bestimmungen auch in den kantonalen Gesetz- 


1) V, Blumer-Morel, I, p. 261 s. 
2) V. les volumes I, II et III de la Feuille fédérale de 1872. 
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„gebungen bezüglich solcher Verbrechen, welche z. B. in meh- 
„reren Bezirken verübt worden sind, vorkommen, und anderseits 
„die Beurtheilung sämmtlicher Mitschuldigen eines Verbrechens 
„in einem Verfahren offenbar nicht blos im Interesse der Ein- 
„fachheit, sondern auch im Interesse der Aufstellung der Wahr- 
„heit und daher der Gerechtigkeit ist, so muss allerdings die 
„Auffassung, von welcher der angefochtene Beschluss der zür- 
„cherischen Regierung ausgeht, als unrichtig verworfen werden 
„(Rec. off, ZIT p. 667).* 

Art. 6. „Le 2° al. de l’art. 6 n’a pour but que de résoudre 
„les questions purement civiles qui peuvent surgir à l'occasion 
„de la revendication d'une chose volée vis-à-vis d'un tiers pos- 
„sesseur. Il ne s'applique en conséquence pas au cas, p. ex., où 
„le possesseur de la chose volée est prévenu d’avoir pris part 
„au vol comme complice ou fauteur, ni à celui dans lequel il 
„s’agit uniquement de prendre connaissance de la chose volée 
„dans l'intérêt de l'enquête pénale, ni enfin à celui où le pro- 
„prietaire de la chose la réclame d’un tiers possesseur qui n'est 
„pas impliqué dans la procédure criminelle, et où ce dernier 
„refuse de la restituer (décision du Cons. féd., du 17 sept. 1855 ; 
„Ullmer, I p. 454, N° 531; Blumer-Morel, I p. 262 s.).* 

L'art. 6 signifie indubitablement que les objets volés doivent 
-être restitués sans frais à leurs propriétaires, mais que cepen- 
.dant les tiers détenteurs, s’il y en a, doivent être d’abord en- 
„tendus, à teneur des lois de leur pays (Déc. du Cons. féd. de 
„1854; Ulimer, I p. 457, N° 534). 

„La loi de 1852 ne pose à l’art. 6 qu'un principe général 
„de procédure pénale applicable dans tous les cas où il est 
prouvé qu'il s’agit d’une chose volée; elle laisse en revanche 
„aux lois des cantons de déterminer la procédure à suivre contre 
„des tiers que l’on prétend être en possession de choses volées 
„(Dec. du Cons. féd. en la cause PBächi, du 13 nov. 1854; 
„Ulimer, I p. 458, N° 536; V. aussi l'arrêt du #76. féd. en 
„la cause Berne c. Neuchékel, au Rec. of., I, 302 ss.).“ 

Loi féd. du 2 février 1872. 

„Die Vorschrift dieses Gesetzes, wonach in Strafsachen die 

„Kantone gegenwärtig zu unentgeltlicher Besorgung von Roga- 
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„torien verpflichtet sind, bezieht sich nicht nur auf solche Straf- 
„fälle, in welchen nach dem Gesetze von 1852 die Auslieferungs- 
„pflicht begründet ist, sondern (nach Wortlaut und Entstehungs- 
„geschichte) überhaupt auf alle Strafsachen (arrêt du Zrıb. éd. 
„en la cause des gouvernements de Berne et Schaffhouse, du 19 
„fevrier 1886; Rec. off, XII p. 48).° 


* 
* * 


Pendant cette même période de 1852 à 1887 (et même 
déjà avant) plusieurs gouvernements cantonaux ont conclu 
entre eux au sujet de la remise réciproque des contrevenants 
en matière de police des Conventions, qu'il n’est peut-être pas 
inutile de connaître, surtout par rapport à la 2=® partie de 
la question qui nous est soumise et qui traite de la ,néces- 
sité de prévoir, s'il y a lieu, de nouveaux cas d'application de 
l'extradition intercantonale.“ Ici encore nous devons naturelle- 
ment nous borner à quelques indications sommaires, dont nous 
sommes redevables à la complaisance des Tit. départements 
de justice et police et des secrétaireries d'Etat des cantons 
respectifs. Les voici: 


Convention entre Berne etFribourg, des 15/26 août 1825: 


1. ,Les deux gouvernemens déclarent comme for appelé à 
-Juger les cas reconnus généralement comme délits de police le 
„tribunal, dans le ressort duquel le délit a été commis (:juder 
»delicti :). Les gouvernemens s’engagent par conséquent, dans ces 
„cas et sur une réquisition formelle de ce juge compétent, à 
„permettre d’adresser les citations rogatoires aux individus ac- 
„cuses d’un délit, qui pourraient séjourner sur leur territoire 
„et à fournir en cas de besoin l'assistance de la police pour 
„les faire comparaître devant le juge compétent. 

2. „Sont compris dans les délits de police généralement re- 
„connus comme tels : 


a. „Les lésions moins importantes de personnes et de la pro- 
„priete, les perturbations de l'ordre et de la sûreté publics, le 
pManque au respect dû à l’autorite et la résistance illégale aux 
décisions du juge, cas qui se qualifient comme délits et qui, 
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„selon les principes généraux du droit, sont ordinairement jugés- 
„par le juge de police et non par le juge criminel; 

b. ,Les contraventions aux réglements généraux de police, 
d'administration et du fisc existant dans les deux cantons. 

3. „Pour éviter tout mal-entendu, il est encore stipulé, que 
„pour des contraventions à des défenses particulières accordées 
„par le juge, il n’est contracté aucun engagement de remettre 
„(„stellen®) le coupable, mais les inculpés, dans le cas où ils 
feraient défaut à la citation ou qu'ils ne pourraient pas être 
arrêtés dans le canton où la contravention a eu lieu, devront 
être poursuivis devant le juge de leur domicile (:judex domi- 
cils: ).“ 

Entre Berne et Soleure, du 6 avril 1853: 

De la méme teneur que la précédente, sauf quelques 
légers changements de rédaction et l’adjonction ci-après 
(ad. 1): 

„Cette extradition aura lieu, s’il s'agit de l’exécution d'un 

jugement, même lorsque d’après les lois du canton respectif, 
l'amende aura été commuée en prison ou en travail public.“ 


Entre Berne et Lucerne, du 19/26 juillet 1865: 

De même, avec l’adjonction du délit d'abandon malicieux 
des siens etc. à l’énumération du N° 2 et de deux nouvelles 
clauses consistant à dire que 

l'individu requis ne sera extradé qu'après qu'il aurait été 

,8ommé inutilement de se constituer devant l'autorité du canton 
requérant" et que 

„les frais d’arrestation et de transport resteront à la charge 

„du gouvernement qui requiert la remise.“ 


Entre Berne et Argovie, du 4/14 mars 1867: 

De même, et les dispositions suivantes en plus: 

ad. 1: „Neammoins, si l'individu poursuivi est citoyen du can- 
„ton requis, ou qu'il y ait été régulièrement domicilié (en vertu 
d'un permis de séjour ou d'établissement) au moment où l’in- 
fraction a été commise, le gouvernement requis peut refuser 
sl'extradition, pourvu qu'il s'engage à traduire le délinquant 








Rapport de Mr. le Dr. L. Colombi, à Lausanne. 511 


„devant le juge de son domicile et à le faire juger d’après les 
„lois qui y sont en vigueur, ou à mettre à exécution la peine 
prononcée par le juge du lien de l'infraction, Dans ces sortes 
„de cas, le gouvernement requis doit immédiatement communi- 
„quer au gouvernement requérant le jagement intervenu et, s'il 
„a été prononcé une peine, l’aviser de son exécution. 

ad. 2: „L’extradition est applicable aux infractions suivantes : 
„alteintes à la sûreté des personnes, atteintes à la propriélé pub- 
nlique ou privée, y compris les délits foreshers et sans égard à 
„Ja compétence pénale, attenfats aux moeurs ek.“ 


Entre Berne et Obwalden, du 10 mars 1875: 


„Les gouvernements des deux Etats, en ex&cutiön et en inter- 
„pretation du principe admis par le Concordat fédéral du 7 juin 
1810...., s’engagent mutuellement, aussi dans des cas correc- 
sHonnels ef de police, qui ne tombent pas sous les dispositions 
„de la loi féd. de 1852...., à autoriser sur leurs territoires 
respectifs, sans différence de la compétence en matière pénale, 
l'exécution des citations rogatoires, ainsi que de toutes autres 
„requisitions émanant des autorités compétentes de l’autre can- 
„ton, et à leur prêter main forte vis-à-vis des ressortissants 
„ou d’abitants du propre canton, tant à l'effet de procéder à 
,des instructions que pour faire exécuter des sentences pénales 
ayant force de chose jugée, soit en se chargeant eux-mêmes: 
„de l’exécution, soit en livrant les inculpés ou les condamnés 
„au gouvernement contractant qui en fait la demande.“ 


Entre Berne et St. Gall, du 15 avril 18859: 


De la même teneur que la précédente, avec l’adjonction 
déjà mentionnée sous le N° 1 de celle de 1853 entre Berne 
et Soleure et le N° 3 de celle de 1825 entre Berne et Fribourg 
et un 1° article statuant que „toutes les affaires concernant 
exécution de jugements ou extradition se traiteront entre les. 
„gouvernements des deux Cantons.“ 


1) La Chancellerie d'Etat de St. Gall nous a fait savoir que les 
autres conventions en matière de ce canton sont calquées sur les mêmes. 
principes. 
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Entre Berne et Bâle-Ville, du 8 novembre 188 6: 

Art. 1. ,Die Regierungen der h. Stände Basel-Stadt und 
„Bern verpflichten sich, in solchen Straffällen (Verbrechen, Ver- 
„gehen und Polizeiübertretungen), welche nicht unter das Bundes- 
„gesetz... von 1852 fallen, die Verhaftung und Auslieferung 
„der Fehlbaren gleichfalls gemäss den im erwähnten Bundesgesetz 
„festgesetzten Grundsätzen und nach dem in demselben normirten 
„Verfahren. zu gewähren, soweit nicht die nachfolgenden Artikel 
„dieser Uebereinkunft etwas anderes bestimmen. 

2. „Die Verpflichtung zur Auslieferung, bezw. Bestrafung 
„durch den requirirten Canton soll nicht bestehen: a) für Hand- 
„lungen, welche nach der Gesetzgebung des requirirten Cantons 
„nicht mit Strafe bedroht sind; b) für politische Vergehen und 
»Pressvergehen. 

3. ,Die Gesuche um Strafvollzug oder Auslieferung sollen 
-Jeweilen von Regierung zu Regierung gerichtet werden. 

4. „Bezüglich der Kosten macht das Bundesgesetz vom 24. Heu- 
„monat 1867.... Regel, in der Weise, dass die Transportkosten 
„dem requirirten Canton und die Verhaftkosten dem requirirenden 
„auffallen. In denjenigen Fällen, in welchen der requirirte Canton 
„die Strafverfolgung oder den Strafvollzug selbst übernimmt, 
„trägt er die daherigen Kosten, insoweit dieselben nicht von 
„dem Delinquenten erhältlich sind.“ !) 


!) En ce qui concerne cette convention, qui — d’après ce que nous 
lisons dans la Zeitschrift für schweiz, Recht (1887, p. 417) — a 
soulevé au sein du Grand Conseil bälois une assez vive discussion et n’a 
-été ratifiée que par une faible majorité, nous pouvons encore ajouter que 
les directions de police des deux cantons contractants ont arrêté entre 
elles, par rapport aux amendes etc., le mode de vivre suivant: 

nl. Die Uebereinkunft hat nicht die Absicht, die Kantone wechsel- 
„seitig zu verpflichten, Geldbussen, welche von ausserkantonalen Ge- 
. prichten ausgesprochen werden, einzutreiben; die Cantone sind aber wechsel- 
pSeitig verpflichtet, die an Stelle einer Geldbusse, fir den Fall der Nicht- 
„beibringung derselben, eventuell, in einem ausserkantonalen Urtheile an- 
.ngedrohte Freiheitsstrafe zu vollziehen oder den Verurtheilten zum Voll- 
„zug derselben auszuliefern. 2. Eine Auslieferung von Personen, welche 
„gerichtlich verfolgt werden, bezw. deren Beurtheilung und Bestrafung, 
„muss durch den requirirten Canton auch dann erfolgen, wenn das Gesetz 
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Entre Lucerne et Argovie, du 13 mars 1865): 


1. „Die zuchtpolizeilichen Urtheile der Gerichte des einen 
Cantons sollen sowohl gegen eigene Angehörige, die im andern 
„Cantone wohnen, als gegen Angehörige des anderen Cantons, 
„auf dem Gebiete desselben vollzogen werden können. 

2. „Die Vollzugskosten sind von der die Urtheilsvollziehung 
„im andern Canton requirirenden Cantonsbehörde zu tragen, vor- 
„behältlich des Regresses gegen den Verurtheilten selbst.“ 


Entre Bäle-Ville et St. Gall, du 31 janvier 1887: 
Exactement de la même teneur que la convention de 
1886 entre Bäle-Ville et Berne. 


Les renseignements puisés aux recueils de lois et aux. 
Chancelleries d’autres cantons nous permettent d'ajouter: 


1° que le gouvenement de Zurieh n’a stipulé aucune con- 
vention de ce genre avec d’autres Etats confédérés et a 
même refusé d'accéder à une proposition qui lui avait été 
faite dans ce but l’année dernière par le gouvernement 
d’Appenzell, que par contre dans bien des cas particuliers 
il s’est assuré la réciprocité de la part de plusieurs cantons, 
notamment en ce qui concerne la négligence des devoirs des: 
parents (Vernachlässigung der Elternpflicht); 


2° que le Canton de Vaud ,n’a pas conclu avec d’autres 
„Etats conféd. de convention formelle pour régler l’extradition d’in- 
„culpes ou l'exécution des jugements dans les cas non-prévus 
„par la loi fed, de 1852, — qu’en revanche il s’est entendu 
„(par lettres, à l’occasion de poursuites dirigées contre des pré- 
venus fugitifs) avec Berne, Fribourg, Argovie, Thurgovie, Neu- 
„chätel et Genève, an sujet de l’extradition des prévenus du 
ndélit d'abandon de famille, — qu'un mode de vivre a été égale- 


ndie zur Last gelegte Handlung alternativ, sei es mit Freiheitsstrafe oder 
„mit Geldbusse oder mit letzterer Strafart allein, bedroht. 3. Im Falle der 
„requirirte Canton die Beurtheilung bezw. Bestrafung selbst übernimmt, 
„würde eine durch seine Gerichte ausgesprochene Geldbusse naturgemäss. 
„dem Canton zufallen, welcher die Geldbusse ausspricht,* 

1) Le gouvernement d’Argovie n'a fait de telles conventions qu'avec 
ceux de Berne et de Lucerne, 

Zeitschr. für schweizerisches Recht. Neuo Folge VI. 33 
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„ment admis entre Vaud, Fribourg et Neuchâtel pour l’éxécution 
„dans l’un des Cantons des sentences prononcées dans l’autre pour 
„contravenhons aux lois de la chasse et de la pêche, ainsi que 
„pour le payvement des frais de justice en mañère pénale ;“ 


3° que le gouvernement de Genève!) „n’a jamais concla, 
„ni avec le Canton de Vaud ni avec d’autres, d’arrangements 
Spéciaux pour l’extradition de malfaiteurs (analogues à ceux 
„plus haut énoncés), — qu’il s’en tient plutôt, en ces matières 
„et en principe, à la loi féd. de 1852 et refuse partant l’extra- 
„dition des nationaux qu'il traduit devant les tribunaux genevois, 
„mais ne s'oppose cependant pas, ex prañque, à Vextradition de 
„personnes réclamées pour des délits non prévus par la dite loi 
„fed., pourvu qu'ils soient punis par les lois genevoises.“ I 
admet, d’ailleurs „que les Cantons ont le droit de se livrer ces 
individus à charge de réciprocité“ et fait remarquer qu'il a déjà 
| agi plusieurs fois de la sorte vis-à-vis des cantons de Berne, 
Vaud et autres à l’égard de prévenus ou condamnés pour cause 
d'abandon de famille, d'excitation à la débauche etc. 


4° qu’entre le gouvernement de Neuchàtel et ceux de 
Berne, Vaud et Genève il existe „une entente basée sur le 
nprincipe de la réciprocité pour régler l’extradition d’inculpés 
„ou l'exécution des jugements dans des cas non prévus par 
nla loi féd. de. 1852“, et que cette entente concerne: par 
rapport aux cantons de Vaud et Genève, les délits d'abandon 
de famille et relativement au canton de Berne, ces mêmes 
délits et ceux d’injures. 


+ 
* + 


Il nous paraît instructif de faire suivre ici un court aperçu 
de la législation régissant les rapports intérieurs en matière 
d’extradition dans les autres Etats qui ont en commun avec 
le nôtre la forme fédérative. Nous les avons indiqués; ce 
sont principalement: l'Allemagne et l'Amérique du Nord. I 
pourra servir à maintes comparaisons utiles. 


1) De même que celui du Tessin. 
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Déjà en 1819 la Diète germanique établit à Mayence 
une Commission centrale, ayant pleins pouvoirs pour requérir 
l’extradition des individus prévenus de menées révolutionnaires 
dans les différents Etats de la Confédération; en 1832 et 
1836, la Prusse stipula des autres Etats allemands la remise 
de ses réfugiés politiques et par un arrête fédéral de 1836 
(18 août) les gouvernements des différents Etats de la Con- 
fédération germanique s’engageaient nà s'accorder réciproquement 
l’extradition des criminels politiques, à la condition toutefois 
que l'individu réclamé ne fût pas un sujet de l'Etat requis, 
ou qu’il n’y fût pas déjà soumis à enquête ou condamnation 
pour d’autres crimes“. Il avait été convenu, en même temps, 
que si l’action criminelle, dont l'individu était inculpé, était 
dirigée contre plusieurs Etats confédérés, l’extradition devrait 
se faire à celui d’entre eux qui la demanderait en premier lieu’). 

Un arrêté fédéral du 26 janvier 1854, maintenant en 
vigueur le précédent par rapport aux criminels politiques, réglait 
ensuite (en XI articles) d’une façon plus complète et détaillée 
l'obligation réciproque d’extradition et statuait entr’autre: 


(Art. I). ....,Die Bundesstaaten verpflichten sich gegenseitig, 
»Individuen, welche wegen anderer (als politischer) Verbrechen und 
„Vergehen (ausschliesslich der Abgabendefraudation und der Veber- 
„iretungen von Polizei- und Finanzgesetsen) von einem Gerichte des- 
-Jenigen Staates, in welchem oder gegen welchen das Verbrechen 
„oderVergehen begangen worden, verurtheiltoderin Anklagezustand 
„versetzt sind, oder gegen die ein gerichtlicher Verhaftsbefehl 
„dort erlassen ist, diesem Staate auszuliefern, vorausgesetzt, dass 
„nach den Gesetzen des requirirten Staates die veranlassende straf- 
„vare Handlung gleichfalls als Verbrechen oder Vergehen anzu- 
„sehen und die Strafe noch nicht verjährt ist. Ausnahmen treten 
„nur ein: 1. wenn das betreffende Individuum ein Unterthan des 
sum die Auslieferung angegangenen Staates ist; 2. wenn wegen 
„derselben strafbaren Handlung, welche den Auslieferungsantrag 
„veranlasst hat, die Competenz der Gerichte des um die Auslieferung 


1) V. Corpus Juris Confederationis Germanica de S, v. 
Meyer, 3” Ed., II° Partie, p. 347. 
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„angegangenen Staates nach den Gesetzen desselben begründet 
„ist; 3. wenn der Auszuliefernde in dem um die Auslieferung an- 
„gegangenen Staate wegen anderer Handlungen einer Unter- 
„suchung oder Strafhaft, oder wegen Schulden oder sonstiger 
„eivilrechtlicher Verbindlichkeiten einem Arreste unterliegt.“ 
(Art. II). „In dem Falle des Art. 1 Ziff. 3 hat die Ausliefe- 
„rung erst nach erfolgter Freisprechung oder erstandener Strafe, 
„bezw. auch aufgehobenem Arreste, Platz zu greifen.“ ') 


Prenant occasion de ce que l’art. 4 N° 11 de la consti- 
tution de la nouvelle Confédération de l'Allemagne du Nord 
du 1° juillet 1867 plaçait sous la surveillance et la législa- 
tion de celle-ci „les dispositions concernant l’exécution réci- 
proque des jugements des affaires civiles et des commissions 
rogatoires“, — une loi du 21 juin 1869 concernant l'assistance 
en matière de droit (Geseta betreffend Gewährung der Rechis- 
hülfe) édicta, parmi d’autres, les dispositions suivantes :°) 
$ 20: „Die Gerichte eines Bundesstaates haben in Strafsachen 
„den Gerichten der anderen Bundesstaaten auf Requisition die- 
„selbe Rechtshülfe zu leisten, wie den Gerichten des eigenen 
„Staates, insoweit sich nicht aus den $$ 21 bis 33 ein Anderes 
„ergiebt. 
$ 21: „Die Gerichte eines Bundesstaates sind verpflichtet, 
„Personen, welche von den Gerichten eines anderen Bundesstaates 
„wegen einer strafbaren Handlung verfolgt werden oder verur- 
„theilt sind, diesen Gerichten auf Ersuchen auszuliefern , wenn 
„die strafbare Handlung, wegen welcher die Auslieferung bean- 
„tragt wird, in dem Gebiete des Bundesstaates verübt ist, welchem 
„das ersuchende Gericht angehört. Bei Anwendung dieser Vor- 
„schrift wird angenommen, dass eine mittelst der Presse verübte 
„strafbare Handlung nur an dem Orte verübt ist, an welchem 
„das Presserzeugniss erschienen ist. 

8 22: „Die Verpflichtung zur Auslieferung erstreckt sich auf 
„die Auslieferung der Theilnehmer, einschliesslich der intellek- 
„tuellen Urheber, der Gehülfen und derjenigen Begünstiger, 


1) Ibidem, p. 594. 
2) Koller, „Archiv des Norddeutschen Bundes“, Bd. III, p. 841 ss. 
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„welche die Begünstigung vor Verübung der That zugesagt 
„haben, auch dann wenn die denselben zur Last fallenden Hand- 
„lungen nicht im Gebiete des Staates begangen sind, in welchem 
„das ersuchende Gericht sich befindet. 

8 23: „Die Bestimmungen der $$ 21 und 22 finden auch 
„dann Anwendung, wenn die Person, deren Auslieferung verlangt 
„wird, dem Staate angehört, dessen Gericht um die Auslieferung 
„ersucht ist. 

$ 24: „Die Auslieferung findet nicht statt, wenn in Ansehung 
„der strafbaren Handlung in dem Staate, welchem das ersuchte 
„Gericht angehört, ein Gerichtsstand begründet und das Straf- 
„verfahren früher anhängig geworden ist, als in dem Staate, 
„welchem das ersuchende Gericht angehört. Befindet sich die 
„Person, deren Auslieferung verlangt wird, in dem Staate, welchem 
„das ersuchte Gericht angehört, wegen einer anderen strafbaren 
„Handlung in Untersuchung oder in Strafhaft, so kann die Aus- 
plieferang bis nach Erledigung der Untersuchung oder der Straf- 
„haft abgelehnt werden. 

$ 25: „Bis zum Erlasse eines gemeinsamen Strafgesetzbuches 
„für den Norddeutschen Bund findet die Auslieferung auch dann 
„nicht statt, wenn: 1. die Handlung ein politisches Verbrechen 
„oder Vergehen, oder mittelst der Presse verübt worden ist, 
„oder 2. sie nicht mit Strafe bedroht oder in Betreff ihrer die 
„Strafverfolgung oder die Strafvollstreckung durch Verjährung 
„ausgeschlossen ist, oder 3. die Handlung nach den Gesetzen 
„des Staates, welchem das ersuchende Gericht angehört, mit 
„Todesstrafe oder mit körperlicher Züchtigung bedroht ist, wäh- 
„rend die Anwendung dieser Strafen, nach den Gesetzen des 
„Staates, welchem das ersuchte Gericht angehört, nicht zulässig 
„ist. Ob einer der Fälle unter 1 oder 2 vorhanden, ist nach 
„den Gesetzen des Bundesstaates, in dessen Gebiete der Be- 
„schuldigte oder Verurtheilte sich befindet, zu beurtheilen, und 
„bei dieser Beurteilung die Handlung als im Gebiete dieses 
„Stagtes verübt anzusehen. 

$ 26: „Die Auslieferung kann auch in den, im vorigen $ 
„bezeichneten Fällen, und zwar sowohl zum Zwecke der Unter- 
„suchung, als auch zu dem der Strafvollstreckung, nicht abge- 

33* 
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„lehnt werden, wenn während des Aufenthaltes in dem Staate, 
„welchem das ersuchende Gericht angehört, dem Angeschuldigten 
„der Beschluss oder die Verfügung, durch welche die Unter- 
„suchung gegen ihn eröffnet worden ist, persönlich zugestellt 
„oder er als Angeschuldigter über die That verhört oder zum 
„Zwecke der Einleitung der Untersuchung in Haft genommen 
» War. 

8 27: „Wenn in Gemässheit der Bestimmungen in $ 25 N° 1. u. 3 
„eine Auslieferung nicht stattfindet, so ist der Angeschuldigte in 
„dem Staate, in dessen Gebiete er sich befindet, und zwar, falls 
„nach den Gesetzen dieses Staates ein anderer Gerichtsstand nicht 
„begründet ist, von dem Gerichte, in dessen Bezirke er sich auf- 
„hält, wegen der ihm zur Last gelegten Handlung zur Unter- 
„suchung zu ziehen. Es wird jedoch hierzu in den Fällen des 
„8 25 N° 1 noch der Antrag der zuständigen Behörde des 
„Staates, in dessen Gebiete die Handlung verübt worden, vor- 
„ausgesetzt. Bei der Untersuchung und der Aburtheilung ist 
„die Handlung so anzusehen, als ob sie in dem Gebiete des 
„Bundesstaates, welchem das untersuchende Gericht angehört, ver- 
„übt worden. Sollte jedoch die Handlung in den Gesetzen des 
„Staates, in dessen Gebiete sie verübt worden, mit einer geringeren 
„Strafe bedroht sein, so sind bei der Aburtheilung diese Gesetze 
„zur Anwendung zu bringen. 

$ 33: „Zur Vollstreckung eines in einem Bundesstaate er- 
„lassenen Strafurtheils sind die Gerichte eines anderen Bandes- 
„staates nur dann verpflichtet, wenn die strafbare Handlung, 
„wegen welcher die Strafe erkannt ist, im Gebiete des Bundes- 
„staates, in welchem sich das ersuchende Gericht befindet, ver- 
„übt ist, und wenn ausserdem die Strafe entweder nur in das 
„Vermögen des Verurtheilten zu vollstrecken ist oder in einer 
„Freiheitsstrafe besteht, welche die Dauer von sechs Wochen 
„Dicht übersteigt. Ist die Verpflichtung zur Vollstreckung einer 
„Freiheitsstrafe begründet, so findet die Auslieferung zum Zwecke 
„der Strafvollstreckung nicht statt.... ' 

$ 34: „Im Falle der Auslieferung darf die Untersuchung oder 
„Strafvollstreckung auf andere Handlungen oder Strafen als die- 
„jJenigen, wegen welcher die Auslieferung erfolgt war, nicht er- 
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„streckt werden. Diese Bestimmung findet auf die von dem Aus- 
„gelieferten nach der Auslieferung im Gebiete des Staates, welchem 
„das ersuchende Gericht angehört, verübten strafbaren Hand- 
„lungen keine Anwendung. 

$ 35: „Ist gegen eine Person von den Gerichten eines Bundes- 
„staates wegen einer in diesem begangenen strafbaren Handlung 
„die Untersuchung eingeleitet, so findet, sofern die Verpflichtung 
„zur Auslieferung durch die Bestimmungen der $$ 24—26 nicht 
„ausgeschlossen war, gegen diese Person in einem anderen Staate 
„wegen derselben strafbaren Handlung eine Untersuchung nicht statt. 

$ 43: „Die Kosten der Rechtshülfe sind von der ersuchenden 
„Behörde zu bezahlen. Wenn eine zahlungspflichtige Partei 
„nicht vorhanden, oder wenn die zahlungspflichtige Partei un- 
„vermögend ist, so wird die Rechtshülfe kosten- und gebühren- 
„frei geleistet. Es sind jedoch die baaren Auslagen, welche 
„durch eine Auslieferung oder durch eine Strafvollstreckung ent- 
„stehen, der ersuchten Behörde zu erstatten.“ 


Après avoir été étendue en 1870 à plusieurs autres Etats 
(de l'Allemagne de Sud) et en 1871 déclarée loi de l'Empire, 
la loi de 1869 fut, en ce qui concerne la juridiction contentieuse 
ordinaire,") remplacée par les $$ 157 à 169 de la loi du 
27 janvier 1877 sur l'Organisation judiciaire (Gerichisver- 
fassungsgesets), qui forment le titre XIII „de l’assistance que 
les tribunaux se doivent entre eux“ et sont ainsi concus, dans 
leur essence: 


$ 157: Les tribunaux sont tenus de se préter un mutuel 
„concours dans les affaires civiles et criminelles. 

$ 158: ,La commission rogatoire sera adressée au tribunal 
„cantonal (Amtsgericht) dans le ressort duquel elle doit être 
exécutée. 

$ 159: „La comm. rogat. ne pourra pas être refusée. Toute- 
„fois, si elle émane d’un tribunal auquel le tribunal requis n’est 
„pas subordonné, ce dernier la refusera, si la commission n’est 


e 


1) V. Laband, „das Staatsrecht des deutschen Reiches® 
III° Vol., II»* Partie, $ 100, p. 66 ss. 
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„pas exécutable dans son canton, ou si les opérations requises 
„sont interdites par la législation du tribunal requis. 


8 160: ,Si la comm. rogat. est refusée ou si elle est exécutée 
Contrairement à la disposition du $ 159 al. 2, le différend sera 
réglé par le tribunal régional supérieur (Oberlandesgericht), au 
„ressort duquel appartient le tribunal requis. Sa décision 
„ne pourra être attaquée que s'il a déclaré la commission 
inadmissible et que les tribunaux entre lesquels s’est élevé le 
.différend n’appartiennent pas au ressort du même tribunal régional 
supérieur. Le recours, en ce cas, sera porté devant la Cour 
„supreme de l'Empire... 

$ 161: ,Les actes que nécessitent les exécutions, citations et 
significations seront requis dans les formes prescrites par les 
lois de procédure, sans qu'il y ait lieu de distinguer si ces 
actes doivent être effectués dans l'Etat de la Confédération 
auquel appartient le tribunal saisi du procès, ou bien dans un 
autre Etat de la Confédération. 

$ 163: , Toute peine emportant privation de la liberté pour 
sun temps qui n'excède pas 6 semaines doit être exécutée 
„dans l'Etat de la Confédération où se trouve le condamné. 

8 164: ,Lorsqu'une peine emportant privation de la liberté 
devra être subie dans la circonscription d’un autre tribunal, ou 
lorsqu'un condamné qui se trouve dans la circonscription d'un 
autre tribunal devra être arrêté et extradé pour subir sa peine, 
„le ministère public près le tribunal régional sera requis de 
procéder à ces mesures. 

$ 165: „En cas de comm. rogat. entre les autorités d'Etats 
différents de la Confédération, les frais occasionnés par une 
„extradition ou par l’exécution d’une peine seront remboursés, à 
l'autorité requise par l'autorité requérante. Dans tous les autres 
„cas l'autorité requérante ne sera pas tenue au remboursement 
„des frais de la commission rogatoire. S'il y a en cause une 
„partie qui soit tenue au remboursement des frais, l’autorité qui 
„a donné la commission en fera rentrer le montant et le re- 
smettra à l'autorité requise. Ne seront pas portés en éompte 

sles droits de timbre, d'enregistrement ou autres impôts aux- 
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„quels les pièces transmises seraient sujettes dans l'Etat auquel 
-àppartient l'autorité requise. 

8 167: ,Nul tribunal ne pourra procéder à un acte de ses 
fonctions en dehors de son ressort sans l’assentiment du tribunal 
,cantonal de l'endroit, à moins qu'il n'y ait péril en la demeure. 
„Dans ce cas, il en sera donné avis au trib. cant. de l'endroit. 


$ 168: „Les agents du service de sûreté d’un Etat de la Conféd. 
peuvent poursuivre un fugitif sur le territoire d’un autre Etat de 
,la Conféd. et y procéder à son arrestation. L'individu arrêté 
„sera livré sans retard au tribunal ou officier de police le plus 
proche dans l'Etat de la Conféd. sur le territoire duquel il aura 
été arrêté. 

8 169: „Les dispositions en vigueur dans un Etat de la 
„Confed. relativement à la communication des pièces entre les 
.differentes autorités constituées et les tribunaux seront également 
sappliquées lorsque le tribunal requérant appartient à un autre 
„Etat de la Confédération.“ 


Ajoutons que par la promulgation du Code pénal du 
31 mai 1870 pour la Confédération de lAllemagne du Nord, 
devenu depuis, lui aussi, le code pénal de l’Empire, les $$ 25 
à 27 de la loi de 1869 ne sont naturellement plus en force, 
et qu'à partir de cette époque (1° janvier 1871) „aucune ex- 
ntradition ne peut plus être réclamée, de l’un à l’autre des 
„Etats de l'Allemagne, que si l'action dont il s’agit est punie 
„par la loi régionale de l'Etat requis aussi bien que par 
„celle de l'Etat requérant.“ ($ 25, N° 2 ib.)') 


L'art. 4, 2" sect. $ 2 de la Constitution de 1787 des 
Etats Unis de l’Amérique du Nord statue: ,,Tout individu accusé 
„dans un Etat comme auteur d’une trahison, d’une félonie ou d'un 
“autre crime, qui se soustraira par la fuite à la justice et se 
rendra dans un autre Etat de l’Union, sera, sur la demande du 


1) V. Laband, ibidem, Vol. I, $ 16, p. 160, Note 2. 
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pouvoir exécutif de l'Etat d’où il s’est enfui, livré pour être 
Conduit dans l’Etat qui aura juridiction à raison de ce crime.*‘!) 


Une loi du 12 février 1793, régla simultanément tout 
ce qui concernait l’extradition des criminels et ce qui avait 
trait à celle des esclaves, et ses dispositions relatives à la 
première, qui sont, en substance, encore en vigueur, permettent 
d'établir entre les institutions de la grande République d’outre- 
mer et les nôtres le parallèle que voici: 7 

Tandis que la constitution américaine astreint directe- 
ment les Etats de l’Union à se livrer réciproquement toutes 
les personnes qui ont contrevenu à une loi pénale quelconque 
et se sont soustraites par la fuite à l’action de la justice, — 
notre constitution fédérale laisse à la loi le soin de déter- 
miner l’extension et les conditions de l’obligation d’extradition, 
ainsi que la forme de celle-ci et ne limite point cette obli- 
gation aux fugitifs, mais fait, par contre, une exception en 
faveur des délits politiques et de presse. La constitution et la 
loi américaines parlent uniquement d’individus inculpés (bien 
qu'il ne soit guère douteux, dit Rütlimann, que les condamnés 
doivent également être extradés), et imposent l'obligation de 
l’extradition en termes tout à fait généraux pour n'importe 
quel crime ,de trahison, félonie ou autre“, sans distinguer 
si les individus réclamés appartiennent à l'Etat requis ou à 
un autre de l’Union; — notre loi de 1852 met, au contraire, 
les criminels déjà condamnés sur le même pied que les pré- 
venus, énumère en détail les crimes et délits pour lesquels 
elle sanctionne le devoir de l’extradition, et accorde au 
canton d’origine ou du domicile des personnes recherchées 
le droit de les juger et punir lui-même, au lieu de les ex- 
trader. 

Notons encore: qu’en droit américain, si l’extradé a été 
libéré ou gracié par les autorités de l’Etat requérant, il ne 
peut être immédiatement extradé pour un autre délit à un 
autre Etat, mais doit pouvoir d’abord rentrer au lieu de son 


1) V. Rilttlmann, „das nordamerikanische Bundesstaats- 
recht", I! Partie, p. 480; II=* Partie, p. 90 ss. 
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domicile, — que si le criminel a été incarcéré par les auto- 
rités de l’Etat de refuge, pour un délit qu’il y aurait commis 
ou une dette qu’il y aurait contractée, il ne doit pas néces- 
sairement être extradé avant que la justice de cet Etat 
ait été satisfaite, — et enfin que la législation des Etats- 
Unis ne connaît pas le principe, d’après lequel, dans le cas 
de plusieurs demandes d’extradition, émanant de différents 
cantons et concourant entre elles, il doit y être fait droit 
suivant un certain ordre, soit en commençant par celle qui 
est fondée sur le crime ou délit le plus grave. 


* * + 

L’expos& qui précède suffit, à nos yeux, pour démontrer 
qu'en Suisse, comme ailleurs, le droit de l’extradition est 
tout moderne, puisque son histoire ne remonte en somme 
qu'au milieu du siècle dernier!) et que le développement régulier 
des principes qui sont à sa base n’a commencé qu'avec les 
concordats de 1809/1818, continués par la loi fédérale de 1852. 

Le mot lui-même d extradition = Auslieferung, nouveau 
pour la France,”) était déjà connu fort anciennement dans 
notre Confédération; mais, de même p. ex. que dans les rap- 
ports entre les Communes italiennes du Moyen-Age,*) il n’avait 
point chez nous la signification et la portée actuelles. 
Il servait plutôt, à l’origine, à dénommer le droit qu’avaient 


1) V. les traités cités ci-dessus aux pages 10 ss. 

7) Billot, (cit., p. 34 ss.) le fait dater d’un décret du 19 février 1791. 

® V. entre autres, la convention du 80 juillet 1255 entre Sienne 
et Florence et les Capitulations de 1889 entre Florence et Pistoie, 
dont l’art. 1° statuait: „Que tout citoyen, paysan vu habitant du district 
nde Florence ou de tout autre lieu qui, dans la ville, la campagne, ou le 
sdistrict de Florence, aurait commis un crime puni par le droit commun 
„ou par les statuts de Florence de la peine de mort, et qui se serait ré- 
nfugié dans la campagne on dans le district, puisse étre arrété par un 
nchacun, en tout lieu hors les murs de Pistoie et livré à la commune de 
„Florence pour être jugé et puni. Qu'il en soit de même de quiconque aura 
n&idé à commettre un homicide ou en aura conseillé la perpétration, et de 
nQuiconque aura fait des blessures avec une arme quelle qu’elle soit“ (Fiore, 
cit. I, p. 293). 
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les cantons de publier des bans contre tel individu qui s'était 
rendu coupable de quelque rébellion ou forfaiture et l’obli- 
gation correspondante qui incombait, de par ces bans, aux 
autres Etats confédérés de ne donner à cet individu aucun 
refuge, de poursuivre et de punir ses fauteurs, complices ou 
protecteurs.!) Plus tard, les relations des cantons entre eux 
et avec l'extérieur devenant plus nombreuses et fréquentes, 
on reconnut que le bannissement à Jui tout seul ne suffisait 
pas pour garantir l'Etat et la société contre les malfaiteurs, 
et la remise directe de ces derniers aux autorités du pays 
dont ils ont enfreint les lois s’introduisit peu à peu dans les 
usages fédéraux. Elle ne s’opèra cependant pas d'après des 
règles fixes et générales; les questions y relatives furent tranchées 
d’après les circonstances de chaque cas particulier, tantôt par 


les gouvernements cantonaux eux-mêmes, sans autre, s'il s’agis- 


sait d’infractions moins graves, tantôt, s'il s’agissait de crimes 
ou délits se distinguant soit par leur caractère de gravité, soit 
par le danger auquel ils exposaient les autorités et institutions 
du pays respectif, par la Diète. L’extradition, comme telle, 
est encore toujours une affaire de police et d'administration 
et ce n’est, chez nous aussi, qu'au XIX®° siècle qu'elle tend 
à devenir le ,complément nécessaire de la justice et de l’in- 
struction criminelle.“?) 

„A mesure, en effet, que par suite de la multiplication 
des moyens de communication on a vu s’accroitre la rapidité 
avec laquelle un malfaiteur peut s’enfuir du pays dont il a 
violé la loi, les Etats en général (et la Suisse avec eux) se 
sont montrés plus empressés à étendre et à faciliter l’appli- 
cation de l’extradition.“*) Et ce mouvement prit des propor- 
tions encore bien plus grandes aussitôt que par l'adoption des 
clauses excluant des traités d’extradition les délits politiques, 
d’une part, et d'autre part les délits commis par des nationaux, 


1) V. p. ex. le premier traité d'alliance perpétuelle de 1291 
(Art. 6), à p. 1 de ce Rapport. 

3) A consalter à ce propos les ouvrages très érudits et déjà cités de 
M"- Fiore, Billot, Bernard et Lammasch. 

®) Fiore, cit. I, p. 295. 
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les principaux obstacles à une confiance réciproque entre les 
nations eurent disparu. A partir de cette époque (1830), et 
depuis surtout (1848) que la Confédération se chargea elle- 
même de réglementer l'institution, la tendance susindiquée se 
manifesta dans toute son efficacité.) 

Abstraction faite des délits de moindre importance, à 
raison desquels la remise des coupables (même des ressor- 
tissants), ,moyennant revers et assurance de réciprocité“, fut 
de tout temps reconnue par l’usage entre les Etats confé- 
dérés,*) — nous pouvons nous résumer en disant que le dé- 
veloppement de l’extradition intercantonale a présenté, d'une 
façon générale, les mêmes phases que celui de l’extradition 
internationale.) 


Deuxième Partie. 


D’après la circulaire présidentielle du 5 décembre 1886, 
nous ne devrions étudier, dans cette deuxième partie de notre 
Rapport, que la question concernant „la nécessité de prévoir, 
s’il y a lieu, de nouveaux cas d'application de l’extradition en 
matière pénale et de police, dans les relations entre les can- 
tons suisses.“ Nous pensons toutefois ne pas faire de la be- 
sogne oiseuse et croyons, au contraire, bien interpréter les in- 
tentions du comité de la Société des juristes suisses, en élar- 
gissant quelque peu le cadre de notre sujet, pour y faire 


1) A preuve, le très-grand nombre des traités conclus et les applica- 
tions toujours plus nombreuses qui en sont faites (Lammasch, cit. p. 67 s8.). 

3) V. entre autres la citation tirée des Recès de la Diète de 1682 
(page 10 de ce Rapport) et le texte du Concordat de 1810/1818 concernant 
„ia remise réciproque des individus coupables de délits de police“ (Re c. 
off., I, p. 348). 

3) Nous manquerions à notre devoir, si nous ne saisissions cette oc- 
casion pour exprimer è toutes les hon. personnes qui nous ont prété leur 
concours dans l’élaboration de cette 1è partie de notre Rapport, et spé- 
cialement à Mr les archivistes Dr. Kaiser et de Crousaz, à Berne 
et Lausanne, notre vive reconnaissance. 
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entrer la discussion d’autres points et principes de la ii 
fédérale de 1852, qui nous paraissent mériter un exam-n 
spécial et peut-être même une prompte réforme. Ici aus: 
pour plus de facilité et de précision, nous suivrons [l’ordre 
même des articles de ladite loi, et nous nous arrêterons .. 
ceux d’entre eux que nous jugerons susceptibles d’améliora- 
tion ou de changement, en commençant par le 2% alinea de 
l’art. 19 ainsi conçu: 

„L’extradition de ressortissants d'un canton ou d'’indiviau: 
qui y sont établis peut loutefois être refusée, si ce canton s'engox 
à les faire juger et punir à teneur de ses lois ou à leur fair: 
subir les peines déjà prononcées contre eux.“ 

La question de savoir, s’il convient ou non de per- 
mettre l’extradition des nationanx, a déjà été si souvent e: 
si longuement discutée entre les auteurs et dans les corjs 
législatifs des différents pays, que nous ne pourrions, même 
avec la meilleure volonté du monde, nous flatter d’apporte: 
au débat, soit dans un sens soit dans l’autre, une seule idée 
qui n'ait déjà trouvé ses vaillants défenseurs et ses adver- 
saires éloquents. Nous nous bornerons donc à prendre parti 
pour celle des solutions qui nous semble la mieux fondée et 
à résumer, le plus brièvement possible, les arguments qui 
militent et qui ont été allégués en sa faveur. 

Bien que la non-extradition des nationaux ,soit un de ces 
principes que plusieurs législations“ (disons même presque 
toutes) „ont inscrit dans leurs codes, que tous“ (ou à peu 
près) „les traités reproduisent et que les théories les plus 
savamment édifiées ne sauraient, pour le moment du moins, 
faire disparaître, “') — nous n’hésitons point à nous prononcer 
contre lui et à conseiller résolument l'abandon pur et simple 
de ‚la disposition citée plus haut. Car, s’il est vrai „qu’on ne 
„rompt pas avec tout un passé sans de bonnes raisons, sans 
„de sérieuses exigences, sans de puissants motifs,“ il n’est 
pas moins certain que ces raisons, ces exigences, Ces motifs 


1) Ralsin, „de l’extradition en Suisse“, dissert. présentée à 
l'Université de Genève en 1873. 
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existent effectivement et que „l’extradition générale de tous 
les malfaiteurs est un incontestable progrès.“ — Nous ne som- 
mes pas, au demeurant, de ceux qui craignent ,que le jour 
noü ce progrès se réalisera n’appartienne au nombre de cer- 
ntaines calendes imaginaires“. Nous sommes, au contraire, 
persuadé que le régime international actuel n'aura bientôt plus 
d'influence „sur les relations intercantonales des Etats suisses 
et sur la législation fédérale“ et que même en général, „entre 
„pays dont les législations criminelles reposent sur des bases 
analogues et qui ont une mutuelle confiance dans leurs in- 
„stitutions judiciaires,“ l’extradition des nationaux ne tardera 
pas à devenir „un moyen d’assurer“ — comme règle absolue 
— nla juridiction du forum delicti commissi et partant la bonne 
administration de la justice pénale.“!) 


Le principe de la non-extradition des nationaux n’est 
pas, comme tel, d’une date très ancienne. Nous reconnaissons 
qu’en Suisse, comme ailleurs, il était généralement admis 
dans l'usage des différents gouvernements que les nationaux 
ne devaient être livrés que dans les cas de ,crimes graves 
et publics“ et après entente pour chacun d’eux en particulier, 
tandis que, dans les autres cas, les gouvernements re- 
spectifs poursuivaient eux-mêmes leurs propres ressortissants 
pour les crimes commis sur le territoire de l’autre Etat, 
quand ces faits leur étaient dénoncés.?) Mais il n’est pas 
moins prouvé à nos yeux: que la doctrine, depuis Grotius®) 
à Feuerbach et jusqu’aprös l’époque de la Restauration, a 
toujours considéré le contraire comme allant de soi, — que 
dans presque tous les traités généraux conclus au XVIII" 


1) Institut de droit international, congrès d'Oxford, Thèse VI. 


3) V. les quelques extraits des Recès de la Diète, cités plus haut 
aux pages 4 ss, et P. Flore, , Traité de droit pénal international et de 
l’extradition“, I, 413 ss. 

3) Grotius, de jure belli ac pacis, II, lib. 1, cap. xxvu, $ 4, No. 8: 
nQue autem diximus de nocentibus dedendis, aut puniendis, non tantum 
„ad eos pertinent, qui subditi semper fuerunt ejus, apud quem nunc repe- 
„Fiuntur, verum etiam ad eos, qui post crimen commissum aliquo confugerunt.* 
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siècle, ") notamment dans le traité déjà cité de 1777 entre la Con- 
fédération suisse et la couronne de France (art. 14), les 
nationaux n'étaient point exclus du nombre des malfaiteurs 
à extrader, voire même souvent expressément compris dans 
ce nombre, — qu'il en était de même dans la Confédération 
américaine, en vertu de l’art. 4 $ 2 plus haut énoncé de la 
constitution de 1787, ainsi que, en Suisse, à l’époque des 
concordats de 1809/1818 (V. aussi le projet de concordat de 
1821 qui est sur ce sujet fort instructif) et des quelques 
traités conclus avec les Etats voisins dans le premier tiers 
environ du présent siècle. On peut dire en un mot, que le 
principe en question, pour ce qui est des relations inter- 
nationales, a commencé à surgir et à se développer graduelle- 
ment vers la fin du siècle dernier, pour devenir une règle 
générale et constante, sur l'initiative de la France, depuis 
1830 seulement. On peut ajouter aussi qu’à l'heure qu'il est 
s’il n’a guère contre lui, en droit positif, que les législations 
américaine, anglaise et norvégienne *) les traités d’extradi- 
tion stipulés par les Etats Unis et la Grande Brettagne, en 
ce qui concerne les sujets américains et anglais,?) il est, en 
revanche, combattu par toute une phalange de jurisconsultes 
et d'hommes d'Etat éminents, qui parviendront un jour, nous 
l’esperons, à le faire abandonner. 

Pour ce qui a trait à la Suisse en particulier, soit aux 


1) Les premiers qui fussent fondés sur des règles certaines, immuables 
et précédemment établies, tirées de l'intérêt général du pays et de la justice, 
non pas, comme jusqu'alors, des intérêts particuliers des différents souve- 
rains. V. Flore, cit., 1, p. 294, et plus haut à p. 10 ss. 

3) Loi Norvégienne du 11 septembre 1818, ne faisant pour toute 
espèce de crimes aucune distinction entre Norvégiens et malfaiteurs d'autres 
pays. 

3) Entre autres, le traité suisse-américain de 1855, sur 
lequel nous aurons l'occasion de revenir. 

*) Adversaires de ce principe: Grotius, Vattel, Abegg, Couvert, Feuer- 
bach, Bonatos, Kluit, Bernard, Billot, J. Favre, Picard, Brégeault, Calvo, 
Renault, Antoine, Pasq. Fiore, Olivi, Buccellati, Gracia y Parejo, von 
Holzendorf, Mohl, Hälschner, Schwarze, Brenner, Lammasch, Brocher, 
de Jonge, Westlacke, Hamaker, Wouters, Cockburn etc. 
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relations snfercantonales, nous avons è faire remarquer, outre 
ce qui vient d’être dit: 1. que la disposition du 2%° al. de 
l’art, 1°" n’est pas entrée toute seule et facilement dans la. 
loi fédérale de 1852, à preuve qu’elle ne figurait point dans 
l’avant-projet du département de justice et police, que la 
Commission du Conseil des Etats n’a pu y consentir qu’apr&s 
un examen approfondi, — car elle était d’abord d’avis „que dans 
sun Etat fédératif, comme le nôtre, l’extradition des ressortissants 
„memes d’un canton qui se sont rendus coupables d’un crime dans 
„un autre canton ou qui en sont prévenus, ze devrai! jamais être 
refusée,“ — et que la majorité du Conseil national n'a cédé sur 
ce point que par esprit de concession réciproque vers la fin 
du deuxième débat ;!) 2. que cette disposition subit déjà dans la. 
loi elle-même un amoindrissement considérable par l’exception 
insérée au 2% al. de l’art. 4, accordant, en cas de crime ou de 
délit commis dans plusieurs cantons, au canton dans lequel 
a eu lieu l’acte principal, le droit de requérir l’extradition 
de tous les complices qui se trouvent dans d’autres cantons ;?) 
3. qu'une autre dérogation a été faite indirectement à la 
règle ci-dessus par l’art. XIII du traité de 1855 avec l’Amé- 
rique du Nord, portant que: „Les Etats Unis d'Amérique et la. 
Confédération suisse seront tenus, sur les réquisitions faites en 
sleur nom par l'intermédiaire de leurs agents diplomatiques ou 
consulaires, de se livrer réciproquement, pour être traduits en 
justice, les individus qui, prévenus des crimes énumérés à l’article 
Suivant, commis dans la juridiction de la partie requérante, cherche- 
„ront un asile ou seront trouvés sur les territoires de l’autre 
„partie,“ — article que le Cons. féd. recommandait à l’adop- 
tion des Chambres en disant, ,qu’il n’y a pas de raisons suf- 
„fisantes pour renoncer à un traité sur l’extradition plutôt que de 
„consentir à livrer les nationaux prévenus de crimes graves.“ 


Et que dit-on généralement en faveur de la clause de 
non-extradition qui nous occupe ? 


1) V, plus haut, I°* partie, p. 45 ss. 
?) V, plus haut, I* partie, p. 58 s., la jurisprudence des autorités 
fédérales sur la matière. 
Zeitschr. für schweizerisches Recht. Neuo Folge VI. 34 
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» Qu'un homme ne doit pas être distrait de ses juges naturels, 
„que l'Etat doit à ses sujets la protection de ses lois et qu'il 
manque à ses devoirs, en le livrant à une juridiction étrangère 
„et en le privant ainsi des garanties que lui offre la législation 
„de son pays, — qu’il est impossible d’avoir entièrement confiance 
„dans la justice d'un Etat étranger, spécialement en ce qui touche 
„des sujets qui ne sont pas les siens, — que c’est un sérieux 
»inconvénient pour un homme d’être jugé dans une langue 
étrangère, alors qu'il est séparé de ses amis et de ceux qui 
„pourraient porter témoignage de sa vie antérieure’), — que le 
„national a un droit à demeurer sur le territoire de son pays, 
„droit reconnu par la sanction désormais universelle de l'in- 
„admissibilit6 du bannissement de ses propres ressortissants‘) 
et enfin que, même dans les Etats fédératifs, reposant sur 
les mêmes institutions politiques, juridiques et sociales, dans 
ceux qui se trouvent à peu près au même niveau de civi- 
. lisation et entretiennent des relations de toute espèce et con- 
tinues, les législations sont encore loin d'appliquer les mêmes 
théories pénales, plusieurs d’entre eux conservant toujours 
dans leurs codes des peines et des procédures barbares qui 
répugnent aux autres etc.*) D’une part donc, pour résumer, 
l'intérêt de la dignité nationale, de l’autre, celui du r&gnicole‘), 
mais au dessus de tout la défiance réciproque que chez nous 
l’on voudrait faiblement masquer, par ci par là, du mot tou- 
jours en vogue „d’atteinte à la souveraineté cantonale.“ 

Laissons d’abord la parole à la Commission anglaise, chargée 
en 1877—78 d'étudier le fonctionnement de l’acte de 1870 
et des traités sur l’extradition, notamment à l'égard de la 


1) Renault, „Etude sur l’extradition en Angleterre“, 
dans le ,Bulletin de la Société de législation comparée, 
1879, VIII, p. 175 ss. 

3) Schauberg, „das interkant. Strafrecht der Schweiz“, 
dans la „Zeitschrift für schweiz, Recht”, XVI, p. 134 ss. 

3) Blumer - Morel, ,Handbuch des schweiz. Bundes- 
staatsrechtes“, I, p. 256 s.; Ralsin, loco cit., p. 61 s. et plus haut, 
Ifre partie, p. 39 88. 

* Bernard, ,Traité de l’extradition“, 2% partie, p. 100 ss. 
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nationalité des individus à extrader. „Ces raisons“, dit-elle 
dans son mémorable Rapport'), „ne sont pas décisives. Quand 
„nous invitons d'autres nations à organiser, de concert avec nous, 
„un système d'extradition, il est inconséquent d'admettre toute re- 
„striction impliquant un doute sur la compétence ou la justice de 
„leurs tribunaux. L’extradition suppose une confiance mutuelle dans 
pla manière dont la justice est rendue dans les deux pays; si cette 
„eonflance n'existe pas, il ne faut livrer personne, pas plus un 
étranger qu’un national. C’est faire injure à une nation que de 
„supposer que ses tribunaux ne seront pas impartiaux, parceque ce 
„ne sera pas un de leurs nationaux qui sera traduit devant eux.... 
Même dans les cas où les sujets d’un pays pourraient y être jugés 
„pour les délits dont ils auraient pu se rendre coupables à l'étranger, 
„ce jugement ne serait satisfaisant ni pour la justice, ni pour l’accusé 
lui-même. C'est la loi, ce sont les tribunaux du pays où s’est 
„passe le fait à juger, qui sont #a/urel/ement compétents. C’est 
„cette loi qui doit définir le fait, en déterminer la gravité; ce sont 
„ces tribunaux qui peuvent procéder aux constatations de fait, en- 
tendre les témoins; là où l’offense a été commise, là doit être 
prononcée la réparation. Autrement, si c'est dans le pays d’origine 
qua lieu la procédure, on ne pourra y amener les témoins qu'avec 
beaucoup de difficultés et de frais; ce sera l'accusé qui souvent 
„en souffrira le plus, parce qu'il ne pourra pas étre en état de 
„faire les avances nécessaires, tandis que s’il y a un intérèt public 
engagé, on fera venir plus facilement les témoins à charge. On 
„dira que les dépositions peuvent étre reçues là où sont les témoins 
„et ensuite transmises là où a lieu le jugement. C’est un mode de 
»procéder peu satisfaisant pour l'accusé, puisque les témoignages 
„ont été reçus hors de sa présence, sans qu'il ait eu occasion de 
„faire un contre-interrogatoire ou une enquête sur le caractère 
„ou le degré de confiance des témoins?) .... Tout considéré, la 


') Renault, loco cit., p. 188 ss. 

?) Chr. Brocher dit aussi à ce sujet, dans son ,Rapport à l’Institut 
de droit internat. sur le conflit des lois et le droit pénal“, An- 
nuaire I, p. 50 ss.: „.... C'est sur le territoire du pays où le crime a été 
ncommis et par ses fonctionnaires que le jugement peut être rendu et la 
Peine appliquée avec la plus grande sécurité; c'est là que les éléments ré- 
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„stipulation qui interdit l’extradition des nationaux est donc z72u4/e 
„et mauvaise et nous recommandons de l’omettre dans les futurs 
traités et de tâcher de modifier en ce sens les traités existants.‘ 

„Ce raisonnement,‘ ajoute Mr. Renault (p. 189), „a une 
force toute particulière dans la bouche des Anglais. Aucun peuple 
„ne peut, en effet, prétendre avoir plus de souci de l'honneur national; 
aucun ne se préoccupe davantage de faire respecter le droit de 
„ses ressortissants à l'étranger .... On ne peut donc pas admettre 
facilement qu'une règle, considérée par ce peuple comme juste, 
,,80it de nature à porter atteinte à la dignité nationale et à la juste 
„protection due aux nationaux.‘‘?) 


„velateurs de la vérité se trouvent le „plus généralement réunis, qu’ils sont 
„le plus abordables, qu’il est le plus facile d’en reconnaître et d'en con- 
„tröler l'importance: c’est là que les institutions présentent le plus com- 
„plet accord avec les règles de fond qui sont l’objet de l’action répressive. 

Et Westlacke l’a vivement soutenu pendant la discussion qui s'en 
suivit, en ajoutant: ,Il ne s’agit pas ici d’une question de compétence. 11 
„est de l'intérêt de la bonne justice que le procès se fasse au lieu le plus 
nrapproché de celui où le délit a été commis. C'est à la fois l'intérêt de 
l'accusation et l’intérét de la défense, Il arrive souvent que de nouvelles: 
lumières jaillissent dans le cours des débats et dunnent lieu à de nouvelles 
recherches, que l'intérêt excité par le procès fait surgir inopinément de 
nouveaux témoignages, qu’enfin des circonstances nouvelles viennent à se 
manifester, Tous ces avantages sont perdus si le procès a lieu loin du 
nthéâtre du crime.“ j 

1) C'est ce qui eut lieu entre autres pour le traité anglo-suisse 
renouvelé et réformé le 26 novembre 1886 (art, 1°"). 

2) Nous rappelons à ce propos le discours, demeuré célèbre, que Jules 
Favre pronongait en 1865 à la tribune législative française: ,... C’est une 
npréoccupation étroite, mesquine, de nationalité, que de prétendre que l’ex- 
„tradition ne puisse pas s'opérer vis-à-vis de ses propres ressortissants. 
„L’extradition sera le dernier mot de cette lutte entre les principes contra- 
ndictoires qui se sont longtemps combattus et qui finiront par s'entendre 
„dans un sentiment commun de justice, ... Rendez au principe toute sa 
“puissance: il n'y aura pour le criminel et pour celui qui est soupçonné 
„de l'être aucune immunité; il n’y aura pas de nationalité pour le crime. 
nil faut que celui qui a versé le sang de son semblable soit denationa- 
nlisé, qu'il soit livré aux tribunaux chargés de le juger, car il a méconnu 
„la loi de l’hospitalité qu’il recevait, car il a violé le droit naturel ..... 
net c'est devant les juges qui peuvent naturellement connaître de son 
„erime, qu’il doit être traduit . . .“ 
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A l'intérêt de l'accusé on peut d’ailleurs, ainsi que le 
fait justement remarquer Mr. Bernard (II, 116), opposer celui 
de la partie lésée, qui serait exposée aux mêmes inconvénients 
si elle était forcée de demander réparation à la juridiction 
nationale de son offenseur, avec cette différence qu'il serait 
injuste de priver la partie lésée de ses juges naturels, tandis 
qu’il est juste de laisser l’accusé aux juges du lieu de l’in- 
fraction, auxquels justement il a essayé de se soustraire, pour 
échapper, d'une part, à l'empire de la /oi qu’il a violée et 
pour rendre, d’autre part, difficile, si non impossible, la preuve 
du délit. 


Ceci, pour les arguments d'opportunité et de sentiment; ar- 
guments qui ont aussi trouvé leurs défenseurs convaincus au 
sein de la Diète de l'Allemagne du Nord en 1869 (Koller, 
op. cit. III, 841 s.), et en présence desquels nous souscrivons 
sans réserves à la Il=® proposition que Mr. Brocher, dans 
son rapport précité, formulait ainsi: „I est à désirer que 
les Etats ayant de plus. en plus confiance dans la justice des uns 
„et des autres, consentent à l’extradition de leurs nationaux, con- 
„trairement à ce qui est pratiqué par un grand nombre d'Etats. 
Tout au moins ne devrait-on pas tenir compte d’une nationalité 
acquise après le fait commis‘ (Annuaire I, p. 287). 


Mais il n'y a pas que les intérêts de la société et 
les exigences d’une bonne administration de la justice répres- 
sive qui plaident en faveur de notre thèse; les principes géné- 
raux du droit conduisent, eux aussi, „a reconnaître la con- 
venance de faire prédominer autant que possible le principe 
d’une compétence territoriale“ et la nécessité „de ne pas laisser 
l’action pénale se renfermer d’une manière absolue dans les 
limites politiques de l’Etat.“ 


Tous les auteurs, en effet, y compris ceux qui, s’arrêtant 

à mi-chemin dans leurs déductions logiquement juridiques, 

n’osaient et n’osent pas encore abandonner le système du 

privilège que nous combattons, s'accordent désormais pour 

admettre, comme base générale et absolue du droit pénal, le 

principe de la (erritorialité. Ainsi Beccaria (l’auteur immortel 
34% 








Ce I 
. e CT 1 ri a 


584 Verhandlungen des schweizerischen Juristenvereins 1887. 


du petit ouvrage „Dei delitti e delle pene“, qui, — inspiré prin- 
cipalement de /’ Esprit des lois de Montesquieu et du „De aug- 
mentis scientiarum“ de Bacon, — fut en 1764 comme le signal 
de la renaissance en droit pénal) ne se hasardait pas à trancher 
la question de l’extradition réciproque dans notre sens,") mais 
il écrivait en même temps et dans le même 8: „ZZ Zuogo della 
„pena è 17 luogo del delitto, perchè ivi solamente, e non altrove, 
„gli uomini sono sforzati di offendere un privato per prevenire 
„loffesa pubblica“ et il ajoutait encore: „la persuasione di non 
„trovare un palmo di terra che perdoni ai veri delitti, sarebbe un 
„mezzo efficacissimo per prevenirli“ — Pescatore compare, il 
est vrai, avec emphase, le gouvernement qui extrade ses pro- 
pres ressortissants à „une mère sans coeur et sans entrailles 
qui traînerait elle-mème son fils devant les juges et par lì 
peut-être à l’&chafaud,“ mais il se hâte de faire observer que 
la non-extradition des nationaux a sa source dans des con- 
sidérations de l'ordre moral seulement et proclame lui aussi 
le principe de la territorialité, comme étant ,,de droit public 
universel‘‘.”) — De même Carrara, dans son ,,Programma del 


1) Beccaria, loc. cit., $ XXI: „Ma se sia utile il rendersi reciproca- 
nmente i rei fra le nazioni, io non ardirei decidere questa quistione, finchè 
„le leggi più conformi ai bisogni dell’ umanità, le pene più dolci, ed es- 
„tinta la dipendenza dall’ arbitrio e dalla opinione, non rendano sicura l’in- 
„nocenza oppressa e la detestata virtù... .“ 

3) Pescatore, ,Procedura criminale“, tit. III, p. 32 ss. 
(ed. 1864): ,Quel principio che venne dichiarato dall’ art, 12 del nostro 
ncodice civile (cod. nap,, art. 8), secondo cui ‚le leggi di pulizia e di si- 
ncurezza pubblica obbligano tutti quelli che dimorano nel territorio dello 
„Stato‘, è un principio di diritto pubblico universale. E per vero lo 
„Stato, non soltanto non può concedere l’impunitä agli stranieri che delin- 
nquono nel di lui territorio, poichè un tal concetto sarebbe mostruoso . . ., 
„ma nè anco può rinviare i delinquenti ai tribunali della loro patria. I 
ntribunali del paese, cui appartiene lo straniero, non essendo punto inte- 
sressati a reprimere i reati commessi nel territorio altrui, reati che forse 
„secondo le loro leggi non sono nemmeno riconosciuti per tali, potrebbero 
„forse mostrare troppo indulgenza e benignità in favore del suddito a loro 
„Tinviato, e, trattandosi di tutelare l’ordine pubblico, uno Stato qualunque 
sindipendente non può al certo abbandonare il suo uffizio ad un giudizio 
ncosì incerto. Oltrechè nel luogo del commesso reato ne esistono le prove, 








Rapport de Mr. le Dr. L. Colombi, à Lausanne. 535 


corso di diritto criminale“, aux 8$ 1032 et 1069 de la Partie 
générale, vol. II,') et Bonafos, qui par contre va, comme 
nous, jusqu'au bout et s'exprime comme suit: 

„La territorialité constitue le caractère distinctif de toute loi 
pénale; l'obligation pour tous les Etats civilisés de se livrer mu- 
„tuellement les malfaiteurs, quels qu'ils soient, est pour ainsi dire 
„de droit naturel; elle existe indépendamment des traités. ...“ 

À toutes ces considérations politico-morales et juridiques, 
à celle non moins importante des constants et rééls pro- 
grès que la législation et l'administration de la justice en 
matière pénale ont réalisés, à peu près partout, dans ces 
dernières années et qui sont indubitablement de nature à faire 
disparaître, en une très large mesure du moins, les raisons 
et les sentiments de défiance réciproque manifestés jusqu'ici, il 
s’en joint, pour nous, une toute particulière, provenant de la 
nature des rapports qui unissent entre eux les cantons suisses 
comme membres d’une seule et même fédération d'Etats. 








„l& sono dovuti la repressione e l’esempio, là è che la pubblica coscienza 
„chiede la riparazione morale del misfatto. Gli è per questa ragione che 
nVenne riconosciuto come un principio di diritto pubblico universale che 
„nel paese in cui fu commesso il reato vi debba essere la'giurisdizione che 
nlo punisce secondo la legge del luogo. Ed in questo senso giustamente 
„si dice che le leggi penali sono essenzialmente territoriali, perchè non la 
„tittadinanza, ma questo solo in esse si riguarda, se il delitto sia stato 
scommesso nel territorio dello Stato in cui esse imperauo.* 

1) Carrara, loc. cit., $ 1032. „Che la legge penale sia legge primi- 
„tivamente territoriale, ella è cosa fuori di dubbio. Dissimile dalla legge 
„militare, dalla legge ecclesiastica e da altre tali che legano soltanto gli 
„uomini ascritti ad un determinato consorzio, proteggendo l'ordine nello 
»Stato, impera a tutti i fatti che nello Stato si compiono a danno di quel- 
Al'ordine; senza curare se da suddito o contro suddito, o piuttosto da stra- 
„niero 0 contro straniero siano commessi.“ 

$ 1069: „Infatti quando un colpevole è stato punito nel luogo del 
ncormesso delitto, la giurisdizione territoriale (che è la ordinaria) ha 
„fatto il suo corso, e si capisce così il perchè non debba farsi luogo alla 
„giurisdizione extraterritoriale, che è eccezionale e puramente sussidiaria. 
»D'altronde la sentenza resa nel luogo del delitto si presume emanata dietro 
„le più complete informazioni.“ 

$ 150: ....,L’essenza del delitto propriamente detto risiede nella 
sViolazione di un diritto protetto dalla legge.” 
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Nous ne saurions l’exprimer d’une fagon plus claire et plus con- 
vaincante, que ne l’a fait, dans son rapport au Conseil fédéral 


de la Confédération de l'Allemagne du Nord, la Commission 
chargée d’élaborer en projet la loi déjà citée du 21 novembre 
1869 „sur l’assistance en matière de droit“, lorsqu'elle disait, à 
propos de l'art. 23:') 

„Wenn in den abgeschlossenen Conventionen die Auslieferung 
„des eigenen Angehörigen an das Gericht des anderen Staats, der 
„Regel nach, ausgeschlossen ist, so beruht dieser Ausschluss auf 
„der souverainen Selbstständigkeit der einzelnen Staaten, welche 
„nur im Wege freier Vereinigung zu einzelnen Conzessionen sich 
sherbeigelassen. Es ist dies der zuiernahonale Standpunkt. In 
„dem Bundesstaate dagegen überwiegt die Stellung der höheren 
„völkerrechtlichen Einheit; diese lässt eine dermassen wieder auf 
„den Standpunkt der vollen Souverainetät zurückgreifende Aus- 
„nahmestellung der Angehörigen des einzelnen Bundesstaats nicht, 
„zu und bringt auch hier den za&onalen Standpunkt als den allein- 
„berechtigten zur Geltung. Mit dem nationalen Standpunkte des 
„Bundesstaats ist es aber nicht zu vereinigen, wenn in die vor- 


1) V. Koller, „Archiv des Norddeutschen Bundes“, 
SII®® vol., p. 843. Le même rapport contient aussi (loc. cit. p. 840 ss.) 
les considérations suivantes: „In einem Bundesstaate gleicht der Grund- 
„gedanke der Zusammengehörigkeit der einzelnen Staaten, wie die Ver- 
„wandtschaft der Rechtsinstitutionen, manche Schwierigkeiten aus, welche 
„bei der Durchführung des Prinzips über die Leistung der Rechtshülfe aus 
„der Stellung der Staaten zueinander ausserhalb einer Bundesverfassung 
„entspringen, und es muss als eine Aufgabe der Gesetzgebung im Bandes- 
„staate anerkannt werden, die Verpflichtung zur gegenseitigen Leistung der 
„Rechtshülfe in Strafsachen als eine gemeinsame Bundespflicht definitiv 
„festzustellen. Es kann unmöglich ein Bundesstaat irgendwie ein Asyl für 
„Verbrecher gegen die Verletzungen der Rechtsordnung in einem anderen 
„Bundesstaate bilden... ., vielmehr muss, als Regel wenigstens, eine der- 
„artige Verletzung der Rechtsordnung als ein Bruch der allen Bundes- 
„staaten gemeinsamen Rechtsordnung im ganzen Bundesgebiete bezeichnet 
„werden. Es wird hiemit die Verpflichtung anerkannt, die Verbrecher an 
„die Gerichte desjenigen Staates zur Untersuchung und Bestrafung auszu- 
„liefern, dessen Gesetze er während seines Aufenthaltes in dem dasigen 
„Gebiete verletzt und dessen strafgerichtlicher Gewalt er sich nur durch 
„seine Entfernung aus diesem Gebiete entzogen hat." 
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„liegende Materie wieder ein Unterschied der einzelnen Bundes- 
„staaten und ihrer Angehörigen hineingetragen und dadurch der 
„überwundene Standpunkt des In- und Auslandes wieder zum Leben 
„und zur praktischen Wirksamkeit berufen wird.“ 

Il est vrai de dire que, tout en reconnaissant la parfaite 
justesse théorique de ce raisonnement, — qui devrait, selon 
nous, s'adapter encore ınieux à nos propres conditions, étant 
donné la plus grande intimité des relations entre les différents 
membres de la Confédération suisse (surtout depuis la nouvelle 
constitution de 1874) et l’exiguite relative du territoire de cha- 
cun d’eux, —- des juriconsultes d’une autorité incontestable!) 
soulèvent contre son applicabilité aux cantons suisses de 
sérieuses objections, tirées notamment du fait, également in- 
déniable, de la très grande divergence qui existe entre les 
législations et jurisprudences pénales desdits cantons. Ces 
objections nous ont même laissé pendant assez longtemps 
dans la perplexité. Nous nous sommes dit cependant 
que de proclamer, sans restrictions ni privilèges, l'obligation 
générale de l’extradition réciproque des accusés et condam- 
nés, cela servirait peut-être efficacement, d’une part, à pousser 
les quelques cantons qui sont encore trop en arrière à se 
porter dignement au niveau de ceux dont l’administration de 
la justice pénale correspond aux exigences des temps moder- 
nes, et d'autre part, à accélérer l'oeuvre de l’unification du 
droit pénal, ou du moins à en rendre toujours plus évidente 
la nécessité, Nous nous sommes dit, en outre, que rien n’em- 
pêcherait les Conseils de la Confédération, en attendant qu’on 
entreprenne cette oeuvre que nous appelons de tous nos 
voeux,?) d’entourer le principe du devoir absolu de l’extra- 


1) Notamment Blumer-Morel, ,Handbuch des schweiz. Bundes- 
staatsrechtes“, I, p. 257, ainsi que Sohauberg, loc. cit., p. 186 et 
Raisin, ib., p. 61 ss. 

3) Tout récemment encore, au cours de l’avant-dernière session extra- 
ordinaire des Chambres fédérales, une voix autorisée, celle de Mr. Haber- 
stich (le commentateur bien apprécié du Code fédéral des Obligations): 
s'élevait, au sein du Conseil des Etats, pour demander, à l’occasion des 
débats sur les „brevets d'invention“, qu'on étendît enfin la disposition 
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dition de canton à canton de toutes les garanties qu’ils juge- 


de l'art, 64 de la constitution fédérale au droit pénal aussi. L'initiative 
de l’hon. député arguvien n'eut pas de suite pratique, mais elle planta un 
jalon de plus dans la voie préconisée, à la Diète de 1848, par les députa- 
tions de Söleure, Berne et Fribourg (V. plus haut p. 38 ss.), et son auteur 
n'avait pour Je moment probablement pas d'autre but que celui de rap- 
peler la question aux sollicitudes du législateur fédéral. Elle trouva un 
vaillant défenseur, en dehors du Parlement, en la personne du Dr. Stoos, 
juge d’appel à Berne, qui l’appuya notamment par les réflexions suivantes, 
auxquelles nous souscrivons sans réserve (V. le „Bund“ du 25 avril dr., 
N° 118): „Zwar begegnet man hin und wieder selbst in juristischen Kreisen 
„dem Vorurtheil, es sei ausserordentlich schwierig, an Stelle von 20 kan- 
„tonalen Strafgesetzen ein schweizerisches zu setzen, Dem gegenüber darf 
„mit aller Entschiedenheit erklärt werden, dass die Unifikation des Straf- 
„rechts im Vergleich zu den Schwierigkeiten, welche ein einheitliches Zivil- 
„recht bietet, als ein leichtes Werk sich darstellt. Im Zivilrecht steht der 
„vereinheitlichung die Verschiedenheit der Rechtsanschauungen in Bezug 
„auf mehrere wichtige Iustitute entgegen; es genügt, an das eheliche Güter- 
„recht und an die Erbfolge zu erinnern. Auf strafrechtlichem Gebiete gibt 
„es solche Divergenzen nicht. Ein Blick auf die kantonalen Gesetzbücher 
„zeigt, dass im grossen und ganzen beinahe überall die nämlichen Hand- 
„lungen mit Strafe bedroht werden; dagegen bestehen allerdings erhebliche 
„Abweichungen hinsichtlich der Art und des Masses der angedrohten 
„Strafen. Doch beruhen diese Abweichungen keineswegs auf grundsätzlichen 
„Unterschieden. Einzig die Zulässigkeit der Todesstrafe würde den Gegen- 
„stand eines Prinzipienstreites bilden.‘ — Einen sehr bemerkenswerthen 
Vorgang berichte die Geschichte des deutschen Reichsstrafgesetz- 
buches, dessen sorgfältige Ausarbeitung, Motivirung und Berathung nicht 
mehr als 2 Jahre in Anspruch genommen, während die schon vor Jahren 
begonnenen Vorarbeiten zur Schaffung eines gemeinen deutschen Zivil- 
gesetzbuches ihrem Abschlusse noch lange nicht nahe zu stehen scheinen. 
— „Mit der Vereinheitlichung des schweiz, Strafrechts würde einem 
„ganz unhaltbaren und trostlosen Zustande ein Ende gemacht. Vor allem 
„ist an die Misere der kantonalen Gesetzgebungen zu erinnern. In neuerer 
„Zeit zeigte sich z. B. überall das Bedürfniss, gegen Lebensmittel- 
„fälscher entschiedener strafrechtlich vorzugehen. Das deutsche Reich er- 
„liess am 14. Mai 1879 ein Gesetz, das für ein Reichsgebiet von 45 Mil- 
„lionen Einwohnern mit einem Male Geltung erhielt. In der Schweiz setzt 
„ein Kanton nach dem andern seinen Gesetzgebungsapparat in Bewegung; 
„alle Kantone wollen ungefähr das Nämliche, aber jeder arbeitet selbst- 
„ständig einen besonderen Entwurf aus, der zunächst von den Admini- 
„strativbehörden, dann von dem Gr. Rathe berathen und in den Referendums- 
„kantonen noch einer Volksabstimmung unterstellt wird. Welche Arbeits- 
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ront utiles ou nécessaires, pour empêcher éventuellement l’ap- 
plication, en Suisse, de procédés ou de peines qui répugne- 
raient à la partie la plus avancée de nos populations.) 

De toutes ces considérations, auxquelles s’ajoute encore celle 
de l'opportunité de mettre un terıne aux difficultés et aux incon- 
vénients multiples qui proviennent de l'interprétation de la dis- 
position dont il s'agit, dans les cas par exemple où la qualité 
de „ressortissant“ ou , d’établi“ de l'individu réclamé serait con- 
testée, et de débarrasser le canton d’origine ou de domicile 
d'une charge qui, dans certaines circonstances, pourrait bien 
devenir fort onéreusef), — nous avons conclu que ies objections 


„kraft und welcher Kostenaufwand sind mit dieser gesetzgeberischen Viel- 
„fältigkeit verbunden, die statt eines durchdachten und sorgfältig redigirten 
„Werkes zwei Dutzend Varianten von verschiedenem Werthe zu Tage 
„fördert! Das Bewusstsein des Volkes wird durch diese Art Gesetzgebung 
„schwer gefährdet.... Ein einheitliches Strafrecht schaffen, heisst ein 
„Bollwerk aufrichten gegen das Verbrecherthum, es bedeutet einen Sieg 
„des Staates im Kampfe gegen Mord und Raub, gegen Diebstahl und Be- 
„trug und nicht zum letzten gegen das Vagantenheer, welches nach neuesten 
„Berechnungen das Nationalvermögen jährlich um Millionen schädigt. Der 
„gegenwärtige Zeitpunkt dürfte hiezu, mit Rücksicht auf die im Wurfe 
„liegende Revision des Militärstrafgesetzbuches und die Zweckmässigkeit 
„einer Uebereinstimmung dieses mit dem bürgerlichen, äusserst glücklich 
„gewählt sein... .* 

1) Ainsi, de même que le législateur de 1852 interdisait expressément 
(art. 5) aux cantons d’user de contrainte envers les personnes ,extradées 
pour en obtenir des aveux", on pourrait insérer dans la loi nouvelle une 
disposition portant que le juge du forum delicti co mmissi sera tenu d’ap- 
pliquer à l’extradé la loi pénale de son canton d'origine ou de domicile, 
si celle-ci contient des prescriptions moins sévères à son égard, et une 
autre prohibant (comme les récents traités conclus par le royaume du Por- 
tugal p. ex.) l’infliction de la peine de mort ou de peines corporelles, 
lorsque l’une et les autres ne seraient pas admises dans la législation du- 
dit canton, ou seraient contraires à la justice ou à l’humanité (V. Brocher 
joe. cit, p. 221; l'art. 10, N° 8 du projet de lui italienne sur l'extra- 
dition et surtout l’art. 25, N° 3 de la loi sur l'assistance en matière 
de droit de la Confédération de l'Allemagne du Nord, du 21 juin 1862. 

*) Il est notoire que s’il n'y avait entre deux le souci, quelque fois 
exagéré, de la ,dignité nationale“, les *as déjà peu fréquents de l’invoca- 
tion du 2° al, de l’art, 1° deviendraient encore bien plus rares, les cantons 
d’origine renonçant pour la plupart assez volontiers à profiter d'une faculté 
qui peut leur causer force ennuis et frais! 
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signalées n'étaient pas suffisantes pour balancer les avantages 
de fait et de droit qu’assurerait à l'administration de la justice 
et à la société l’adoption de la règle que nous défendons.*) 
Il est encore une objection que les auteurs ci-dessus 
n'ont pas formulée*), mais que nous savons avoir été mise er 
avant assez souvent pour la défense de l'exception instituée 
par le 2me alinéa de l’art. 1° leg. cit. C'est l’objection qui 
consiste à dire que le nouveau principe aurait pour consé- 
quence de porter atteinte à la souveraineté des cantons. Nous 
la croyons cependant encore moins fondée que les autres et 
nous pensons même qu’il suffit, à ce propos, de rappeler ici 
la teneur littérale de l’art. 3 de la constitution fédérale de 1874, 
d’après lequel „les cantons sont souverains en tant que leur 
souverainelé n'est pas limitée par la constitulion fédérale . . . .“ 
Cette souveraineté, est en effet, expressément limitée, et non 
seulement par la disposition générale de l'art. 2 ib., donnant 
à la Confédération pour but.... ,de maintenir la tranquillité 
et l'ordre à l’intérieur....“, mais encore et bien plus par 
celle de l'art. 67 qui délègue à la législation fédérale le 


1) Voici ce que pense du 2° al, de l'art. 1°" de la loi de 1852 le 
criminaliste bernois déjà cité, Dr. Stooss : „Die allergrössten Nachtheile ergibt 
„die Zersplitterung des Strafrechts in der Schweiz für den Fall, dass ein An- 
„gehöriger des einen Kantons in einem andern Kanton ein Verbrechen be- 
„geht und sich in den Heimat- oder Niederlassungskanton flüchtet. Man 
„scheut sich da und dort, den Kantonsangehörigen den Nachbarkantonen 
„auszuliefern, und glaubt, der kantonalen Justizhoheit damit etwas zu ver- 
„geben oder den Kantonsgenossen einer nicht vollkommen zutrauenswür- 
„digen Gesetzgebung zu überantworten. Daher wird in dem Bundesgesetz 
„über Auslieferung den Kantonen die Befugniss gegeben, die Auslieferung 
„ihrer Angehörigen und Niedergelassenen an einen andern Canton zu ver- 
„weigern. Es würde zu weit führen, nachzuweisen, welche Missstände aus 
„dieser kantonalen Exclusivität erwachsen. Einen Gewinn aus der Mangel- 
„haftigkeit und Zersplitterung .des Strafrechts in der Schweiz ziehen ge- 
„wiss einzig die Delinquenten, die allgemeine Sicherheit aber leidet darunter 
„mehr, als die meisten ahnen.“ (V. „Bund“, 1887, N° 113.) 

2) Mr: Raisin (p. 47) se demande p. ex.: „Ne trouverait-on peut-être 
„la source de ce principe de la non-extradition des nationaux, qui fait pour 
„la 1ère fois son apparition en Suisse, dans une conception erronée de la 
„souverainete cantonale ?* 
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pouvoir de ,stafuer sur l’exiradition des accusés d'un canton à 
l’autre, sans faire aucune distinction entre „ressortissants“ et „non- 
ressortissants.“ 


Nous terminons donc ce premier chapître en disant avec 
MM. Bernard et Fiore: ,,L'autorité qui affranchit le national de 
‚„lextradition réside moins dans la force des arguments mis en 
„avant pour la justifier que dans la presqu'unanimité des traités 
„diplomatiques qui l'ont consacrée.... Cet affranchissement a pu 
avoir sa raison d'être en d'autres temps, mais aujourd’hui elle ne 
„siimpose plus que comme l’un de ces nombreux aphorismes con- 
„ventionnels, acceptés sans discussion approfondie, par crainte de 
8e montrer peu soucieux de la dignité natiohale.‘ Nous sommes 
d’ailleurs parfaitement d’accord avec Mr. Raisin, lorsqu'il dit, 
en parlant de l'exception qui concerne les délits politiques : 
qu'il appartient à la Suisse de donner le salutaire exemple d’une 
„nation qui renonce spontanément à des prétentions que rien ne 
justifie,‘ — mais avec cette différence que nous préférerions 
que l'on sommengät par la renonciation au privilège des na- 
tionaux, parceque nous l’estimons de beaucoup la plus urgente. 


* 
* % 

Cette dernière réflexion nous conduit tout droit à parler 
des art. 2 et 3 de la loi de 1852, et partant à traiter des 
questions relatives soit à „ia nécessité de prévoir, s’il y a lieu, 
de nouveaux cas d'application soit à l'opportunité de main- 
tenir ou d'abandonner l'exception en faveur des délits politiques 
et de presse. 


Nous commencerons par la dernière, à cause de son 
rapport immédiat avec celle qui la précède, et nous dirons 
d'emblée que, — même au risque de paraître inconséquent 
avec nous-même et sans méconnaître que l'exception dont il 
s’agit ici va, elle aussi, quelque peu à l'encontre de cette 
unité de vues et d'action, ainsi que de cette mutuelle con- 
fiance qui devraient lier étroitement entre eux les différents 
membres d’un Etat fortement fédératif, comme le nôtre —, 
nous ne pouvons encore, pour notre part, nous résoudre à 
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appuyer la réforme que déjà bien des auteurs et praticiens’) 
ont réclamée à cet égard. 


Notre inconséquence est du reste plus apparente que réelle, 
car s'il n’y a pas de raison, à notre avis, pour distinguer 
entre „ressortissants“ et ,,non-ressortissants“, lorqu'il s’agit 
d'individus coupables ou prévenus de délits communs, à l'égard 
desquels tous les Etats sont également intéressés, ces délits 
étant dirigés contre les bases mêmes de la société, contre 
l’humanité en général, — il y en a, au contraire, et de très 
sérieuses, pour justifier l'exception relative aux délits politiques 
que nous voudrions maintenir?) Nous allons essayer de les 
résumer en quelques lignes; nos lecteurs pourront les com- 
pléter à leur aise par la lecture des nombreuses et savantes 
dissertations qui ont paru à ce sujet dans les Revues, Annuaires 
et ouvrages de droit international, ainsi que par celle des 
rapports et discours prononcés soit au sein de la Diète germa- 
nique du Nord en 1869 et de l’Institut de droit international à 
Oxtord, soit à l’occasion de l’Assemblée des juristes suisses de 1880°). 


1) Entre autres M'- Schauberg, Raisin et, en partie du moins, Mr- 
Teichmann, E. Roguin, König. 

?) D'autant plus, d’une part, que pour la supprimer il faudrait avant 
tout obtenir l’assentiment des Chambres et du peuple suisse à une révision 
partielle de la constitution fédérale, tandis que nous serions presque sûrs 
d'avance de le voir refuser et, d’autre part, qu’une telle suppression rendrait 
indubitablement plus difficile et problématique celle du privilège des na- 
tionaux, que nous venons de recommander. 

5 V. entre autres la brochure de M” le juge cantonal Soldan „sur 
l’extradition des criminels politiques“ (dans la Revue générale 
du droit, 1882), qui cite et rappelle presque tous les auteurs les plus mo- 
dernes en matière, tels que: Brégeault „le projet de loi fr. sur l’ex- 
tradition et sa discussion au Sénat“ (dans la méme Revue, 1879); 
Teichmann „sur les délits politiques, le régicide et l’extradition“ 
(dans la Revue de droit international, 1879); Renault et E. Roguin, 
sur le même sujet (dans le Journal du dr.internat, privé, 1880 et 1881); 
von Holzendorff ,die Auslieferung der Verbrecher und das 
Asylrecht“, 1881; von Liszt „Sind gleiche Grundsätze des 
internat. Strafrechts anzustreben?“ 1882, V. aussi les ou- 
vrages déjà cités de Pescatore, p. 89 ss., Billot, p. 32, Bernard, II, p. 253 ss., 
Lammasch, p. 203 ss., Blumer-Morel, I, p. 253 s., Duhs, „dr. public suisse*, 
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Ces raisons découlent, d’une part, de {a nature même des 
infractions politiques, soit du droit pénal, et d’autre part de 
considérations essentiellement internationales‘), qui trouvent aussi, 
pour la plupart, leur application à nos relations intercantonales. 
La criminalité des délits politiques est, d’abord, bien loin d’étre 
absolue, universellement égale dans tous les temps et tous 
les lieux, en un mot, incontestable, et les personnes même qui récla- 
ment avec force la répression des infractions politiques, au 
même titre que celle de toutes autres infractions, ne peuvent 
s'empêcher de reconnaître ‚que ceux qui sont poursuivis comme 
criminels politiques ne sont pas toujours des hommes méchants 
„ou pervers, mais qu'ils sont souvent des hommes exaltés et de 
bonne foi, quelquefois même des patriotes généreux et honorables‘‘?). 
L'histoire est là, d’ailleurs, pour prouver ‚que ces délits se 
manifestent principalement dans des conditions politiques ou 
sociales anormales“, qui les expliquent et les excusent en 
très grande partie, si elles ne les justifient pas toujours. 
D'ailleurs, l'exil constitue déjà à lui tout seul, dans 
la règle, une punition ‘assez rigoureuse pour les personnes 
accusées de délits politiques“; en outre, ceux-ci n'étant, le 
plus souvent, pas punissables d’après la législation de l'Etat 


II, p. 256 ss., Koller, „Archiv des Norddeutschen Bundes“, III, p. 845; 
les rapports de M’* Pfenninger et Serment à la Société suisse des juristes 
sur le „Begriff des politischen Verbrechens“ et enfin 
l'Annuaire de l’Institut de dr, internat. de 1881, avec les 
rapports de M"- Brocher et Renault. 

1) Soldan loc, cit., p. 14. 

?) Bluntschli, dans la Revue de dr. internat., 1881, p. 72 ss., de 
même que Telchmann, Helle („Theorie du code pénal“, N° 408) et 
Billot, p. 103. Pescatore exprime les mêmes idées en ces termes: „Un’ 
„altra specialità dei delitti politici è che il reo suol essere sospinto al reato 
„non da assoluta perversità d’animo, ma da errore, da fanatismo, da impeto 
„di passione, da soverchio patriotismo; e per un reato cui manca l’intrin- 
„seca immoralità parve che nella maggior parte dei easi l'esilio potesse 
nconsiderarsi qual pena bastante, e, quando non basti, il divario non fosse 
„si grande che convenisse affrontare il rischio di complicità nelle più fiere 
ingiustizie; chè pur troppo ai giudizi politici non presiedono sempre l’equità 
ne la giustizia, ma la vendetta e il terrore, le ire e gli odii della guerra 
ativile.“ (Proc. crim, III.) 
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requis, l’extradition de telles personnes serait générale- 
ment sans utilité directe pour ce dernier et manquerait 
par conséquent d'une de ses conditions les plus nécessaires"). 
Mais ce qu'il faut surtout prendre en considération, au point 
de vue du droit international, de même qu'à celui de nos 
rapports intercantonaux, c’est l'influence que la politique a tou- 
jours exercée et exercera toujours et partout sur le droit criminel ; 
influence, qui entraîne nécessairement avec elle, en une cer- 
taine mesure, de la partialité dans la législation aussi bien 
que dans le jugement*). Enfin il ne faut pas perdre de 
vue ‚que l’extradition des criminels politiques ne pourrait être 
admise sans que le pays de refuge appréciât la criminalité des 
faits politiques à raison desquels le réfugié est recherché; or, 
„une telle appréciation, outre qu'elle serait fort difficile, irait à l'en- 
„contre des principes du droit international, puisqu'elle obligerait 
l'Etat requis à s’immiscer dans les affaires intérieures d'un autre 
„Etat, et à s’eriger en juge de ses luttes politiques, ce qui ne 
.manquerait pas de lui procurer des complications internationales ‘"*), 


On comprend que des arguments si convaincants aient 
fait, depuis 1830, le chemin que l’on sait et soient parvenus, 
non seulement à renverser un système jusqu'alors à peu près 
universellement admis sans oppositions ni réserves‘) mais 


1) Soldan, ib. p. 16. 

*) Bluntscbli, loc. cit. p. 74: ,L'expérience montre aussi que les ga- 
„ranties d’une justice impartiale sont moindres lorsqu'il s’agit de procès 
“politiques que dans les procès criminels ordinaires. Souvent, en effet, l'état 
nd’excitation dans lequel se trouvent les représentants, soit des pouvoirs 
npublics, soit du parti politique dominant, soit de l’opinion publique, exer- 
„cera même sur les tribunaux une influence qu’il sera difficile d’ecarter.“ 
V. aussi: Pfenninger, loc. cit., p. 43 ss., Telchmann p. 146, Renault N° 9. 

3) Soldan, ib. p. 18 et les auteurs précités. 

*) En Suisse comme ailleurs; à preuve les citations historiques de 
la 1ère partie de ce rapport, spécialement celles relatives aux traités avec 
la France de 1777, 1798, 1808, 1828, avec le Grd. Duché de Bade de 
1808, et avec l'Autriche de 1828, ainsi qu'aux concordats et projets de 
concordats de 1808, 1818, 1821. V. du reste à ce propos les notices de 
M"* Soldan p. 7 s., Roguin p. 304 s, Telchmann p. 477 s., P. Flore, I 
p. 418 ss., Bernard, II p. 804 ss., Lammasch p. 203 ss. 
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encore à gagner solidement à leur cause la presqu'unanimité 
des hommes d'Etat et des auteurs, si bien qu'aujourd'hui ils 
ne sont plus guère sérieusement contestés.!) „Un temps viendra 
fatalement“, écrit à ce propos Mr. Bernard (1° Pie p. 253) „ou 
sil faudra reconnaître que les constitutions fondées par la sou- 
»veraineté des peuples sont assez parfaites pour qu'on les respecte, 
„ou que du moins elles ne puissent être modifiées que par la libre 
manifestation des volontés populaires et non par la violence et 
„les coups de main révolutionnaires .... Alors, plus d'exception 
pour” les délits politiques. Mais pour le moment, il est inutile 
d'attaquer de front un principe à l’apogée de sa faveur et qui 
répond à une nécessité sociale.“ Et nous sommes aussi de 
l'opinion de l’érudit juriconsulte français; cependant nous 
n’admettons point l'exception de l'exception qu'il voudrait faire 
à l’égard de notre Confédération, car celle-ci forme, il est vrai, 
„comme une seule famille qui n’existe et ne joue un rôle 
politique qu’à la condition de maintenir intact le pacte fédé- 
ral....,“ mais une famille dont les membres ont encore bien 
d’autres droits et d’autres obligations, que les droits et les 
obligations ,concentrés dans ce pacte,“ et jouissent, surtout 
au point de vue de leurs institutions politiques, d’une auto- 
nomie et d’une indépendance réciproque considérables, qui 
donnent lieu, à leur tour, à des différences de vues et d’appré- 
ciation également considérables, 

C’est bien en considération de cette autonomie, de cette 
indépendance réciproque et de ces grandes divergences d’ap- 
préciation entre les cantons suisses, autant qu'à cause du 
caractère spécifique des infractions politiques, que le regretté 
Dr. Dubs écrivait dans son ,,Droit public suisse“ (II p. 258): 
qu'on ne stipulera probablement jamais d’obligation d’extradition 
„pour des délits de cette nature, par la raison qu’on en envisagera 
„toujours les auteurs comme simplement coupables d’attentat envers 
„les institutions d'un Etat particulier.“ 


1) Pescatore, ,proc. crim.“, pag. 39 ss.: „La massima che in fatto 
„di reati politici non ha luogo l’estradizione, è universalmente ricevuta. 1 
„governi a libero reggimento la proclamano volonterosi, i governi assoluti 
„non osano calpestarla.“ 
Zeitschr. für schweizerisches Recht. Neuo Folge VI. 95 
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Cela posé en principe, nous n'entrerons pas dans les 
détails des autres questions se rattachant au maintien de 
la disposition qui exclut les délits politiques de l'obligation 
d’extradition et consistant d’une part, à definir ce qui! faut 
entendre par délits politiques et, d'autre part, à savoir si la- 
dite disposition s'applique à toutes les infractions politiques, 
notamment à celles qu'on connaît généralement sous les noms 
de délits connexes et complexes. Outre que l’espace nous ferait 
à cet objet absolument défaut et que toute définition, pour 
désirable, savante et claire qu'elle puisse paraître, „loin de 
démontrer quoi que ce soit, aurait elle-même grand besoin 
d’être démontrée,“ de sorte qu'une telle discussion, de notre 
part surtout, n’aurait en cette matière aucune utilité pratique, — 
la littérature sur ce chapître de l’extradition est déjà trop 
abondante et disons même contradictoire, pour qu’on éprouve 
le besoin d’essayer d'en augmenter, par de nouvelles propo- 
sitions, la riche et confuse bigarrure. En renvoyant donc de 
rechef le lecteur aux ouvrages, dissertations, rapports et dis- 
cours précités, nous nous bornerons à choisir: a. parmi les 
définitions des délits politiques jouissant de la clause d'ex- 
clusion, celle proposée à l’Assemblée des juristes suisses de 
1880 par Mr. le juge fédéral Morel,') et 5 parmi les solutions 
données à la seconde des questions plus haut signalées, celle 
qui voudrait étendre le principe de la non-extradition pour 
faits politiques aux délits complexes aussi bien qu'aux con- 
nexes, , pourvu naturellement que l'infraction de droit commun 
se trouve en relation avec l'infraction politique.‘ 

Nous préférons, éventuellement, °) la définition de Mr. Morel, 

1) Morel (dissertation de M” E, Roguin dans la Revue du droit 
internat. privé, 1881, p. 810): ,Sont délits politiques: a. les délits 
«dirigés contre l'Etat ou l’ordre public: b. toutes les autres actions con- 
ndamnables qui, à raison de leurs buts ou de leurs mobiles, ont un carac- 
„tere politique... .“ 

#) V. Soldan, cit. p. 18 ss.; Blilot, cit. p. 106 ss.; Pfenninger, cit. 
p. 64 ss.; Brocher, cit. p. 219; Flore, cit. II, p. 592. 

*) Soit pour le cas où le législateur suisse, comme celui de France 
et d'Italie p. ex., jugerait à propos de définir lui-même ce qui doit être 
entendu par délit politique, au lieu d’en laisser le soin, dans chaque cas 
particulier, au juge compétent. 
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parce qu’elle tient ,,un large compte de l'intention du délin- 
quant et des mobiles qui l'ont poussé à agir“ et veut en 
même temps, implicitement, que l'intention et le but poli- 
tique et désinteressé de l’auteur soient non seulement allé- 
gués, mais encore bien établis. Nous acceptons l'assimilation 
des délits connexes et complexes aux infractions politiques, 
par les mêmes raisons qui nous ont fait accepter l'exception 
en faveur de ces dernières et qui ont trait soit ,,aux diffi- 
cultés de qualification de l'acte incriminé dans le pays de 
refuge‘, soit à „la crainte que les tribunaux de l'Etat requé- 
rant ne puissent se soustraire à toute considération et influence 
de l'ordre politique.“!) 

Si nous n'avons parlé jusqu'ici que des délits politiques, 
sans mentionner en même temps expressément les délits de 
presse aussi, que la constitution fédérale et la loi de 1852 
mettent également au bénéfice de l’exception en question, 
cela n'a eu d'autre but que celui d'abrèger notre exposé et 
d'éviter des répétitions oiseuses; car il est bien à peu près 


1) V. les auteurs déjà mentionnés sous la note 2, spécialement Soldan, 
qui résume les autres, et au principal Lammasch (ouvr. cit., p. 247 ss.), ainsi 
que les traités d’extradition que la Suisse a conclus: en 1873 avec la 
Russie (art. "VI, al, 2), en 1874 avec l’Empire allemand (art. 4, 
al. 2), en 1876 avec le Grand Duché du Luxembourg (art. 8, al. 2), 
en 1883 avec l'Espagne (art. V, al. 2) et avec la république du Sal- 
vador (art, VI, al. 2), en 1885 avec la principauté de Monaco (art. VI, 
al. 2), dans lesquels il est expressément stipulé ,qu'un individu dont l’ex- 
ntradition aura été accordée ne pourra, dans aucun cas, être poursuivi ou 
„puni pour un délit politique antérieur à l’extradition, ni pour aucun 
nfait connexe à un semblable délit“, et enfin la modifica- 
tion apportée en 1882 au traité avec la Belgique de 1874 et statuant 
ce qui suit: „L’extradition ne sera jamais accordée pour les crimes ou délits 
npolitiques ou pour des faits connexes à de semblables 
Crimes ou délits. L’individu qui serait livré pour une autre in- 
fraction aux lois pénales ne pourra, dans aucun cas, être poursuivi ou 
ncondamné pour un crime ou délit politique antérieur à l’extradition, ni 
„pour aucun fait connexe à un semblable crime ou délit, à moins qu'il n'ait 
neu la liberté de quitter de nouveau le pays auquel l’extradition a été ac- 
scordée, pendant un mois après avoir été jugé et, en cas de condamnation, 
“après avoir subi sa peine ou après avoir été gracié.“ 
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universellement admis, par le législateur comme par le théo- 
ricien, que les deux catégories d’infractions (en tant qu’on 
ne se soit servi de la presse qu’aux fins d’injurier ou de 
calomnier des personnes privées ou des magistrats sans 
aucun but ni mobile de nature politique) n’en forment en somme 
qu’une seule et sont sujettes au méme traitement, dicté par 
la même ralio legis. “ 

Nous aimerions enfin qu'on saisît cette occasion pour 
étudier en même temps la question de savoir, s’il ne serait 
pas opportun d’assimiler expressément dans la loi les délits 
dits contre la religion ou les convictions religieuses (Religions- 
delikte) aux délits politiques et de presse, pour les faire 
bénéficier de la même clause d'exclusion ci-dessus discutée. 
De récents jugements en cette matière, qui ont passablement 
ému l'opinion publique dans notre pays, les avis qui nous 
ont été communiqués à ce sujet par des personnes parfaite- 
ment compétentes et le fait lui-même de la différence des 
vues et des convictions qui séparent, sur ce terrain, les di- 
verses parties de la Contédération, laquelle donne assez sou- 
vent lieu à des débats fort passionnés, nous paraissent le con- 
seiller hautement. Le jour, où l’on se décidera à rompre avec 
le principe de la non-extradition des ressortissants et établis, 
cela deviendra même, croyons-nous, une urgente nécessité. 


+ 
* * 


Après ce que nous avons déjà exposé dans la 1°" partie 
de notre Rapport, et notamment en présence du fait notoire 
de l’extension toujours plus grande que l'institution de l’ex- 
tradition a prise, pendant ce dernier quart de siècle, chez 
tous les Etats civilisés, il nous paraît absolument superflu 
de nous arrêter longuement à l'examen de la question de 
savoir si l’énumération de l’art. 2 de la loi féd. de 1852, en 
ce qui concerne „les crimes ou délits pour lesquels l’extra- 
dition doit être accordée,“ peut encore être considérée comme 
suffisante, ou s'il est nécessaire de la complétér. Poser la 
question, c’est la résoudre, Et y aurait-il des doutes, par rapport 
à nos propres relations intercantonales, que la circonstance des 
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nombreuses conventions et promesses de réciprocité faites 
entre les différents cantons, de même que le maintien du 
concordat du 7 juin 1810/9 juillet 1818 ,') suffiraient, à nos 
yeux, pour les dissiper complètement. Nous avons tenu, 
au surplus, à nous entourer de l’avis de plusieurs hommes 
de loi, faisant à juste titre autorité en Suisse, et leurs 
réponses nous ont toutes confirmé dans notre manière de 
voir. 

Plus délicate et difficile est l’autre question, à savoir de 
quelle facon il convient de parer à cette lacune. Ici les 
opinions sont fort disparates. Les uns voudraient s'en tenir 
à l’ancien système d’une énuméralion détaillée, qu’ils com- 
plèteraient selon les exigences des temps et des lieux. Les 
autres, par contre, préféreraient l’abandonner du coup, pour 
instituer à sa place une règle générale pouvant, à la fois, 
embrasser toute espèce d'infraction universellement reconnue 
comme punissable et garantir néammoins les cantons contre 
des poursuites et des condamnations de leurs ressortissants 
respectifs, contraires à leur propre législation. 


Nous adoptons, pour notre part, l’opinion de ces der- 
niers, qui nous paraît être de beaucoup la plus pratique et 
surtout la plus conforme aux rapports qui doivent subsister 
entre les Etats d’une Confédération, telle que la nötre.?) Nous 
ne nous dissimulons pas que, tout en étant énonciative seule- 
ment, et non lmitative,") l’önumeration des infractions devant 
donner lieu à extradition peut paraître, surtout dans un traité 
international, d'une très grande opportunité, dans ce sens qu'elle 
empêche les abus, évite les complications d'interprétation et 
facilite la besogne des autorités chargées de l’appliquer. Nous 
reconnaissons également, avec Mr. Billot (cit. p. 92): ,que 
sd’après le droit international actuel, les confavenfñions ne donnent 
„pas lieu à extradition; qu'aucune ne figure dans les nomenclatures 


1) V. plus haut aux pag. 57 et 26 de la 1*%° partie. 
3) V. le passage déjà cité pag. 84 du rapport de la Commission al- 
lemande de 1869 à pag. 840 s., vol. III, des Archives de Koller. 
3) Billot, loc. cit., p. 119. 
85% 
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„inserees dans les traités conclus par les puissances européennes ; 
qu'au point de vue de la justice absolue, la culpabilité de l'agent de 
„la contravention est moins grave que celle de l'agent du délit 
sintentionnel; que l'utilité de la répression et de l'exemple est là 
„moins impérieuse; que, d'un autre côté, l'extradition entraine 
,presque toujours une détention provisoire d'une assez longue durée, 
„un déplacement qui peut être préjudiciable aux intérêts de l'accusé, 
„des frais dispendieux pour le pays requérant et pour le pays 
requis; que l’extradition, par elle-même, peut donc constituer une 
„sorte de peine hors de proportion avec la culpabilité de l'agent. ° 
Mais, encore une fois, vouloir appliquer ces considérations, en 
elles-mêmes parfaitement justes et logiques, à d’autres rap- 
ports qu'à ceux entre nations tout-à-fait indépendantes et 
souvent très éloignées les unes des autres, c’est vouloir amoin- 
drir — dans une mesure manifestement excessive — la si- 
gnification essentielle de l'Etat fédératif et c’est ignorer en 
même temps, avec l'exiguité relative de nos territoires can- 
tonaux, les facilités toujours croissantes des moyens de com- 
munication qui les réunissent. 


N'oublions pas, d'autre part, que toute nomenclature, 
toute énumération, si soignée qu’elle soit et si complète qu’elle 
paraîsse, ne parviendra jamais à l'être réellement d'une façon 
incriticable, mais laissera bientôt apercevoir des lacunes 
qu’il aurait été impossible de supposer à l’avance.!) Il suffit, 
pour s’en convaincre, de jeter un coup d'oeuil sur la marche 
frappamment ascendante que la liste des crimes et délits a 
suivie dans nos propres traités avec l'étranger, à partir de la 
promulgation de la loi fédérale de 1852, dont l’art. 2 consti- 
tuait pourtant déjà un immense progrès soit sur les énumé- 
rations inscrites aux premiers traités faits avec la France, le 
Grand Duché de Bade, l'Autriche, la Sardaigne, la Belgique 
etc., soit sur celle figurant au 1° $ du projet de concordat 
de 1821,?) soit sur le texte du concordat de 1809/1818, qui 





1) nNeque leges, neque senatus-consulta ita scribi possunt, ut omnes 
nCasus, qui quandoque inciderint, comprehendantur“.(Pand., 1°" livre, 3tit., 610.) 
1) V. aux pages 32 et ss. de la 1è partie de ce Rapport. 
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parlait uniquement et vaguement de l'extradition pour ,,délits 
criminels.“ 


N'oublions pas non plus que la remise réciproque des 
coupables en matière de ,,délits de police généralement reconnus 
comme tels“ est conforme aux „anciens usages entre Confédé- 
rés,“!) — que ces anciens usages n’ont encore point subi de 
véritable solution de continuité jusqu'à ce jour, mais se main- 
tiennent, comme nous l’avons déjà vu, au moyen de nom- 
breuses conventions et promesses de réciprocité, spécialement 
entre cantons limitrophes, et n’ont, par leur application, jamais 
donné lieu, que nous sachions, à des plaintes ou remarques 
qui vaillent la peine d’être prises en considération. 


Notons enfin que depuis l'abolition de ’Ohmgeld (en vertu 
de la loi fédérale récemment vôtée par le peuple suisse), nous 
n'avons plus, pour ainsi dire, de lois de police qui puissent 
être envisagées comme préjudiciables aux cantons qu’elles 
n’intéressent ou ne concernent pas, et par conséquent comme 
constituant un obstacle sérieux à la réalisation de l’idée 
unificatrice que nous défendons. Certes, nous avons toujours 
dans les cantons d’autres lois d’une nature analogue, comme 
p. ex. les lois d'impôt ou sur le timbre, qui, sans intéresser 
directement les autres membres de la Confédération, ne trou- 
veront peut-être jamais ceux-ci disposés à prêter main-forte 
pour leur application. Aussi avons-nous déjà dit plus haut que 
la disposition générale, à sanctionner en remplacement de 
l'énumération de l’art. 2 cit., ne devra pas être absolument 
illimitée, et sommes-nous prêt à y faire expressément, si on 
veut, une autre exception pour ce qui concerne spécialement 
les lois fiscales, de même que pour celles qui ont trait à la 
police sanitaire, à celle des constructions etc., pour celles, en un 
mot, dont la violation n'implique point une atteinte aux bases 
de l’ordre public. 


Ce qui nous importe par dessus tout, c’est d'obtenir que 
certaines actions évidemment blämables et universellement 


1) Rec. off., I p. 348. 
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punissables?) ne puissent plus échapper, à l'avenir, à la me- 
sure juste et efficace de l’extradition réciproque entre cantons. 
Or nous pensons que le meilleur moyen pour atteindre avec 
sécurité ce but, — qui est incontestablement dans l’intérêt 
de la Confédération toute entière et dans celui d’une bonne 
administration de la justice répressive sur son territoire —, 
consiste précisément à ne pas fixer au magistrat chargé de 
veiller à l'application de ladite mesure des limites trop étroites 
et à la fois trop incertaines, qui le gêneraient dans l’accom- 
plissement de sa mission. 

C'est également aux fins de mieux assurer ce résultat 
que, prenant exemple sur la législation de l’ancienne Con- 
fédération de l'Allemagne du Nord ($ 22 du Rechtshülfegesetz 
de 1869) et mettant à profit la jurisprudence des autorités 
fédérales en la matière,*) nous aimerions voir le législateur 
étendre expressément l'obligation de l’extradition, d’un côté, à 
la tentative aussi bien qu'au délit consommé et, de l’autre, 
aux complices, fauteurs et receleurs, aussi bien qu'aux auteurs 
directs des délits. 

Pour nous résumer, si nous étions appelé à rédiger Les 
art. 2 et 3 de la loi fédérale de 1852 en conformité de nos 
vœux et de nos idées, nous nous exprimerions en substance, 
comme suit: ,,L’extradition doit être accordée pour tous les 
Crimes, délits et contraventions, à la condition que l'acte pour 
lequel elle est demandée, soit puni d'après la législation du 
Canton requis, aussi bien que d'après celle du canton requérant, 
„et que l’action ne soit pas prescrite”). Elle ne peut cependant pas être 


1) Ainsi p. ex.: la banqueroute et l’escroquerie simple, les vols de peu 
d'importance, le recel, la falsification des moyens de subsistance etc. etc., 
les attentats à la pudeur, l'excitation à la débauche, la prostitution dont on 
fait métier. 

3) V. aux pages 58 s. de la 1*° partie de ce Rapport. 

3) La loi de 1852 ne connaît pas d’exception de l’obligation d’extra- 
dition provenant de prescription de l’action pénale, mais nous pen- 
sons que cette lacune est regrettable et faisons du reste remarquer que tel 
n'était pas le cas dans le projet présenté par le Conseil fédéral (art. 2 
lett. b). V. à ce propos la 1%* partie de ce Rapport, p. 41 ss, et le $ 25 
du Rechtshülfegesetses allemand de 1869, ibidem p. 65. 
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rendue obligatoire pour les délits politiques, de presse ou de reli- 
,gion, ni pour les infractions à des lois fiscales ou de simple police. !) 

L'obligation de l’extradition s'étend aussi aux tentatives des 
Crimes, délits ou contraventions susénoncés, et atteint les complices 
,,et fauteurs aussi bien que les auteurs des infractions faisant l’objet 
„de la présente loi.“ 


* 
* * 


Cette derniére partie de notre proposition nous introduit 
indirectement dans le domaine des questions de for que traite 
ou soulève l’art. 4 de la loi de 1852; questions très impor- 
tantes et délicates, elles aussi, mais que nous devuns réserver 
pour le principal, d’après les instructions du Comité, à l’examen 
de notre hon. Co-rapporteur. Nous nous contenterons, en con- 
séquence, de les esquisser brièvement, en tant qu'elles se relient 
en quelque sorte aux considérations que nous venons d'exposer. 


Une de ces questions, fort débattue ces derniers temps, 
concerne le 1” alinéa du dit art. 4, ainsi conçu: 


nL'individu accusé ou prévenu de plusieurs délits perpétrés 
„dans différents cantons, sera d’abord kvré au canton dans la 
rjuridiction duquel le délit le plus grave a été commis.“ 

Cette disposition, se bornant à statuer une prévention 


3) Dans le cas où cette manière de remédier à l'inconvénient signalé 
ne rencontrerait pas l'adhésion du plus grand nombre, nous ne verrions, pour 
le moment, d’autre moyen de sortir de l'impasse que celui de prendre comme 
modèle, pour l’élargissement du cadre des cas d’application de la loi fédé- 
rale, un des derniers traités conclus par les Conseils de la Confédération 
avec les Etats les plus rapprochés, p. ex. celui du 10 décembre 1885 avec la 
principauté de Monaco (Rec, off. VIII), en y ajoutant notamment: l’exci- 
tation à la débauche, le maquerellage ou la prostitution professionnelle, 
la banqueroute et l’escroquerie simples, la falsification des denrées alimen- 
taires et moyens d'existence en général, le recel. — On trouvera à cet 
égard de nombreuses sources de renseignements dans le récent ouvrage de 
Mr: Kirohner, intitulé „l’extradition“ et contenant tous les traités 
d’extradition stipulés dans le monde entier jusqu’en 1883 (V. Lammasch, 
II. Buch), ainsi que dans les récentes lois d’extradition d'autres 
Etats, notamment dans celle de la Belgique de 1874 (Billot, loc. cit., 
p. 426 ss.) 
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temporaire en faveur du for du délit le plus grave, n’empèche 
point les juridictions concurrentes (des délits moins graves} 
de déployer leurs effets cumulativement à la première, mais 
après elle. Chacun des cantons sur le territoire desquels 
l'accusé a commis ses différents actes delictueux a ainsi 
qualité pour le juger et pour le punir à son tour, et 
grâce à cet état défectueux de notre législation nous avons 
pu naguère assister au spectacle assez peu édifiant de cri- 
minels!), qui, ayant commis des vols dans plusieurs cantons, 
ont dû passer en justice dans chacun d’eux et finirent par 
être condamnés à des 40 et 50 ans de réclusion, tandis que 
si les mêmes vols avaient été perpétrés dans un seul et même 
canton ils s’en seraient tirés avec 15 ou 20, au plus. De 
pareils spectacles, qui du reste ont considérablement ému 
l'opinion publique dans la Suisse entière, ne sont pas faits 
pour relever le sentiment du respect et de la confiance en 
l'administration de la justice, parce qu'ils prouvent que la 
détermination de la peine est, dans bien des cas, encore aban- 
donnée à l'influence inégale et souvent inique de facteurs 
absolument fortuits. Leur retour doit donc étre rendu im- 
possible, et nous croyons qu'il y a urgence de remplacer 
l'alinéa susrapporté de l’art. 4 de la loi de 1852 par une 
autre disposition déléguant à un seul et même tribunal le 
jugement sur tous les actes punissables qu'une seule et même 
personne est. prévenue, à un moment donné, d’avoir commis 
dans plusieurs cantons. Mr, le proc. gén. Kronauer nous dira 
probablement, à ce propos, auquel des principes tour à tour 
consacrés par les codes pénaux des différents cantons il 
convient de donner ici la préférence: si c’est à celui de la 
prévention, de l’absorplion ou de la cumulation, pour employer 
les termes généralement en usage dans la doctrine. Inutile 
d'ajouter que l'innovation recommandée sera d’autant plus 
pressamment nécessaire, si le législateur se décide, en même 
temps, pour celle qui concerne le complètement des crimes, 
délits et contraventions donnant lieu à extradition. 


1) Il suffit de rappeler les noms tristement célèbres des lucernois 
Thali et Lipp (ce dernier est récemment décédé en prison), 
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Une autre question, qui présente de l’analogie avec la 
précédente, est celle de savoir: s’il est admissible en droit fe- 
déral et pratiquement désirable d'étendre le for de l’auteur du 
crime etc, à ses complices, fauteurs et receleurs, et comment il 
faudrait procéder pour le cas d'auteurs demeurant dans plusieurs 
cantons?!) Sans empiöter sur le terrain qui n’est pas ouvert 
à nos investigations, nous ferons simplement remarquer que 
la deuxième partie de cette question est, pour nous du moins, 
à considérer comme déjà implicitement tranchée par la solution 
donnée plus haut à celle qui concerne la non-ertradition des 
nationaux; l'exception sanctionnée par le 2° alinéa de l’art, 1 
disparaissant, il va de soi, en effet, que tous les auteurs, où 
qu’ils demeurent, doivent être livrés au canton qui a, comme 
forum delicti commissi, juridiction pour prononcer sur l’action 
par eux perpétrée. Quant à la première partie de la question, 
étant donné, d’une part, l’état de la jurisprudence fédérale en 
cette matière?) et, d'autre part, le point de vue de la territoriallé, 
auquel nous nous sommes pour ainsi dire exclusivement placé, 
nous n’éprouvons aucune difficulté à en recommander sans 
autre la solution affirmative, qui nous paraît étre d’ailleurs 
indubitablement réclamée par l’intérèt de la justice en général 
ainsi que par le postulat de l’économie des jugements. 


* 
* * 


En traitant de la question relative à la non-extradition 
des ressortissants et domiciliés, nous avons incidemment déjà 
parlé de la défense „d’user de contrainte envers les personnes 
extradées pour en obtenir des aveux“, inscrite à l’art. 5 de 
la loi de 1852. Nous avons dit alors que le maintien de cette 
disposition, joint à la sanction d’une autre interdisant l’ap- 
plication à la personne extradée d’une peine non prévue ou 
supérieure au maximum de la peine correspondante prévue par 


1) L’al. 2 de l’art. 4 leg. cit. statue: ,Lorsqu'un crime ou délit 
„a été commis dans plusieurs cantons, celui dans lequel l’acte principal a 
neu lieu peut requérir l'extradition de tous les complices qui se trouvent 
„dans d’autres cantons.“ 

?) V. aux pages 49 ss. de la 1°" Partie de ce Rapport, 
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la législation de l'autre canton (requis ou requérant), contri- 
buerait sans doute et à supprimer les scrupules qui s'opposent 
peut-être encore à l'adoption de notre proposition et à rendre, 
en fait, les cas d’extradition beaucoup plus fréquents à l'avenir. 


Si nous y revenons, c’est uniquement pour rendre attentif 
le lecteur à une autre conséquence indirectement nécessaire 
du principe ou privilège consacré par le 2= al. de l’art. 1®, 
conséquence que le législateur de 1852 a cependant oubliée 
ou négligé de considérer. Comment se comportera, en effet, 
le canton qui, ne voulant pas extrader son propre res- 
sortissant, s'est engagé ,à lui faire subir la peine déjà pro- 
noncée contre lui“, dans le cas où cette peine n'est point 
connue de sa législation et répugne peut-être même à ses 
notions de droit et de morale? De même qu’à raison des 
différentes procédures pénales en vigueur dans les différents 
cantons, le législateur de 1852 a cru devoir édicter la mesure 
protectrice de l’art. 5 précité’), de même aurait-il dû, nous 
semble-t-il, à raison des divergences tout aussi grandes qui 
distinguent les uns des autres les codes criminels des cantons 
suisses, prévoir le cas très important signalé ci-dessus et sanc- 
tionner à son égard une garantie équivalente. Dans cette la- 
cune, — que notre co-rapporteur veut bien essayer de remplir, 
éventuellement, à l’aide d’une étude comparative sur les régles 
qui régissent en droit cantonal la commuiation des peines —, nous 
voyons, pour notre part, encore une considération, et non des 
moins concluantes, à l'appui de la thèse principale de ce Rap- 
port, l’abandon de l'exception en faveur des ,nationaux“, et 
il nous suffit de l'avoir fait constater. 


+ 
* * 
Depuis que le Code fédéral des obligations (art. 205 ss.) 
a réglé d'une façon complète et précise tout ce qui concerne 
la revendication des choses volées, il nous semblerait fort in- 


3) Cet article est, en abrégé, la répétition de la 2° condition que le 
gouvernement de Genève avait mise en 1818 à son adhésion au Con- 
cordat de 1809 (V. plus haut, p. 25). 
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diqué de donner à l’art. 6 de la loi de 1852 une rédaction 
plus simple et plus pratique, et partant aussi plus à même 
de prévenir les nombreuses interprétations, quelque fois contra- 
dictoires, auxquelles la rédaction actuelle’) a donné lieu, de 
la part des autorités cantonales et fédérales?) Mais comme 
c'est encore là un des thèmes réservés à l'étude de notre 
hon. collègue, il nous suffit de l’avoir indiqué et nous n’en 
dirons pas, pour le moment, davantage. 


* * 
* 

Quant aux dispositions suivantes de la loi féd. de 1852, 
qui ont trait au mode de procéder à l’extradition, nous serions 
d'avis qu'il n°y a pas lieu d’en faire ici l’objet d’aucune re- 
cherche ni proposition. Abstraction faite de ce qu’elles n'ont 
encore occasionné, que nous sachions, ni plaintes ni remarques 
qui vaillent la peine qu’on s’en occupe particulièrement, les 
questions qui s'y rapportent ne revêtent ensomme qu’un carac- 
tere de police pur et simple et ne rentrent guère dans le 
cadre d'un travail de nature essentiellement juridique. 

Par contre, on nous suggère une idée, à l’égard des art. 
15 et 16, concernant les frais d’extradition (soit d’arrestation 
et de transport des personnes extradées), qui nous paraît toute 
justifiée et que nous recommandons, par conséquent, à l’atten- 
tion de notre Société. On nous fait observer avec raison que 
ni ces articles de la loi de 1852 ni la loi complémentaire du 
2 février 1872°) ne prévoient le cas, où il y aurait en cause 
„une partie tenue au remboursement dedits frais,“ et on pro- 
pose de remédier à cette lacune par l'adoption d’une dispo- 


1) Art. 6: ,Seront livrés en même temps que les accusés ou les pré- 
„venus, toutes les pièces de conviction trouvées sur eux, ainsi que les ob- 
njets du délit, p. ex. les effets volés. — Si ces effets sont en la possession 
„de tiers qui refusent de les livrer, il sera procédé contre eux à teneur des 

lois de leur pays; néammoins, les effets volés ou enlevés devront, dans 
ntous les cas, être adjugés et rendus sans frais aux propriétaires, sauf le 
ndroit de recours des détenteurs.“ 

3) V. aux pages 56 de la 1%“ Partie de ce Rapport. 

3) Ibidem, p. 48 s. 
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sition analogue à celle du $ 43 du Rechtshülfegesets de la 
Confédération de l'Allemagne du Nord de 1869, ou, mieux en- 
core, à celle du 3% al. du $ 165 du Gerichtsverfassungsgesets 
de l'Empire allemand de 1877 ,') statuant en principe que la 
gratuité de l’extradition ne doit valoir que pour les rapports 
de canton à canton, sans qu’elle emporte nécessairement renon- 
ciation de la part du canton réquérant au droit de mettre 
les frais y relatifs à la charge du condamné (ou de qui de 
droit) et de les faire rentrer, pour les remettre, s’il y a lieu, 
au canton requis. 


* j * 
* 


Encore un voeu et nous aurons terminé. 

Ce voeu n'a rien de nouveau, puisqu'il date déjà de 1319 
et se trouve formulé sous forme de postulut (XV®*) dans le 
rapport de gestion d’une commission du Conseil national qui 
avait pour rapporteur le Dr. Kern. Le postulat invitait le 
Conseil fédéral ,à présenter à l'Assemblée fédérale un projet 
de loi concernant l’extradition des malfaiteurs d’un canton à 
l’autre, ainsi que de la Suisse à l'Etranger et réciproquement, 
et se justifiait par les considérations suivantes: 


„La Commission part de l'opinion que l'Assemblée fédérale, 
„en ce qui concerne Pextradition des malfaileurs par la Suisse à 
nf Etranger et par PEtranger à la Suisse, devrait rendre des /o:s 
„organiques qui apparaîssent comme étant dure absolue nécessité, 
„attendu que la constitution fédérale ne mentionne nulle part ex- 
„pressement ce mode d’extradition et que la disposition de cette 
Constitution qui pourrait concerner ces rapports n'est conçue que 
„dans des termes fort généraux. La Commission admet que des 
sPrescribhons pareilles ne pourratent êfre mieux arhicultes que dans 
„une loi fédérale, et à cette occasion elle doit rappeler qu'à teneur 
„de l'art. 55 de la constitution féd. sur l'extradition des accusés 
d’un canton à l'autre, une loi fédérale doit statuer à cet égard 
„et que de plus convenable serait de réunir dans une loi les dispo- 


*) Ibidem, pages 67, 68. 
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„sibons nécessaires lant à Pégard des exiradilions de canton è can- 
„son, qu'à Pégard de celles de la Suisse à l'Etranger et récipro- 
„quement.“') | 

Le postulat, il est vrai, n’eut pas de suite, en ce qui 
concerne l’extradition par la Suisse à l'étranger et r&ciproque- 
ment. Le Conseil fédéral se borna, dans son projet de 1852; 
à règler l’extradition de canton à canton et ne donna pas 
même les raisons qui l’engageaient à ne pas y inscrire de 
dispositions relativement aux extraditions vis-à-vis de l’étran- 
ger. La Commission du Conseil des Etats releva, dans son 
rapport, l’omission du projet, mais en ajoutant „que la chose 
,8 excusait par elle-même, vu que les rapports avec l'étranger 
„ne peuvent être réglés que par des traités, et qu'il ne parais- 
„gait pas convenable à ce sujet de trop se lier les mains par 
„une loi.“ 

Nonobstant l’avis contraire d'hommes si compétents, nous 
persistons à croire, avec les rédacteurs de la loi beige de 
1874 „qu’une bonne loi sur l’extradition“ (réglant les rapports en 
cette matière avec l'étranger de même que ceux dans l'intérieur 
du pays) „est à la fois la préparation et le corollaire des 
mesures indulgentes en matière de procédure pénale,“ — avec 
M. Raisin (loc. cit., p. 14) ,qu'il vaudrait certainement mieux 
„que les principes généraux en cette matière fussent fixés et que 
sla conduite des autorités fût tracée d’avance, car, les hommes 
„changeant, les idées pourraient changer, tandis qu’une loi générale 
serait utile pour prévenir les oscillations qu’une transformation 
„dans le personnel des Conseils“ (et du tribunal fédéral depuis 1875) 
„ne manquerait pas d'entraîner tôt ou tard,“ et avec M. Fiore 
(I. p. 350) ,que la confection de lois ayant pour objet de for- 
„muler les règles d'après lesquelles devraient être conclus les traités 
nd'extradition est une des réformes nécessaires pour le perfectionne- 
„ment de cette institution.“ 

La tendance à réglementer législativement la matière de 
l’extradition devient d’ailleurs de plus en plus générale. Après 
que la Belgique eut ouvert la marche par la loi de 1833, 


1) Feuille fédérale, 1850, III, 273. 
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remplacée par celle de 1868 et définitivement par la loi de 
1874, les Etats Unis (actes de 1842, 1843, 1848, 1860 e: 
1869), l’Angleterre (actes de 1870 et 1873), la Hollande (loi 
de 1875), le Canada (loi de 1877) et enfin la République Ar- 
gentine (loi du 20 août 1885) suivirent son exemple, et la 
France, comme l’Italie et l’Espagne, se préparent depuis de 
années à en faire de même; les deux premières posséden: 
même déjà des projets de loi sur cet objet (dûs à l'initiative 
des ministres Dufaure et Mancini), qui ont subi, en partie, 
l'épreuve parlementaire.!) La plupart des auteurs reconnaît 
également que par cette voie ,les conditions, les formes et 
nles conséquences de l’extradition se trouvent ainsi déterminées 
d'une façon précise, sous le contrôle du pouvoir judiciaire, 
nd'où résulte cet avantage immense, de rendre impossible tuut 
„acte arbitraire de la part du gouvernement.“*) 


Ces considérations ont leur valeur non seulement par 
rapport aux États avec lesquels la Suisse n'a pas encore sti- 
pulé de traités d’extradition,°) mais encore vis-à-vis des 
autres, , parce qu'une lof est seule à même de bien tracer le» 
limites du droit (non de l'obligation) d’extrader et de garan- 
„tir aux réfugiés le droit d’asile pour les cas, où il ne saurait 
„leur être refusé,“ et parce qu'il est aussi de la plus haute 
importance de donner à la procédure de l'extradition des règles 
fixes et uniformes.?) 


Eviter l’arbitraire et faciliter la mission des magistrats, 
d'un côté, favoriser et préparer la conclusion de nouveaux 


1) Consulter: Riool, , Effets de l’extradition“ 1886; Lammasch, , Aus- 
lieferungspflicht und Asylrecht* 1887, p. 105 ss., et P. Flore, ouvr. cité. 
I p. 350 ss, 

3) L'Institut de droit internat. a exprimé dans sa IV=® thèse 
de 1880 le désir ,que dans chaque pays, une loi règle la procédure de la 
„watiere, ainsi que les conditions auxquelles les individus réclamés comme 
„malfsiteurs seront livrés aux gouvernements, avec lesquels il n’existe pas 
„de traité,“ Nous nous empressons d’ajouter que le nombre de ces Etats 
est devenu, à l'heure qu'il est, excessivement minime; c'est là déjà un réél 
progrès. 

3) Lammasch, cit. p. 105 ss. 
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traités,') de l’autre, — tels sont, en résumé, les avantages 
que présentent les lois régulatrices de l’extradition; avan- 
tages incontestables, qui ne sauraient être certainement ni 
procurés au même titre et dans la même mesure par l’appli- 
cation de la simple clause habituelle de la réciprocité) ni 
compensés par les scrupules ci-dessus énoncés de la Com- 
mission du Conseil des Etats.”) Ces scrupules, au demeu- 
rant, pourraient être écartés en bonne partie, si, au lieu de 
déterminer dans la loi à élaborer les cas dans lesquels l’ex- 
tradition sera admissible, on se bornait à y fixer les conditions 
auxquelles cette dernière ne pourra en tout cas pas être ac- 
cordee.*) 

Quant aux points qu’une telle loi devrait tout particu- 
lièrement réglementer, les lois et projets de loi déjà existants 
dans d’autres pays, dont les conditions politico-sociales ne dif- 
fèrent pas essentiellement des nôtres, nous dispensent de les 
énumérer en détail. Il nous suffira de rappeler au hasard les 
divergences de vues et les difficultés qui se sont manifestées 
à maintes reprises en ce qui concerne p. ex: l'efficacité et la 
portée des déclarations du Conseil fédéral portant que la 
Suisse est prête à extrader sous réserve de réciprocité les 
individus poursuivis à l'étranger pour des délits non prévus 
dans les traités,°) — les demandes d’extradition dirigées contre 
des ressortissants d'un troisième Etat,*) — les questions rela- 
tives aux lentatives de crimes, à la complicité à ces derniers, 
aux faits connexes avec les délits politiques”) — les rapports 


1) Institut de dr. internat., Annuaire V, 127: „L’extradition 
n'est pratiquée d’une manière sûre et régulière, que s’il y a des traités, 
set il est à désirer que ceux-ci deviennent de plus en plus nombreux.“ 

3) Ibidem, Thèse V: ,La condition de réciprocité, en cette matière, 
speut être commandée par la politique; elle n’est pas exigée par la 
„Justice.“ 

3) Mr Brocher les partage aussi en quelque sorte (V. à ce propos 
l'Annuaire de l’Institut de dr. internat. 1879—80, I p. 284, 259). 

*) Lammasch, cit. p. 110. 

5) V. l'affaire Rigaud au Rec. off. des arrêts du Trib, féd., X, p. 347. 

6) V. Ullmer, cit. N° 676. 

7) Ibidem, N° 1841; Rec. off. du Trib. féd., XI, p. 182. 
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entre les cantons et les Etats étrangers au sujet de l’extra- 
dition pour crimes etc. non prévus dans les traités,') — les 
formalités à observer par les cantons qui requiérent une extradi- 
tion de l'étranger ou viceversa,?) — la procédure à suivre dans 
le cas où l'individu requis a une peine à subir dans l'Etat 
dont les autorités l'ont arrêté,*) — la poursuite pour fais 
postérieurs à l'extradition ou non-compris dans la demande d'’ex- 
tradition, — la situation de l’extradé qui a subi sa peine ou 
a été acquitté, — la prescription de la peine ou de l'action pé- 
nale, — le transport, le transit de l’extrade, — les frais v 
relatifs, — la restitution des objets trouvés sur ou chez lui etc. etc 


Thèses. 


I. En attendant l'élaboration d'un code pénal et d'une 
procédure pénale uniformes pour toute la Suisse, la loi fédérale 
sur l'extradition de malfaileurs ou d’accuses, du 24 juillet 1852, 
devrait être révisée et complétée de façon à réaliser les po- 
stulats suivants: 

1° Supprimer la clause autorisant les cantons à refuser 
l’eriradilion de leurs propres ressortissants ou d'individus 
qui y sont élablis, s'ils s'engagent à les faire juger ei 
punir à teneur de leurs lois ou à leur faire subir les 
peines déjà prononcées contre eux (art. 1°, al. 2). 

2° Abandonner toute énumération des crimes ou délits 
donnant lieu à extradition (art. 2), pour dabär à 
sa place une règle rendant l'extradition obligatoire pour 
les auteurs, complices el fauteurs de tous crimes, délits 
ou contraventions consommés ou lentés, à la condition 
que l’acte pour lequel elle est demandée soit judiciaire- 
ment puni d'après la législation du canton requis, aussi 
bien que d’après celle du canton requérant, et que l’action 
ne soit pas prescrite (art. 2). 


1) V. Ullmer, N° 1347. 
*) Ibidem, N° 673, 674, 678, 1340, 1366. 
3) Ibidem, N° 1849. 
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3° Etendre l'exception de l'art. 3, en faveur des délits 
politiques et de presse, aux délits concernant la religion, 
ainsi qu'aux infractions des lois fiscales et de simple 
police. 

4° Remplacer le 1°" alinéa de l’art. 4 par une disposition 
déférant à un seul et même tribunal le jugement sur toutes 
les infractions que la même personne est accusée, au moment 
de l'arrestation, d'avoir commis dans plusieurs cantons. 

5° Etendre le for de l'auteur de l'infraction à ses complices, 
fauteurs et recéleurs. 

6° Ajouter à la défense de l'art. 5, relative à la „con- 
trainte envers les personnes extradées pour en obtenir 
des aveux“, une disposition portant obligation d'appliquer 
à l'individu extradé la loi pénale de sun canton d'origine 
ou de domicile, si elle est moins sévère pour lui que celle 
du canton de jugement, et interdiction de lui infliger la 
peine de mort ou autres peines corporelles, si l'une et 
les autres ne sont pas admises dans la législation dudi 
canton d'origine ou de domicile. 

7° Simplifier la prescription de l'art. 6 concernant la re- 
vendication des objets volés, en considération de ce 
qui est déjà statué en cette matière par les art. 205 ss. 
du code fédéral des obligations. 

8° Réserver au canton requérant l'ertradition le droit d'en 
mettre les frais à la charge du condamné, ou de qui 
de droit pour lui, et d'en faire rentrer le montant pour 
sa remise éventuelle au canton requis. 


IT. Il est à désirer que les rapports entre la Suisse et 
l'étranger, en matière d’extradition, soient également réglés 
par une loi fédérale. 


‚Lausanne, juillet 1887. 
Dr. L. Colombi. 


II. 


III, 
IV. 


Thesen des Correferates, 
von O. KRONAUER, Staatsanwalt in Zürich. 


. Art. 1 Absatz 2 des Bundesgesetzes vom 24. Juli 1852 


über Auslieferung von Verbrechern und Angeschul- 
digten ist aufrecht zu erhalten mit Ausnahme der in 
These IV aufgezählten Fälle. 

Art. 2 ibid. ist abzuändern im Sinne der These II 
des Referates, jedoch in der Einschränkung, dass die 
Auslieferung nur erfolgen soll wegen Verbrechen und 
Vergehen, nicht auch wegen Polizeiübertretungen und 
mit der Ausdehnung, dass dieselbe sich auch auf den 
blossen Versuch von Verbrechen und Vergehen er- 
strecken soll, soweit derselbe nach der Gesetzgebung 
der betheiligten Cantone strafbar ist. 

Identisch mit These III des Hauptreferates. 

An Stelle von Art. 4 des jetzigen Gesetzes haben fol- 
gende Bestimmungen zu treten: 

a. Ist dieselbe Person gleichzeitig mehrerer in ver- 
schiedenen Cantonen verübter Verbrechen oder 
Vergehen angeschuldigt, so soll sie dafür von einem 
und demselben Gerichte beurtheilt werden und 
zwar von demjenigen, in dessen Gerichtsbarkeit 
das schwerste der in Frage kommenden Verbrechen 
oder Vergehen verübt wurde. 

Kommen mehrere gleichartige Strafthaten in 
Frage, so ist dasjenige Gericht zuständig, in 
welchem die Sache zuerst rechtshängig wurde, 
immerhin in allen diesen Fällen unter Vorbehalt 
des Rechtes des Heimats- resp. Niederlassungs- 
cantons, sofern derselbe ebenfalls betheiligt ist, die 
Bestrafung gemäss Art.1 Absatz 2 an sich zu ziehen. 

b. Wurde ein Verbrechen von mehrerern Urhebern 
verübt, so ist eine einheitliche Beurtheilung Sache 
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des Cantons der Begehung und hat derselbe das 
Recht, die Auslieferung sämmtlicher Mitschuldigen 
zu verlangen. 

c. Wenn ein Verbrechen in mehreren Cantonen be- 
gangen wurde, so ist die Beurtheilung desselben 
Sache desjenigen Cantons, in welchem die Haupt- 
handlung verübt wurde und hat er das Recht, die 
Auslieferung aller Mitschuldigen von andern Can- 
tonen zu verlangen, 

d. Im Uebrigen werden die Theilnehmer am Ver- 
brechen als: Gehülfen und Begünstiger, wenn eine 
gleichartige Beurtheilung zeitlich möglich ist, vom 
nämlichen Gerichte beurtheilt wie die Hauptur- 
heber. 

e. Der Versuch eines Verbrechens oder Vergehens 
wird von dem für Beurtheilung der vollendeten 
Strafthat zuständigen Richter beurtheilt. 

f. Streitigkeiten über Behandlung einzelner derartiger 
Fälle entscheidet das Bundesgericht auf Grund 
der Acten und nach Anhörung der betheiligten 
Cantone. 

V. Art. 5 ist dahin zu erweitern: 

a, Bei Beurtheilung intercantonal concurrirender Ver- 
brechen hat der Richter die Strafe des schwersten 
derselben anzuwenden, die übrigen aber als Schär- 
fungsgründe zu berücksichtigen mit der Müglich- 
keit der Verschärfung der Strafart und der Er- 
höhung des Strafmaximum auf das 1'/sfache der 
für das schwerste Verbrechen angedrohten Zeit- 
dauer. 

b. (In Anlehnung an These 6 des Hrn. Hauptrefe- 
renten.) 

Gegen ausgelieferte Angeschuldigte dürfen kei- 

‘ nerlei Zwangsmittel zur Erwirkung eines Geständ- 

nisses angewendet werden, ebenso ist gegen die- 

selben Todesstrafe nicht zulässig und es soll auf 

‚sie bezüglich des Strafmaximum das Gesetz ihres 
36* 
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VII. 


VII. 


IX. 
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Heimats- resp. Niederlassungscantons angewendet 
werden. 
An Stelle des Art. 6 tritt foigende Bestimmung: 

Mit den Angeschuldigten sind auch alle be 
ihnen vorgefundenen Wahrzeichen, sowie die noch 
vorhandenen Objecte des Verbrechens z. B. ge- 
stohlene Effecten auszuliefern. Im Uebrigen richtet 
sich die Zulässigkeit der Ansprüche auf gestoh- 
lene Effecten nach Art. 205 u. ff. des Obligationen- 
rechtes. 

Die Bestimmungen über Abänderungen des Bundes- 
gesetzes über die Auslieferung in Bd. IX pag. 86 u. ff. 
u. Bd. X pag. 672 u. ff. sind in Kraft mit Ausnahme 
der Fälle von Auslieferung wegen Verbrechensconcur- 
renz (These IV oben), in welchen die requirirenden 
Cantone überall keine Kosten zu ersetzen haben, sofern 
sie dieselben nicht von den Angeklagten resp. Verur- 
theilten erhältlich machen können. 

In allen Fällen, in welchen einem andern Canton 
durch Requisitionen oder andere Massnahmen im Strat- 
processe Kosten erwachsen sind, hat dasjenige Gericht, 
welches die bezügliche Untersuchung erledigt, für den 
Fall als die Kosten des Processes dem Angeschul- 
digten oder einer andern Privatperson auferlegt werden, 
dafür zu sorgen, dass auch der requirirende Canton 
von diesen Ersatz erhält. 

Die Kosten des Strafvollzuges in den Fällen des 
Gerichtsstandes der Concurrenz u. drgl. (These IV) 
hat in der Regel derjenige Canton an sich zu tragen, 
welchem die Beurtheilung zufällt, ausnahmsweise hat 
er Anspruch auf billigen Zuschuss Seitens der übrigen 
Betheiligten. Bezügliche Streitigkeiten werden vom 
Bundesrathe erledigt. 


Referat 


des 
Herrn Fürsprech ALEx. REICHEL in BERN 


über 


das Betreibungsamt im schweizerischen Rechte. 


— 


H. Brunner sagt auf pag. 184 des I. Bandes seiner 
deutschen Rechtsgeschichte!): , Eine Sonderstellung hat end- 
„lich das Betreibungsverfahren wegen Vertragsschulden ein- 
„genommen, Hatte Jemand durch Schuldvertrag in rechts- 
„förmiger Weise eine Leistung versprochen, so bedurfte es 
„nicht erst eines gerichtlichen Urtheils, welches dem Schuldner 
„auferlegt bätte, die schuldige Leistung anzugeloben. Stand 
„der Abschluss des Schuldvertrages ausser Zweifel, so war 
„es überflüssig, ein Urtheil herbeizuführen, welches nur auf 
„eine Erneuerung des alten Schuldversprechens hätte lauten 
„können. Der Gläubiger war vielmehr auf Grund des ausser- 
„gerichtlich abgeschlossenen Schuldvertrages in derselben Lage, 
„als hätte ihm der Schuldner auf Grund eines Urtheils vor 
„Gericht ein Erfüllungsversprechen gegeben. Wie letzteren 
„Falles das Befriedigungsverfahren in ältester Zeit ein ausser- 
„gerichtliches war, so konnte der Gläubiger die Vertragsschuld 
„durch einen völlig aussergerichtlichen Rechtsgang betreiben, 
„indem er den Schuldner in rechtsförmiger Weise zur 
„Zahlung aufforderte und sich nach mehrmaliger vergeblicher 
„Mahnung durch Pfandnahme aus dem Vermögen des Schuld- 


1) Erschienen 1887. Leipzig, Verlag von Dunker und Humblot. 
Bildet eine Abtheilung des Handbuchs der deutschen Rechtswissenschaft 
von Binding. 
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„ners befriedigte. Bestritt der Schuldner die eingeforderte 
„Schuld, so musste die Sache allerdings auf den Weg des 
„gerichtlichen Verfahrens geleitet werden, denn dann bedurfte 
„es eines gerichtlichen Urtheils, welches auf Beweis, beziehungs- 
„weise auf das Angelöbniss der Schuld erkannte.“ 

. Diese Stelle handelt vom Betreibungsverfahren in ältester 
germavischer Zeit und doch — welcher schweizerische Jurist 
erkennt nicht darin die Grundzüge des auch heute noch im 
grössten Theile?) seines Vaterlandes geltenden Verfahrens zur 
Eintreibung von Geldschulden? Die Möglichkeit, eine nicht 
bestrittene Schuld ohne Intervention des Gerichtes zur zwangs- 
weisen Zahlung zu bringen, ist eine wesentliche Eigenthüm- 
lichkeit des schweizerischen Betreibungsrechtes, welche aus 
altgermanischen Rechtsanschauungen stammt.) Geändert 
haben nur die Formen des aussergerichtlichen Verfahrens. 
Es ist nicht mehr der Gläubiger selbst, welcher durch Er- 
füllung gewisser Furmalakte die Betreibung besorgt, sondern 
er bedarf einer amtlichen Mittelsperson, welche nach bestimm- 
ten gesetzlichen Vorschriften die Betreibung auf Antrag des 
Gläubigers durchführt. Diese Mittelsperson ist der Betreibungs- 
beamte, 


—— 


?) Nur die Kantone Freiburg, Waadt, Genf und Tessin verlangen 
(wohl im Anschluss an französische Rechtsentwicklung) einen exekutorischen 
Titel zur Anhebung der Betreibung, vgl. F. v. Wyss die Schuldbetreibung 
nach schweizerischen Rechten, Zeitschr. für schweizerisches Recht Bd. VII. 
p. 89 i. f. und z. B. Code du procédure civile du canton de Vaud Art. 547: 
„le créancier peut agir, par voie de saisie, sur les biens de son débiteur 
„pour une dette liquide, échüe et constatée par un titre en forme 
réxécutoire.“ 

#) Ganz den altgermanischen Charakter hat das Triebrecht von Nid- 
walden bewahrt. Daselbst heisst es unter dem Titel: wie das Pfänden und 
Schätzen geschehen soll: ,Jeder Landmann in unserm Land mag seine 
„Schuldner selbst warnen und pfänden ........... Wenn dann über die 
„Warnung die Zahlung nach 8 Tagen nit erfolgte, mag der Ansprecher 
„auf des Schuldners Hab und Gut selbst Pfand zeigen, welche er begehrt 
„und sie alsdann um sein Ansprach sambt Abtrag, Kösten und Schadens 
„schäzen lassen, dass es das baare Geld wohl werth sey, doch soll die 
„Pfand 8 Tage angestellt werden, so der Schuldner es begehrt, damit er 
„selbe mit baar Geld, wenn es ihm beliebig, lösen könne.“ 
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Es ist mir die Aufgabe geworden, an der diesjährigen 
Versammlung des schweizerischen Juristenvereins in Bellin- 
zon4 über den Betreibungsbeamten im schweizerischen Recht 
zu referiren. Ich werde versuchen, dieser Aufgabe dadurch 
gerecht zu werden, dass ich zunächst den bisherigen Zustand, 
soweit ich denselben an der Hand der mir zugänglich ge- 
wesenen (sesetze der einzelnen Kantone beurtheilen kann, 
darstellen und dann die Organisation der Betreibungsbeamten, 
wie sich dieselbe aus dem Entwurf des Bundesgesetzes über 
Schuldbetreibung und Konkurs ergiebt, dessen erste Berathung 
durch die eidgenössischen Räthe im gegenwärtigen Momente 
ihrem Ende zugeht, behandeln werde. Was den ersten Theil 
betrifft, so fehlte es mir leider an der nöthigen Musse, um, 
was zur Vollständigkeit gehört hätte, die Anwendung der 
(Gesetze in der Gerichts- und Administrativpraxis zu verfolgen. 
Der in der Praxis beschäftigte Anwalt muss ja überhaupt die 
zu solchen Arbeiten erforderliche Zeit eigentlich den Geschäf- 
ten abstehlen und deshalb wird das Referat auch sonst manche 
Lücken aufweisen, auf deren Ergänzung durch die schweize- 
rischen Kollegen in der Diskussion ich hoffe. | 


I. Der Betreibungsbeamte im kantonalen Rechte. 


Es kann sich hier wohl nicht darum handeln, die kan- 
tonalen Gesetze bis in die kleinsten Details hinein zu be- 
sprechen, sondern nur im Grossen und Ganzen ein Bild der 
verschiedenen Systeme zu geben. Es lassen sich im wesent- 
lichen zwei Gruppen unterscheiden, welche sich, wohl nicht 
zufällig, nach der Natur des für die Schuldbetreibung er- 
forderlichen Titels gliedern. Die romanische Schweiz, wor- 
unter ich hier die Kantone Genf, Waadt, Neuenburg, Frei- 
burg und Tessin begreife, ist Anhängerin der Lehre vom 
exekutorischen Titel. Zur Erlangung eines solchen bedarf es 
in der Regel eines gerichtlichen Verfahrens und dem an- 
schliessend ist der Betreibungsprocess ein gerichtliches ‚Ver- 
fahren'), der Betreibungsbeamte ein Beamter des Gerichtes, 


1) Soweit es sich nicht um eine öffentliche oder Privaturkunde handelt, 
welche eine Anerkennung des Schuldners bildet, oder um das Steuerprivileg 
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ja man kann sogar den Richter häufig als Betreibungsbe- 
amten bezeichnen.'*) Auch äusserlich erscheinen die Vor- 
schriften über den Betreibungsprocess meist als Theile des 
Civilprocesses. 

Eine vermittelnde Stellung nehmen die Kantone Bern 
und Solothurn ein. Die Mitwirkung des Richters ist eine be- 
schränkte, die sich meist auf eine Prüfung der Fristen und 
des gesetzlichen Ganges der Betreibung bezieht. 

Die Hcimath des Betreibungsbeamten im eigentlichen 
Sinne des Wortes ist die deutsche Schweiz und zwar die Ur- 
und Ostschweiz, die wir als zweite Gruppe bezeichnen môchten. 
Die Betreibung ist zulässig für jede Art von Geldforderung 
und das Verfahren nimmt einen beinahe administrativen 
Charakter an. Es sind besondere Beamte eingesetzt, die 
unter eigener Verantwortlichkeit das Verfahren meist ohne 
jede Intervention des Richters leiten, Dieses selbst ist meist: 
so einfach gestaltet, dass der Gläubiger bei einiger Mühe 
keiner weitern Mittelsperson bedarf, wenigstens wenn er aın 
Orte wohnt, sondern dem Betreibungsbeamten einfach den 
erforderlichen Auftrag ertheilt; der Beamte ist verpflichtet, 
den erhaltenen Aufirag innert bestimmten Fristen auszu- 
führen.?) Die Beamten sind meist Gemeindebeamten, welche 
bald unter gerichtlicher Aufsicht bald unter Aufsicht der 


se nm 


des Staates, werden gerichtliche Urtheile oder vor Gericht abgegebene Er- 
klärungen den Hauptbestandtheil der exekutorischen Titel bilden. 


ie) Wenn auch in der Ostschweiz z. B. Thurgau, Schaffhausen der 
Richter häufig als Betreibungsbeamter direkt bezeichnet ist, so ist seine 
Stellung doch eine ganz andere, indem sich zum Zwecke der Betreibung 
kein contradiktorisches Verfahren vor ihm abspielt. 


7) In der Bequemlichkeit des Verfahrens für den am Orte selbst oder 
wenigstens im Kreise wohnenden Gläubiger liegt wohl auch zum grossen 
Theil der Widerstand begründet, welchen hauptsächlich die Abgeordneten 
der Ostschweiz und Urschweiz dem Entwurfe des Bundesrathes über Be- 
treibungs- und Concursrecht, der eine weitgehende Organisation des Be- 
treibungsamtes im Gesetze selbst, also auf bundesrechtlicher Grundlage ent- 
hielt, entgegensetzten. Dieser Widerstand ist leider, wie wir im weitern 
Verlaufe sehen werden, ein ziemlich erfolgreicher gewesen. Vgl. Protokoll 
der ständeräthlichen Kommission p. 2. 
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Administrativbehörden stehen. Am ausgebildetsten ist dieses 
System im Kanton Zürich”), aus dessen Gesetzgebung manche 
Vorschriften in das im Entwurfe liegende Bundesrecht her- 
übergenommen sind. 


A. Die romanische Gruppe (Genf, Waadt, Neuenburg, Frei- 
burg, Tessin); die Kantone Bern, Solothurn, Wallis. 


In den Kantonen Waadt und Freiburg ist der Be- 
treibungsbeamte der Friedensrichter, der durch den Weibel die 
einzelnen Betreibungsakte vollziehen lässt.*) Beim Friedens- 
richter muss die Betreibung anhängig gemacht werden, er 
ertheilt die Bewilligung auf Vorlage des Titels und leitet auch 
das weitere Verfahren, insbesondere ordnet er die Steigerung 
an. Seine Thätigkeit wird auch sonst im Laufe des Ver- 
fahrens vielfach in Anspruch genommen, da die Pfändung von 
Forderungen des Schuldners gegenüber Dritten nach Frei- 
burgischem und Waadtländischem Rechte ein gerichtliches 
Verfahren mit Vorladung und Parteiverhandlung erfordert, 
ebenso die saisie par voie d’ötage, Pfandnahme von Liegen- 
schaften durch Besitzeinsetzung.°) Eine ähnliche Stellung 
nimmt der Richter im Kanton Wallis) ein. Das Gesetz kennt 


#) Gesetz betreffend Schuldbetreibung vom 29. Oktober 1871. 


#) Waadt: Civilprocessordnung v. 25. Mai 1869 Art. 547 ff. Art. 
562: „La saisie s’opere sous l’autorite et le contrôle du juge de paix. Tous 
„les actes de poursuite ont lieu sous la même autorité et le juge d’office 
„ou sur réquisition donne à l'huissier les ordres nécessaires, L’huissier 
„est charge de l'exécution de la saisie; il dresse procès-verbal de ses opé- 
nrations.* Freiburg: Gesetz über die gerichtlichen Schuldbetreibungen v. 
24. Okt. 1849. Art. 5: „Die Pfandkundmachungen (erster Betreibungsakt) 
„müssen, um angelegt werden zu können, mit der Bewilligung des Friedens- 
„Tichters des schuldnerischen Wohnortes versehen sein.“ Art. 6: „Der 
„Friedensrichter kann die Anlegung der Pfandkundmachung nur auf Vor- 
„weisung eines als vollziehbar anerkannten Titels bewilligen.“ 

5) Waadt, Gesetz wie sub. Note 4, Art. 618 ff, Freiburg Art. 82 ff, 
Bei gewissen Forderungen (insbesondere Hypothekarschulden) wird der 
Gläubiger für den Betrag seiner Forderung in den Besitz der Liegenschaft 
gesetzt. Ein Verkauf findet nicht statt 


6) Gesetz über den Schuldentrieb v. 19. Novbr. 1870. 
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zwar die Lehre voın exekutorischen Titel nicht, sondern jede 
Schuldforderung kann durch Rechtsbot eingetrieben werden. 
Dieses aber ergeht in der Regel vom Richter der Wohnsitz- 
gemeinde des Schuldners, vom Bezirksgerichtspräsidenten bei 
Billet an Ordre oder acceptirtem Wechsel. Die Pfändung 
findet unter Leitung des Richters mit Beiziehung von beei- 
digten Gemeindeschätzern statt, der Verkauf der Pfänder eben- 
falls durch den Richter. — Dieser ‘hat auch eine Controlle 
(Protokoll) über sämmtliche in seinem Bezirk geschehenen 
Rechtsbote und sonstige Betreibungsvorkehren zu führen.”) 
Im Kanton Neuenburg ist der Weibel der eigentliche 
Betreibungsbeamte, unter Aufsicht und soweit nôthig unter 
Mitwirkung des Richters, wo die Betreibung zu gerichtlichen 
Verhandlungen fiihrt (z. B. Pfindung einer Forderung des 
Schuldners bei Dritten).*) Der Gläubiger übergiebt seinen 
Titel (titre exécutoire) dem Weibel;°) der Weibel lässt auf 
dem Titel selbst die Betreibungsbewilligung durch den Friedens- 
richter eintragen.!°) Der Weibel hat sämmtliche Betreibungs- 
akte mit Ausnahme der Pfändung von Amteswegen zu voll- 
ziehen.!!) Der Weibel darf nicht zugleich Betreibungsbevoll- 
mächtigter des Gläubigers sein,'?) dagegen ist er berechtigt, 
Zahlungen entgegenzunehmen.'?) Er hat ein Register (Pro- 
tokoll) über sämmtliche ihm übertragene Betreibungen zu 
führen und ist zu genauer Rechnungsführung verpflichtet.!*) 
Alle Monate sollen die Gerichtspräsidenten und Friedensrichter 
die Registerführung und Comptabilität ihrer Weibel prüfen.'°) 
Nach dem Gesetz des Kantons Tessin ist ebenfalls der 


7) Art. 55 l. c. 

8) Civilprozessordnung v. 20. April 1882. titre VII de la poursuite 
pour dettes. Art. 512 u. ff. 

9) Tout créancier dit remettre son titre original à l'huissier. Art,5141.c. 

10) L’huissier demande au juge de paix du ressort, où les poursuites 
doivent être adressées, la permission de poursuivre, qui est donnée par écrit 


sur le titre original ..... Art. 515 L c. 
1) Art, 531, 553 I. c. 
12) Art. 532 I. c. 13) Art. 614 L c, 


14) Art. 612 ff. I. c. 15) Art. 615 I. c. 
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Weibel der Betreibungsbeamte!®) und zwar ohne richterliche 
Mitwirkung, sobald ein exekutorischer Titel vorliegt. 

Im Kanton Genf spielt der Weibel ebenfalls die Haupt- 
rolle, indem er, sobald der Titel durch gerichtliche Verhand- 
lung als exekutorisch anerkannt ist, die Zustellung des Ur- 
theils mit Zahlungsaufforderung und die Pfindung und Ver- 
steigerung besorgt.!”) Das Verfahren trägt aber auch hier 
wesentlich gerichtlichen Charakter, indem ähnlich wie im 
Kanton Waadt zur Pfändung von Forderungen des Schuldners 
und von Immobilien gerichtliche Verhandlungen erforderlich 
sind, wobei natürlich die Thätigkeit des Richters in den 
Vordergrund tritt.!?) 

In Bern'*) ist der Betreibungsbeamte der Weibel,1%) 
dessen Thätigkeit in den Hauptabschnitten aber von richter- 
licher Bewilligung abhängig ist. Die Lehre vom exekuto- 
rischen?°) Titel verschwindet an der Grenze des Kantons 


16) Gesetz v. 7. Juni 1843. Als Quelle diente mir, da ich nicht ge- 
nügend italienisch verstehe, leider nur der ziemlich ungenaue Auszug aus 
dem bezüglichen Gesetz im schweizerischen Betreibungsbuch. Bern, Rudolph 
Costenoble, 1879. 

17) Gesetze v. 19. Sept. 1819 und 24. März 1852. Als Quelle diente 
mir hier ebenfalls das obeitirte schw, Betreibungsbuch, das den Text der 
Gesetze, wenn auch nicht ganz vollständig, wiedergibt. 

18) Art. 472, 479, 483 ff. 514 fl. 1. c. 

19) Vollziehungsverfahren in Schuldsachen vom 2. April 1850 (II. 
Theil des Gesetzbuches über das gerichtliche Verfahren in bürgerlichen 
Rechtssachen). 

1%) Man könnte vielleicht mit demselbeu Recht auch den Richter als 
Betreibungsbeamten bezeichnen, wenn nicht der erste Betreibungsakt, die 
sog. Zahlungsaufforderung, eben ohne jede richterliche Mitwirkung erfolgte. 
Auch das Publikum ist so an den Weibel gewöhnt, dass es sich für Be- 
willigung der Betreibungsakte an diesen, nicht an den Richter wendet. Der 
Weibel sucht die richterliche Bewilligung nach und besorgt alsdann die 
Anlegung. Auch die Zahlungen werden, obgleich der Weibel nicht in 
allen Fällen berechtigt ist, meist beim Weibel gemacht. 

20) Wenn auch das Bernische V. V. exekutorische Titel kennt, so ist 
deren Bedeutung eine wesentlich andere, als in dem Rechte der Westschweiz 
(Art. 443 des V. V. u. ff.) Rechtskräftige Titel sind ein rechtskräftiges 
Urtheil oder solche Urkunden, denen das Gesetz dieselbe Wirkung beilegt 
(gerichtl. Abstandserklärung, gerichtl. Vergleich oder Anerkennung, eine 
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Bern. Jede Geldforderung kann auf dem Wege der Betreibung 
zur zwangsweisen Befriedigung gebracht werden. Der erste 
Akt ist die sog. Zahlungsaufforderung, welche der Weibel 
auf Ansuchen des Gläubigers, welcher sie auch selbst zu ver- 
fassen hat, dem Schuldner ohne richterliche Mitwirkung zu- 
stellt. — Die Thätigkeit des Richters tritt erst mit der Be- 
willigung zur Ankündung der Pfändung, dem sog. Vollziehungs- 
befehl ein. Die Pfändung selbst wird vom Weibel vollzogen, 
wenn nöthig unter Beiziehung von Sachverständigen. Die 
Steigerung muss vom Richter bewilligt werden und steht für 
Werthbetrige über 200 Fr. a. W. und für Liegenschaften 
unter der Leitung des Gerichtsschreibers, sonst besorgt sie 
der Weibel. 

Ein Ausnahmeverfahren bildet die Wechselbetreibung. 
Im alten Kantonstheil richtet sie sich nach der Wechselord- 
nung für den Kanton Bern v. 3. Nov. 1859. An Stelle der 
Zahlungsaufforderung tritt die vom Richter erlassene Wechsel- 
aufforderung, die, wenn nicht innert 24 Stunden Deposition 
des Wechselbetrages sammt Zins und Kosten oder Befreiung 
von der Depositionspflicht durch den Richter erfolgt, wie ein 
rechtskriftiges Urtheil exequirt werden kann. — Im neuen 
Kantonstheil erfordert die Wechselbetreibung, die sich nach 
den Vorschriften des Code Napoléon in seiner ursprünglichen 
Gestalt richtet, ein gerichtliches Verfahren. 

Im Kanton Solothurn?) wickelt sich der Betreibungs- 
process in Form eines summarischen gerichtlichen Verfahrens 
ab. Die Bewilligung zur Betreibung wird durch den zustän- 
digen Amtsbezirkspräsidenten ertheilt und durch den Weibel 
vollzogen bis zur Pfändung, die jedoch nur für kleinere For- 


durch die zuständigen Behörden genehmigte Vogtsrechnung für eine Aktiv- 
oder Passivrestanz, eine unwidersprochene Zahlungs- oder Wechselauf- 
forderung etc.). Die Betreibung, gestützt auf einen solchen Titel, gewährt 
dem Gläubiger das Recht, bei einem spätern Stadium des Verfahrens zu 
beginnen, d. h. sofort die Pfändung anzukünden ; auch ist die Möglichkeit 
der Bestreitung der Forderung eine sehr beschränkte. 

21) Civilgesetz. II. Hauptstück, persönliche Forderungen und Ver- 
bindlichkeiten v. 2. März 1847. Titel VI: von den Schuldbetreibungen 
u. der Vollziehung derselben. 8 1506 ff. 
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derungen (bis Fr. 30 a. W.) zulässig ist. Die Steigerung 
findet unter Aufsicht des Friedensrichters statt.*?) Bei der 
Gantbetreibung (für Faustpfinder oder Grundpfänder) be- 
schliesst das Gericht über die Versteigerung oder den Zu- 
schlag der Pfänder an den Gläubiger im kontradiktorischen 
Verfahren.?*) 

Wo das Betreibungsverfahren, wie in den bis jetzt be- 
handelten Kantonen, zumeist einen processualischen Charakter 
trägt und gerichtliche Verhandlungen hervorruft, wo eigentlich 
kontradiktorisch nichts zu verhandeln wäre, weil man in der 
Mehrzahl der Fälle von vornherein annehmen kann, dass 
eine Bestreitung der Forderung nicht mehr vorkommen kann, 
(das Verfahren zur Pfändung von Forderungen des Schuldners 
in Neuenburg, Waadt und Genf, das Solothurnische Gant- 
urtheil) ist es begreiflich, dass der betreibende Gläubiger, 
obgleich ihm theoretisch durch das Gesetz tiberall das Recht 
zuerkannt ist, selten oder nie die Betreibung selbst besorgt, 
sondern dass er sich, statt an die betreffenden Beamten, an 
eine weitere Mittelsperson, die berufsmässig diese Geschäfte 
besorgt, wendet. 

In Waadt und Freiburg finden wir das Institut der pro- 
cureurs (Rechtsagenten) staatlich geordnet; in Bern, wo früher 
auch Rechtsagenten für Betreibungen und Processführungen 
bei untern Instanzen patentirt wurden, ist die Zahl der noch 
praktizirenden Rechtsagenten auf ein Minimum geschwunden. 
Dafür sind es die Advokaten, welche die Betreibungsgeschäfte 
besorgen.) Dieser Zustand vermehrt natürlich die Kosten 


9) 8 1543 u. fl. le. 23) $ 1553 u ff. IL. c. 

#) Im Kanton Bern arbeitet man schon lange an der Aenderung 
dieses Zustandes. Nur die Aussicht auf das baldige Inkrafttreten eines 
eidgenössischen Gesetzes hat die bezüglichen Revisionsbestrebungen für einst- 
weilen in’s Stocken gebracht. Art. 30 der am 1, März 1885 verworfenen 
revidirten Verfassung lautete: „die Schuldbetreibung ist Beamten zu über- 
tragen“. Der bernische Juristenverein beschäftigte sich in seiner Haupt- 
versammlung am 26. September 1885 mit dieser Frage. Er sprach sich 
damals für staatliche, mit juristischer Qualifikation versehene, fix besoldete 
Betreibungsbeamte aus. Vgl. Zeitschrift des bernischen Juristenvereins. 
Bd. XXI pag. 453 ff. 





e a_n i 
En“ u - > ih 
“ » = 

x 4 


576 Verhandlungen des schweizerischen Juristenvereins 1887. 


des Verfahrens, sowohl für den Gläubiger, als für den Schuld- 
ner, ganz bedeutend, 


B. Die Ur- und Ostschweiz; die Kantone Baselland und Basel- 
stadt; Aargau. 


Wir beginnen mit Baselstadt und Baselland, deren 
Organisation insofern etwas analoges hat, als der Gerichts- 
schreiber der eigentliche Betreibungsbeamte ist. 

In Baselstadt bezeichnet das Gesetz ausdrücklich die 
Civilgerichtsschreiberei als die für die Leitung des Betreibungs- 
wesens zuständige Beamtung.**) Ihr untergeordnet sind zwei 
weitere Beamte: der Kassier und der Gantbeamte.*) Die 
Betreibung vollzieht sich in der Regel ohne jede Mitwirkung 
des Gerichtes. Der Civilgerichtsschreiber erlässt alle Mah- 
nungen und eigentlichen Betreibungsvorkehren und führt über 
den Lauf der Betreibung Protokoll. 

Eine halbamtliche Stellung nehmen die Gerichtsamtleute?”) 
ein, welche einzig berechtigt sind, als Berollmächtigte des 
betreibenden Gläubigers aufzutreten. 

In Baselland?*) ist der Bezirksgerichtsschreiber die- 
jenige Stelle, welche die Betreibung bewilligt, die durch den 
Weibel vollzogen wird. Bei kleineren Forderungen (bis auf 
Fr. 40) herrscht das Pfändungssystem. Der Weibel pfändet 
und besorgt mit Hilfe eines Gemeinderathsmitgliedes die 
Versteigerung. 

Forderungen von iiber Fr. 40, welche nicht pfandver- 
sichert sind, unterliegen der Konkursbetreibung. Nach Ablaut 
der Fristen (45. Betreibungstag) ist der Gemeinderath auf 
Verlangen des Gläubigers zur Inventur des Gesammtver- 
mögens des Schuldners verpflichtet. Richterliche Thätigkeit 
beginnt erst mit dem Konkurserkenntniss (120. Betreibungs- 
tag). 


— —— —— -, — —— 


25) Gesetz über Betreibung und Concurs v. 8. Febr. 1875 $ 1. 
3%) Vgl. Gesetz über Gerichtsorganisation v. 1. Febr. 875. 

7) Gerichtsorganisation Art. 13 ff. 

28) Gerichts- und Processordnung v. 16. Juni 1867. $ 274 ff. 
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Bei der Unterpfandsbetreibung bewilligt der Richter die 
Steigerung, die durch den Gerichtsschreiber vollzogen wird. 

Mit Luzern“) beginnt eigentlich die Reihe der Kantone, 
wo das Betreibungsverfahren gewissermassen den Charakter 
eines ohne gerichtliche Mitwirkung sich abspielenden Ad- 
ministrativprocesses trägt. 

Der Betreibungsbeamte ist der Botenweibel, ein Gemeinde- 
beamter (Gemeindeammann). An diesen wendet sich der 
Gläubiger mit genauer Angabe seiner Forderung.5°) Dieser 
sagt dem Schuldner die Betreibung durch das Warnungsbot 
an. Nach 6wöchentlicher Frist erfolgt auf Antreiben des 
Gläubigers das Aufrechnungsbot.*!) Sodann erfolgt nach wei- 
teren 6 Wochen die Aufrechnung (Inventur), wobei der Ge- 
richtsschreiber und der Ortsrichter mitwirken. — Die Be- 
treibungsbeamten haben ihre Verrichtungen bei den im Straf- 
gesetz wegen Amtspflichtverletzung angedrohten Strafen 
pünktlich zu erfüllen.*?) Sie haben genaue Protokolle über 
ihre Verrichtungen zu führen und die an sie gelangten Be- 
gehren wenigstens ein Jahr lang aufzubewahren.??) Die Boten- 
weibel sind verpflichtet, die ihnen schriftlich zukommenden 
Aufträge, bei welchen der Schuldner unbekannt ist, sofort 
dem Auftraggeber zurückzustellen; diejenigen Aufträge, die 
in die Kompetenz eines andern Botenweibels fallen, sollen 
sie diesem von Amteswegen übermachen und dem Gläubiger 
die geschehene Uebertragung kund thun. — Der Gerichts- 
präsident hat die Protokollführung zu controlliren.’*) Ueber 
die eigenthümliche Verantwortlichkeit der luzernischen Be- 
treibungsbeamten wird noch später gehandelt werden. 

Die Selbstthätigkeit des Gläubigers tritt noch sehr in 
den Gesetzen von Uri und von Ob- und Nidwalden her- 


29) Gesetz v. 17. Juni 1849, vgl. dazu das Luzerner Betreibungssystem 
auf Concurs von Dr, J. L. Weibel. Zeitschrift für schweiz. Recht. N. F. 
If. Bd. 1883 pag. 68 u. ff. 

3% 8 14 I, c. Ich entnehme aus der eben citirten Schrift von Weibel 
p. 70, dass der Botenweibel mit dem Gemeindeammann identisch sein muss, 

31) 8 20 ff. Lc. 3) $ 53 1. c. 

38) & 54, 55 Lc. 34) $ 56, 57 Lc. 

Zeitschr. für schweizerisches Recht. Neue Folge VI. 37 
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vor.%) Das Verfahren hat einen ziemlich gemeinsamen Ch:- 
rakter. Betreibungsbeamter ist überall der Weibel (Lanc- 
weibel, Weibel oder Unterweibel). In Nidwalden beginr: 
seine Thätigkeit erst mit der Pfändung, bei welcher er zx 
Schätzung eigene Schatzungsbeamte, Pfand- und Landschätze: 
herbeizieht. Die Pfändungsanzeige geht vom Gläubiger selbs 
aus.’®) 

In Schwyz®”) ist der Betreibungsprocess ein rein ai 
ministratives Verfahren, in welchem auch die Administratir- 
behörden die Aufsicht über die Beamten führen. Der eigent- 
liche Betreibungsbeamte ist der Pfandschätzer, unter welcher 
zur Vornahme der Verrichtungen der Pfandschätserweib-. 
steht. Die Aufsichtsbehörden sind die Bezirksammänner ur: 
in letzter Linie steht der Regierungsrath als Oberaufsichts 
behörde. Jede Gemeinde bildet einen Pfandschätzerkreis; di: 
Gemeinderäthe machen der Wahlbehörde (dem Bezirksratt 
Vorschläge für die Pfandschätzer und Pfandschätzerweibe. 
Den Pfandschätzern liegt die Leitung des ganzen Vertahren: 
‚ob; sie sind insbesondere zu genauer Protokollirung verpflichte:. 
was um so mehr Bedeutung hat, als nach Schwyzerrecht da: 
Betreibungspfandrecht mit Priorität für den erstbetreibend:: 
Gläubiger schon durch Eintragung in das Pfandbuch beiu 
zuständigen Pfandschätzer entsteht.°) Die Pfändung nimm: 
der Pfandschätzer vor, wenn nöthig unter Zuhülfenahme vu 
Sachverständigen ; die zur Durchführung der Schuldbetreibuns 


35) Für Uri gilt das Landbuch; für Nidwalden ein Gesetz x. as. 
das aber theilweise das ältere Recht unberührt gelassen hat; für Obwalde: 
macht ein Gesetz v. 27. April 1862 Regel. Die Vorschriften von Uri un. 
Obwalden habe ich nur aus dem schweizerischeu Betreibungsbuch kenne. 
gelernt. 

36) Vgl. oben im Eingange Note 3. 

37) Gesetz v. 7. Juni 1867 und Instruktion des Kantonsrathes ı 
gleichen Datum. | 

38) $ 16 L c. al. 1: „das Pfandrecht mittelst Pfändung wird dadurei 
„erworben, dass der Gläubiger seine Forderung mit getreuer Angabe der 


„Grösse derselben beim zuständigen Pfandschätzer in’s Pfandbuch er. 
„schreiben lässt.‘ 
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allfällig nothwendigen Befehle mit Strafandrohung erlässt der 
Bezirksammann.°®) 


Im Kanton Zug, der ein höchst einfaches Gesetz (Pfän- 
dungsbetreibung mit eventuellem Concurs) besitzt,‘°) das in 
den Anfang dieses Jahrhunderts zurückreicht, ist der Schuld- 
betreibungsbeamte der Gemeindeweibel. Diesem meldet der 
Gläubiger die Betreibung an und dieselbe wird vom Gemeinde- 
weibel allein unter seiner eigenen Verantwortlichkeit durch- 
geführt. 


In Glarus‘?) besteht zur Vornahine von Betreibungen 
die sogenannte Schatzungskommission, zusammengesetzt aus 
5 Mitgliedern, welche vonjeder Wahlgemeinde erwählt werden. 
Schatzungen (Pfändungen) für Fahrhabe werden von den drei 
erstgewählten, für Liegenschaften von der ganzen Commission 
vollzogen. Die Schatzungsansage geschieht durch den Gläu- 
biger selbst oder in seinem Auftrage durch den Präsidenten 
der Schatzungskommission, welcher auch über die Betreibungs- 
aufträge ein Protokoll zu führen hat. Unter der Schatzungs- 
kommission steht zur Vollziehung ihrer Aufträge der Weibel, 
welcher ebenfalls ein Gemeindebeamter ist. 


Im Kanton Aargau?) ist das Betreibungsverfahren (in 
der Regel Concursbetreibung) wie in Schwyz reiner Admini- 
strativprocess. Der Betreibungsbeamte, dem die Leitung des 
ganzen Betreibungsverfahrens obliegt, ist der Gemeindeam- 
mann, dem der Gemeindeweibel zur Zustellung der Betreibungs- 
akte unterstellt ist. Der Gläubiger hat sich an den Gemeinde- 
ammann zu wenden, welcher die Betreibungsbewilligung er- 
theilt. Er leitet auch, wo eine Versteigerung vorkommt, die 
Steigerung. 





89) $ 11 L c. 4) Gesetz v. 25. Oktober 1815. 

#1) Regulativ über das bei Schatzungen zu beobachtende Verfahren — 
erlassen v. d. Landsgemeinde 1853. Das System, obgleich in der Aus- 
führung weniger archaistisch, scheint mir mit dem Nidwaldner manche 
Analogie aufzuweisen. 

**) Gesetz über die Schuldbetreibungen v. 10. März 1870 mit Voll- 
ziehungsverordnung v. 14. Juli 1870. | 


COR a Al 


580 Verhandlungen des schweizerischen Juristenvereins 1887. 


Die Aufsichtsbehörden sind die Administrativbehürden, 
als letzte Rekursinstanz gilt der Regierungsrath. 

In Graubündten‘?) ist der sog. Gantrichter die Be- 
treibungsbehörde. Von jedem Gericht oder Hochgericht werden 
ein oder mehrere Schatzungsbeamte, die Gantrichter geheissen, 
gewählt. Diese besorgen mit von ihnen zugezogenen Schätzern 
das Schatzungs- (Betreibungs-) verfahren. Der Gläubiger 
meldet seine Forderung beim zuständigen Gantrichter an, 
welcher das Pfandbot (erste Betreibungsvorkehr) erlässt. Nach 
kurzer Frist (8 Tage) erfolgt die Schatzung (Pfändung) nach 
vorheriger Anzeige an den Schuldner. Eine Steigerung über 
die Pfänder wird nur auf Verlangen des Schuldners abge- 
halten, sonst wird das Pfand dem Gläubiger nach Ablauf der 
Auslösungsfristen für den Schuldner, ähnlich wie bei der 
waadtländischen saisie par voie d’ötage, (unter Zurechnung 
des sog. dritten Pfennigs, also für ?/s des wahren Werthes) 
zugeschlagen. Der Gantrichter hat über die Betreibung genau 
Protokoll zu führen. Die Aufsichtsbehörde bildet der Kleine 
Rath, also die höchste Administrativbehörde. | 

In Appenzell Inner-Rhoden“) ist der jeweilige 
Landweibel der Betreibungsbeamte.‘) Ihm wird der Be- 
treibungsauftrag aufgegeben und er hat die Vorkehren (Pfand- 
gebot, Ansagung des Monatsrechtes) durchzuführen. Eine 
Specialpfändung findet in der Regel nicht statt.) Der Weibel 
hät auch die Steigerung zu leiten, was ich aus dem Mangel 
einer andern Vorschrift entnehme. 


#3) Gesetz über den Schuldentrieb (Gantordnung) v. 25. März 1848 
und 8. Januar 1853. 

##) Gesetz über die Schuldbetreibung v. 30. April 1882. Dieses Ge- 
setz kann als Ideal einer kurzen, knappen Gesetzgebungsweise betrachtet 
werden; es besteht im Ganzen aus 19 Paragraphen, 

45) Mit Ausnahme des Bezirkes Oberegg dort „liegt die Ausführung 
des Schuldentriebrechtes beim regierenden Hauptmannamte.“ Art. 19 1. e. 

4) Wenigstens ist eine solche aus dem Wortlaut des Gesetzes nicht 
zu entnehmen; es heisst im Gesetze nur, dass nach angesagtem Monat<- 
recht (2. Betreibungsverkehr) der Schuldner nichts mehr von seinem Eigen- 
thum veräussern (Art. 9) darf. Nach Ablauf eines Monats bei Fahrnissen, 
von 2 Monaten bei Liegenschaften wird amtlich versteigert. 
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Aehnlich ist das Schuldentriebrecht in Appenzell 
Ausser-Rhoden‘’) geordnet, nur dass hier der regierende 
Hauptmann der Wohnsitzgemeinde des Schuldners der Be- 
treibungsbeamte ist. Die Pfändung geschieht durch den 
Hauptmann oder durch einen von ihm beauftragten (Gemeinde) 
Vorsteher. Die Schätzer sind für den Werth des Geschätzten 
verantwortlich, im Falle der Gläubiger nicht freiwillig an der 
'Schatzung theilnimmt.*) Als Eigenthümlichkeit ist für den 
Canton Appenzell a.-Rh. zu bemerken, dass hier die Hauptleute 
und Gemeindeschreiber auch die Concursbehörde bilden.*°) 

In St. Gallen°®) ist der Betreibungsbeamte der Ge- 
meindeammann, welcher die Betreibung zu leiten und die 
Rechtstriebregister zu führen hat.°‘) Unter ibm stehen der 
Gemeindeweibel und die Schätzer (Mitglieder des Gemeinde- 
rathes). Der Gemeindeammann leitet auch die Versteigerung. 
Als Aufsichtsbehörden sind die Bezirksamtleute, in letzter 
Instanz der Regierungsrath eingesetzt. °*) 

Im Kanton Thurgau?) ist der Rechtstriebsbeamte der 
Friedensrichter; sein Stellvertreter ist der Gemeindeammann. 
Der Weibel des Friedensrichters besorgt die Verrichtungen. 


#7) Gesetz betreffend die Schuldbetreibung v. 29. April 1860. 

48) Art. 11 l. c. 

49) Gesetz v. 29. April 1860 und 28. April 1861. Also Vereinigung der 
Betreibungs- und Concursbehörde in der nämlichen Beamtung, wie E. B. 
R. Art. 3. 

50) Gesetz über den Schuldentrieb v, 10, Juni 1854 (Pfindungssystem 
mit eventuellem Concurs.) 

81) Art. 10 I. e. „Der Gemeindeammann bewilligt die Pfandbote und 
„zeichnet sie unverzüglich, sowie die Begehren an ihn gelangen und in der 
„gleichen Reihenfolge, in welcher sie an ihn gestellt werden, eigenhändig 
„in das Rechtstriebregister ein. .Die Ausrichtung der Pfandbote muss er 
„rpätestens am Tage nach dem von ihm gestellten Begehren durch den Weibel 
„besorgen lassen und der Gemeindeammann ordnet auch alle spätern Rechts- 
„triebhandlungen, dem an ihn gestellten Begehren und dem Gesetze gemäss 
„an und überwacht den Vollzug. Er haftet für die fortlaufend vollständige 
„Führung des Betreibungsregisters und wacht über die richtige Führung 
„des Schatzungs- und Gantprotokoll«.“ 

52) Art. 108 und 109 L ec. 

53) (tesetz v, 14, Juni 1850. Pfändungssystem mit eventuellem Concurs. 


37% 
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Der Friedensrichter nimmt die Pfandschatzung und die Ver- 
steigerung vor. Ueber die Buch- und Protokollführung des 
Friedensrichters existirt eine detaillirte Verordnung des Ober- 
gerichtes.®*) Die erstinstanzliche Aufsichtsbehörde bildet der 
Bezirksgerichtspräsident; die Oberaufsicht steht der Rekurs- 
kommission des Obergerichtes zu.°®) 

Im Kanton Sohaffhausen°®) ist je nach der Art der 
Betreibung der Gemeindepräsident oder der Bezirksgerichts- 
präsident der Betreibungsbeamte. Es giebt 3 Betreibungs- 
arten: 

1. Die abgekürzte Betreibung für Forderungen bis 
auf 20 fl.5”) 

2. Den Executionstrieb für Forderungen von 20 bis auf 
50 fl.; für alle Forderungen über 20 fl. ohne Rücksicht auf 
Höhe des Betrages, welche durch Faustpfand oder Miethschein 
gedeckt sind oder ein gesetzliches Pfandrecht besitzen.?®) 

3. Den ordentlichen Rechtstrieb für alle sonstigen For- 
derungen, welche nicht unter Ziff. 1 und 2 fallen.°®) 

Ziff. 1 und 2 mit ziemlich kurzen Fristen gehen auf 
Pfändung, Ziff. 3 auf Concurs. Der Gemeindepräsident ist 
zuständig für den abgekürzten Rechtstrieb, der Bezirksge- 
richtspräsident tür Executions- und ordentlichen Rechtstrieb. 
Die Verfügungen werden vom Betreibungsbeamten erlassen 
und vom Weibel vollzogen. 

Aufsichtsbehörde ist das Appellationsgericht über sämmt- 
liche Betreibungsbeamten, auch überdie Gemeindepräsidenten.*®) 

Im Kanton Zürich‘!) liegt die Besorgung des Rechts- 


— mr — 


5) Vom 30. Juli 1860. Der Friedensrichter hat 3 Protokolle zu führen. 
a) Das Register über Schuldbetreibungen. b) Das Pfandschatzungsproto- 
koll. c) Das Protokoll über Schatzungsganten. 

5)82,8,41L ec. 

58) Schuldbetreibungsgesetz v. 22. Oktober 1850. Gemischtes System: 
Pfindung und Concursbetreibung, je nach der Art der Forderung. 

57) $ 20 ff. Lc. 58) $ 38 ff. Lc, 5) $ 52 ff. Lc. 

eo $ 1 al. 21 c. 

©!) Gesetz betreffend Schuldbetreibung v. 29. Okt. 1871. Pfändungs- 
system mit eventellem Concurs, Reine Concursbetreibung für grundver- 
sicherte Forderungen. 
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triebes dem Gemeindeammann ob.) Er ist dem treibenden 
Gläubiger für die gesetzmässige Ausführung des Rechtstriebs 
verantwortlich. Das Büreau des Gemeindeammanns soll mit 
Ausnahme von Sonn- und Feiertagen täglich offen stehen. 
Er führt besondere Rechtstriebprotokolle °°) ; er ist verpflichtet, 
wenn das Betreibungsbegehren in zwei Doppeln eingereicht 
wird, das eine Doppel dem Gläubiger sofort mit Empfang- 
schein zuriickzustellen. Er darf die Betreibung ohne schrift- 
lichen Auftrag des Gläubigers nicht einstellen. Das Betrei- 
bungsbegehren ist schriftlich einzureichen; unbestimmte oder 
ungesetzliche Begehren sind unter Angave des Grundes so- 
fort zurückzuweisen. Für alle bis Samstag Abends 8 Uhr 
einlaufenden oder durch die Samstagspost beförderten Be- 
gebren hat der Gemeindeammann Rechtsbote auszufertigen, 
welche sämmtlich vom darauf folgenden Dienstag zu datiren 
sind.) Die Anlegung besorgt der Gemeindeammann selbst. 

Nach Ablauf der Fristen hat der Gemeindeammann von 
sich aus den Pfandschein auszufertigen und am Dienstag oder 
spätestens Donnerstag der Woche, in welcher der Pfandschein 
auszufertigen war, die Pfändung vorzunehmen. — Den Pfand- 
schein hat er zu unterzeichnen, in’s Pfandbuch einzutragen 
und innerhalb 8 Tagen nach der Pfändung dem Gläubiger 
zu iibersenden.95) Der Gläubiger hat das Recht, innerhalb 
6 Monaten vom Gemeindeammann durch schriftliches auf dem 
Pfandschein einzutragendes Begehren die Versilberung zu ver- 
langen.°®) Am darauffolgenden Dienstage, nachdem er das 
Begehren erhalten, sendet der Gemeindeammann die Ver- 
silberungsanzeige (Mittheilung der Versteigerung) an den 
Schuldner. Sodann erfolgt nach Ablauf von 14 Tagen die 





81Lc. 


63) Hierüber sowie über die Betreibungsformulare existiren nach Vor- 
gang des Kantons Thurgau zwei Specialverordnungen des Obergerichtes 
v. 31. Dez. 1883. 


9%) 8 23 I, c. Eine Ausnahme bildet die schnelle Schuldbetreibung 
für Wechselforderungen. $ 94 ff. 


83) $ 63 Lc. ee, $$ 75, 76 Lc. 
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Versteigerung, in angemessener Weise vom Gemeindeammann 
veranstaltet. 

Das hier geschilderte Verfahren bezieht sich auf die so- 
genannte niedere Schuldbetreibung für laufende, unversicherte 
Forderungen; mutatis mutandis findet es auch, nur mit andern 
Fristen, statt für faustpfändlich versicherte®”) und für Wechsel- 
forderungen (schnelle Schuldbetreibung), nur dass, bei letzte- 
ren die Bewilligung zur Anhebung der Betreibung vom Be- 
zirksgerichtspräsidenten ertheilt werden muss.°®) 

Bei der Concursbetreibung*°) hat der Gemeindeammann, 
in ähnlicher Weise, wie das Rechtsbot, die Warnung vor 
dem Concurse zu erlassen. 21 Tage nach dem Warnungs- 
bot erhalten der Gläubiger und der Schuldner die Durch- 
führungsanzeige durch den Gemeindeammann, welche den 
Gläubiger berechtigt, nach 14 Tagen den Konkurs des Schuld- 
ners anzubegehren. 

Ueber Beschwerden gegen den Gemeindeammann als 
Rechtstriebsbeamten entscheidet in erster Instanz das Be- 
zirksgericht, in zweiter das Obergericht. Sowohl das Be- 
zirksgericht als das Obergericht ist zur Prüfung der Ge- 
schäftsführung der Gemeindeammänner verpflichtet.?°) 


C. Die Verantwortlichkeit des Betreibungsbeamten nach kantonalem 
Rechte. 


Die meisten kantonalen Rechte kennen keine exceptio- 
nelle Verantwortlichkeit des Betreibungsbeamten, sondern 
stellen ihn unter das gemeine Recht; d. h. er ıst für seine 
Handlungen, wie jeder andere Beamte, verantwortlich und 
es kann diese Verantwortlichkeit auf dem Wege einer Scha- 
densersatzklage vor den ordentlichen Gerichten geltend ge- 
macht werden. — Die Betreibungsbeamten sind meistens zur 
Cautionsstellung verpflichtet, durch welche dem betreibenden 
Gläubiger eine gewisse Sicherheit zum Voraus verschafft wird, 
die aber in den wenigsten Fällen ausreicht, um bei vorge- 


—- 


0) 8 85 ff. Lc. 68) & 94 ff. 
89) $ 108 ff. 70) 8 12—16 lc, 
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kommenen Unterschlagungen oder Schädigungen ernsterer 
weitgreifender Natur durch Nachlässigkeit des Beamten den 
Schaden zu decken. 

Ein weiteres Sicherungsmittel ist die direkte oder sub- 
sidiäre Haftpflicht des Staates. 

Im Kanton Bern ist der Staat direkt für Civilansprüche, 
welche aus der Verantwortlichkeit seiner Beamten fliessen, 
verantwortlich, ”!) d. h, die Civilklage auf Schadensersatz kann, 
ohne dass vorher der Beamte verurtheilt worden ist, direkt 
gegen den Staat gerichtet werden. Das Fundament besteht 
in dem Naclıweis, dass der Kläger durch die gesetzwidrige 
Amtsverrichtung eines Staatsbeamten vermögensrechtlich ge- 
schädigt wurde und dass 30 Tage vor Anstellung der Klage 
der Regierungsrath fruchtlos zum Ersatz des Schadens auf- 
gefordert wurde. 

Diese Schadensersatzklage bezieht sich natürlich auch 
auf die Amtshandlungen der Betreibungsbeamten und es sind 
Fälle vorgekommen, insbesondere mit Beziehung auf Unter- 
schlagungen von Weibeln, in welchen der Staat ziemlich be- 
deutende Summen zahlen musste, obgleich im Ganzen der- 
artige Vorkommnisse selten sind. 

Im Kanton Bern hört man über dieses System keine 
Klage. 

Im Kanton Solothurn??) besteht eine subsidiäre Haft- 


7) Art. 17 der Staatsverfassung lautet: „Jede Behörde, jeder Beamte 
„und Angestellte ist für seine Amtsverrichtungen verantwortlich. Civil- 
„ansprüche, welche aus der Verantwortlichkeit fliessen, können unmittel- 
„bar gegen den Staat vor den Gerichten geltend gemacht werden. Das 
„Gericht darf jedoch die Klage gegen den Staat nicht annehmen, bis der 
„Kläger nachgewiesen, dass er sich diesfalls wenigstens 30 Tage vorher 
„erfolglos an die oberste Vollziehungsbehörde gewendet hat. Dem Staate 
„bleibt der Rückgriff gegen den Fehlbaren vorbehalten, Dem Gesetz steht 
„die weitere Ausführung dieser Grundsätze zu.“ 

? & 11 der Verfassung: „Die Beamten sind für ihre Amtsführung 
„verantwortlich und haften für den durch missbräuchliche Amtshandlungen 
„oder durch Unterlassungen verursachten Schaden; soweit sie oder ihre 
„Amtsbürgen denselben nicht ersetzen können, hat dafür der Staat ein- 
zustehen. 
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pflicht des Staates, die erst bei nachgewiesener Insolvenz 
des Beamten oder dessen Amtsbürgen eintritt. Soweit also 
die Betreibungsbeamten Staatsbeamten sind, wird die Ver- 
fassungsbestimmung bei dolosen oder culposen Amtspflicht- 
verletzungen derselben Anwendung finden. 


In ähnlicher Weise ist im Kanton Schaffhausen durch 
Gesetz nicht durch Verfassung die Haftpflicht des Staates 
oder der Gemeinde subsidiär geordnet; d. h. der Staat und 
die Gemeinde, ersterer für den Bezirksgerichtspräsidenten, 
letztere für den Gemeindepräsidenten haften dem betreiben- 
den Gläubiger für Schadensersatz, wenn die vom fehlbaren 
Beamten geleistete Caution nicht zur Deckung ausreicht.?*) 

Die subsidiäre Haftbarkeit hat vor der primären den 
Nachtheil, dass der Verletzte in den meisten Fällen ge- 
zwungen sein wird, zwei Processe zu führen.’”*) Zuerst muss 
er den fehlbaren Beamten belangen und zum Concurs treiben, 
was immerhin schon ziemliche Kosten verursachen wird und 
dann muss er seine Klage gegen den Staat richten, der nur 
in den seltensten Fällen das Begehren ohne Process aner- 
kennen wird, da das gegen den Beamten ergangene Urtheil 
für ihn res inter alios acta ist und der Fiskus gewöhnlich 
alle möglichen formellen und materiellen Gründe geltend 
machen wird, um eine Befreiung von der Haftpflicht zu er- 
langen. Da der Geschädigte in Folge der verschiedenen Sta- 
dien, die er durchlaufen muss, des Processirens müde wird, 
so ist es denkbar, dass der Staat in manchen Fällen seiner 
Haftpflicht ledig wird. 

Eigene, ausserordentliche Haftbarkeitssysteme der Beam- 
ten kennen die Gesetze von Thurgau, Zürich und Luzern, 


— — — — 


7) Vgl. das Note 56 cit. Gesetz $ 3 al. 2: „Bei Unzulänglichkeit der 
„bestellten Caution haftet subsidiär bei Bezirksbeamten der Staat, bei Ge- 
„meindsbeamten die Gemeinde.“ 

7%) Manchmal vielleicht sogar drei Processe, wenn man bedenkt, dass 
die Caution auch als Personalcaution durch Bürgschaft geleistet wird und 
der Gläubiger unter Umständen auch die Amtsbürgen auf dem Rechtswege 
belangen muss. 
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ohne dass nebenher eine Haftpflicht des Staates oder der 
Gemeinde läuft. 

Im Thurgau gilt in der Regel die gewöhnliche Schadens- 
ersatzpflicht, zwar nach Vorschrift eines Specialgesetzes über 
Verantwortlichkeit der Beamten vom Jahr 1851. Ausnahms- 
weise tritt aber der Betreibungsbeamte als Selbstschuldner 
an die Stelle des Schuldners, wenn er entgegen dem be- 
stiinmten Auftrage des Gläubigers die Versilberung der Pfand- 
schatzung nicht in den gesetzlichen Fristen ausführt. Die 
Betreibung richtet sich dann sofort gegen ihn und zwar ist 
der hohe Rechtstrieb mit verkürzten Fristen gegen den fehl- 
baren Beamten anwendbar. Durch die Zahlung der betrie- 
benen Forderung wird der Beamte von Gesetzes wegen 
Rechtsnachfolger des Gläubigers.’°) Es steht ihm auch, wenn 
er beweist, dass der entstandene Schaden den Betrag der 
Forderung nicht erreicht, ein Rückforderungsrecht gegenüber 
dem Gläubiger zu. 

Aehnlich bestimmt das Zürcher Gesetz, „dass der Ge- 
„meindeammann für gesetzmässige Ausführung der Schuld- 
„betreibung dem Gläubiger in dem Sinne verantwortlich ist, 
„dass ein aus Absicht oder Nachlässigkeit entstandener Fehler 
"oder Verzug den Rechtstriebbeamten zur Zahlung verpflichtet, 


75) Vide das oben Note 53 cit. Gesetz $ 7: „Für Schadensersatz- 
„klagen gegen die Friedensrichter aus dem Grunde eines entweder gar nicht 
„oder nicht rechtzeitig angehobenen oder eines gesetzwidrig verzögerten 
„oder überhaupt vernachlässigten Rechtstriebes gelten die Bestimmungen 
„des Gesetzes über die Verantwortlichkeit der Behörden, Beamten und An- 
„gestellten v. 25. September 1851. 

„Ausnahmsweise ist der Rechtstriebbeamte zur sofortigen Bezahlung 
„der Rechtstriebsumme sammt allen erlaufenen Unkosten verpflichtet, sofern 
„derselbe zuwider einem vom Gläubiger empfangenen Auftrage die Ver- 
„silberung einer Pfandschatzung innerhalb der gesetzlich hierfür anberaumten 
„Frist nicht ausführt. Für solche Forderungen findet die Anwendung des 
„hohen Rechtstriebs statt. 

„vermag der Rechtstriebsbeamte darzuthun, dass der eingetretene 
„Schaden weniger als den Nennwerth der Forderung ausmache, so ist er 
„befugt, diejenige Summe, rücksichtlich welcher der Beweis geführt wird, 
„zurückzufordern.“* 





+ Dies, MI u 
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„wogegen er in die Rechte des Gläubigers eintritt.“7) Die 
bezügliche Schadensersatzklage des Gläubigers verjährt binnen 
6 Monaten vom Eintritte des Fehlers oder Verzugs oder, 
wo derselbe nicht sofort entdeckt werden konnte, a tempore 
scientiae, Vorbehalten bleiben fiir die ordentliche Verjih- 
rungsfrist Falle von Unterschlagung oder Betrug des Ge- 
meindeammanns.’?) Ich fasse die Normirung dieser Schadens- 
ersatzklage so auf, dass dem klagenden Gläubiger als Klags- 
fundament weiter nichts zu beweisen obliegt, als der dem 
Beklagten ertheilte Betreibungsauftrag und ein von diesem 
aus dolus oder culpa begangenen Fehler oder entstandenen 
Verzug, wogegen er die Hôhe des Schadens nicht zu beweisen 
hat, sondern vom Gesetze die Höhe des Schadens gleich der 
betriebenen Summe präsumirt wird. Der Gemeindeammann 
wird also auch hier z. B. durch die Versäumung einer Frist 
Selbstschuldner. 

Dagegen steht dem Gemeindeammann jederzeit das Recht 
zu, unter Deponirung des streitigen Betrages (oder nach Er- 
messen des Bezirksgerichtspräsidenten auch gegen Sicher- 
heitsleistung) mit einer Art von Präjudicialklage gerichtlich 
feststellen zu lassen, dass aus seiner ineriminirten Handlung 
kein Schaden entstanden oder der Betrag des Schadens dem 
Nennwerth der Forderung nicht gleichkomme. Je nach Aus- 
gang des Processes fällt die deponirte Summe oder geleistete 
Sicherheit ganz oder theilweise an den Gläubiger oder den 
Gemeindeammann.”®) 

Am strengsten scheinbar ist die Selbstschuldnerschaft 
des Betreibungsbeamten dem Gesetze nach ausgebildet im 
Kanton Luzern. Dort ist im Gesetze ausdrücklich vorge- 
schrieben, dass, bei Verzug des Beamten, die Betreibung sich 
sofort und zwar in demselben Stadium, in welchem sie sich 
gegenüber dem Schuldner befindet, gegen den Beamten 
richtet.) Der Gläubiger wendet sich, wenn nach Ablauf 


76) Vide Gesetz Note 61 $ 2 und $ 177. 
77) 8 1781 c. 79) 8$ 179 bis 181. 
7) Vgl. das Note 29 eitirte Gesetz $ 26, 27, 41. 
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der Fristen er die Anzeige der geschehenen Aufrechnung 
vom Botenweibel nicht erhalten, an den Gerichtspräsidenten 
und dieser erlässt an den Botenweibel einen Androhungs- 
befehl des Inhaltes, dass ihm selbst, wenn er nicht innert 
14 Tagen den Nachweis der Bezahlung leistet, die Auf- 
rechnung fir die betriebene Forderung gemacht wird. Unter 
gleicher Drohung steht der Gerichtspräsident selbst, wenn 
er die angedrohte Aufrechnung bei dem Botenweibel nicht 
vollzieht. Die Forderung kann dann gegen ihn auf Be- 
schwerde des Gläubigers auf dem Executionswege geltend 
gemacht werden. Aehnliche Vorschriften gelten für Verant- 
wortlichkeit simmtlicher bei der Betreibung betheiligten Be- 
amten, wenn die Betreibung wegen Nicht-Einhaltung der 
Fristen erlöscht oder der Concurs nicht rechtzeitig ausge- 
schrieben wird. 

Man sollte nun annehmen, dass dieses strenge System 
der Selbstschuldnerschaft die Nachlässigkeit der Beamten auf 
ein äusserst geringes Mass herabdrücken würde. Leider ist 
nach dem Berichte eines erfahrenen Fachmannes gerade das 
Gegentheil richtig.°°) Es herrscht im luzernischen Betreibungs- 
wesen geradezu ein Schlendrian, der schwere Schäden im 
Gefolge hat. Dr. Weibel sagt am angeführten Orte pag. 85: 

„Offen gesagt, scheint mir der Schlendrian und die milde 
„Controllirung der Beamten an unserm luzernischen Betreibungs- 
„wesen der wundeste Punkt zu sein. Die Uebelstände sind 
„allerdings durch das Gesetz nicht gegeben, sondern nur durch 
„selbes, d. h. durch die darin statuirte Verantwortlichkeit 
,veranlasst.“®1) 

Ein ebenfalls von Dr. Weibel herangezogener Bericht 
des luzernischen Obergerichtes aus dem Jahre 1879 consta- 
tirt eine erschreckende Zunahme der Androhungsbefehle gegen 
die Botenweibel (1877: 4355, 1879: 5119) und der Execu- 
tionen gegen die Gerichtspräsidenten (1877: 263, 1879: 403.) 

Während so von Aussen betrachtet das luzernische System 


8) Vide die sub Note 29 angeführte Abhandlung von Dr. Weibel. 
8!) Le. p. 85. 
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eine besondere Garantie für den betreibenden Gläubiger zu 
bieten scheint, macht es sich in der Anwendung so, dass der 
dem Schuldner Kredit gewährende Betreibungsbeamte meist 
selbst in den ökonomischen Ruin des Schuldners mit hinein- 
gezogen wird. Dieses strenge System der Selbstschuldner- 
schaft hat sich also praktisch nicht bewährt. 


II, Der Betreibungsbeamte nach dem Entwurfe eines Bundes- 
gesetzes über Schuldbetreibung und Konkurs. 


Der gegenwärtig bei den eidgenössischen Räthen in Be- 
rathung liegende Entwurf hat verschiedene Vorstadien!) durch- 
gemacht; wir verweisen für dieselben im Allgemeinen auf 
die Botschaft des Bundesrathes zu seinem jetzigen Entwurf.?) 
Die letzten Beschlüsse der eidgenössischen Räthe aus der 
Sommersession des laufenden Jahres waren mir leider noch 
nicht zugänglich; sie werden erst im Laufe des Monats 
August gedruckt vorliegen und hoffe ich, dann am Verhand- 
lungstage selbst die nöthigen Ergänzungen anbringen zu können. 

Ich bemerke, dass die hier nachfolgenden Erörterungen 
neben der Darstellung des im Entwurfe enthaltenen Systems 


1) Wir werden im folgenden soweit nöthig eitiren: 

E. Heusler = 1. Entwurf v. Juli 1874 mit Motiven, verfasst durch 
Prof. A, Heusler in Basel, 

E. Kommissionsminderheit — Entwurf der Kommissionsminderheit 
September 1875. 

E. Bärlocher = Entwurf v. März 1880 im Auftrag des Bundesrathes 
ausgearbeitet von Hrn. Kantonsrichter Bärlocher in St. Gallen, | 

E. Oberer I, = Entwurf nach dem von Hrn. Oberrichter Oberer vor- 
geschlagenen System nach den Beschlissen der Kommission v. 24. bis 29. Ok- 
tober 1881. 

E. Oberer II. = Gleiches System, redigirt nach den Beschlüssen der 
Expertenkommission v. 28. Sept. bis 7. Okt. 1882. 

E. J. D. = Entwurf des eidgenössischen Justizdepartementes zu dem 
Entwurf des gegenwärtig in Berathung liegenden Vorschlages. 

E. B. R. = gegenwärtiger Entwurf des Bundesrathes. 

St, R. = Beschliisse des Ständerathes v. 22. December 1886. 

N. R. = Beschliisse des Nationalrathes v. 29. April 1887. 

2) Botschaft pag. 8—36. 
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auch eine Kritik desselben enthalten und schwerlich auf einen 
sehr fruchtbaren Boden fallen können; denn die Bahn, in 
welcher sich die gesetzgeberische Arbeit bewegt und bewegen 
wird, ist durch die bisherigen Verhandlungen der Räthe ge- 
geben; aber ich habe meine Ansichten vor dem Bekannt- 
werden’) des letzten Entwurfes ausgesprochen und sie auch 
nicht geändert bei einer spätern Besprechung des Entwurfes.‘) 
Für mich gilt der Satz von Stuart Mill, dass bei jeder prak- 
tischen Untersuchung zunächst das Ideal erkannt werden 
muss, und ich bekenne, dass das mir vorschwebende Ideal 
ein Anderes ist, als dasjenige, was im Entwurf nach den 
Berathungen im National- und Ständerath als Realität nieder- 
gelegt ist. Auch werde ich wenig Anderes als eine Zusammen- 
fassung der bisher aufgetauchten Meinungen liefern können, 
denn die einschlagenden Fragen sind in den letzten Jahren 
von berufeneren Köpfen untersucht und behandelt worden. 


A. Organisation des Betreibungsamtes. Wahlart und Qualifikation 
der Beamten. 

Nach dem Entwurf des Bundesrathes bildet das Gebiet 
eines jeden Kantons einen oder mehrere einheitliche Be- 
treibungskreise. Der Beamte — der Betreibungsbeamte — 
steht sowohl dem Betreibungs- als dem Konkurswesen vor. 
Er, sowie sein Stellvertreter, werden gewählt von der ober- 
sten kantonalen Gesetzgebungs-, Verwaltungs- oder Gerichts- 
behörde.®) Die Kantone haben dem Bundesrathe Kreisein- 
theilung, Einrichtung des Aufsichtsdienstes, sowie die Namen 
der Betreibungsbeamten und deren Stellvertreter zur Kennt- 
niss zu bringen. Der Bundesrath sorgt für angemessene Be- 
kanntmachung dieser Angaben.) Die kantonalen Gesetze 
und Verordnungen betreffend Organisation des Betreibungs- 
wesens unterliegen der Genehmigung des Bundesrathes.”) 


9) Zeitschrift des bernischen Juristenvereins Bd. XXI p. 458 ff. 

*) Nämliche Zeitschrift Bd. XXII p. 304 ff. 

5) E, B. R. Art. 1 u. 4. Letzteres schon in E. Oberer II enthalten 
Art. 2 desselben. 

6) 1 c. Art. 7. 7) L c. Art. 6. 
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Der gesetzgeberische Gedanke war offenbar: die Be- 
treibungskreise möglichst gross zu machen, um schon durch 
die Macht der dadurch und durch die gleichzeitige Besorgung 
vom Concurs- und Betreibungswesen geschaffenen Verhält- 
nisse die Ernennung tiichtiger Beamten gewissermassen zu 
erzwingen; die Volkswahl sollte ausgeschlossen werden, um 
den Beamten von einer Abhängigkeit von seinem Wahlkörper 
zu bewahren und die Wahlen möglichst den politischen Tages- 
strömungen zu entziehen. Diesen schönen Träumen wurde 
aber vom National- und Ständerath, die mit rührender Ueber- 
einstimmung kantonalistische Wege wandelten, ein rasches 
Ende bereitet. Die grossen ‘Betreibungskreise, einheitlich für 
Konkurs und Betreibung, sind gefallen, dafür zerfällt jeder 
Kanton in Kreise für Schuldbetreibung und Konkurs, die 
nicht nothwendiger Weise zusammenfallen müssen und deren 
Feststellung Sache der Kantone ist. Die Konkurskreise dürfen 
mehrere Betreibungskreise umfassen.) Damit ist auch die 
einheitliche Beamtung als zwingender Satz gefallen. In jedem 
Schuldbetreibungkreise besteht ein Betreibungsamt, in jedem 
Konkurskreise ein Konkursamt, deren Organisation natürlich 
den Kantonen anheimgestellt ist. Die Vorschriften über Er- 
nennung dieser Beamten bleiben der Kantonalgesetzgebung 
vollständig überlassen, der es auch freisteht, Betreibungs- 
und Konkursamt zusammenfallen zu lassen.*) Von einer Ge- 
nehmigung der kantonalen Gesetze und Verordnungen, welche 
wohl auch eine Prüfung über richtige Kreiseintheilung in 
sich geschlossen hätte, ist nichts mehr übrig geblieben. 

Ich bedaure im Interesse einer guten Durchführung des 
Gesetzes diesen Sieg kantonalistischer Eigenthümlichkeiten 
aufs höchste; es war ein offenbarer Rückschritt das Wenige, 
was von einer einheitlichen Organisation beim Mangel einer 
schweizerischen Gerichtsorganisation im Entwurfe Aufnahme 
finden konnte und mit vielem Geschick gefunden hatte, noch 
auf ein Nichts zu reduciren. Gerade die Organisation des 


8) St. R. und N. R. übereinstimmend Art. 1. 
9) ib, Art. 2. 
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Betreibungsamtes war eine Cardinalfrage des Gesetzes; wir 
werden in Zukunft also fortfahren, eine kantonale Muster- 
karte mit 25 verschiedenen Gesetzgebungen zu besitzen, auf 
welche die Bundesgewalt wenig oder gar keinen Einfluss be- 
sitzen wird.) Es ist freilich bekannt, dass alle frühern Ent- 
würfe sich auf dem Boden der rein kantonalen Organisation 
des Betreibungsbeamten bewegten, mit Ausnahme des Ent- 
wurfes der Kommissionsminderheit 1875!°) und des Entwurfes 
Bärlocher.'") Aber gerade dieses Brechen mit überlieferten 
Anschauungen charakterisirt den an neuen Ideen überhaupt 
reichen Entwurf des Bundesrathes. Es ist bekannt, dass mit 
den Gemeindebeamten als Betreibungsbeamten in manchen 
Kantonen durchaus keine guten Erfahrungen gemacht worden 
sind.!*) War es nicht ein berechtigtes Eingreifen der Bundes- 
gewalt in kantonale Sonderbarkeiten, wenn der E. B.-R. 


9*) Bericht der vom bernischen Regierungsrathe niedergesetzte n Com- 
mission betreffend den Entwurf eines Bundesgesetzes über Schuldbetreibung 
und Concurs. Bern, Lang & Cie., 1874. Pag. 6 und 7: ,Es kann aber 
„keinem Zweifel unterliegen, dass die Einfachheit und Klarheit, ja selbst 
„die Einheit des Betreibungsverfahrens durch den Erlass von 25 kantonalen 
„Ausführungsgesetzen bedeutend leiden und theilweise selbst zerstört wer- 
„den müsste...... Wir fragen uns daher nur noch, ob man sich bei der 
„Wahl der Betreibungsbeamten an bestehende Verhältnisse anschliessen 
„könne, oder ob für denselben eine neue, eigene Stelle geschaffen 
„werden müsse. Bei der unvereinbaren Manigfaltigkeit der 
„bisherigen Organisation der gedachten Beamten scheint 
„uns nur das Letztere möglich zu sein; es sollten daher kreis- 
„weise besondere und zwar gerichtliche Betreibungsbeamte 
„aufgestellt werden, welche unter der Aufsicht der Justiz- 
„behörden stehen“ etc. 

10) $ 2 u. ff. 

11) Art, 1 und 2, Danach unterlagen die kantonalen Gesetze und 
Verordnungen insbesondere die Eintheilung der Kreise der Genehmigung 
des Bundesrathes, 

12) Vgl, die bundesräthliche Botschaft pag. 10, 13; vgl. auch Wolf 
im Gerichisssal vom 1. Mai 1886: „Namentlich hört man solche Klagen 
„über die Thätigkeit oder vielmehr Unthätigkeit der Gemeindeammänner, 
„die gegen ihre Gemeindegenossen zu willfährig die Interessen der Gläu- 
„biger vernachlässigen.“ Das Blatt enthält eine Reihe beachtenswerther 
Artikel über die Organisationsfragen. 

Zeitschr. für schweizerisches Recht. Neue Folge VI. 38 
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die Gemeindebeamten unmiglich machen wollte? Diese Ge- 
meindebetreibungsbeamten sind meist ein Ueberrest aus un- 
entwickelten Verkehrsverhiltnissen, bei denen es eine Selten- 
heit war, dass ein Gemeindeeinwohner einem auswärtigen 
Gläubiger etwas schuldete. So wurde auch in der ständeräth- 
lichen Commission geltend gemacht, dass diese Einrichtung 
den persönlichen Verkehr des Betreibenden mit dem Beamten 
erleichtere, was doch nur für den in der Gemeinde wohn- 
haften Gläubiger richtig ist.!?) — Verfassungsbedenken können 
jedenfalls nicht den Ausschlag gegeben haben, denn darüber 
kann kein Zweifel sein, dass Art. 64 B.-V. auch noch ein 
weiteres Eingreifen der Bundeslegislation in die kantonale 
Organisation gestattet hätte.) Ich hätte z. B. noch das 
Postulat gestellt, dass der Betreibungsbeamte sich durch ju- 
ristische Qualifikation ausweisen miisste!”) und dass ihm jeder 
andere Beruf neben der Besorgung seines Amtes untersagt 
wäre. Der Betreibungsbeamte ist Justizbeamter, er hat Rechts- 
sätze des Betreibungsprocessrechtes zur Anwendung zu 
bringen, welche sich aus dem blossen geaunden Menschen- 
verstande nicht von selbst ergeben, sondern studirt sein wollen. 
Desshalb soll er sich durch juristische Bildung ausweisen. 
Es ist der Würde seiner Stellung zuwider, wenn er nebenbei 
noch andere Gewerbe, z. B. einen Kramladen betreibt ;!%) — 


15) Vgl. Protokoll der ständeräthlichen Kommission pag. 2. 

14) Was würde man wohl sagen, wenn die Durchführung des Alkohol- 
gesetzes von kantonalen Ausführungsgesetzen abbingig gemacht oder kan- 
tonalen Beamten übertragen würde ? Vgl. auch Botschaft pag. 58. 

15) Vgl. Botschaft pag. 54: „Der Inhaber einer zu solchen Funktionen 
„berufenen Stelle muss nothwendig eine ansehnliche Summe von Kennt- 
„nissen im Gebiete des Civil- und Verwaltungsrechtes besitzen, wenn er 
„zur Wahrnehmung und Erfüllung seiner Amtspflichten befähigt sein soll.“ 

16) M. E. rührt die Antipathie des Volkes gegen die Beamtenwirth- 
schaft daher, dass wir zu viele, und meist ungenügend für ihr Amt quali- 
fizirte Beamte haben, Das hängt auch häufig mit den Besoldungsverhält- 
nissen zusammen. Wer nicht von Hause so gestellt ist, dass er bei der 
geringen Besoldung das Amt als Ehrenamt auffassen kann, der wird das 
Amt nur dann zu seinem Broderwerbe machen, wenu er eben vermöge 
seiner übrigen Befähigungen nicht mehr verdient. 
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es beeintrichtigt diess auch seine amtliche Thätigkeit, indem 
er, wenn er andere Geschäfte betreibt, auch Geschäftsinte- 
ressen bekommt, die über kurz oder lang mit den Interessen 
seines Amtes in Kollision gerathen. 


Wir machen hier auch auf den Widerspruch aufmerk- 
sam, der darin liegt, den Betreibungsbeamten durch die Ge- 
meinde wählen zu lassen und dann dem Kanton die Haft- 
pflicht für durch die gesetzwidrige Thätigkeit des Beamten 
entstandenen Schadensersatzansprüche aufzubürden.’”) Rich- 
tiger erschiene dann jedenfalls die Vorschrift des Schaff- 
hauser Rechtes,!*) die Gemeinde für die Nachlässigkeit ihres 
Beamten haften zu lassen, soweit der Betreibungsbeamte Ge- 
meindebeamter ist. 


Durch die kantonale Vielgestaltigkeit wird auch dem 
Unwesen der Betreibungsagenten nur in ungenügender Weise 
vorgebeugt werden. Der Gläubiger, insbesondere der Kauf- 
mann und Industrielle, dessen Verkehr sich durch mehrere 
Kantone erstreckt, wird nach wie vor genöthigt sein, einen 
rechtskundigen Agenten beizuziehen und dass der Schuldner 
hierbei nicht gut fährt, ist eine alltägliche Erfahrung. Die 
Bestimmung, dass ihm nur die amtlichen Sportelgebühren 
des Betreibungsbeamten auffallen sollen, schützt ihn nicht 
genügend. Denn der Gläubiger kann sich für jede vertrags- 
missig ertheilte Stundung ausbedingen, dass der Schuldner 
die Kosten des Agenten übernimmt. 


Auch die grossen Competenzen, welche dem Betreibungs- 
beamten eingeräumt sind, sprechen dafür, ihn nicht aus einem 
kleinen Kreise hervorgehen zu lassen. Der Betreibungsbeamte 
soll in Fällen schwerer Krankheit des Schuldners das Voll- 
ziehungsverfahren einstellen können.) Er hat also nach 
freiem Ermessen zu entscheiden darüber, ob die ökonomischen 
Verhältnisse des Schuldners durch dessen Krankheit soweit 


17) N. R. Art, 4te, 18) Vide oben I. C. Note 78. 

19) Art. 89b: N. R.: „Im Falle schwerer Krankheit des Schuldners 
„kann der Betreibungsbeamte die Vollziehungshandlungen gegen denselben 
„während bestimmter Zeit einstellen.“ 
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mitgenommen werden, dass die Fortsetzung der Vollziehung 
unnützer Weise dessen Ruin herbeiführt, 

Eine andere Art von Stundung wird durch Beschluss 
des N. R. Art. 124 bis eingeführt, die zu gestatten ebenfalls 
dem Betreibungsbeamten anheimgestellt ist; sie besteht darin, 
dass er die Steigerung um 4 Monate herausschieben kann, 
wenn der Schuldner sich zu monatlichen Ratenzahlungen von 
mindestens !/ des Gesammtbetrages der Forderung verpflich- 
tet und die erste Rate auch sofort bei Einreichung des Stun- 
dungsbegehrens zahlt. 

Nach dem Beschlusse des Nationalrathes soll der Be- 
treibungsbeamte auch über die Zulässigkeit und allfällige 
Höhe einer Lohnpfändung (Lohnguthaben, Gehalte und Dienst- 
einkommen, Nutzniessungen, Alimente, Alterspensionen, Ren- 
ten von Versicherungs- und Alterskassen)?°) nach freiem Er- 
messen entscheiden können. Man vergegenwärtige sich nur, 
welche ungeheure Macht dadurch besonders gegenüber den 
ökonomisch schwächern Schichten der Bevölkerung dem Be- | 
treibungsbeamten in die Hände gelegt wird.?!) | 

Ein weiteres Postulat ist noch aufzustellen, welches m. 

E. sich aus der Beamtenqualität des Betreibungèbeamten er- 





30) Art. 100 N. R.: „..... können gegen den Willen des Schuldners 
„nur soweit gepfändet werden, als sie nicht nach dem Ermessen 
„des Betreibungsbeamten zum Lebensunterhalt des Sohuld- 
„ners und seiner Familie unumgänglich nothwendig sind.“ 

21) Mir sagt in diesem Punkte das System des Bundesrathes und 
Ständerathes (E. B. R. Art. 102, St. R. Art. 100) bedeutend besser zu. 
Danach sollen Einkünfte der angegebenen Art überhaupt nur dann pfänd- 
bar sein, wenn sie monatlich einen gewissen Betrag übersteigen (B. R. 
Fr. 150, St. R. Fr. 100). Ausnahmsweise wird das unpfändbare Minimum 
auf Fr. 50 erniedrigt, wenn es sioh um Alimentationsansprüche oder For- 
derungen aus Lieferungen von unbedingt nothwendigen Gegenständen handelt. 
Div Vertheidigung des nationalräthlichen Systems durch Herrn Nat.-Rath 
Brunner (Stenographirter Vortrag gehalten am 2. Mai 1887 im bernischen 
Verein für Handel und Industrie pag. 87 u, f. u. 88) hat mich nicht über- 
zeugt. Gerade der unhaltbare Zustand im Kanton Bern, wo wir gar keine 
festen Vorschriften über Lohnpfändung besitzen, beweist, dass der Rekurs 
an die Aufsichtsbehörde kein Mittel ist, um den Schuldner zu schützen, ja 
nicht einmal, um im Kanton eine gleichförmige Praxis zu erzielen. 
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giebt. — Er sell fix besoldet und nicht durch Sporteln 
bezahlt werden. — Das Sportelwesen schmeckt immer noch 
sehr nach einer verschwundenen, mehr privatrechtlichen Auf- 
fassung des Staates, wo der Staat oder die (remeinde frei- 
lich den Beamten ernennt, aber ihn nicht bezahlt, sondern 
ihn bezahlen lässt durch diejenigen, die ihn gebrauchen oder 
die seine Thätigkeit veranlassen. Es verführt aber auch 
den Beamten leicht zu einer falschen Auffassung seines Ver- 
hältnisses, er nimmt seine Amtshandlung vor, weil er durch 
die Sporteln dafür bezahlt wird, nicht weil die Handlung 
seine Pflicht ist. Und wie leicht im Sportelnwesen Miss- 
bräuche entstehen, ist eine zu bekannte Thatsache, als dass 
man sio noch weiter auszuführen braucht. Die Beamten 
sollen fix bezahlt werden und die Gebühren fliessen in die 
Staatskasse, das ist das einzige, der modernen staatsrecht- 
lichen Auffassung entsprechende, Verhältniss, 


B. Rekusation (les Betreibungsbeamten.  Slellvertretung. 


Der Betreibungsbeamte??) soll sich jeder Amtshandlung 
enthalten. 

1° „In eigner Sache, sowie in Sachen seiner Ehefrau, 
„seiner Verlobten, seiner Verwandten und Verschwägerten 
pin auf- und absteigender Linie und seiner Verwandten und 
» Verschwiigerten in der Seitenlinie bis und mit dem dritten?®) 
„Grade. 

2° „In Sachen einer Person, deren Vormund, Bevollmäch- 
„tigter oder Angestellter er ist. 

„Der Betreibungsbeamte ist in einem solchen Falle ver- 
„pflichtet, ein an ihn gelangtes Betreibungs- oder Vollziehungs- 
„begehren sofort seinem Stellvertreter zu übermitteln und 
„den Gläubiger ungesäumt von dem Vertretungsfalle zu be- 
„nachrichtigen.“?*) 


— 


#) Dies bezieht sich natürlich auch auf den Stellvertreter und die 
Angestellten. 

3) N. R. bis und mit dem 4. Grade, 

#4) F. B. R, Art. 12. St. R. Art. 9. 


38* 
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Hiergegen ist nichts einzuwenden; nur wäre zu wünschen, 
dass die im E. B. R. enthaltene Vorschrift beibehalten würde, 
nach welcher Streitigkeiten über die Rekusation eines Be- 
amten in die ausschliessliche Competenz der kantonalen Auf- 
sichtsbehörden fielen. — Hier ein contradiktorisches Verfahren 
zuzulassen, wiirde unniitze Verschleppungen und Kosten- 
mehrungen herbeiführen. — Es würde sich auch empfehlen 
Nichtigkeit nur in Folge der Anfechtung des Aktes innert 
einer gewissen Frist zuzulassen.?°) Absolute Nichtigkeit ist 
nicht angebracht, denn es kann ja der Betheiligte, sei er nun 
Schuldner oder Gläubiger, die Handlungen des Beamten ge- 
nehmigen, weil er seine Rechte in keiner Weise verletzt 
glaubt. 


Eine m. E. unglücklich gewählte Beifügung hat der 
Ständerath in diesem Artikel gemacht. Es wird dort gesagt, 
dass für die Verwandtschaft die bürgerliche Gradzählung 
entscheiden soll. Es ist hiermit offenbar die römische Be- 
rechnung nach dem Satze tot generationes tot gradus gemeint, 
entgegen der germanisch-canonischen Zählung nach der Nähe 
zum gemeinschaftlichen Stammvater. — Der Ausdruck „bür- 
gerlich“ scheint mir aber insofern unglücklich gewählt, als 
in den bürgerlichen Rechten mancher Kantone die letztere 
Berechnungsweise Aufnahme gefunden hat.?®) Welches bürger- 
liche Recht ist nun gemeint? Dasjenige der gemeinrechtlichen 
oder dasjenige der germanisch-canonischen Kantone? Hier 
wäre m. E. am Platze, entweder nach E. B. R. gar nichts 
zu sagen oder dann die Art der Gradzählung genau zu um- 
schreiben.?”) 


25) Vgl. E. Bärlocher Art. 5 Al. 5: „Von einem Ausstandspflichtigen 
„gegen diese Vorschriften selbst ausgeübten Funktionen können als nichtig 
„angefochten werden bei der kantonalen Aufsichtsbehörde innert 10 Tagen 
„nach erhaltener Kenntniss der Funktion.“ 

26) Vgl. Huber, schweizerisches Privatrecht p. 179 z. B. Luzern und 
Graubündten. 

27) Technisch juristisch ist der Ausdruck „bürgerliche Gradzählung‘' 
auch nicht, sondern die Gegensätze sind „gemeinrechtlich‘‘ (römisch) und 
germanisch (canonisch). 


sr 
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In Beziehung auf die Stellvertretung im Falle von Aus- 
stand oder Krankheitsfällen halte ich dafür, dass der Stell- 
vertreter nicht eine beliebige Persönlichkeit sein darf, sondern 
dieselben Qualifikationen, wie der Beamte besitzen soll. Dieses 
war wohl auch der Gedanke des Bundesrathes.?®) Nach den 
Beschlüssen des St. R. und N. R.°°) heisst es einfach: 

„Der Betreibungsbeamte hat einen Stellvertreter, welcher 
„ihn ersetzt, wenn er sich im Ausstand befindet oder an der 
„Leitung des Amtes verhindert ist.“ 

Ich würde hier in Beziehung auf die Vertretung durch 
Angestellte auf Art. 6 des E. J. D. zurückgreifen, wonach 
der Betreibungsbeamte sich bei allen Amtshandlungen durch 
seine Angestellten vertreten lassen kann, natürlich unter 
seiner eigenen Verantwortlichkeit.®°) In grösseren Kreisen 
wird der Vorsteher des Betreibungsamtes selbstverständlich 
nicht persönlich alles Erforderliche besorgen können, sondern 
er wird ohne weiteres dazu kommen, sich ein Bureau ein- 
zurichten, auf dessen Leitung er sich beschränkt, 


C. Rekursinstanzen und Rekursverfahren. 


Das System des E. B.-R. war folgendes: 

Jeder Kanton bezeichnet eine Aufsichtsbehörde zur Ueber- 
wachung der Geschäftsführung des Betreibungsbeamten. Sie 
hat die Pflicht, mindestens jährlich einmal eingehende Unter- 


28) Vgl. E. B. R. Art, 4, 5. Vide auch Votum des Hrn. Prof. Dr. 
Stooss, Oberrichter in Bern in der Zeitschrift des bernischen Juristenvereins 
Bd. XXII, pag. 335. 

#) Art. 8. 

3%) „Der Betreibungsbeamte kann sich bei allen Amisverrichtungen 
„durch Gehülfen vertreten lassen, deren Wahl ibm unter Vorbehalt der 
„Genehmigung der kantonalen Aufsichtsbehörde zukömmt, Er ist für die 
„Handlungen seiner Gebülfen civilrechtlich und disciplinarisch verantwort- 
„lich.“ Sehr beachtenswerth ist auch der von Hrn. Staatsrath Cornaz aue- 
gesproohene Gedanke, die Verrichtungen sämmtlich, soweit nicht persön- 
liche Anwesenheit des Beamten erforderlich ist, mit Rechtsverbindliobkeit 
durch die Post vor sich gehen zu lassen. Protokoll der ständeräthlichen 
Commission p. 3. Ich meine, wenn die Post den Schuldner nicht findet, 
wird ihn auch der Beamte in den meisten Fällen nicht finden. ' 
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suchungen zu veranstalten.*!) Die Parteien haben das Recht, 
gegen den Entscheid der kantonalen Aufsichtsbehörde binnen 
10 Tagen an den Bundesrath zu rekurriren. Der Rekurs ist 
zulässig bei Verletzung oder unrichtiger Anwendung des Ge- 
setzes. — Der Rekurs hat nur bei ausdrücklicher Verfügung 
der jeweiligen Instanz Suspensiveffekt.°') Die kantonale Auf- 
sichtsbehörde entscheidet über alle gegen den Betreibungs- 
beamten eingehenden Beschwerden. Gesetzwidrige Akte werden 
von ihr aufgehoben oder berichtigt. Die Beschwerdefrist ist 
10 Tage. Der Aufsichtsbehörde stehen folgende Disciplinar- 
befugnisse zu: " 

1. Rüge. 

2. Geldbusse bis auf Fr. 200. 

3. Amtseinstellung für die Dauer von höchstens 6 Monaten. 

4. Abberufung.??) 

Die kantonale Aufsichtsbehörde entscheidet endlich über 
Rekusationen.°?) 

Der Ständerath?*) führte je nach Ermessen des Kantons 
2 kantonale Instanzen ein, strich aber in hyperkantonalisti- 
schem Eifer jede Bundesinstanz. Art. 13 sagt ganz trocken: 
„Die Entscheide der kantonalen Aufsichtsbehörde unterliegen 
„keiner Weiterziehung“. Dafür wurde Art. 14 aufgenonimen, 
welcher dem Bundesrathe die Oberaufsicht über die Be- 
sorgung des Schuldbetreibungs- und Konkurswesens zutheilt 
und ihm die Kompetenz gibt, zu gleichmässiger Anwendung 
des Gesetzes die erforderlichen Weisungen zu ertheilen und 
die Aufsichtsbehörden zu jährlicher Berichterstattung anzu- 
halten. 

Der Nationalrath stellte den Rekurs an den Bundesrath 
unter Beibehaltung des Oberaufsichtsrechtes in der Fassung 
des Ständerathes wieder her.#) Den Rekurs (Beschwerde) 


31) E. B. R. Art, 2. Sie) ib. Art. 8. 

32) ib, Art. 15. 33) ib, Art, 12 Al. 8. 

34) 8%, R. Art, 11, 12, 18, 14. 

35) N.R. Art. 14 Al. 3 und 14", Soviel uns bekannt, hat der Stände- 
rath der Zulässigkeit des Rekurs an den Bundesrath in der Sommersession 
1887 beigestimmt, 
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an die kantonale Aufsichtsbehörde ordnete der Nationalrath 
in doppelter Weise: 


1. wegen Rechtsverzögerung und Rechtsverweigerung. 


2. Rekurs gegen jede Handlung des Betreibungs- oder 
Konkursamtes, welche den Parteien nach Massgabe der 
vorliegenden Umstände als ungerechtfertigt erscheint.?®) 
Hierbei ist die Meinung, dass der Rekurs an den Bundesrath 
nur in den sub Ziff. 1 bezeichneten Rekursen zulässig sein 
soll.?”) 


Ich habe an diesen System nur auszusetzen, dass dag 
Verfahren nicht einen ausgesprochenen gerichtlichen Charakter 
trägt, sondern dass den Kantonen überlassen bleibt, die Auf- 
sicht über das Betreibungsverfahren gerichtlichen oder Ad- 
ministratirbehörden zu übertragen und dass als letzte Instanz 
nicht das Bundesgericht, sondern der Bundesrath eingesetzt 
ist.%) Das Betreibungsverfahren ist seiner Natur nach ein 
gerichtliches, d. h, es ist ein Theil des Civilprocesses, indem 
es diejenigen Rechtssätze enthält, welche zur zwangsmässigen 
Realisirung unbestrittener oder gerichtlich festgestellter Privat- 
rechte (hier speziell Geldforderungen, indem das Zwangavoll- 
streckungsverfahren im Uebrigen Sache des kantonalen Pro- 


3%) N. R. Art. 12. 


37) Die Vorschrift stammt aus dem bernischen Vollziehungsverfahren, 
$ 418: „Wegen Verletzung gesetzlicher Vorschriften, sowie wegen Rechts- 
„verweigerung und Rechtsverzögerung kann wider den Richter und die Be- 
„vollmächtigten bei dem Appellations- und Cassationshofe Beschwerde ge- 
„führt werden‘ und 419. Beschwerden gegen die übrigen Beamten, Hüter, 
Massaverwalter etc, sind zunächst bei dem Gerichtspräsidenten unter Vor- 
behalt des Rekurses an das Obergericht anzubringen. Die ständeräthliche 
Kommissiou bat sich der bernischen Fassung ziemlich genau angeschlossen: 
Rekurs an den Bundesrath sowohl „wegen gesetzwidriger Entscheidungen 
„als auch wegen Rechtsverweigerang oder Rechtsverzüôgerung.‘ Art. 14 
letztes Alinea der Beschlüsse v. 26. Mai 1887. 


38) Der gegenwärtige Entwurf steht in diesem Punkte gegenüber dem 
E. Kommissionsminderheit und dem E. Bärlocher zurück. Beide Entwürfe 
schrieben den Kantonen eine Gerichtsbehôürde als Aufsichtsbehörde vor und 
setzten als Rekursinstanz das Bundesgericht ein, 
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cesses ist) erforderlich sind und gelten sollen.) Der Be- 
treibungsbeamte selbst hat Rechtssätze und zwar auch iu 
ihrer Anwendung auf subjektive Privatrechte des Einzelnen 
zur Anwendung zu bringen. Diese Thätigkeit ist aber der 
Rechtssprechung angehörig, nicht der Verwaltung. Die von 
Hrn. Nationalrath Brunner in seinem schon citirten Vortrage 
gemachten Erörterungen können als schlagend nicht aner- 
kannt werden;‘°) denn das einem Urtheil vorhergegangene 
Verfahren ist doch nicht entscheidend über die Frage, ob 
cine Sache in’s Gebiet des Verwaltungsrechtes oder der Ju- 
stiz gehört. Hr. Brunner sagt aber: „Ich glaube nämlich, 
„nur eigentliche Processe nach vorangegangenem kontradik- 
„torischen Verfahren (Beispiel Bestreitung der Richtigkeit 
einer Anweisung im Concurs oder Pfändungsverfahren) „ge- 
„hören, wenn es sich um einen Streitgegenstand von Fr. 3000 
„und mehr handelt, vor das Bundesgericht.“ Als ob nicht 
vor einem Verwaltungsgericht ebenfalls ein kontradiktorisches 
Verfahren denkbar wäre‘') und ein Civilgericht nicht auf schritt- 
liches Verfahren hin urtheilen könnte. Darin liegt kein 
principieller Unterschied. Ebensowenig kann als Argument 
angesehen werden, „dass die Stellung der Betreibungs- und 
„Concursbeamten und der sie beaufsichtigenden Aufsichts- 
„behörden nicht die ist, Processe zu beurtheilen, sondern 
„eher umgekehrt, sie zu vermeiden.“ Sie müssen aber Rechts- 
sätze in Beziehung auf streitige Privatrechte zur Anwendung 
bringen, allerdings Sätze des öffentlichen Rechtes, aber der 
ganze Civilprocess gehört dem öffentlichen Rechte an und 
das Beschwerdeverfahren des Civilprocesses, welchem das 
Rekursverfahren des Entwurfes offensichtlich nachgebildet ist, 
ist desshalb, weil es nicht contradiktorisch ist, nicht weniger 
cin Processverfahren, wie das Rechtsmittel der Appellation. 





39) Vgl. z. B. Plank, Lehrbuch des deutschen Civilprocesses, pag. 192. 
Dass es sich bei unserm schweizerischen Betreibungsverfahren nur um Geld- 
forderungen handelt, ändert an der juristischen Construktion der Sache nichts. 

40) ]. ©. p. 24, 25. Vgl. Note 21. 

#1) Sogar in dem bernischen Verwaltungsrechtsverfahren wird vor der 
ersten Instanz, dem Regierungsstatthalter contradiktorisch verhandelt, 
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An diese Vordersätze wird dann die Conclusio ange- 
knüpft : 

„Ihre (der Betreibungsbeamten) Stellung ist daher vor- 
„wiegend administrativer Natur.“ 

Wenn dieser Schluss noch mit dem Schreckschuss unter- 
stützt wird, dass bei bundesgerichtlicher Entscheidung „es zu 
„lange ginge, zu komplizirt wäre und zu viel Geld kostete,“ 
so ist das eine nach der bisherigen Erfahrung nicht begrün- 
dete Behauptung. Wir müssen im Gegentheil die Prompt- 
heit, mit der die bundesgerichtlichen Entscheidungen erfolgen, 
betonen, das Verfahren vor Bundesgericht wäre das denkbar 
einfachste; denn es würde jeder Partei in der Regel our 
einmal das Wort zu einer schriftlichen Eingabe gelassen,“?) 
ähnlich wie es schon jetzt bei staatsrechtlichen Rekursen 
geschieht; und die Kosten sind vor Bundesgericht genau die- 
selben wie vor dem Bundesrath mit Ausnahme der Gerichts- 
gebühr, die man für derartige Fälle auf ein Minimum be- 
schränken könnte. — Vor Trölereien schützt die Vorschrift, 
dass Suspensiveffekt des Rekurses nur bei besonderer Ver- 
fügung des Bundesgerichtes einzutreten hätte, wie es übrigens 
schon im jetzigen Verfahren angeordnet ist. 

Es kann zugegeben werden, dass die Competenz des 
Bundesgerichtes in Betreibungssachen eine Vermehrung der 
Mitgliederzahl dieser Behörde mit sich führen wird. Wir 
denken uns, dass eine Kammer für Betreibungswesen aus 
3 Mitgliedern geschaffen würde. Das wird aber kein Hinder- 
niss sein, um eine gute, einheitliche Durchführung des Ge- 
setzes zu garantiren.*?) 

Auch der Bundesrath wird nur formell selbst entscheiden ; 
es wird ein Betreibungsamt als Abtheilung des Justizdeparte- 
mentes geschaffen werden müssen. Der Vorsteher dieses Be- 
treibungsamtes wird re vera die Rekursentscheidungen erlassen, 


4) Auch vor Bnndesrath müsste wohl ein ähnliches Memorialverfahren 
stattfinden. 

4) Die dadurch entstehenden Mehrkosten schlagen wir auf c. 50,000 Fr. 
jährlich an, was bei der Finanzlage des Bundes nicht in’s Gewicht fällt, 
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worin ich auch einen Nachtheil der Einführung des bundes- 
räthlichen Rekurssystems sehe. 

Von der eigentlichen Rekurspraxis ist zu unterscheiden 
das Oberaufsichtsrecht über den kantonalen Behördenorganis- 
mus, über die Eintheilung der Betreibungskreise, über die 
kantonalen Gesetze und Vollziehungsverordnungen. Das ist 
Sache der Verwaltung und gehört natürlich in die Competenz 
der Administrativbehörde also des Bundesrathes. 

Die Uebertragung des Rekurses an kantonale Gerichts 
behörden sodann hat um so weniger auf sich, als in den 
meisten Kantonen die Gerichte schon als Aufsichtsbehörden 
über das Betreibungswesen existiren.‘“) Es ist also eine 
Aenderung des bestehenden Zustandes nur in geringem Um- 
fange erforderlich. 


D. Verantworllichkeit des Betreibungsbeamien. 

Der Betreibungsbeamte ist für allen aus seiner Amts- 
führung infolge ungesetzlicher Handlungen oder Unterlassungen 
entstandenen Schaden civilrechtlich haftbar;‘*) ebenso haftet 
er für die Handlungen seiner Angestellten. Der Kanton 
haftet subsidiär für die daherigen Schadensersatzansprüche. 
Nach der Fassung des Nationalrathes lautet die Vorschrift 
betrefiend Haftbarkeit des Kantons (Art. 4): 

„Soweit der Schaden nach Durchführung aller gesetz- 
nlichen Rechtsvorkebren von verantwortlichen Beamten oder 
„Angestellten nicht ersetzt ist, haftet dem geschädigten Theile 
„der Kanton.“ 

Ich habe mich schon oben dafür ausgesprochen, dass die 
primäre Haftbarkeit des Staates der subsidiären im Interesse 
des (Geschädigten entschieden vorzuziehen ist und würde 
vorschlagen, diesen Grundsatz auch ins Bundesrecht aufzu- 
nehmen, Theoretisch genommen kommt beides ziemlich auf 
dasselbe hinaus, da bei beiden Systemen die Haftpflicht des 
Staates für fehlbare Beamte anerkannt wird, aber praktisch 


4) E. B. R. Art. 16 u, 14, Sk, R. 4, NR, 4, 44 o, 4, 
4) Eine Ausnahme bilden soviel uns bekannt nur die Kantone Sohwyz, 
Uri, Unterwalden, Aargau, St. Gallen und Appenzell. 
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ist der Schutz bei der primären Haftpflicht ein grösserer. 
— Der Staat soll sich gegen die Haftpflicht durch Cautions- 
leistung der Beamten und insbesondere durch eine scharfe 
Controlle decken.**) 

Sehr zu begrüssen ist, dass der N. R. die Verjährung 
der Schadensersatzklage gleich der Verjährung des gemeinen 
Bundesrechtes (Obligationenrecht Art. 69) geordnet hat. — 
Der Bundesrath hatte hier abweichende Fristen vorgeschrieben ; 
es ist nicht abzusehen, warum bei der Schadensersatzklage 
gegen den Betreibungsbeamten, deren civilrechtliche Grund- 
lage ja immer Art. 50 u. ff. O.-R. bilden werden, nicht auch 
die Verjährungsfristen des Civilrechts gelten sollen. Für eine 
Privilegirung des Beamten durch kürzere Fristen ist ein ge- 
nügender Grund nicht angegeben worden und auch wohl 
schwerlich aufzufinden. 

Ueberflüssig scheint mir die Vorschrift des St. R., dass 
der Betreibungsbeamte mit der Schadensersatzklage vor dem 
Richter seines Wohnsitzes zu belangen ist. Da die Schadens- 
ersatzklage einen persönlichen Anspruch bildet, so versteht 
es sich nach den Grundsätzen der Bundesverfassung von selbst, 
dass der Beklagte in diesem Fall an seinem Wohnsitz be- 
langt werden muss. Nicht ganz überflüssig erscheint mir 
dagegen die im E. B. R.*°) enthaltene, aber vom N. R. und 
St. R. gestrichene Vorschrift, dass die Ausübung des Klag- 
rechtes von keiner besondern Ermächtigung abhängig gemacht 
werden darf. Ich gebe zu, dass man das zur Noth aus der 
gegenwärtigen Fassung des National- und Ständerathes auch 
herausinterpretiren kann und dass die Meinung auch die ist, 
dass keine Ermächtigung der Aufsichtsbehörde des Beamten 
erforderlich sein soll, Das genügt aber nicht gegenüber den 
Vorschriften einzelner Kantone, die nach französischem Muster 
den Beamten erst durch seine vorgesetzte Behörde verant- 
wortlich erklären lassen, ehe eine Civilklage zulässig ist. 


“b) Eine Finanzgefahr dürfte kaum aus der primären Haftbarkeit für 
die Kantone entstehen; wenigstens sind im Kanton Bern auch in dieser Be- 
ziehung durchaus keine Klagen laut geworden. 

45) Art. 16 AI. 2, 


I 
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. E. Vermischte Bestimmungen allgemeiner Natur. 

Zum Schlusse haben wir noch einige Bestimmungen all- 
gemeiner Natur anzuführen, über deren Zweckmässigkeit 
ernstliche Zweifel nicht erhoben worden sind und über welche 
mit Ausnahine von redaktionellen Unterschieden in den Ent- 
würfen Einigkeit herrscht: 

„Alle Mittheilungen sind schriftlich zu erlassen; sie ge- 
„schehen soweit das Gesetz die Zustellung nicht besonders 
„vorschreibt, mittelst rekommandirter Briefe oder durch amt- 
„liche Ueberbringung gegen Empfangsbescheinigung.“ 

„Die Aufgabe einer Mittheilung an die Post hat minde- 
„stens zwei Tage vor Ablauf der für die Zustellung vorge 
„schriebenen Frist zu erfolgen.“) 

Der Betreibungsbeamte hat über seine Verrichtungen 
genau Protokoll zu führen nach vom Bundesrath festzustellen- 
den Specialvorschriften. Diese Bücher stehen zu Jedermanns 
Einsicht, soweit ein wirkliches Interesse nachweisbar ist.*) 

Der Betreibungsbeamte ist verpflichtet, von Seite des 
Schuldners Zahlungen entgegen zu nehmen, durch welche 
dieser liberirt wird.‘*) Ich halte diese Bestimmung für äusserst 
praktisch, da der Schuldner hierdurch vor allen Doppelzah- 
lungen bewahrt bleibt. Denn wenn die Vorschrift nicht be- 
stünde, so würde der Schuldner eben doch in vielen Fällen 
beim Betreibungsamte zahlen wollen, schon um dıe Einstel- 
lung des Verfahrens zu erzielen. 

„Den Betreibungs- und den Concursbeamten sowie deren 
„Angestellten ist verboten, auf eigene Rechnung mit den 
„Gläubiger oder dem Schuldner oder mit Dritten bezüglich 
„der betriebenen Forderung Rechtsgeschäfte abzuschliessen 
„oder Vermögensgegenstände zu erwerben, deren Verwerthung 
„dem Amte obliegt. Rechtsgeschäfte, die diesen Vorschriften 
„zuwiderlaufen, sind ungültig.“*?) 


— 


46) Fassung des St. R. Art. 6. E. B. R. Art. 9. 

47) E. B. R. Art. 8. St. R. Art. 6. 

48) E. B. R. Art. 10. St. R. Art. 7. 

4°) Fassung des N. R. Art. 10, St. R. Art. 10. E, B. R. Art. 13. 


der 
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Die Begründetheit dieser Vorschrift liegt in der Natur 
Sache: Der Beamte soll seine Amtsstellung nicht zu 


Privatzwecken ausnützen. 


Am Ende meines Referates angelangt, will ich übungs- 


gemäss einige Thesen aufstellen, welche sich aus den obigen 
Erürterungen als richtig ergeben sollen: 


I. 


IL. 


III. 
IV. 


V. 


In Beziehung aut die Organisation des Betreibungs- 
amtes ist dem Entwurf des Bundesrathes vom 23. Febr. 
1886 gegenüber den Beschlüssen des Ständerathes vom 
22. Dezbr. 1886 und des Nationalrathes vom 29. April 
1887 der Vorzug zu geben. 
Der Betreibungsbeamte als richterlicher Beamter hat 
sich über juristische Qualifikation auszuweisen. Die 
Art der Qualifikation bestimmt das kantonale Recht 
unter Vorbehalt der Genehmigung des Bundesrathes. 
Der Betreibungsbeamte ist fix zu besolden. 
Als Autsichtsbehérden (Rekursbehörde) I. und II. In- 
stanz sind ausschliesslich Gerichtsbehörden zulässig. Als 
oberste Rekursbehörde ist das Bundesgericht statt des 
Bundesrathes zu bezeichnen. 
Der Staat haftet primär (nicht nur subsidiär) für Scha- 
densersatzansprüche aus gesetzwiarigen Handlungen oder 
Unterlassungen der Betreibungsbeamten. 
Bern, den 2. August 1887. 
Alexander Reichel. 


Thèses 


concernant le préposé aux poursuites en droit fédéral, 
présentées par Mr. le Prof. ALFRED MARTIN, co-rapporteur. 


I 


Il 


Pour que la législation sur la poursuite pour dettes donne 
de bons résultats, l'office des poursuites doit être constitué 
de manière à fournir au public des garanties sérieuses. 
Il est nécessaire d'assurer l'indépendance et l’impartia- 
lité du préposé aux poursuites et de lui donner la sie 
tuation d’un véritable magistrat. Dans ce but il y a lieu 
de prendre les mesures suivantes: | 


608 


II. 


1°. 


29, 


3°. 
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Les arrondissements de poursuites ne doivent pas 
être d’une étendue trop limitée. 

Il est désirable qu’il y ait identité entre l'office des 
poursuites et l'office des faillites. 

Le préposé aux poursuites doit posséder des con- 
naissances juridiques. La loi doit énoncer ce prin- 
cipe, et pour en assurer l’observation, imposer aux 
cantons l'obligation de faire approuver la nomination 
des préposés par le Conseil Fédéral. 


Les dispositions des trois projets de loi, concernant les 
autorités de surveillance doivent être inodifiées, parce- 
qu'elles manquent de précision, et ne distinguent pas 
suffisamment entre les plaintes d'ordre administratif, aux- 
quelles peut donner lieu la gestion du préposé, et les 
actions en justice tendant à faire annuler les actes du 
préposé, comme ayant été faits contrairement à la loi. 


a. 


e, 


La loi doit contenir des dispositions précises sur les 
nullités. Elle doit indiquer les formalités qui sont 
prescrites à peine de nullités, ainsi que les conditions 
moyennant lesquelles un acte irrégulier devra être 
annulé. 


. Les tribunaux ordinaires prononcent sur les demandes 


de nullités, qui sont portées devant eux, par voie 
d'opposition. 


. Les partis ont le droit de porter plainte au Conseil 


d'Etat du canton contre le préposé, si ce dernier ne 
remplit pas ses fonctions d’une manière satisfaisante. 
Le Conseil d'Etat ordonne l’exécution des opérations 
auxquelles le préposé refuserait indûment de procéder, 
et peut condamner le fonctionnaire fautif à certaines 
peines. 


. Les décisions du Conseil d'Etat peuvent être frappes 


d’un recours au Conseil Fédéral. 
Il est inutile d’instituer d’autres autorités de sur- 
veillance. 


IV. L'Etat est directement responsable des dommages causés 
par la mauvaise gestion des préposés. 


Protocoll der XXY. Jahresversammlung 


des 


schweizerischen Juristenvereins 


im Rathhause in Bellinzona. 





Montag den 26. September 1887. 
Beginn Vormittags 8'/ Uhr. 


I 


Die Sitzung wird durch den Präsidenten, Hrn. Prof. 
Zeerleder von Bern, mit folgender Rede eröffnet: 


Meine Herren Collegen! 

Wenn unsere Gesellschaft Dank bisheriger trefflicher 
Tieitung, Dank dem zunehmenden Sinn für nationale Einheit 
und dem freundlichen Entgegenkommen der Bundes- und 
Cantonalbehörden in den verschiedensten Theilen der Schweiz 
ihre Thätigkeit entwickeln konnte, so wagte sie es, dieses 
Jahr auf die freudig angenommene Einladung unserer Tes- 
siner Freunde die Alpen zu überschreiten. Dieses Land und 
Volk, m. HH., durch‘ manche Eigenthümlichkeit von den 
übrigen Theilen des Vaterlanıles geschieden, ist durch unzer- 
reissbare Bande an dasselbe geknüpft, und wir sind glücklich, 
in dieser Stadt zu tagen, wo der schweizerischen Jurispru- 
denz ein warmes Interesse geweiht wird. 

Ihr Vorstand hat von der letztjährigen Hauptversammlung 
drei Aufträge erhalten: 

1. Abfassung einer summarischen Vereinsgeschichte. 
Dieselbe liegt in Ihren Händen. | 


Zeitschr. für schweizerischos Recht. Neue Folge VI. 39 
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2. Förderung der Revision des Gesetzes über die Orga- 
nisation der Bundesrechtspflege. Der Vorstand hat 
gefunden, es solle der von berufener Seite vorzulegende 
Entwurf abgewartet werden. Dieser Entwurf konnte aber 
bisher nicht erscheinen und es muss sich daher der Vor- 
stand vorbehalten, im Laufe des künftigen Vereinsjahres 
auf die Sache zurückzukommen. 

3. Betreffend Abfassung eines Entwurfs zu einem sch weiz. 
Civilgesetzbuche. Der Motionssteller, Herr Weibel, 
hat in der ersten Vorstandssitzung nach der Hauptver- 
sammlung seine diesbezügliche Motion zurückgezogen; 
die Finanzen des Vereins, sowie andere Rücksichten ge- 
statten nach dem Dafürhalten des Vorstandes z. Zt. die 
Ausführung dieses schönen Gedankens nicht. 

Gedenken wir nun einiger uns durch den Tod ent- 
rissenen Mitglieder. 

Wie ein Donnerschlag traf uns Alle die Nachricht von 
dem plötzlichen Hinscheide Rudolf Niggeler’s am 12. Juli; 
unerwartet rasch verschieden auch P. Jacottet am 25. Au- 
gust und Ernest Stöcklin am 11. Januar 1. J. Alle drei, 
wie verschieden auch ihr Lebensgang und ihre sonstigen An- 
lagen waren, hatten in der Jurisprudenz wissenschaftlich und 
practisch eine über das Mittel hinausragende Stellung erworben 
und wurden plötzlich fast ohne Vorbereitung einem äusserst 
thätigen Berufsleben, ihrer Familie, ihren Freunden, unserem 
Verein entrissen. Die glänzendste Laufbahn unter dieser 
Trias hatte Rudolf Niggeler hinter sich. Sohn und Enkel 
bedeutender Juristen, hatte sich in ihm die Bedächtigkeit 
und Zuverlässigkeit seines würdigen Vaters und die ideale 
Anlage der aus fränkischem Gau stammenden Familie Snell 
verbündet. Mit 30 Jahren stieg er 1876 zur Würde eines 
Mitglieds des Bundesgerichts empor und allgemein fand man 
auf ihn die Worte anwendbar: 

dans les âmes bien nées 
La gloire n'attend pas le nombre des années. 

Allgemein wurde denn auch im Jahre 1879 sein Aus- 

scheiden aus dem höchsten Tribunal des Landes bedauert, ein 
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Schritt, der jedenfalls nicht aus der Begierde hervorgieng, ira 
Heimatkanton eine politische Rolle zu spielen ; denn sein stets in 
hohen Regionen heimischer Geist konnte an den oft klein- 
lichen Peripetien unseres öffentlichen Lebens kein grosses 
Getallen finden. Aber wo ein Fortschritt in der Gesetz- 
gebung zu fördern, eine verworrene staatsrechtliche Situation 
zu lösen war, da trat er mit Glanz und Erfolg in den Räthen 
auf, in welche ihn das Zutrauen seiner Mitbürger entsandte. 
An ihrem 50. Jubeltage verlieh ihm die Universität Zürich die 
höchsten academischen Ehren wegen der grossen Verdienste, 
die er sich um das Zustandekommen des Obligationenrechts 
erworben; nicht genug konnten die Hörer namentlich seine 
Berichterstattungen im Nat.-Rath rühmen, und es ist sehr 
zu bedauern, dass dieselben nicht schriftlich fixirt wurden. 
Den Zusammenkünften juristischer Gesellschaften blieb er 
regelmässig fern; sein gemüthliches Wesen offenbarte sich 
in engem Freundeskreise; der Dichter in ihm zog den 
rauschenden Festlichkeiten das Studium der Natur und den 
stillen Verkehr mit der Muse vor, die ihn so hoch begnadet 
hatte. 

Obschon 15 Jahre älter, stand Paul Jacottet, 
geb. 1830, in Neuchâtel, als fleissiger Besucher unserer Ver- 
sammlungen vielen von uns durch sein feuriges Wort und sein 
geselliges Wesen in freundlicher Erinnerung. Auch die engere 
Vereinigung der Juristen seines Kantons hatte ihm viel zu 
danken; er wirkte an der Academie als Rechtslehrer neben 
und nach seinem als Darsteller des neuenburgischen Civilrechts 
bekannten Bruder und schrieb ein geschätztes Lehrbuch des 
schweiz. O. R.; vielfach nahm auch politische Thätigkeit 
seine Kräfte in Anspruch, und in dieser Richtung wirkte er 
bei der neulichen Revision der Kantonsvertassung bahnbrechend 
auf dem Gebiet des Gemeindewesens, im Sinne weitgehender 
Oeffnung des Bürgerrechtes zu Gunsten der Niedergelassenen 
aus andern Kantonen. 

Auch Stöcklin empfand neben einer vielseitigen prac- 
tischen Bethätigung als Advocat das Bedürfniss, für die Wissen- 
schaft zu wirken, wozu ihn ausgebreitete Kenntnisse der 
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deutschen und französischen Rechtsliteratar und scharfer Ver- 
stand befähigten. So übersetzte er den Commentar von 
Schneider und Pick, erlangte einen zweiten Preis für die Lösung 
unserer Preisaufgabe über die zeitliche Anwendung des schweiz. 
O. R. und gründete die unter dem Titel Revue Judiciaire in 
Lausanne erscheinende Zeitschrift. Ihm nahestehende Per- 
sonen haben bedauert, dass er nicht ganz der wissenschatt- 
Jichen Thätigkeit sich hingeben konnte. Noch wenige Tage 
vor seinem Hinscheid hatte er sich zur Uebernahme eines 
Referats für unsere heutige Verhandlung bereit erklärt. 

Durch Publikation älterer Rechtsquellen haben sıch um 
die (jeschichte des schweiz. Rechts verdient gemacht der in 
Morges verstorbene Hr. François Forel, geb.1813, und Hr. 
Gerichtapräsident Aloys Müller in Hospenthal. Ersterer 
hatte in früheren Jahren die Stelle eines Staatsanwalts und 
später eines Bezirksgerichtspräsidenten bekleidet. Sein Sohn 
hat der Kasse unseres Vereins eine Gabe von Fr. 200 zur 
Erinnerung an den Verstorbenen gewidmet, welche öffentliche 
Erwähnung verdient. Hr. Müller hat den verschiedensten 
wissenschaftlichen Fächern sein Interesse zugewandt; er 
war vor allem Geschichtsforscher, wusste aber seiner Musse- 
zeit auch Leistungen auf dem Gebiet der Naturkunde und 
der Numismatik abzugewinnen. 

Zu nennen sind ferner: Joh. Schwab, früher Advocat, 
dann Oberrichter in Bern, alt Verhörrichter Amberg von 
Surseo, der bei der constituirenden Versammlung unserer | 
(iosellachaft als Secretär fungirte, der greise und immer 
freundliche Fürsprech Sury in Basel, langjähriger Vorstand 
dos Rochtsbureaus der Centralbahn, Nazar v. Reding, der 
dio Uniform eines Officiers in sizil. Diensten mit der Toga 
eines Sohwyzer Kriminalgerichtspräsidenten vertauscht hatte; 
ondlioh Fürsprech und Grossrath Rud. Rohr in Brugg, 
doason anspruohsloses Wesen und trefflicher Character rühmend 
horvorgehoben werden. 

Kurs, verehrte Collegen, ist die Spanne Zeit, die dem 
Finselnen gegeben ist zum Wirken am grossen Webstub! 
der menschlichen Entwicklung; in der Gesammtpersönlichkeit 
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des Vereins suchen die Einzelnen die Arbeit für das All- 
gemeine emporzuheben über das dem Menschen gesetzte Ziel ; 
im Verein finden die nachwachsenden Kräfte den natürlichen 
Anhaltspunkt für ibre Bestrebungen, und wir dürfen es 
heute im Hinblick auf das stetige Wachsen der Mitglieder- 
zahl und trotz der vom Schicksal gerissenen Lücken freudig 
aussprechen, dass mehr und mehr der schweizerische Jurist 
den Werth dieser gemeinsamen Arbeit schätzen lernt. 

Auch die wissenschaftliche Ausbildung des ein- 
zelnen Juristen darf als im Fortschritt begriffen bezeichnet 
werden. Wir haben keinen Anlass einzustimmen in die 
bittern Klagen, die wie ein Jammerchor herübertönen aus 
dem Musterstaat Preussen, z. Th. auch aus Oesterreich und 
Frankreich, über die Trägheit der Studenten, die Leere der 
Hörsäle der jur. Facultäten, die Tendenz mittelst mechanischen 
Einpaukens im letzten Semester den Müssiggang und die Schlem- 
merci der Studienzeit zu korrigiren. Wie der Schweizer 
Hörer vom deutschen Professor in Göttingen und anderwärts 
als Muster aufgestellt wird, so ist er meist auch an den in- 
ländischen Facultäten ein fleissiger Collegienbesucher, und, 
was mehr ist, eine Reihe geradezu vorzüglicher Arbeiten in 
deutscher und französischer Sprache ist behufs Erlangung 
der academischen Grade im letzten Decennium in die Oeffent- 
lichkeit getreten. Nicht wie in früheren Zeiten eine mehr 
oder weniger gelungene Zusammenstellung des gehörten und 
aus Büchern zusammengetragenen Materials, nicht die Er- 
örterung abgedroschener Controversen, sondern frische und 
selbständige, von freiem Forschungsgeist getragene, von 
gesundem Blick ins Leben zeugende Abhandlungen treten 
uns entgegen. Wir dürfen daraus schliessen, dass die Methode, 
welche den Rechtsunterricht bei uns beherrscht, die richtige, 
dass volle Lehr- und Lernfreiheit für unsere Jugend noch immer 
der wahre Stimulus zur Arbeit, und dass uns ein Nachwuchs 
von strebsamen, nicht nur für die Schule, sondern fürs Leben 
lernenden Kräften gesichert sei. Man hat vielfach die Er- 
fahrung gemacht, dass die Codification, besonders in 
kleinern Staaten, der wıssenschaftlichen Ausbildung unseres 
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gewesen sei; einzelne Schweizer Cantone 
diese Thatsache bestätigen und haben in 
ıur das Schicksal von Preussen und Oester- 
*r von der bisher grössten Codificationsarbeit 
>hem Gebiet lässt sich eine gleiche nach- 
icht verspüren; Theorie und Praxis, Rechts- 
chte, voran die höchste Instanz in Lausanne, 
„aufs beste in die Hände, um den Geist 
: erkennen und die schweizerische Rechts- 
inreich auszugestalten. 
welche mehr zurückbleiben, sind diejenigen, 
alen Hoheit verblieben sind: Process, Straf- 
Itaats- und Verwaltungsrecht; und je mehr 
rung deren Reformbedürftigkeit zn fühlen 
rend gesetzgeberisch unter unverhältniss- 
von Kräften an denselben herumgearbeitet 
scheint sich Lust und Liebe der Jugend 
und ausbauende Thätigkeit der wissen- 
sr von denselben abzuwenden. 
uch in diesen Materien das noch ziemlich 
à der Rechtsvergleichung zunächst den 
die Ausgleichung , sollten nicht Dar- 
kantonalen Rechte in Gruppen geord- 
iz. Juristenverein einen Förderer und Be- 
Namentlich aber auch neuere Producte 
zebung sollten dem gesammten juristischen 
reiz in richtiger Beleuchtung nahe gebracht 
hdie Wissenschaftlichkeitin der Anwendung 
t werden. Wie lehrreich wäre z. B. eine 
urch die neue Verfassung von Neuenburg 
:indeverhältnisse, oder der neuen waadt- 
uchverfassung. Eine solche Wechsel- 
. von den wohlthätigsten Folgen begleitet, 
durch den bis jetzt mangelnden Verkohr 
Verein und den in den meisten Cantonen 
ıchen Gesellschaften und Advocatenvereinen 
ie selbst durch den Zusammenhang mit 
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dem grössern Ganzen mancherorts eine Belebung erfahren 
dürften. Die Unterstützung der juristischen Publizistik der 
Schweiz nach $ 9 unserer Statuten könnte ohne grosse 
Opfer auf diesem Wege weitergeführt werden. 





IL. 


Als Secretäre werden berufen die Herren Dr. Zürcher, 
Oberrichter, Zürich, Advocat Lefort, Genf, und Advocat Bolla, 
Olivone; 

als Rechnungsrevisoren die Herren Reg.-Rath Zürcher 
in Zug und Advocat Dr. Cursio Curti, Bellinzona. 


III. 
Es werden folgende nene Mitglieder aufgenommen: 


Hr. Müller, Eduard, Oberpostsecretär in Bern. 
Lugeon, Louis, avocat à Genève. 
Huber, V., Fürsprech in St. Gallen. 
Matter, G., Dr., Advocat in Zürich. 
Streiff, Fürsprech in Bern. 
Leu, A., Bezirksrichter in Luzern. 
Bracher, Jacob, Notar in Burgdorf. 
Pfleghaar, A., Advocat in Romanshorn. 
Purry, Elias, Advocat in Brig. 
Ludan, Pierre, avocat à Fribourg. 
Bourgknecht, avocat à Fribourg. 
Braser, avocat à Estavayer. 
13. „ Georgi, Karl, Obergerichtsschreiber in Zürich. 
» Volonterio, Giuseppe, Advocat in Locarno. 
n  Beroldingen, Ettore, Advocat in Mendrisio. 
16. „ Perruchi, Plinio, Advocat in Stabio. 
ba) 
» 
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Veyezzi, Gerolamo, Advocat in Lugano. 
Deucher, Adolf, Advocat in Winterthur. 
19. „ Rossel, Louis, avocat à Lausanne. | 
20. » Decoppet, Camille, licencié en droit à Lausanne. 
21. „ Aebli, Dr., Advocat in Zürich. 

22. n Girard, Dr., Obergerichtssecretär in Zürich. 
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23. Hr. Kronauer, Olto, Staatsanwalt in Hottingen bei Zürich. 
24. Wolff, Gustav jr., Advocat in Zürich. 


n 
25. „ Wächter, Dr., Advocat in Zürich. 
26. „ More, Rud., Dr. in St. Gallen. 
27. „ Respini, Giochimo, Advocat in Locarno. 


IV. 


Der Präsident ertheilt hierauf dem Referenten Herrn 
Fürsprech Reichel, Bern, über den ersten Verhandlungs- 
gegenstand 


Das Betreibungsamt im schweizerischen Recht 


das Wort. 

Herr Fürsprech Reichel, Bern, wünscht Eingangs zwei 
Irrthümer in der Darstellung des cantonalen Rechts zu kor- 
rigiren: | 

Luzern hat ein älteres Verantwortlichkeitsgesetz vom 
10. September 1852, wonach die Gemeinden haften für die 
von ihnen gewählten Beamten, ähnlich wie in Schaffhausen. 

Waadt hat durch ein Gesetz vom Jahre 1886 die Be- 
treibung auch für Forderungen, die sich nicht auf einen titre 
ex&cutoire stützen, zugelassen, und dabei ähnlich wie Bern 
die Zahlungsaufforderung mit 30tägigem Termin zur Bestrei- 
tung eingeführt. 

Zu den Thesen: 


These I. Meine Thesen werden allerdings grüssten- 
theils fromme Wiinsche bleiben, aber ich wollte meine Ueber- 
zeugung aussprechen, und diese geht dahin, dass der erste 
centralistische Entwurf des Bundesrathes bessere Garantien 
für gute Beamte gab: Grössere Kreise und Aufstellung von 
gewissen Anforderungen an die Candidaten. Dem Beamten 
sind grosse Competenzen eingeräumt, wir müssen daher Ga- 
rantien für sachverständige Beamte haben. Diese Garantien 
sind in den letzten Entwürfen dahingefallen. 

These II. Auch in Deutschland werden Stimmen laut, 
welche vom Gerichtsvollzieher gewisse juristische Kenntnisse 
fordern, so eine Schrift von Bähr, Reichsgerichtsrath. Das 
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Betreibungsverfahren ist ein Theil des Civilprozesses, der 
Beamte hat Rechtssätze anzuwenden, die möglicherweise 
controvers sein werden. Wir sollten zu einem eidgenössischen 
Advocaten- und Richterexamen gelangen. 

These III. Die fixe Besoldung ist die Consequenz der 
modernen Anschauung vom Beamtenthum. 

These IV. Gerichtsbehörden waren als Recursbehörden 
schon in den Entwürfen von 1875 und dem Project des 
Cantonsrichter Bärlocher vorgesehen. Dem Bundesrath sind 
auch sonst schon Entscheidungen übertragen, die richtiger 
den Gerichten überwiesen würden; er soll und muss aber 
politische Behörde bleiben. Hier ist nach Rechtssätzen, nicht 
nach politischen Erwägungen (Zweckmässigkeitsrücksichten ) 
zu entscheiden. Beiläufig bemerkt ist die Umschreibung des 
in Art. 12 Alinea 2 des Entwurfes I. Lesung nicht dem In- 
stanzenzug an den Bundesrath unterliegenden Recurses für 
meine Begriffe zu unbestimmt. Was heisst: „nach Massgabe 
der vorliegenden Umstände“? Darunter kann man Alles, was 
man will, verstehen. 

These V. Die primäre Haft des Staates ergiebt für den 
Geschädigten die eventuelle Nothwendigkeit nur eines, statt 
mehrerer Processe. In Bern besteht diese Haft und man ist 
allgemein damit zufrieden, 

Es wurde eingewendet, dass meine Thesen politische 
und nicht juristische Fragen enthalten, aber man darf auch 
organisatorische Fragen vom Standpunkt der Wissenschaft 
und der practischen Erfahrung behandeln. Wenn die Auf- 
gabe des Politikers, des Staatsmannes dahin geht, die in 
einem Volksganzen lebendigen Gegensätze zu vermitteln, so 
darf diese Vermittlung m. E. nicht soweit gehen, um das 
aus eigner Ueberzeugung, aus Erfahrung und Wissenschaft 
als richtig erkannte ganz beiseite zu setzen. — Ich fürchte, 
dass man im jetzigen Entwurte (I. Lesung) in Schonung can- 
tonaler Eigenthümlichkeiten zu weit gegangen ist. 

Der Correferent, Herr Prof. Dr. Alfred Martin (Genève), 
giebt zu seinen Thesen folgende Auseinandersetzungen: 

Les projets abandonnent le système français exigeant 
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pour la poursuite un titre exécutoire. Ü’est un progrès, mal- 
gré les motifs louables sur lesquels reposait le système fran- 
gais; son formalisme a trop d’inconvéniants pour la bonne 
expédition des affaires. Mais pour que le nouveau système 
donne de bons résultats il faut que l'office des poursuites 
soit très sérieusement organisé ; il faut des garanties. 

Première garantie: Le choix. — Le préposé doit être 
un homme ayant des connaissances juridiques. Il faut comme 
le premier projet du Conseil fédéral le propose, faire coin- 
cider l'arrondissement des poursuites avec l'arrondissement 
des faillites et exiger que le préposé à ces deux offices ait 
des connaissances juridiques. Les choix des cantons devraient 
être soumis à l'approbation du Conseil fédéral: Les chambres 
ont changé le projet sur ce point et d’une manière regrettable, 
par des considérations opportunistes et politiques. Les petits 
arrondissements auraient beaucoup d’inconvéniants. On aurait 
des préposés de commune peu occupés et peu salariés amenés 
à s'occuper d’autres industries. 

Seconde garantie: Le recours. — Il faut un recours 
contre les actes du préposé. Sur ce point les trois projets 
different beaucoup. Ils donnent cependant tous à l'autorité 
de surveillance le droit d’annuller et de redresser les actes 
contraires à la loi. Ils admettent donc une seule autorité 
de recours quelque soit la plainte. Il est nécessaire au con- 
traire de distinguer entre le recours administratif contre les 
négligences ou les refus de procéder du préposé, recours qui 
doit être adressé au conseil du canton, et le recours judici- 
aire qui tend à déclarer nul, comme irrégulier ou contraire 
à la loi un acte de la poursuite, Ce serait le cas par ex. 
si le commandement n’atteint pas le débiteur, si on saisit 
des objets que le débiteur prétend insaississables. L'ex- 
pression ,actes contraires à la loi“ est trop vague. Il faut 
spécifier dans quels cas on pourrait demander la nullité. Ces 
cas là donneraient lieu aux recours devant les tribunaux du 
canton et en dernière instance devant le tribunal fédéral, 
tandis qu'une plainte contre la gestion donnerait lieu à un 
recours au Conseil d'Etat. On reproche à ce recours aux 
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tribunaux d’entrainer à des longueurs, mais il vaut mieux 
frapper moins vite et plus surement. En outre les questions 
qui feraient l’objet de ce recours seraient vraiment trop graves 
et trop difficiles pour pouvoir être tranchées par un fonc- 
tionnaire administratif. 

Troisième garantie: La responsabilité directe de l'Etat 
pour les mauvais actes du préposé. Du moment que la loi oblige 
le créancier à s'adresser au préposé au lieu de choisir l'agent 
de poursuite, il n’est que juste que l'Etat le garantisse contre 
les dommages qu’il pourrait éprouver par le fait d'actes illé- 
gaux ou irréguliers du préposé. 

M. le Dr. Ruchonnet, conseiller fédéral, remercie les 
rapporteurs. Il ne discute pas les points traités par M. 
Reichel, étant naturellement de son avis sur la superiorité 
du projet du conseil fédéral. Les modifications apportées à 
ce projet lui enlèvent son unité et amoindrissent les garanties 
qu'il assurait pour le bon fonctionnement des officiers de 
poursuite et de faillite. Mais l’orateur estime qu'il faut 
s’incliner devant le fait accompli et accepter le projet comme 
une transaction, qui ne satisfait pas tout le monde, mais qui 
permet d'arriver à une loi, ce qui est le but désiré. Peu 
à peu les inconvéniants du projet actuel se répareront par 
des lois postérieures, Les cantons qui créeront de petits 
arrondissements en verront les inconvéniants et ils imiteront 
ceux qui auront fait des préposés de vrais magistrats. 

M. Ruchonnet veut surtout réfuter ce qu'a dit M. le 
professeur Martin sur les nullités qui devraient être pour- 
suivies devant les tribunaux. Il faut mettre fin au système 
qui crée de fréquents procès de forme. La société ne doit 
pas se borner à dire le droit par le ministère des tribunaux, 
elle doit aussi procurer l'exécution du droit. Il faut donc 
qu’elle crée un fonctionnaire chargé de mener à bien cette 
exécution. Si le préposé se trompe, ne suit pas les formes 
de la loi, soit le créancier soit le débiteur se plaindront au 
maître du préposé, c’est à dire à l’autorité de surveillance. 
Il ne faut pas que pour une erreur du préposé les parties 
soient forcées de se livrer à un nouveau procès. 
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M. Ruchonnet n’admet pas la distinction entre le recours 
administratif et le recours judiciaire. Les cantons donneront 
les fonctions d’autorité de surveillance soit aux conseils d'Etat 
soit au tribunal supérieur du canton ou à une de ses sec- 
tions. C’est cette autorité qui exécutera la poursuite au nom 
de l'Etat par le ministère de son employé le préposé. 

Quant à déterminer les cas où l'acte devra être annulé 
ou redressé c’est absolument impossible, Il faut laisser cela 
à la jurisprudence. 

Il faut un recours fédéral, mais pas dans tous les cas. 
ll y en a où le recours à l’autorité de surveillance suffira. 
Le projet connait deux espèces de plaintes: il admet qu'on 
recoure contre le préposé: 

1. S'il a agi contrairement à une prescription précise de 
la loi (délai non observé, exploit mal notifié ete.). Ces cas 
peuvent être portés à l’autorité fédérale, pour qu’elle assure 
l'unité de la jurisprudence. 

2. Si on prétend que le préposé aurait fait un usage 
malencontreux de la latitude que la loi lui laisse dans nombre 
de cas (ainsi suspension de la poursuite pour maladie du 
débiteur, taxation des objets saisis, gestion de récoltes ou 
d'immeubles saisis etc. etc,). Ce sont des questions de fait 
que l’autorité de surveillance cantonale tranchera et qui n’iront 
pas devant le for fédéral, car l'application uniforme de la loi 
n'est pas là en cause. Quelquefois, il est vrai, il sera difi- 
cile de faire la distinction; l’autorité fédérale s’en tirera par 
des directions générales. 

En résumé, toute réclamation peut être portée directe- 
ment et sans frais à l'autorité de surveillance cantonale qui 
redressera, corrigera sans faire intervenir de nouveau le 
créancier et le débiteur. Voilà le but de la loi. Il sera 
évidemment désirable que cette autorité soit composée des 
meilleurs juristes du pays, mais il est indifférent qu'elle 
s'appelle administrative ou judiciaire. Ce qui est essentiel 
c'est qu'il n’y ait plus entre les parties des procès sur la 
forme des poursuites. Il est temps d’en finir avec ces com- 
bats que les agents de droit se livrent sur le dos du créan- 
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cier et du débiteur, qui n’en peuvent rien des fautes de l’of- 
fice et auxquels on donne des pierres au lieu de pain. Il 
faut que tout ici soit clair, simple, pratique; une autorité 
cantonale de laquelle la poursuite est censée émaner, dont 
les préposés ne sont que les agents, une autorité toujours 
prête à écouter les plaintes de la partie qui se croit lésée 
et à redresser toutes les fautes, à réparer toutes les négli- 
gences de ses préposés. Voilà ce que l’opinion publique demande 
et ce qu'elle attend de la future législation fédérale. 

Herr Ständerath Hoffmann, St. Gallen: Die heutige Dis- 
cussion kommt meines Erachtens verspätet; wesentliche Aen- 
derungen sind nach dem Reglement der eidgen. Räthe nicht 
mehr möglich. Was wir tadeln, kann nur dazu dienen, dem 
Gesetz weitere Gegner zu schaffen; ich bedaure, dass die 
Discussion nicht früher kam. 

Zur Sache selber. Es wollten die Commissionen etwas 
Erreichbares machen; viele Bestimmungen des ersten Ent- 
wurfs waren gut, aber nicht bei den Stimmfähigen durchzu- 
bringen. So z. B. die Forderung, dass der Beamte salarirt 
werden müsse; unsere kleinen Democratien kennen keine 
salarirten Beamten. Sodann sah man nicht ein, dass juri- 
stische Kenntnisse für diese einfachen Functionen nothwendig 
seien. Auch constitutionelle Bedenken spielten mit: die 
Bundesverfassung gab kaum dem Bunde das Recht, den 
Cantonen die Organisation ihrer Behörden vorzuschreiben. 
Noch sind die Cantone so lebensfähig und verständig, um 
sich selber eine zweckmässige Organisation zu geben. Sollte 
der Versuch misslingen, so ist es immer noch Zeit, die Or- 
ganisation, nachdem die Bundesverfassung vorerst abgeändert 
worden, durch den Bund zu regeln. 

Betreibungsbeamtung und Concursbeamtung sind total 
unabhängig von einander; warum diese beiden zusammen- 
schweissen? In grossen Städten wäre ein Beamter so wie 
so der Doppelaufgabe nicht gewachsen. Warum nicht die 
localen Verschiedenheiten: Stadt, Land, Gebirgsgegend be- 
rücksichtigen? Wir sind im Canton St. Gallen sehr zufrieden 
mit den Gemeindebeamten im Schuldentrieb; cine strenge, 
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ad ein paar Exempel haben eine gute Wir- 
Alle Cantone, die dieses einfachere, billige 
, hätten gegen den ursprünglichen Entwurf 


> Versammlung daher ein, über die Thesen 
3 zu fassen, wir stehen eben vor einem fait 
em ganzen Gesetz wollen wir doch keine 
ıen. 


rech Haberstich, Nationalrath, Aarau, möchte 
ınterstützen, jedoch aus einem andern Ge- 


ke die Referate und kann den Thesen des 
beistimmen, wie ich auch in den Räthen da- 
bin, entgegen dem Berichterstatter Hoffmann. 
ıss der Bund nicht die Competenz zur Fest- 
wnisation habe, ist irrig. Wenn es zur Durch- 
setzes einer besondern Organisation bedarf, 
tzgeber auch hiezu die Competenz. Das Bei- 
schen Gemeindebeamten ist nicht massgebend, 
3 einfachere st. gallische Gesetz an, die neuen 
ıten sollen das complicirtere eidgenössische 
n 

im wir uns aber in einem andern Stadium 
Die Feststellung der Entwürfe durch die 
: erfolgt, sie sind an den Bundesrath zurück- 
edaction und die zweite Berathung wird nur 
sein, über die Frage der Annahme oder Ver- 
nzen. Allzu grosse Abänderungen sind aus- 


wir uns nun dem vorliegenden Entwurfe mit 
ingeln, die wir nicht mehr verbessern können, 
ılten? Er bildet doch wieder einen Schritt 
entralisation und erfüllt berechtigte Forde- 
kehrslebens. Wir wollen daher keine Oppo- 
n, sondern vielmehr in den Kreisen, in denen 
en, für die Annahme des Gesetzes wirken. 
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‘M. Cornaz, conseiller d'Etat et député au conseil des 
Etats, Neuchâtel, regrette comme Mess. Hoffmann et Haber- 
stich, que les rapports sur la question des préposés n'aient 
pas été présentés à Schaffhouse. Au point de vue pratique 
il est trop tard pour reprendre les principes du projet du con- 
seil fédéral qui ont été abandonnés par les Chambres. Il 
serait plus utile de discuter la question de l'application de 
la loi, les dispositions transitoires. Fera-t-on un arrêté fédéral 
applicable à tous les cantons indistinctement ou bien y aura- 
t-il des dispositions transitoires distinctes pour chaque can- 
ton en tenant compte des nécessités particulières de sa légis- 
lation? Voilà un point, sur lequel il serait intéressant pour 
le conseil fédéral et pour les membres de l'assemblée fédé- 
rale d’avoir l'opinion de la société des juristes et d’être 
éclairé de son autorité scientifique. 

Sur le projet lui-même il sera bon que l'on sache que 
les juristes suisses sont d'accord pour reconnaître la néces- 
sité d’une loi unique sur la poursuite pour dettes; il vaut 
mieux qu’on ne voie pas les divergences qui existent parmi 
nous sur le projet actuellement existant. 

Herr Fiirsprech Oswald, Luzern, wünscht, dass mög- 
lichst Viele sich aussprechen, und ersucht daher um mög- 
lichste Knappheit in den Ausführungen. Zur Suche be- 
merkt er: 

1. Die Competenzen. Die Erfahrungen sprechen jeden- 
falls gegen die arbitriren Competenzen der Beamten; wenn 
der Beamte selber Zahlungsaufschub ertheilen kann, wird 
der Gläubiger nur nach langer Zeit, oder auch gar nicht zu 
seinem Geld kommen. 

2. Die Gewaltentrennung. Die Ausscheidung führt nur 
zu Conflicten; wir wollen nur eine Behürde: das Bundes- 
gericht. Die Gerichte haben in der Regel ein schärferes 
(sewissen als die Verwaltungsbehörden, die aus Zweckmässig- 
keitsrücksichten oft entscheiden, und überhaupt nicht über 
Mein und Dein absprechen sollen. 

3. Die Verspätung der Discussion. Sie ist nicht ver- 
spätet, wir können immer noch sprechen und es wird noch 
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gesprochen werden und zwar vom Volk. Wenn die Räthe 
durch die Reglemente gebunden sind, und keine Aenderungen 
mehr anbringen können, so kann das Volk durch Verwerfung 
tabula rasa machen. | 

Ich wünsche zwar auch ein Gesetz, und weiss, dass 
nichts Vollkommenes geschaffen werden kann, aber dazu 
sind wir nicht da, einfach das Lob oder die Pathenschaft 
eines Gesetzes zu iibernehmen, und unsere Ansichten dartiber 
zu verschweigen. - 

Herr Leo Weber, Bern: Das Ergebniss der bisherigen 
Discussion ist eine vollstindige und allseitige Ueberein- 
stimmung in Bezug auf einen Punkt: Die Schaffung eines 
Betreibungsamtes. Unsere Collegen aus der französischen 
Schweiz machen in dieser Richtung der deutschen Schweiz 
eine Concession. Aber sie thun gut daran. Denn die Con- 
cession wird zu Gunsten einer Einrichtung gemacht, die dem 
practischen schweizerischen Rechtssinne entsprungen ist. Mit 
Recht werfen sie das Erforderniss des titre exécutoire für die 
Betreibung über Bord, mit Recht verlassen sie aber auch das 
System der Durchführung der Betreihung durch procureurs, 
dem Gläubiger vom Gesetze aufgezwungene Vertreter, deren 
Vermittlung gar oft zur Folge hat, dass der Gläubiger den 
besten Theil des Betreibungsergebnisses nicht zu Gesicht 
bekommt. 

Was nun die Qualification der Betreibungsbeamten an- 
belangt, so bin ich persönlich mit den Forderungen der 
Herren Referenten durchaus einverstanden: der Betreibungs- 
beamte sollte eine ansehnliche Summe von civil- und ver- 
waltungsrechtlichen Kenntnissen besitzen, er sollte juristisch 
gebildet sein. Der Entwurf des Bundesrathes gieng von dieser 
Voraussetzung aus. Allein es wurde in den Commissionen 
der eidgenössischen Räthe von mittel- und ostschweizerischer 
Seite rundweg erklärt, das Gesetz habe keine Aussicht auf 
Annahme durch das Volk, wenn man dem letztern nicht die 
Beamten seiner Wahl, d. h. die bisherigen Schuldbetreibungs- 
beamten (Gemeindeammänner, Friedensrichter, Boten, Weibel 
und wie sie alle heissen mögen) belasse. 
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So ist es gekommen, dass die Beschlüsse der gesetz- 
gebenden Räthe den Cantonen in Betreff der Umschreibung 
der Betreibungs- und Concurskreise und in Ansehung der 
Qualification der Beamten so ziemlich freie Hand lassen. Und 
heute muss man einfach darauf verzichten, in dieser Hinsicht 
die Befugnisse der Cantone zu beschränken, wenn nicht das 
Ganze gefährdet werden soll. 

Nach meiner Ueberzeugung wird die Praxis eine Um- 
stimmung der Ansichten herbeiführen. Da nun aber die 
erste Anwendung des Gesetzes so verschieden gearteten Be- 
amten überlassen werden muss, so ist es um so noth- 
wendiger, ja - ganz unerlässlich, dass die Aufsicht über die 
Besorgung des Betreibungs- und Concurswesens eine weit- 
gehende, umfassende sei. Hierin haben die Räthe wohl ganz 
das Richtige getroffen durch Gewährung des Beschwerde- 
rechts nicht bloss in Fällen von Gesetzesverletzung, Rechts- 
verweigerung und Rechtsveraögerung, sondern auch in allen 
Fällen, wo der Beamte eine nach Ansicht der einen oder 
andern Partei ungerechtfertigte Handlung vorgenommen hat. 
Ich sehe darin nichts Gefährliches; es entsteht daraus keine 
Hemmung und Erschwerung des Betreibungsganges; denn es 
steht den Recursbehörden frei, einar Beschwerde den Sus- 
pensiv-Effect zuzuerkennen oder zu verweigern. 

Eine eidgenössische Instanz, an welche Beschwerden 
wegen Gesetzesverletzung und Rechtsverweigerung , bezw. 
Rechtsverzögerung weitergezogen werden können, ist unent- 
behrlich. Freilich würde ich als solche das Bundesgericht 
und nicht den Bundesrath gewählt haben, weil ich glaube, 
eine richterliche Behörde eigne sich besser als eine politische 
dazu, auf diesem Gebiete eine Jurisprudenz auszubilden. 
Maa wird vielleicht, durch die Praxis belehrt, auch in diesem 
Punkte später Anderes beschliessen. 

Den Ostschweizern, speciell Hrn. Ständerath Hoffmann, 
möchte ich übrigens bemerken, dass sie sich täuschen, wenn 
sie glauben, die Durchführung der Pfändung nach dem eidg. 
Entwurfe sei eine leichte Sache, die Schwierigkeit beginne 


erst mit dem Concurse. Ich habe die gerade entgegenge- 
Zeitschr. für schweizerisches Recht. Neue Folge VI. 40 








SI e I I 
Li 


Protocoll vom 26. September. 627 


Richtung vorzugehen, seine Funotionen auszuüben pflegt, als 
das Mehr oder Weniger, das der Gläubiger vom Vermögen des 
Schuldners anzusprechen berechtigt ist; in ersterer Beziehung 
ist sie administrativer, in letzterer rein rechtlicher Natur. 

Die Aufsicht über das Betreibungs- und Concurswesen 
muss daher eine einheitliche sein, wenn das Gesetz richtig 
und gleichmässig gehandhabt werden soll. Ich schliesse, in- 
den ich, auch Hrn. Oswald gegenüber, nochmals bemerke: 
Ja, es ist wahr, der Betreibungsbeamte erhält durch das 
neue Gesetz sehr weit gehende Competenzen; aber eben dess- 
halb ist die Aufsicht in weiten, umfassendem Sinne zu or- 
ganisiren, 80, wie es nach den Beschlüssen der Räthe ge- 
schehen wird. 

Herr Gerichtspräsident Ziegler, Schafthausen: Unser Gesetz 
vom 22. Februar 1850 besteht zwar noch in Kraft; die Ge- 
meindebeamten sind aber bald darauf in der Ausübung des 
kleinen Rechtstriebs durch die Friedensrichter, eine gericht- 
liche, unter Aufsicht des Obergerichtes stehende Beamtung, 
ersetzt worden. Bei der Münzumrechnung sind die Gulden, 
soweit es die Competenz der Beamten betrifft, einfach zu 
2 Fr. der Gulden angesetzt worden. Endlich geht der ganze 
Wecbselrechtstrieb durch den Gerichtspräsidenten mit abge- 
kürzten Fristen, 

In der Sache selber bin ich für grosse Kreise; meine 
persönlichen Erfahrungen sprechen dafür. Wenn der Beamte 
den Leuten zu nahe steht, darf und will er ihnen auch nicht 
wehe thun. 

Früher waren auch bei uns Betreibung und Concurs in 
einer Hand; im Verlaufe war es wegen Geschäftsüberhäufung 
nicht mehr möglich und die Trennung hat keine Uebelstände 
nach sich gezogen. 

Fixe Besoldungen sind den Sporteln principiell allerdings 
vorzuziehen, aber es ist beim Volk sehr schwer, ausreichende 
Besoldungsansätze durchzubringen. Auch sind die Sporteln 
weniger gefährlich als geschildert. 

Entschieden bin ich dagegen, dass der Betreibungsbeamte 
ermächtigt werde, Zahlungen vom Schuldner entgegenzu- 
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nehmen. Der Schuldner verdient diese Rücksicht nicht, er 
soll selber mit dem Gläubiger abrechnen und Abstellung 
beibringen. Die Zahlung an den Beamten wird Regel werden, 
und dadurch wird einerseits die Geschäftslast des Betreibungs- 
amtes eine unverhältnissmässig grosse werden, und sehr oft 
wird es dem Beamten gar nicht möglich sein, eine genaue 
Rechnung aufzustellen (Zinsen, Kosten etc.). Ueberdies wird 
die Verantwortlichkeit des Staates ins Unermessliche gesteigert 
werden, eine ausreichende Caution hiefür könnte sich der 
Staat kaum stellen lassen. 

Herr Prof. König, Bern, will der Ansicht entgegentreten, 
dass man über den vorliegenden Entwurf nicht mehr sprechen 
dürfe; wir sind hierin ganz frei. | 

Wenn man das Gesetz, um es in den Räthen annehm- 
bar zu gestalten, weniger centralistisch gestaltet, so ist da- 
mit noch nicht gesagt, dass nicht im Volke die Ansicht 
durchbreche, dass jedem eidgenössischen Gesetz auch die 
nöthige Organisation der Behörden beizugeben sei und dass 
einer weiteren Centralisation des materiellen Rechtes die 
nothwendige (Grundlage einer schweizerischen Gerichtsver- 
fassung und eines schweizerischen Civilprocesses vorausgehen 
müsse. 

Dieser Ansicht darf jedenfalls auch im schweizerischen 
Juristenverein Ausdruck gegeben werden; ich erachte daher 
die Discussion nicht für verspätet. 

Mr. l'avocat Grivet, Fribourg: La société des juristes 
a pendant dix ans discuté la question du système à adopter 
pour la poursuite: saisie ou faillite. Maintenant elle se pose 
la question de l'application de la loi dans les cantons. Je 
n’admets pas que la Confédération ait le droit de fixer le 
nombre des arrondissements et des préposés. Le système des 
petits arrondissements et des syndics-officiers de poursuite a 
donné de déplorables résultats. Il serait donc bon de mettre 
fin à ce système au lieu de permettre son extension. — Dans 
le Canton de Fribourg les choses vont beaucoup mieux. — 
Il faut donc laisser aux cantons le droit d'organiser les auto- 
rités de poursuite comme ils l'entendent. 
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Herr Bundesrichter Morel, Lausanne: Als das Coruite 
das vorliegende Thema aufstellte, ahnten wir nicht, dass bis 
heute die Rithe die erste Lesung schon vollendet haben 
wiirden. Ich bedaure dies; denn gewiss sind die Räthe in 
vielen Theilen zu ängstlich gewesen, und unsere Stimme 
hätte vielleicht guten Einfluss ausgeübt, — Auf die Sache 
selber eintretend halte ich es vorerst für gut, dass die Ent- 
scheidung der Recurse in cine Hand gelegt wird, und es ist 
auch gut, dass es gerade die Behörde ist, die nicht nur 
Einzelfälle entscheidet, sondern auch allgemeine Anweisungen 
geben kann, und das kann nur der Bundesrath. 

Manches hätte auch ich besser und anders gewünscht, 
aber wir schaffen dem Bessern am ehesten Weg, indem wir 
das gebotene Gute annehmen; noch nie hat sich der schweiz, 
Juristenverein einer Bestrebung im Sinne der Rechtscentra- 
lisation entgegengestellt. 

Die Discussion, auch wenn fiir die Bundesgesetzgebung 
nicht mehr von Einfluss, behält ihren Werth für die Can- 
tone; an sie richtet sich unsere berathende Stimme. Wir 
wollen ihnen rathen, Rechtstrieb und Concurs in eine Hand 
zu legen; die Cantone haben ja Bezirke, in diesen könnten 
leicht beide Functionen in eine Hand gelegt werden. — Der 
neue Schuldbetreibungsbeamte hat weitere Competenzen als 
die bisherigen; rathen wir den Cantonen, Beamtungen nach 
den Thesen des Referenten einzuführen. 

So wird unsere Discussion noch von Nutzen sein und 
wir diirfen über die Thesen beschliessen. 

M. le Dr. Roguin, juge fédéral, Lausanne, après avoir 
entendu les déclarations de M. le conseiller fédéral Ruchonnet 
et des orateurs précédants, membres des Conseils législatifs 
de la Confédération, prend la parole pour exprimer deux voeux, 
dont il pourrait être tenu compte dans le travail de coordi- 
nation et de rédaction, qui doit encore être soumis en der- 
nier débat au législateur: 

Il demande que la loi indique clairement, que la com- 
pétence administrative de l'autorité de surveillance, telle 
qu'elle est prévue aux articles 12 —14 is, est introduite dans 





630 ‘Verhandlungen des schweizerischen Juristenvereins 1887. 


le but de supprimer les oppositions et les procès en matière 
de vice de forme, Mais l’orateur fait observer que cette com- 
pétence administrative, si elle est justifiée dans les questions 
de forme entre créancier et débiteur, ne peut s'étendre à la 
validité des actes vis-à-vis des tiers intéressés. Par exemple 
l’art. 96 is admet le concours des saisies pendant 30 jours. 
L'autorité de surveillance pourrait refuser d'admettre conıme 
tardive l'intervention d’un tiers créancier. C’est là une déci- 
sion qui intéresse non seulement le créancier saisissant, mais 
le premier inscrit, et pour laquelle il faut admettre l’inter- 
vention du pouvoir judiciaire et l'audition de toutes les par- 
ties intéressées. 

L’orateur admet la responsabilité subsidiaire de l'Etat. 
Mais il ne craint pas, comme le rapporteur Reichel, qu'il 
y ait un procès contre le préposé et ensuite un procès contre 
l'Etat comme garant. On pourrait obtenir le résultat désiré par 
une rédaction de l’art. 14 (ancien art. 4) qui obligerait le ré- 
clamant à mettre immédiatement l'Etat en cause comme garant 
dans son procès contre le préposé ou qui forcerait le canton à 
intervenir dans le procès de manière que le jngement soit pro- 
noncé et contre le préposé et contre le garant subsidiaire. 

Herr Oberrichter Rosenberger gemeinsam mit Herrn Prof. 
Dr. Meili beantragen folgende Resolution: 

„Der Juristenverein, nach Anhörung der Referate der 

„HH. Reichel und Martin, erklärt: 
„dass er den baldigen Erlass des Gesetzes über Schuldbetrei- 
„bung und Concurs begrüsst, mit dem Wunsche, dass, so- 
„weit dies noch möglich ist, die in den Thesen der HH. 
„Referenten ausgesprochenen Grundsätze bei den Bundes- 
„behörden, eventuell bei den cantonalen Behörden Berück- 
„sichtigung finden möchten.“ 

Zur Begründung wird angeführt, dass ohne Rücksicht auf 
die practischen Consequenzen der Juristenverein seiner Ueber- 
zeugung Ausdruck geben solle und nicht durch Verzicht auf 
die Abstimmung iber die Thesen das Zugestindniss machen, 
dass man die Zeit mit einer miissigen Discussion verloren 
habe. Einiges wird ja noch in der Bundesversammlung be- 
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rücksichtigt werden können, anderes in den Kantonen Nach- 
achtung finden, Immerhin sollen wir im Interesse der Rechts- 
einheit und des Verkehrs für das Gesetz eintreten, wenn es 
auch nicht mehr verbessert werden kann. 

M. Cornas combat la proposition d’un vote faite par 
Mess. Meili et Rosenberger. Il n’est pas dans les traditions 
de la Société et dans l’essence de ses délibérations d'émettre 
des votes sur des questions de principe. Le vote proposé 
n’aurait pas de raison d'être et peu de sanction. L'opinion 
publique suit avec intérêt nos délibérations. Celles-ci auront 
de l'influence sur elle, mais il ne faut pas avoir l'air de 
vouloir lui imposer de force la manière de voir de la majorité 
des membres présents à la séance, d’autant plus que les rangs 
des assistants se sont déjà éclairés. 

Der Referent findet, dass bei gutem Willen es vielleicht 
doch noch möglich wäre, in der zweiten Lesung unsern 
Wünschen entgegenzukommen. 

Es ist zu constatiren, dass so ziemlich allgemeine Ueber- 
einstimmung über die Thesen herrscht, nur hält man sie nicht 
mehr für durchführbar. 

Dem System der Unterdrückung der Prozesse nach den 
Ausführungen des Herrn Bundesrath Ruchonnet ist entgegen- 
zuhalten, dass die Nichtzulassung des ordentlichen contradic- 
torischen Verfahrens wohl einfach, aber eine Rechtsverweige- 
rung ist, und zwar nicht etwa bloss nach römischem Recht, 

Nach dem heutigen Entwurf besteht ein Widerspruch 
zwischen der Organisation und der Competenz der Beamtung 
es wäre gut, ihn wieder aufzuheben. 

Trotzdem stehe auch ich dem Gesetz als Ganzem nicht 
feindlich gegenüber. 

Der Correferent verzichtet auf das Wort. 

Prof. König stellt den Antrag, die Abstimmung auf 
morgen zu verschieben; Gerichtspräsident Ziegler den An- 
trag auf Schluss der Discussion, in dem Sinne, dass morgen 
nur noch die Abstimmung erfolgen soll, was mit grosser 
Mehrheit angenommen wird. 

Schluss der Sitzung 12°/ Uhr. 


wr _ri 





632 Verhandlungen des schweizerischen Juristenvereins 1887, 


Fortsetzung der Verhandlungen Dienstag den 27. September 
Vormittags 8'/« Uhr. 


V. 
Das Preisgericht, bestehend aus den Herren Prof. 
Dr. König in Bern, Prof. Dr. Meili in Zürich und Prof. Mentha 
in Neuchätel, erstattet durch das erstgenannte Mitglied über 
die eingegangenen Preisarbeiten folgenden 


Bericht. 


Der Vorstand des schweiz. Juristenvereines hat für das 
Jahr 1886/87 als Preisaufgabe gestellt: 

nDie Zuständigkeit der schweiz. Gerichte in Eheschei- 
dungs- und Nichtigkeitssachen zwischen Ausländern, welche 
in der Schweiz wohnen.“ Namentlich sollten folgende Fragen 
studirt werden: 

1. Hat der Art. 56 des Bundesgesetzes vom 24. December 
1874, betreffend Civilstand und Ehe, hinsichtlich der bedingten 
Zulassung von Scheidungs- und Nichtigkeitsklagen für Ehen 
von Ausländern durch Schweizer Gerichte in der practischen 
Anwendung den Zweck. des Gesetzgebers erreicht ? 

(Darstellung der practischen Anwendung, welche die in 
Frage stehende Bestimmung in der Rechtsprechung der can- 
tonalen Gerichte und des Bundesgerichtes bis jetzt gefun- 
den hat.) 

2. Ist es angezeigt, unter Beibehaltung des jetzigen Ge- 
setzestextes den Abschluss internationaler Verträge anzu- 
streben, um den Urtheilen schweizerischer Gerichte in Ehe- 
streitsachen zwischen. Ausländern die Anerkennung Seitens 
der betreffenden ausländischen Staaten zu sichern? 

3. Oder empfiehlt es sich, den Art. 56 einer Revision zu 
unterwerfen, und eventuell in welchem Sinne? 

4. Welches sind überhaupt die Normen des internatio- 
nalen Privatrechts, welche Seitens der Schweiz den inter- 
nationalen Verträgen auf diesem Gebiete zu Grunde gelegt 
werden sollen? 
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Der Art. 56 des Civilstandsgesetzes bildete keinen Be- 
standtheil des ursprünglichen, vom Bundesrathe vorgelegten, 
Entwurfes und war in Folge dessen auch nicht Gegenstand 
besonderer Berathungen im Schoosse von Commissionen ge- 
worden. Erst bei Behandlung des Entwurfes im Schoosse 
der eidg. Räthe selbst wurde der Artikel auf Antrag eines 
Mitgliedes aufgenommen, ohne dass man sich vollkommene 
Rechenschaft über seine Tragweite gegeben zu haben scheint. 
Den Ausländern sollte die Möglichkeit einer Ehescheidung 
gegeben werden, in Wirklichkeit aber wurden derselben 
Hindernisse entgegengestellt, welche einer Verhinderung 
gleichkommen und einen Zustand herbeigeführt haben, welcher 
allgemein als unbefriedigend anerkannt wird. Ueber die Ab- 
hülfe dagegen herrscht bis zur gegenwärtigen Stunde eine 
ziemliche Rathlosigkeit. Es war daher ein guter Gedanke 
des Vorstandes, die Lösung der Schwierigkeiten durch Aus- 
schreibung von Preisarbeiten zu versuchen. Seine Erwartung 
wurde nicht getäuscht, denn nicht weniger als 4 Arbeiten 
in den drei Landessprachen sind eingelangt; zwei derselben 
sind in deutscher, die beiden anderen in französischer und 
in, italienischer Sprache geschrieben. Jede derselben, ohne 
Ausnahme, kann als eine tüchtige Leistung bezeichnet werden, 
obgleich sie keineswegs alle von gleichem Werthe sind. 
Darin stimmen alle überein, dass der Zweck des Gesetzes 
nicht erreicht worden ist; und sie begnügen sich auch nicht 
mit einer blossen Constatirung der Thatsache, sondern weisen 
dieselbe mit grösserer oder geringerer Vollständigkeit aus 
der eidgenössischen und cantonalen Praxis nach. Am voll- 
ständigsten ist diess geschehen von dem Verfasser der um- 
fassenden deutschen Arbeit, welche das Motto: Scire leges etc. 
an ihrer Spitze trägt. Sind sämmtliche Autoren über diesen 
Punkt einig, so gehen sie dagegen mit Bezug auf den Weg 
auseinander, auf welchem die Heilung gesucht werden soll. 

In erster Linie entstund die Frage, ob diess auf dem 
Wege von Staatsverträgen geschehen könne. 

Die Schwierigkeiten, welche sich dem Abschluss von 
solchen entgegensetzen, werden von allen Bewerbern erkannt 








634 Verhandlungen des schweizerischen Juristenvereins 1887. 


and anerkannt, und mit Ausnahme des italienischen auch 
von allen als vorläufig unüberwindlich bezeichnet. Der Ver 
fasser dieser Arbeit will im Gegensatz zu den übrigen die 
Competenz des schweizerischen Richters von dem Abschluss 
eines solchen Staatsvertrages abhängig machen, und es em- 
pfehlt sich nach seiner Auffassung, den schweizerischen Ge- 
richten die Annahme von Scheidungs- oder Nichtigkeits 
klagen von Ausländern zu verbieten, insoferne die Anerken- 
nung des auszufällenden Urtheiles nicht durch Staatsvertrag 
gesichert ist. 

Die übrigen Arbeiten nehmen von einem Staatsvertraze 
Umgang, so wünschbar auch ein solcher erscheinen möchte, 
und suchen die Grundsätze festzustellen, welche auf allge- 
meine Anerkennung Anspruch erheben können, und mit der 
Kraft der Gedanken zu erreichen, was auf dem Wege des 
Vertrages nicht erreichbar ist. Die französische Arbeit mit 
dem Motto: La Justice etc. untersucht eingehend die Grund- 
lagen, auf welchen nach den Grundsätzen des internationalen 
Privatrechtes ein solcher Vertrag abzuschliessen wäre, wobei 
namentlich der Widerstreit oder die Wettbewerbung von 
Domicil und Origo einer sorgfältigen Prüfung unterzogen 
wird. Daneben werden auch die Bestimmungen der Gesetz- 
gebung der einzelnen Staaten herbeigezogen, und mit Rück- 
sicht auf die Möglichkeit einer Anerkennung und Vollziehung 
der Urtheile untersucht. In dieser letzteren Beziehung hat 
namentlich die deutsche Arbeit: Scire leges, ein sehr umfang- 
reiches und werthvolles Material beigebracht und verwerthet. 
Die deutsche Arbeit mit dem Motto: Il s’agit eto. begnügt 
sich dagegen damit, die Gesetzgebungen von Frankreich und 
Deutschland herbeizuziehen, während die übrigen unberück- 
sichtigt bleiben. Die italienische Arbeit unterlässt es ihrer- 
seits, den speciellen Nachweis zu leisten, welchen die anderen 
unternommen haben. 

Wird der Weg eines Vertragsabschlusses abgelehnt, so 
bleibt die Frage übrig, ob Abhülfe geschafft werden könne 
durch Abänderung des Gesetzesartikels oder durch eine wei- 
tere Auslegung desselben. : 
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Protocoll vom 27. September. 635 


Auch in dieser Beziehung gehen die Ansichten der Ver- 
fasser auseinander. Die französische Arbeit mit dem Motto: 
La Justice etc. untersucht verschiedene Möglichkeiten und 
bezeichnet als solche: 

1. Die Aufhebung des Art. 56; 2. Modification in dem 
Sinne, dass schweizer. Gerichte nicht competent sein sollen, 
Scheidungs- oder Nichtigkeitsklagen von Ausländern anzu- 
nehmen; 3. Weitere Auslegung als die bisher vom Bundes- 
gerichte angenommene. Das Gericht solle keinen Nachweis 
verlangen, dass die Vollziehung erfolgen werde, sondern sich 
mit demjenigen begnügen, dass es wahrscheinlich geschehen 
werde, somit nicht die Gewissheit, sondern gestützt auf die 
nationale Gesetzgebung der Ehegatten nur die Wahrschein- 
lichkeit verlangen, in dem Sinne, dass nichts zur Annahme 
berechtigt, dass die Vollziehung werde abgelehnt werden. 
Oder aber es solle das Urtheil des schweizerischen Gerichts 
nur bedingt ausgesprochen werden, nämlich unter der Be- 
dingung, dass binnen einer bestimmten Frist die Anerkennung 
des auswärtigen Staates erfolge. 

Von diesen verschiedenen Wegen lehnt „La Justice ete.“ 
die Aufhebung des Art. 56 ab und ebensowenig findet er 
eine Beschränkung desselben in dem Sinne zulässig, dass 
schweizerische Gerichte überhaupt nicht competent sein sollen, 
Klagen von ausländischen Ehegatten anzunehmen, oder die 
Urtheile nur bedingt ausgesprochen werden sollen. Dagegen 
redet er einer weiteren Auslegung des Artikels das Wort. 

, Die deutsche Arbeit mit dem Motto: il s’agit etc. empfiehlt 
diejenige Lösung, welche von dem Unterzeichneten dem In- 
stitut du droit international vorgeschlagen worden ist, und 
welche dasselbe in seiner letzten Versammlung in Heidelberg 
mit grosser Mehrheit angenommen hat: Anerkennung der 
Competenz des Gerichtes der Niederlassung — nicht des 
blossen Aufenthaltes — insoferne die heimatliche Gesetz- 
gebung die Scheidung zulässt, und Anwendung des Gesetzes, 
welches an diesem Orte gilt mit Beziehung auf die Schei- 
dungsgründe. 

Die deutsche Arbeit „Scire leges“ will die Competenz 
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der schweizerischen Gerichte nur dann anerkennen, wenn das 
nationale Recht die Beurtheilung von Scheidungssachen seiner 
Angehörigen durch schweizerische Gerichte gestattet. Ais 
anzuwendendes Recht empfiehlt der Verfasser dasjenige des 
Staates, welchem der Ehemann zur Zeit der Eheschliessung 
angehörte, oder wenn beide Ehegatten diese Staatsangehörig- 
keit aufgegeben haben, das Recht des Staates, welchem der 
Ehemann zur Zeit der Klagerhebung angehört; keine Ehe 
soll geschieden werden, wenn der Scheidungsgrund nicht von 
dem schweizerischen Gesetz anerkannt ist. 

Aus dieser kurzen Uebersicht ergibt sich, dass die Aus- 
schreibung des Vorstandes von einem guten Erfolge begleitet 
worden ist. Die eingelangten Arbeiten sind durchweg tüch- 
tige Leistungen, welche den Dank des Vereines verdienen. 
Die Frage, ob heimatliches oder territoriales Recht zur An- 
wendung kommen solle, die Competenz der Gerichte u. s. w. 
wurden in einer Weise besprochen, welche den erfreulichen 
Beweis leistet, dass das Studium des internationalen Priv. 
Rechts unter unserer Juristenwelt sehr erhebliche Fortschritte 
gemacht hat. Auch dasjenige der vergleichenden Rechtswissen- 
schaft hat unzweifelhaft solche gemacht, von welchen der 
schweizerische Juristenstand und die schweizerische Gesetz- 
gebung Vortheil ziehen können. 

Von den eingelangten Arbeiten empfiehlt das Preisgericht 
zur Prämirung in erster Linie: 

Die deutsche Arbeit mit dem Motto Scire leges etc. 

Dieselbe behandelt den Gegenstand in ihrem vollen Um- 
fang, und zieht in den Kreis ihrer Untersuchung auch Fragen, 
welche von den übrigen nicht berührt worden sind, z. B. die 
processuale Bedeutung des Art. 56 und die Ausländereigen- 
schaft. Daneben werden nicht nur die relevanten Thatsachen 
in grösster Vollständigkeit berücksichtigt, sondern auch die 
Litteratur in weit grösserem Maasse herbeigezogen als es von 
Seiten der übrigen Verfasser geschehen ist. Endlich ist auch 
die Darstellung in formeller Beziehung als eine vorzügliche 
anzuerkennen. 

In zweiter Linie empfehlen wir die französische Arbeit 
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„La Justice etc.“, welche in vielen Beziehungen der ersteren 
ebenbürtig ist, und ihr nur desshalb nachstehen musste, weil 
sie sich weniger weite Kreise gezogen und in Folge dessen 
den Stoff auch nicht gleich vollständig behandelt hatte. 

Auch die italienische Arbeit, obgleich auf einem anderen 
Standpuncte stehend, verdient die Anerkennung des Vereines, 
denn auch sie darf nach Form und Inhalt als eine sehr tüch- 
tige und verdienstvolle anerkannt werden. Es ist dem Preis- 
gerichte daher angenehm, auf die Ertheilung eines dritten 
Preises für dieselbe antragen zu dürfen. 

Die zweite deutsche Arbeit ‘endlich ist in einzelnen Be- 
ziehungen weniger vollständig und auch weniger sorgfältig 
ausgearbeitet als die übrigen. Dagegen zeugt auch sie von 
gründlichen Kenntnissen, vollem Verständniss der behandelten 
Fragen und richtigem Blick mit Bezug auf die angestrebte 
Lösung. Wir hoffen derselben anderswo wieder zu begegnen, 
nachdem die letzte Feile angelegt sein wird. 

Die prämirten Arbeiten bleiben im Eigenthum des Ver- 
eines, und wir beantragen, die beiden ersten auf Rechnung 
des Vereines drucken zu lassen. 

Bellinzona, den 26. September 1887. 

Namens des Preisgerichtes: 
Prof. Dr. K. König. 

Der Antrag des Preisgerichts wird angenommen. 

Die Namen der Verfasser werden hierauf entsiegelt und 
es ergibt sich als Verfasser der Arbeit mit dem Motto: 
„Scire leges non hoc est verba earum tenere, sed vim ac 
potestatem“: 

Herr L. R. von Salis, Privatdocent der Rechte in Basel; 

als Verfasser der Arbeit mit dem Motto: „La justice envers 
les étrangers est un devoir qui s’impose à toutes les nations 
civilisées“ : 

M. Ernest Picot, juge à la cour de justice, à Genève, 

und als Verfasser der Arbeit mit dem Motto: ,Ogni popolo 
deve osservare rispetto agli altri popoli la giustizia, la buona 
fede e la benevolenza“: 

Sig. Ermengildo Rossi, avvocato e notajo a Lugano. 
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Der ausgesetzte Credit von 900 Fr. wird gemäss den 
Ausschreibungen auf Antrag des Prisidenten zu einem ersten 
Preise von 500 Fr., einem zweiten von 300 Fr. und einem 
dritten von 100 Fr. verwendet. 


VI. 


Als neue Mitglieder sind angemeldet und werden 
aufgenommen: 
28. Hr. Forster, Oberrichter in Bern. 
29. „ Graven, J., Advocat in Brig. 
30. „ Piazza, Martino, licenziato in diritto in Olivone. 
31. , Scazziga, Cesare, licenziato in diritto in Muralto. 
32. » Mondada, Giov. Batt., licenziato in diritto in Minusio. 
33. , Buetti, Arn., licenziato in diritto in Muralto. 


VII. 


Das Prisidium veranstaltet hierauf die Abstimmung 
über die in der gestrigen Discussion gestellten Anträge. 

Mit 25 gegen 21 Stimmen wird — entgegen dem An- 
trag Hoffmann-Cornaz, keine Resolutionen zu fassen — der 
Antrag Meili-Rosenberger zum Beschluss erhoben. 


VIII 


Zur Verhandlung gelangt sodann das zweite Haupttrac- 
tandum 

über die Auslieferung in Straf- und Polizei- 
sachen im intercantonalen Verkehr. 

Il sig‘. Dr. Luigi Colombi ha la parola per il riassunto 
del suo rapporto. 

Quanto alla prima parte del suo lavoro a stampa, si 
scusa dello sviluppo forte troppo considerevole dato all’es- 
posizione storica, notando a sua giustificazione, che il pro- 
gramma fissato dal Comitato pareva lo esigesse. 

Quanto alla seconda parte, deve pure cominciare con 
una scusa. Il programma accennava essenzialmente al 
quesito della riforma o meno dell’ Art. 2 della legge del 
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1852 sull’estradizione. Informazioni complementari ottenute 
dal sign. Dr. Zürcher, ohe aveva proposto il tema, fecero 
chiaro che i limiti del lavoro non erano cosi ristretti come 
pareva risultasse dal programma. Ecco perchè il relatore 
esaminò parecchi altri articoli della legge, esprimendo i 
suoi desiderata in proposito. 

Passando al merito, richiama -— in relazione alla sua 
tesi circa l’estradizione dei nazionali — il principio della 
territorialità del giure penale da una parte, e dall'altra la 
cresciuta fiducia tra le nazioni. Quanto alla territorialità, 
invoca in suo appoggio l’opinione di Cesare Beccaria. Il 
vero motivo per il quale si è voluto, nel tema in questione, 
deflettere da questo sommo principio, si è la diffidenza 
verso i Tribunali esteri. Nello stato attuale di civilizzazione, 
questa diffidenza non ha più ragione di essere. Due delle 
nazioni più liberali, l'Inghilterra e l'America, hanno già ab- 
bandonato il principio della non estradizione dei nazionali. 
Con quanta maggior ragione non devono abbandonarlo i 
Cantoni Svizzeri, legati tra loro da uno stretto vincolo fede- 
rativo! Lo stato difettoso del diritto penale in vari cantoni 
non è un motivo sufficiente per impedire l’invocato progresso. 
Richiama del resto come il sig”. correlatore sign. Kronauer 
stesso stabilisce, in riguardo all’art. 4 della legge, parecchie 
eccezioni le quali urtano col sistema della non estradizione. 

Circa l’estensione della estradizione alle contravvenzioni ed 
ai delitti tentati o mancati, la contraddizione colle tesi del 
correlatore non è che apparente. La tesi seconda del rap- 
porto dev’esser completata colla terza la quale esclude dall’ 
estradizione le trasgressioni alle leggi fiscali e di semplice 
polizia, oltre i delitti politici, di stampa e riguardanti la 
religione. — L'estensione poi dell’estradizione alle altre con- 
travvenzioni, essa diviene necessaria dopo la cresciuta facilità 
delle communicazioni e per i progressi fatti dalle varie le- 
gislazioni penali svizzere. Al sistema dell’enumerazione poi 
è, per comune accordo dei giuristi più competenti, da pre- 
ferirsi una disposizione generale come quella proposta nella 
tesi seconda. — Constata la perfetta consonanza di vedute 
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col correlatore, salvo sul 2° alinea della lettera a della tesi 
IV del sig” Kronauer: preferirebbe limitarsi alla dispo- 
sizione del primo alinea. — 

Dando poi soddisfazione ad aloune osservazioni fattegli 
dopo la stampa del suo lavore, e in presenza del testo dell’ 
Art. 65 Costituz. feder., dichiara che consente a ritirare la 
parti della tesi sesta che contempla le pene cor porali: 
| Ciò eradestinato unicamente ad impedire un eventuale regresso. 

E richiama il voto fatto perchè anche i rapporti inter- 
nazionali siano regolati da una legge federale. 

Der Präsident verdankt die erschöpfende und verdienst- 
liche Arbeit des Hrn. Dr. Colombi noch besonders. 

Hierauf trägt der Correferent, Herr Staatsanwalt Æro- 
nauer in Zürich, tolgende Auseinandersetzungen vor: 

In Bearbeitung der von Ihrem Comite gestellten Auf- 
gabe betreffend die intercantonale Auslieferung in Straf- und 
Polizeisachen hat der verehrte Hr. Referent Dr. Colombi 
vor Allem aus der Geschichte der schweiz. Politik und Ge- 
setzgebung Alles dasjenige zusammengetragen, was in dieser 
Materie von Alters her verfügt und verordnet wurde. Im 
Fernern hat er im zweiten Theil seine Vorschläge zur Re- 
vision der Gesetzgebung von 1852 gemacht, wiederum be- 
gleitet von den sorgfältigsten Studien und Erwägungen. 
Ich erkläre mich von vorneherein ausser Stande, jenen ersten 
Ausführungen etwas beizufügen, und wenn ich es wage, gerade 
im Hauptpunkte der Vorschläge des Hrn. Referenten dem- 
selben Opposition zu machen, so geschieht diess unter aller 
Anerkennung seiner Argumente und seines Standpunktes, 
ja mit dem Ausdrucke des Bedauerns darüber, dass practische 
Erwägungen mir nicht gestatten, dem idealen Gedankenfluge 
zu folgen, welchen er und die von ihm citirten Autoritäten 
bei Begründung ihrer Ansichten nehmen können und dürfen. 

Dieser Hauptpunkt beschlägt selbstverständlich die vom 
Hrn. Referenten bejahend entschiedene Frage über absolute 
intercantenale Auslieferungspflicht bei den im Gesetze be. 
zeichneten Strafthaten, resp. die Aufhebung der im geltenden 
Bundesrechte enthaltenen Beschränkung dieser Pflicht bezüg- 
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lich der in einem Canton verbürgerten oder niedergelassenen 
Personen, die ich in der Folgezeit als ,Cantonsangehôürige“ 
bezeichnen möchte. Die Argumentationen der freien Richtung 
gipfeln hier in den Worten von Jules Favre: le crime n’a 
pas de nationalité! und in dem SBatze, dass wenn irgendwo 
die Landesgrenze keine Schranke für. die Verfolgung straf- 
barer Handlungen bilden und das Verbrechen am Orte seiner 
Begehung zur Strafe gelangen sollte, dies der Fall sei in 
unserm schweizerischen Bundesstaate mit dessen kleinen 
Cantonsgebieten vielfach gleichartiger Gesetzgebung. 

Ohne nun auf alle die einzelnen Argumente einzugehen, 
von denen viele, wie die Bedeutung des Interesses der ge- 
schädigten Parteiam Ausgang des Strafverfahrens, die Wünsch- 
barkeit genauer Untersuchung des objectiven Thatbestandes 
u. drgl. gerade wegen des geringen Umfanges unseres Rechts- 
gebietes und der Leichtigkeit des Verkehrs aufirgend einem 
Punkte wenig Beachtung verdienen, sage ich, die obigen 
Argumentationen treffen den Kern der Sache nicht. Dieser 
liegt nicht darin, dass eine Strafthat an einem bestimmten 
Orte, speciell am Orte der Begehung, zur Ahndung gelange, 
sondern darin, dass sie überhaupt gestraft wird, und zwar nach 
Massgabe des zurechenbaren Verschuldens des Thäters. Mag 
man die Berechtigung des Staates zur Bestrafung von 
Uebelthaten herleiten woher diess sei, das gemeinsame 
Grundprincip und Ziel aller bezüglichen Theorien liegt darin, 
dass eben die verletzte Rechtsordnung gesühnt werden und 
dass die Strafe in objectiver und subjectiver Beziehung in 
richtigem Verhältniss zu der begangenen Verletzung stehen 
soll. Wo und von wem sie ausgesprochen wird, ist an sich 
gleichgültig, ihre Ausmessung aber hat nach der wesent- 
lichsten Seite hin zu berücksichtigen nicht den Geschädigten, 
nicht den Thatort, sondern den Thäter und dessen Verant- 
wortlichkeit. Diese Grundsätze gelten sowohl für den Fall, 
wenn der Canton selbst und directe seine Strafgewalt durch 
eigene Beurtheilung des Fehlbaren ausübt, als wenn er diess 
thut mittelst Auslieferung desselben an einen andern Canton 


zu dortiger Aburtheilung. Denn wie schon Schauberg in 
Zeitschr. für schweizerisches Recht. Neue Folge VI. 4 
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‘. seiner Abhandlung über das intercantonale Strafrecht vom 
_ Jahre 1869 ganz treffend ausführte, stehen sich Strafgewalt 


und Auslieferung nicht als Gegensätze gegenüber, sondern 
ist dies letztere nur eine Consequenz der erstern und reducirt 
sich die Pflicht der einzelnen Cantone in Auslieferungssachen 
dahin, auszuliefern, wenn sie ihr Strafrecht nicht selbst aus- 
üben wollen. Ich halte daher im Gegensatz zu der Ansicht 
des Hrn. Referenten dafür, dass die Nichtauslieferung eines 
Angehörigen die Grundprincipien des Strafrechtes nicht ver- 
letzt, sobald dafür gesorgt ist, dass ihn trotz derselben 
eine seinem Verschulden entsprechende Strafe trifft; sein 
Heimatcanton hat allerdings die Pflicht, ihn, wenn er 
eine nach allgemeinen Rechtsgrundsätzen strafwürdige Hand- 
lung begangen, entweder an den Thatort auf Begehren 
auszuliefern oder dann selbst zu bestrafen, er hat aber 
auch, eben vom Standpuncte der Nothwendigkeit ent- 
sprechender Sühne aus, die Pflicht, dafür zu sorgen, dass 
auch gegenüber dem Ausgelieferten die Strafe innerhalb der 
nach seinen Gesetzen richtigen Grenzen verbleibt. Jeder 
Angehörige eines Staates hat das Recht auf den Schutz 
der Organe des letztern vor Unbill, noch mehr aber Anspruch 
darauf, dass sie nicht Hand dazu bieten, dass ihm Unbill 
zugefügt werden könne. Eine Unbill würde aber entschieden 
auch liegen in Strafe für Handlungen, welche nach den Ge- 
setzen des Heimatkantons nicht straffällig sind, oder in Strafen, 
die nach Art oder Höhe über das hinausgehen, was der Heimat- 
canton im allgemeinen oder im speciellen Fall für zulässig 
erachtet. 

Und nun entsteht die Frage, ob wir innerhalb der ein- 
zelnen Glieder unseres Bundesstaates und in deren Gesetz- 
gebungen noch Ungleichheiten im Strafrechte besitzen, welche 
es wünschbar machen, dass den Cantonen im Allgemeinen 
die Entscheidung über die Gewährung von Auslieferung von 
Angehörigen unter der Bedingung eigener Bestrafung in bis- 
heriger Weise vorbehalten bleibe. Ich habe meinerseits, ge- 
stützt auf Erfahrungen in zürcherischer Praxis und specielles 
Studium der Frage, auf den heutigen Tag hin keinen Augen- 
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blick Bedenken, hierauf mit „Ja“ zu antworten. Die Praxis 
unserer zürcher. Regierung in Uebereinstimmung mit deren 
Antragsinstanzen in Auslieferungssachen ging seit langer 
Zeit dahin, dass den Begehren von Regierungen anderer 
Cantone dann entsprochen wurde, wenn die Handlung auch 
bei uns sich als Verbrechen oder Vergehen qualificirte und 
wenn die Gesetzgebung des requirirenden Cantons 
Gewähr für richtige Handhabung der Rechtspflege 
bot. Die letztere Bedingung richtete ihre Spitze natürlich 
gegen diejenigen Glieder unseres Bundesstaates, welche sich 
noch nicht zu Erlass geschriebener Strafgesetze aufraffen 
konnten und deren Strafrechtspflege mit „Actenextracten* 
und andern Ungeheuerlichkeiten der Contralgewalt schon so 
schwere Arbeit verursachte. Ich bin nicht der Ansicht des 
Hrn. Referenten, dass die Veränderung des Art. 1 des 
Bundesgesetzes in seinem Sinne hier eine Besserung herbei- 
führen würde. Ich halte vielmehr die Verweigerung der Aus- 
lieferung für einen berechtigten und nothwendigen Rechts- 
schutz der Betheiligten, und so lange wir nicht einheitliches 
Bundesstrafrecht oder Vervollständigung der Codification in 
den Cantonen besitzen, so lange werden wir das Interesse 
unserer eigenen Angehörigen in den einzelnen Fällen prüfen 
und wahren müssen. Wir haben aber auch in den Codices 
noch so grosse Verschiedenheiten, dass unbedingte Auslie- 
ferungspflicht nicht zulässig erscheint. Hier einige Bei- 
spiele: 

a. Die Stufe der untersten Grenze strafrechtlicher Zu- 
rechnungsfähigkeit schwankt bei einem häufigsten Mittel- 
ansatz von 12 Jahren, welcher sich auch im Bundesstraf- 
rechte findet, zwischen 10 und 14 Jahren (vide einerseits 
Luzern, Genf, Tessin, andererseits Waadt und Wallis). 

b. Bezüglich der Verjährung von Stratklage und Strafe 
existiren die grüssten Differenzen, hier sei nur erwähnt, dass 
nach zürcherischem Rechte die Strafklage bezüglich der An- 
tragsverbrechen, worunter mit wenigen Ausnahmen besonders 
schwerer Fälle auch Nothzucht, Schändung und Unter- 
schlagung, schon nach 6 Monaten von dem Zeitpunkte an 
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verjährt, in welchem der Geschädigte Veranlassung zur Klage 
hatte, resp. in zwei Jahren nach begangener That. 


c. Die Strafmaxima bei Diebstahlsverbrechen im Riick- 
fall schwanken zwischen 15 und 30 Jahren. 


d. Die Strafe des Kindsmordes liegt zwischen Zuchthaus 
von unbestimmtem Minimum bis 10 Jahren (Appenzell A./Rh.) 
resp. Zuchthaus von 2 bis 10 Jahren (Zürich), und 24 resp. 
25 Jahren (Maxima von Schaffhausen und Wallis); Schwyz 
bedroht sogar den Kindsmord im Rückfall mit Todesstrafe. 


e. Ueber den Umfang der als sog. Fleischesverbrechen 
stratbaren Handlungen und die Höhe ihrer Strafwürdigkeit 
herrschen ebenfalls bedeutende Differenzen, Neuenburg und 
Waadt z. B. ermangeln einer Strafbestimmung gegenüber 
dem Incest für den Fall, als beide Theile erwachsen sind, 
von den Verschiedenheiten der Qualification und Bestrafung 
der Päderastie u. dergl. gar nicht zu reden. 


f. Die grösste Mannigfaltigkeit aber bieten die can- 
tonalen Strafgesetze bezüglich der Antragsdelicte. 

In den einen fällt darunter der Betrug in Vertragsver- 
hältnissen, z. B. Thurgau, Schaffhausen; in andern, z. B. Bern, 
Zürich nicht, während hinwiederum Zürich Unterschlagung 
und sogar Nothzucht und Schändung zu den Antragsdelicten 
rechnet, dagegen beim eigentlichen Diebstahl mit Ausnahme 
von Genussmitteldiebstählen und Entwendungen unter nahen 
Anverwandten dem Klageverzicht des Damnificaten keinen 
wesentlichen Einfluss einräumt, ebenso wenig bei geringfügiger 
Körperverletzung. 

g. Bekannt sind sodann aus den Debatten über das eid- 
genössische Schuldbetreibungsgesetz die Differenzen zwischen 
den Rechtsanschauungen in den verschiedenen Landestheilen 
über die Folgen der Zahlungseinstellung bei Kaufleuten und 
bei andern Bürgern. Dieselben finden auch in den Straf- 
gesetzgebungen ihren Ausdruck darin, dass die Cantone der 
Westschweiz nur bei Handelspersonen den Bankerott als straf- 
würdig anerkennen im Gegensatz zu der deutschen Schweiz. 

h. Die Hehlerei gilt in vielen Cantonen als selbstän- 
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diges, mit schwerer Strafe bedrohtes Verbrechen, anderswo 
als blosse Begiinstigung. 

i. Neuenburg bestraft nach Analogie des Code impérial 
im Gegensatz zu allen andern Cantonen den Versuch gleich 
dem vollendeten Verbrechen. 

k. Diverse Cantone und zwar gerade diejenigen, welche 
sonst schon milde strafen, kennen das System der Strafkür- 
gung durch bedingte Entlassung, andere gewähren der obersten 
Administrativinstanz das Recht gnadeweisen Strafnachlasses, 
während wieder andere hievon Nichts wissen. 

Diese Divergenzen, deren Beispiele man wohl ins Un- 
endliche vermehren könnte, sind nun allerdings so wenig als 
der absolute Mangel einer Codification in den Cantonen Uri, 
Nidwalden und Appenzell-Innerrhoden von solcher Tragweite, 
dass sie das Bestreben nach Unification des schweiz. Straf- 
rechtes als aussichtslos erscheinen lassen, wie ja auch Herr 
Prof. Dr. v. Orelli in seinem Vortrag vom Jahre 1869 erkannt 
hat, dagegen constatiren sie Unterschiede in den Fundamenten 
des materiellen Strafrechtes, welche vor geschehener Unifica- 
tion die unbedingte Auslieferungspflicht ausschliessen. Sie 
compliciren sich noch durch mancherlei, in den Ausführungen 
des Hrn. Referenten pag. 530 ff. oben richtig skizzirte und auch 
bei uns manchen Ortes nicht ganz abzuweisende Befürch- 
tungen, dass in der ausübenden Strafjustiz gegen Nichtcan- 
tonsbürger ungleiche Elle angewendet werden könnte. Sie 
compliciren sich aber auch durch die Verschiedenheiten der 
Strafprocessrechte der einzelnen (%antone, welche den Ange- 
klagten eine verschiedene Stellung gegenüber den Unter- 
suchungs- und Anklagebehörden anweisen, und welche bezüglich 
der denselben zustehenden Rechtsmittel grundverschieden sind. 
Das Fundament der ganzen Strafjustiz ist sogar darin un- 
gleich, dass einzelne Cantone auch gegenüber gemeinen Ver- 
brechern mit Vorliebe Geldstrafen, Verweisung, Ehrverlust 
u. dergl. aussprechen, während die Mehrzahl aus Gründen 
der Gleichheit von Gesetz und Strafe und ohne Rücksicht 
auf das fiscalische Interesse grundsätzlich Freiheitsstrafen 
ihren Urtheilen zu Grunde legen. Ich kann nicht umhin, 
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an dieser Stelle zu erwähnen, dass der seither verstorbene 
Herr Prof. Hornung in Genf im Jahre 1882 einem Votum 
des Herrn Oberrichter Dr. Zürcher betreffend die Wünsch- 
barkeit eines einheitlichen schweiz. -Strafrechtes sogar dess- 
wegen opponirte, weil die Unterschiede der Strafgesetze darin 
wurzelten, dass die schweiz. Bevölkerung zwei verschiedenen 
Rassen angehöre. Ich stimme mit der damals von meinem 
verehrten Freunde Herrn Dr. Zürcher vertretenen und von 
Herrn Director Dr. Guillaume aus Neuenburg getheilten An- 
sicht überein, dass Herr Hornung zu weit gegangen sei, dass 
ein aus psychologischen Gründen unüberwindlicher Unter- 
schied nicht existire, dass die Anschauungen über Criminali- 
tät nicht in Cantonsgrenzen oder Rassen eingebunden seien 
und dass früher oder später sämmtliche Glieder der Eidge- 
nossenschaft sich zu Einem Strafrecht verbinden werden. In 
der Zwischenzeit aber soll das Bessere nicht der Feind des 
Guten sein, sondern, wie auch der starre Föderalist Hornung 
seine Meinungsäusserung schloss, sollen die intercantonalen 
strafrechtlichen Fragen dadurch vollständiger geregelt werden, 
dass das eidgenössische Gesetz über die Auslieferung neu 
bearbeitet und vervollständigt wird (cf. pag. 139 u. ff. des 
Jahresberichtes des schweiz. Vereins für Straf- und Gefäng- 
nisswesen vom Jahre 1882). 

Als Grundprincip bei Lösung dieser Aufgabe muss nach 
meiner Ansicht der Satz festgehalten werden, dass jedes Ver- 
brechen und Vergehen gegen die gemeine Rechtsordnung in 
richtiger Weise zur Strafe kommen soll, einstweilen unter 
Schonung der gesetzlich normirten cantonalen Eigenthümlich- 
keiten, soweit ein Canton seine Angehörigen durch eigene 
Uebernahme der strafgerichtlichen Verfolgung schützen kann 
und will. Der Einwand des Herrn Referenten, dass dieser 
Schutz in Form der Ausführung von Art. 1: des Bundesge- 
setzes da schwer, ja unmöglich zu leisten sci, wo es sich 
um Vollzug eines am Thatorte gefällten Strafurtheiles handle 
und wo in letzterm eine Strafart zur Anwendung gebracht 
worden, welche der Heimatcanton nicht kenne, erledigt sich 
wohl sehr einfach dadurch, dass in diesem Fall der letztere 
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nach seinen Gesetzen und Strafnormen ein neues Urtheil ver- 
hängt und vollzieht. Der Wortlaut des Gesetzes steht diesem 
Verfahren nicht entgegen. 


Zu den obigen gemeinen Verbrechen und Vergehen ge- 
hören aber, wie ich glaube, blosse Polizeiübertretungen nicht 
und sie sollten nicht durch Aufnahme in das Gesetz mit 
den erstern im intercantonalen Verkehr auf gleiche Linie 
gestellt werden. Es herrscht über die Frage, was als solche 
Uebertretung anzusehen sei, grosse Unklarheit, und sie kann 
natürlich vor Allem in unsern Verhältnissen nicht dadurch 
gehoben werden, dass wie im deutschen Reichsstrafgesetz 
eine Ausscheidung nach Strafarten getroffen wird. 


Ebensowenig ist eine erschöpfende Aufzählung der als 
„Polizeiübertretung“ strafbaren Handlungen oder Unterlas- 
sungen der Natur der Dinge nach möglich, — es wird viel- 
mehr eine begriffliche Bestimmung der eigentlichen Straf- 
thaten, der Verbrechen und Vergehen im Gegensatz zu blosser 
Polizeiübertretung, zu treffen sein. Ich möchte dieselbe an- 
lehnend an Berner’s Strafrecht $ 74 dahin geben, dass Ver- 
brechen und Vergehen Verletzungen der allgemeinen Rechts- 
ordnung seien, welche sich unter sich hauptsächlich nach der 
Schwere unterscheiden, dass aber Polizeiübertretungen bloss 
örtlichen Character tragen, dass sie die Verletzungen der 
blossen (cantonalen oder communalen) Polizeiordnungen um- 
fassen und die nur örtlichen Verletzungen der Rechtsordnung. 
Selbstverständlich gehört nach dieser Auffassung Lebens- 
mittelfälschung zu den Delicten im Gegensatz zu blossen Ver- 
stössen gegen die Marktpolizei. 


Ich wiirde im Bundesgesetze lediglich der Verbrechen 
und Vergehen Erwähnung thun und die Ausbildung des Ver- 
fahrens betreffend die Polizeiübertretungen den Compromissen 
zwischen den Cantonen überlassen, welche ja auch bisher die 
nothwendige Rechtshülfe geschaffen haben. 

Bezüglich der Verbrechen und Vergehen bin ich im 


Uebrigen damit einverstanden, dass die Auslieferungspflicht 
nicht mehr durch Aufzählung der einzelnen Fälle normirt 
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werden soll, sondern durch eine generelle Begriffsbestimmung 
ungefähr dahin lautend: 

„Die Cantone sind (mit Ausnahme der in Art. 1s be- 
zeichneten Fälle) verpflichtet, auf erfolgte Requisition alle 
diejenigen Personen auszuliefern, welche im requirirenden 
Canton eines Verbrechens oder Vergehens oder des Versuches 
von Verbrechen oder Vergehen angeklagt oder schuldig er- 
klärt sind, sofern die Handlung oder Unterlassung, um derent- 
willen die Auslieferung verlangt wird, nach der Gesetzgebung 
der beiden betheiligten Cantone mit gerichtlicher Strafe be- 
droht und weder bezüglich der Strafklage noch bezüglich der 
Strafe verjährt ist.“ 

Ich halte dafür, der requirirte Canton sei auch dann ex 
officio zur Prüfung der formellen und materiellen Grundlage 
des Auslieferungsbegehrens verpflichtet, wenn dasselbe nicht 
gegen einen Angehörigen gerichtet ist, eben desswegen weil 
die Auslieferung ein Ausfluss seiner eigenen Strafbefugniss 
ist. Die Rücksicht auf die Verjährung steht zwar im Gegen- 
satz zu der Gesetzgebung von 1852; sie scheint mir aber 
begründet, denn Niemand wird, ausser allenfalls in den unten 
noch zu besprechenden Specialfällen, einem Canton zumuthen, 
irgend Jemanden auszuliefern, wenn nach seinen Gesetzen 
die Strafbarkeit der in Frage stehenden Handlung irgendwie, 
sei es auch durch Verjährung, untergegangen ist. Der Canton 
hat in diesem Fall ebenso wenig das Recht zur Auslieferung 
als dasjenige der eigenen Bestrafung (cf. hiefür auch Lam- 
masch, Auslieferungspflicht und Asylrecht $ 13 pag. 431 u. ff). 

Die nähere Präcisirung der als „Vergehen“ oder „Ver- 
brechen“ zu betrachtenden Handlungen oder Unterlassungen 
wird, dessen bin ich überzeugt, in ganz kurzer Zeit durch 
die Praxis geschaffen werden. 

Zu These III des Herrn Referenten nur die Bemerkung, 
dass wie er selbst anerkennt, seine sogar ausdehnende Theorie 
von nothwendigen Ausnahmen von der allgemeinen Ausliefe- 
rungspflicht auch bei Verbrechen und Vergehen am Besten 
dafür spricht, dass der jetzige Stand der cantonalen Straf- 
gesetzgebung und Praxis die Durchführung des idealen Ein- 
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heitsgedankens noch nicht erlaubt. Ich acceptire die ge- 
botenen Erweiterungen und gehe nun zu meinem speciellen 
Thema über, indem ich zur Begründung meiner weitern 
Thesen Folgendes bemerke: 

Das Princip, nach welchem jedes gemeine Verbrechen 
und Vergehen in richtiger Weise bestraft werden soll, steht 
über dem Interesse des einzelnen Cantons und seiner An- 
gehörigen. Es durchbricht daher auch unter Umständen die 
Betugniss des erstern zur Ausübung der Gerichtsbarkeit über 
die in seinem Bereich befindlichen eigenen Angehörigen und 
benimmt gleichzeitig den letztern das Recht auf Beurtheilung 
durch den eigenen Richter nach dessen Gesetzen, immerhin 
mit der Ausnahme, dass das Strafmaximum des Heimatcan- 
tons nicht überschritten werden soll. 

Hieher gehören folgende Fälle: 

a. Diejenigen der Concurrenz mehrerer in diversen Can- 
tonen von einer und derselben Person verübten Verbrechen. 

b. Diejenigen der Connexität mehrerer Personen bei Ver- 
übung eines Verbrechens, sei es als Miturheber, sei es als 
blosse Gehülfen oder Begünstiger. 

c. Endlich die Verübung eines Verbrechens in mehreren 
Cantonen. 

Ueber die Competenz des Bundes zur Regulirung dieser 
Verhältnisse im Sinne der Schaffung eines einheitlichen Ge- 
richtsstandes kann wohl ein begriindeter Zweifel nicht mehr 
herrschen Angesichts der auf Grund von Art. 55 resp. 67 der 
Bundesverfassung vom Jahr 1848/74 bereits erlassenen Be- 
stimmung des Art. 4: des Bundesgesetzes und der Recht- 
sprechung des Bundesgerichtes im Falle Mettler, Entsch. 
Bd. III pag. 667, und Fähndrich, VI 212 u. f. Wenn im 
erstern Urtheil zur Begründung des einheitlichen Gerichts- 
standes für sämmtliche Theilnehmer an einem Verbrechen 
gesagt wird: 

„Dass die Beurtbeilung sämmtlicher Mitschuldigen eines 
Verbrechens in einem Verfahren offenbar nicht bloss im 
Interesse der Einfachheit, sondern auch im Interesse der 
Wahrheit und daber der Gerechtigkeit ist,“ 
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so darf dieser Satz nur bestätigt werden für alle Fälle der 
subjectiven und der objectiren Connexität von Verbrechen 
und Vergehen. Es muss auch die in Art. 13 des Bundes- 
gesetzes liegende und von mir für die Zukunft bis nach er- 
folgter Unification des Strafrechtes festgehaltene Einschrän- 
kung der allgemeinen Auslieferungspflicht diesen höhern In- 
teressen weichen. 

Die in These IV aufgestellten Normen dürften die rich- 
tige Lösung der diversen Complicationen enthalten. Die Ein- 
heit des Gerichtsstandes ist das Entscheidende, und zwar prä- 
ponderirt diejenige des forum delicti commissi gemäss den all- 
gemeinen Rechtsgrundsätzen. Bei subjectiver realer Verbrechens- 
concurrenz soll derjenige Canton die Beurtheilung übernehmen, 
in dessen Gerichtskreis das schwerste Verbrechen fällt, — 
bei gleichartigen derjenige, in welchem die Sache zuerst rechts- 
hängig wurde. Diese Grundsätze stimmen überein mit den- 
jenigen der Prozessgesetze von acht Cantonen. Vier — Frei- 
burg, Tessin, Wallis, Thurgau — stehen auf dem Standpunkt, 
der reinen Prävention, die übrigen ermangeln jeder bezüglichen 
Vorschrift. Für die Adoptirung des erstern Princips im inter- 
cantonalen Verkehr sprechen neben der Anlehnung an den 
allgemeinen Grundsatz des forum delicti commissi auch die Rück- 
sichten auf den Strafvollzug, der natürlich am ehesten von 
dem Canton übernommen werden kann, welcher sonst am 
meisten betheiligt ist. 

Diese, den einheitlichen Gerichtsstand als obligatorisch 
erklärende Bestimmung soll für die Zukunft die förmlich scan- 
dalösen Vorgänge verunmöglichen, welche sich bei Beurtheilung 
eines Thali, eines Lipp, eines Höfliger u. s. w. daraus er- 
geben haben, dass jeder Canton die in seinem Gebiete ver- 
übten Verbrechen beurtheilte und dann eine erschreckende 
und alles vernünftige Mass übersteigende Zahl von Jahren der 
Strafe zusammen addirt werden musste. Ein einziger Trost 
lag wenigstens darin, dass in den Cantonen, welche eine Ver- 
jährung der Strafen kennen, binnen absehbarer Zeit ein Theil 
der Strafen erlöschen musste, sonst wären einfach für Dieb- 
stähle lebenslängliche Strafen wieder praktisch eingeführt ge- 
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wesen. Ist der Heimatcanton bei derartigen Fillen betheiligt, 
so erwächst ihm natürlich aus den in Art. 1: bezeichneten 
Gründen das Recht, die Sache an sich zu ziehen. 

These 4b, enthält die Regelung der Bestrafung der objec- 
tiven Connexität von Verbrechen ebenfalls im Sinne des Ob- 
ligatoriums und vom Standpunkte des forum delicti commissi. 

Die These 4 c. soll eine weitere Sorte von Unzukömmlich- 
keiten vertilgen und hat speziell den Fall im Auge, in welchem 
Banknoten.oder Münzen an einem Orte nachgemacht, an andern 
ausgegeben werden. Auch hier bestanden in praxi mehrere 
schlimme Proceduren mit Strafhäufung durch Urtheile in ver- 
schiedenen Cantonen, während die Natur der Sache doch ge- 
wiss Einheit verlangt. 

Dass Gehülfen und Begünstiger zugleich mit dem Haupt- 
urheber zur Beurtheilung kommen sollen, hat schon das Bundes- 
gericht durch seine Entscheide in Sachen Mettler u. s. w. 
festgestellt. Dagegen erscheinen die eigentlichen Hehler nach 
der neuern Rechtswissenschaft und der Gesetzgebung von 13 
unter 22 cantonalen Codificationen sowie im internationalen 
Rechte in einem wesentlich andern Lichte, nämlich als Ur- 
heber von selbständigen Verbrechen. Die zürcherischen Ge- 
richte haben in einem Specialfall dieser Qualification dadurch 
die äusserste Folge gegeben, dass sie sich cx officio bezüglich 
der Hehlerei incompetent erklärten in einer Procedur, in 
welcher das Hauptverbrechen auf zürcherischem, die Ueber- 
gabe der gestohlenen Sache an den Hehler dagegen auf Zuger 
Territorium erfolgt war. Die Gerichte des letzteren Cantons 
übernahmen die selbständige Beurtheilung des Hehlers. 

Mir scheint diese Behandlung dem Character der Hehlerei 
zu entsprechen; sie ist nicht ein blosses Appendix zu der- 
jenigen Strafthat, durch welche fremdes Eigenthum dem Be- 
rechtigten entzogen wird, sondern nach der subjectiven und 
nach der objectiven Seite hin ein selbständiges Verbrechen 
mit besonderer, ja hie und da diejenige der eigentlichen die- 
bischen Wegnahme übersteigender Strafwürdigkeit. Es äussert 
sich diese Qualification speciell bei der gewerbsmässigen Heh- 
lerei, deren Gerichtsbarkeit man bei Mangel eines örtlichen 
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Zusammentreffens kaum wird abhängig machen können von 
dem Forum der vorangehenden directen Eigenthumsverbreehen. 
Daher die Weglassung der Hehlerei aus These IV d. des Cor- 
referenten im Gegensatz zum Hrn. Referenten und im Sinne 
einer selbständigen (Gerichtsbarkeit dieses Verbrechens im 
Bundesrechte. 

Zu These IV e., den Gerichtsstand des Versuches anbe- 
treffend, nur die Bemerkung, dass derselbe bei Betrug, Er- 
pressung u. 8. w. von grosser Wichtigkeit werden kann und 
dass die vorgeschlagene Lösung in bewusstem, aber durch den 
Stand der Rechtswissenschaft und die Anforderungen der 
Praxis begründetem Gegensatz steht z. B. zu Art. 3 des Mi- 
litärstrafrechtes, welcher nur das forum domicilii kennt. 

Für Entscheidung von Competenzconflicten, sei es aus 
Gründen der Weigerung der Uebernahme complicirter Fälle, 
sei es aus solchen der Auslieferung eigener Angehöriger, er- 
scheint das Bundesgericht als die gegebene Instanz mit oder 
ohne specielle Anrufung im Gesetze. 

Eine Hauptfrage wird natürlich diejenige sein, nach welchen 
Grundsätzen die Strafausmessung bei Beurtheilung concur- 
rirender Verbrechen zu normiren sei. In der Rechtswissen- 
schaft und in unserer Musterkarte von eidgenössischen und 
cantonalen Strafgesetzen finden sich alle drei Systeme, welche 
Holtzendorff als dasjenige der Cumulation, der Absorption und 
der Strafschärfung bezeichnet, das erstere aber in verschwin- 
dender Minderzahl: nämlich reine Cumulation in Genf bei Po- 
lizeiübertretungen und in Luzern; Absorption in Genf bei 
Verbrechen und in Waadt. Die übrigen 19 cantonalen Codices 
und die eidgenössischen Strafgesetze (Bundesstrafrecht und 
Strafrechtspflege für die eidgenössischen Truppen) stehen auf 
dem Boden der beschränkten Cumulation, des Schärfungs- 
princips, allerdings unter sich wieder mannigfache Differenzen 
zeigend in der zum Theil arithmetisch durchgeführten Berech- 
nung der Straferhöhung, der Bestimmung der zulässigen Ueber- 
schreitung des Maximum der schwersten Einzelstrafe u. drgl. 
Im Allgemeinen aber herrscht im cantonalen Recht der in der 
Bundesstrafgesetzgebung acceptirte Grundsatz vor, dass aus 
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Concurrenzrücksichten das Strafmaximum der schwersten Einzel- 
strafe um die Hälfte überschritten oder auch zu einer schwe- 
reren Strafart übergegangen werden dürfe. Dieser Grundsatz 
erscheint auch allein billig und gerecht; billig, weil er die 
Härten der absoluten Cumulation und damit die Wiederholung 
von Ungeheuerlichkeiten analog den Bestrafungen Lipp, Thali 
vermeidet; gerecht, weil er es erméglicht, den durch Veriibung 
mehrerer Strafthaten documentirten, besonders bösartigen Cha- 
racter und die erwachsene grosse Schädigung von Interessen 
Dritter durch Straferhöhung innerhalb angemessener Schranken 
zu berücksichtigen. 

These V b. unterscheidet sich von dem entsprechenden 
Vorschlag des Hrn. Referenten nur dadurch, dass von einem 
Verbot körperlicher Züchtigung nicht die Rede ist, weil das- 
selbe bereits in Art. 64 der Bundesverfassung figurirt. 

These VI vollzieht die Assimilation des Auslieferungs- 
gesetzes mit dem Obligationenrecht, ohne dem letztern etwas 
. beizufügen, da es das gegebene Thema in zwingender und 
erschöpfender Weise behandelt. 

These VII regulirt die Fragen von Kostenersatz zwischen 
den Cantonen in Fällen der Uebernahme einer Untersuchung 
durch Einen Canton im Sinne von These IV. Es dürfte sich 
von selbst verstehen, dass dabei jeder Anspruch an den die 
Untersuchung führenden Canton als solchen ausgeschlossen ist, 
dagegen soll in diesem und in andern Fällen nicht der Au- 
geklagte oder wem immer sonst die Kosten schliesslich auf- 
gelegt werden, dadurch lucriren, dass einzelne processualische 
Handlungen mittelst Requisitionen vollzogen wurden. Für 
unsere intercantonalen Beziehungen besteht nicht die Rück- 
sicht auf internationale Höflichkeit, welche derartige 
Kostenbezüge im Verkehr mit dem Ausland ausschliesst, auch 
sind die Vermehrung der Rechnungsführung, die Auslagen für 
die Rückerstattung u. s. w. nicht so gross, dass man nicht 
sagen dürfte, es müsse Jemand, der die Einleitung einer Straf- 
untersuchung verschuldet hat, alle daraus erwachsenen Kosten 
decken. Sind sie nicht erhältlich, so soll sie wie bisher der 
requirirte Canton tragen, sie müssen ihm daher auch nur er- 
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setzt werden, wenn sie dem Canton eingehen, welcher die 
Untersuchung führt. 

Was endlich die Kosten des Strafvollzuges in den Fällen 
von These IV betrifft, so würde ich im Allgemeinen solche 
auf dem Canton belassen, welcher das Urtheil übernommen 
hat oder übernehmen musste, und es kann dies leicht damit 
begründet werden, dass es sich ja entweder um die Bestrafung 
eines seiner Angehörigen oder um die Ahndung eines in der 
Hauptsache auf seinem Gebiet verübten Verbrechens handelt. 
Auch sind bei gut eingerichteten Strafanstalten die Selbst- 
kosten des Staates für den Strafvollzug über den Arbeits- 
verdienst des Sträflings hinaus nur unbedeutende. Dagegen 
glaubte ich den immerhin gedenkbaren Fall ins Auge fassen 
zu müssen, in welchem einem Canton hiebei unverhältniss- 
mässige Kosten erwachsen, wenn er z. B. keine eigenen ge- 
nügenden Strafanstalten besitzt, sondern seine Zuchthaussträf- 
linge irgendwo als Kostgänger unterbringen muss. Hier sollte 
ein billiger Ersatzanspruch auf möglichst einfachem, admini- 
strativem Weg gewahrt werden gegenüber denjenigen Can- 
tonen, welchen durch das eingeschlagene Verfahren eigene 
Kosten des Strafvollzuges abgenommen worden sind. 


Ein weiteres Eintreten auf die polizeilichen Vorschriften 
des Bundesgesetzes über den Vollzug der Auslieferung erschien 
auch für das Correferat unnöthig, theils nach der Natur der- 
selben, theils weil diese Vorschriften sich bis anhin in der 
Praxis als genügend und sachgemäss erwiesen haben. Eben- 
sowenig konnte nach dem Rahmen der gestellten Aufgabe 
eine Besprechung der Frage stattfinden, in welcher Weise 
ausserhalb des eigentlichen Auslieferungsverfahrens die Leistung 
der Rechtshülfe in Strafsachen zwischen den einzelnen Can- 
tonen sich gestalten solle. Diese Materie ist auch heute noch 
wie bei Erlass des Gesetzes von 1852 durch die Bundesver- 
fassung den Cantonen vorbehalten und könnte ohne Revision 
der letzteren nur auf dem Concordatswege geregelt werden 
(cf. die auf pag. 494 ff. oben des Referates erwähnten Ausfüh- 
rungen der Legislation von 1852). 
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Was endlich die bundesgesetzliche Regulirung des inter- 
nationalen Auslieferungswesens betrifft, so erscheint aller- 
dings der beziigliche Wunsch des Hrn. Referenten als ein be- 
rechtigter und stimme ich demselben bei. Die specielle Durch- 
führung des Gedankens hängt aber so sehr ab von einer 
Prüfung und Sichtung der bereits abgeschlossenen einzelnen 
Vertrige und einem Studium der entsprechenden auswärtigen 
Gesetzgebung, dass ich glaube, es werde die Behandlung 
dieses Themas besonderer Arbeit überlassen werden miissen, 
und meinerseits von jedem weiteren Eintreten abstrahire. 


Zum Schlusse noch einmal zuriickkommend auf die Frage 
der Môglichkeit einer baldigen Unification des Strafrechtes 
für unser gesammtes Vaterland, so stehe ich gewiss auf gleichem 
Boden mit der Mebrzahl unserer Juristenwelt, wenn ich sage, 
dass diese Unification als eine nothwendige Folge der bis- 
herigen Entwicklung des schweizerischen Strafrechtes sich dar- 
stellt und dass sie, wenigstens beziiglich der gemeinen Ver- 
brechen und Vergehen, früher oder spiter kommen muss, dass 
sie aber besonders beziiglich des Processverfahrens mit einer 
so vielseitigen Aenderung der fundamentalen bisherigen Ein- 
richtungen der Cantone verbunden ist, dass ihre Finführung 
nicht überstürzt werden darf und nothwendig noch Jahre lang 
auf sich warten lässt. Hr. Prof. Dr. v. Orelli hat im Jahre 1869 
mit bestechenden Argumenten seine Schlussfolgerungen dahin 
vertheidigt: dass ein einheitliches schweiz. Strafrecht nicht 
anders ausführbar sei als in Verbindung mit einem gemein- 
samen Strafprocessverfahren und durch einheitliche Organisa- 
tion der Strafgerichte, durch eidgenöss. Untersuchungsbehörden 
und durch Vorschriften, welche eine gleichmässige Vollziehung 
der Strafurtheile in der Schweiz sichern. 

Diese Bedingungen dürften zwar heute, nachdem ohne 
wesentliche Uebelstände vor einem unificirten Civilprocess 
das gemeinsame Obligationenrecht in Kraft getreten ist, und 
nach den Resultaten der Kämpfe um einheitliches Schuldbe- 
treibungsrecht als zu weit gehende bezeichnet werden. Im- 
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merhin wäre die unerlässliche Voraussetzung der Unification 
nicht nur die Ausarbeitung des Strafgesetzes, sondern auch 
die Erweiterung der Centralgewalt durch Revision der Bundes- 
verfassung, wohl auch die Bekleidung des Bundesgerichtes mit 
neuen Rechten zur Aufsicht über die Strafrechtspflege der 
Cantone und endlich eine nähere Beziehung des Bundes zum 
Strafvollzug, wie solche schon vielfach angeregt, aber aus 
formellen Griinden immer abgewiesen worden ist. — Dabei 
ist wohl zu beachten, dass in den Verhältnissen unseres Bundes- 
staates nicht so leichthin exemplirt werden kann mit der 
allerdings in verhältnissmässig sehr kurzer Zeit erfolgten Ein- 
führung der einheitlichen Strafgesetzgebung im deutschen 
Reich. Dort bedurfte es keiner Aenderung der Verfassung, 
dort konnte mit Machtspruch erreicht werden, was bei uns 
mit Compromissen gesucht werden muss. — Dass letztere 
nicht so leicht und nicht so bald geschaffen sind, zeigt der 
bisherige Verlauf der Bestrebungen nach Unification im Civil- 
und Strafrecht. 

Möge es immerhin gelingen, die vorhandenen Schwierig- 
keiten mit unsern legalen Mitteln zu besiegen und damit den 
Ausbau der gemeinsamen Verfassung zum Wohle Aller wieder 
ein Stück weiter zu fördern, ich glaube nicht, dass dadurch 
ein werthvoller Theil berechtigter cantonaler Eigenthüm- 
lichkeiten vernichtet würde. Inzwischen aber werden diejenigen 
Personen, welche der practischen Strafrechtspflege nahe stehen, 
Befugniss und Pflicht haben, die Bundesbehörden immer neu 
darüber aufzuklären, welche Uebelstände mit der jetzigen 
Lage der Dinge verbunden sind, und Vorschläge zu einer Ver- 
besserung zu machen. Dies zu provociren scheint die Aufgabe 
Ihres geehrten Comité’s bei Aufstellung des strafrechtlichen 
Themas gewesen zu sein und es existirt nur allzu dringende 
Veranlassung zu einer baldigen Aenderung der bestehenden 
Verhältnisse. Typisch und für Jedermann einleuchten1 dürfte 
der Straffall Peter Lipp sein, über dessen Verlauf daher hier 
kurz Folgendes: 

Peter Lipp, ein Gewohnheitsdieb aus dem Canton Luzern, 
befand sich im Jahre 1884 als sog. „Glarner Kostgänger“ 
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in der Strafanstalt Zürich und hatte bereits ausser der Glarner 
Strafe noch ein Zürcher und ein Schwyzer Urtheil auf dem 
Riicken, als aus diversen Cantonen immer neue Anfragen an 
die zürcherische Staatsanwaltschaft gelangten, dahin gehend, 
ob nicht Lipp etwa da und dort weiter gestohlen. Die 
bezüglichen Verhöre führten zu keinem Ziel, weil der Ver- 
dacht immer nur auf Vermuthungen basirte und jedes Mal 
von Lipp schon zum Voraus für ein Alibi gesorgt war. Da- 
gegen langweilten sie schliesslich den Menschen, und als er 
während dieser Zeit in eine schwere Krankheit verfiel, er- 
klärte er dem Sprechenden, er hätte noch viel einzugestehen, 
aber das gebe eine böse Geschichte und es kommen noch 
viele Personen hinein. — Nach einigem Zögern und Zureden 
bekannte er sodann einige Dutzend von ihm in 9 schweize- 
rischen Cantonen verübte Diebstähle mit einem ganz bedeu- 
tenden Schadensbetrage, und er bezeichnete ferner eine Mehr- 
zahl von Personen in Pfäffikon, Ct. Schwyz, als seine Hehler. 
Von letzterm Ort hatte er seine Raubzüge unternommen bis 
nach Solothurn und Baselland, und dort hatte er in Kneip- 
wirthen u. dergl. Käufer und sonstige Abnehmer des Ge- 
stohlenen gefunden. Es gelang, die Richtigkeit aller dieser 
Angaben zu verificiren, sowohl soweit sie den Lipp selbst als 
soweit sie Andere belasteten. Auf energisches Andringen 
der zürcherischen Behörden schritt man auch in Schwyz ein 
und wurden über ein halbes Dutzend Hehler dort in Unter- 
suchung gezogen. Lipp selbst kam, nachdem sein Heimat- 
canton (der Mühe und Kosten wegen?) die einheitliche Ueber- 
nahme des Verfahrens abgelehnt hatte, in die einzelnen Can- 
tone, in welchen er gestohlen, zu jeweiliger separater Beur- 
theilung. In Schwyz, wohin man ihn wegen der Connexität 
mit den Hehlern zuerst schickte, gelang es ihın nach wenigen 
Wochen aus dem Untersuchungsverhaft auszubrechen, und 
seine Arretirung gelang erst, nachdem er wieder eine Reihe 
neuer Diebstähle verübt hatte. Die Auslieferung in die ein- 
zelnen Cantone geschah von Zürich aus in der zeitlichen 
Reihenfolge der bezüglichen Begehren und ergab in Summa 


gegen 45 Jahre Zuchthausstrafe, wohl zu beachten indessen, 
Zeitschr. für schweizerisches Recht. Neue Folge VI. 42 
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É i: : ohne dass Schwyz seinerseits ihn wegen der seit 1884 neu 
U... zu Tage getretenen Verbrechen bestraft hätte. Dieser Canton 
&... konnte trotz mehrfachen Reclamationen nicht dazu gebracht 
"werden, seine Procedur zu Ende zu führen. Die Hehler 
- warden dort nach kurzer Haft wieder auf freien Fuss gesetzt 
è. und sind heute noch nicht beurtheilt, — Lipp 
j. ist ohne ein neues Schwyzer-Urtheil vor 
“:  Kurzemin der Strafanstalt Zürich gestorben. 
— Ja noch mehr, als man von Zürich aus im Februar d. J. 
die schwyzerischen Behörden darauf aufmerksam machte, 
dass nach der zeitlichen Reihenfolge des Strafvollzuges ihr 
altes Urtheil über Lipp zur Execution käme, langte von 
der dortigen Polizei der Bericht ein, sie verzichten auf die 
Priorität, man solle zuerst die (8 Jahre umfassende) Zürcher 
Strafe vollziehen. Der Grund dieser Antwort lag natürlich 
in der Hoffnung auf Abwälzung von Kosten und nur eine 


x 

Ro energische Vorstellung bei der schwyzerischen Regierung 
fin konnte diese bewegen, den Bescheid zurückzunehmen. 

o: So viel ohne weitere Randglossen aus der Historie dieses 
Ke 


Strafverfahrens zur Begründung der Ansicht, dass, so weit 
irgend thunlich und sofort, derartige scandalöse Vorkommnisse 
verunmöglicht werden. Der Bund kann das durch die Ver- 
besserung des Auslieferungsgesetzes in der vorgeschlagenen 
Art, und man sage nicht, es handle sich ja nur um Hallunken 
und Verbrecher. Auch sie haben aus nahe liegenden Gründen 
ein empfindliches Gefühl für das Unrecht, welches ihnen 
durch derartige Behandlung geschieht, das nicht nur in der 
Verlängerung der Strafzeit, sondern auch in vermehrter 
? Untersuchungshaft, in dem Herumschleppen von Canton zu 
Canton liegt. Man darf gewiss ohne Sentimentalitàt sagen: 
Gesetze und Strafvollzug sollten gerecht eingerichtet sein, 80 
dass auch der Verbrecher nicht Grund hat zu erklären, er 
sei von denjenigen, die das Richteramt über ihn ausüben, 
um sein natürlichstes Recht auf eine der Grösse seiner That 
und der allgemeinen Androhung des Gesetzes entsprechende 
Beurtheilung betrogen worden! 

Daher beantrage ich eine Resolution im Sinne der An- 
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regung sofortiger Revision des Auslieferungsgesetzes durch 
die h. Bundesbehörden, nicht als Hinderung, sondern als Vor- 
läufer der Unification des gesanmten Strafrechtes. 

M. Dunant, conseiller d'Etat à Genève, se joint au 
voeu exprimé par M. Colombi de voir une loi fédérale régler 
ce qui concerne l’extradition entre la Suisse et l'Etranger. 
Il y a beaucoup de questions que soulève l'application des 
traités, il y a des différences dans les énumérations des crimes 
et délits. Ce sont là des causes de difficultés qui seraient 
supprimées si une loi fédérale fixait les bases sur lesquelles 
les traités devraient être conclus et les cas où l’extradition 
pourrait avoir lieu en dehors des traités. 

M. Dunant appuie également les thèses I, II et IV de 
M. Colombi, touchant la suppression de l’énumération et la 
compétence donnée à un seul tribunal cantonal en cas de 
plusieurs poursuites ouvertes contre le même individu dans 
divers cantons. 

Quant à la clause de non-extradition des nationaux elle 
vient des grandes différences de législations pénales des divers 
cantons. Cette raison existe toujours et le vrai moyen de la 
faire tomber c’est l'élaboration d’une loi pénale fédérale, en 
ne laissant à la législation cantonale que la compétence en 
matière de police et de procédure. Or, cette centralisation 
est moins difficile à réaliser que celle du droit des obligations 
et de la poursuite. 

M. le Dr. Ruchonnet, conseiller fédéral, veut exprimer son 
avis sur l'idée d'élaborer une loi fédérale reglant nos rapports 
internationaux en matière d’extradition. Cette expression 
est déjà incorrecte en elle-même, une loi ne pouvant avoir 
d'effets qu'à l'intérieur. Chaque pays pourrait faire une loi 
et dire aux autres pays: Conformez-vous à celle-ci, si vous 
voulez que je vous extrade vos malfaiteurs. Mais si tous les 
pays faisaient ainsi, il n’y aurait plus d’extradition possible. 
L'utilité d'une loi semblable pourrait être de donner au pou- 
voir exécutif un guide pour les rapports à avoir avec les 
pays auxquels la Suisse n’est pas liée par un traité, mais 
l’orateur pense qu'il vaut mieux faire le plus possible de 
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u \ traités. Quant à la divergence dans l’énumération des crimes 


et délits dans les divers traités, elle vient précisément de la 
différence des points de vue des différents pays. La Suisse 
a un traité type qu’elle cherche à faire prévaloir, mais avec 
chaque pays elle se voit obligée de faire des concessions 
différentes et l’unité du type s’évanouit. Il n'est donc pas 
possible à obtenir de l’uniformité. L'administration connait 
bien les inconvénients de ces divergences; c’est elle qui en 
supporte le poids, c’est elle qui doit veiller à ce que les actes de 
demande d’extradition envoyés par les cantons se confor- 
ment aux exigences divergentes des divers traités. (C’est un 
travail laborieux et toujours à recommencer, mais je n'y vois 
guère de remède. 

Il faut remarquer enfin que l’élaboration d'une loi fédérale 
serait très-difficile par la question de la définition des délits 
politiques. Il est très-difficile de poser des principes absolus 
et l'administration du pays doit garder une certaine liberté 
d'action en ces matières. Il parait plus utile de s'occuper 
de la révision de notre loi intérieure sur l’extradition qui en 
a évidemment besoin d’être mise à la hauteur des principes 
modernes. 

Hr. Dr. Weibel, Advokat, Luzern will auch die Discussion 
nicht durch Einbeziehung internationaler Auslieferungsfragen 
compliziren, immerhin spricht er den Wunsch und die Hoff- 
nung aus, dass an Stelle der Musterkarte von Vertrigen ein 
einheitlicher internationaler Vertrag etwa wie der Weltpost- 
vereinsvertrag u. s. f. trete. 

Die Mangelhaftigkeit der Strafrechtspflege in gewissen 
Kantonen lässt es nicht zu, die Auslieferung der eigenen 
Angehörigen von den Kantonen zu verlangen. So lange in 
der Urschweiz in einzelnen Kantonen noch Einrichtungen 
bestehen wie Geheimhaltung der Acten gegenüber dem Ver- 
theidiger, Hiufung verschiedener Functionen des Strafprocesses. 
in einem allmächtigen Beamten, das Fehlen geschriebener 
Strafgesetze und die dadurch bedingte Aufstellung ganz will- 
kürlicher Verbrechensbegriffe, können wir uns nicht ent- 
schliessen, eigene Angehörige dahin auszuliefern. 
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Herr Brodbeck, Untersuchungsrichter in Basel, hat in 
seiner Praxis weniger schlimme Erfahrungen in der Auglie- 
ferungsfrage gemacht und gefunden, dass es verschiedenen 
Kantonen weniger daran gelegen ist, ihre Angehörigen nicht 
auszuliefern, als vielmehr ihre Verbrecher an fremde Kost 
abzuschieben, dass also mehr der Geldpunkt als das National- 
gefühl den Ausschlag gibt. Gleichwohl stimmt er aus den 
von Dr. Weibel illustrirten Gründen für die Ansicht des Cor- 
referenten. Unter Anführııng einiger statistischer Notizen 
über die von Baselstadt vermittelten Auslieferungen macht 
er noch auf die Vorzüge der Auslieferung brevi manu unter 
den Kantonen und einer schleunigen Rechtshülfe im inter- 
kantonalen und internationalen Requisitionswesen und die 
Wünschbarkeit einer Erleichterung des diesbezüglichen Ver- 
kehrs mit Frankreich aufmerksam. 

Hierauf bringt Herr Oberrichter Prof. Stooss in Bern 
nachfolgenden, von 25 Mitgliedern des Vereins unterzeich- 
neten Antrag einer zu fassenden Resolution ein: 

Der schweizerische Juristenverein, überzeugt, 
dass eın wirksamer und erfolgreicher Kampfgegen 
das Verbrecherthum nicht möglich ist, so lange 
die Zersplitterung der kantonalen Strafgesetz- 
gebung fortbesteht, ersucht den Bundesrath, die 
Vorarbeiten für die Vereinheitlichung des Straf- 
rechts an die Hand nehmen zu wollen. 

Herr Prot. Stooss begründet den Antrag mit folgenden 
Worten: Der Erlass eines Bundesgesetzes, welches den Zweck 
hätte, gemeinsame Bestimmungen über die Auslieferung im 
internationalen Verkehr aufzustellen, dürfte sich nach 
dem Vorgange anderer Staaten empfehlen, wenn sich das 
Gesetz auf die allgemeinen Grundsätze beschränken würde; 
denn dann würde die Freiheit der Vertragsschliessung nicht 
eingeschränkt. Viel dringender sind aber Reformen geboten 
hinsichtlich der Auslieferung von Delinquenten im inter- 
kantonalen Verkehr. Es steht leider fest, dass auswärtige 
Staaten, welche in den letzten Jahren mit der Eidgenossen- 
schaft Auslieferungsverträge abgeschlossen haben, eine Aus- 
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lieferungspflicht in weiterem Umfange und mit weniger Vor- 
behalten anerkennen, als sie das ,Bundesgesetz über die 
Auslieferung von Verbrechern oder Angeschuldigten“ einem 
Kanton gegenüber dem andern auferlegt. Die auffallende 
Thatsache erklärt sich freilich einigermassen daraus, dass das 
Gesetz im Jahre 1852, also vor 35 Jahren in Kraft trat, in 
einer Zeit, welche von der Raschheit des Personenverkehrs, 


-wie er heute besteht, noch wenig wusste. Gerade mit Rück- 


sicht auf die grössere Circulationsfähigkeit des Verbrecher- 
thums sind nun die allgemeinen Grundsätze über Auslieferung 
weiter gefasst worden. 

Unser Auslieferungsgesetz ist unvollständig. Es zählt 
eine Reihe von Verbrechen auf, wegen deren Auslieferung 
stattfinden muss. Der Katalog ist jedoch lückenhaft. Nicht 
genannt sind z. B. Kuppelei, unzüchtige Handlungen, Lebens- 
mittelfälschung und Vagantität. So kann es vorkommen, 
dass ein Kanton gemäss Staatsvertrag einen Delinquenten an 
Frankreich oder Deutschland ausliefert, während der nämliche 
Kanton zu der Auslieterung an den Nachbarkanton nach dem 
Bundesgesetze nicht angehalten werden könnte, wenn die 
Handlung innerhalb der Grenzen dieses Kantons begangen 
worden wäre. 

Eine Ausdehnung der Auslieferungspflicht auf alle straf- 
baren Handlungen mit Ausnahme der politischen und Reli- 
gionsdelicte, sowie der Widerhandlungen gegen fiscalische und 
rein polizeiliche Bestimmungen, wie sie der Referent Dr. 
Colombi vorgeschlagen und begründet hat, würde dem Uebel- 
stande abhelfen, wenn es nicht ausserordentlich schwierig 
wäre, im einzelnen Fall zu entscheiden, ob Regel oder Aus- 
nahme Platz greifen soll. Auch möchten mehrere Kantone 
ernste Bedenken tragen, die Auslieferung in so weitem Um- 
fange anzuerkennen, so lange die Strafgesetzgebung in ein- 
zelnen Kantonen entweder gar nicht oder in einer Weise 
codifieirt ist, welche den modernen Anschauungen nicht ent- 
spricht. Die Mittheilungen der Herren Staatsanwalt Kronauer 
und Dr. Weibel sprechen deutlich genug. 

Das schweizerische Auslieferungsgesetz beschränkt jedock 
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die Auslieferungspflicht eines Kantons noch mehr, indem es 
jedem Kanton die Befugniss gibt, die Auslieferang seiner 
Bürger und Niedergelassenen, also im Grunde aller in dem 
Kantonsgebiete Wohnenden zu verweigern, wenn der Kanton 
die Bestrafung selbst übernehmen will. Dem Auslande gegen- 
über sind von der Auslieferung nur Schweizer und nicht 
auch Niedergelassene ausgenommen. Einige Staaten sind 
selbst von diesem Vorbehalte abgegangen. So liefert dus 
stolze Grossbritannien der Eidgenossenschaft Engländer aus, 
welche in der Schweiz ein in dem Staatsvertrage vorgesehenes 
Delict begangen haben, da es den Engländer, welcher im 
Auslande ein Verbrechen verübte, nach dem strengen Terri- 
torialprincip nicht verfolgt. Dagegen liefert die Schweiz den 
Schweizer an England nicht aus. — Es fragt sich, ob das 
Princip der Nichtauslieferung gegeniber einem Staate, der 
eine zutrauenswürdige Strafgesetzgebung und Strafjustiz be- 
sitzt, nicht fallen gelassen werden sollte. Denn die Erwägung, 
dass der Bürger ein unveräusserliches Recht besitze, auf dem 
heimathlichen Boden zu verweilen, kommt einer Privilegirung 
des Verbrechens gleich, wenn dieses Recht in Collision tritt 
mit dem Strafanspruch eines auswärtigen Staates. Für den 
interkantonalen Verkehr trifft diese Begründung übrigens 
ohnehin nicht zu, da der Kantonsbürger, welcher an einen 
andern Kanton abgeliefert wird, die schweizerische Heimath 
nicht verlässt. Ueberhaupt passt der Begriff der „Auslie- 
ferung“ nicht für die Verhältnisse der Bundesglieder unter 
einander. Offenbar liegt dem Bundesgesetz auch nicht diese 
Erwägung zu Grunde, was schon aus der Gleichstellung von 
Bürgern und Niedergelassenen hervorgeht, vielmehr war auch 
hier die Furcht vor den mangelhaften Strafgesetzen und 
Strafjustizeinrichtungen das Motiv, welches den Gesetzgeber 
veranlasste den Vorbehalt aufzunehmen. Auch hier wäre man 
versucht, dem Referenten einfach beizustimmen, wenn er die Ver- 
nichtung der Ausnahme verlangt, allein auch hier mahnt der Ge- 
setzeszustand und die Strafjustiz einiger Cantone zur Vorsicht. 

Wenn nun die Forderungen des Herrn Referenten sach- 
lich vollkommen begründet sind, ihrer Verwirklichung aber 
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die Verschiedenartigkeit und theilweise auch die Mangel- 
haftigkeit der kantonalen Strafgesetzgebung entgegensteht, 
so kann nur ein Mittel helfen: die Vereinheitlichung 
des Strafrechts, des materiellen Strafrechts und, möchten 
die Meisten beifügen, auch des Strafprocessrechts. Dann 
wird es möglich sein, den Verkehr zwischen den Kantonen 
ohne Schwierigkeit zu normiren und genau festzusetzen, in 
welchen Fällen der Thäter im Kanton zu bestrafen ist, wo 
er delinquirte, und in welchen Fällen dem Kanton der Hei- 
math oder der Niederlassung eine Strafbefugniss vorbehalten 
werden darf. Je vollständiger die Unification durchgeführt wird, 
desto weniger zahlreiche Ausnahmen sind erforderlich. 

Deshalb gestatten sich 25 Mitglieder des Vereins im 
Anschlusse an die Besprechung des Bundesgesetzes über Aus- 
lieferung, die Vorbereitung eines einheitlichen schweizerischen 
Strafrechtes zum Gegenstande eines Antrages zu machen. 
Der Bundesrath soll ersucht werden, die vorbereitenden Ar- 
beiten an die Hand zu nehmen. Allerdings kann eine schweiz. 
Strafgesetzgebung erst in Berathung gezogen werden, wenn 
die Bundesverfassung eine Ergänzung gefunden hat, allein 
den Beginn der Vorarbeiten hindert diese Lücke der Ver- 
fassung nicht. Auch mit den Vorarbeiten für ein schweiz. 
Obligationenrecht wurde begonnen, bevor ein Verfassungs- 
artikel dazu aufforderte. 

Die Erfahrung lehrt, dass unter der Herrschaft der kan- 
tonalen Strafgesetze eine wirksame und erfolgreiche Be- 
kämpfung des Verbrecherthums in der Schweiz nicht möglich 
ist. Der Richter und die Gesetze sind an die engen Kan- 
tonsgrenzen gebunden, den Verbrecher aber binden sie nicht. 
Er flüchtet sich mit Hilfe der Dampfkraft in wenigen Stunden 
oder gar Minuten aus dem Kanton, in dem er die That be- 
gieng. So wird der Kampf zwischen dem Staat und dem 
Verbrecher zum Vortheil des Verbrechers und zum Nach- 
theil des strafheischenden Staates ein ungleicher. Ist die 
Strafe nun wirklich ein in der Form der Vergeltung geübter 
Rechtsschutz (und daran dürfen wir doch noch festhalten), so 
bedingt diese Zersplitterung und Schwächung der staatlichen 
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Strafgewalt eine Schwächung und Verringerung des Straf- 
rechtsschutzes. 

Es ist gewiss ein moralischer Schaden, wenn der 
Staat nicht den Strafrechtsschutz gewähren kann, den er ge- 
wäbren sollte; es ist aber damit auch ein volkswirth- 
schaftlicher Nachtheil verbunden, indem die Arbeit des 
Volkes, insbesondere Handel und Gewerbe nicht blühen, wenn 
nicht vollständige Sicherheit für Leben und Gut der Be- 
wohner des Kantonsgebietes besteht. Ueber den Mangel 
dieser Sicherheit wird in der Schweiz nicht selten und nicht 
mit Unrecht geklagt. An uns Juristen ist es, die Ursachen 
dieses Mangels aufzudecken. Die hauptsächliche Ursache ist 
die Zersplitterung der kantonalen Strafgesetzgebung. 

Wir streben die Einheit der Strafgesetzgebung 
in Interesse des staatlichen Rechtsschutzes gestützt auf die 
Ergebnisse der Praxis und mit Rücksicht auf die 
Gestaltung des modernen Lebens und des modernen 
Verkehrs an. Aus einer Unification wird aber auch die 
Wissenschaft des schweiz. Strafrechtes reichen Gewinn 
ziehen, der wieder den: Leben zu Gute kommen muss, wenn 
die richtige Wechselwirkung zwischen Theorie und Praxis 
‚besteht, wie sie namentlich seit Inkrafttreten des schweiz. 
Obligationenrechtes auf dem Gebiete des Civilrechts in er- 
freulicher Weise zu Tage getreten ist. 

Wir bitten daher um Ihre Zustimmung zu dem Antrage. 
Die Zahl der Zustimmenden wird den Bundesrath nicht über- 
zeugen, wenn es diein derSache vorgebrachten Gründe nicht ver- 
mögen. Die Ueberzeugung des schweiz. Juristenvereins wird 
aber für den Bundesrath nicht ohne Bedeutung sein. 

Herr Fürsprech Oswald, Luzern: Ich bin mit der Motion 
einverstanden und freue mich, dass hier eine Art offenes Ge- 
richt über unsere Rechtszustände gehalten wird. Es wird 
dies zur Besserung beitragen. 

«Nun aber wie soll es mit der Auslieferung gehalten 
werden gegenüber Cantonen, die kein Strafrecht haben? Ein 
eidgenössisches Strafgesetzbuch, allermindestens über Ver- 
brechen, muss gemacht werden und kann es auch leichter als 
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irgend eine andere Centralisation, ohne auf erheblichen Wider- 
stand zu stossen. 

Herr Dr. Stadlin, Zug, unterstützt ebenfalls die Unifica- 
tion. Zu den andern noch ein Beispiel cantonaler Eigen- 
thümlichkeiten: In Rothenthurm wurde vor 2 Jahren ein 
Fallimentsbetrug begangen; Anstifter war ein gewesener Re- 
gierungsrath des Cts. Zug, Werkzeug ein einfältiger Mensch 
in Schwyz. Letzterer wurde zu 8 Monaten Zuchthaus ver- 
urtheilt; der Anstifter dagegen wurde nicht ausgeliefert und 
dann von den Zuger Gerichten freigesprochen. 

Ich bitte die Aenderung des Auslieferungsgesetzes dennoch 
anzustreben; es ist ein Schritt zum Bessern. Dabei können 
wir immerhin auf die Einheit des Strafrechts hinarbeiten. 

Herr Dr. Schreiber, Rigi-Kulm, bittet den Referenten, die 
Verfassungsmässigkeit der Thesen noch zu beleuchten. 

Die Anwendung fremden Strafrechts gegenüber dem Aus- 
gelieferten nach der These des Referenten würde gegen den 
Grundsatz der (#leichheit vor dem Gesetz verstossen. Es ist 
daher richtiger, wenn man der Unzulänglichkeit gewisser 
Strafrechtspflegen dadurch entgegentritt, dass man beim Grund- 
satz der Nichtauslieferung der Nationalen bleibt. 

Da sich Niemand mehr zum Worte ıneldet, wird die 
Discussion als geschlossen erklärt und zur Abstimmung ge- 
schritten. Es liegen vor die Anträge des Referenten und 
des Correferenten und der Antrag Stooss und Genossen. Die 
Antragsteller vereinigen sich auf einen einzigen Antrag, der 
die Anträge Stooss mit denjenigen des Referenten vereinigt, 
soweit letztere nicht angefochten worden sind. 

Der vereinigte Antrag lautet demnach folgendermassen : 

. 1. Der schweizerische Juristenverein, überzeugt, dass ein 
wirksamer und erfolgreicher Kampf gegen das Verbrecher- 
thum nicht möglich ist, so lange die Zersplitterung der can- 
tonalen Strafgesetzgebungen fortbesteht, ersucht den h. Bundes- 
rath, die Vorarbeiten für die Vereinheitlichung des Strafrechts 
an die Hand nehmen zu wollen: 

2. En attendant l'élaboration d’un code pénal et d'une 
procédure pénale uniforme pour toute la Suisse, la loi fédé- 
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rale sur l’extradition de malfaiteurs ou accusés du 24 juillet 
1852 devrait être révisée et complétée de façon à réaliser 
surtout les postulats suivants: 

a. Abandonner tonte énumération des crimes ou délits 
donnant lieu à l’extradition, pour la remplacer par une règle 
générale. 

b. Etendre l’exception de l’art. 3 en faveur des délits 
politiques et de presse aux délits concernant la religion. 

o. Déférer à un seul et même tribunal le jugement sur 
toutes les infractions dont la même personne est accusée au 
moment de l'arrestation d’avoir commis dans plusieurs cantons. 

d. Etendre le for de l’auteur de l'infraction à ses com- 
plices, fauteurs et receleurs. 

Die Versammlung erklärt sich mit 50 gegen 4 Stimmen 
zu Gunsten dieses Antrags. | 

Herr Bundesrichter Roguin verwahrt sich gegen diese 
Abstimmung, soweit sie den ersten Theil des Antrags be- 
trifft, da zur materiellen Behandlung dieses Antrags keine 
hinreichende Gelegenheit geboten worden sei. 


IX. 

Die vom Quästor der Gesellschaft, Herrn Bundesrichter 
Roguin, vorgelegte Jahresrechnung ergibt folgenden 
Abschluss: 

Etat de la fortune sociale: 
1886, Sept. 1. Fortune sociale à ce jour . Fr. 13,968. 75 


1886/87. Cotisations pour 1887. n 2,815. 

61 entrées en 1886 . . . . n 305. — 
Legs du Président Forel . eg 200. — 
Intérêts des dépôts à la Banque r 343. 75 
Intérêts du compte courant { cantonale n 42. 55 
Recettes diverses . p 18. 90 


Fr. 17,693. 95 
Dépenses pendant l’année: 
Frais d'impression . . . . Fr. 1,109, 55 
Subside à la Zeitschr. f.schw.R. , 400. — 


———+-—— 


Transport Fr. 1,509. 55 Fr. 17,693. 95 
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Transport Fr. 1,509. 55 Fr. 17,693. 95 
Versementpourl’ouvrageHuber „ 3,032. 55 
Indemnités aux membres du 
comité . . . . . . n 503. 25 
Indemnités aux experts et rap- 
porteurs , . . . . . . n 241. 85 
Dépenses diverses . . . . , 184. 30 „ 5,471. 
Fr. 12,222. 45 


Cette fortune est représentée par 


3 Bons dépôt à la Banque cant. . . . . Fr. 9,500. — 
Solde en compte courant au 30 Sept. . . „ 3,416. 40 
Fr. 12,916. 40 

à déduire le solde redû au caissier . . . . , 693. 95 
S. E. et O. . . Fr. 12,222. 45 


Lausanne, 24. Septembre 1887. 
Le Caissier de la Société des Juristes: 
Jules Roguin. 


Namens der gestern bestellten Commission erstattet Herr 
Dr. Curzio Curti den nachfolgenden Bericht: 

La Commissione incaricata della revisione dei conti per 
l’anno sociale 1886/87 ha esaminato il resaconto presentato 
dal Cassiere della società e lo ha trovato regolare. Nel rias- 
sunto finale, alle ,spese diverse“, alla posta di fr. 184. 30, 
fatto il confronto con lo specchio dettagliato delle uscite, vi 
sarebbe una differenza in più, di fr. 7. 10 che non trovano 
riscontro in detto specchio. 

Le spese di quest'anno sommano a fr. 5471. 50, cioè a 
tr. 524. 40 in più di quelle dell’anno precedente. Anche le 
entrate (non tenuto calcolo del sussidio federale che figura 
nel conto dell’anno scorso) sono aumentate in quasi eguale 
proporzione cioè di fr. 507. 30. Ciò non ostante la sostanza 
sociale, che al chiudersi dello scorso anno sociale era di fr. 

3,968. 75, si riduce quest'anno a fr. 12,222. 45, avendo le 
uscite superato le entrate per la somma di fr. 1746. 30. 

Noi Vi proponiamo di approvare il rendiconto del Cas- 

siere coi ben meritati ringraziamenti. 
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Die Rechnung wird hierauf unter Verdankung abge- 
nommen und dem Vorstand ein Credit für das folgende Jabr 
von 400 Fr. eröffnet behufs Subsidie an die Revue und ein 
solcher von 800 Fr. für eine Preisaufgabe, letzteres mit Mehr- 
heit gegeniiber einem Antrag auf 900 Fr, 


X. 

Herr Prof. Dr. Meili, Zürich, bringt folgende Motion ein: 
Das Centralcomite des Juristenvereins ist ersucht, 
darüber zu berichten, ob es nicht im Interesse einer sorg- 
fältig durchdachten und gut redigirten Gesetzgebung zweck- 
mässig wäre, bei dem Bundesrath den Antrag zu stellen, 
er möchte eine ständige Expertencommission 
ernennen, welcher die Aufgabe zufallen würde, wichtigere 
eidgenössische Gesetze vor ihrem definitiven Erlasse, sowie 
bedeutendere Staatsverträge vor ihrem Abschlusse zu prüfen 
und den vorberathenden Behörden Begutachtungen einzu- 

reichen. 

Der Motionssteller begründet seinen Antrag in Kürze 
folgendermassen: 

1. Der gegenwärtige Rechtszustand in der Schweiz ist 
überaus complicirt in Folge des Ineinandergreifens der oan- 
tonalen und der bundesrechtlichen Gesetzgebungshoheit. 

2. Diese Schwierigkeiten werden vermehrt durch die in 
der Schweiz bestehenden drei Nationalsprachen. Wiederholt 
ist schon wegen des „frangais fédéral“ geklagt worden, — 
ein italiano federale giebt es nur desswegen nicht, weil einige 
hervorragende Juristen des Cts. Tessin sich die Mühe geben, 
die eidgenössischen Gesetze exact durchzusehen und in das 
Italienische zu übersetzen. 

Angesichts dieser Thatsachen glaubt der Motionssteller, 
es wäre überaus practisch, wenn an die Seite der politischen 
Instanzen eine neutrale juristische Commission treten würde, 
welche die eidgenössischen Gesetze vor ihrer Schlussberathung 
genau nach allen Richtungen zu prüfen die Aufgabe hätte. 
Allerdings müsse erwogen werden, in welchem Stadium diese 
Commission einzutreten hätte, damit nicht nachher gesagt 
werde, die Begutachtung komme zu spät. 
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ammission könnte sich in zwei Sectionen theilen: 
sine wesentlich privatrechtliche, 

sine öffentlich-rechtliche, 

die Staatsvertrige sollten vor ihrem Abschlusse 
çenau geprüft werden. 

deili ist bereit, dem Centralcomité später ein Ex- 
egen, in welchem er die Art des Vorgehens und 
reibung der Competenzen, welche der ständigen 
mmission eingeräumt werden 'sollten, näher ent- 
I 

Dr. Roguin, juge fédéral, Lausanne, estime que 
le M. Meili tend à créer une section de juriscon- 
à Couronne. Il n’est pas favorable à cette motion, 
8 l'autorité administrative fédérale sait bien faire 
experts pour l'élaboration des diverses lois fédérales, 
srait pas convenable que la Société des Juristes 
donner à ce sujet des directions plus ou moins 
, M. Roguin admettrait peut-être que la question 
te au comité pour faire rapport à la prochaine 
générale, mais il ne saurait se joindre à une prise 
ation immédiate de la motion de M. le prof. Meili. 
Jundesrichter Dr. Morel hält dafür, die Motion gehe 
dass die Frage vom Comite geprüft werde, ohne dass 
amlung jetzt schon bestimmte Wegleitung dem- 
gebe. Es hätte daher auch keine Abstimmung 
m. Unter Hinweis auf die bezügliche Gesetzgebung 
ı und Preussen befürwortet derselbe die Berathung 
# durch das Comite, 

: Dr. Ruchonnet, conseiller fédéral, s'associe aux 
M. Morel. Il a souvent exprimé le regret de 
une commission consultative chargée de revoir le 
ois fédérales. Il faut dire que les lois renfermant 
dispositions juridiques et pénales sont préparées 
départements et sans le concours de jurisconsultes, 
la coexistence de trois langues nationales est la 
dien de difficultés. Les trois textes d'une même 
vrent rarement absolument, M. Ruchonnet cite 
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quelques exemples de ces difficultés. Les traducteurs se 
gâtent en peu de temps et perdent le génie de l’une ou 
l’autre langue. Il y a des lois fédérales qui sans être abro- 
gées ont cessé d'exister. Il y aurait donc des avantages à 
ce que l'administration fédérale fût dotée d’un bureau per- 
manent chargé de veiller à la coordination et à la rédaction 
des lois. Il faudrait, ce qui serait difficile constitutionnellement, 
soumettre à ce bureau les lois après qu’elles ont été votées 
par les Chambres, parceque ce sont souvent les amendements 
de la dernière heure qui amènent des bizarrures et des ir- 
régularités. 

Il y a dans cet. ordre d’idées beaucoup de questions 
importantes. M. Ruchonnet verrait avec plaisir que l'initiative 
fût prise par la Société des Juristes. Il désirerait qu’elle fit 
aussi pour appuyer son voeu dresser un catalogue des con- 
tradictions, des disharmonies, des fautes de langue, qui se 
rencontrent dans nos diverses lois fédérales. 

Der Motionssteller erklärt sich mit der Auffassung Morels 
einverstanden, worauf mit grosser Mehrheit beschlossen wird, 
dem Comite die Frage zur Berathung zu überweisen: welche 
Mittel und Wege geeignet wären eine genauere Redaction 
und Uebereinstimmung der eidg. Specialgesetze und Staats- 
vertrige herbeizuführen. 


XI 
M. Grivet, Fribourg, soumet par écrit la question suivante 
à lu délibération de l’assemblée : 
„Par quels moyens pourrait-on arriver à une plus grande 
unification de la presse judiciaire en Suisse ?“ 
Voici la portée de cette question. 
Actuellement la plupart des juristes suisses reçoivent: 
Le Recueil des Arrêts du Tribunal fédéral, 
La Zeitschrift, 
La Revue de jurisprudence suisse, 
La Gazette des Tribunaux, 
La Revue judiciaire (Lausanne), 
La Semaine judiciaire (Genève), 
sans compter d’autres publications cantonales (Berne, Tessin). 
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Dans ces publications on retrouve presque toujours les 
mêmes arrêts. (C'est fatiguant, couteux, inutile. 

Je crois qu'on pourrait créer un journal unique, 
paraissant chaque semaine et renfermant les travaux théoriques 
et les arrêts. Les publications y seraient faites en allemand, 
ou en français, ou en italien, presque tous les juristes pou- 
vant lire dans les trois langues. 

Tout au moins pourrait-on s'entendre pour avoir un journal 
de langue allemande et un journal pour la Suisse française. 

Herr Prof. König beantragt Nichteintreten; er will der 
Tendenz entgegentreten, dass Motionen, deren Behandlung 
umfassende Vorarbeiten erfordert, einfach dem Comite über- 
wiesen werden, ohne dass der Motionssteller sich die Mühe ge- 
nommen, die nôthigen Materialien selber zu beschaffen. 

Herr Dr. Winkler, Luzern, beantragt dagegen Ueber- 
weisung an das Comite. 

Die Motion wird mit 28 gegen 15 Stimmen abgelehnt. 


XII. 

Das Prisidium theilt mit, dass Herr Advocat Gabussi 
einen Vortrag über tessinische Rechtsquellen 
vorbereitet habe. Da aber die Zeit zur Anhörung des Vor- 
trags nicht mehr ausreichen würde, wird die Arbeit dem 
Herrn Verfasser bestens verdankt und die Drucklegung des 
Vortrags und Vertheilung an die Mitglieder beschlossen. 


XIII. 

Als nächster Versammlungsort wird auf die 
Einladung des Herrn Ständerath Cornaz Neuenburg be- 
zeichnet. 

Schluss der Sitzung 12 Uhr. 

Bellinzona, den 27. September 1887. 

Namens des Vorstandes: 
Der Präsident: 
Prof. Zeerleder. 


Der Actuar: 


Dr. Zürcher. 























